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WESEN  DES  RECHTES 


UND  DER  RECHTSWISSENSCHAFT. 

Von 

Rudolf  Stajoclbr. 

Einleitung.  In  unabsehbarer  Menge  reihen  sich  die  Rechte  und 
Gesetze  der  Völker  aneinander.  Es  ist  eine  bunte  Fülle,  eine  mannigfaltige^ 
stets  wechselnde  Schar,  die  hier  an  unserem  Auge  voraberzieht  Wie 
mSgen  sie  in  Ordnung  und  Einheit  sich  fi^n?  In  wacher  glddunäfligen 
Methode  kann  man  sie  allgemein  überschauen  und  qrstematisch  beherrschen? 
Wo  ist  ein  fester  Halt  der  Gedanken,  von  dessen  Standort  aus  das  wilde 
Getümmel  der  Einzelheiten  sich  kritisch  richten  und  bestimmen  läßt? 

Der  erste  Versuch  einer  Antwort  auf  solche  Fragen  betrifft  wohl  zu- 
meist das  einheimische  und  das  im  Augenblicke  geltende  Recht  Man 
sammelt  den  besonderen  Inhalt  der  einzelnen  Satzungen  und  Einrichtungen 
unserer  Zeit  und  unseres  Landes,  sucht  Sinn  und  Bedeutung  und  praktische 
Sondeifolgen  der  teehnitdi  geformten  Paragraphen  des  gesetsten  Redites 
Idarzulegen  und  die  yielTerschlungenen  positiTen  Nonnen  uberrichtfich 
darzustellen. 

Doch  was  ist  es  denn,  das  also  hier  sich  eingefunden  hat?  —  Nim,  atdubafriS. 
die  „rechtliche"  Regelung  dieses  Gemeinwesens.  —  Aber  woran  erkennt 
man,  ob  eine  Norm  hierher  gehört  und  nicht  vielmehr  einem  anderen 
allgemeinen  Begriffe,  als  dem  des  Rechtes,  zu  unters^m  ist?  Was  ist 
das  „Recht«? 

Es  würde  nicht  ausreichend  sein,  zur  Beantwortung  dieser  Frage  eine 
gewisse  äufiere  Beschreibung  von  Regeln  zu  versuchen,  die  im  großen 

und  ganzen  —  nach  einer  Art  stillschweigender  Verabredung  einer  An- 
zahl von  Schriftstellern  —  als  „rechtliche"  Sätze  bezeichnet  werden;  denn 
dieses  würde  keine  sachlich  genügende  Abgrenzung  noch  Begriffs- 
bestimmung sein  und  könnte  die  Gewähr  der  VoUstftnd^keit  nidit  über- 
nehmen: weder  für  den  beschriebenen  Gegenstaiid,  nodi  in  dessen  hervor- 
grehobenen  EigenachaftMi.  Und  es  g^t  nicht  an,  den  BegriS  „des« 
Rechtes  etwa  aus  gehäufter  AuMhlung  von  besonderen  Rechts- 
erfahrunpen herausziehen  zu  wollen;  da  doch  jede  einzelne  „rechtliche" 
Tatsache  schon  eine  eigene  Anwendung  des  allgemeinen  Begriffes  „des" 
Rechtes  ist  und  diesen  deshalb  zu  ihrer  Feststellung  logisch  voraussetzt. 
Statt  dessen  ist  nötig,  das  Ganze  der  sozialen  (nicht:  der  „rechtlichen**) 
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n  RCDQLr  Stamklbr:  Wesen  dee  Rechtes  und  der  ReditsirissenBcliaft. 

Erfahrung  zu  untersuchen,  da  in  dem  Problem  des  gesellschaftlichen 
Daaeiiis  der  Menschen  derRechtsgedaoke  zwdMlos  auftritt,  und  in  diesem 
die  allgemein  ermöglichenden  Bedingungen  fOr  den  Begriff  des  Rechtes 
durdi  kritische  Besinnung  festzustellen  und  in  seinem  formalen  Verhältnts 

zu  Moral  und  Sitte  und  willkürlicher  Grewalt  zu  bestimmen. 
B<m1iimwmh  Hierbei  tritt  jedoch  vor  iillem  anderen  und  von  vornherein  ein  Merkmal 
hervor,  das  unbestritten  dem  Rechte  als  solchem  eignet:  das  Moment  des 
rechtlichen  Zwanges.  Es  ist  nicht  nötig,  über  dessen  Erschaffung  und 
ErUSrung  an  dieser  Stelle  schon  eine  bestimmte  Vorstellung  sich  zu 
machen,  es  genügt  zum  Entwerfen  der  Fragestellung  die  Beobaditung, 
daß  jede  juridische  Ordnung,  eben  in  ihrer  Eigenschaft  als  „rechtliche", 
den  Anspruch  erhebt,  ein  ihr  widerstrebendes  WoHmi  niederzubeugen  und 
das  von  ihr  geregelte  Verhalten  der  Unterstellten  auch  tatsächlich  zu  er- 
wirken. Es  ist  dieser  Zwangsanspruch  des  Rechtes,  der  dann  nicht  selten 
einer  grundsätzlichen  Anzweiflung  unterlegen  ist,  in  besonderer  Art  in  der 
Neuzeit  von  der  Theorie  des  Anarchismus.  Und  einem  solchen  Zweifel 
kann  wieder  nur  durch  theoretische  Begründung  des  Rechtszwanges 
begegnet  werden,  eine  BegrQndung,  von  der  in  sich  klar  ist,  daß  rie  auf 
das  Wesen  des  Rechtes  in  unbedingt  allgem«ner  Art  zurückzugehen 
hat,  dagegen  nicht  auf  die  Betraditung  des  besonderen  Inhaltes  einer 
bestimmten  rechtlichen  Ordnung  gestützt  zu  werden  vermag. 
KiMadw  Bc-  Allein  auch  wenn  jemand  gerade  den  gegebenen  Inhalt  eines  ge- 
"J^JI^J^^^  schichtlichen  Rechtes  kritisch  ansieht,  so  bedarf  er  zu  einem  sachhch  ab- 
RMtoiBiiaite^  wägenden  Urtdl  eines  allgemein  geltenden  Maßstabes.  Denn  hier  kommt 
der  dgene  Zwei£d,  der  nie  zu  unterdrucken  ist:  Ob  eine  bestimmte  Regel, 
die  von  Rechts  wegen  positiv  besteht,  so  denn  auch  sein  sollte?  Ent- 
spricht die  gerade  geltende  rechtliche  Norm  oder  Einrichtung  in  ihrer  beding- 
ten Lage  dem  Gedanken  der  Gerechtigkeit?  Ist  unter  den  vorliegenden 
Umständen  diese  oder  jene  Bestimmung  des  Rechtes  die  richtige? 

Die  Frage  nach  dem  Wesen  des  Rechtes  löst  sich  daher  in  drei 
Aufgaben  auf: 

X.  Was  ist  Recht?  Welcher  allgemeine  Begriff  liegt  also  jeder 
Rechtsbetrachtung  unbedingt  zugrunde,  damit  sie  überhaiqvt  dne  „redit* 

.liehe*'  mit  Fug  heißen  kann? 

2.  Begründung  der  verbindenden  Art  des  Rechtes:  Wie  ist  es 
zu  begreifen,  daß  jedes  Rechtsgebot,  gleichviel  wie  sein  Inhalt  laute,  nur 
weil  es  eine  „rechtliche"  Norm  ist,  Gehorsam  richtigerweise  fordern  darf? 

3.  Wann  ist  der  Inhalt  einer  Rechtsnorm  sachlich  begründet? 
Was  für  ein  einheitliches  Verfahren  hat  der  „rechtlich"  Wollende  zu 
beobachten,  wenn  der  besondere  Inhalt  seines  Wollens  richtig  sein  soll? 

Alle  drei  Probleme  liaben  das  gemeinsam,  daß  rie  sich  durch  das 
bloße  Betrachten  der  Besonderiieiten  von  bestimmten  geschichtlichen 
Rechten  nicht  erledigen  lassen.  Die  hierbei  zu  entwickelnden  Begriffe 
und  Lehren  haben  unbedingt  bei  jedem  denkbaren  Rechte  Anwendung  zu 
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finden.  So  muß  auch  die  Lösung  in  einer  eigenen  grundlegenden 
Methode  beschafft  weiden,  defea  Verfolgung  von  dem  Darlegen  des  be- 
sonderen Inhaltes  dieser  oder  jener  Rechtsordnung  unabhängig  ist 
Man  wird  der  uns  gestellten  Angabe  nur  genfigen  können,  wenn  man  in 
toitischer  Selbstbesinnung  die  empirischen  Daten  des  sozialen  BewuAU 
seins  zerg-liedcrt  und  dio  formalen  BedinGfung-on  klarlogt,  unter  deren 
einheitlicher  Verwertung  allein  eine  Antwort  auf  die  eben  genannten  drei 
Fragen  möglich  erscheint.  Das  System  der  also  überall  vorausgesetzten 
Bedingungen  gegenständlicher  Rechtserkenntnis,  seine  theoretische  Be- 
deutung und  praktische  Anwendung  bilden  nun  des  genaueren  den  Gegei^ 
stand  unserer  Betrachtung. 

Die  dadurch  geforderte  Besinnung  ist  in  ihrem  Grrunde  eine  Aufgabe 
.des  wissenschaftlichen  Denkens.  Sie  bedarf  des  bewußten  Heraus- 
schälens  der  Grundfrapr,  des  Handhabens  einer  kritisch  g^efcsteten  Methode, 
der  Stütze  einer  allgemeingültigen  Theorie.  Ohne  das  mögliche 
Zurückgehen  auf  eine  einheitliche  Grundlehre  muß  jedes  richtende 
Urteil,  das  irgendwie  in  rechtUcüien  Dingen  ergeht,  bloA  von  subjek- 
tivem Werte  sein  und  der  objektiven  BegrOndung  ermangeln.  Im 
gewöhnlichen  Leben  beruft  man  sich  zwar  h&ufig  auf  s«n  «Rechtsgeffibl**.  »infingniiiii". 
Aber  das  würde  nur  heißen  können,  daß  jemand  ein  allgemeingültig 
richtiges  Urteil  über  rechtliche  Fragen  ganz  „von  selbst«  aus  seiner 
„geistigen  Organisation"  her  bekäme.  Es  wäre  jene  Berufung  im  Kerne 
also  nur  die  Angabe  einer  mystischen  Herkunft  eines  angeblich  begrün- 
deten kritischen  Urteiles,  aber  keineswegs  eine  systematische  Begründung 
dieses  letzteren  selbst,  das  vielmehr  jeder  Anzweiflung  der  (hierbei  er- 
&hrungsmäffig  zahlreichen)  Gegner  schutzlos  prdsgegd>ea  sdn  mfifite. 
Die  Frage  nach  Begriff  und  Begründung  des  Rechtes,  wie  die  Angabe, 
worin  der  Gedanke  der  ausgleichenden  Gerechtigkeit,  das  ist  der  grund- 
sätzlichen Richtigkeit  eines  rechtlichen  Wollens,  sein  sachliches  Merkmal 
habe,  wird  durch  jene  Aufstellung  einer  unerklärten  und  rätselhaften  Ent- 
stehungsweise nicht  beantwortet  In  der  Tat  bekommt  aber  auch  kein 
Mensch  die  allgemdngultigen  Gredanken  über  Recht  und  Gerechtigkeit 
mit  auf  die  Welt  Sie  werden  von  jedem  einzdnen  unter  vielen  besonderen 
Eindrücken  erst  erwMben.  In  diesem  Sinne  heifit  das  viel  berufene 
«Rechtsgefühl"  nichts  anderes,  als:  zufallig  und  unvollstSndig  zusammen- 
geraffte Rechtskenntnis  und  Rechtsbeurteilung. 

Dem  gegenüber  ist  es  ja  weithin  bekannt,  wie  unsere  Probleme  seit 
alten  Zeiten  das  Nachdenken  der  Menschen  in  eindringhcher  Weise  be- 
schäftigt haben.  Von  besonderem  Intecesse  wnd  f&r  die  Kultur  der 
Gegenwart  drm  Grrundrichtungen,  die  «ne  Antwort  auf  die  vorhin  ge- 
sdiildeiten  Au^ben  zu  liefern  unternommen:  Das  Natuirecht^  die  historische 
Redbtsschule  und  die  materialistische  Geschichtsauffassung.  Wir  wollen 
zuerst  diese  drei  vezschiedenen  Theorien  über  das  Wesen  des  Rechtes 
erörtern. 
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A«  PrOhere  Rechtsthaorieo. 

L  Das  Natttrrecht  Wenn  in  einer  entwickelten  Kultur  Schäden 
ridi  xdgen,  wenn  die  bestehenden  Zustände  in  vielem  unbegreiflich  oder 

auch  nur  allzu  verwickelt  werden,  so  flüchtet  g-ar  mancher  t^em  zur 
„Natur"  zurück.  Sie  ist  es,  die  alsdann  einen  festen  Halt  gegenüber 
willkürlichem  und  entartetem  Treiben  und  Begehren  liefern  soll.  So  ist 
auch  zu  aUen  Zeiten  versucht  worden,  dem  positiv  geordneten  Rechte 
en^;egen,  das  nur  zu  oft  f^eifaaft  und  xuüllig  erschien,  dn  natür- 
liches Recht  SU  entdecken,  dn  Recht,  das  «mit  uns  geboren  ist*. 

Dieser  Gegensatz  ist  der  am  meisten  besprochene  in  der  ganzen 
theoretischen  Betrachtung  des  Rechtes.    Er  tritt   in  besonders  scharfer 
und  klarer  Weise  in  der  Rechtsphilosophie  der  Griechen  hervor,  ist  danrv 
im  Mittelalter  von  der  Kirche  und  der  scholastischen  Philosophie  aufrecht- 
erhalten und  gepflegt  worden  und  hat  sich  in  verschiedenen  Ausführungen, 
Begründungen  und  Nutzanwendungen  Ins  in  unsere  Tage  erhalten.  Es 
würde  an  dieser  Stelle  zu  weit  fähren,  den  einzelnen  Systemen  natmv 
rechtlicher  Richtung  in  genauer  Darlegung  zu  fblgen;  ixägt  man  aber, 
welches  der  gemeinsam  unterliegende  Gedanke  ist,  der  fireHlch  weder  von 
seinen  Vertretern  noch  seinen  Gegnern  immer  klar  ausgesprochen  worden 
NMamcht  ist,  SO  entspricht  ihm  diese  Begriffsbestimmung:   Naturrecht  ist  ein 
Recht,  das  in  seinem  Inhalte  der  Natur  entspricht  —  Dabei  ist 
als  „die  Natarps  die  lüer  als  Mafistab  für  den  lohalt  des  Rechtes  auf- 
tritt, ein  Doppeltes  au^enommen  worden:  bald  die  Natur  des  Menschen, 
bald  die  des  Rechtes. 
MMrdet       In  erster  Linie  hat  man  von  alters  her  versucht,  die  menschliche 
"""^  Natur  zu  verwerten.  Besonders  stark  geschah  dies,  als  Hugo  Grotius  es 
unternahm,  in  dieser  Weise  eine  allgemeingültige  Grundlage  des  Rechtes 
zu  finden,  die  von  jeder  Unterstützung  durch  kirchliche  Lehre  unabhängig 
sei,  und  die  auch  ein  Atheist  als  wissenschaftlich  feststehend  anzunehmen 
habe.  Die  Natur  dachte  man  uch  dabei  als  bestimmte  Grundeigenschaften, 
die  dnem  jeden  Mensdien  aUgemdng&hig  und  in  unbedingter  Weise  zu> 
kamen.  Welche  Eigenschaften  dies  jedoch  wären,  darüber  gingen  die 
Ansichten  standig  weit  auseinander.  Grotius  gab  als  solche  den  appeütus 
snciefnfis  an,  den  natürlichen  Trieb  des  Menschen  nach  dauernder  und 
friedlicher  Vereinigung  mit  seinesgleichen,  Hobbes  umgekehrt  die  Furcht 
des  einen  vor  dem  anderen,  aus  der  in  Ermanglung  des  Rechtes  ein 
bellum  omnium  contra  omnes  entspringen  würde;  Pufendorf  verwies  auf 
den  Sdbsterhaltungstrieb  aller  Lebewesen  und  auf  die  natürliche  Ifil^ 
kMigkeit  (imieciUUasJ  des  Mensdien,  £e  ihn  zu  einer  diese  über«rind«iden 
GeselHgkf  it  rsocialitas)  führen  müsse,  und  Thomasius  berichtigte  dieses 
in  der  Aufstellung  des  menschlichen  Grundtriebes,  möglichst  lang  und 
glücklich  zu  leben.  —  Und  diese  Verschiedenheit  der  Angaben  setzt  sich 
bis  in  die  neue  Zeit  fort,  in  der  die  Berufung  auf  „die  menschliche  Natur*^ 
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nameatlidi  in  der  Iit«ratiir  des  Soaalisiniis  ihre  RoUe  spielt  Hier  iat  rie 
bald  ni  dessen  Empfehlmig  erfolgt,  wie  in  dem  utopischen  Aufbau  des 
FMmuÜre  des  Fourier,  bald  zu  seiner  Bdcampftmg  angesogen  worden, 

X.  B.  von  Ad.  Wagner,  SchSfer  u.  a.,  die  den  sozialistischen  Staat  mit  der 
menschlichen  Natur  für  unvereinbar  erklaren  und  nun  allerdings  als 
Kemzug  dieser  bald  die  Wirtschaftlichkeit,  bald  auch  deren  Gegenteil, 
verbunden  mit  dem  Trieb  nach  Ehre  und  Auszeichnung,  sowie  das  Freiheits- 
gefühl  angeben. 

Li  der  Tat  ist  das  Heranziehen  der  „Natur"  des  Menschen  bm  dem 
Bearbeiten  der  naturreclitliclien  Au%aben  methodisch  ungemgnet  gewesen. 
Denn  wenn  man  alle  geschichtlichen  Besonderheiten  in  den  Eigenschaften 
und  Trieben  der  Menschen,  wodurch  sie  sich  in  der  Erfahrung  zweifellos 
voneinander  unterscheiden,  wegläßt,  so  bleibt  überhaupt  nichts  übrig,  als 
physiologische  Anlagen,  die  der  Ausbildung  und  Erziehung  noch  harren. 
Hieran  ändert  auch  der  Hinweis  auf  die  „Eigenhebe eines  jeden  Menschen, 
als  natOrliche  Triebfeder  behaiqptet,  deÄalb  nichts,  weil  dies  in  ^ch  noch 
undeutUdi  und  vag  bleibt  Es  bleibt  offene  Frage,  in  welcher  Stbke  und 
in  was  für  mner  Richtung  den  dnzelnen  die  liebe  su  sich  sdbst  trribt 
oder  hinreißt  Schon  die  gewöhnliche  Beobachtung  liefert  hier  genug 
Material  zur  Feststellung  der  allergrößten  Verschiedenheiten  in  der  Ver- 
folgung der  Zwecke,  auf  deren  Art  und  Weise  hier  ja  alles  ankommt. 
Die  rechte  Art  der  Zwecksetzung  ist  eben  nicht  von  Natur  dem 
Menschen  eingepflanzt.  Er  bringt  sie  nicht  mit  auf  die  Welt;  noch  auch 
entwickdt  sie  rieh  an  ihm,  als  natfirlidiem  Lebewesen,  in  natumotwendiger 
und  bei  aUen  Menschen  völlig  gleicher  Weise.  T^ebnehr  muB  er  zu 
der  genannten  Art  des  Wollens  erzogen  und  angeleitet  und  angehalten 
werden.  Folglich  ist  für  das  richtige  Wollen  nicht  eine  natürliche  Art 
des  Menschen  ein  unbedingter  und  allgemeingültiger  Maßst.ab,  sondern 
dieser  muß  erst  als  eigene  Gesetzmäßigkeit  der  Zwecke  kritisch  eingesehen 
und  dargelegt  werden  und  ist  nicht  von  einer  nicht  recht  faßbaren  mensch- 
fichen  „Natur**,  sosusagen,  von  auAen  her  su  erwarten. 

IMe  zweite  Richtung  des  Naturreditea  gebt  auf  die  Natur  des  »mk 
Rechtes  zurüdc  Ifier  bdfit  das  Wort  „Natur**  dasselbe  wie  Wesen. 
Es  wird  mithin  nach  dem  obersten  einheitlichen  Grundgedanken  gefinsgt^ 
nach  welchem  Begriff  und  Anwendung  des  Rechtes  überhaupt  einen  ver- 
ständlichen Sinn  haben  kann,  um  danach  begründete  Kechtssätze  weiterhin 
aufzustellen. 

Der  scharüste  schöpferische  Denker  dieser  Richtung  war  Rousseau: 
Du  cmUrtU  soekU  ou  prituipes  du,  draii  publique  (1762).  Er  fragt:  Wie  an 
die  Stelle  vra  wiUkfiriicher  Gewalt,  die  hu  der  Gesdiidite  Insher  unanfr 
hörlich  erlebt  worden  ist,  ein  innerlich  begründeter  Zustand  des 

Rechtes  gesetzt  werden  könne?  Dies  sei  nur  möglich,  wenn  man  den 
obersten  Gedanken  des  Rechtes  im  Sinne  eines  Gesellschaftsvertrages 
faßt  —  Es  ist  ein  nicht  seltenes,  starkes  Mißverständnis,  als  ob  dieser 
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tönträt  Sffci4ti  dts  Rousseau  dne  geschichtliche  Tatsache  sein  aollte 
und  uns  die  zeitlich  erste  Entstehung-  des  Redites  in  der  Menschen^ 
gMdüchte  erzählen  möchte;  —  ^elmehr  will  er  eine  Formel  für  dia 
oberste  Idee  des  Rechtes  geben  und  dio  allgemeinn  Richtlinie  für  ge- 
rechte Gesetze  bezeichnen.  —  Solche  seien  dann  da,  wenn  sie  der 
volonte  generale  entspringen.  Dies  aber  ist  nicht  einfach  der  Wille  aller 
oder  der  Mehrzahl,  sondern  bedeutet  eine  Maxime,  welche  das  Wohl 
aller  Menschen  übeihaupt  zur  Riditschnur  nimmt  Das  ist  Rousseaus 
Definition  der  Tugend.  Ihr  nachzustreben  ist  das  dazige  unbedingte  Gebot 
fBr  menschliches  Wollen.  —  Für  die  Betätigung  dieses  Zieles  sei  es  nötig, 
allen  Genossen  Anteil  an  der  obersten  Gewalt  zu  geben;  es  müssen  die 
Herrscher  mit  den  Beherrschten  zusammenfallen.  Darum  könne  die 
Souveränität  nicht  vertreten  werden;  die  Abgeordneten  des  Volkes  seien 
also  nicht  seine  Repräsentanten,  sondern  nur  Geschäftsführer,  die  nichts 
unabänderlich  beschließen  können.  Dagegen  bestehe  die  Vallsiehung  der 
Gesetze  in  ihrer  Anwendung  auf  den  einzdnen  Fall  und  gdidre  folgfidi 
nicht  zum  Tmzfcungsknuse  des  souveränen  Volkes,  das  nur  den  aUgemnnen 
IK^en  äußere,  sondern  der  Regierung,  die  als  Demokratie,  Aristokratie, 
Monarchie  nach  der  Art  der  rechtmäßigen  Ausübung  der  vollziehenden 
Gewalt  verschieden  eingerichtet  sein  kann. 

Der  gewaltige  Einfluß,  den  Rousseau  auf  die  Geschichte  seiner  Zeit 
imd  durch  die  französische  Revolution  auf  die  folgenden  Perioden  bis  zur 
Gregenwart  ausgeübt  hat,  bt  allgemein  bekannt  Auch  in  der  Reciits« 
tiieorie  stehen  scmst  führende  Geister,  vor  allem  Kant,  ganz  unter  seinem 
Banne.  Erst  ziemlich  qiät  hat  dch  ein  prinzi|de]]er  Widerspruch  finden 
lassen. 

Dabei  war  ein  Fehler  jener  Forschung  wahrlich  nicht  in  der  Frage- 
stellung als  solcher  gegeben.  Von  „der  Natur  des  Rechtes"  reden  auch 
heute  Anhänger  der  geschiciitlichcn  Rechtsschule  und  sonst  empiristisch 
gerichtete  Juristen.  Wdcher  denkende  Mann  wird  denn  auf  das  Nach» 
sinnen  über  die  rechte  allgemeine  Mediode  aller  Rechtsbetracbtung  und 
die  Moglidikeit  eines  festen  Haltes  gegenüber  den  zerstreuten  Einzdheiten 
verzichten  und  sich  zum  bloßen  Tecbniker  begrenzter  Paragraphen  machen 
wollen!  —  Der  Fehler  jener  Versuche  aus  der  Aufklärungsperiode  lag 
vielmehr  in  der  Art  der  Ausführung,  da  sie  nämlich  ein  ausgeführtes 
Rechtsbuch  mit  einem  unwandelbaren  Inhalt  entwarfen.  Das  geht  nicht 
an.  Denn  der  Inhalt  des  Rechtes  geht  auf  die  Regelimg  von  mensch- 
Hchem  Zusammenwirken,  das  auf  Bedürfidsbefriedigung  geriditet  ist 
Alles,  was  «ich  aber  auf  menschliche  Bedürfnisse  und  auf  die  Axt  von 
deren  Befriedigung  bezieht,  ist  steter  Verändenmg  unterworfen.  Es  gibt 
keinen  einzigen  Rechtssatz,  der  seinem  positiven  Inhalte  nach 
unbedingt  feststände.  —  Statt  dessen  kann  nur  die  Aufgabe  bestehen, 
eine  allgemeingültige  formale  Methode  festzustellen,  in  der  man 
den  notwendig  wechselnden  Stoff  geschichtlich  bedingten  Rechtes  dahin 
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richten  und  bestimmen  mag,  daß  er  die  Eigensdiaft  des  objektiv 
Richtigen  eihalt 

n.  Die  historische  Rechtsschule.    Dies  ist  eine  besonders  ge- 
artete Rechtsphilosophie,  die  im  Beginne  des  19.  Jahrhunderts  im  Zu- 
sammenhang mit  der  allgemeinen  Richtung  jener  Zdt»  der  Romantik,  ReonSMte 
entstand.   Ihre  letste  maAgebliche  Auflassung  ist  die,  daft  neben  dem  o**""^ 

Menschen  uberindividuelle  Wesenheiten  stehen,  deren  höchste  das  „Volk" 
sei.  Sie  stellen  reale  leibüch -geistige  Einheiten  dar.  Von  besonderer 
Bedeutung  sei  die  Seele  des  Volkes,  ein  psychisches  Gesamtphänomen, 
welches  zwar  für  sich  wissenschaftlich  nicht  erforschlich  sei,  das  aber 
seine  Realität  innerhalb  der  Welt  der  Erfahning  darin  er\veise,  daß  es 
in  den  Gliedern  des  Volkes  gewisse  gemeinsame  Überzeugxmgen  über 
mandierlei  Fragen  erwecke.  Wenn  diese  auf  „'rechtliche«  Dii^  ge- 
richtet s«,  so  sei  sie,  die  Überzeugung,  bereits  das  Recht  Der 
Gesetzgeber  habe  das  schon  bestehende  Recht  nur  zu  formulieren  und 
zu  redigieren.  „Das  Volk",  sag^t  Savigny,  „ist  eine  natürliche  Einh^^ 
welche  durch  die  einander  ablösenden  Geschlechter  lündurchgeht";  .  .  . 
„es  ist  der  in  allen  einzelnen  gemeinschaftlich  wirkende  Volksgeist,  der 
das  positive  Recht  erzeugt,  das  also  für  das  Bewußtsein  jedes  einzelnen, 
nicht  zufällig,  sondern  notwendig  ein  und  dassdbe  Redit  ist*< 

Die  Einheit,  welche  nach  dieserRecbtstheorie  allen  einzdnenrecl^ciien  DmYOuw^ 
Sätzen  und  Einrichtungen  zugrunde  lieget,  ist  hiernach  der  Volksgeist, 
der  als  eigenes  Ding  außer  uns  existiere.  Kr  ist  also  auch  der  eigentliche 
Gegenstand  jeder  hier  einschlägigen  wissenschaftlichen  Untersuchung.  Die 
Betrachtung  der  Sprache,  der  Sitte,  des  Rechtes  eines  Volkes  ist  nur 
ein  Mittel  zu  einer  Erkenntnis  des  Walteos  eines  Volksgeistes,  die  sich 
vervollkommnen,  wenngleich  nidit  in  abgeschlossener  VoUstSndigkeit  er- 
reichen läAt  Daraus  eigibt  sich  weiterhin  als  grundlegende  Angabe  der 
rechtswissenadiaftlichen  Untersuchung  die  rechtshistorische  Frage,  —  nicht 
bloß,  weil  das  Gewordene  aus  der  analytischen  Verfolgiing  seines  Werde- 
ganges in  seinem  bedingten  Dasein  deutlicher  beleuchtet  und  durchschaut 
werden  kann,  sondern  in  der  Absicht,  (Ins  eigentliche  Objekt  der  Be- 
trachtung, den  Volksgeist,  aus  seinen  Äußerungen  im  Gange  der  Rechts- 
gescilichte  besser  in  seiner  Eigenart  vostehen  zu  kOnnen. 

Endlich  folgt  aus  jenen  Prämissen,  dafi  es  für  die  geschichtilcfae 
Reditstheorie  eine  selbständige  kritisdie  Betrachtui^  des  Inhaltes  eines 
Rechtes  nicht  gibt  Denn  die  rechüiche  Ordnung  ist  ja  die  von  dem 
Volksgeiste  zwingend  erschaffene  gemeinsame  Überzeugung,  und  über 
diesem  besteht  keine  weitere  Instanz.  Höchstens  kann  man  ihn  miß- 
verstehen und  etwas  als  Recht  ausgeben,  was  in  Wahrheit  jenem  Merkmal 
gar  nicht  entspricht  Eine  Auseinandersetzimg  mit  dem  Problem,  wie 
neben  der  Betrachtung  des  Werdens  eines  Gegenstandes  dessen  Sein 
in  eigener  Richtung  erwogen  und  bestimmt  sein  will,  und  letzteres  sogar 
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unvermeidlich  den  logischen  Primat  vor  dem  ersteren  habe,  findet  sich 
hA  den  Anhäi^ni  der  beqMrocfaenen  JRichtm^  nicht  Und  doch  ist  zu 
beachten,  daß  etwas,  das  in  genetischer  Hmsicht  als  notwendig  vec^ 
lirsacht  erkannt  ist,  iOr  die  systematische  Betrachtung  zufällig  sein 
kann;  auch  Sinnestäuschungen  und  inhaltlidi  schlechtes  Wollen  entstehen 
in  iiistorisch  notwendigem  Prozeß. 

Aber  auch  gegen  die  Art  der  genetischen  Au£fiassung  der  historischen 
Kechtsschule  bestehen  ungelöste  Bedenken. 

IKe  Vorstellung  von  dem  „Volke"  als  einem  beseelten  und  denkenden 
Wesen  außer  uns  würde  nur  dann  wissenschaftlich  begründet  sein,  wenn 
MO  notwendig  wäre,  um  den  Gedanken  des  menschlichen  Gemeinsdiafts- 
ldi>ens  einheitlich  zu  &8sen  und  das  soziale  Dasein  der  Menschen  als 
eigenen  Gegenstand  zu  begreifen  und  einzusehen.  Denn  die  Vorstellung^ 
eines  Dinges  als  eines  denkenden  Wesens  bedeutet  die  Übertragung 
meines  Selbstbewußtseins  auf  etwas,  das  ich  mir  ohne  diese  übertragende 
Vorstellung  nicht  zu  denken  vermag,  z.  B.  auf  ein  Lebewesen,  das  ein 
liensdi  ist,  wie  ich  selbst  Nun  kann  man  aber  das  gesellschaftliche 
Leben  der  Menschen  sdur  wohl  in  eigener  Mediode  erhalten  und  als 
Objekt  selbständiger  wissenschafUicherBetrachtui^  einsehen  und  erforschen, 
ohne  die  Vorstellung  zu  Hilfe  zu  nehmen,  daß  es  selbst  eine  Mblichp 
geistige  Einheit  im  Sinne  einer  überindividuellen  Wesenheit  sei. 

Dazu  kommt  dieses.  Das  „Volk"  soll  als  ein  natürliches  Ding 
.  neben  den  Menschen  stehen,  und  sein  „Geist"  die  gemeinsamen  Über- 
zeug^gen,  so  auch  die  des  Rechtes,  bewirken.  Mithin  würde  es  zu 
den  Gegenständen  der  Erfahrung  zählen  und  müßte  deshalb  audi 
den  Grundgesetzen  der  Erfahrung  unterliegen.  Es  bleibt  aber  un^ 
deutlich,  wie  ein  Volk  oder  ein  anderer  menschlicher  Verband  eine  leib- 
liche Einheit  sein  können,  da  sie  doch  im  Räume  nicht  angetroffen 
werden,  und  ein  „leiblicher"  Gegenstand,  der  nicht  unter  der  Bedingung 
der  räumÜchen  Anschauung  stände,  einen  inneren  Widerspruch  bedeutet 
Und  fernerhin  gehört  es  zu  den  Grundsätzen  der  Erfahrung,  daß  jede  Ursache 
einer  Verandemng  selbst  wieder  die  Wiriniqg  mner  Tonuisgegangenen 
Ursache  ist,  so,  daß  bdm  Strichen  dieser  Methode  eine  elnsdilSgige 
Behauptung  von  objektiver  Gnhigfceit  nicht  mehr  begreiflich  ist  Der 
Volksgeist  im  Sinne  der  hier  erwogenen  Lehre  wird  aber  zugleich  als 
Ursache  der  Rechtsschöpfungen  und  Rechtsänderungen  aufgestellt  und 
doch  als  unbedingte  Einheit  über  dem  Wandel  der  Völkergeschichte  be- 
hauptet, unabhängig  von  den  einzelnen  Veränderungen  und  von  ihnen 
selbst  lüdit  verurndit 
MioMisBgw  Bm  allen  diesen  Erwägungen  ist  scharf  festzuhalten,  daß  man  nicht 
iiiniiiuiiiii  die  „Volksseele«  mit  nationalen  Eigentümlichkeiten  verwediseltt 
darf,  die  sich  als  verhältnismäßig  übereinstimmende  Eigenschaften  der 
Angehörigen  eines  Rechtsganzen  beobachten  lassen.  In  diesem  Sinne 
wird  der  nationale  Charakter  oder  Geist  nicht  als  ein  unveränderliches 
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Urding  aufiexlialb  des  Wandels  der  geschichtlicheii  Daten  aufgestellt, 
sondern  als  gemeinsame  Elgensdiallen,  die  sich  aus  einem  bestimmten 

sozialen  Leben  heraus  auf  Grnmd  gewisser  Anlagen  gebildet  haben,  durch 
historisch  gegebene  und  sich  entwickelnde  gesellschaftliche  Verhältnisse 
beeinflußt  sind  und  sich  im  Laufe  der  Geschichte  unaufhörlich  verändern. 

In  solche  bedingte  und  geschichtlich  wechselnde  Art  eines  sozialen 
Lebens  ünden  wir  den  einzelnen  hineingestellt  Ihr  entnimmt  er  in  starken 
Eindrfidcen  die  Wdse  setnes  Daadns.  Sptache,  l^tt»,  Redit  treten  ihm 
aus  der  Verbundenheit  mit  anderen  in  bestimmenden  Einwirkungen  ent- 
gegen, de  sdibst)  als  Äuflerus^ron  gesduditlidien  Gemeinschaftstebena^ 
historisch  bedingt  und  stetem  Wechsel,  nimmer  rastender  Veränderung 
unterworfen.  Und  diesem  Gemeinschaftsleben  g^ibt  wieder  ein  jeder  sein 
Teil  einwirkend  und  ändernd  zurück,  ein  jeder  in  seiner  Lage  recht  ver- 
schieden wohl  in  Stärke  und  Art,  und  doch  ein  jeder.  So  sind  es  für 
die  besondere  Betrachtung  unübersehbare  Komplikationen,  in  denen  die 
Snwixkong  des  sozialen  Lebens  auf  den  einzelnen  und  die  Rfldcgabe 
des  Seinigen  an  die  Gresellschaft  nch  voüzidit,  aber  für  die  methodische 
Erwägung  der  Herkunft  gemeinsamer  Gumakterzüge  ist  es  allein  der 
Gedanke  werdender  Eigenschaften  von  einzelnen  Menschen,  der  hier 
den  ordnenden  Ausblick  uns  gibt 

Es  wäre  gewiß  verkehrt,  wenn  jemand  sich  das  Gemeinschafts- 
leben der  Menschen  nur  ah»  eine  Summierung  von  isoliert  gedachten 
Lidividuen  vorstellen  wollte.  Aber  es  ist  auch  nidit  veranlafit,  die 
soziale  Art  des  Hensdiendaseins  sdbst  zu  hypostasinen  und  den 
summierten  einzelnen  als  eigenes  Lebewesen  gegenüberzustelleni  das 
in  jenen  nun  notwendig  gemeinsame  Oberzeugungen  bewirke.  Nein,  es 
ist  eine  qualitativ  eigene  Einwirkung  sozial  verbundener  Individuen 
aufeinander,  und  der  Gedanke  dieser  wechselseitigen  Einwirkung  genügt 
vollständig,  um  das  Werden  gemeinsamer  Charakterzüge  bei  den  einzelnen 
Mitgliedern  einer  Gesellschaft  wissenschaftlich  zu  erklären,  oder  dodi 
deren  natfididie  Erklärung  als  methodisch  möglich  erscheinen  zu  lassen, 
mag  immer  die  konkrete  Klailegung  dieses  oder  jenes  genetischen  Zu» 
sammenhanges  bei  der  Betrachtung  von  besonderem  Material  der  Rechts- 
geschichte allzu  große  Schwierigkeiten  der  Lösung  bereiten. 

Die  wechselseitige  Reibung,  deren  eigenartiges  Walten  bedeutsam 
auf  die  einzelnen  Gemeinschafter  wnrkt,  vollzieht  sich  keineswegs  bloß 
innerhalb  eines  bestinmiten  Volkes.  Die  nationalen  Eigentümlichkeiten 
wechsdn  auch  gerade  aus  internationalen  Mischungen  her.  Je  mehr 
sich  namemdich  das  soziale  Leben  der  modernen  Kulturvölker  in  übeiw 
einstimmender  Wrise  gestaltet,  um  so  grSiere  Bedeutung  haben  die  durch 
die  Nationen  gleichmäßig  hindurchlaufenden  Klassen  erhalten,  in  denen 
verwandte  Charakterzüge,  Ansichten  und  Bestrebungen  in  internationaler 
Übereinstimmung  auftreten.  Und  darüber  hinaus  gibt  es  einen  weiteren 
Schritt  der  Gedanken.  Gewiß  fühlt  sich  ein  jeder  als  einer,  der  zu  einem 
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bestSinmten  Volk  und  Staat  oder  audi  einer  engwen  Gemeinschaft  gehört^ 
aber  ebensowobl  empfindet  er  auch,  daß  er  Mensch  ist,  über  nationale 

Grenzen  hinaus,  und  er  kann  diese  Idee  der  Menschheit  für  sidl  nicht 
wegdenken,  ohne  seinem  Dasein  die  höchste  Würde  zu  nehmen. 

Soweit  sich  nun  aber  der  einzelne  g-erade  als  Mitglied  eines  be- 
sonderen Menschenkreises  tühlt  und  i>ich  bewußt  wird,  ein  Gemeinschafts- 
leben mitzuleben,  so  erschöpft  sich  diese  Bichtimg  seines  Bewußtseins  — > 
für  die  grundlegend  systematische  Frage  —  in  dem  Gedanken  der 
gemeinsamen  Zweckverfolgung.  Das  soaale  Leben  ist  ^  Znsammen- 
wirken, um  den  Kampf  um  das  Dasein  gemeinsam  zu  fuhren,  ^n  ge- 
meinschaftlicher Zweck  ist  jedoch  etwas  qualitativ  anderes,  als  zwei 
einzelne  Zwecke.  So  erhebt  der  Gemeinschaftsgedanke  das  Indi- 
viduum zu  einer  eigenartigen  Richtung  des  Bewußtseins,  zu  der  Hingabe 
an  besonders  geartetes  Wollen.  £s  sind  also  individuale  und  soziale 
Betrachtung  zwei  qualitativ  vwsdnedene  Richtungen  des  BewuBtseins, 
und  es  bedeutet  die  GresetzmSßigkett,  die  im  Gedanken  der  Gemein* 
Schaft  li^,  die  oberste  formale  Bedingung  für  die  einheitfidw  Art 
des  sozialen  Wollens,  dagegen  nicht  eine  empirische  Größe,  die  über 
den  sozial  verbundenen  Menschen  stände.  —  Die  nationalen  Eigentüm- 
lichkeiten aber,  von  denen  wir  vorhin  ausgingen,  gehören  überhaupt 
nicht  zu  den  formalen  Bedingungen,  unter  denen  der  Stoff  des  ge- 
schichtlichen Rechtslebens  einheitlich  zu  fassen  möglich  wäre:  sie  zählen 
vidmelir  zu  diesem  Stoff  selber.  Sie  bilden  ein  nicht  veradiüidies 
Material,  das  ein  jeder  Geset^feber  wohl  berQdcsichtigen  solL  Denn  er 
hat  ja  die  rechte  Art  des  Zusammenwirkens  zu  finden  und  anzuordnen 
und  muß  darum  die  historisch  bedingten  Qualitäten  der  einer  Regel  zu 
Unterstellenden  in  Betracht  ziehen,  um  die  letzteren  dann  in  richtiger 
Art  bestimmen  zu  können. 

nL  Die  materialistische  Geschichtsauffassung.  1^  bedeutet 
eine  Lehre  und  ein  System  von  Gedanken,  die  erst  in  den  letzten  Zeiten 
genauer  und  ti^nr  bjetrachtet  worden  sind;  sie  selbst  ist  etwa  seit  zwei 

Menschenaltcm  vorhanden.  Noch  immer  kann  man  aber  nicht  Sippen,  daA 
die  Bekanntschaft  mit  der  materialistischen  Geschichtsauffassung  zu  dem 
regelmäßigen  Besitztum  der  Gebildeten  gehöre.  Sie  ist  verhältnismäßig 
wenig  bekannt  und  auch  in  dem  akademischen  Vortrage  der  Disziplinen, 
die  sie  berührt,  nur  vereinzelt  berücksichtigt  Und  doch  ist  die  materialistische 
Geschichtsauffassung  das  Fundament  der  bedeutsamsten  Bewegung  der 
Gegenwart  geworden,  —  des  Sozialismus,  dessen  rechtes  Verständnis 
der  nun  zu  berichtenden  Sozialtheorie  abhängt. 

Es  ist  selbstverständlich,  daß  in  diesem  Zusammenhang  das  Wort 
„materialistisch"  nicht  in  einem  vulgären  Sinne  gebraucht  und  gleich 
niedrig  oder  gemein  gesetzt  werden  darf;  vielmehr  ist  es  als  Theorie 
gemeint,  und  zwar  als  Übertragung  der  Grundgedanken  aller  Systeme 
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des  pluloBophischen  MateziaUamiu  auf  die  Menschengesclüchte,  VOf  ftWfflBI 
auf  das  in  ihr  sich  a1»olleiide  sociale  Dasein  der  Menschen.  Es  sei, 
lehien  jene,  die  Geschichte  der  Menschheit  als  ein  mechanisdier  Natiu> 

prozeß  zu  erfcissen,  der  ausschließlich  nach  naturwissenschaftlicher 
Methode,  als  Gegenstand  einer  bloß  naturgesetzlichen  Auffassunpf  bestimmt 
werden  solle.  Wie  nach  der  alten  Doktrin  des  Materialismus  die  (  jrund- 
lage  alles  Seins  die  Materie  und  deren  Bewegungen  sei,  wovon  auch 
das  geistige  Leben  des  Individuums  abhänge,  so  sei  auch  im  sozialen 
Dasein  der  Menschen  die  Materie  der  GeseUschaft  und  ihre  Bewegfung 
das  Bestimmende.  Was  jedoch  für  den  einzdnen  die  Materie  der  Natur 
sei,  das  bedeute  f3r  das  gesdlschaftliche  Leben  —  die  soziale  Wirt- 
schaft 

„Die  materialistische  Anschauung  der  Geschichte",  sagt  Engels,  „geht 
von  dem  Satze  aus,  daß  die  Produktion,  und  nächst  der  Produktion  der 
Austausch  ihrer  Produkte,  die  Grundlage  aller  Gesellschaftsordnung  ist; 
daft  in  jeder  geschichtlich  auftretenden  GeseUschaft  die  Verteilung  der 
Produkte,  und  mit  ihr  die  soziale  GUedemng  in  Klassen  oder  Stände, 
sich  danadi  richtet,  was  lud  wie  produriert,  und  wie  das  Produzierte 
ausgetauscht  wird.<*  ~  Als  erläuterndes  Beispiel  kann  auf  die  Umwandlung 
eines  Nomadenlebens  in  ein  Ackerbau  treibendes  Volk  verwiesen  werden, 
hei  dem  wieder  die  Organisation  der  Gesellschaft  eine  andere  sein  wird, 
je  nachdem  es  sich  um  Kleinbauern  oder  um  Latifundienwirtschaft  mit 
Pachtungen  oder  vielleicht  um  Feldgemeinschaft  kommunistischen  Eigen- 
tums handelt 

IMe  GesetzmäBigkeit  des  sozialen  Lebens  ist  also,  nach  dieser  Lehre, 

die  Abhängigkeit  von  der  sozialen  Materie.  Den  Veränderungen  dieser 
werde  stets  eine  Veränderung  des  sonstigen  gesellschaftlichen  Daseins 
entsprechen.  Denn  die  soziale  Wirtschaft  bildet  die  Basis  einer  Gesell- 
schaft; darüber  erhebt  sich  ein  juristischer  und  politischer  „Überbau". 
Wenn  die  Unterlage  schwankt,  kann  auch  der  Überbau  nicht  fürder  un- 
verimdert  bestehen  bleiben,  und  bei  völl^^  Umwälzung  jener  muß  auch 
die  darSber  errichtete  rechtliche  Ordnung  stürzen  und  einer  neuen  Platz 
machen.  Solange  die  Indianer  mit  Bogen  und  Pfeil  auf  die  gemeinsame 
Büffeljagd  auszogen,  war  Privateigentum  des  einzelnen  Jägers  am  erlegten 
Wild  möglich,  da  an  seinem  besonders  gezeichneten  Pfeil  man  den  Wild- 
töter  genau  erkannte;  aber  als  sie  mit  Pulver  und  Blei  zu  hantieren  be- 
gannen, fiel  diese  Möglichkeit  weg,  und  die  neue  Art  der  gesellschaft- 
lichen Produktion  ihres  Lebens  machte  eine  neue  Art  der  verteilenden 
OxganisatUm  nötig.  Oder  im  grofien:  Die  Produktionsweise  der  aus- 
gebildeten Mannfaktur  des  18.  Jahriiunderts  war  unverträglich  mit  den 
lokalen  und  ständischen  Privilegien  wie  mit  den  gegenseitigen  persönlichen 
Banden  der  feudalen  Ordnung;  als  darum  die  Bourgeoisie,  der  jene 
Produktionsweise  eigentümlich  war,  genügend  Stärke  erlangt  hatte,  zer- 
schlug sie  die  feudale  Ordnung  und  stellte  auf  ihren  Trümmern  die  bürger- 
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liehe  GresellsGhaftsverfassung  her,  das  Reich  der  freien  Konkurrenz,  der 
Freizfigigkeit,  der  Gleichberechtigung'  der  Warenbesitzer.  Und  dies  sri 
die  wahrhaft  wissenschaftliche  Erklärung  der  französischen  Revolution. 
ökoaa^teU  Bei  der  sozialen  Produktion  bilden  sich  „ökonomische  Phänomene". 
Fbivomne.  gjg  entsprechen  im  sozialen  Leben  dem,  was  im  Räume  die  äußeren  Er- 
scheinungen sind.  Sic,  die  sozialwirtschaftlichen  Erscheinungen,  sind, 
nach  dem  sozialen  Materialismus,  Naturgebilde,  Sie  entstehen,  bewegen 
und  verändern  sich  und  g^n  unter,  alles  in  naturwissenschaftlich  zu  er- 
forschenden Prozessen.  Dahin  würde  das  Schwanken  der  Preise  der 
Waren,  wie  der  Löhne  der  Arbeiter  zahlen;  das  Herynterkommen  des 
Handwerks,  das  Aufsteigen  des  Großbetriebes  in  den  sozialen  Einheiten 
der  verschiedenen  Produktions-  und  Umsatzorganisationen,  die  Notlage 
der  Landwirtschaft  und  die  Verschuldung  des  ländlichen  Grundbesitzes,  das 
Anschwellen  des  Proletariates,  die  industrielle  Reser\'eaniiee  usf.  In  ihrer 
Gesamtheit  bilden  die  ökonomischen  Phänomene  die  Materie  des  sozialen 
Daseins  der  Menschen;  in  ihrem  Leben  und  Vergdien  stellen  sich  deren  Be- 
wegungen dar.  Und  da  nach  der  geschilderten  Grundauffiusung  es  im 
letzten  Ghrnnde  überall  auf  die  Art  sozialer  Wirtschaft  anlummit,  ao  könne 
eine  wissenschaftliche  Erforschung  des  sozialen  Trebens  in  sich  nur  auf 
der  naturgesetzlichen  Betrachtung  von  ökonomischen  Phänomenen  beruhen, 
wobei  stets  der  entwicklungsgesclüchtliche  Standpunkt  beizubehalten  seL 
Wir  zeigten  vorhin  schon  in  Beispielen,  wie  damit  eine  allgemeine 
Methode  för  die  Au^aben  der  Geschichtschreibung  aufgest^t  ist  Die 
Anhänger  der  materialistischen  Greschichtsaufifossung  haben  donn  audi  seit 
längerem  ihr  Augenmerk  eifrig  darauf  gerichtet,  die  Erforschung  und 
Darstellung  der  sozialen  Geschichte  unter  dem  Gesichtspunkte  durch- 
zuführen, daß  die  letzten  Ursachen  aller  gesellschaftlichen  Änderungen 
in  der  Ökonomie  der  betreffenden  Periode  zu  suchen  seien.  Dabei  ver- 
idMo  au  kennt  diese  Lehre  durchaus  nicht  die  maßgebliche  Bedeutung  der  „Ideen" 
^'^^^im  WMtesten  Sinne  des  Wortes.  Wenn  sie  sich  in  bewußten  Gegensatz 
zu  «ner  sog.  „Idecdogie**  stellt,  so  meint  sie  damit  eine  Ansicht,  weldie 
die  menschlichen  Vorstellungen  über  gut  und  bose,  gerecht  und  schlecht 
aus  einer  zweiten  Welt  her  in  einer  zweiten  und  abgesonderten  Kausal- 
reihe entstehen  läßt.  Dem  yfeg-cnüber  leugnet  die  materialistische  Ge- 
schichtsauffassung zwar  keineswegs  die  Tatsache,  daß  ideale  Ziele  in 
menschlichen  Auffassungen  und  Bestrebungen  oft  genug  die  nächsten 
Grfinde  für  die  lüatorisch  vorliegenden  Reditsfinderungen  abgegeben 
haben  und  immer  abgeben  werden.  Aber  sie  meint,  daß  die  gemeinsamen 
Grdsteserscheinangen  in  der  Menschengesdiidite  nichts  als  widexgespi^lte 
Abbilder  der  wirtschaftlichen  Verhaltnisse  bedeuten;  es  seien  ReAex- 
wirkungen  der  ökonomischen  Phänomene.  Die  Auffassungen  darüber,  was 
erlaubt  oder  was  unrecht  sei,  fänden  sich  bei  einem  Jäger-  oder  einem 
nomadisierenden  Hirtenvolke  in  anderer  Weise,  als  sie  der  Bauer  auf  ab- 
gegrenztem Eigentum  hegt;  anders  seien  sie  bei  dem  Großkaufmann  als 
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bei  dem  kleinbürgerlichen  Handwerker,  oder  bei  germanischen  Kriegern 
und  Raubrittern  gegenüber  den  Unternehmern  und  Arbeitern  der  kapitalisti- 
achen  Froduktiofuwdse;  und  der  Stand  von  Kunst  und  V^ssenschaft  sei 
von .  dem  der  jeweiligen  wirtachafttidien  Verhältniaae  abhängig.  Ln  be- 
sonderen kam  das  kommunistische  Manifest  (1847)  aus  dieser  Auffassung 
her  zu.  dem  Satze,  daß  alle  geschriebene  Geschichte  die  Erscheinung  der 
Klassenkämpfe  aufweise,  welche  Ausfluß  und  Widerschein  der  aeit> 
herigen  ökonomischen  Phänomene  seien. 

Die  materialistische  Geschichtsauffassung  geht  aut  Karl  Marx  (f  1883)  Man  awiEageit. 
xor&dc  und  ist  besonders  eindringlich  und  erfolgreidi  von  sdnem  Freunde 
Friedrich  ^igds  (f  1895)  vertreten  und  verbrettet  worden.  Zwar  war  auch 
vor  ihnen  schon  darauf  hingewiesen  worden,  daß  die  Art  der  sozialen 
Wirtschaft  von  Einfluß  auf  die  Ausgestaltung  der  Rechtsordnungen  und 
die  Entwickelung  der  Kultur  überhaupt  sein  müsse.  Das  Neue,  das  sie 
boten,  lag  darin,  daß  nun  radikal  die  Ge setzm äßi^^keit  des  sozialen 
Lebens  auf  die  genetische  Abhängigkeit  von  der  Sozialökonomie  abgestellt 
wurde.  Damit  wurde  die  geschilderte  Betrachtungsweise  als  die  oberste 
formale  Methode  luromulgiert,  unter  der  fiberfaaupt  erst  eine  einheitliche 
Anschauung  der  sodalen  Cleschichte  möglich  seL  Wenn  man  diese 
beobachte,  so  sei  damit  ebensowohl  ein  wissenschaftlich  erklärender  Rück- 
blick,  wie  auch  ein  begründetes  Vorausschauen  in  das  Kommende  mög- 
lich. Man  habe  nur  die  „Tendenzen"  der  sozialwirtschaftlichen  Entwicke- 
lung  der  Gegenwart  genau  zu  beobachten  und  man  könne  mit  verhältnis- 
mäßiger Gewißheit  sagen,  wohin  der  wirtschaftliche  Prozeß  ims  unvermeid- 
U«^  fuhren  weide. 

Die  wichtigste  F.ingelanwendung  dieser  GeschiditapUlosophie  Uegt  in  iMmr 
dem  modernen  Sonalismus.    Dieser  will  nicht  etwa  einen  Idealstaat 

konstruieren  und  als  Utopie  in  das  Leben  setzen,  sondern  faßt  seine  Auf^ 
gäbe  als  wissenschaftliche  Beobachtung  der  sozialen  Wirtschaft  der  Gegen- 
wart und  als  vorbereitende  Tätigkeit  für  ein,  von  den  demnächstigen 
ökonomischen  Phänomenen  zwingend  vorgeschriebenes  Eingreifen  auf.  Seine 
Deduktion  faßt  sich  dahin  zusammen:  i.  Das  Privateigentum  an  den  Pro- 
dukten der  Arbeit  war  in  alten  Zeiten  begründet,  weil  es  rieh  auf  die 
eigene  Arbeit  des  Flrodusenten  mit  ihm  gehörenden  Ftoduktionamitteln 
gründete.  Heute  wird  in  planmäßig  organisierten  Einheiten  (Fabriken, 
Großgrundbesitz,  Großhandel)  sozialisiert  produziert,  aber  Produktionsmittel 
und  Produkte  werden  privatim  anq-eeig-net  So  entsteht  ein  sozialer 
Konflikt,  d.  i.  ein  innerer  Widerspruch  zwischen  der  angegebenen 
Produktionsweise  und  dem  über  ihr  schwebenden  Recht;  ein  Konflikt,  der 
in  den  industriellen  und  kommerziellen  Krdsen  sichtbar  cum  Ausdruck 
kommt  Das  Privat^gentum  an  den  Produkdonsmittdn  passe  nicht  mehr 
zu  der  veränderten  Soztalokomomie;  es  sei  nicht  ungerecht,  aber  wirt- 
schaftlich veraltet;  2.  Der  zweite  innere  Konflikt  bestehe  in  der  Ge- 
sellschaft der  Gegenwart  als  Gegensatz  zwischen  der  Organisation  der 
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Produktion  in  der  einzelnen  Fabrik  und  der  Anarchie  der  Produktion  in 
der  gancen  Gresellsdiaft.  Zufolge  dieser  Kollinon  rebelliere  die  Froduktioiis- 
weise  gegen  die  Austausdiwdse.    In  diesem   socialen  Widerstreite 

müsse  nach  dem  allgemeinen  Gesetze  der  materialistischen  Geschichts- 
aufiiassung  die  gesellschaftliche  Natur  der  modernen  Produktivkräfte  durch- 
dringen; CS  müssen  also  Produktions-,  Aneignungs-  und  Austauschweise 
dahin  in  Einklang  miteinander  gesetzt  werden,  daß  dor  sozialisierten  Art 
der  Produktion  die  Kollektivierung  der  Produktionsmittel  als  natur- 
notwendiger  Vorgang  folge. 

Bei  der  kritischen  Wfirdignng  der  materialistisdien  Geschicht^hilosoplüe 
darf  auf  die  eben  geschilderte  besondere  Anwendung  im  mandsrischen 
Soaalismus  nicht  zuviel  Gewicht  gelegt  werden.  Jene  Grundauffassung 
ist  von  einzelnen  hervorragenden  Nationalökonomen  adoptiert  worden, 
ohne  daß  sie  die  genannten  sozialistischen  Folgerungen  gezogen  hätten. 
Das  wahrhaft  Bedeutsame  ist  in  der  Tat  jene  prinzipiell  lehrende  Theorie. 
Und  diese  kann  als  grundlegende  formale  Methode  nur  in  einer 
erkenntniskritischen  Erwägung  zutreffend  erledigt  werden.  Sne  solche 
ergibt,  dafi  die  materialistische  Geschichtsaufifossung  unfertig  und  nicht 
ausgedacht  ist 

Kritik  der  Sie  ist  Unfertig;  denn  sie  gibt  niemals  eine  kritische  Bestimmung 

^^^^jlJ^auf  die  Grundbegriffe,  die  sie  verwendet:  Gesellschaft,  ökonomische 
aa£EMnif.  Phänomene,  soziale  Produktionsweise  usw.  Der  vage  Hinweis  auf  die  not- 
wendig zu  beachtende  Technologie  genügt  nicht:  denn  es  handelt  sich 
hier  nicht  um  eine  theoretisch  mögliche,  sondern  um  eine  praktisch 
verwirklichte  Beherrschung  der  Natur  in  gesellschaftlichem  Ztt- 
sammenwiiken. 

Sie  ist  nicht  ausgedacht;  denn  sie  macht  sich  nicht  klar,  welche 
Art  von  Notwendigkeit  sio  fiir  kommende  Umformimgen  des  Rechtes 
behauptet  Dies  kann  nicht  einfach  f  ine  Einsicht  in  den  Werdegang  be- 
deuten; so  wenig  wie  die  Erkenntnis  des  Werdens  eines  naturwissenschaft- 
lichen Lehrsatzes  dessen  inhaltliche  Richtigkeit  verbürgt  Um  diese 
letztore  handelt  es  dich  gleichfoUs  bei  der  sozialen  Frage.  Damm  ist 
dieNotwendigk^t  dner  sozialen  Änderung  die  Notwendigkeit  des  Zweckes. 
Das  ist  unvermeidlich,  weil  die  grundlegende  Bedingung  der  sozialen 
Betrachtung,  nämlich  die  Regelung  des  Zusammenwirkens,  stets  etwas 
bewirken  und  Zwecke  verfolgen  wilL 


B.  Die  kritiKlM  Reebtstheorie. 

L  Fragestellung  und  Methode.  Von  den  besprochenen  Haupt- 
richtungen in  der  Rechtstheorie  der  Gegenwart  hat  nicht  nur  dne  jede 

gewisse  besondere  Bedenken  gegen  sich:  sie  leiden  noch  an  einem  grund- 
legenden Mangel,  der  ihnen  gemeinsam  ist  und  aller  seitheriger  Rechts- 
pliilosoplüe  überiiaupt  beiwohnt  £s  sind  nämlich  bislang  alle  hierher  ge- 
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hörigen  Bemühungen  darauf  gerichtet  gewesen,  auf  die  drei  Fragen  der  im«  dr«  rnpsa 
aUgemeineii  RechtsÜieorie,  die  mrtr  in  der  Einleituiig  entwickelten:  —  nach  ^^'^^]^ 
dem  Begriffe  des  Redites,  der  Berechtigung  des  Rechtszwanges  und 
dem  richtigen  Inhalte  «nes  Rechtes  —  mit  einer  und  derselben 
Formel  zu  antworten.  So  meinte  man,  was  im  sozialen  Leben:  der  ge- 
selligen Natur  des  Menschen,  oder:  der  Natur  des  Rechtes,  z.  B.  dem  conlrat 
social  nach  einer  volonid ginirale  (A.  i),  oder:  dem  Geiste  eines  Volkes  als 
Naturganzen  (A.  2),  oder:  der  sozialen  Wirtschaft  und  Produktionsweise  (A.  3) 
entspreche,  das  sei  begrifflich  „Recht",  das  gebrauche  mit  Grund  den 
Zwang,  das  sei  in  seinem  Lohalt  berechtigt  —  Dem  gegenüber  gehört 
es  zu  den  Ghnmdgedanken  der  hier  darzulegniden  Ldire,  daA  das  Streben 
nach  jener  gemeinsamen  Formel  für  die  drei  Aufgaben  der  Rechts- 
philosophie unbegründet  ist  £s  ist  die  Antwort  auf  die  drei  genannten 
Fragen  zunächst  getrennt  für  eine  jede  zu  geben. 

Hieraus  ergibt  sich  bereits,  daß  die  Frage  nach  der  Geltung  eines  Tnunc  tm 
Rechtes  nicht  aus  der  Eigenart  seines  Inhaltes  beantwortet  werden  kann.  ^^Ji*'^ 
Es  gibt  auch  inhaltlich  schlechtes  Redit,  das  doch  rechtliche  Gel-  k«it«iMt 
tung  besitzt  Der  Schloß,  daß  ein  unrichtiges  Gebot  nicht  Recht, 
imd  dn  rechtliches  Gebot  nicht  unrichtig  sein  k6one,  ist  nach  beiden 
Seiten  hin  falsch.  Wer  den  Inhalt  eines  bestimmten  Rechtes  für  un- 
richtig erklärt,  sagt  damit  nicht,  daß  dieses  Recht  nicht  gelte;  und 
falls  jemand  einem  mangelhaften  Rechtszustand  das  gegenüberstellt,  was 
in  dieser  besonderen  Lage  grundsätzlich  richtig  sein  würde,  so  ist  noch 
«keineswegs  behauptet,  daß  dieses  als  richtig  Eingesehene  bereits  in 
rechtlicher  Geltung  stände.  —  Diese  Satze  könnten  selbstverstSudlich 
ersdieinen  und  würdm  kdner  Betonung  bedürfien,  wenn  nicht  die  Ei^ 
fahrung  lehrte,  daß  aus  traditionellen  Granden  her  die  beiden  verschiedenen 
Fragen,  die  wir  zuletzt  nannten  —  die  nach  der  Geltung  und  nacdi  der 
Richtigkeit  eines  Rechtes  — ,  von  gar  manchem  Juristen  noch  immer  als 
sich  deckend  angenommen  werden;  was  nicht  zutrifft:  Der  methodische 
Beweisgang  darüber,  ob  eine  bestimmte  rechtliche  Entscheidung  in  be- 
sonderer Lage  die  Eigenschaft  der  Ridiligkeit  beritze,  hat  mit  der  Frage, 
ob  diese  Entscheidui^  vmi  Parteien  und  Richter  anzusetzen  oder  außer 
adit  zu  lassen  sd,  noch  gar  nichts  zu  tun. 

Anderseits  ist  es  klar,  daß  die  getrennte  Behandlung  unserer  drei 
Fragen  nicht  ein  sarhliches  AuseinanderreiRen  sein  darf.  Sie  müssen  in 
innerer  Einheit  wieder  sich  verbunden  zeigen.  Das  geschieht  dahin,  daß 
die  Lösung  einer  jeden  die  Vorbedingung  für  die  Erledigung  der  folgenden 
ist,  in  dieser  Reihenfolge  aber  das  Problem  eines  grundsätzlich  richtigen 
RecfatBinhaltes  an  letzter  Stdle  steht  VTir  müssen  zuerst  den  Begriff 
des  Redites  nach  seinen  Udbenden,  einheitlichen  M«dEmalen  fSr  dch 
■feststellen,  um  darauf  die  Erwägung  der  Berechtigfung  des  Rechts- 
zwanges aufzubauen.  Die  letztere  wiederum  erscheint  als  notwendige 
Bedingung  für  die  Au^abe,  inhaltlich  richtiges  Recht  zu  erhalten, 


Digitized  by  Google 


XVI 


RUDOLP  Stammler:  Wesen  des  Rechtes  und  der  Rechtswissenschaft. 


denn  wenn  der  Gebrauch  des  Rechtes  als  solches  nicht  allgemein  und 
für  sich  als  berechtigt  begründet  werden  kann,  so  hat  es  ja  auch  keinen 
Sinn,  über  diese  oder  jene  besondere  Anwendung  des  Rechtsbegriffes 
und  RjechiBzwanges  adi  w^ter  wa  bemühen.  Und  doch  ist  es  das  Ziel  der 
richtig^en  Ausgestaltung  des  überlieferten  Reditsinhaltes,  worauf  sich 
alle  Au^ben  dieses  Zusammenhanges  sospitzen,  und  deren  bewuAte  Ver> 
folgung  aUes  rechtliche  Wollen  kidnt 

Xun  stellen  sich,  wie  in  unserer  Einleitung  hervorgehoben  wurde,  die 
Erörterungen  über  das  Wesen  „des"  Rechtes  notwendig  der  Betrachtung 
von  Bestimmungen  „eines  besonderen"  Rechtes  gegenüber.  Sie  wollen 
gerade  von  dem  besonderen  Inhalte  einer  einzelnen,  gegebenen  Rechte 
Ordnung  unabhängig  sein  und  eine  allgemeine  Ansicht  geben,  die  für 
alles  Recht  unbedingt  gilt  Wie  beschaffen  kann  nun  ^e  solche 
Eingeht  sein?  Wir  antworten:  Sie  ist  nur  möglich  in  dem  Sinne  einer 
form  and  Stoff  formalen  Methode.  Es  ist  die  allgemeine  Art  und  Weise,  den 
^^iJ^jJ^  mannigfaltigen,  geschichtlich  bedingten  und  stetig  wechselnden  Stoff  der 
sozialen  Regelungen  zu  ordnen,  die  wir  nun  klarstellen  wollen.  Ohne  ein 
derartiges  einheitliches  Verfahren  würde  aller  historische  Rechtsstoff  ein 
wildes  Gewirr  darstellen,  von  dem  wir  noch  nicht  einmal  mit  Grund  sagen 
konnten,  dafl  es  ein  |,reGlitlicher*  Stoff  sei,  wenn  lücht  eine  grundlegende 
Bfethode  da  wäre,  soäale  Regdung  in  c^ichmäUger  formaler  Weise 
zusammenzufassen  und  zu  begreifen,  —  über  den  aber  auch  niemand  be- 
gründet ein  billigendes  oder  verwerfendes  Urteil  fällen  dürfte,  es  sei  denn 
nach  einer  allgemeingültigen  formalen  Art  des  Abw^ägens  und  Richtens* 
Wenn  also  unser  Thema  lautet:  Wesen  des  Rechtes  und  der  Rechts- 
wissenschaft, —  so  erinnere  man  sich,  daß  das  „Wesen"  eines  Dinges 
„die  Einheit  seiner  bl«benden  formalen  Bedingungen*  bedeutet,  und 
daß  „Wissenschaft«  das  Bewußtsein  ist,  das  auf  Einheit  geht  und  in 
der  Umformung  zu  ihr  sich  vollendet 

Und  umgekehrt:  Sobald  auch  nur  die  leiseste  Spur  von  dem  be- 
dingten Stoffe  eines  besonderen  rechtlichen  Wollens  in  einer  gewissen 
Darstellung  und  Lehre  enthalten  ist,  so  ist  die  letztere  nicht  absolut 
gültig.  Sie  bietet  notgedrungen  einen  dem  Wechsel  unterworfenen  Inhalt 
und  kann  in  dieser  Eigensdiaft  als  wesenitidier  Bestandteil  dner  reinen 
Rechtslehre  keineswegs  auftreten.  •  Nur  von  den  formalen  Bedin- 
gungen möglicher  Verebiheitlichung  Termi^  es  eine  Lehre  exakten 
Charakters  zu  geben,  die  mit  Grund  den  Anspruch  unbedingter  G^Hnng 
erheben  darf:  In  aller  Betrachtung  materialer  Besonderheiten  wird 
dagegen  genau  so  viel  Wissenschaft  gegeben  sein,  als  sie  jenen  Formen 
in  bewußter  Einsicht  mit  Erfolg  zu  entsprechen  imstande  ist. 

Diese  Problemstellung,  die  als  oberstes  hier  zu  verfolgendes  Zitä.  die 
Erforschung  und  Klärung  der  grundlegenden  Methode  reditswissen- 
schalUicher  JSnsicht  entrollt,  unterscheidet  sidi  danach  grundsätzlich  von 
anderen  Bestrebungen,  an  deren  letztem  Ende  immer  noch  Ergebnisse 
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stofflich  bedingten  Inhaltes  stehen.  Man  hat  wohl  beobachtet,  wie  ein 
gegebenes  geschichtliches  Recht  sich  in  die  besondere  Kultur  eines  ab- 
gegrenzten Zdtalfcm  einfOgt,  nnd  wie  dab«  beednunie  Forderungen  auf 
anderes  Recht  mch  loslosen  und  der  bestehenden  Ordnung  gegenübeiw 
treten.  Aber  diese  Unteiscfaeidnng'  von  geltendem  Rechte  und  von 
Rechtspostttlaten  ist  etwas  ganz  anderes,  als  die  Gregenüberstellung 
von  besonderem  rechtlichen  Stoffe  und  von  allgemeiner  formaler 
Methode,  einen  beliebigen  bedingten  Rechtsinhalt  zu  richten  und  zu  be- 
stimmen. Diese  letztere  Trennung  ist  von  dem  Gegensatz  der  lex  lata  und 
ferenda  unabhängig;  sie  findet  sich  in  jedem  von  diesen  wieder.  Sie  ist 
die  grundlegende  Voraussetzung  für  jede  mögliche  Rechtswissenschaft^ 
während  die  andere  genannte  Zerteilung  nur  eine  äußerliche  Unter- 
scheidung nach  der  Zeit  der  empirisch  g^febenen  oder  fehlenden 
Geltung  wiedergibt.  Sachlich  aber  können  auch  sog.  Rechtspostulate,  als 
Forderungen  auf  Abänderung  eines  bestimmten  Rechtes,  richtig  oder  un- 
richtig- sein,  so  daß  sich  überall  die  Frage  erhebt:  in  welchem  metho- 
dischen Beweisgang  man  das  eine  oder  andere  begründen  kann.  Der 
Credanke  der  Richtigkeit  ist  dne  formale  Eigenschaft,  welche  jedem 
besonderen  Rechlshihalt  zukommen  kann,  dem  gewesenen,  dem  heute  be- 
stehenden oder  einem  angestrebten. 

Diese  Unterscheidung  von  „Form"  und  von  „Stoff"  kann  gar 
nicht  scharf  genug  betont  werden.  Erst  nach  ihrer  klaren  Erfassung 
und  vollen  Durchführung  mag  das  Mißverständnis  schwinden,  als  ob  es 
darauf  abgesehen  sein  sollte,  dem  geschichtUch  gewordenen  Recht  ein 
ideal  ersdiaSbnes  Recht  gegenüberzustellen.  Davon  ist  kdne  Rede. 
Dem  Stoffe  nach  ist  alles  Wollen  gesdiiditlich  bedingt  Es  erwächst 
aus  besonderer  historischer  Lage  und  hat  für  seine  genetische  Betrachtung 
notwendige  Ursadien.  Aber  jedes  inhaltlich  besondere  Wollen  hängt  mit 
anderen,  konkret  von  ihm  verschiedenen,  in  einer  inneren  Gleichartigkeit 
zusammen.  Sie,  die  einzelnen,  treffen  sich  in  einer  gemeinsamen  for- 
malen Art.  Nach  einer  solchen  fügen  sich  stofflich  mannigfaltige  Normen 
einheitlich  dem  Begriffe  des  Rechtes  unter,  nach  formaler  Weise  lassen 
de  sich  dann  wieder  in  sachlich  richtiges  nnd  unrichtiges  Recht  etnteileo. 
Ist  der  Tat  geschieht  dieses  letztere  ja  auch  unaufh^ch.  Nicht  leicht 
wird  jemand,  der  ein  bestimmtes  rechtliches  Wollen  betrachtet,  Jurist  oder 
Laie,  darauf  verzichten,  dieses  besondere  Recht  einem  kritischen  Urteile 
auf  seine  sachliche  Berechtigung  hin  zu  unterwerfen.  Sonach  lautet 
unser  Problem:  Was  heißt  es  eigentlich,  ein  Gesetz,  eine  Vertrag-sfordorung 
oder  ein  anderes  rechtliches  Wollen  für  sachlich  begründet  oder  unbegründet 
ZU  erklären? 

Die  gestellte  Au%abe  besteht  hierbei  darin,  uns  fiber  die  Gedanken, 
die  wir  in  den  erwähnten  kritisch  richtenden  Urteilen  wiridich  hegen, 
durch  methodische  Selbstbesinnung  aufzuklären.  Es  sind  jetzt  nicht 
neue  Rechtssätze  zu  erfinden,  es  ist  nicht  der  Stoff  rechtlichen  Wollens 
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und  Anordnena  von  uns  aus  zu  mehren.  Es  kommt  darauf  an,  den  Ge- 
danken der  Richtig-keit  eines  Rechtes,  der  im  Sinne  sachlicher  Ge- 
rechtigkeit zu  allen  Zeiten  angfewandt  worden  ist,  wird  und  werden  wird, 
als  formalen  Begriff  klarzustellen  und  die  methodische  Möglichkeit 

seiner  Anwendung  zu  zeig-en.  Das  wird  geschehen,  wenn  wir  das 
unbedingt  allgemeine  Verfahren  aufweisen,  das  in  unseren  Gedanken 
notwendig  waltet,  sobald  wir  über  Recht  und  soziales  Leben  kritische 
Betrachtung  pflegen.  So  lassen  wir  nun  den  besonderen  Stoff  der  ge- 
schidiüichen  Rechtsordnungen  hinter  uns  und  befiusen  uns  in  eigener  und 
abgegrenzter  Arbeit  mit  der  methodischen  Form,  diese  s^ben  Ord- 
nungen allgemeingültig  zu  begreifen  und  einheiüidi  zu  richten  und  zu 
bestimmen. 


n.  Sittliches  Wollen   und  soziales  Wollen.    Es  kann  keinem 
Zogebsrickeit  Zweifel  unterliegen,  daß  die  rechtliche  Ordnung  ein  Mittel  zur  Erreichung 

I  Rechte*  n 
Reich  dec 


de.  Rechte,  Zweckou  Ist  Dcr  entscheidende  systematische  Gesichtspunkt  für 


alles  Recht  vermag  dah»  auch  nur  eine  Snheit  der  Zwedebetrachtung 

zu  sein.  Wer  sich  vorläufig  auf  die  Frage  nach  der  Entstehung  recht- 
lichen Wollens  beschränkt,  hat  doch  nur  nach  der  Genesis  gewisser 
Mittel  und  Zwecke  gefragt  Daraus  folgt,  daß  das  Wesen  des  Rechtes 
unter  der  Gesetzmäßigkeit  des  menschlichen  Wollens,  das  ist  der 
^       unbedingt  einheitlichen  Art  der  Erwägung  von  Zweckinhalten  steht 

Diese  Zuteilung  des  Rechtes  zu  dem  Reiche  der  Zwecke  bricht  sich 
schliefllich  in  notwendiger  StSrice  überall  Bahn,  auch  bd  solchen,  die  es 
zunächst  nicht  Wort  haben  wollen.  So  schon  bei  der  kritisdien  Frilftang 
der  materialistischen  Gr  srhichtsauffiusung  (A.  3);  und  in  besonders bemeikens- 
werter  Weise  vordem  bei  Spinoza,  der  bekanntlich  alle  Dinge  nur  als 
bestimmte  Arten  einer  einzigen  naturgesetzlichen  Einheit,  der  „Substanz", 
erfassen  und  bestimmen  wollte.  Auch  der  Mensch  sei  nur  ein  Modus  der 
einigen,  allumfassenden  Substanz;  und  Zwecke  kommen  niu:  als  Eigen- 
schaften des  Mensdien  insofern  zur  Erwägung,  als  dieser  ein  Gegenstand 
der  NaturbetrarJitnng  ist  So  nahm  jener  nülosoph  ,yNatnrrecht'(  im  Sinne 
von  „Naturgesetz":  Es  sind  die  Regeln,  die  ein  jedes  Wesen  (auch  „die 
großen  Fische")  zur  Äußerung  seiner  Eigenart  in  Sein  und  Wirken 
bestimmen;  alles  treht  in  dem  einheitlichen  Flusse  des  naturgesetzlichen 
Waltens  der  Substanz  auf.  Aber  trotzdem  will  auch  Spinoza  doch  eine 
Erklärung  der  Rechtsordnung  geben.  Er  meint,  daß  die  Menschen  dem 
Rechte  sich  unterwerfen,  weil  sie  im  Staate  das  kleinere  Übel  hn  Ver- 
gleiche zur  Anarchie  sehen,  er  wirft  die  Frage  nach  dem  o^mus  rH 
publicae  stafus  auf,  und  er  entsdieidet  dahin,  daß  es  recht  gut  sei,  dafi  wir 
in  der  Staatsgemeinschaffc  zusammengefaßt  sind,  weil  diese  ein  angemessenes 
Mittel  zur  Erreichung  der  natürlichen  Bestimmung  des  Menschen  sei. 
üMMsmWgkeit  Welches  ist  nun  die  Gesetzmäßigkeit  der  Zwecke,  der  auch  das 
rechtliche  Wollen  zu  unterstellen  ist?  —  Die  Antwort  wird  durch  eine 
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Eigenart  des  modernen  Sprachgebrauches  erschwert,  der  das  Wort 
„Gesetsmäßigkeit"  mit  Vorliebe  im  Simie  erkennter  Kauftalität  nehmen 
möchte.  Aber  dieses  ist  doch  nur  eine  besondere  Richtung  in  den 
Angaben  des  objektivierenden  Bewußtsdns»  während  der  sachliche  Gedanke, 
dem  das  Wort  „Gesetzmäßigkeit"  den  zutreffenden  Ausdruck  verleihen 
soll  und  auch  sehr  gut  verliehen  hat  und  verleiht,  der  einer  allq-emein 
gültigen  Art  des  Erkennens  und  des  Wollens  ist.  Danach  bedeutet 
Gesetzmäßigkeit  der  Zwecke  eine  einheitliche  und  letzte  und  unbedingt 
m5glidie  Methode,  den  Inhalt  von  menschlichem  Wollen  in  Gedanken 
au  richten  und  zu  bestimmen.  Da  dieses  formale  Verfahren  schlechter- 
dings fSr  alle  denkbaren  mensdüichen  Zwecke  anwendbar  sdn  soll,  so 
kann  es  nur  in  der  Idee  einer  solchen  Art  und  Weise  des  Wollens 
bestehen,  daß  sie  von  der  Besonderheit  der  gerade  vorliegenden  sub- 
jektiven Lage  befreit  vorgestellt  wird.  Es  wird  ein  gesetzmäßig 
begründeter  Zweck  danach  dann  vorliegen,  wenn  er  nicht  nur  als  Ziel 
eines  begrenzten  persönlichen  Begehrens  begreiflich  erschrnnt,  sondern 
audi  in  Abstraktion  von  der  Sonderait  dieses  Subjdctes  allgem^gültig 
für  jeden  in  solcher  Lage  gedachten  Menschen  begründet  besteht  So 
ist  die  Idee  des  inhaltlich  freien  Wollens  die  Gesetzmäßigkeit  der 
Zwecke.  —  Kein  wirklich  gegebener  Willensinhalt  kann  dieser  Idee  jemals 
völlig  entsprechen.  Es  gibt  immer  nur  stofflich  bedingtes  Wollen. 
Aber  es  ist  doch  ein  Unterschied,  ob  es  in  seiner  Bedingtheit  erstirbt 
und  von  dem  Wollenden  nur  als  bedingtes  behauptet  werden  kann, 
oder  ob  es  ab  objektiv  gerechtfertigter  Zweck  au£ratreten  vennag. 
Li  dieser  letzten  Abdcht  bildet  jener  formale  Gedanke  des  inhaltlidi  fielen 
Wollens  die  Richtlinie  für  ein  methodisch  gerichertes,  kritisches  Urt^ 
über  empirisch  bedingtes  Wollen,  —  nach  einem  vordem  schon  gebrauchten 
Bilde:  den  Stern,  zu  dem  man  aufblickt,  nicht  um  ihn  zu  erreichen  und 
dort  zu  landen,  aber  doch,  um  sein  Schifflein  nach  ihm  zu  richten  zu 
rechter  guter  Fahrt 

IMesw  leitende  Gredanke  einer  gesetzmäßigen  Art  und  Weise  des  iMt 
Richtens  und  Bestimmens  ist  absolut  gültig,  —  das,  was  nach  ihm  hcX^''' 
konkret  gerichtet  und  bestimmt  wird,  kann  höchstens  objektiv  richtig 
sein.  Es  hat  diese  Qgenschaft,  wenn  es  dem  imbedingt  gleitenden  formalen 
Gesetz  in  dieser  besonderen  I^age  entspricht,  soviel  wir  nur  sehen  können. 
Aber  es  kann  niemals  ganz  mit  ihm  zusammenfallen  und  volle  Deckung  finden, 
eben  weil  es  von  bedingtem  Stoff  ist;  und  es  ist  veränderlich  und  ver- 
besserbar. Es  ist  kehie  ewige  Wahrheit,  aber  es  will  auch  keineswegs 
bloB  subjektiv«  Bedeutung  haben,  sondern  gegenständlich  gerecht 
fertigt  sein.  Sonach  darf  man  beim  menschlichen  Wollen,  also  auch  bei 
dem  Rechte,  nicht  bloß  zwei  Möglichkeiten  unterscheiden:  absolut 
gültigen  Rechtsinhalt  und  geschichtlich  bedingten,  sondern  es  ist 
dreifach  zu  trennen:  einmal  die  absolut  gültige  formale  Methode 
und  sodann  innerhalb  des  geschichtlich  bedingten  Rcchtsinhaltes 
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denjenigen,  der  nach  jener  Methode  euigeeehen  imd  konkret  beaibettet 
ist  und  darum  objektiv  richtig  helBen  kann,  und  den,  welchem  diese 
Eigenschaft  fehh  (vgL  auch  A.  t  a.  E.). 

Nach  einem  objektiv  gerechtfertigten  Wollen  strebt  ja  jeder» 

mann;  mm  mindesten  mochte  er  es  für  ein  Urteil  über  Entschließungen 
anderrr  wohl  haben.  Das  Problem  der  Richtigkeit  eines  bestimmten 
Wollens  ist  also  in  der  Sache  keineswegfs  nur  ein  solches  des  theoretischen 
Nachdenkens.  Am  wenigsten  hat  dieses,  wie  vordem  (B.  i)  schon  bemerkt^ 
besondere  Zwecke  zu  erflnden  oder  gewisses  Wollen  dem  Stoflb  nach 
zn  erschaffen.  Viehndir  soll  es  das  systematische  Urteil  über 
natürlich  erstehende  Strebungen  und  Ziele  objektiv  begreiflich  machen 
und  eine  methodische  Bearbeitung  des  bedingten  Stoffes  eines  sonst 
wilden  Sehnens  und  Drängens  zu  ermöglichen.  Nur  in  der  Schärfe  der 
Einsicht  und  in  der  Klarheit  der  Gedanken  vermag  die  Theorie  von  dem 
undeutlichen  und  nebelhaften  Behaupten  nach  sogenanntem  „Gefühl"  sich 
itt  unterscheiden,  mit  «nem  schöpferischen  Produzieren  neuen  Stoffes  des 
WQnschens  und  des  "Vraiens  hat  sie  begründetermaflen  nichts  zu  tun. 
zwM  A.^r^^ben  Bei  der  Betätigimg  dieses  Benfes  ^er  kritisch  arbeitenden  Theorie 
wuimr"  ^^^^       ^''^        Zusammenhangfe  dieser  Betrachtungen  eine  klärende 

Scheidung  von  zwei  Aufgaben  dos  richtigen  Wollens.  Dieses  kann 
einmal  ein  solches  sein,  das  der  einzelne  für  sich  hegt.  Den  Stoff  bilden 
dabei  die  wünschenden  Gedanken,  die  für  sich,  auch  ohne  im  geringsten 
In  inAere  Erschmnung  zu  treten,  gut  oder  sdüecht  sein  können.  Es  ist 
die  Lauterkeit  des  Chaiakters,  die  Reinheit  und  Wahfheit  seines  Lmeno, 
die  hier  dem  einzelnen  zur  Aa%abe  gestellt  wird,  zu  «ror  Angabe, 
deren  Erfüllung  ihm  das  Wichtigste  in  seinem  ganzen  Leben  sein  muß. 
Mit  Grund  hat  man  gesagt,  daß  Unwahrhf^it  vor  sich  selbst  und  sich 
eigens  betrügender  Widerspruch  den  Begriff  der  inneren  Schlechtigkeit 
erfüllen,  es  aber  für  den  Menschen  nichts  Schlimmeres  geben  könne,  als 
die  daraus  entspringende  Selbstverachtimg.  Davor  den  einzelnen  zu 
bewahren,  ihn  zu  der  richtigm  Arbeit  an  seinen  inneren  Wfinschen  und 
blofien  Gedanken  anzuleiten:  das  ist  die  Au%abe  der  sittlichen  Lehre. 

Wenn  so  das  sittliche  Wollen  als  ein  Lmenleben  des  einzelnen  ffir 
sich  erscheint,  so  ist  das  soziale  Wnllpn  die  regelnde  Anordnung,  die 
mehrere  Menschen  zu  gemeinsamer  Zweckverfolgung  verbindet.  Ks  ist 
ein  Wollen  für  andere.  Dabei  ist  es  für  jetzt  noch  gleichgültig,  wer 
dieses  Wollen  äußert  und  setzt,  es  genüget  und  ist  hier  entscheidend,  daß 
der  Inhalt  dieses  WoUens  nicht  mehr  die  Richtung  auf  die  eigenen 
Gedanken  als  solche  nimmt,  sondern  auf  die  Art  des  Zusammen- 
wirkens mehrerer,  die  diesem  jetzigen  Wollen  unterstellt  sein  sollen. 
Aber  auch  dieser  Inhalt  des  sozialen  Wollens  soll  objektiv  richtig  sein. 
Es  soll  eine  rechte  Art  des  Zusammenwirkens  nach  ihm  bestehen.  Die 
methodische  Möglichkeit  hierfür  zu  liefern:  das  ist  die  Aufgabe  des 
richtigen  Rechtes. 
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Es  liegen  also  zwei  Aufgaben  für  richtiges  Wollen  vor«  £s  genfigt 
nidit,  blofi  die  eine  in  das  Ai^  zu  fassen  und  auf  sie  aUon  zu  vei^ 
weisen,  sondern  es  ist  zunächst  eine  jede  von  ihnen  unter  dem  ihnen 

gemeinsamen  Gesetz  der  Zwecke,  das  wir  nannten,  zu  en\^agen  und  in 
ihrer  Besonderheit  aufzulösen.  So  wird  dem  fünften  (rebot  des  Dekaloges 
in  der  Bergpredigt  mit  Grund  die  Abmahnung  vor  dem  zürnenden  Gedanken 
gegenüber  dem  Nächsten  erteflt  und  neboi  das  VMbot  des  Ehebrechens 
der  Satz  gestellt,  dafi,  wer  ein  Weib  anrieht,  ihrer  zu  begehren,  schon 
die  Ehe  mit  Our  „in  sefaiem  Herzen«* .  gebrochen  habe.  Wer  anderseits 
eine  Ehe  eingeht,  von  dem  kann  ich  zunächst  nur  wissen,  dafi  er  rechtlich 
richtig  will;  ob  er  auch  sittlich  gut  dasteht,  das  hängt  noch  g'anz  von 
der  Art  der  wünschenden  Gedanken  in  seinem  Innern  ab.  Und  umgekehrt 
will  die  viel  berufene  Anweisung,  daß  einem  Verlctzer  auch  die  rechte 
Wange  noch  zum  Schlage  hingehalten  werde,  kein  Paragraph  eines  richtigen 
sozialen  WoUens  sdn,  sondern  eine  Lehre  des  richtigen  sittlichen 
WoUens:  Eine  Richtlinie  der  Gedanken,  nadi  der  man  jede  Äufieriichkeit 
und  Ebzelheit  des  möglichen  Erlebens  als  solche  geringschätzen,  an  keine 
für  sich  sein  Herz  so  hängen  soll,  daß  beim  Veriuste  man  sich  vernichtet 
fühlte. 

Man  hat  dieses  Verhältnis  des  sittlichen  und  des  sozialen  Wollens 
seit  Kant  oft  genug  mit  der  Unterscheidung  von  autonom  und  heteronom 
kennzeichnen  woUen.  Jenes  entnehme  seine  Gesetzmafi^eit  der  eigenen 
inneren  Tätigk^t  des  Menschen,  dieses  trete  von  auBen  an  ihn  heran  und 
veriange  mdit  Moralität,  sondern  bloß  äußerlich  übereinstimmende  LegalitiL 
Aber  hierbei  wird  ausschließlich  von  dem  Standpunkt  des  einzelnen  aus- 
gegang-en,  wobei  zwischen  den  beiden  Aufgaben  des  Wollens  in  fataler 
Weise  ein  notwendiger  Zwiespalt  entsteht.  Statt  dessen  muß  festgehalten 
werden,  daß  das  soziale  Wollen  gar  nicht  mehr  ein  Wollen  des  einzelnen 
für  sich  ist,  sondern  eine  mehrere  verbindende  Regel,  die  über 
ihnen  steht  Es  Ist  dieser  Zweckinhalt,  glmchvid  von  wem  er  nun  in 
der  besonderen  Er&hrung  gesetzt  wird,  der  in  seiner  eigenen  Aufgabe 
—  der  Regelung  des  Zusammenwirkens  —  mit  dem  Grundgedanken  des 
menschlichen  WoUens  überhaupt  in  harmonischen  Kinklang  gebracht 
werden  soll. 

Wenn  wir  nun  der  Aufgabe,  das  soziale  Wollen  objektiv  zu  ana- 
lysieren, es  in  seinem  Grunde  und  der  Art  des  Inhaltes  zu  richten  und  zu 
bestimmen,  im  besonderen  nachgehen  werden,  so  sei  zuvor  nociunals  betont 
daß  geläuterte  Moral  und  richtiges  Recht  nur  zwei  besondere  Aus- 
führungen einer  und  derselben  Gesetzmäßigkeit  des  menschlidien  Wollens 
sind.  Sie  sollen  nicht  in  einer  grundsätzlichen  Weise  etwa  in  einen 
Gegensatz  zueinander  gebracht  werden.  Beides  ist  richtiges  Wollen, 
nur  an  verschiedenen  Problemen  betätigt  Es  kommt  auch  gar  nichts  darauf 
an,  ob  man  die  gemeinsame  Gesamtlehre,  die  dabei  der  Naturbetrachtimg 
gegenüberstdit,  nun  als  „Ethik**  oder  als  „MoralphikMWphie«*  oder  —  am 
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besten  —  als  „Zweckwissenschaft*'  oder  auch  sonstwie  bezeichnet;  denn 
es  soll  hier  ja  nur  betont  werden,  dafi  bei  der  Grundfrage  nadi  richtigen 
Zwecken  hi  der  Ausführung  alsbald  die  zwei  besonderen  Aufgaben 
auftreten,  die  wir  nannten,  und  von  denen  wir  nun  der  des  rechten 
sozialen  Wollens  in  erwähnter  Richtung  nSher  treten. 


C.  Begriff  und  Gettong  des  Rechtes. 

L  Recht  und  Sitte.  Es  ist  nun  das  im  vorhergehenden  genau 
umschriebene  Gebiet  des  sozialen  Wollens,  in  dem  sich  der  Begriff  des 
Rechtes  zeigt  Demi  dieser  Begriff  ist  als  eine  Regelung  des  Zusammeup 
Wirkens  gemeint    Er  stellt  sich  mithin  als  ein  Wollen  dar,  das  auf 

Verfolgiing"  pfom einsamer  Zwecke  durch  die  dadurch  verbundenen 
Menschen  gerichtet  ist.  Innerhalb  dieser  einen  Art  des  Wollens,  der  sozialen, 
scheidet  sich  wiederum  das  Wollen  des  Rechtes  von  dem  der  Sitte. 
BacriOicw  Diese  Gegenüberstellimg  wird  als  solche  überall  in  selbstverständlicher 
TM  Killt  ild  ^  empfunden.  Doch  erst  in  der  neueren  Zeit  sfaid  energische  Versudie 
zu  verzeichnen,  den  Unterschied  in  seiner  begrifflichen  Schärfe  Uarzo- 
legen.  Dabei  wird  es  nicht  genfigen,  über  das  genetische  Verhältms 
beider  Regelarten  gewisse  allgemeinere  Erfahrungen  aufzustellen.  Man  hat 
gemeint,  daß  die  soziale  Regelung  zeitlich  mit  der  Sitte  beginne  und  dann 
festgelegte  Bräuche  und  Gewohnheiten  allmählich  in  rechtliche  Sätze 
übergingen;  und  es  findet  sich  der  Vergleich,  daß  die  Sitte  die  „Knorpeln" 
in  der  Organisation  der  mensdilichen  Gesdlschaft  darstellte,  die  nach  und 
nach  in  die  „Knodien*  des  Rechtes  fibeigingea  Aber  solche  Versllp 
gemeiner un gen  einzelner  sozialer  Ereignisse  nur  von  k<mq>antiver 

Gültigkeit  Es  läßt  sich  niemals  voraussehen,  ob  nicht  eine  entgegen- 
stehende Beobachtung  für  Vergangenheit  oder  Zukunft  gemacht  werden 
würde.  Und  es  setzt  jene  genetische  Art  der  Schilderung  die  syste- 
matische Trennung  der  beiden  ßegrifife  immer  schon  voraus:  Wenn  man 
den  formalen  Begriff  von  Sitte  und  von  Recht  nicht  besäße,  so  würde 
ja  auch  niemals  mit  Ghimd  gesagt  werden  können,  dafi  „etwas'*  früher  mit 
dem  dnen  und  später  mit  dem  anderen  Begriff  zu  besdmmen  seL  Und 
falls  sich  in  der  Literatur  Sätze  finden,  wie  „Sitte  wird  allmählich  zmn 
Recht  und  Recht  zur  Sitte",  „das  Recht  verändert  die  Sitten"  u.a.m.,  so 
wird  ein  begrifflicher  Unterschied  vorausgenommen  und  logisch  durch- 
geführt; so  daß  es  doch  auch  müghch  sein  muß,  die  wesenthchen  Merk- 
male einer  solchen  Scheidung  allgemeingültig  festzustellen. 

Nun  geht  es  aber  auch  nidit  an,  den  gedachten  begrifflichen 
Untersdued  von  Recht  und  Sitte  flberhaiq»t  durdi  ZerteSung  des  Inhaltes 
von  gewissen  sozialen  Regelungen  wiederzugeben.  Denn  dieser  besondere 
Inhalt  unterliegt  einem  unaufhörlichen  imd  imvermeidlichen  Wechsel:  Nur 
der  Gegensatz  der  formalen  Bedingungen  in  der  Einteilung  von  Recht 
und  Sitte  bleibt  stetig  und  unveränderlich,  die  besonderen  Bestimmungen 
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des  geschichtlichen  Stoffes  nach  jenen  festen  bedingenden  Merkmalen  sind 
niemals  unbedingt  abgeschlossen.  Die  Kleiderordnungen,  die  Gesetze  über 
die  Art  von  Festlichkeiten  bei  Hochzeiten,  Kindtaufen,  ja  sogar  die 
Formen  der  Verlöbnisse  wurden  in  früheren  Zeiten  häufig  als  rechtliche 
Satzungen  aufgestellt,  während  sie  heute  zumeist  der  Sitte  überlassen  sind; 
und  wir  besitzen  umgekehrt  im  Verkehre  der  Gegenwart,  beispidaweise 
im  neuzeitlichen  Volkerredity  manche  Reclitssätze,  deren  Inhalt  man  in 
alten  Tagen  nur  als  konveationale  Grebräuche  ohne  juristischen  Charakter 
gelten  ließ.  Das  Grrüfien  auf  der  Straße  geschieht  bei  uns  gewöhnlich  nur 
nach  Brauch  und  Sitte,  aber  es  kann  etwa  im  Beamten-  und  Militär- 
verhältnis mit  rechtlichen  Folgen  ausgestattet  sein.  Die  Frage  der  Sonn- 
tagsruhe oder  die  Beobachtung  ritualer  Vorschriften  mag  bald  mit 
erheblicher  rechtlicher  Bedeutung  auftreten,  bald  ohne  de  zu  be- 
merken  sein. 

Ein  Versuch  einer  abstrakten  Zerteüung  der  genannten  BegrifTe  wOrde 
darin  gelegen  sein:  daß  das  Recht  von  dem  „Staate"  ausginge,  während 

die  Sitte  von  der  „Gesellschaft"  ohne  „Organisation"  geschaffen  würde. 
Allein  dem  steht  entgegen,  daß  der  Begriff  des  Staates  selbst  nur  eine 
bestimmte  „rechtliche"  Verbindung  besagt  und  darum  dem  Begriffe  des 
Rechtes  logisch  untergeordnet  ist.  Auch  heißt  „organisieren"  weiter  nichts, 
als  unter  Regeln  vereinigen,  so  daß  wir  hierin  ein  dem  sozialen  Wollen 
gemeinsames  und  kein  sdne  beiden  jetzigen  Arten  unterscheidendes 
Merkmal  hätten. 

Das  allgemeing^tige  Merkmal,  nach  dem  Recht  und  Sitte  formal  sich  Der  sim  d«* 
scheiden,  kann  nur  in  dem  Sinne  des  Geltungsanspruches  beider 
Regelarten  gelegen  sein.  Das  Recht  will  formal  als  selbstherrliches 
Wollen  gelten.  Es  erhebt  den  Anspruch,  unabhängig  von  der  Zustimmimg 
der  Rechtsunterworfenen  Aber  diesen  zu  stdien.  Es  bestimmt  selbsl^  wer 
ihm  unterwocfen  ist,  wann  jemand  in  den  Verband  eintritt  oder  aus  diesem 
zu  entlassen  ist  Die  Sitte  besteht  dagegen  in  dem  formalen  Sinne 
einer  bedingungsweisen  Einladung,  sie  gilt  ihrem  eigenen  Sinne  nach 
nur  hypothetisch,  bloß  zufolge  der  Einwilligung  der  Unterstellten,  sei  es 
auch  einer  stillschweigend  gegebenen.  Vielleicht  übt  sie  aUerdings  im 
besonderen  Tatbestande  einen  so  starken  Druck  aus,  daß  der  Angeredete 
sich  dem  kaum  entziehen  kann;  und  es  kann  ein  solcher  konventionaler 
Zwang  sogar  zu  ehiem  Wlderstrmte  mit  einem  Gebote  des  Rechtes  fShren, 
z.  R  in  Fragen  der  Herausforderung  ,  zum  ZweikampC  An  dieser  Stelle 
handelt  es  sich  aber  nicht  um  beschrabende  Schilderung  wirklicher  V<H> 
gange  und  vergleichsweise  Abschätzung  tatsächlicher  Einflüsse  auf  diesen 
oder  jenen  Menschen,  sondern  um  das  logische  Kriterium,  nach  dem  es 
möglich  ist,  zwischen  Recht  und  Sitte  einen  allgemein  gültigen  formalen 
Unterschied  festzustellen  und  den  zwischen  diesen  beiden  Klassen  sozialer 
Regelung  seit  langem  mehr  dunkel  empfundenen,  wie  deutiich  eingesehenen 
Gegensatz  in  wissensdiaftUcher  Klarheit  zu  beherrschen. 
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Dabei  hüben  wir  uns  bis  hierher  an  die  vielfach  gebräuchüche  Sprech- 
weise gehalten,  die  dem  Rechte  als  andere  soziale  Regelung  die  Sitte 
gegraüberstdlt  Ganz  genau  ist  dieser  Sprachgebrauch  aber  mcht  Denn 
er  trifft  nur  solche  hypothetisch  einladende,  soaale  Rq;eln,  die  als  Art 

der  Entstehung  das  allmählich  Wachsende,  Gewohnhd,tamäßige  haben. 
Diese  Art  der  Entstehung  ist  aber  in  keiner  Weise  von  maßgeblicher 
Bedeutung.  Sie  kann  auch  bei  rechtlichen  Sätzen  auftreten  und  dort  als 
Gewolinheitsrecht  dem  Gesetzesrecht  im  engeren  Sinne  gegenübertreten. 
Und  es  ist  umgekehrt  möglich,  daii  nur  bedingt  einladende  Aufforderungen 
des  gesellschaiUichen  Lebens  nach  der  Weise  einer  staaUichen  Gesetz- 
gebung entstehen,  sich  verindem,  aufgdioben  werden,  b«q>idsweise  in 
dem  Komment^  der  Etikette,  den  Satzungen  derSatisfoktioD  in  geschlossenen 
Kreisen.  Ja  es  vermag  endlich  sogar  zu  geschehen,  daß  ein  decartiges 
soziales  Wollen  in  einer  konkreten  Sachlage  durch  Beredung  einzelner 
weniger  Beteiligten  auftritt;  so  bei  Abmachungen,  die  ihrem  eigenen  Sinne 
nach  im  gesellschaftlichen  Leben  keinen  rechtlich  bindenden  Charakter 
tragen  sollen,  z.  B.  das  Versprechen,  auf  dner  Rttse  jemanden  zu 
besuchen,  die  Abrede,  ein  bestimmtes  Budk  zu  lesen  u.  dgL  —  Ich  nenne 
aUe  hierher  gehörigen  Sätze,  denen  der  selbstherrlich  bindende  Charakter 
fehlt,  Konventionalregeln.  Gemeinsam  ist  ihnen  allen,  daß  man  genau 
genommen  von  „Pflichten"  bei  ihnen  gar  nicht  sprechen  kann.  Ein  jeder 
ist  nur  so  lange  an  ihre  Anweisung  gebunden,  als  er  will,  und  nur  in 
übertragener  Bedeutung  kann  daher  von  einer  konventionalen  Gemeinschaft, 
als  einem  ganz  verblaßten  Abbild  der  rechtlichen  Verbände  die  Rede  sein. 
Immer  aber  muß  festgehalten  werden,  daß  man  auch  bei  dem  Begriffe  der 
Konventionairegel  nicht  von  dem  Standpunkte  des  ^nzdnen  ausgehen 
darf,  der  der  Regd  unterstellt  werden  soll,  sondern  von  dem  Bestände 
des  sozialen  Wollms  aus,  das  verladend  über  den  Individuen  gedacht  ist 
Es  ist  der  Sinn  dieser  sozialen  Regeln  als  solcher,  der  zu  ihrer 
Unterscheidung  in  selbstherrlich  gebietende  und  in  bedingt  einladende 
fuhrt,  es  ist  die  formale  Art  der  Anrede  seitens  bestimmten  sozialen 
Wollens,  die  Recht  und  Sitte  trennt 

n.  Recht  und  Willkür.    Die  Bestimmung  des  rechtlichen  als 

eines  selbstherrlichen  sozialen  Wollens  bietet  noch  nicht  die  letzte 
mögliche  Zergliederung,  in  welcher  der  Begriff  des  Rechtes  zu  finden  ist 
Denn  es  zeigt  sich  bei  näherem  Zusehen,  daß  gerade  innerhalb  der  auto- 
kratischen Anordnungen  ein  weiterer  Unterschied  auftritt,  der  mit  der 
Gegenüberstellung  von  rechtlicher  und  von  willkürlicher  Gewalt  sich 
kennzeicfanet  Diese  Gegenüberstdlung  ist  in  allen  Epochen  der  Menschen- 
geschichte  lebhaft  und  stark  empfunden  worden.  Senn  Wdiel  ruft  der 
Prophet  Jesaias  (lo)  über  die  Schriftgelehrten,  die  „unrechte**  Gesetze 
machen,  und  die  unrecht  Urteil  schreiben,  auf  daß  sie  die  Sache  der 
Armen  beugen  und  Gewalt  üben  am  Recht  der  Elenden  des  Volkes; 
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eine  bessere  Zeit  weissagt  er  (32),  da  in  Zukunft  ein  König  gerecht 
herrschen  wird,  und  Beamte  dem  Recht  gemäß  walten  werden.  Und  in 
gleicher  Weise  ertönt  es  aus  dem  t^ermanischen  Norden,  in  der  Frithjof- 
sage:  „Wenn  Macht  im  Ding  entscheidet,  wird  Unheil  kommen,  doch  Recht 
bringt  Ruhm  dem  Könige,  dem  Lande  Frommen." 

Wieder  ist  es  aber  erst  die  neuere  Zeit,  die  es  unternommen  hal^  die 
längst  gefühlte  Gegens&t^chkeit  in  scharfen  Begriffen  dch  nSher  zu  bringen 
und  de  klar  einzusehen. 

Freilich  könnte  es  auf  den  ersten  Blick  befremdlich  erscheinen,  wie 
hier  überhaupt  ein  Zweifel  möglich  sei.  Man  möchte  vielleicht  meinen, 
daß  es  einfach  darauf  ankäme,  das  bestehende  Recht  zu  beobachten  und 
Recht  und  Willkür  so  zu  scheiden,  daß  ersteres  das  selbstherrliche,  soziale 
Wollen  bedeute,  das  in  Gemäßheit  des  seitherigen  Rechtes  erstanden  sei, 
während  die  willkQrliche  Gewalt  un  OfTgttnBstift  zu  gdtenden  Rechfa^ 
gebot  ihre  Herkunft  habe.  Allein  es  ist  zu  beachten,  daß  neues  „Recht«  .„"l^^^tlSrf^ 
sehr  wohl  entstehen  kann  imd  häufig  entstanden  ist,  ohne  daß  es  sidi  auf 
die  Ermächtigung  eines  bis  dahin  geltenden  Rechtes  zu  berufen  vermag; 
und  es  ist  nicht  zu  bezweifeln,  daß  durch  Staatsstreich  und  Revolution 
und  anderen  willkürlichen  Kechtsbruch  doch  oft  ein  rechtlicher  Zustand 
geschaffen  worden  ist.  Sieht  man  jedoch  davon  ab,  so  kann  der  begriff- 
liche Untersdued  zwischen  Recht  und  WillkOr  nidit  durch  dne  Ver> 
Weisung  auf  das  in  der  Geschichte  seitiier  sdion  bestdiende  „Recht" 
bestimmt  wnden.  Denn  woher  weiA  man,  dafi  diese  seiäierigen  Nonnen 
gerade  dem  Begriffe  der  rechtlichen  entsprechen?  Eimnal  muß  fOr  die 
wissenschaftliche  Betrachtung  logisch  ein  Anfang  gemacht  werden,  an 
irgendeinem  Punkte  der  Geschichte  muß  die  formale  Zerteilimg  der 
rechtheben  und  der  willkürUchen  Gewalt  klar  geschieden  auftreten. 

Dabei  kommt  es  auf  eine  radikale  Trennung  beider  Gebiete  an,  nicht 
bloA  auf  eine  Unterabteilung  innerhalb  der  rechtlichen  Normen.  Wir 
gebianchen  das  Wort  „Willkür"  allerdings  wdü  audi  Ar  einen  mhaltUch  wiiaor 
schlechten  Rechtszustand,  und  es  hat  sich  besonders  Jhering  bemüh^ ^ 
danach  Recht  und  Willkür  einander  gegenüberzustellen.  Für  ihn  ist 
Willkür  eine  gesetzliche  Bestimmung,  bei  welcher  der  Gesetzgeber 
sich  mit  den  allgemeinen  Prinzipien  des  Rechtes  in  Widerspruch 
gesetzt  hat  Dem  gegenüber  besteht  jedoch  zunäclist  die  Aufgabe,  den 
Begriff  des  Redites  emecselts  und  der  Willkfir  anderseits  in  ihrer 
formalen  Eigenart  zu  bestimmen.  Nach  der  materialen  Obereinstimmung 
mit  den  allgemdnen  Prinzipien  des  Rechtes  kann  die  Abgrenzung  nicht 
geschehen,  denn  es  ist  ja  auch  mdgUdi,  daß  im  besonderen  FaUe  gerade 
der  Inhalt  des  geltenden  Rechtes  diesen  Prinzipien  entgegengesetzt  war, 
und  umgekehrt  der  es  brechende  Akt  mit  ihnen  übereinstimmt;  und 
es  würde  danach  auch  unerklärt  bleiben,  wie  es  begreiflich  ist,  daß  ein 
willkürlicher  Rechtsbruch  selbst  wieder  zu  einem  rechtlichen  Zustande 
fihren  kann,  auch  in  Fällen,  in  denen  das  also  neu  Geordnete  mit  den 
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allgemeinen  Feinsten  des  Rechtes  vieUeicht  gar  nicht  in  Hannooie 
steht. 

Uttk-  Frag^  man  nun  nach  einem  formalen  Merkmal  des  Rechtes  als 
solchen,  so  kann  das  der  Willkür  gegenüber  lediglich  durch  den  Unter- 
schied des  nur  subjektiv  oder  des  objektiv  Verbindenden  gegeben 
Wieden.  Willkürliche  Anordnung  würde  in  Machtbefehlen  vorliegen, 
die  fonnal  von  bloB  subjektiver  Bedeutung  sind,  blofl  als  Ausbrach  nur 
personlicher  Laune  der  Regel  Setzenden  erachtet  werden  können;  die  in 
einem  Gebote  g"eg-eben  ist,  das  der  Befehlende  selbst  gar  nicht  (dem 
formalen  Sinne  nach)  als  objektiv  bindende  Regelung-  menschlicher  Be- 
ziehungen erachtet,  das  vielmehr  (seiner  eigenen  Meinung  nach)  nur  die 
formale  Bedeutung  einer  Befriedigung  subjektiver  Gelüste  und  Strebungen 
des  GrewallJiaben  durch  ledigliche  ^dung  anderer  hat;  auf  das  er 
zurückkommen  whrd,  si  vokterU.  Rechtliche  Regelung  wird  di^r^n 
dann  gegeben  sein,  wenn  der  Anordnende  an  die  von  ihm  gesetzte  Regd 
selbst  auch  gebunden  sein  will;  es  müssen  beide  an  dieses  Wollen 
verpflichtet  gebunden  sein,  und  solange  es  für  den  einen  Unterstellten 
besteht,  soll  es  auch  für  den  bestehen,  der  es  gesetzt  hat,  sei  es  auch  für 
den  letzteren  nur  dahin,  daß  er  die  gesetzte  Norm  auch  getreulich  band* 
habe,  und  daß  er,  wenn  er  nicht  mehr  gebunden  sein  wül,  es  erst  bewhken 
muß,  daß  jene  Satzung,  die  rechtliche,  wieder  aof^iehoben  sei 

Aus  dieser  mögüchen  Untendwidiii^,  die  nach  fonnalem,  aUgemtin 
gültigem  Merkmal  getroffen  ist,  laßt  sidi  für  das  Wesen  des  Rechtes 
alsbald  zweierlei  bedeutsam  folgern. 
Wfhire  Einmal  wird  dadurch  erklärt,  wie  es  möglich  ist,  daß  eine  „originäre" 
Rechtsentstehimg  statthaben  kann.  Schon  vorhin  wurde  darauf  hingewiesen, 
wie  es  im  Laufe  der  Gescliichte  unzähligemal  vorgekommen  ist,  daß  sich 
neues  Recht  gebildet  hat,  ohne  daß  es  sich  dabei  auf  die  ^mächtigimg 
des  sdther^en  Rechtes  stützen  konnte,  vid£eich  sogar  in  unmitfedbarem 
Gegensatz  zu  der  bestehenden  Rechtsordnung.  Oft  genug  ist  das  in  wildem 
Rechtsbruche  mit  kriegerischer  Gewalt  oder  Empörung  geschehen;  zu- 
weilen mit  Niederlegung  einer  Krone  und  dem  Verzicht  auf  seitherige 
Souveränität,  wie  dies  dann  auch  in  friedlichen  Beredungen  geschehen 
kann,  etwa  in  den  Abmachungen,  die  den  Norddeutschen  Bund  und  dann 
das  Deutsche  Reidi  begröndeten,  und  die  nicht  ein&ch  die  Ausfuhrung 
der  bestehenden  Verfossungen  daistdlten,  sondern  selbst  erst  eine  neue 
Zentralgewalt  erschufen.  Und  es  kann  ^ert  werden,  wie  sich  vielleicht 
einmal  auch  ein  Gewohnheitsrecht  neu  bilden  mag,  obgleich  es  von  dem 
bestehenden  Rechte  zurückgewiesen  wird,  also  im  Wege  des  Rechts- 
bruches. —  Die  Erklärung  solcher  ursprünglichen  Entstehung  von  Recht 
hat  Schwierigkeiten  bereitet  Savigny  meint,  daß  derartige  „Anomalien" 
eist  eine  Verarbeitung  und  Oberwindung  „durch  die  sittliche  Kraft  und 
Gesundheit  des  Volkes«  er&hren  müßten,  sonst  werde  ein  „krankhafter 
Zustand"  daraus,  wihrend  sie  nach  jenem  ersten  in  den  Rechtszustand, 
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als  »neuer,  rechtmäfliger  Bestandteil  übergidm*';  —  da  aber  ein  ,,krankliaftes*' 
Recht  Öodti  auch  schon  ein  „Recht"  ist,  so  liegt  letzteres  bereits  vor, 
sobald  neues  soziales  Wollen  dem  formalen  Begriffe  des  Rechtes  ent- 
spricht. Bindinp-  t^bt  bei  der  Besprechung  der  Gründunc;"  des  Xorddoutschen 
Bundes  die  Erklärung,  daß  darum  dort  originär  „Kecht"  entstehen  konnte, 
weil  das  Volk  und  die  Regierungen  die  Verfassung  des  Bundes  in  der 
Abgeht  vereinbarten,  von  einem  bestimmten  Tage  an  dch  gemeinsam  unter 
das  Gesetz  ibres  gemeinsamen  Willens  zu  stdlen;  —  dne  Ausicunft,  die 
aber  doch  offenbar  eine  allgemeingültige  Möglichkeit,  neues  Recht 
zu  begründen,  bereits  vwaussetzt  und  nur  als  die  Einzelanwendung  eines 
abstrakten  Gesetzes  über  mögliche  Rechtsentstehuncr  überhaupt  aufzu- 
treten vermag.  —  Darum  kann  eine  erschöpfende  Erklärung  nur  durch 
ein  Zurückgehen  auf  die  Erage  geliefert  werden:  Woran  erkennt  man 
überhaupt,  ob  etwas  «Recbf  ist?  Lidern  darauf  mit  dem  soften  ent- 
widcdten  fimnalen  Merkmal  geantwortet  wird,  so  eigibt  sich  auch  die 
Losung,  dafi  in  originärer  Weise,  vielleicht  durch  unmittdbaren  Rechts- 
bruch, deshalb  neues  Recht  entstehen  kann,  weil  und  soweit  die  neu 
gesetzte  Regelung-  jenes  formale  Kriterium  in  sich  trägt.  Jene  außerhalb 
des  seitherigen  Rechtes  entstandenen  Nonnen  stellen  dann  neues  Recht 
dar,  sobald  sie  im  Sinne  eigener  Unverletzbarkeit  das  seitherige  Recht 
beseitigen,  sei  es  auch  derartig,  daß  sie  die  bis  dahin  geltende  Rechts- 
queUe  im  Wege  brutaler  Gewalt  gegen  (fiese  wegschaffen. 

Zum  anderen  folgt  aus  dem  Gresi^;ten,  daB  dne  Unverletzbarkeit  des 
Rechtes  bloß  in  begrenzter  Weise  behauptet  werden  kann.  Sie  ist  nur 
vorhanden  während  des  Geltens  der  fraglichen  Rechtsregel.  Dagegen 
kann  diese  letztere  jederzeit  abgeändert  werden,  sei  es  auf  verfassungs- 
mäßigem Wege  oder  auch  durch  eine  ursprüngliche  Rechtssetzungf.  Nur 
dem  willkürlichen  Brechen  im  einzelnen  Ealle  widerstrebt  die  Un- 
verietzbarkeit,  —  dahin  also,  daB  dieses  Recht  als  solches  bestehen 
bleibt  und  doch  während  seines  Geltens  nicht  verwiildicht,  sondern 
gebeugt  und  gebrochen  irird:  gegen  das  Abschaffen  des  vorhandenen 
Rechtes  und  sein  Ersetzen  durch  neues  Recht,  gleichviel  in  welchem 
Prozesse  das  vor  sich  geht,  gewährt  die  Eigenschaft  einer  Regel  als  einer 
„rechtlichen"  keine  Sicherheit.  Eine  unbedingte  Heiligkeit  und  absolute 
Unabänderlichkeit  kommt  auch  keineswegs  der  „Verfassung**  eines  Gemein- 
wesens ZU»  Auch  wenn  diese,  wie  die  unseres  Reiches,  sich  als  eine  „ewige" 
bezdchnet,  so  kann  die  Möglichkeit  ihrer  Abänderung  und  Ersetzung 
durch  neues  Recht  —  bestimmt  nach  dem  fonnalen  Begriffes  des  Rechtes 
überhaupt  —  ja  niemals  ausgeschlossen  werden. 

Mit  diesen  Erwägungen  ist  die  logische  Analyse  des  Rechtsbegriffes 
abgeschlossen.  Die  formalen  Bedingungen,  unter  denen  dieser  besteht, 
führen  in  das  Reich  der  Zwecke,  danach  zu  dem  Gebiete  des  sozialen 
WoUens,  um  darin  in  der  Unterscheidung  von  konventionaler  Auf« 
fordernis  ehterseits  und  willkürlicher  Anordnung  andersdts  festgdegt 
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zu  werden.  Wir  erhalten  sonach  als  BegrifFsbestiramung  diese:  „Recht" 
ist  die  unverletzbare  selbstherrliche  Regelung  des  sozialen 
Lebens  der  Menschen. 

m.  Recht  und  Wirtschaft  Wie  ist  nun  das  Verhiltms  der  recht- 
lichen Regelung  zum  sozialen  Leben  der  Menschen  naher  zu  denken?  Wie 
verhält  sich,  kurz  ausgedrückt,  das  Recht  zur  sozialen  Wirtschaft? 
Bafriffdw  Eine  Beantwortung-  dieser  Fragen  setzt  voraus,  daß  der  Begriflf  des 
sozialen  Lebens  oder  der  menschlichen  Gesellschaft  zuvor  klargestellt 
ist  Man  hat  dies  in  der  modernen  Soziologie,  die  von  Comte  aufgebracht 
und  namenliich  von  Spencer  ausgeführt  ist,  durch  Bezugnahme  auf  nator- 
wissenschaftliche  Art  zu  erledigen  gesucht  Es  gebe  ^soziale  Aggregate" 
-  als  „Organismen*',  sobald  namUch  ein  Beisammrasein  von  etwas  längerer 
Dauer  und  einer  gewissen  Beständigkeit  vorliege.  Allein  das  bringt  die 
eigene  Art  der  sozialen  Verbinduncf  in  keiner  Weise  zu  klarem  und 
methodisch  gesichertem  Besitz.  Andere  suchen  einen  Halt  am  Sprach- 
gebrauche, indem  sie  besonders  die  Bedeutungen  des  Wortes  „Gesellschaft^ 
suchen,  während  dies  doch  immer  nur  dne  Anleitung  zu  weaterm  sachp 
liehen  Untersudien  sein  kann.  Neuestens  hat  Simmd  gemeint|  Ges^ 
Schaft  liege  überall  vor,  wo  mdirere  Individuen  in  „Wechselwirkung* 
treten.  Da  jedoch  die  Kategorie  der  Wechselwirkung  nur  eine  Methode 
der  Naturbetrachtung  von  eiii;'<'ln  angesehenen  Menschen  ist,  so  wird 
der  Begriff  der  „Gesellscliall",  als  eine  neue  und  eigenartige  Einheit, 
durch  diese  flüchtig  ausgesprochene  Parallele  nicht  logisch  bestimmt. 
Zwar  ist  es  gewiß,  daß  Menschen,  die  sozial  verbunden  sind,  auch  in  ihrer 
naturlichen  Wechsdwirkung  aufeinander  betrachtet  worden  können,  allein 
alsdann  sind  eben  die  einzelnen  zum  Gregenstande  der  Untersuchung 
genommen  und  nicht  die  „Gesellschaft''  als  solche,  deren  begriffliche 
Eigenart  in  anderer  Erwägimg  festgestellt  sein  wilL 

Die  Frage  ist:  Welches  ist  das  feste  Merkmal,  durch  das  der  Begriflf 
des  sozialen  Lebens  der  Alenschen  als  eigener  Gegenstand  wissenschaft- 
licher Betrachtung  begreiflich  wird?  —  Dies  ist  das  Moment  der  von 
Mensdben  aufgestellten  RegeL  Sonales  Leben  ist  äußerlich  geregeltes 
Zusammenwirken  vcm  Menschen.  Der  Beweis  Uogt  darin,  daß  in  dem  Uax^ 
zustellenden  Begriffe  des  gesellschafilichen  Leboos  dnmal  verbundene 
Menschen  vorgestellt  werden,  anderseits  dieses  in  Unterscheidung  v<m 
bloRer  natürlicher  Verbindung  gesucht  wird.  Man  kann  die  Frage  auch 
Sosui-  so  stellen:  Ist  es  möglich,  eine  Sozial  Wissenschaft  als  eigenen  Zweig 
des  einheitlichen  Überbegriffes  „Wissenschaft"  aufzustellen,  oder  gibt  es 
von  diesem  letzteren  begründetennaßen  nur  eine  einzige  Art,  die  Natur- 
wissenschaft? 

Nun  bedeutet  Wissenschaft  ^en  jeden  Inhalt  des  BewuBtsdns,  der 

in  unbedingt  einheitlicher  Art  geordnet  und  bestimmt  ist  (B.  x).  Es 
wird  also  dann  eine  eigene  soziale  Wissenschaft  möglich  sein,  wem&  sich 
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ergibt,  daß  die  Betrachtung  des  gesellschaftlichen  Daseins  der  Menschen 
unter  einer  eigenen  unbedingten  Einheit  erscheint,  die  von  der  einheit^ 
liehen  ErHusmig  der  Wafarnehmimg  natnxlicher  ^cbeintingen  grundlegend 
getramt  ist  Diese  prinzipiell  eigene  Einheit  ist  die  des  Zweckes,  nnd 
zwar  die  der  Gemeinschaft  von  Zwecken.  Der  Begriff  der  sozial 
verbundenen  Menschen  konstituiert  sich  mithin  in  dem  Gedanken  der 
gemeinsamen  Zweck  Verfolgung,  die  unter  der  log-ischen  Bedingung 
der  äußerlich  geregelten  Art  des  Zusammenwirkens  notwendig  zu 
nehmen  ist.  Der  Gedanke  von  der  äußeren  Regelung  ist  mithin  die  Form 
in  dem  Begriffe  „Gesellschaft".  Wenn  man  überlegt,  in  welcher  einheit- 
lichen Richtung  der  Gedanken  das  gemeinsame  Leben  und  Wirken 
von  Menschen  als  Gegenstand  einer  eigenen,  dadurch  möglichen  "Wiaaea^ 
Schaft  vom  sozialen  Dasein  bestehen  kann,  so  ergibt  sich  die  Antwort: 
sofern  man  das  Zusammenwirken  von  Menschen  als  ein  äuAerlich 
geregeltes  einsieht. 

Nun  haben  wir  im  früheren  drei  verschiedene  Arten  äußerer  Regelimg 
kennen  gelernt  und  das  soziale  Wollen  in  das  konventionale,  rechtliche 
und  willkfirliche  zerteilt  Demn£chst  (C.  5)  wird  sich  zeigen  lassen,  daB 
bei  dem  Ftoblem  der  Begrfindung  des  Reditsswaages  die  rechtliche  Art 
der  sozialen  R^ehmg  an  und  für  sich  den  grundsätzlichen  Vorzug 
verdient  Es  sei  darum  gestattet,  whon  jetzt  als  Form  der  Gesellschaft 
das  Recht  repräsentativ  hier  zu  nennen.  Ihm  ist  nun  die  Wirtschaft  als 
die  soziale  Materie  gegenüberzustellen. 

Als  solcher  Stoff  des  gesellschaftlichen  Lebens  dürfen  nicht  die  uns  stoffde« 
umgebende  Natur  und  die  natürlichen  Lebensbedingungen  des  Menschen  ^i^^^^^^ 
gdten.  Denn  Naturgesetze  können  durch  mensdiUchen  Eingriff  flbeifaaiq»t 
nicht  bednfluAt  werden;  und  ihre  Benutzung  Ar  besondere  Zwecke  ist 
Sache  der  Technologie,  die  an  und  für  sich  mit  dem  sozialen  Leben  noch 
nichts  zu  tun  hat,  sondern  ebensogut  auch  für  einen  gänzlich  isoliert 
gedachten  Menschen  Geltimg  hätte.  Da  vielmehr  das  gesellschaftliche 
Dasein  in  der  vereinton  Tätigkeit  zusammenlebender  Menschen  seine 
Äußerung  findet,  so  kann  die  es  begriiflich  begründende  äußere  Regelung 
sich  nur  an  die  zusammenwixkenden  Menschen  wenden.  Sonach  ist  die 
Materie  des  sozialen  Lebens  das  auf  Bedärinisbefriedigung  gericht^  Zu- 
sammenwirken der  gesellschaftlich  veri»ttndenen  Menschen. 

Dabei  bezieht  sich  die  soziale  Reg<d^ung  unbedingt  auf  jede  Möglichkeit 
des  Zusammenwirkens  und  keineswegs  bloß  auf  dasjenige,  das  etwa  auf 
materielle  oder  „niedrige"  Bedürfnisse  gerichtet  ist.  Denn  eine  derartige 
Grrenzziehung  könnte  immer  nur  unsicher  und  willkürlich  vorgenommen 
werden  und  mufl  in  jedem  Falle  für  den  Begriff  der  sozialen  Wirtschaft 
gleichgültig  sein.  Die  Arbeiterftage  ist  ganz  in  gleicher  Weise  fiir  die 
soziale  Betrachtung  gegeben,  gleichviel  ob  es  sich  um  Besdiafiüng  von 
Lebensmitteln  oder  um  die  Herstellung  von  Gotteshäusern  oder  von  Tempeln 
der  Kunst  und  Wissenschaft  handelt;  und  eine  Leinwandfitbrik,  welche 
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Kartoffelsäcke  herstellt,  steht  einem  Unternehmen,  das  Leinwand  für  Öl- 
bilder bereitet,  sozial  wirtschaftlich  ganz  gleich. 

Auch  läftt  steh  zwischen  „wirtschafilidier«  und  (^politischer"  TStigkeit 
nur  ein  relativer  und  indnander  fließender  Unterschied  machen,  je  nach- 
dem man  entweder  in  einer  relativ  unmittelbaren  Weise  bei  der  Be- 
schaffung der  Güter  sich  beteiligt  oder  mit  der  Bewahrung  und  Betati- 
gxing  und  Bessenmg  der  gerade  die  Gesellschaft  ermöglichenden  Rechts- 
normen befaßt  ist. 

Wenn  sonach  die  Sozial  wirtschaftdas  Zusammen  wirk  en  von  Menschen 
in  seiner  Gesamtheit  erfaßt  und  nichts  darin  Mögliches  anslSflt  — 
gleidivid,  ob  für  diesen  dnheitUchen  sadilichen  Gedanken  jedem  der  hier 
nidistliegende  Ausdruck  „Sosialwirtschaft*  paßt  — ,  so  darf  auf  der 
anderen  Seite  sie  nicht  etwa  als  eine  Unterart  eines  übergeordneten  Be- 
griffes „Wirtschaft"  genommen  werden.  Der  letztere  würde  dann  wohl 
allgemein:  Tätigkeit  zur  Befriedigung  menschlicher  Bedürfnisse  heißen  wollen. 
Aber  bei  dem  sozialen  Zusammenwirken  handelt  es  sich  um  das  Ver- 
folgen gemeinsamer  Zwe^e  nach  iufieren  Regeln;  und  diese  Bettadip 
tung  steht  unter  eigenen  Erkenntnisbedingungen  und  bewegt  sidi  in  einer 
eigenen  mediodischen  Richtung  der  Gedanken»  die  von  jener  eben  allgemeui 
gekennzeichneten  technologischen  Erwägung  grundlegend  sich  scheidet 
VKMitai*  TOB  Stellen  wir  danach  das  Verhältnis  von  Recht  und  Wirtschaft  fest, 
Hl^J^^   so  ergibt  sich,  daß  es  das  von  Form  und  Stoff  des  sozialen  Lebens  ist. 

Bei  jeder  besonderen  Anwendung  des  Begriffes  „sozial"  sind  jene  beiden 
in  Wirklichkeit  stets  verbunden  uns  gegeben.  Es  gibt  keine  soziale 
Regelung,  die  nicht  ein  gewisses  zusammenstimmendes  Veriulten  der 
Unterstellten  zum  Inhalte  ihrer  Anordnung  nähme;  und  es  ist  selbst» 
verständlich,  daß  ein  Zusammenwirken  ohne  irgendwelche  Verständigfung 
und  gemeinsame  Zielsetzung  ein  blinder  Gedanke  wäre.  Wohl  aber  ist 
es  möglich,  in  kritischer  Zergliederung  des  zusammengesetzten  Begriffes 
der  Gesellschaft  die  beiden  lilemente,  die  hier  angeführt  wurden  — 
die  Verbindung  als  solche,  das  Setzen  gemeinsamer  Zwecke  durch 
äußere  Regeln  einerseits  und  die  zusammenstimmende  Tätigkeit  der 
Verbundenen  anderseits  — »  als  die  bedingende  Form  und  die  dadurch 
bedingte  Materie  des  soaäalen  Lebens  zu  unterscheiden. 

Die  Abhängigkeit  der  sozialen  Wirtschaft  von  der  rechtlichen  R^)^ 
lung  ist  also  nur  eine  logische,  und  nicht  etwa  eine  zeitliche  oder  gar 
kausale.  Man  darf  nicht  meinen,  daß  mit  der  vorhin  gegebenen  Er- 
örterung die  äußere  Regelung  als  ein  zeitlich  früher  entstandenes  Ding 
gemehit  sei,  auf  das  ^e  soaale  Materie  zeitlich  später  in  die  Erfahrung 
dntrete;  oder  gar:  daß  das  Redit  zuerst  da  aei  und  nun  die  Soziale 
wirtsdiaft  verursache,  wie  der  Blitz  den  Donner.  Das  würde  ehi  staikes 
Mißverständnis  sein,  das  sich  nur  aus  einer  elementaren  Verwechselung 
„des  logischen  Prius*<  mit  „dem  zeitlichen  und  dem  kausalen  Prius" 
herleiten  könnte. 


Digitized  by  Google 


C;  B^iriff  und  Gdtung  des  Redites.  IV.  Die  Entiteliiiiig  dn  Reditei.  XXXI 


In  Wahrheit  stehen  sich  Recht  und  Wirtschaft  nicht  als  zwei 
selbständige  Gegenstände,  nadi  Art  von  Ersdinnungen  im  Räume, 
gegenüber,  sondern  bedeuten  zwei  notwendig  verbundene  Elemente 
^es  und  dessdben  Gegenstandes.  —  Das  Recht  ist  nicht  ein  für  sich 

bestehendes  Ding,  da  jeder  seiner  Sätze  imvermeidlich  schon  auf  eine 
bestimmte  Art  des  Zusammenwirkens  abzielt  und  bei  gänzlichem  Streichen 
dieses  letzteren  überhaupt  sinn-  und  inhaltlos  werden  würde;  und  man 
darf  darum  das  Recht  in  seiner  formalen  Funktion  nicht  wie  ein  Gefäß 
aufifossen,  in  das  ein  wirtschaftlicher  Stoff  hinterher  eingefüllt  würde, 
sondern  als  logisch  bedingendes  Element  in  dem  Gedanken  des  sozialen 
Lebens.  Anderseits  ist  <Ue  Sozialwirtschaft  kein  selbständig  und  be- 
sonders existierendes  Ding,  auf  das  die  rechüiche  Regelung  nun  zeitlich 
später  einzuwirken  hatte;  vielmehr  heißt  soziale  Erwägung  des  Zu- 
sammenwirkens eine  solche,  die  es  von  dem  maßgeblichen  Gesichtspunkte 
als  eines  äußerlich  geregelten  in  diis  Auge  faßt,  so  daß  weder  die 
Kategorie  der  Verursachung,  noch  auch  die  gelegentlich  versuchte 
Bestimmung  der  Wechselwirkung  hier  in  Frage  zu  kommen  vermag. 

Fährt  man  dagegen  den  Gedanken,  daß  Rechtsordnung  und  Sozial- 
wirtschaft als  bedingende  Form  und  bestimmbarer  Stoff  in  logischer 
Beziehung  zu  nehmen  seien,  weiter,  so  ergeben  üdh  alsbald  zwm  Ausblicke 
von  methodischer  Bedeutung. 

Es  ist  überall  möglich,  die  bedingende  Form  von  Bewußtseinsinhalten 
selbständig  für  sich  zu  behandeln.  So  kann  auch  vom  Recht  eine 
eigene  wissenschaftliche  Betrachtung  statthaben,  wobei  auf  seine  be- 
sondere AnslQhrung  in  einer  bestimmten  GeseOschaft  es  gar  nicht  anp 
k<nnmt  Dagegen  ist  die  soziale  Wirtschaft  nur  unter  der  Bedingung 
einer  bestimmten  rechtlichen  Ordnung  zu  erwägen  möglich,  und  eine 
eigene  Gesetzmäßigkeit  der  sozial  wirtschaftlichen  Betrachtung  für 
sich  gibt  es  nicht 

Da  schließlich  die  Abhängigkeit  der  Soziahvirtschaft  von  dem  Rechte 
nur  eine  logische  ist,  also  daß  jeder  Begriff  und  Lelirsatz  der  ersteren 
dnidi  «ne  soaale  Regelung  logisch  bedingt  ist,  und  es  keine  selb- 
ständigen sonalokonomischen  „Gesetze«  gibt,  so  ist  doch  sehr  wohl  mögw 
lieh,  daß  die  besondere  Ausbildimg  eines  bestimmten  Zusammenwirkens 
unter  rechtlichen  Regeln  auf  eine  Umgestaltung  dieser  letzteren  von 
maßgeblichem  Einfluß  ist  Nur  ist  es  nicht  „die  Wirtschaft",  als  ein  an- 
geblich eigener  Organismus,  der  von  „dem  Rechte"  unabhängig  bestände, 
sondern  es  ist  eben  das  rechtUch  geordnete  soziale  Leben  selbst,  dem 
geirisse  Snflfisse  auf  Abänderung  der  es  bedingenden  Form  entstammen. 
Das  fährt  alsbald  in  den  Zusammenhang  des  nun  folgenden  Themas. 

rv.  Die  Entstehung  des  Rechtes.   Diese  Frage  kann  dementer 

in  doppeltem  Sinne  verstanden  werden:  Wie  seinerzeit  zum  erstenmal 
das  Recht  geschaffen  und  in  diese  Welt  hineingebracht  worden  sein  mag, 
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—  und  sodann:  Tn  welcher  allgemeinen  Art  und  Weise  die  Veränderungen 
des  Rechtes  im  Laufe  der  Geschichte  zusammengefaßt  werden  können? 
MMA^iHHii  Ober  jenes  sind  mannigfache  Hypothesen  aufgestdit  worden.  Bald 
vtomi  iQ^^  IQ3Q  ju  Familie,  als  danemder  Verbtndnog  von  lifonn  und  Weib^ 
das  zeitlich  erste  Recht  zu  sehen,  bald  andi  In  flnn«n  instinktmSfligen  Zvh 
sammenschluß  von  Urmenschen,  als  geselliger  Tiere;  mancher  sieht  den 
Stifter  der  rechtlichen  Ordnung  in  einem  „glücklichen  Krieger"  und  be- 
stimmt diesen  wohl  näher  als  den  Sieger,  der  den  niedergeworfenen 
Feind  nicht  tötete,  sondern  zu  seinem  Sklaven  erkor;  während  andere 
Überlieferung  auf  göttliche  Fügung  und  Anordnung  verweist  Dabei  muß 
diese  Frage,  wenn  sie  klar  sein  soll,  radikal  genommen  werden:  sie  darf 
nidit  auf  inhaltlich  unentwickelte  „rechtliche"  Zustände  vemüschend 
ubertragen  werden.  Wenn  man  das  Stadium  der  „Barbarei''  untersudit 
hat,  die  der  angeblich  rechtlosen  „Wildheit"  gefolgt  und  der  „Zivilisation« 
vorangeschritten  sei,  so  ist  in  jener  der  Bestand  rechtlicher  Regelung  schon 
vorausgesetzt.  Der  Streit  um  das  Mutterrecht,  um  exogame  und  endogame 
Stämme,  über  die  Gentilverfassung  der  Vorzeit  und  anderes  mehr  betrifft 
sdum  sozial  geregelte  Verhiltntsse. 

In  der  Tat  sind  nun  alle  Hypothesen  über  das  gemeinte  erste  Auf- 
treten des  Rechtes  überhaupt  unsicher  und  nicht  m  beweisen.  Kein 
Rü^schluß  aus  dem  Leben  nachmaliger  Geschlechter  leitet  zu  einem 
rohen  Einzeldasein  von  Menschen  hinüber;  noch  auch  hat  es  glücken 
wollen,  in  erkennbaren  Zeiten  menschliches  Leben  außerhalb  eines  sozialen 
Bestehens  zu  entdecken. 

Aber  auch  wenn  dem  anders  wäre,  so  würde  es  doch  für  die  Auf- 
gäbe  von  dem  Wesen  des  Rechtes  gleichgültig  sein.  Diese  will  in 
systematischer  Bestimmung  auf  die  einheitlichen,  bleibenden  Bedingungen 
seiner  Beg^eifbarkeit  aufgenommen  und  durchgeführt  sein.  Sie  hat  un- 
bedingt den  logischen  Vorrang  vor  jeder  genetischen  Erörterung. 
Es  gibt  nur  Entstehung  und  Geschichte  von  Etwas;  und  selbst  im  Be- 
griffe des  „Keimes"  ist  notwendig  schon  der  Gedanke  des  Gegen- 
standes enthalten,  zu  dem  es  eben  der  „Keim"  ist  Und  so  ist  vor  allem 
Sinn  und  Bedeutung  eines  Grundbegriffes  —  hier:  des  Rechtes  —  sach- 
lich unabhäi^g  gegenüber  den  veränderlichen  l^nzeldaten  zu  bestimmen, 
in  denen  er  besondere  Anwendung  gefunden  hat,  selbst  wenn  dies  als 
die  zeitlich  erste  Anwendung  unseres  systematischen  Grundbegriffes  dar- 
getan werden  würde. 

Sonach  bleibt  als  Aufgabe  dieses  Zusammenhanges  nur  die  zweite 
Frage,  die  wir  beim  Beginne  dieses  Abschnittes  genannt  haben:  nach  der 
Entst^ung  und  Verinderung  bestimmter  Rechtseiitflchtai^pm  im  Laufe 
der  Gesdiichte.  Sie  kann  in  zweifacher  Richtung  angenommen  werden, 
je  nachdem  man  die  formale  Art  der  menschlichen  Handlungen,  die  recht- 
liche Regeln  setzen,  untersucht  —  oder  nach  den  bestimmenden  Einflüssen 
und  bewirkenden  Gründen  rechtlicher  Veränderung^  allgemein  forscht 


Digitized  by  Google 


C  Begriff  und  Geltnng  des  Rechtes.  IV.  Die  Eototebung  des  Rechtes.  XXXIU 

Die  zuerst  angeführten  menschlichen  Akte  nennen  wir  seit  liagwmi  »■rüMaiWM 

Rechtsquellen.  Die  hierüber  aufzustellende  Lehre  ist  jedoch  ledig^ch 
eine  solche  der  technischen  Jurisprudenz  und  gründet  sich  in  ihrer  ganzen 
Ausfuhrung  auf  den  besonderen  Inhalt  einzelner  Rechtsordnunj^en.  Das 
Recht,  sagt  Brinz,  enthält  vor  allem  Bestimmungen  über  sich  selbst  Es 
gibt  in  eigenen,  von  ihm  gesetzten  Regeln  an,  wie  es  geändert,  ab- 
gesdiafit  und  erg&ixt  werden  soll,  wobei  die  verscliiedetten  Redit^ 
Ordnungen  aufierordentlich  mannigfidtigen  Inhalt  aufweisen.  Auch  die 
Einteilung  in  Gesetzesrecht  und  Gewohnheitsrecht  —  Setzung  der  Regel 
durch  bewußten  Akt  bestimmter,  dazu  berufener  Menschen,  oder  aber 
durch  tatsächliche  Übung  und  andauernde  gleichmäßige  Anwendung  einer 
als  Recht  angenommenen  Norm  —  harrt  stets  erst  noch  der  näheren  Aus- 
füllung durch  besonderen,  geschichthch  bedingten  Inhalt  einer  positiven 
Rechtsordnung. 

Allerdings  ist  zuweilen  versucht  worden,  die  Lehre  von  den  Rechts- 

quellen  von  dieser  geschichtlichen  Bedingtheit  freizumachen  imd  all^;emMn> 
gültig  aufzubauen.  Namentlich  ist  das  hei  der  Erörterung  des  Verhält- 
nisses von  Gesetz  und  Gewohnheit  geschehen.  Die  herrschende  Lehre 
des  1 8.  Jahrhunderts  nahm  als  grundlegende  Rechtsquelle  die  staatUche 
Gesetzgebung  an,  von  der  ein  rechtUch  geltender  Brauch  in  jedem 
einzdnen  Falle  erst  sanktioniert  weiden  müfite  und  ohne  das  keine  GelU 
tung  zu  haben  vennöciite;  die  darauf  folgende  geschichtSidie  Reditsschule 
stellte  ungi^hrt  die  Gewohnhdft  als  die  eigentliche  Qudle  des  gesetzten 
Rechtes  hin,  die  von  jeder  Rechtsordnung  notwendig  anzuerkennen  wäre 
und  von  ihr  als  rechtsschopferisch  gar  nicht  verneint  werden  könnte,  bei 
Meidung  der  Nichtigkeit  eines  sie  doch  ausschließenden  positiven  Staats- 
gesetzes. Beide  Meinungen  verstoßen  gleichmäßig  gegen  den  oben  (A,  i  a.  R) 
deduzierten  Satz,  daß  es  keinen  einzigen  Rechtssatz  gehen  kann,  der 
seinem  positiven  Inhalte  nach  unbedingt  feststände.  Auch  die  An* 
Ordnung  eines  bestimmten  positiven  Rechtes  über  Anerkennung  oder 
Verwerfung  einer  auf  Rechtsflragen  bezüglichen  Gewohahnt  bedeutet  not- 
wendig eine  stofflich  bedingte  Regel,  über  deren  besonderen  Inhalt 
sich  schlechterdings  nichts  sagen  läßt,  was  absolute  Gültigkeit  hätte. 
Wenn  also  Puchta  lehrt,  daß  der  Einfluß  clor  „\V)lksüberzeugung^"  auf  den 
Richter  sich  nicht  verbieten  lasse,  so  kann  das,  in  Abänderung  seiner 
eigenen  Meinung,  fOr  uns  nur  den  verständfichen  Sinn  haben,  daA  ein 
das  Gewohnhdtsredit  verbietendes  Gresetz  möglicherweise  keinen  Erfolg 
haben  k&me,  daA  man  vidmdir  stets  gewirtig  sdn  mflsse,  daB  gegen 
jenes  bestehende  Gesetz  sich  auf  anderem  Wege  dodi  vielleicht  neues 
„Recht"  bilden  werde.  Diese  Möglichkeit  ist  zuzugeben.  Aus  ihr  folgt 
aber  nicht,  daß  jenes  verbietende  Gesetz  nicht  rechtlich  gelte,  sondern 
dieses,  daß  neues  Recht  durch  Rechtsbruch  allerdings  zur  Entstehung 
zu  kommen  vermag  (C  2).  Wollte  man  dagegen  den  zitierten  Puchtaschen 
Satz  in  dem  Sinne  au&ebmen  und  behaUen,  daA  jenes  verbietende  Staats- 
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gesetz  zwar  geltende»  Recht,  aber  eines  von  sachlicher  Bedenklich« 
keit  sei,  so  konnte  das  als  Gegenstand  wetterer  Untersuchung  stehen 
bleiben.  Dann  wäre  zususehen,  ob  nach  «ner  unbedingt  gültigen  for- 
malen Methode  für  die  besonderen  sozialen  Zustände  eines  besonderen 
Volkes  und  Landes  Gesetzesrecht  oder  Gewohnheitsrecht  als  bedingte 
Rechtsquelle  den  Vorzug"  verdiene,  ob  also  das  vorhin  angenommene, 
konkrete  Verbotsgesetz  nach  dem  allgemeinen  formalen  Grundgedanken 
jedes  Rechtes  überhaupt  in  dieser  besonderen  Lage  gerechtfertigt  sei 
oder  nicht 

uiMcbM  Tm  '     Betrachten  wir  zum  Sdilusse  die  letzte  oben  gestellte  Frage  nadi  dem 

ursachlichen  Verlaufe  der  Änderungen  von  bestimmtem  Rechtsinhalte  im. 
Laufe  der  sozialen  Geschichte,  so  läßt  sich  dieser  allerdings  in  einer  über- 
einstimmenden Art  und  Weise  vorstellen.  Es  bilden  sich  bei  der  Aus- 
führvmg  eines  sozialen  Zusammenwirkens  pfewisse  g-leichheithche  Massen- 
erscheinungen als  ökonomische  Phänomene  (vgl.  A.  3).  Aus  diesen  erstehen 
Bestrebungen  auf  Änderung  —  oder  entgegengesetzt;  auf  Beibehaltung  — 
der  bestehenden  Rechtsordnung,  als  der  bedingenden  Art  und  Weise 
des  seitherigen  Zusammenwirkens.  Haben  jene  Urteile  und  Entschlüsse 
einen  gewissen  Erfolg,  so  fällt  die  bisherige  Art  dieser  Gesellschaft  und 
damit  von  selbst  die  Gesamtheit  der  dadurch  bedingten  sozialen  Er- 
scheinungen. Es  wiederholt  sich  nun  der  obige  Vorgang:  es  bilden  sich 
unter  der  neuen  Regelung  wieder  neue  gesellschaftliche  Phänomene,  Be- 
strebungen, Umänderungen  —  in  einem  steten,  nie  abgeschlossMum  Krdi^ 
lauie  des  soaalen  Lebens. 

Hierdurch  wird  der  Gedanke  von  der  durdigängigen  Einheit  der 
schalen  Betrachtung  gewahrt,  und  das  wirkliche  Geschehen  im  gesellschaft^ 
liehen  Wirken  der  Menschen  im  Sinne  eines  grundsätzlichen  Monismus 
erfaßt.  Er  bedeutet  das  Prinzip,  die  geschichtlichen  Bewegungen  des 
sozialen  Lebens  nur  aus  Gründen  zu  begreifen,  die  innerhalb  seiner  eigenen 
Bedingungen  stehen.  Die  wissenschaftliche  Durchfuhrung  der  Sozial- 
geschichte besteht  also  in  dem  Erforschen  der  Wandlungen  des  geselle 
^  schaAlichen  Dasdns  aus  sozialen  Phänomenen  und  ihnen  entspringenden 
Strebungen  her. 

V.  Die  Begründung  des  Rechtszwanges.  Vor  kurzem  wurde 
ein  Rekrut  zu  der  Fahne  eingezogen,  der  sich  entschieden  weigerte,  den 
Dienst  mit  der  WafiFe  zu  tun.  Die  Gebote  der  engeren  religiösen  Gemein- 
schaft, der  er  angehörte,  verboten  ihm  Obung  und  Führung  der  Waffen. 
Auch  durch  Auferlegung  einer  Frdheitsstrafe  konnte  er  nicht  dazu  be- 
wogen  werden,  seine  Weigerung  aufzugeben.  In  entsprechender  Weise 
haben  auch  schon  Mitglieder  gewisser  Sekten  es  abgelehnt,  als  Zeugen 
vor  Gericht  den  staatlich  geforderten  Eid  abzulegen.  Das  Recht  aber 
verzichtet  auf  den  selbstherrlichen  Anspruch  seines  Geltens  nicht 
KechtHwnc.  £s  tritt  in  der  geschichtlichen  Erfahrung  mit  diesem  Anspruch  auf  (C.  i). 
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Und  es  läftt  im  besonidereii  lücht  zu,  daA  jemand  nach  eigener  Emt- 
schfieAimg  sich  von  der  Herrschaft  seiner  Rechtsordnung  befreit  erkläre. 
Man  könnte  meinen,  daß  dies  Sch<Mi  daraus  sich  beg^reife,  weil  sonst  Un- 
ordnung- im  Lande  entstehe,  wenn  rechtlich  Befreite  doch  unter  den 
Rechtsgenossen  lebten  und  mehr  oder  wenig^cr  bodrutsam  von  den  Vor- 
teilen der  sie  umgebenden  rechtlichen  Gemeinschaft  Vorteile  zögen,  ohne 
za  deren  Lasten  beizutragen.  Aber  ein  scdcher  Zustand  wäre  ja  krineswegs 
unbedingt  unmogUch;  er  konnte  gedacht  werden,  ohne  mit  notwendigen 
Grundlagen  dieser  Gedankenrethen  in  Widerspruch  zu  treten,  und  findet 
auch  in  dem  Dulden  von  Fremden  und  dem  germanischen  „Prinzip  der 
persönlichen  Rechte"  gewisse  praktische  Anleitungen.  Entscheidend  aber 
ist  dieses,  daß  der  genannte  selbstherrliche  Geltungsanspruch  des  Rechtes 
auch  die  Zulässigkeit  des  Auswanderns  ergreift,  und  jeder,  der  unser 
Gebiet  und  sein  Recht  verlassen  will,  der  Genehmigrung  des  letzteren  be- 
darf, mag  diese  auch  heute  zumeist  leicht  und  etwa  in  allgoneiner  Voraus- 
bestimmung erteilt  werden.  Kann  dieser  unbedingt  autokratische 
Geltungsanspirttch  des  Rechtes  innerlich  gerechtfertigt  werden? 

Wir  nannten  im  Eingange  einige  einzelne  Beispiele  von  problematisch 
gewordenen  Einzelfällen,  die  sich  leicht  vennehren  ließen.  Vor  allem 
würde  hier  auch  die  interessante  Aufstellung  Sohms  zu  nennen  sein, 
wonach  die  rechtliche  Verbindung  der  Kirche  mit  dem  Wesen  der  Kirche 
im  Widerq)ruch  stehe;  ein  Kirchenrecht  könne  es  genau  genommen  gar 
nicht  geben,  die  Zugehörigkeit  zu  ein«r  IdrChlidien  Gemeinschaft  und  die 
Gebundenheit  an  deren  Nonnen  müsse  der  fireien  Zustimmung  jedes  einzelnen 
in  jeder  Zeit  überlassen  bleiben.  Aber  ich  möchte  lieber  gleich,  in  Über- 
springfung  solcher  Anzweifelung  der  Berechtigung  des  Rerhtszwanges  in 
einzelnen  Fragen  diejenige  gegenüberstellen,  die  in  der  (Tegenwart  im 
ganzen  geschieht  Dies  liegt  in  der  Theorie  des  individualen  Anarchismus  Aoarcbumiu. 
▼or,  wie  ne  von  Stiraer  (nDer  Einzige  und  sein  Eigentum",  1B44) 
begründet  worden  ist  Hiernach  sei  die  rechtliche  Regdung  von  vom> 
herdn  k^  gee^jnetes  Ifittel  zur  Erriehmg  eines  rediten  gesellschafUichen 
Daseins  der  Menschen;  denn  ihr  hafte  der  selbstherrliche  Zwang  an,  und 
dieser  müsse  unbedingt  als  unrichtig  und  ungeeignet  erscheinen,  gleich- 
viel wie  der  Inhalt  einer  derartigen  Zwangsregel  beschaffen  sei.  Die 
«inzig  begründete  Form  des  sozialen  Lebens  sei  daher  (wie  wir  uns  aus- 
drücken würden)  die  konventionale  Regelung  des  Zusammenlebens. 

Es  ist  mdit  ohne  Interesse,  zu  gewahren,  wie  der  moderne  Soziafismus 
{vgl  A.  3)  mit  dieser  anarchistischen  Au6tdlung  wenig  hat  an&ngen 
können,  sogar  ihr  gegenüber  mebt  etwas  hilflos  erscheint  Soweit  er  in 
beachtenswerter  Art  sich  darüber  hat  vernehmen  lassen,  so  hat  er  versucht, 
in  dynamischer  Erörterung  das  Problem  zu  erledigen.  Dann  meint  er,  Dynamitcbe 
daß  der  Rechtszwang  sich  geschichtlich  in  notwendiger  kausaler  Bedingtheit  ^fy^.^',.^' 
eingestellt  habe,  und  daß  er  immer  als  notwendiges  Produkt  wirtschaft- 
Jidier  VerliSltiiisse  auftreten  werde.    Dies  kann  dann  doppelt  gemeint 
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sein:  a)  die  Menschen  werden  sich  nach  physiologisch  verursachtem  Drucke 
immer  gewissen  sozialen  Befehlen  und  Regeln  fügen,  welche  rechtliche 
Eigenschaften  haben.  —  Aber  dies  übersieht,  daß  der  Anspruch  des  Rechtes 
der  ist:  ohne  Rücksicht  auf  die  Zustimmung  der  Unterworfenen  zu  gelten; 
es  wQrde  also  auch  die  etwa  kausal  eddarte  Herkunft  einer  aoldien 
Zustininiung  bier  ohne  BeUa^  sein,  b)  J3w  sodalen  Gewatihaber  werden 
sicherlich  immer  bei  der  Anwendung  des  Reditsswanges  verbleiben.  — 
Nun  sind  jedoch  die  rechtlichen  Anordnungen  an  und  für  sich  Mittel  zu 
menschlichen  Zwecken;  als  solche  können  sie  in  ihrer  Eigenart  nur  so 
gerechtfertigt  werden,  dafi  sie  als  unvermeidliches  Mittel  zu  notwendigem 
Zwecke  sich  erweisen. 
TaiMiogiMiM  Die  hiemach  ▼ennlaBCe  teleologische  Erwigong  ist  denn  auch  sa 
^•vf**-'^  begründender  Deduktion  des  Kechtes  mdirfoch  unternommen  wordea 

Vor  allem  hat  man  gemeint,  dafi  das  Recht  ein  unerläßlidies  lifittel 
zu  möglicher  Sittlichkeit  des  Menschen  seL  —  Aber  ein  sittlich  gutes 
Wollen  kann  durch  rechtliche  Befehle  zwangsweise  überhaupt  nicht  herbei- 
geführt werden,  da  es  bei  jenem  auf  die  Reinheit  wünschender  Gedanken 
und  die  Lauterkeit  des  Innenlebens  des  Menschen  ankommt  (B.  2).  Wollte 
man  aber  sagen,  dafi  die  Maischen  durch  Rechtszwang  xaac  Fähigkeit 
moralischen  WoUens  ersogen  werden,  oder:  dafi  es  immer  noch  besser 
sei,  wenn  man  zu  richtigem  Verhalten  gezwungen  werde,  als  auch, 
dieses  nodi,  ebenso  wie  ein  gutes  Innenleben,  zu  entbehren,  so  hätte 
man  einen  bestimmten  Inhalt  eines  Rechtes  vorausgesetzt.  Hier  aber 
kommt  es  darauf  an,  ob  man  den  Rechtszwang  an  sich  rechtfertigen 
kann,  ohne  schon  auf  die  inhaltliche  Art  eines  besonderen  Rechtes 
einzugehen  (vgl.  B.  i).  Es  kann  auch  schlechtes  Recht  geben,  das  doch, 
als  „Recht*<  gelten  wÜL 

Sodann  findet  sUsh  die  Aufttelhmg,  dafi  der  Rechtszwang  zur 
Erhaltung  des  Menschengeschlechtes  notwendig  erscheine,  das  sich 
sonst  im  Kriege  aller  gegen  alle  zerfleische  (so  Hobbes  und,  der  Ideo 
menschlichen  Zusammenwirkens  zufolge,  auch  Kant  —  vgl.  A.  i).  — 
Allein  der  ungeregelte  Kriegszustand  der  Menschen  untereinander  ist 
nur  das  Gregenstück  von  einem  sozialen  Leben  der  Menschen  überhaupt. 
Dieses  braucht  keineswegs  ein  rechtlich  geregelte  Bestehen  zu  sein,  es 
kann  auch,  seinem  Begriffe  nadi,  nur  unter  konventionalen  Regehi 
statthaben. 

Soll  daher  der  sdbsfherrliche  Anspruch  des  rechlichen  Wollens  in 
sich  allgemeingültig  gerechtfertigt  werden,  so  kann  dies  nur  dahin 
geschehen,  daß  man  einsieht,  wie  der  Rechtszwang  die  notwendige  Bedingung 
für  eine  gesetzmäßige  Ausgestaltung  des  sozialen  Lebens  ist 

Gesetzmäßig  ist  ein  gewisses  soziales  Leben  aber  dann,  wenn  seine 
besondere  Regelung  mit  dem  dnheitlidien  Grundgedanken  alles  gesdt 
schaMchen  Daseins  fibereinstimmt  Es  hat  also  seine  Ordnung  nadi  einer 
aUgemeingfiltigen  Mediode  zu  erfolgen,  die  fOr  jedes  nur  denkbare 


Digitized  by  Google 


D.  Die  Richtigkeit  eines  Rechtes.   I.  Die  Idee  des  Rechtes.  XXXVII 

geret^i^elte  Zusammenwirken  anwendbar  ist  Darum  muß  auch  die  formale 
Art  der  Reg^elung  selbst  schon  so  beschaffen  sein,  daß  sie  jedes 
mögliche  menschliche  Zusammenleben  ergreifen,  richten  und  bestimmen 
■kann.  Von  den  sozialen  Regeln  zeigt  aber  nur  das  rechtliche  Wollen 
jene  allgemeine  Eigensdiaft  auf. 

IMe  konventionale  Regel  bedeutet  einen  eigenen  Entadihift  der  sidi 
ihr  Unterstalleoden;  sie  ladet  zu  ihrer  Befolgung  ein  und  gilt,  wie  oben  (C  i) 
ausgeführt,  nur,  soweit  man  sich  nach  ihr  zu  richten  gedenkt  Sie  kann 
also  bloß  an  solche  sich  wenden,  denen  derartige  Entschlußfähigkeit 
subjektiv  innewohnt,  und  nicht  an  die  Menschen,  denen  diese  fohlt:  sie 
ist  ungeeignet,  jedes  menschliche  Zusammenleben,  das  wir  uns  denken 
können,  zu  umspannen. 

Gromde  umgekehrt  ist  es  mit  den  rechtlichen  Giemdbschaften  bestellt 
Diese  unterwerfen  sich  die  Angehörigen  nach  eigenem,  selbstherrlidiem 
Gebote.  Ob  jemand  die  empirisch  bedingte  Eigenschaffc  zur  Eingehung 
von  Konventionen  hat,  kommt  nicht  in  Frage;  noch  auch  sonst  eine  bloß 
subjektive  Fähigkeit  des  einzelnen  Gemeinschafters.  Das  rechtliche 
Wollen  ist  als<r  in  seiner  Eigenart  des  selbstherrlichen  Geltungs- 
anspruches das  unvermeidliche  Mittel,  um  alle  nur  denkbaren  Menschen 
sozial  verbinden  und  unbedingt  jede  mögliche  Gesellschaft  bestimmen 
zu  knmen.  Und  darin  liegt  sein  theoretisdies  Recht  begründet 


D.  Die  Richtigkeit  eines  Rechtes. 

L  Die  Idee  des  Rechtes.  Zurückstehende  Religionen  lieben  es,  R«ugU(M  stittt» 
die  Berechtigung  staatlicher  Aktionen,  wie  die  Begründung  rechtlicher  ^•■•eta«. 
Normen  auf  dne  unmittelbare  &michtigung  oder  An<nrdnung  der  Götter 
zu  gründen.  Audi  dem  orientalischen  Ifonofheismtts  ist  dies  geliuflg. 
Levitikus  imd  Deuteronomium  bieten  besonders  eindringliche  Bei^elei. 
Und  die  Suren  des  Koran  stellen  ihre  ausgeführten  Rechtseinrichtungen 
als  göttliche  Gesetze  auf,  die  Allah  als  Gesetzgeber  selber  verfaßt  habe. 
Aber  auch  in  der  Geschichte  des  Christentums  finden  sich  zuweilen 
Versuche,  einzelne  Rechtsinstitute  und  Rechtssätze  in  ihrer  konkreten 
Besondezhdt  auf  übenatSriiciies  Eingreifen  göttlidier  AIhnacht  zurüdD* 
zufuhren.  Alle  derartigen  Au&tettungen  werden  jedoch  weder  dem  Wesen 
des  Rechtes,  noch  der  Würde  der  Religion  gerecht  Es  li^  in  ihnen 
der  entscheidende  Fehler  verborgen,  daß  sie  das  Problem  der  inneren 
Gesetzmäßigkeit  des  Rechtes,  in  der  sein  Wesen  aufgeht,  durch 
Verweisung  auf  eine  außerhalb  stehende  Große  lösen  und  dabei  doch 
zugleich  eine  selbständige  Stellung  des  Rechtes  bewahren  wollen.  Wir 
sahen  bereits,  daß  in  der  Geschichte  der  Rechtstheorien  in  entsprechender 
Weise  die  menschlidie  Natur  (A.  i)  oder  der  Volksgeist  (A  2)  oder  die  sociale 
Wlrtsdiaft  (A.  3)  herangezogen  wurden.  Sobald  jedoch  das  Recht  als  eine 
eigene  Art  des  wollenden  Bewußtseins  genommen  und  nach  seinem 
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Wesen  gefragt  wird,  so  muß  dieses  auch  im  Sinne  eines  grundsatzlich 
einheitlicheii  Creaichtapuiiktes  geschehen,  der  gwade  dem  Rechte  selbst 

ut  Als  mata  so  gemeinten  Versuch  kann  man  die  Ausfühnnig  Jherings 
erachten,  der  als  letzten  Gedanken  des  Rechtes  angib^  dafi  es  die  „Pcditik 
der  Gewalt"  bedeute.  Er  will  dies  aus  einer  Schilderung  des  Herg-anges 
folgern,  in  dem  das  Recht  aus  der  Gewalt  entstanden  sei  und  nachher 
eine  „höhere"  Entwickelungsphase  derselben  darstelle.  Dabei  polemisiert 
er  gegen  eine  Ansicht,  w^die  glaube,  daB  das  Recht  „hn  Huni&d*') 
Gewalt  „als  böser  Bube  auf  Erden  geboren**  werde.  Statt  dessen  sei 
das  Recht  nichts  anderes,  als  „der  Niedondilag  der  Erhdming  in  htzag 
auf  die  richtige  Verwendung  der  Gewalt«.  —  Aber  dieses  haftet  an  einer 
genetischen  Art  der  Erörterung,  die  in  einer  beschreibenden  Betrachtung- 
wirklicher  Vorgänge  sich  erschöpft  und  zu  der  systematischen  Frage 
nach  den  notwendigen  Bedingfungen  einer  letzten  formalen  Methode 
gar  nicht  schreitet  Und  doch  wird  von  jenem  Schriftsteller  das  Recht 
einerseits  eine  „Theorie  des  rechten  Weges"  genannt,  zum  anderen  davon 
gesi^,  daB  nicht  alles  Recht  diese  gute  Eigenschaft  «besitxe;  es  g^bt 
auch  sachlich  nicht  gerechtfertigtes  Recht,  und  es  bleibt  sonach  der 
Zweifel  offen,  was  man  sich  darunter  zu  denken  habe,  und  wie  diese  Eigei^ 
Schaft  und  ihr  Gegenteil  im  gegebenen  Falle  darzutun  sein  werden. 

Hier  ist  unwillkürlich  ein  einheitlicher  Gesichtspunkt  bereits 
angenommen,  in  dessen  Richtlinie  der  besondere  Inhalt  eines  beliebigen 
Redites  tu  prSfen  ist  Wenn  es  blofi  dem  personlichen  Streben  des 
gerade  Mächtigen  zu  folgen  hätte,  so  wäre  eine  rechte  Verwendung  der 
Gewalt  nicht  gegeben.  Der  allgemein  gültige  Grundgedanke  des  Redites 
muß  selbstverständlich  von  allem  besonderen  Inhalte  eines  konkreten 
sozialen  Wollens  unabhängig  sein.  Die  Aufgabe,  ihn  durch  kritisch© 
Besinnung  klarzustellen,  ist  aber  mit  dem  Begriffe  des  Rechtes  — 
der  doch  noch  niemals  von  irgendeiner  Seite  als  möglich  geleugnet  worden 
ist  —  unvermeidlich  gegeben.  Die  Losung  kann  nur  in  der  methodischen 
Einheit  liegen,  in  der  sich  aUes  Recht  zusammenfindet^  von  dar  «n  jedes 
rechtliche  W<dlen  bei  folgerichtigem  Ausdenken  notwendig  begleitet  wird, 
—  einer  dem  RechtSgedanken  selbst  immanenten  formalen  Art  imd 
Weise,  die  auf  jedes  nur  denkbare  Recht  richtend  und  bestimmend  an- 
zuwenden möglich  ist. 
narOaoMb-  Nun  gibt  es  nur  einen  einzigen  Gedanken,  der  in  unbedingter  Grund- 
■einiiicainke.  sätzlichkeit  fur  alles  Recht  besteht  —  das  ist  der  Gedanke  der  mensch- 
lichen Gemeinschaft  Man  kann  sich  keine  rechtliche  Ordnung  denken» 
die  nicht  Menschen  untereinajader  verbinden  mochte;  „verbtnden*  heiät 
aber:  sie  unter  gemeinsamem  Zwecke  vereinigen.  Das  Recht  ist  überall 
nichts,  als  eine  formale  Art,  nach  der  die  Menschen  ihren  Kampf  um 
das  Dasein  gemeinschaftlich  fuhren  sollen;  und  es  ist  keine  rechtliche 
£inrichtung,  die  nicht  von  diesem  Gedanken  begleitet  werden  könnte. 
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Auf  der  anderen  Seile  ist  dieses  der  einzige  Grundgedanke,  der  unbedingt 
allem  denkbaren  rechtlichen  Wollen  eignen  mag.  Alles  andere  in  diesem 
ist  bedingt  und  wechselnd.  Wohl  mögen  gewisse  Au%aben  mit  dem 

Bestände  des  Rechtes  als  Fragen  allgemein  gegeben  sdn,  aber  als  Richt- 
linie der  inhaltlichen  Antwort  auf  jene  Grundprobleme  verbleibt  nur  der 
Gemeinschaftsgedanke. 

Und  es  soll  eine  Gemeinschaft  von  Menschen  sein,  die  in  rechtlicher 
Regelung  bestimmt  wird,  von  Wesen  eilso,  denen  die  Fähigkeit  zum  rich- 
tigen Wollen  eignet  Für  sie  hat  das  soziale  Wollen  bestimmend  ein- 
zusetzen, so  daß  es  gemeinsame  Zwecke  dnd,  deren  g^rundsätzliche 
Richtigkeit  nun  zu  bestimmen  ist.  Man  darf  also  wieder  nicht  meinen, 
daß  man  erst  das  gute  Wollen  jedes  einzelnen  Rechtsgenossen  vor  sich 
hätte,  und  diese  vielen  guten  Zwecke  nun  zusammenzutragen  und  quanti- 
tativ aufzubauen  wären.  Vielmehr  ist  das  soziale  Wollen,  als  gemein- 
schaftliche ZwecksetzuDg  ein  besonders  geartetes  Wollen,  und  es 
erwachst  dafür  in  dem  Gemeinschaftsgedanken  der  Menschen  eme  grund- 
sätzlich  zu  befolgende  einheitliche  Methode,  als  besondere  Betätigung  des 
Gnmd^fesetzes  der  menschlichen  Zwecke  überhaupt  (vgL  B.  z). 

Wir  fassen  diese  abstrakte  Gedankenreihe  in"  der  Formel  einer  Ge-  Die  Gemein, 
meinschaft  frei  wollender  Menschen.  Sie  ist  eine  Definition  des  '^^^^^^ 
Gnindgedankens,  der  als  kritische  Richtlinie  alles  rechtliche  Wollen  be- 
gleitet, sofern  folgerichtig  ausgedacht  wird.  In  dem  Anknüpfen  an  die 
rechte  Zwecksetzung  des  Menschen  überhaupt  leitet  sie  — »  ohne  Zuhilf^ 
nähme  einer  dogmatischen  Metaphysik  —  zu  dem  Ganzen  einer  einheiüichen 
Weltaufihssnng  über;  ihre  Bedeutung  innerhalb  der  spezifisch  rechtlichen 
Betraditung  haben  wir  zunächst  hoch  mit  einigen  Strichen  hervorzuheben. 

Dabei  kommt  alles  darauf  an,  daß  man  sich  darüber  verständige,  was  ein 
jeder  wissen  will.  Wen  es  gerade  interessiert,  die  treibenden  Kräfte  für 
die  Rechtsentwicklung  bestimmter  Kulturepochen  zu  erforschen,  dem  sagt 
der  Hinweis  auf  den  Gedanken  der  Gemeinschaft  von  Zwecken  noch  gar 
nichts.  Wer  ausschliefilich  den  besonderen  Inhalt  dnes  Rechtes  nach  dessen 
gegebener  technischer  Formulierung  erklaren  und  konstruieren  will,  die 
wirklichen  Zwecke  eines  gesetzgeberischen  Vorgehens  zu  sammeln  und 
darzustdien  und  gewisse  abgegrenzte  Postulate  auf  rechtliche  Ände- 
rungen nur  zu  beobachten  wünscht,  der  kann  mit  der  Formel  von  der 
Gemeinschaft  frei  wollender  Menschen  nicht  das  geringste  anfangen.  Sie 
ist  bloß  für  den  wertvoll,  der  nach  einer  Antwort  auf  die  Frage  sucht: 
Was  man  eigentlich  unter  gesetzmäßiger  Art  der  Ausgestaltung  eines 
sozialen  Lebens  zu  verstehen  habe,  was  denn  die  Idee  der  aachlichen 
Gerechtigkeit  heißen  kann.  Es  ist  dieser  Begriff  der  inneflich  be- 
gründeten Richtigkeit  eines  Rechtes,  der  durch  unsere  Formel  seine 
logische  Bestimmung  erhält 

Ich   nenne   diesen  Grundgedanken   das   soziale  Ideal.     In   seiner  dm 
methodischen  Betätigung  läßt  sich  —  wir  haben  das  im  folgenden  noch 
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daiznlegen  —  die  sachliche  Berechtigaog  eines  besonderen  Rechtes  be- 
stimmen und  die  Einteilung  dieses  letzteren  in  zwei  Klassen,  in  richtiges 
und  unrichtiges,  erschöpfend  begpreifen.  Es  handelt  sich  sonach  bei  der 
Aufstellung  des  Begriffes  vom  sozialen  Ideal  um  die  Klarlegung  eines 
methodischen  Verfahrens,  das  wir  ständig,  wenngleich  meist  ohne 
klare  Überlegung,  in  kritischen  Urteilen  über  bestimmtes  rechtliches 
Wolleii  anwenden,  imd  dessen  wir  nimmw  entraten  kSnnen.  Unsere  jetzige 
Betrachtung  ist  eine  Besinnung'  darauf,  was  wir  wirklich  tun,  wenn  wir 
einen  gewissen  Rechtsinhalt  als  sachlich  berechtigt  bezeichnen  oder 
dies  ihm  absprechen:  wir  sagen  im  letzten  Grunde  damit  nichts  weiter, 
als  daß  dinsos  besondere  rechtliche  Wollen  in  seiner  konkreten  Lage  mit 
dem  Gememschaftsg^edanken  übereinstimme  oder  diesen  verfehle. 

Dagegen  muß  notgedrungen  stets  wieder  betont  werden,  daß  es  sich 
in  dieser  Betrachtimg  ganz  und  gar  nicht  um  „ideale  RechtssStse"  handelt 
Das  soziale  Ideal  ist  in  dem  hier  eilcUrten  Begriff  nicht  efaie  Utopie^ 
übethaiq>t  nicht  ein  geftnrderter  „idealer  Rechtsznstand*',  sondern  eine 
formale  Methode,  empirisch  sich  aufdrängenden  Stoff  des  gesdücfat* 
liehen  Rechtes  zu  richten.  Und  es  heißt  „Ideal"  in  unserem  Sprach- 
gebrauch, der  dem  althergebrachten  der  Philosophie  folgt,  nicht  etwa 
ein  „Ziel",  nach  dem  man  zu  streben,  und  das  man  womöglich  zu  er- 
reichen hätte:  Ideal  ist  lediglich  und  uneingeschränkt  dasselbe,  wie  for- 
male Gesetzmäßigkeit 

n.  Juristischer  Empirismus.  Hierunter  begreifen  wir  diejenige 
Richtung  der  Rechtswissenschaft,  welche  auch  die  letzten  F" ragen  über 
das  Wesen  des  Rechtes  ausschließlich  mit  einer  Bezugnahme  auf  in- 
haltlich besondere  und  material  bestimmte  Tatsachen  der  Rechts- 
geschichte beantworten  möchte, 
wsdwi  ur  Li  diesem  Sinne  ist  luhifig  darauf  hingewiesen  worden,  daA  die  An^ 
ib!f  Mkt^  fossungen  Aber  die  sachliche  Berechtigong  einer  Rechtseinrichtung  hn 
«Mdb«.  Laufe  der  Geschichte  überaus  wechselnd  seien.  Die  Völker  halten  das 
Verschiedenste  für  recht  und  für  unrecht,  und  auch  bei  einem  und  dem- 
selben Volke  gehen  die  Ansichten  über  das,  was  richtig  sei,  oft  stark 
auseinander.  —  Hier  ist  jedoch  scharf  zu  scheiden:  der  Gedanke  der 
Richtigkeit  als  solcher  und  seine  besonderen  Anwendungen.  Jener 
ist  abstrakt  feststehend  und  wird  von  dem  gesddditiichen  Wandd  der 
konkreten,  ihn  anwendenden  Urteile  nicht  berührt  Bei  unserer  Angabe 
handelt  es  sich  nicht  um  ^e  Frage:  Was  f^Mil^**  ist?  — ,  sondern  um  die 
Erwägung:  Unter  welchen  allgemeinen  Bedingungen  etwas  „richtig* 
sein  kann?  Ein  absolutes  „Recht",  das  wären  Sätze  mit  bedingtem 
Inhalt,  die  aber  doch  unbedingten  Bestand  hätten,  gibt  es  freilich 
nicht,  aber  eine  unbedingt  gültige  Methode,  einen  besonderen  Rechts- 
inhalt zu  riditen  und  zu  bestimmen,  die  besteht  Und  es  ist  der  letzte 
und  oberste  Gedanke,  der  in  diesem  Zusammenhange  mSg^idi  ist,  not» 
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wendigerweise  nur  ein  einheitliches  formales  Verfahren,  einen  ge- 
gebenen Inhalt  von  rechtlichem  Wollen  in  Gedanken  zu  bearbeiten. 

Es  besteht  also  für  jeden  grundsätzlich  Ausdenkenden  die  Aufgab^ 
auf  diese  formale  Metbode  ach  zu  berinnen,  ihre  Qgenart  und  An* 
wendbaxkeit  sich  deuüich  zu  machen.  Dieser  Aufgabe  kann  man  nicht 
durch  Verweisen  auf  Urteile  anderer  Menschen  genügen,  auch  nicht 
"wenn  man  solche  nimmt,  die  man  für  „gerecht"  oder  „anständig"  hält;  „Aatandig- 
denn  ob  sie  das  begründetermaßen  sind,  will  dem  Zweifel  gegenüber 
doch  methodisch  bewiesen  sein  und  fuhrt  also  zu  der  obigen  Frage 
nach  der  rechten  Methode  eines  solchen  Beweises  zurück.  Das  wird 
selbstredend  auch  dann  nicht  anders,  wenn  die  also  autoritativ  angerufenen 
fremden  Menschen  in  einmn  bestimmten  Kreise  von  fidctischem  E3n> 
flusse  wären,  wie  es  bei  der  bdiebten  Besugnahme  auf  die  ,,im  Volke 
herrschenden  Anschauimgen"  geschieht  Aber  wenn  die  Ftege  lautet: 
Was  heißt  es  überhaupt  „eine  Uhr  geht  richtig?"  —  so  kann  das  doch 
nicht  dahin  beantwortet  werden:  das  bestimmt  sich  nach  unserer  Kirchturms- 
uhr. —  So  ist  auch  die  Lehre  von  der  möglichen  Richtigkeit  eines 
Rechtes  ein  für  sich  bestehendes  Problem  und  etwas  ganz  anderes,  als 
die  Beobachtung  dessen,  datt  gewisse  Menschen  in  versdiiedener  Weise 
dieses  oder  jenes  fSr  „richtig'*  gdialten  haben  oder  nidit  Und  wenn 
jemand  zu  unmittelbar  praktischem  Zwecke  einer  technbch  geforderten 
Rechtsentscheidung  auf  gewisse  Urteile,  welche  eine  „herrschende  An- 
schauung" gefallt  hat,  als  schlechthin  maßgeblich  sich  beruft,  so  ist  das 
nichts  anderes,  wie  ein  sonstiger  Kultus  von  Präjudizien  eines  anderen 
Gerichtshofes.  Ob  die  präjudiziell  abgegebene  Entscheidung  in  Wahrheit 
riditig  ist,  sfedit  daMn*  Ißcht  de,  die  inhaltücli  bermts  abgegebene  Ent> 
•dieidung,  ist  also  der  letxte  hier  mSglicbe  Gedanke,  sondern  das  sie 
kritisch  prüfende  UrleU,  das  nach  fester  Methode  gefällt  seb  will 

Eine  besondere  Wendvmg  hat  das  besprochene  Vorgehen  in  dem  .^riai-etbitcke 
Hinweis  auf  „sozial -ethische  Normen",  vereinzelt  auch  „Kultumormen"  N"™*»-" 
genannt,  erhellten.  Man  hat  sich  darunter  gewisse  normierende  Sätze 
vorgestellt,  die  außerhalb  des  Rechtes  und  hinter  und  über  diesem 
stehen;  sie  sollen  dem  gesetzten  Rechte  die  richtige  Richtung  geben.  — 
Wie  jedoch  ein  solcher  Kodex  idealer  Normen  mit  konkret  ansgefShrtem 
Lilialt. lauten  würde,  bidbt  zun&dist  unsicher,  da  dch  zwar  sehr  hiufig 
die  Berufimg  auf  ihn  findet,  aber  noch  niemals  seine  Ausarbeitung  unter- 
nommen worden  ist  Und  es  würde  zweifellos  eine  vmklare  Vorstellung 
sein,  wenn  man  meinen  wollte:  daß  „sozial -ethische"  Normen  ein  drittes, 
mystisches  „Etwas"  neben  den  einzigen  sozialen  Normen  wären,  die  es  über- 
haupt nur  begründet  geben  kann,  den  rechtlichen  und  den  konventionalen 
(Ci).  £ntschädend  aber  sticht  gegen  einen  jeden  solchen  Versuch  dieses, 
dafl  der  methodische  Gedanke  von  „GesetzmUigiceit^  und  MRichtigkeit^' 
nicht  durdi  eine  Summe  v<m  material  gefüllten  Sondersätzen  wieder- 
gegeben werden  kann.  AUe  die  letzteren  müssen  der  Zahl  nach  begrenzt 
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und  der  Axt  nach  bedingt  sein.  Sie  IcSmiai  niennüs  vät  Fug  den  An» 
Spruch  efheben,  den  unbedingten  MaAstab  für  kzitiadi  envogenes,  ge* 
schichtiiches  Recht  abzugeben,  sondern  müssen  sich  selbst  gefeilen  lassen» 
nach  allgemeingültiger,  formaler  Weise  wiederum  gerichtet  und  be* 

stimmt  zu  werden. 

Endlich  zeigt  sich  eine  gleichartige  Verwechselung  in  dem  häufigen 
.H<b«re  aad  Versuche,  die  „Güter"  oder  die  „Interessen"  in  „höhere"  und  in  „niedere" 
hiDiHiil"  ^iJ^'^teilen  und  dieses  praktisch  für  die  Aufgabe  grundsätzlich  richtiger 
Reditsentsdieidung  zu  verwerten.  Dann  kann  man  den  Satz  finden 
„höheren  Interessen  haben  minderwertige  zu  weichen**  oder  „die  Pflege 
der  idealen  Gmter  verdient  den  Vorzug  vor  der  der  materialen"  und  ihn- 
Uches»  Aber  die  Unterscheidung  bestimmter  Interessen  und  Bestrebungen 
in  „geringere"  und  in  „wertvollere"  setzt  die  formale  Möglichkeit  der 
Einteilung  als  festen  Halt  doch  wieder  voraus,  und  so  bleibt  die  Klar- 
Stellung  jener  formalen  Möglichkeit  durch  die  von  ihr  gemachte  besondere 
Anwendung  ganz  unerledigt  Es  sind  also  in  diesem  Zusammenhang  nicht 
von  vomherdn,  in  einer  angeblich  logisch  ur^rünglichen  Wdse,  .^e 
verschiedenen  menschlichen  Zwedce  nach  der  Besonderheit  ihres  Ip- 
haltes  in  einer  allgemeingültigen  Rangordnimg  aufzustellen,  so  dafi  die 
oben  stehenden  die  unbedingt  zu  verfolgenden  wären,  während  die  in 
der  Reihe  nachstehenden  an  jenen  ersten  gemessen  werden  könnten  und 
im  Kollisionsfall  vor  ihnen  zurückzutreten  hätten.  Vielmehr  vermag  jeder 
inhaltlich  besondere  Zwedc  in  zweierlei  formaler  Weise  bestimmt 
zu  werden,  als  berechtigt  oder  als  unbegründet,  je  nachdem  er  in  seiner 
Lage  mit  dem  dnheitlichen  Grundgfesetze  des  menschlichen  Wollens 
stimmt  oder  nicht  Was  ich  mit  Dank  gegen  Gott  genieße,  das  ist  recht 
und  gut,  lehrt  T-uther  in  begründetem  Gedanken;  —  so  kommt  es  Sur  die 
grundsätzliche  Güte  eines  besonderen  sittlichen  Wollens  auf  die  formale 
Grundstinimung  des  Objektivierens  oder  des  bloßen  Subjektivismus  an 
und  für  die  Richtigkeit  von  bestimmtem  sozialen  Wollen  auf  den  metho- 
dischen Einklang  mit  dem  Grundgedanken  des  sozialen  Lebens  der 
Menschen  überhaupt  Es  kann  eine  gesellschaftlich  lobenswerte 
Tat  sein,  efai  schönes  und  mScht^fes  Bauweric  zu  errichten,  aber  es  wird 
dabm  trotz  allen  ästhetischen  Reizes  doch  sozial  unrichtig  zügehen, 
wenn  es  mit  schnöder  Mißachtung  des  Gemeinschaftsgedankens  er- 
kauft ist,  etwa  mit  Leibeigenschaft  oder  sonstigem  Mißbrauch  von  Rechts- 
genossen. Dabei  ist  es  für  ein  systematisch  richtendes  Urteil  auch 
ganz  gleichgfültig,  ob  die  dort  Handelnden  es  selbst  zu  ÜUen  in  der  Lage 
waren  €»der  vidleicht  in  einem  sozialen  Aberglauben  nch  befimden,  ent* 
sprechend  solchen,  welche  die  Sonne  um  die  Erde  kreisen  ließen  und  es 
gar  nicht  besser  wissen  konnten,  deren  Ansicht  aber  doch  eine  kritisch 
begründete  naturwissenschaftliche  Lehre  für  unrichtig  erklären  muß. 

Alle  Eigentümlichkeiten  auch  des  juristischen  Empirismus  lassen  sich 
adM  TatMc^  in  letzter  Linie  auf  die  Vemachlässigimg  des  grundlegenden  Unterschiedes 
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von  Form  und  Stoff  zurückfuhren  (vgl  B.  i).  Dem  entspringt  die  jene  Rich- 
tung charakterisierende  Meinung,  daß  aus  wissenschaftlich  festgestellten  ein- 
sdnen  TatsadieD  im  sog.  induktiveii  Wege  die  aOgemeiaeti  Leliren  und 
sddiefilich  die  obersten  Begriffe  hier:  des  Redites  und  der' Gesellschaft  — 
■abaddlen  imd  zu  b^^i^^^^B  seien.  Aber  gerade  der  Gedanke  der  «Talp 
Sache bedeutet  schon  ein  Problem.  Etwas  als  eine  Tatsache  fest- 
stellen, heißt:  einen  gegebenen  StofiF  in  eindeutiger  Weise  nach  fest- 
stehender Methode  bestimmen.  Also  setzt  jenes  die  iillgcmeine 
Möglichkeit  des  einheitlichen  Einordnens  voraus.  Diese  formale  Mög- 
lichkeit ist  das  logische  Prius.  Nicht  sie  ist  im  sachlichen  Rang- 
verhältnis von  einzahlen  „Tatsadiwi"  aUiSngig,  sondern  wir  wfirden 
die  letzterm,  als  Tatsachen,  gar  nicht  haben,  wenn  sie  nicht  unter  einer 
gleichbleibenden  Art  des  Richtens  und  Bestimmens  bearbeitet  wären. 
Mithin  ist  die  unbedingt  feststehende  Methode  die  notwendige  sach- 
liche Voraussetzung  für  ihre  Betätigung  in  der  Eüizelforschung;  und  der 
Gedanke  der  Gesetzmäßigkeit,  sowohl  der  Natur,  wie  des  sozialen 
Menschenlebens,  ist  nicht  von  einzelnen  „Tatsachen"  logisch  abzuleiten 
.und  zu  begründen,  sondern  gerade  umgekehrt 

Sonach  ivUuren  aUe  Erwägungen,  die  auch  nadi  der  Richtung  des 
Empirismus  hin  angestdlt  werden  mograi,  zu  dem  Ergebnisse,  daß  die 
Frage  nadi  dem  Wesen  des  Rechtes,  und  vor  allem  nach  der  Mög- 
lichkeit grundsätzlicher  Richtigkeit  von  besonderem  rechtlichen 
Stoffe,  in  anderer  Weise  aufgelöst  sein  will,  als  durch  bloße  Beobachtung 
von  Einzellxeiten,  deren  grundsätzliches  Bestimmen  ja  doch  nur  die  be- 
sondere Anw«kdung  einer  bedingenden  formalen  Methode  von  allgemeiner 
Geltung  sein  kann. 

in.  Richtiges  Recht  Ein  richtiges  Recht  ist  ein  besonders  B«eriffein<» 
geartetes  wirkliches  Recht  Es  sind  diejenigen  rechtlichen  Sätze,  welche  'jj^J^JiJ^" 
die  formale  Eigenschaft  der  „Richtigkeit"  besitzen.  Diese  Qualität 
kommt  einer  einzelnen  rechtlichen  Norm  dann  zu,  wenn  deren  bedingter 
Inhalt  dem  allgemeinen  Gredanken  der  menschlichen  Gemeinschaft  —  dem 
„soaalen  Ideal«*  —  entqnidit  Die  Vorschrift  unseres  bürgerlichen  Gesetz 
buches,  daß  wucherische  Verträge  nichtig  sind,  hat  nicht  nur  die  Eigene 
Schaft  der  Geltung  im  Deutschen  Reiche,  sondern  erstrebt  auch  für  jeden 
Fall  der  Anwendung  eine  grundsätzlich  richtige  Art  und  Weise  der 
Entscheidung,  wobei  der  eine  von  dem  anderen  als  Gemeinschafter  ge- 
achtet und  nicht  einseitig  mißbraucht  werden  darf.  Dagegen  war  das 
Institut  der  Sklaverei  bei  den  Römern  zwar  geltendes,  aber  unrichtiges 
Recht,  da  es  gegen  die  Idee  des  Rechtes  selbst  verstieB.  Es  läßt  nch 
also  der  Lihalt  einw  jeden  in  der  Geschichte  auftretenden  Rechtsordnung 
in  zwei  Klassen  zerlegen,  in  richtiges  und  in  unriditiges  Recht 

Wenn  sonach  die  Lehre  von  dem  richtigen  Rechte  eine  metho- 
dische Beobachtung  von  widdich  gegebenem  rechtlichen  Wollen  is^ 
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so  versteht  sich  von  selbst,  daß  man  jeden  in  der  Geschichte  auftretenden 
Reditsstoff  in  dieser  formalen  Art  bearbdten  und  bestimmen  kann,  mag 
er  mit  einer  längst  untergegangenen  Rechtsordnung  der  Vergangenheit 
angehBren  oder  in  der  Gr^^wart  noch  Geltung  berilzen  odw  als  Reform- 

Vorschlag  erst  aufgetreten  sein  (vgl.  B.  i).  Aber  auch  wenn  man  zunächst 
einmal  bloß  das  gerade  heute  geltende  Recht  in  das  Auge  faßt,  so  darf 
man  nicht  meinen,  daß  zwei  geschlossene  Rechtssysteme  einander 
gegenübergestellt  und  etwa  räumlich  getrennt  seien,  und  daß  das  eine, 
das  „richtige",  von  dem  anderen,  dem  „wirklichen«,  wie  man  gesagt  hat, 
„weit  abliege«.  Man  konnte  graade  so  gut  sagen,  daA  eine  „ricbtig« 
gehmide  Uhr  und  dne  „wirididi*'  gehende  Uhr  zwei  auseinandetftllende 
Dinge  seien,  oder  daß  der  Begriflf  des  gesunden  Menschen  mit  dem 
des  lebenden  Menschen  in  Widerspruch  stehe.  In  Wahrheit  verhält  sich 
auch  ein  „richtig"  anordnendes  Recht  zu  einem  „wirklich"  anordnenden 
Recht  wie  die  Unterart  zu  einem  Oberbegriffe. 

Nennt  man  also  „Recht  und  Billigkeit"  als  Normen,  nach  denen 
übereinstimmend  ein  bestimmtes  Wollen  begründet  sei,  so  sind  das  nidit 
zwei  inhaldich  getrennte  Normen,  sondern  es  bezeichnet  das  erste  Wort 
nur  die  technisch  geformten  Paragraphen,  wie  sie  gerade  da  sind, 
während  der  zweite  Ausdruck  die  gleiche  Satzung  bedeutet,  aber  in 
ihrer  sachlichen  Begründetheit  eingesehen.  Und  auch  da,  wo  man 
einem  besonderen  Rechtssatz  des  gerade  geltenden  Rechtes  —  um  im 
Bilde  zu  bleiben  —  die  Gesundheit  oder  den  richtigen  Gang  abspricht, 
so  kann  eine  solche  sachliche  Unbegründetheit  gar  nicht  anders  eto- 
gesehen  und  bewiesen  werden,  als  mit  der  Methode  mSglidier  Richtigkeit 
eines  Rechtes;  und  das  besondere  rechfliche  Wollen,  das  dabei  in  Ge- 
danken jenem  gegenüber  als  richtig  auftritt,  liegt  nicht  äuBerlidi  davon 
getrennt  und  weit  ab,  sondern  bildet  nur  die  Kehrseite  eines  und  des- 
selben kritischen  Urteiles:  —  genau  wie  bei  der  Vorstellung  der  un- 
richtig gehenden  Uhr,  bei  der  man  auch  bloß  davon,  daß  sie  „wirk- 
lich" geht,  nach  ihrer  Zweckbestimmung  noch  wenig  hat 

Alles  ge setzte  Recht  ist  seinem  Begriff«  nach  ein  Versuch, 
richtiges  Recht  zu  sein.  Beweis:  Der  Sinn  des  Redites  geht  formal 
in  dem  Ansprüche  selbstherrlicher  Greltung  auf,  sein  Wollen  ist  in 
dieser  Richtung  eine  autokratisch  verfugende  Anordnung  (C.  i).  Die 
Berechtigung  dieser  Selbstherrlichkeit  liegt  darin,  daß  sie  die  notwendige 
Bedingung  zu  gesetzmäßiger  Ausgestaltung  des  sozialen  Lebens  ist  (C.  5). 
Daraus  folgt,  daß  ein  Recht  seiner  Grundbedingung  widersprechen  müßte, 
wemt  es  nicht  in  den  Zug  nach  richtigem  Wollen  taxAi  Anfügen  wQrde. 
Wohl  ist  es  möglich,  daß  auch  das  Mittel  der  rechtlichen  Regelung 
einmal  miflbraucht,  unrichtig  und  sddecht  verwendet  wird,  aber  dieses 
hebt  den  sachlichen  Grundgedanken  nidit  auf,  der  mit  dem  Verwenden 
des  RechtsbegrilFes  und  Rechtszwanges  notwendig  gesetzt  ist.  Wenn 
folgerichtig  ausgedacht  wird,  so  stellt  sich  unausweichlich  das  Recht  als 
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solches  als  ein  Zwangrsversuch  zum  Richtigren  dar,  nSher:  als  ein  zuaagnm«* 
Versuch,  die  ihm  Unterstellten  zur  Befolgung  eines  richtigen  soxialen 

Wollens,  das  verbindend  über  ihnen  steht,  zu  bringen. 

Nun  g^bt  es,  wie  wir  mehrfach  darlegten,  keine  besonderen  Rechts- 
sätze, die  in  ihrem  bedingten  Inhalt  doch  unbedingten  Bestand  hätten. 
Nur  die  formalen  Bedingungen  gelten  unbedingt,  nach  denen  wir  den 
wechselnden  und  vwindieiliclira  Rechtsstcrff  «nheitüch  er&ssen,  richten 
und  bestimmen,  die  also  gerade  die  reine  Art  und  Weise  der 
azbeitung  besonderen  Strebens  bedeuten.  Es  kann  somit  das  notwendig 
angegebene  Wollen  des  Rechtes,  zu  objektiv  richtigem  Anordnen  zn 
gelangen,  niemals  an  einem  geschichtlich  abgegrenzten  Endpunkt  anlangen. 
Stets  wird  durch  Änderungen  des  zu  regelnden  Stoffes  und  durch  neue 
Möglichkeiten  des  sozialen  Zusanunenwirkens  ein  Wechsel  in  dem,  was 
vordem  sachlich  richtig  war,  nunmehr  geboten  sein;  und  immer  wieder 
ist  es  nach  Menschenlos  gegeben,  daB  bessere  Einsicht  in  das  an  be- 
sonderem Pnnlcte  gegenständlich  Rich^^  entsteht  Es  wird  das  be> 
grimdete  Empfinden  liierfur  sein,  das  in  der  neueren  Zeit  zu  erwähnen»* 
werten  Versuchen  gefuhrt  hat,  in  Anlehnung  an  Methoden  der  Natiu*- 
betrachtung  das  Prinzip  der  „Entwicklung"  als  ausschlaggebenden  We  „Entwick- 
Gedanken  für  das  Problem  der  sachlichen  Richtigkeit  eines  Rechtes  ein- 
zufuhren.   Dies  bedarf  einer  kurzen  Erörterung. 

Der  Begriff  „Entwicklung*  bedeutet  in  äUsh  «wdftsUos  die  Betraditung 
der  Annäherung  und  gesteigerten  Anpassung  eines  Gegenstandes  an  eine 
vorausgenommene  Zweckbestimmung.  Er  besagt  mehr,  als  „Veiv 
änderm^"  und  etwas  anderes,  als  „Verursachung";  es  wird  bei  jeder  „ent- 
wicklungsgeschichtlichen" Betrachtung  der  eine  Zustand  als  der  „niedere", 
der  andere  aLs  der  „höhere"  angenommen  und  nun  der  Übergang  unter 
den  also  bewerteten  Zuständen*  erwogen.  Für  das  Recht  wird  dabei  im 
besonderen  an  diejenige  Art  einer  „Entwicklung"  gedacht,  da  im  Laufe  . 
der  sozialen  Gesdiichte  filr  eine  rechtliche  Anordnung  ein  Zeitpunkt  ein* 
trete,  an  dem  das  ein&che  Weiterbestehen  einen  nicht  berechtigten 
Zustand  bedeuten  müsse  imd  eine  Besserung  begründetermaflen  zu 
fordern  seL  Das  überlieferte  Recht  erscheint  alsdann  nicht  mehr  als 
rechtes  Mittel  zu  rechtem  Zwecke,  es  ist  zu  einer  richtigen  Regel 
weiter  zu  führen. 

Der  Begriff  der  „Entwicklung"  fuhrt  also  die  Verwendung  von 
„höheren"  und  „niederen**,  von  „wertvollen*  und  „unrichtigen**  Zuständen 
notwendig  mit  sich.  Er  bewegt  sich  in  Werturteilen,  deren  MSg^chkeit 
und  methodische  Bedingungen  bei  seiner  Anwendung  ein&ch  voraus- 
gesetzt werdmi.  Ob  etwas  „richtiger"  oder  „höher",  als  ein  anderes  ist, 
das  kann  nicht  einfach  durch  die  Bewegung  von  dem  einen  zu  dem 
anderen,  oder  umgekehrt,  bewiesen  werden,  sondern  für  das  eino  und 
für  das  andere  in  systematischer  Bestimmung  nach  einem  methodisch 
mafigeblichen  Grundgesetz.  Ffir  unsere  Frage  kommt  es  dabei,  wie  wir 
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genau  dargelegt  haben,  auf  die  Harmonie  eines  besonderen  rechtlichen 
Wollens  mit  dem  allgemeinen  Grundgedanken  des  Rechtes,  an.  Folg- 
lich ist  dieser  es  auch,  der  für  ein  begründetes  Urteil,  ob  eine  rechtliche 
„Entwicklungf"  zu  einem  „höheren"  Zustand  vorliege,  die  logische  Be- 
dingung abgibt,  und  nicht  umgekehrt  Daraus  folgt,  daß  die  Frage: 
Wdldies  nun  der  unbedingte  Grundgedanke  des  Rechte»  tti,  und 
wie  die  grandgesetzlichen  Richtlinien  alles  rechtlichen  Wollens 
zu  lauten  haben  —  nnr  durch  kritische  Besinnung  auf  die  formalen 
Bedingungen  einer  möglichen  Einheit  des  wollenden  Bewußtseins  Uai^ 
zustellen  sind  und  durch  eine  Bezugnahme  auf  den  Begriff  der  „Entwidc- 
limg"  nicht  gelöst  und  beantwortet  werden  können. 
Derbach«»  Es  geht  aber  auch  nicht  an,  für  die  Aufgabe:  im  gegebenen 
Ofif-^tt^kt  Einzelfall  einziisehen,  ob  etwas  richtiges  Recht  ist,  —  über  den  Gre- 
te Ra^tH.  danken  des  sozialen  Ideales,  als  des  höchsten  methodischen  Gedchts- 
punktes  für  die  Frage  der  rechtlichen  Richtigkeit,  durch  eine  Bezug- 
nahme auf  den  Begriff  der  „Entwicklung«  zu  einem  noch  höheren 
formalen  Richtmaß  zu  gelangen.  Denn  der  letzte  systematische  Grund- 
gedanke für  das  objektive  Ordnen  und  Richten  von  Zweckinhalton  ist 
die  Idee  des  inhaltlich  freien  Wollens  (B.  2),  und  —  davon  ausstrahlend  — 
die  oberste  Methode  für  das  gesetzmäßige  Bestimmen  von  sozialem 
Wollen  ist  der  Gemeinschaftsgedanke  der  Mensdien  (D.  i).  Diese 
Methode  des  sozialen  Ideales  ist  i&r  die  danach  bedingte  Gedankenreihe 
die  absolut  reine  Art  und  Weise,  einen  gegebenen  empirischen  Stoff 
eines  Rechtes  zu  bestimmen,  sie  ist  in  ihrer  logischen  Eigenart  von 
keiner  Besonderheit  bodiiigt:  Wie  soll  es  da  möglich  sein,  über  ihr, 
der  unbed i  ngten,  in  erkenntniskritischom  Suchen  noch  eine  weitere  for- 
male Bedingung  der  objektiven  Richtigkeit  eines  Rechtes  zu  finden? 

Ganz  unmöglich  ist  es  fmi«Mn,  eihe  Weiterfuhrung  der  kritisch 
begründeten  Einsicht  des  fichtigen  Rechtes  dahin  vorzunehmen,  daß 
Notwmdice.  dio  uach  der  Gesetzmafiifi^eit  der  Zwecke  als  „höher"  zu  bewertende 
WardMdM  g^||£g  danach  „niederen«  mit  Naturnotwendigkeit  eintreten 

werde.  Aber  dieser  Satz  \vürde  unbegründet  und  unbeweisbar  sein. 
Ich  kann  wohl  zeigen,  wie  eine  „Entwicklung"  sein  sollte,  wenn  ein 
bestimmtes  Recht  richtig  wäre,  —  aber  es  besteht  keine  grundsätz- 
lich einsehbare  Berechtigung,  ein  systematisch  richtendes  Urteil  über 
einen  gewissen  Zwecidnhalt  zugleich  als  die  Erkenntnis  dnes  kausal 
notwend^fen  Werdens  zu  behaiqvt^  Jeder,  der  etwas  als  richtig  lehrtj 
bietet  damit  nur  eine  Möglichkeit  zum  Richtigen,  —  ob  dieses  konmien 
wird,  ob  der  Belehrte  nicht  unrichtig  vorgehen  wird,  das  kann  man  aus 
der  Lehre  von  den  Bedingungen,  nach  denen  etwas  richtig  sein  würde, 
noch  gar  nicht  wissen.  Und  umgekehrt:  wer  einsieht,  daß  etwas  sicher 
verursacht  werden  werde,  der  stellt  damit  nur  eine  Tatsache  der 
Wahrnehmung  fest,  —  ob  dieses  sicher  Wahrgenommene  aber 
„hShor**  sei,  als  etwas  Früheres  und  ob  es  einem  richtigen  Wollen  en^> 
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spCBchen  wird,  das  kann  man  aus  der  FeststeUung  eines  verursachten 

Herganges  noch  gar  nicht  wissen.    Am  wenigsten. Recht  gibt  lüerni  die 

Erinnerung  an  den  Rog^riff  der  „Entwicklving". 

Denn  der  Begriff  der  „Entwicklung"  umfaßt  in  seinem  formalen  Be- 
dingen auch  die  Entwicklung  zum  Minderwertigen.  Von  wie  manchem 
Menschen  hat  man  nicht  schon  sagen  müssen,  daß  er  sich  nicht  gut 
,»entwickelt*  habe.  Eine  „Entwi(^ung^  beobachten,  hmAt:  nach  dem 
Fortgang  der  Anpassung  an  dne  vorausgesetzte  Zweckbestimmung 
fragen.  Mit  welchem  Rechte  will  man  die  formal  gleichmäßig  auf- 
tretende Frage  nach  jener  gesteigerten  Anpassung  bloß  als  stddke  der 
nach  dem  systematischen  Zweckurteil  geglückten  Annahenmg  gelten 
lassen,  dagegen  die  unzähligen  Fälle  sicherer  Erfahrung,  da  jenes  zu  ver- 
neinen und  in  konkreter  Lage  gegenteilig  zu  bescheiden  ist,  einfach 
unbeachtet  lassen? 

Wohl  hat  der  Entwicklungsgedanke  anch  für  das  soziale  Leben  iMirfcUHc  «r 
der  Maischen  s^e  Bedeutung.   Aber  er  hat  für  das  Ganze  der  sorialen***  ^ 

Greschichte  des  Menschengeschlechtes  einzutreten,  und  ist  nicht  eine  TiMrWhf 
Kategorie  bei  der  Bearbeitung-  konkreter  Einzelfragen.  Freilich  gilt 
es  auch  dort,  den  Fehler  des  Zeitalters  der  Aufklärung  zu  vermeiden, 
das  den  Fortschritt  zu  einer  guten  Gesellschaft  als  sichere  Tatsache 
erwartete  und  in  seinem  notwendigen  Werden  erkennen  zu  können 
glaubte;  aber  es  ist  doch  möglich  und  zulassig,  auf  das  Ganze  der 
Menschh^  in  ihrem  gesellschaftlichen  Dasein  den  Gedanken  der  Ent- 
wicklung zum  Besseren  anzuwenden,  sobald  man  dieses  nur  im  Sinne 
einer  heuristischen  Maxime  tut,  welche  es  zwar  offene  Frage  sein 
läßt,  ob  in  jedem  besonderen  Fall  wirklich  eine  „höhere"  Stufe  erreicht 
wird,  aber  doch  trotz  aller  Rückschläge  im  einzelnen  eben  für  das 
Ganze  die  Anleitung  zu  rechtem  Entwürfe  gibt 

Sobald  es  sich  aber  um  eine  «nzelne,  praktisdi  abgesteckte  Aufgabe 
handelt,  einem  geschichtlich  gegebenen»  besonderen  rechtlichen  Wollen 
die  Eigenschaft  grundsätzlicher  Richtigkeit  zuzubilligen  oder  ab» 
zusprechen:  so  liefert  der  Begriff  der  „Entwicklung«  nichts.  Er  gibt 
den  Privaten,  ihrem  Berater,  dem  Richter  nicht  die  kleinste  Handhabe, 
wenn  es  gilt,  einen  Vertrag  nach  „Treu  und  Glauben"  auszulegen,  in  der 
Rechtsausübung  den  „Mißbrauch"  zu  vermeiden,  ein  imvollständiges 
Rechtsgeschäft  „nach  billigem  Ermessen**  zu  ergänzen,  ein  Dienstverhältnis 
aus  „^chtigem  Grunde**  aufzuheben,  usf.  Und  er  leistet  in  der  gerade 
gegebenen  Lage  jemandes,  der  konkrete  Gesetzesreformen  fordert,  kdne 
Beihilfe.  Denn  hierbei  wird  nur  der  Nachweis  verlangt,  daß  nach  syste- 
matisch erwägendem  Urteil  die  eine  besondere  Rechtseinrichtung  un- 
richtig, eine  andere  richtig  sei:  Eine  weitere  Verbindung  zwischen 
diesen  beiden  Urteilen  —  etwa  eine  sicher  werdende  „Entwicklung" 
von  dem  einen  zu  dem  anderen  —  ist  für  das  Aufstellen  der  Forderung,  daß 
dem  als  richtig  Eingesdienen  stattzugeben  sei,  in  keiner  Weise  vonnoten. 
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Hiernach  läßt  sich  nun  zum  Schlüsse  entscheidend  angeben,  wie  es 
und  Säende*,  j^jj  literarisch  aufg-eworfenen  Fassung  dos  Problems  steht:  Ob  sich 
das  Seinsollende  aus  dem  Seienden  ableiten  lasse  oder  nicht?  —  Man  muß 
zwischen  Stoff  und  Form  unterscheiden.  Dem  Stoffe  nach  leitet  sich  freilich 
alles  Kommende  aus  dem  vorher  Seienden  ab.  Die  konkreten  Seipunkte, 
die  in  der  Gesddchte  auftaad&en  mögen,  sind  selbstredend  empirisdi 
dingt;  de  werden  ans  besonderen  soaalen  PhSnomenen  her  geboren,  deren 
genaueste  Erkenntnis  und  Klarstellung  gefordert  werden  mnB;  und  es 
vollzieht  sich  dieser  Hergang,  nach  seiner  empirischen  Betrachtung,  in 
einem  Kreislauf  des  sozialen  Lebens,  wie  er  früher  dargelegt  worden  ist. 
Aber  die  formalo  Bestimmung  der  aus  dem  seitherigen  Rechte  ent- 
stehenden Bestrebungen,  die  Erteilung  des  Prädikates  „richtig"  an  empirisch 
aufkommende  ^nzelziele,  sie  bedeutet  ein  allgemeingültiges  Ver- 
fahren. Dieses  hat  bei  jedem  nur  denkbaren  Reditsstoffe  stattsufinden 
und  stellt  sich  als  eine  formale  Methode  dar,  deren  Eigenart  von  den 
bedingten  Einrichtungen  dieser  oder  jener  sozialen  Regelung  ganz  unab- 
hängig sein  muß.  Also  kann  die  kritische  Klarstellung  des  Begriffes 
„Richtigkeit  eines  Rechtes"  nicht  den  Besonderheiten  eines  be- 
stimmten, seienden  Rechtes  entnommen  werden,  da  er  doch  diese  selbst 
erst  richten  und  beslinnnen  soll.  Es  ist  aber  wieder  diese  Eigenschaft 
der  Richtigkeit,  die  einen  empirisch  erwachsenden  Reformvofsddag, 
als  Kehrseite  des  gegenwirtigen  Znstandes,  sachlich  gerechtfertigt 
sein  läßt  und  ihn  als  richtiges  Recht  kennzeichnet;  imd  insofern  ist  — 
der  Form  nach  —  das  Seinsollende  aus  dem  Seienden  nicht  ab- 
zuleiten. 


IV.  Die  Grundsätze  des  richtigen  Rechtes.  Die  Unter- 
scheidung von  richtigem  und  unriditigem  Rechte  ist  <^e  erschopfiMide 
und  ausschlieAende.  Jeder  Inhalt  efaies  wixl^chen  Rechtes  ist  entweder 
das  eine  oder  das  andere,  und  es  kann  in  jeder  besonderen  Rechtsfrc^e 
von  verschiedenen  Möglichkeiten  der  Entscheidung,  die  sich  wahlweise 
darbieten,  immer  bloß  die  eine  „richtig"  sein.  Wohl  aber  vermag 
es  zu  geschehen,  daß  die  entscheidende  Auswahl  Schwierigkeiten  be- 
reitet, imd  sich  Zweifel  herausstellen,  welche  von  ihnen  in  dieser  eigenen, 
bedingten  Lage  dem  Grundgedanken  des  Redites  in  Wahrhrnt  entapricht. 
Methodiicher  DsTum  ist  nuu  vor  allem  die  qrstematische  Darl^fung  mnes  methodischen 
^MtiMfin in*  Beweisgaoges  erforderfich,  in  dem  man  den  überzeugenden  Nachweis  des 
bMMdtwiMi».  im  besonderen  Falle  grundsätzlich  Richtigen  so  gesichert  zu  erbringen 
imstande  ist,  als  solches  überhaupt  nur  bei  der  Tätigkeit  juristischer  Sub- 
sumtion möglich  erscheint  Ohne  die  entschlossene  Besinnung  auf  die  hier 
mögliche  Methode  des  richtigen  Rechtes  wird  immer  die  Ciefahr  jener 
verzweilelnden  Stimmung  nahe  liegen,  daß  man  die  Aufgabe  einer  nicht 
nur  paragraphemnäBig,  sondern  foinzipi^  begründeten  Aitsdi^dung  zwar 
einriebt,  deren  Lösung  aber  einon  „unberechenbaren  Element«^  oder  dem 
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„subjektiven  Rechtsgefiihl"  anvertrauen  oder  für  Sache  einer  „wissenschaftlich 
undiskutierbaren  Überzeugung"  erklaren  mochte.  Zu  einer  solchen  Bankrott- 
erklärung liegt  fSar  die  theoretisdie  Reditswissenschaft  kein  AnlaB  vor. 

Wenn  nun  «ne  Methode  iOr  den  Bewds  von  richdgem  Rechte  dar- 
gelegt werden  soll,  so  müssen  wir  erneut  uns  darauf  besinnen,  daß  es 
der  Inhalt  von  sozialem  Wollen  in  seiner  Eigenart  ist,  der  richtig  sein 
soll.  Die  Eigenart  des  sozialen  Wollens  aber  fanden  wir  (B.  2)  darin  cre- 
g'oben,  daß  es  nicht  das  Wollen  des  einzelnen  für  sich  ist,  sondern  ein  ohifkiiv 
gedachter  Willensinhalt  über  mehreren,  der  sie  in  gemeinsamer  Zweck- 
setzung vetWndet  Darum  war  es  ein  Fehler  mancher  Naturrechtsldurer, 
besonders  Pufendorft,  dem  Rechte  die  Au%abe  zuzuteilen,  daA  es  Ford^  . 
rungen  dar  Moral  zwangsweise  vMwkklichen  solle.  Und  auch  neuere 
Juristen  haben  nicht  gesehen,  daß  es  sich  um  zwei  selbständige  Auf- 
gaben handelt,  die  in  der  sittlichen  Vervollkommnung  des  einzelnen  und 
in  der  richtigen  Ausgestaltung  des  sozialen  Wollens  gegeben  sind.  Irriger- 
weise wird  dann  das  Problem  des  gerechten  Ausgleiches  nach  richtigem 
Rechte  als  eine  angebliche  Mahnung  an  das  staatliche  Gesetz  aufgefaßt, 
sittliche  Anforderungen,  etwa  die  liebevolle  Gednnung  gegen  den 
Nächsten,  „durchzufuhren*'.  Aber  durch  die  Lehre  von  dem  richtigen 
Rechte  soll  ja  gerade  die  blofie  Verweisung  auf  die  Moral  des  so- 
eben wiederholten  Sinnes  vermieden  werden.  Jene  Lehre  will  zeigen, 
wie  von  dem  Gemeinschaftsg-edanken  aus  ein  richtiges  Wollen  f ü r Rtehtfgt Weil— 
andere  methodisch  durchführbar  ist;  sie  nimmt  dieses  als  eigene  Auf- 
gäbe  des  allgemeinen  Grundgesetzes  für  menschliches  Wollen  auf  und 
fuhrt  sie  in  selbständiger  Deduktion  der  Losung  zu.  Mithin  ist  es 
auch  nicht  an  dem,  daft  die  methodische  Klarlegung  des  Gedankens  vmi 
der  möglichen  Richtigkeit  eines  Rechtes  an  den  einzelnen  „höhere<<  Ajif 
forderungen  stelle,  als  dem  Rechte  zukäme:  während  doch  gerade  ein 
richtiges  Recht  als  ein  derartiges  wirkliches  Recht  bestimmt  werden 
muß,  das  in  dieser  besonderen  Lage  der  allgemeinen  Aufgabe  eines 
jeden  Rechtes  gemäß  ist,  und  sich  die  Lehre  von  dem  richtigen  Rechte 
überhaupt  nicht  an  den  einzelnen  als  solchen,  sondern  an  den  Recht 
Setzenden  wendet 

Li  gar  manchem  Falle  wird  es  rieh  nun  leicht  zeigen  lassen,  ob  ein 
bestimmtes  soziales  Wollen  noch  dem  verbindenden  Grrundgedanken  des 
gemeinsamen  Kampfes  um  das  Dasein  entspricht,  oder  ob  ihm  durch  i>er gemeiMame 
einseitiges  Begehren  von  der  einen  Seite  widerstritten  wird.  In  dem  be-  **" 
rühmten  Prozesse  des  Müllers  Arnold  unter  Friedrich  dem  Großen  handelte 
es  sich  namentlich  um  die  Frage:  ob  der  Nachbar  eines  Müllers  auf  dem 
Gute,  das  oberhalb  der  Mdhle  gelegen  war,  ohne  weiteres  Fischteiche  so 
anlegen  und  aus  dem  Mfihlenbache  bewässern  dürfe,  da6  die  Mfihle  nun 
nicht  mehr  das  nfitige  Wasser  zum  ordentlichen  Betriebe  regelmäßig  er- 
halt? Der  beklagte  Nachbar  bejahte  dies  unbedingt:  „Da  er  sich  bloß 
seines  Rechtes  bedient,  so  kümmere  es  ihn  nicht,  wenn  etwa  dem  Kläger 
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das  Wasser  entzogen  sein  sollte",  das  erg^äbe  „der  gesunde  Menschen- 
verstand", sonst  würde  „die  größte  Ungerechtigkeit  begangen  und  ihm 
sein  üö'enbares  Eigentum  geraubt*^.  Damit  drang  er  bei  Gericht  durch. 
Es  ist  jedoch  bekannt,  wie  der  König  durdi  sduroffen  Akt  der  Kalrfnelt^ 
justix  gegenteilig  eingriff  Er  verspflrte  vohl,  daB  diese  grenzenlose 
Rücksichtsloagkeit  im  Widerspruch  mit  dem  Gemeinschaftsgedanken 
stehen  würde,  ohne  freilich  nch  dieses  systematisch  klar  machen  und 
seine  Ansicht  methodisch  begründen  zu  können.  —  In  ähnlicher  Weise 
ringt  sich  heute  melir  instinktiv  ein  bald  verw'erfendes  bald  billigendes  Urteil 
über  Kartelle,  Ringe,  Trusts  durch.  Im  römischen  Rechte  der  Kaiserzeit 
scharf  bekämpft  (C.  IV,  59)  finden  solche  Vereinigungen  jetzt  bei  objek- 
tiven Beurtnlem  in  bester  Abgeht  dodi  ganz  Terschiedene  Aufkiahme. 
Wir  können  nun  angeben,  weshalb  dies  unvermndlich  ist  Feststehend 
und  allgemeingültig  ist  bloß  die  formale  Methode  des  kritischen  Urteils, 
nicht  etwa  eine  stofflich  begrenzte  Rechtseinrichtung  und  gewisse  Ab- 
machungen besonderen  Inhaltes.  Rs  kann  also  nur  darauf  ankommen, 
ob  ein  einzelnes  Kartell  in  besonderer  Lage  dem  formalen  Gemeinschafts- 
gedanken  noch  entspricht  oder  nicht.  Es  hat  solche  gegeben,  die  gerade 
dazu  bestimmt  und  taugfich  waren,  den  ^dersinnigen  Gedanken  eines 
innerhalb  der  rechdichen  Geseüsdiaft  zu  führenden  Kampfes  um  das 
Dasem  möglichst  abzuschwächen  oder  zu  vernichten,  einer  wilden  und 
rücksichtslos  ausbeutenden  Konkurrenz  Einhalt  zu  tun;  und  es  haben  sich 
andere  gezeigt,  die  es  nicht  beachteten,  daß  ohne  den  Spruch  des  Rechtes 
und  seine  verbindende  Anordnung  die  einzelnen  Gesellschafter  kein  Eigen- 
tum und  keine  Vertragsrechte  hätten,  die  sie  nun  beide,  bloß  subjektiv 
wollend,  einseitig  ausnutzen  mochten.  So  rufen  sie  zu  gleicher  Zeit  die 
Gemeinschaft  an  —  und  wollen  sich  ihrerseits  doch  nicht  derartig  vei> 
halten,  wie  der  Gemeinschaftsgedanke  es  fordert 

Aber  in  den  meisten  Fällen,  die  zur  ]&it8cheidung  nach  grundsätz- 
lich richtiger  Weise  aufgegeben  werden,  mögen  Zweifel  und  Bedenken 
über  die  rechte  Art  und  Weise  der  Betätigung  des  obersten  Gedankens 
einer  Gemeinschaft  frei  wollender  Menschen  auftreten.  Alsdann  ist  es 
nötig,  die  methodische  Reihe  der  Gedanken,  die  hier  Platz  zu  greifen  hat, 
fOr  sich  erst  Mnmal  zu  erwägen. 

Nun  ist  in  dem  Gedanken  der  „Menschengemeinschaft"  zwei«lei  ge- 
legen: die  Richtung  der  Gemeinsamkeit  der  Zwecke  und  dar  Hinweb 
auf  Menschen  als  vernünftige  Wesen,  als  Selbstzwecke.  Man  Icann  in 
dieser  Weise  den  idealen  Grundgedanken  alles  sozialen  Lebens  auch 
als  den  einer  Verbindung  von  Selbstzwecken  bezeichnen.  Es  sind 
nur  zwei  Au.sstrahlungen  einer  und  derselben  Idee,  wenn  die  Sprüche 
nebeneinander  stehen:  „Einer  trage  des  andern  Leist",  und  doch  wieder 
„Ein  jeder  wird  seine  eigene  Last  tragen."  Die  methodische  Form 
dieser  Gredankenriditungen  nenne  ich  die  Grundsätze  des  richtigen 
Hechtes*  Si»  lauten  dahin: 
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1.  Die  Grundsätze  des  Achtens:  a)  £s  darf  nicht  der  Inhalt  eines  Die  GnnMtM 
WoUens  der  'WiUkflr  rines  anderen  aohdmiaUen.  b)  Jede  rechtiidie  An-  ^  Achtwa. 
fordernng  darf  nur  in  dem  Sinne  bestehen,  daß  der  Verpfliditete  ^ch  noch 

der  Nächste  sein  kann.  —  Diesen  Formeln  ist  das  gemeinsami  daß  der 
Sinn  eines  rechtlichen  Gebotes  nicht  der  sein  darf,  daß  der  einzelne 
Gemeinschafter  den  bloß  subjektiven  Zwecken  des  anderen  alles  opfere, 
daß  er  „müssen  muß"  und  persönlich  begrenzte  Ziele  jenes  als  sein 
letztes  Gesetz  zu  erachten  habe.  Ks  zeigt  sich  diese  formale  Gedanken- 
richtong  einmal  in  der  Frage  des  Bestehens  einer  bestimmten  Verpflich- 
tung —  anmwenden  zum  Beispiel  in  der  Begrenzung  der  Vertragsfrdheit^ 
die  nicht  »»gegen  die  guten  Sitten**  sein  soÜ  —  und  sodann  in  der  des 
Ausführens  von  Rechtsverhaltnissen  —  beispielsweise  in  dem  Satze,  daß 
der  Schuldner  die  Leistung  „nach  Treu  und  Glauben"  zu  bewirken  habe. 

2.  Die  Grundsätze  des  Teilnehmens:  a)  Rs  darf  nicht  ein  recht- we GrMdrttao 
lieh  Verbundener  nach  Willkür  von  der  Gemfinschaft  ausijeRchlossen  sein.  r«»— hiwu. 
b)  Jede  rechtlich  verÜehene  Verfügungsmacht  dari  nur  in  dem  Sinne  aus> 
schlidtend  sein,  daß  der  Ausgeschlossene  sich  noch  der  Nächste  s«n  kann. 

—  Diese  Satze  bringen  zum  formalen  Ausdruck,  daß  das  rechtliche  Gebot, 
welches  die  einzdnen  zu  einem  g^nnsamen  Kanone  um  das  Dasein 
vereiniget,  sich  nicht  selbst  untreu  werden  darf.  Es  würde  aber  in  einen 
Widerspruch  geraten,  wenn  es  zu  gleicher  Zeit  den  einzelnen  dem  sozialen 
Zusammenschlüsse  zwangsweise  unterwürfe  und  ihn  doch  im  besonderen 
Falle  als  einen  solchen  behandelte,  der  ausschließlich  rechtliche  Pflichten 
liätte.  Das  würde  überall  nur  eine  Karikatiu:  zu  dem  Begriffe  des  Zu- 
sammenwirkens liefern.  Die  FiUe  der  Not,  in  denen  ein  Gemein- 
schafter doch  wieder  vereinz^t  d«n  Ringen  um  sein  Bestehen  überiassen 
werden  wurde,  fuhren  in  die  konkret  anwendende  Fragestellung  für  unsere 
Grundsätze  hinein,  die  sich  dann  bis  in  die  kleinsten  Einzelheiten  des 
rechtlichen  Verkehrs,  etwa  in  den  Zweifeln  über  die  Gültigkeit  gewisser 
K onkurreozklauseln  oder  die  Zulässigkeit  von  Verrufsberedungen  verzweigend 
äußert. 

In  jedem  Falle  muß  nun  das  Ifißverständnis  fem  bleiben,  als  ob  die  Die  GnadsltM 
Grundsätze  des  richtigen  Rechtes  selbst  wieder  juristische  Paragraphen 
wßren,  daß  sie  eigene,  allgemeingiiltige  Rechtssätze  bedeuteten.  Sie 
sind  nichts,  als  methodische  Richtlinien  für  die  Auswahl  unter  lu«^*!'^ 

mehreren  rechtlichen  Entscheidungen,  die  in  einer  besonderen  Lage  sich 
herandrängend  anbieten.  Sie  bezeugen  einem  besonderen  rechtlichen  In- 
halte nur  die  formale  Eigenschaft  der  „Richtigkeit".  Dagegen 
bringen  sie  von  sich  aus  nichts  von  material  bestimmten  Sätzen  hervor, 
sie  erwarten  die  Zufuhrui^  von  geschichtlich  werdendem  Stoffe,  der  in 
der  sozialen  Er&hrung  unaufhörlich  aus  den  Bewegungen  des  gesellschalU 
liehen  Daseins  her  in  natürlichem  Entstehungsprozesse  uns  wird. 

Danach  hat  der  Begriff  von  richtigen  Rechtsgrundsätzen  schließHch 
auch  nichts  mit  den  „Grundlagen  einer  Gesellschaftsordnung**  zu  tun;  denn 
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diese  sind  besondere  Rechtseinrichtungen  mit  bestimmtem  stofflichen  In- 
halte, z.  B.  Privateigentum,  freie  Vererbung  und  ähnliches.  Und  es  sind 
unsere  GrundsStze  von  „Grttndrechten<<  zu  sdidden,  wie  Ab  1849  Ar  das 
deutsche  Volk  und  vordem  1789  in  der  ddeiaroHm  des  droUs  de  V komme 

et  du  citoyen  aufgestellt  worden  sind  oder  in  dem  heutigen  Völkerredhite 

als  besondere  Rechte  der  Staaten  aus  der  allg^emoinen  Einrichtung  des 
Völkerrechtes  her  gefolgert  werden.  In  allen  solchen  Lag^en  handelt  es 
sich  um  begrenzte  Recht ssätze,  während  die  Grundsätze  des  richtigen 
Rechtes  nichts  als  reine  Methoden  des  rechten  Überlegens  sind,  um 
zwisdien  sw^  möglichen  Obersätzen  bedingten  Inhalte«  die  richtig'e 
Wahl  treffen  zu  können. 


Technisch  V.  Das  Finden  des  richtigen  Rechtes.    Das  geschichtlich  vor- 

liegende  Recht  bietet  sich  zunächst  als  eine  Summe  von  technisch  ge- 
formten Sätzen  dar.  Sie  liegen  heute  zumeist  in  den  Artikeln  und 
Paragraphen  unserer  staatlichen  Gesetze  vor,  in  früheren  Zeiten  gar  viel- 
fach in  festen  Brauchen  und  Gewohnheiten,  deren  Fassung  dann  einzeln 
und  in  Sammlungen  oft  geschehen  ist  Sie  alle  sbd  ihrem  besonderen 
Stoffe  nach  aus  früherem  soaalen  Leben  her  erwachsen  und  ein  Nieder- 
schlag des  Strebens,  für  den  geschichtlich  einmal  gegebenen  Inhalt  dieser 
Rechtsordnung  im  einzelnen  Ausbau  das  Richtige  zu  bieten  und  die  sachlich 
rechte  Entscheidung  fest  formuliert  für  kommende  Fälle  zur  Verfugung 
zu  stellen.  Aus  anderer  Erfahrung  her  schwebt  dem  Recht  Setzenden  die 
Möglichkeit  eines  späteren  Zweiteis  in  besonderen  Rechtslagen  vor,  und 
er  sucht,  tine  stöbere  Norm  in  allgemdner  Fassung  als  maßgeblich  dafiir 
zu  bieten.  IMe  MSte  Aufgabe  des  Rechtsgeldirten  ist  danach  die  Ec^ 
kenntnis  dieser  technisch  geformten  Anordnungen  seiros  Rechtes,  die 
er  in  einheitlicher  Auffassung  darzulegen  und  wiederzugeben  hat. 

Aber  die  Begriffe  geltendes  Recht  und  technisch  geformtes 
Recht  sind  nicht  ein  und  dasselbe.  Das  letztere  ist  nur  ein  Teil  cios 
ersteren,  die  eigene  allgemeine  Fassung  von  Normen  durch  den  Gesetz- 
geber nur  eines  von  zwei  Mitteln,  um  seinen  Zielen  nachzugehen.  £s  kann 
nämlich  das  gerade  in  Geltung  stdiende  Recht  für  eine  einzdne  Frage,  die 
der  rechtlichen  Erwi^fung  sidi  stellt,  nicht  schon  selbst  einen  bestimmten 
Satz  formen,  sondern  den  Streitteilen  und  dem  Urteiler  es  ermächtigend 
überlassen,  daß  sie  die  richtige  Regel  der  Entscheidung  wählen.  Auch 
diese  Regel  stellt  sich  als  ein  geschichtlich  bedingter  Satz  von  bestimmtem 
gesetzten  Rechte  dar,  nur  ist  er  nicht  von  dem  Gesetzgeber  als  ein  all- 
gemeines Gesetz  in  selbst  gefertigter  Fassung  bereit  gestellt,  sondern  erst 
im  besonderen  Bedarft&ll  in  eigenem  Suchen  des  Richtigen  von  den 
Beteiligten  zu  finden. 

G«r«cbtos  und        Diese  Gregenüberstellung  führt  bekanntlich  auf  Aristoteles  zurück.  £r 

hat  sie  im  fünften  Buche  seiner  Ethik  als  biKaiocruvri  und  dnieiKeia  vor- 
genommen imd  in  den  Grundzügen  scharf  bestimmt  In  der  deutschen 
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Sprache  hat  man  den  Unterschied  mit  gerecht  einerseits  und  mit  geneigt 
oder  billig  oder  nachgiebig  anderseits  wiederaigeben  versucht,  am 
besten  ist  wohl  die  t^bersetmng  Ludieis  mit  gelind.  Unsere  neueren 

Gesetze  haben  —  ebensowttiig  wie  das  römische  Recht  —  keinen  ein- 
heitlichen Ausdruck;  sie  sprechen  von  Billigkeit,  Treu  und  Glauben,  sitU 
lieber  Pflicht,  guten  Sitten,  wichtigem  Grund,  Vermeiden  des  Mißbrauches, 
angemessen,  tunlich  u.  a.  m.  Alle  diese  Bezeichnungen  dienen  aber 
nur  einem  und  demselben  Gedanken:  sie  bezeichnen  eine  Regel,  die 
in  dieser  besonderen  Sachlage  die  Hgenschaft  der  Richtigkeit  b«ritst;  es 
sind  also  lauter  Wendungen  für  den  einheididien  Begriff:  richtiges 
Recht 

Nun  wvu-de  oben  iT).  0  bereits  hervorgehoben,  daß  die  dort  enU 
wickelten  Grundsätze  des  richtigen  Rechtes  nur  formale  Richtlinien 
zu  der  Vornalune  einer  sachlich  begründeten  Wahl  sind.  Das  ist  näher 
dahin  zu  denken,  daß  im  wirklichen  Verlaufe  des  sozialen  Lebens  konkrete 
Bestrebungen  uud  Anforderungen  bestimmten  Inhaltes  auftreten.  Wenn 
derartiges  nicht  vorliegt,  und  kein  bedingtes  Streben  und  Wollen  bestdit^ 
so  haben  ydt  die  Auigabe,  im  besonderen  Falle  richtiges  Recht  her- 
msteilen, überhaupt  nicht  So  aber  bestehen  jedesmal  <üe  Möglichkeiten 
verschiedener  Wahl  zwischen  entgegengesetztem  Wollen  und  Beanspruchen, 
das  in  dieser  Gegensätzlichkeit  entweder  wirklich  vorliegt  oder  in  Ge- 
danken sich  also  vorgestellt  werden  kann.  Die  alsdann  auftretenden 
Wahlmöglichkeiten  werden  nun  jeweils  prinzipiell  geprüft,  indem  man 
fragt,  wie  in  dieser  Sondergemeinschaft,  in  die  man  die  Streitenden  in 
Gedanken  einfügt,  entweder  diese  oder  jene  M^lichkeit  mit  den  Grundp 
Sätzen  des  richtigen  Rechtes  bestehen  kann.  Bei  dem  Bejahen  scdcher 
Hannonie  für  die  eine  zur  Wahl  gestellte  Entscheidung  erhält  man  den 
Obersatz  des  aufgegebenen  Urteiles,  den  Untersatz  bildet  die  tatsächliche 
Feststellung  des  abzuurteilenden  Tatbestandes,  der  Schluß  ergibt  sich  als- 
dann. Wenn  man  dafür  gesagt  hat,  der  Richter  habe  beim  Entscheiden 
nach  richtigen  Rechtsgruudsätzen  sein  Urteil  nach  der  Regel  zu  fällen, 
die  er  als  Gesetzgeber  aufeldlen  müfite  —  so  neuestens  der  tr^Hiche  Ent- 
wurf dnes  sdLweizerischen  Zivilgesetzbuches  Art  i  — ,  so  bt  das  woU 
bogrfindet:  auch  der  Geset^ber  erh&lt  den  von  ihm  zu  bearbeitenden 
Stoff  in  Forderungen  und  Bestrebungen  geliefert  und  hat  ihn  dann  in 
richtiger  Art  technisch  gut  zu  bearbeiten. 

Dieses  führt  zu  einer  zweiten  Anwendung  der  Lehre  von  dem  rich- 
tigen Rechte:  der  kritischen  Prüfung  des  technisch  geformten  Rechtes 
und  dem  Urteile,  ob  das  geltende  oder  ein  ihm  widersprechendes  recht- 
Hches  Wollen  für  richtig  zu  befinden  seL  —  Zwar  hat  es  Juristen  gegeben, 
wriche  hier  auf  strikter  Arbeitsteilung  bestehen  und  die  genannte  Au%abe 
aus  den  Erwägungen  eines  Rechtsgelehrten  ganz  verbannen  wollten.  Aber 
darf  ein  denkender  Mann  mit  solcher  zunftmäßigen  Abgrenzung  sich  un- 
bedingt begnügen?  Wird  nicht  gerade  der  technisch  arbeitende  Jurist  die 
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Tätigkeit  und  Etgetmisse  des  Gesetzgeben  nur  zu  gerne  doch  wieder 
kritisch  auf  das  Kom  nehmen,  da  ihm  ja  sein  begrenztes  Fdd  der  Tätig<- 
keit  durch  jenen  eigenartig  zugemessen  und  dann  wieder  geändert  wird? 

Sobald  er  aber  hierauf  eingeht,  kann  es  auch  nicht  genügen,  eine  be- 
stimmte rechtliche  Änderung-  als  „praktisch  unbrauchbar"  zu  kennzeichnen, 
das  heißt  für  die  glatte  Erledig^uniT  der  dem  Praktiker  zug-ewiesenen 
Geschäfte  nicht  geeignet,  vielmehr  mühevoll  oder  zeitraubend  erscheinend, 
—  sondern  er  wird  notgedrungen  auf  die  sachliche  Bedeutung  des  neu 
auftretenden  Rechtes  eingehen  müssen  und  alsbald  sich  mitten  in  der 
Erwägung  befinden:  Ist  ein  bestimmtes  gdtendes  oder  vorgeschlagenes 
Recht  in  seinem  besonderen  Inhalte  grundsätzlich  richtig? 

Die  bewufite  methodbche  Befolgting  dieser  Frage  würde  zu  einer 
FoSiikMf  Politik  auf  wissenschaftlicher  Grundlage  fuhren.  Bei  ihr  kann  es 
L-**?f?!r"-_  sich  nicht  mehr,  wie  bei  der  Rechtsausübung  und  Rechtsprechung, 
um  den  einzelnen  Fall  als  solchen  handeln,  sondern  um  seine  un- 
venneidlicfae  Wiederholung  in  gleichheiüichen  Massenerscheinungeu, 
die  erst  zu  einer  Änderung  von  bestehendem  Rechte  bewegen  kann. 
Darum  wäre  bei  einer  Politik  des  angegebenen  Qiarakters  in  jedem 
Falle  ihrer  Betätigung  zu  liefern:  i.  Darlegung  der  unvermeidlichen 
Notwendigkeit  gewisser  sozialer  Erscheinungen  unter  der  gel- 
tenden, jetzt  kritisch  erwogenen  Rechtsordnung;  2.  Aufweisung  der 
objektiven  Unbegründetheit  dieser  Art  des  Zusammenwirkens,  ge- 
messen an  dem  einheitlichen  grundgesetzlichen  Gedanken  des  sozialen 
Ideals;  3.  Beweis  der  gegenständlichen  Richtigkeit  eines  wideiv 
^rechenden  sozialen  Wollens,  nach  dem  sich  unter  gegebenen  emfurischen 
Bedingungen  eine  solche  Weise  des  Zusammenlebens  notwendig  heraus- 
stellen werde,  die  in  ihrer  formalen  Art  den  Grundsätzen  des  richtigen 
Rechtes  überwiegend  entspricht. 

Zu  einem  derartigen  Verfahren  einer  politischen  Deduktion  besitzen 
wir  zurzeit  noch  nicht  einmal  die  ersten  Ansätze.  Der  Berichterstatter 
über  diese  Seite  der  Kultur  der  Gegenwart  kann  nur  eine  theoretische 
Möglichkeit  feststellen.  Und  es  ist  zuzugeben,  dafl  ein  auch  nur  an- 
nähernd exakter  Beweis  fSr  Bestrebungen  der  praktischen  Politik  danach 
fürs  erste  kaum  möglich  erscheint,  da  der  methodisch  zu  bearbeitende  Stoff 
sich  hier  mm  einmal  in  unkontrollierbaren  und  schier  unübersehbaren  Kompli- 
kationen verliert.  Aber  den  unmittelbar  praktischen  Nutzen  könnte  man 
doch  schon  heute  aus  dieser  kritischen  Aufklärung  ziehen,  daß  man  vor 
methodischen  Irrtümern  bewahrt  bliebe  und  für  den  Streit  um  Bei- 
behaltung oder  wünschenswerte  Abänderung  des  bestehenden  Rechtes 
sich  deutlich  machte,  daß  von  einem  wahrhaft  wissenschaftlichen  Be- 
weisen zurzeit  keine  Rede  ist  und  Selbstbescheidung  hier  am  Platze  erscheint 

VI.  Die  Jiedeutung  des  richtigen  Rechtes.  Wenn  wir  zum  Ab- 
schlüsse die  Summe  unserer  Ausführungen  im  Sinne  der  eben  genannten 
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Obendirift  ziehen  wollen,  so  mag  es  zweckmäfiig  erscheinen,  es  an  die 
Auaeuiaiidersetsung  mit  zwei  Bedenken  anzuknüpfen,  die  gegenüber 
der  Lehre  ▼on  dem  ficht^fen  Rechte  in  der  neueren  Literatur  laut  ge- 
worden sind. 

I.  In  der  einen  Richtung  findet  sich  die  Auffassung,  als  ob  durch  Richtigkeit  aU 
die  kritisch  prüfende  Frag-e  nach  der  Richticfkeit  eines  Rechtssatzes  '"I^"' 

^  ^  °  Schaft  eine« 

das  ganze  Gesetz  für  „überflüssig"  erklärt  werden  sollte;  der  Richter  R»ch«w«ti<». 
würde,  so  meint  man,  dabei  einfach  die  Anweisung  erhalten,  nach  dem 
„richtigen  Rechte**  zu  urteilen.  Dem  iat  zu  entgegnen,  daft  der  Gedanke 
der  grundsitzüchen  Richtigkeit  doch  nur  die  formale  Eigenschaft 
eines  besthnmten,  geschichdich  bedingten  Rechtsinhaltes  ist  Daher  wfirde 
ohne  einen  gewissen  Stoff,  der  sich  in  konkretem  rechtlichen  Wollen  äußert, 
der  BegrifT  des  objektiv  Rieht  igen  überhaupt  keine  praktische  An- 
wendung finden  können.  Wenn  dieser  Begriff  in  seinem  Sinn  und  seiner 
rechten  Bedeutung  bewußt  untersucht  wird,  so  handelt  es  sich  dabei  um 
nichts  weniger,  denn  um  ein  Loslösen  von  dem  empirischen  Stoffe  des 
gesetzten  Rechtes.  Es  ist  immer  dabei  vorausgesetzt,  daA  besonders  ge- 
fidke  rechtliche  Satzungen  bestehen,  bd  deren  methodischer  Bearbeitung 
sich  dann  erst  angeben  läßt,  was  in  gegebener  Lage  richtiges  Re<^t  ist 
Wollte  man  aber  jenes  Material  bestimmter  rechtlicher  Einrichtungen  völlig 
streichen  und  nichts  als  eine  Anweisung  geben,  in  richtiger  Weise  die 
Fragen  des  menschlichen  Verhaltens  gegencinandf  r  zu  bestimmen,  so  hätte 
man  in  Wahrheit  einen  inhaltlich  leeren  Satz  auägespruchen. 

Auf  der  aadnen  Seite  ist  es  jedoch  auch  nicht  angängig,  lediglich 
das  Sffittel  fes^geschlossener,  sdbstgefiinnter  Satzungen  durch  den  Recht 
Schaffenden  zu  wShlen.  HieilMsl  würde  man  der  Grundabsicht  des  Rechtes, 
ein  ZwangSVerSttCh  zum  Richtigen  zu  sein,  ungenügend  und  jedenfalls 
nicht  so  weit  entsprechen,  als  ihm  auf  and(;rem  Wege  möglich  sein  würde. 
Mit  allgemeinen,  technisch  im  voraus  abgeschlossenen  Sätzen  kann  der 
Gesetzgeber  immer  nur  einem  gewissen  Durchschnitt  möglicher  Tatbestände 
in  Rechtsstreitigkeiten  eine  sachlich  richtige  Entscheidung  angedeihen 
lassen.  Die  Möglichkeiten  dieser  Tatbestände  und  aber,  gerade  als  em- 
pirisdi  bedingte  Zustände,  unaufhörlich  wechsdnd  und  veränderlich  und 
vermehrbar,  —  ihr  AH  läAt  sich  durch  b^renzte  Regdn  nicht  erschopfim, 
und  so  kann  es  nicht  ausbleiben,  daß  links  und  rechts  streitige  Fragen 
zur  Erde  sinken,  die  von  der  durchschnittlich  anordnenden  Satzung  nicht 
befriedigend  aufgenommen  werden.  So  vermag  die  rechtliche  Ordnung 
des  zweiten  Weges  nicht  zu  entraten,  der  oben  als  der  des  gelinden 
Rechtes  gekennzeichnet  wurde  (D.  5). 

Das  heute  bei  uns  g^tende  Recht  hat  in  sein»  verschiedenen  Ab-  Omhiiad 
teüungen  von  diesen  bdden  Mitteln  des  gerechten  und  des  gelinden 
Rechtes  einen  verschiedenen  Gebrauch  gemacht   Dem  Strafirecht  ist  zur- 
zeit charakteristisch,  daß  die  Frage  des  Eintrittes  der  Strafbarkeit  einer 
Handlung,  nach  der  herrschenden  Lehre^  ausschließlich  nach  technisch  ge- 
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formten  Satzungen  bejaht  werden  darf,  während  freilich  Art  und  Maß  der 
zu  erkennenden  Strafen  regelmäßig-  in  übergroßer  Auswahl  dem  Richter 
zur  Verfügvmg  gestellt  werden.  Umgekehrt  ist  im  Verwaltungsrecht  und 
besonders  in  der  nenzeiüidien  VerwaltungsgerichtslMalceh  ki  auflenuDdentildi 
weitem  Umfiskng  von  dem  Verwmsen  auf  Urteilen  nadi  «ZweckmäBigfceit« 
Grebrauch  gfemacht  worden,  worunter  verständlicherweise  nur  ein  Entscheiden 
nach  grundsätzlich  richtigen  Regeln,  die  in  der  IxMikreten  Sachlage  aus- 
zuwählen seien,  gemeint  sein  kann.  Im  neuen  bürgerlichen  Rechte  endlich 
ist  im  wesentlichen  ein  mittlerer  Standpunkt  eint^enümmen  worden  und 
neben  dem  scharf  ausgemeißelten  Grundstock  technisch  geformter  Satzungen 
an  vielen  Stellen  und  in  bedeutsamer  Weise  die  Auswahl  des  im  besonderen 
FaUe  richtigen  Rechtes  vorgeschrieben  worden.  Dabei  ist  immer  acht 
xa  haben,  daß  der  praktische  Jurist  jene  prinz^eüe  Auswahl  nur  dann 
vornehmen  darf,  sobald  das  Gesetz  selbst  es  anordnet.  In  diesem  Sinne 
ist  die  gelegentlich  sogar  in  Entscheidungen  unserer  Gerichte  vorkommende 
Berufung  auf  „das  das  Bürpferliche  Gesetzbuch  beherrschende  Prinzip 
von  Treu  und  Glauben"  einfach  falsch.  Beispielsweise  hat  ein  Schuldner 
eine  bestehende  Verpflichtung  zwar  nach  Treu  und  Glauben  auszu- 
führen (BGB.  242),  aber  die  Frage,  ob  ein  Rechtmesdiaft  zustande  ge- 
kommen isti  darf  in  ihren  gesetzlichen  Voraussetzungen  nach  gdtendem 
Rechte  nur  formalistisch  beantwortet  werden  (scrfera  also  nicht  6a» 
Voraussetzungen  dner  Willenserklärung,  z.  B.  einer  Kündigung  eiiMni  vor- 
liegenden  Vertrag-e  zu  entnahmen  nnd  in  dessen  Auslegung  nach 
BGB.  157  nach  Treu  und  Glauben  zu  bestimmen  sind). 

Ob  nun  ein  Gesetzgeber  in  besonderer  Lage  lieber  das  Mittel  der 
technischen  Formulierung  von  Paragraphen  oder  den  Befehl  der  eigenen 
Besinnung  der  Beteiligten  auf  die  hier  grundsätzlich  richtige  Möglichkeit 
der  Entscheidung  wählen  soll,  das  läfit  sich  nicht  allgemeingültig  an- 
geben, sondern  ist  selbst  wieder  nur  eine  konkrete  Anwendung  des 
Gedankens  der  Richtigkeit  eines  Rechtes  auf  historisch  besondere  Ver- 
hältnisse. Es  würden  die  Eigenschaften  der  Rechtsgeno5;sen  und  der  zur 
Schlichtung  ihrer  Händel  berufenen  Personen  zu  beachten  sein,  näher:  die 
Befähigung  und  die  Übung,  unter  den  sich  beschuldigenden  und  ver- 
klagenden  Strebungen  entgegengesetzten  Zides  die  richtige  Auswahl  nach 
grundsätzlicher  Betrachtung  zu  treffen;  und  nicht  minder:  die  VeF> 
breitung  und  die  Stärke  des  guten  Willens  zum  Richtigen,  und  die 
Hilfe,  die  aus  der  sittlichen  Lehre  (B.  2)  dahin  zu  erwarten  ist  Wo  solche 
Fähigkeit  und  solchf  Kraft  fehlt  oder  sich  schwach  zeigt,  da  ist  es  be- 
greiflich, wenn  nur  mit  Bedenken  ein  weitgehender,  unmittelbarer  Hinweis 
auf  gelindes  Recht  aufgenommen  wird. 
Angebliche  Aber  es  darf  dieses  Bedenken  auch  nicht  allzusehr  mit  der  Bezug- 

fornoutti*^  nähme  auf  formalistische  Sicherheit  gesteigert  werden.  Auch  bei  der 
tMidiAirftan- Erörterung  und  Handhabung  der  technisch  geformten  Paragraphen  unserer 
**''*''<'">^  Rechtsordnungen  fölilt  es  wahriich  nicht  an  Zweifel  und  Streit  Und  sdbst 
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wenn  ea  einem  Gesetzgeber  gelingt,  durdi  eigene  aulheiilisdie  Festaelzung 
in  gewisser  Lage  sein  besonderes  rechtliches  Wollen  mit  verhSItnismSßig 
gröAerer  Klaiheit  darzulegen,  so  wird  doch  leider  die  fbrmalistische  Gre- 

wiBheit  nur  zu  häufig  und  zu  leicht  mit  einer  Einbuße  an  sachlicher 
Richtigkeit  bezcihlt  Auch  Polygamie  und  Hexenverfolgung  und  Sklaverei 
können  schließlich  von  einem  staatlichen  Machthaber  so  geordnet  werden, 
daß  die  technische  Gewißheit  nichts  zu  wünschen  übrig  läßt;  und  um- 
gekehrt beweist  die  Tätigkeit  der  klassischen  römischen  Juristen,  daß  ein 
Urteilen  im  Sinne  der  ars  botd  et  aepii  unsichere  Rechtssustände  nicht 
notwendig  ersdiafift,  und  dafl  darum  die  Bednnung  auf  die  M5glichkdt 
eines  Äuswahlens  des  grundsätzlich  Richtigen  nach  einer  gefesteten 
Methode  zu  sachUdber  Unsidieriieit  wahrlich  nicht  zu  füliren  braucht 

Fassen  wir  das  zusammen,  so  besagt  die  Lehre  von  dem  richtigen 
Rechte  keineswegs,  daß  von  dem  bedingten  Stoffe  des  geschichtlichen 
Rechtes  zu  abstrahieren  sei,  denn  dies  ist  überhaupt  unmöglich;  und  sie 
erstrebt  es  auch  nicht  etwa  in  dem  Sinne,  daß  positiv  gefaßte  Sätze 
und  Efairidktungen  des  Rechtes  fSr  fibeiflüssig  und  entbehxfich  erklSrt 
werden  sollen.  Was  aie  will,  das  ist  nur:  eine  Methode  bieten,  in  der 
man  die  Besonderheiten  eines  empirisch  erwachsenden  rechtlichen  Wollens 
in  grundsätzlich  begründeter  Art  und  Weise  zu  richten  vermöge, 
und  nach  der  man  vor  allem  in  den  einzelnen  Fällen,  da  das  geltende 
Recht  gerado  gcbiotet,  die  richtige  Regel  sich  selbst  auszuwählen,  in 
möglichst  gesichertem  Beweisgange  zu  verfahren  imstande  sei.  Der  Gegen- 
satz aber  von  technisch  geformten  Paragraphen  und  dem  Verweisen 
auf  grunds&txlich  richtige  Auswahl  der  maßgeblichen  Entscheidung  im 
besonderen  Fall  betrifft  nur  die  Mittel,  die  ebem  Gesetzgeber  im  Sinne 
seines  Grnmdgedankens  zur  Verfügung  stehen;  deren  richtiges  Einsetzen 
selbst  wieder  eine  Betätigung  jener  grundsätzlich  fragenden  Lehrart  unter 
besonderen  geschichtlichen  Bedingungen  ist. 

2.  Nach  anderer  Seite  der  Betrachtung  ist  die  Besorgnis  aufgetreten, 
daß  durch  die  Erwägung  der  Richtigkeit  eines  Rechtes  dem  gerade 
geltenden  Rechte  vielleicht  ein  Abbruch  geschehen  konnte,  und  daß  das 
als  richtig  Eingesehene  das  alleinige  Geltensollen  in  Anspruch  nehmen  dm  citmoiiMi 
möchte.  In  Wahrheit  tut  das  letztere  jeder  Reformvorschlag.  Wo  "•jJJJf^ 
immer  in  der  öffentlichen  Erörterung  das  geltende  Recht  getadelt  und  ihm 
ein  bessernder  und  heilender  Entwurf  gegenübergestellt  wird,  so  versteht 
es  sich  von  selbst,  daß  jeder  derartige  Vorschlag  sich  als  das  ausgibt, 
was  begründetermaßen  an  die  Stelle  des  vorhandenen  Rechtes  treten 
und  allein  gelten  sollte.  Aber  das  geschieht  von  ihm  eben  als 
Reformvorschlag,  und  es  ist  gleichgültig,  ob  er  dabei  auf  bloß 
subjektives  Drängen  sich  stützt  oder  skeptisch  allen  Beweis  für  sich 
ablehnt  oder  endlich,  ob  er  sich  auf  seine  objektive  Begründetheit  be- 
sinnt und  sie  —  nach  der  Lehre  von  dem  richtigen  Rechte  —  beweisen 
will.   Diese  zuletzt  genannte  Lehre  hat  es  an  und  für  sich  mit  der  Frage 
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von  der  Geltung  eines  Rechtes  Übezliaupt  nicht  zu  tnn,  scwdern  nur  mit 
der  davon  verschiedenen  Au%abe  s«ner  moglicfaen  Richtigkeit  (s.  B.  x). 

Das  zeigt  sich  in  besonderer  Stärke  endlich  bei  der  Ausfuhrung  von 
geltendem  Rochte  durch  die  dazu  berufenen  Personen,  in  Verwaltung 
und  Rechtsprechung.  Das  Wesen  des  Rechtes  fordert  es,  daß  seine 
Satzung  unverletzt  und  ungebrochen  nach  dem  Inhalte  ihres  Wollens  ge- 
halten und  verwirklicht  werde.  Wer  zur  Betätigung  und  Durchsetzung 
des  Rechtes  berufen  ist,  er  soll  lernen,  den  Gegensatz  von  Geltung  und 
von  Richtigkeit  des  Gesetcesbefidils  ai  beachten  und  als  selbstverständ- 
lich zu  nehmen,  damit  er  notigen&lls  auch  verstehe,  ein  gdlendes 
GeiuMidc«  aa.  unrichtiges  Recht  zu  künden  und  zu  vollstrecken^  in  treuem  Gehorsam  und 
ncbtisM  Kadht.  ^qj^(J(.j.  Gefährde.  Es  kann  nur  zu  leicht  geschehen,  daß  ein  Gericht  ge- 
wisse Folgen  des  geltenden  Rechtes,  die  ihm  sachlich  unrichtig  erscheinen 
mögen,  entscheidend  feststellen  soll,  und  nimmer  wäre  es  gut  getan,  wenn 
die  Urteiler  dann  so  lange  an  dem  unliebsam  ordnenden  Artikel  des  Gesetzes 
herumbiegen  wollten,  bis  jene  Folgen  beseite  gebradit  sein  würden.  So 
lehrt  die  systematische  Bewnnui^  auf  die  mog^che  Richtigkeit  dnes 
Redtles  und  ihre  methodische  Bewahrung  im  kritischen  BewuAtsein  ganz 
und  gar  nicht  ein  Zurücktreten  oder  Abdanken  von  geltendem 
unrichtigem  Rechte,  sondern  hebt  diese  notwendige  Unterscheidung  und 
die  Bedeutung  der  sicheren  Geltung  des  gesetzten  Rechtes,  wie  es  da  ist, 
erst  recht  hervor. 

Freilich  tritt  nun  stets  auf  das  Neue  die  eigene  Aufgabe  hervor:  sich 
mit  der  Durchsetzung  eines  geltenden,  aber  unriditigen  Rechtes  fiberall 
abzufinden.  In  Irichteren  Fragen  mi^  dies  nicht  zu  beengend  sein  und 

kann  der  Zwiespalt,  den  wir  nannten,  mit  Emst,  mit  Ärger  oder  auch  mit 
Humor  ob  der  Bedingtheit  jedes  besonderen  Rechtsinhaltes  getragen 
Konflikt     werden.     Aber  auch  schwere  und  wahrhaft  tragische  Konflikte  hat  die 
^neteton^rad  Geschichte  oft  gesehen:  Im  Schicksal  der  Antigene,  wie  bei  dem  Anlaß  des 
graadsstsUch  Apostelwortes,  daß  man  Gott  mehr  gehorchen  müsse,  als  den  Menschen, 
liihdiMawMa,       ^  ^  vielen  gleichen  Eriebnissoi  durch  alle  Zdtalter  hindurdi,  die 
hint«r  uns  liegen,  und  wohl  auch  weiterhin,  solange  Menschen  sdn 
werden. 

Dieser  Konflikt  ist  sachlich  nicht  zu  lösen. 

Denn  das  geltende  Recht  kann  nicht  darauf  verzichten,  daß  es  un- 
verbrüchlich und  unverletzbar  geachtet  und  verwirklicht  werde,  solange 
es  in  Geltung  steht  und  nicht  durch  neues  Recht  abgelöst  ist  £s  würde 
mit  sich  s^bst  in  Widerq>rttch  treten  und  zur  „WilUcQr*  woden,  lUb  es 
zuließe,  im  Sondeifldl  gebengt  und  gebrochen  zu  werden,  um  im  ganzen 
doch  weiter  zu  gdten:  „Es  würde  als  ein  Votgang  sngefBhrt,  und  mancher 
Fehltritt  nach  demselben  Beispiel  griff  um  sich  in  dem  Staat;  es  kann 
nicht  sein."  Und  weiter:  Das  Recht  muß  diesen  Anspruch  der  Un- 
verletzbarkeit während  seiner  Geltung  aufrechthalten,  weil  es  mit 
seinem  selbstherrlichen  Anordnen  die  allgemeine  Bedingung  für  ge- 
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setzmäßige  Ausgestaltung  des  gesellschaftlicheo  Daseins,  für  richtiges 
sodsles  Wolleo  ist  (C.  5).  So  wfirde  es  ein  Widemnn  sein,  diese  Bedingung 
anzuheben  und  in  ihrem  Wesen  ai  verndnen  und  daaut  gerade  das  voa 

ihr  Bedingte,  die  rechte  Art  des  Zusammenwirkens  zu  eneichen.  „Redit 

muA  doch  Recht  bleiben." 

Auf  der  anderen  Seite  steht  gegenüber  der  Unverletzbarkeit  in  der 
Geltung  das  Bedingte,  das  Unfertige  und  notwendig  Unvollkommene  des 
besonderen  Inhaltes  eines  bestimmten  Rechtes.  In  dieser  seiner  Be- 
sonderheit kann  ein  reddUches  R^feln  fOr  den  Mensdien  mit  Gnmd 
nicht  beanspruchen»  das  unbedingte  Gresetz  der  Zwecke  des  einzelnen 
zu  sein.  £Ker  gilt  der  Satz  dor  Alten:  Sammtm  üu  stmma  imuria  —  zu 
deutsch:  Ein  besonderes,  bedingtes  Rechtsgebot,  als  unbedingt  höchste 
Norm  für  menschliches  Wollen  behauptet,  ist  das  größte  Unrecht.  Nicht 
der  Kampf  um  ein  gewisses  Recht,  bloß  weil  und  wie  es  gerade  da  ist, 
bedeutet  für  das  prinzipiell  begründete  Wollen  des  Menschen  ein  Pflicht- 
gebot, sondern  nur  ein  sachlich  gerechtfertigtes  Recht  kann  hier  als 
Grundlage  dienea  Das  richtige  Recht  gut  wollen  —  das  ist  die  ver- 
einigende Lösung  iSr  pflidilgemäBe  Zidsetzung* 

Aber  wenn  wir  beim  Eintreten  eines  soldm  Konfliktes  zwischen  bloß 
gesetztem  und  zwischen  grundsätzlich  richtigem  Rechte  in  der  Bedingtheit 
und  Begrenztheit  dieses  Menschendaseins  einen  unbedingt  lösenden  Ausweg 
nicht  besitzen,  so  ist  doch  ein  Fortschritt  zum  Besseren  hier  möglich,  — SMbiMrFoct- 
ein  sozialer  Fortschritt,  wie  er  in  Verwertung  des  Entwicklungs- 
gedankens  für  das  Ganze  der  Creschichte  der  Menschheit  als  heurisllsdie 
Maxime  bereits  oben  (D.  3)  berührt  worden  ist  Er  Hegt  in  der  idealen 
Erwartung  eines  steten  Mindems  jenes  Zwiespaltes,  den  wir  soeben  be- 
^rachen,  in  einem  immer  häufigeren  und  gesicherteren  Hervortreten  von 
richtigem  Rechte. 

Das  ist  die  oberste  Bedeutung,  die  in  einem  letzten  Ausblicke  den 
hier  gebotenen  i:irwägungen  zukommen  kann. 
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VOH 

Rudolph  Sohm. 
Einleitung. 

A.  Ges^hiclifllehe  EhdeituBg. 

L  Das  Privatrecht  und  die  Kultur.  Das  Privatrecht  ist  die  ürd- 
nung  dM  l^gmtiiiiis  und  der  FaoniUmivexlialtiiisse.  In  dem  Frivatrecht 
beruht  das  wirtschafiliche  Basem  jedes  Einzelnen,  zugleich  die  ganze  Ge- 
seUschaftsofdnung  mit  ihren  Abstufungen  des  Besitzes.  Das  Privatrecht 
ist  der  wichtigste  Teil  des  gesamten  Rechts;  mit  der  Gliederung  der  ge- 
sellschaftlichen Klassen  schafft  es  zugleich  die  Grundlage  für  die  Ordnung 
des  öffentlichen  Rechts.  Änderungen  der  Privatrechtsordnung  werden 
darum  viel  stärker  empfunden,  als  Änderungen  nur  des  öffentlichen  Rechts. 
Ein  Angriff  auf  das  bestehende  Privatrecht  erscheint  als  die  gefährlichste 
Umsturzbewegung  gegen  die  bestehende  Gesellschaft.  Darum  ist  das 
Privatrecht  um  so  vieles  unbeweglicher  und  zähflüssiger  als  das  dfifentliche 
Recht  Die  Änderungen  des  Pri\atrechts  sind  säkularer,  für  die  Mit- 
lebenden kaum  merklicher  Art,  während  das  öffentliche  Recht  vom  Wind 
der  Zeit  lebhafter  bewegt  und  nachgiebiger  ist,  weil  es  die  Einzelnen  lange 
nicht  so  tief  berührt.  Sein  Eigentum  und  seine  Familie  empfindet  jeder 
als  ein  Stück  von  sich  selbst,  viel  mehr  als  seine  politische  Berechtigung. 

Indem  das  Frivatrecfat  mit  den  Bedtzverachiedenheiten  zugleich  die  RMAMMguc 
Klassengegensätze  innerhalb  der  Gesellschaft  heivorbringt,  erzeugt  es  j>,t,^^|,„ 
natuznotwendig  die  Frage  nach  der  Berechtigung  seines  Daseins.  Nicht 
immer  hat  es  Privatrecht  und  Privateigentum  im  heutigen  Sinn  gegeben. 
In  den  Anfangen  der  Entwickelung  herrscht  ein  naiver  Kommunismus, 
der  das  nationale  Vermögen  als  gemeinsames  Vermögen  der  vollberechtigten 
Volksangehörigen  ^der  Krieger)  behandelt  und  von  öffentlichen  Rechts- 
wegen für  die  entspfechende  Verteilung  der  wirtschaftlichen  Güter  sorgt 
In  den  alten  Zeiten  lebt  nur  das  Volk,  die  Menge.  Das  öffentliche  Recht 
ist  alles;  Erst  allmählich  kommt  das  Privatrecht  auf  und  mit  ihm  das 
Privateigentum,  tmi  einen  der  Einzelperson  ausschließlich  gehörenden  Macht- 
kreis hervorzubringen.  Das  Aufkommen  des  Privatrechts  ist  gleichbedeutend 
mit  dem  Auftreten  des  Individuums,  d.  h.  mit  der  Loslösung  von  Persön- 
lichkeitslebcn  aus  dem  Herdcnleben.  Neben  dem  Volk  erscheint  nunmehr 
die  zweite  Großmacht  der  Geschichte,  die  ihrer  selber  rieh  bewußt  werdende 
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EinzelpefsAiilicfakeit  Sie  nimmt  cüe  Fübrnng  der  VolkseAtwidBdiiiig  in  die 
Hand.   Sie  sieht  und  ergreift  die  höheren  Ziele  des  Bildungslebens.  Sie 

ist  zugleich  auch  für  die  anderen  die  Weckerin  und  Leiterin  zu  edlerem 
Dasein.  Sie  ist  es,  die  den  Göttern  das  Feuer  entwendet,  um  der 
ganzen  Nation  mit  heller  Fackel  voranzuleuchten.  In  der  Entfaltung  von 
fireien,  führenden  Einzelpersönlichkeiten  beruht  die  Kraft  und  das  Auf- 
ste^r^  des  nationalen  Lebens,  beruht  die  Entwickdung  der  Kultur.  Je 
großer  die  Zahl  der  ausgebildeten  und  damit  wahrhaft  gebildeten  Einzdp 
Persönlichkeiten,  um  so  höher  ist  die  Kraft  des  Volkes,  um  so  inhaltreicher 
sein  Kulturleben.  Für  das  Dasein  solcher  Persönlichkeiten  aber  ist  das 
private  Eigentum,  die  private  Familie  die  unentbehrliche  Voraussetzung. 
Das  Privatrecht  schafft  der  Einzelpersönlichkeit  den  Boden,  in  dem  sie 
wurzeln,  den  Kaum  für  freie  Bewegung,  in  dem  sie  atmen  kann.  Ohne 
Einxeleigentum  keine  f&r  das  nationale  Leben  irainmgskräftige  Emzel- 
persOolichkeit  Darin  liegt  die  Rechtfertigung  des  Privatrechts,  des 
privaten  l^gentnms.  Vom  Standpunkt  einer  lediglich  den  isolierten  Ein^ 
zelnen  betrachtenden  Ethik  kann  das  Privateigentum  niemals  ausreichend 
begründet  worden.  Denn  der  isolierte  Einzelne  hat  als  solcher  keinerlei 
moralischen  Anspruch,  auf  Grund  dessen  er  wirtschaftliche  Güter  über 
das  für  die  Lebensnotdurft  unbedingt  erforderliche  Maß  hinaus  für  sich 
allein  fordern  konnte,  um  sie  anderen  gleich  Bednifiigen  zu  versagen. 
Nur  ISr  den  als  Mlglied  s^es  Volkes  betrachteten  Einzelnen  rechtfertigt 
^ch  das  Privateigentum.  Damit  das  Volksleben  voranschreite,  damit 
geistige  Güter  ihren  Glanz  über  das  nationale  Leben  breiten,  damit  das 
Volk  wachse  an  Fülle  und  Kraft  des  Daseins,  dazu  bedarf  es  des  Privat- 
rechts, das  eine  Reihe  von  Einzelnen  nach  oben  führt,  damit  das  von 
ihnen  Gewonnene  wiederum  allen  zugute  komme.  Um  des  Volkes,  um 
der  nationalen  Macht,  um  der  nationalen  Bildung  willen  ist  das  Privat- 
recht trotz  aller  Schatten,  die  es  mit  sich  fuhrt,  unentbehrlidi  und  damit 
gerechtfertigt  Das  Frivatrecfat  der  Gregenwart  ist  die  notwendige  Voraus- 
setzung für  die  Kultur  der  Gegenwart 

II.  Bäuerliches  und  bürgerliches  Privatrecht.  Tn  der  Enl- 
wickelung  unseres  Privatrechts  können  wir  zwei  große  Stufen  unterscheiden. 
Die  eine  ist  die  Stufe  des  bäuerlichen,  die  andere  die  des  bürgerlichen 
Privatrechts. 

BiMriicbM  m*  Das  deutsche  Privatrecht  des  Mittelalters  war  bäuerlicher  und  zugleich 
jlJUl^^l^  ritterlich-adliger  Art  Der  T^ndmann  hatte  es  hervorgebracht:  der  Bauers- 
mann und  der  aus  der  Zahl  der  Bauern  emporgestiegene  Edelmann.  Die 
Kraft  des  deuts(  hen  Volkes  wohnte  auf  dem  Lande.  Das  deutsche  Privat- 
recht  des  Mittelalters  war  Landrecht  Es  war  das  Recht  einer  natural- 
wirtsc haftlichen  Zeit  Sein  Interesse  war  der  Besitz,  insbesondere  der 
Grundbesitz,  —  iddit  der  Verkdir.  Das  Landrecht  war  nach  den  einzelnen 
Stammesgebieten  (Ländern)  verschieden.    Es  gab  während  des  ganzen 
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Mittelalters  im  Grunde  kein  deutsches,  sondern  nur  sächsisches,  schwä- 
bisdies,  frankisches  Frivatiecht  iis£  Innexlialb  der  einzeliien  Stammes- 
länder  setztea  sich  wiederum  zahlreiche  örlilidie  Reditsv^achiedenhmten 
durch.  Eine  naturalwtrtschaiUiche  Zeit  hat  kein  Interesse  an  einhotlidier 

Rechtsg^cstaltung  für  größere  Gebiete.  An  jedem  einzelnen  Orte  gelten 
die  dort  üblichen  Besitzformen.  Solange  der  Verkehr  nicht  eingreift,  er- 
scheint es  als  gleichgültig,  welche  Resitzformen  an  anderen  Orten  in  Kraft 
sind.  Das  bäuerliche  und  junkerliche  Privatrecht  des  Mittelalters  beharrt 
daher  auf  don  Boden  des  Partiknlajriamns.  Der  Gedanke  eines  deut- 
schen Rechtes  ist  noch  gar  nicht  da. 

Der  geborene  Trj^er  der  Idee  eines  einheitlichen  deutschen  Redits  BsnariidiM 
war  der  deutsche  Bürgersmann,  der  deutsche  Kaufmann.  Er  ist  der 
Vertreter  des  Verkehrs,  und  der  Verkehr  wird  durch  örtliche  Rechts- 
verschiedenheit behindert,  l^r  verlangt  grundsätzlich  überall  gleiches  Kecht. 
Mit  dem  Ende  des  Mittelalters  erhob  sich  auch  in  Deutschland  die  Geld- 
wirtschaft Der  geldwirtschaftliche  Verkehr  zog  aus  den  Toren  der 
Städte,  wo  natürlidi  zunächst  die  kaufinännische  Art  aufgekommen  war, 
auf  das  platte  Land  Unaus,  um  auch  den  Grundbesitz  in  Greld  zu  veiw 
wandeln.  Städtisches,  bürgerliches  Wesen  gewann  Gewalt  auch  über  das 
platte  Land.  Zugleich  trat  die  gelehrte,  in  den  Städten  sich  niederlassende 
humanistische  Bildung  an  die  Stelle  der  teils  höfischen,  teils  klerikalen 
Bildung  des  Mittelalters.  Die  Kraft  des  deutschen  Kulturlebens  wohnte 
jetzt  in  der  Stadt  Es  kam  die  Zeit  des  städtischen  (bürgerlichen)  Staates. 
Es  kam  die  Zeit  des  stadtischen  (bürgerlichen)  Rechts. 

jyie  Ausbildung  ehies  büigerlidken  Privatrechts  ist  bei  uns  in  Deutsch-  A«b>haM  dM 
land  zunächst  in  der  Form  der  Aufnahme  des  römischen  Rechts  vor 
«ich  gegangen,  die  im  16»  Jahrilundert  sich  vollzog.  Der  innere  Grund  für 
■diesen  merkwöirdigen  Vorgang  lag  in  dem  unwiderstehlichen  Bedürfnis  der 
Zeit  einerseits  nach  einem  einheitlichen  (gemeinen),  für  das  ganze  Reich 
geltenden,  anderseits  nach  einem  bürgerlichen  Privatrecht  Die  geld- 
wirtschaftliche Zeit  verlangte  ein  geldwirtschaltiiches  Recht,  ein  Recht  an 
•erster  Stelle  nicht  des  Besitzes,  sondern  des  Verkehrs.  In  Frankreich 
lind  England  war  die  grofie  UmwUzung,  die  von  dem  ländlich-feudalen 
Recht  des  Mittelalters  zu  dem  bürgerlichen  Recht  der  Zukunft  hinüber- 
führte, durch  ein  starkes  nationales  Königtum  auf  dem  Boden  des  natio- 
milen  Rechts  vermittelt  worden.  In  Deutschland  fehlte  es  zu  der  ent- 
scheidenden Zeit  an  einer  leistungsfähigen  Reichsgewalt.  Das  deutsche 
Kaisertum  war  im  Interregnum  gefallen,  und  die  deutsche  Rechtsentwicke- 
lung seitdem  sich  selber  überlassen.  So  kam  es,  dafi  das  Bedürfius  der 
2eit  durch  one  wissenschafUiche  Bewegung  befiiedigt  wurde,  die  mit 
idfe  eines  fremden  Rechts,  des  römischen  Rechts,  ein  gemeines  bürgerlich 
geartetes  Privatrecht  für  das  deutsche  Reich  hervorbrachte. 

Die  Rechtsprechung  ging  im  Laufe  des  1 6.  Jahrhunderts  von  den  Un- 
^elehrten  (Rittern  und  Bauern)  in  die  Hände  von  Gelehrten  über.  Die 
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deutschen  Rechtsgelehrten  waren  nur  des  fremden  römischen,  nicht  des 
deutsdien  Rechts  gMirL  Die  deutsche  Rechtswissensdiaft  war  eine 
Tochter  der  italieoischeii.  Die  deutschen  Juristen  hatten  in  Itatien  das 
romische  Recht  als  das  überall  Geltung  begehrende  Weltrecht  studiert, 
Sie  hatten  an  der  Hand  der  italienischen  Juristen  die  römischen  Rechts« 
bcgrifFe  in  sich  aufg-enommen.  Diese  von  innerer  Klarheit  strahlenden 
RechtsbegriÖe  erschienen  ihnen  als  durch  die  Natur  der  Dinge  selbst  ge- 
geben, als  von  ewig  gütiger  Art  So  wandten  die  deutschen  Juristen 
swar  das  einheimische  deutsche  Ortsrecht  an,  soweit  es  durch  den  Buch- 
staben eines  Statutes,  Gesetzes  oder  durch  unzweifelhafte  Rechtsgewohnheit 
gedeckt  war.  Denn  sie  lebten  keinesw^  der  bewuBten  Absicht  deutsches 
Recht  abzuschaffen.  Soweit  es  aber  an  deutlich  hwan^gearbeiteten  kate- 
gorischen örtlichen  Rechtssätzen  fehlte  —  und  das  war  natürlich  in  sehr 
weitgreifendem  Maße  der  Fall  — ,  schöpften  sie  das  anzuwendende  Recht 
nicht  aus  dem  Geiste  der  einheimischen  Ortsrechte  (diesen  Geist  zu  be- 
schwören hatten  sie  nicht  gelernt),  sondern  aus  dem  Geiste  des  romischen 
Rechts,  d.  h.  aus  den  ronüschen  Rechtsb^griffen,  diesen  von  der  Wissen- 
schaft vertretenen,  allein  mögHch  scheinenden  Rechtsbegriffen.  Durch 
das  Mittel  der  gelehrten  Rechtsprechung  drang  darum  überall  im  deutschen 
Reich  das  römische  Privatrecht  (das  sog.  Pandektenrecht)  in  die  „Lücken" 
der  deutschen  Partikularrechte  ein.  Das  römische  Recht  ward,  wenngleich 
mit  gewissen  Änderungen,  die  teils  die  Reichsgesetzgebung,  teils  die 
Rechtswissenschaft  durchsetzte,  um  das  Recht  des  Corpus  Juris  für  uo& 
geschickt  zu  madien,  gemeines  deutsches  Frivatrecht  des  h^Ugen 
römischen  Reiches.  In  dieser  Form  ward  das  Bedürfiiis  der  Zeit  nach 
einem  neuen  Recht  b(  Tri«  digt.  Es  war  ein  dem  Verkehre  zugewandtes 
Recht  gewonnen  worden.  Das  Meisterstück  des  römischen  Privatrechts  war 
gerade  das  Recht  der  Schuldverhältnisse,  d.  h,  der  dem  Austausch  von  Ver- 
mögensleistungen dienende  Teil  des  Privatrechts,  Deutschland  war  damit 
zu  einem  gemeinen  und  zu  einem  bürgerlichen,  allerdings  nur  zu 
einem  bürgerlichen  Redit  römischer  Art  gelangt.  Die  Au%abe  d^ 
Zukunft  war,  das  nunmehr  bei  uns  zur  Greltung  gelangte  romische 
bfizgerlidie  Gresetzbuch  durch  ein  deutsches  bürgerliches  Gesetzbudi  zu 
ersetzen. 


Cegeiuati  III.  Die  Kodifikationen.    Die  Folge  der  Aufnahme  des  römischen 

'""iifTd!«"'  Rechts  war  zunächst  der  Dualismus  zwischen  dem  gemeinen  Recht  einer- 
FaitiiMhmditt.  seits  Und  dem  Partikularrecht  anderseits.  Das  gemeine  im  ganzen  Reiche 
giiltige  Recht  fiel  in  der  Hauptsache  mit  dem  fremden  Recht  zusammen.. 
Es  war  durch  die  Aufiudune  des  fremden  Rechts  erzeugt  worden.  Das 
gemeine  deutsche  Privatrecht  war  wesentlich  Pandektenrecht  Die  Parti- 
kularrechte,  also  die  deutschen  Landrechte,  Stadtrechte,  ürtsrechte,  be- 
deuteten umgekehrt  die  noch  aufrecht  gebliebenen  Reste  des  einheimisch 
deutschen  Rechts.   Das  partikuläre  Privatrecht,  z.B.  das  eheliche  Güter- 
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recht  der  Stadtrechte  und  Landrechte,  war  in  der  Hanptsache  deutsches 

Privatrecht  im  eig-entlichen  Sinne  des  Wortes. 

Zwei  Jahrhunderte  lang-  (von  1500  bis  1700)  lagf  die  Kraft  der  deutschen  Eotwkkaimig 
Rechtsentwickelung  auf  dem  Gebiete  des  gemeinen  Rechts.  Hinter  dem 
gemeLnen  Recht  stand  die  deutsche  Reichsgesetzgebung,  die  deutsche 
Rechtswissenschaft  und  das  höchste  deutsche  Reichsgericht  Die  Rech^ 
sprechungr  des  Retchskammergerichts,  die  bis  in  den  Ausgai^  des  17.  Jahr- 
hunderts für  ganz  Deutschland  von  hochbedeutendem  Einfluß  war,  stand 
grundsätzlich  auf  dem  Boden  des  gemeinen  Rechts;  nach  Partikularrecht 
ward  nur  erkannt,  wenn  die  Partei  bestimmtes  positives,  zugleich  „leid- 
liches und  ehrbares"  Ortsrecht  nachzuweisen  imstande  war.  Gerade  durch 
die  Rechtsprechung  des  Reichskammergerichts  ist  die  Aufnahme  des 
idnüschen  Rechts^  d*h.  die  Einfügung  des  rSmlsdien  Redits  in  die  „LfidhEetf* 
der  deutschen  Fartüralairechte  an  erster  Stdle  bewirtet  w<»den.  Die  Praxis 
des  Rdchskamtnergerichts  war  nur  ein  Ausdruck  der  die  Rechtswisa«iP 
Schaft  von  beherrschenden  Strömung;   Die  deutschen  Partikular- 

rechte  blieben  von  der  Wissenschaft  vorlassen.  Erst  in  der  zweiten  Hälfte 
des  17.  Jahrhunderts  hrj^ann,  insbesondere  auf  dem  (Tcbictc  des  sächsischen 
Rechts,  eine  juristische  Literatur  auch  partikularrechtlichen  Bildungen  das 
Licht  und  die  Lebenskraft  wissenschaftlicher  Behandlung  mitzuteilen« 

Sonne  und  Wind  waren  durdi  das  ganze  16.  und  17.  Jahrhundert  auf 
der  Säte  des  gemeinen  Reichsrecfat^  d.  h.  des  fremden  Redits.  Noch  Ins 
in  die  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  bedeutete  das  Reich  eine  Macht.  Das 
Reich  machte  an  erster  Stelle  die  deutsche  Politik,  und  die  Rechtsprechung 
(Reichskammergericht),  sowie  die  Gesetzg-obung  des  Reiches  machten  an 
erster  Stelle  das  deutsche  Recht  Das  ist  seit  der  zweiten  Hälfte  des 
17.  Jahrhimderts  anders  geworden.  Seit  dem  Westfälischen  Frieden  war 
die  Kraft  des  alten  Reiches  gebrochen.  Der  Staatsgedanke  lebte  von 
nun  an  in  den  Territorien,  und  die  Frage  war;  welcher  von  diesen  landes- 
herrlichen Stciaten  wird  einstmals  hervorbringen  das  neue  Reich?  lifit 
dem  Sinken  des  alten  Reiches  und  dem  Aufsteigen  der  Landesstaatsgewalt 
mußte  ein  Rückgang  auch  des  Reichsrechts,  d.  h.  des  gemeinen  Rechtes 
und  ein  erneutes  Emporkommen  der  landesrechtlichen,  d,  h,  der  partikular- 
rechtlichen Entwickelung  sich  verbinden. 

Seit  dem  Ausgang  des  17.  Jahrhunderts  verlegt  die  deutsche  Rechts-  KmtwicMong 
entwickelung  ihre  Schwerkraft  wieder  in  die  deutschen  Landesrechte,  d.  h.  p,^i;,^',7„,cbt«. 
in  die  Partikularrechte.  Das  gemeine  Redit  stand  s^tdem  still.  Die  neuen 
Aufgaben,  die  seit  dem  18.  Jahrhundert  z.B.  auf  dem  Gebiete  des  Real- 
kredits (Hj'pothekengesetzgebung)  sich  aufdrängten,  wurden  ausschließlich 
von  der  Landesgesetzgebung  in  die  Hand  genommen.  Die  Reichsgesetz- 
gebung versagte.  Das  gemeine  Recht  fing  an  zu  veralten.  Das  Partikular- 
recht ward  in  stetig  steigendem  Mafte  jAcbäi  blofl  der  Vertreter  des  ein- 
heimisch deutschen,  sradem,  was  noch  mehr  zu  bedeuten  hatte,  zugleich 
der  Ausdruck  des  kommenden  neuzeitfichen,  der  Gregenwart  entqnechenden 
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Rechts.  Das  18.  und  das  1 9.  Jahrhundert  (1700  bis  1900)  sind  die  Zeit  des 
ununterbrochenen  Aufsteigens  der  deutschen  Partikularrechte.  A.uf  die 
Zeit  der  Aulbahme  des  romischen  Rechts  (16.  und  17.  Jahrhundert)  folgte 
nunmehr  (18.  und  19.  Jahrhundert)  die  aegreiche  Gregenbewegung  der  deufc* 

sehen  Landesrechte  gegen  das  fremde  Recht. 

Dia  Aafkliiwf.  Zugleich  war  oin  nouor  Geist  in  die  deutschen  Lande  eingezogen,  der 
die  Segel  der  Landesgesetzgebung  mächtig  schwellte:  der  Geist  der  Auf- 
klärung. Seit  dem  Ausgang  des  17.  Jahrhunderts  ist  die  Vernunft  des 
Individuums  als  die  größte  Macht  in  der  Geschichte  entdeckt  worden. 
Sie  hat  die  Greheimnisse  des  Weltalls  enträtselt  Sie  vermag,  wie  die 
Naturgesetze  der  Welticorper,  so  auch  die  Naturgesetze  des  gesellschaft- 
lichen Körpers,  das  Naturrecht,  Vemunftrecht,  zu  entdecken.  Sie  verlangt 
ihre  Befreiung  von  der  Überlieferung,  um  an  die  Stelle  des  geschichtlichen, 
zu  Unsinn  und  Plage  gewordenen  Rechts  das  natürliche,  vernünftige  Recht 
der  Gegenwart  einzusetzen.  Das  geschichtlich  Überkommene  hat  für  die 
Aufklärung  als  solches  keine  verbindliche  Kraft  Die  Gegenwart  gehört 
acti  sdbst  Es  gÜt  die  Abschüttelung  der  Last  der  Jahrhunderte,  die  Be- 
freiung der  Lebendigen  von  den  Toten,  der  Gregenwart  von  der  Vei^ 
gai^nheit  Ein  revolutionäres  Zeitalter  nimmt  seinen  Anfang;  revolutionär, 
weil  die  Autorität  der  Überlieferung  für  immer  zerbrochen  ist 

Die  gesetzgehende  Gewalt  empfing  den  großen  Beruf,  das  Veraltete, 
lediglich  Überiii  terte  zu  zerstören  und  der  neuen  Zeit  ein  neues  Kleid  zu 
scha£fen.  Die  Umwälzung  des  Bestehenden  ward  in  den  deutschen  Staaten 
an  erster  Stelle  von  oben  her,  durch  die  aufi»teigende  absolute  Monardue 
bewirkt. 

Auf  dem  Rechtsgebiete  war  die  Überlieferung,  sofern  es  sich  um  das 

Privatrecht  handelte,  mit  der  Geltung  des  römischen  Privatrechts,  des 
Pandektenrechts,  als  eines  gemeinen  deutschen  Rechts  gleichbedeutend. 
Die  Empörung  gegen  die  Vergangenheit  mußte  als  Empörung  gegen  das 
Pandektenrecht  sich  äußern.  Es  erschien  dem  18.  Jalirhundert  mit  Recht 
als  unvernünftig,  dafi  ein  fremdes,  lateinisch  geschriebenes,  dem  gemeinen 
Manne  durchaus  unzugängliches  Gesetzbuch,  das  römische  Corpus  Juris, 
in  der  Gegenwart  praktisch  geltendes  Recht  zu  sein  beanspruchte.  Um  so 
mehr,  da  der  Inhalt  des  fremdsprachlichen  Gesetzbuches  durch  eine  in- 
zwischen allmählich  ins  Unendliche  angeschwollene  Kontroversenliteratur 
mehr  verdunkelt  als  aufgeklärt  worden  war.  Es  erhob  sich  die  Losung: 
Weg  Corpus  Juris,  weg  Pandekten!  Weg  mit  dem  fremden  Gesetzbuch^ 
damit  an  die  Stelle  des  lateinischen  ein  deutsches  Gesetzbuch  trete! 
KodMtaHoBTO  Die  Losung  des  Aufklarungszeitalters  (das  noch  heute  nicht  abgdaufen 
ist)  war  die  Kodifikation. 

Das  Wesen  der  Kodifikation  ist  ein  doppeltes:  einmal  die  Abschaffung 
des  gesamten  bisherigen  Rechts  (für  das  zu  kodifizierende  Rechtsgebiet); 
zum  andern  die  Abfassung  eines  das  ganze  zusammenfassenden  Gesetz- 
buches, das  nunmehr  ausschließlich  das  zu  kodifizierende  Kechtsgebiet 


i 
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beherrscht  Die  Kodifikätion  macht  tabula  rasa  mit  der  Vergangen^ 
heit   Der  Znsammenhai:^  mit  der  Geschidite  und  all  ihren  Streitfingeo 

soll  (wenn  möglich!)  verschwinden  und  das  Recht  der  Gr^penwart  in 
ein  einziges  Buch  (code)  zusammengefaßt  werden,  das  (wenn  möglich!) 
lediglich  aus  sich  selber  und  durch  sich  selber  verständlich  sei.  So  ward 
für  das  Strafrecht  ein  Strafges(;tzbuch,  für  das  Gerichtsverfahren  ein 
Prozeßgesetzbuch,  für  das  Privatrecht  ein  Privatrechtsgesetzbuch  (bürger- 
liches Gesetzbuch)  gefindert  Das  römische  Corpus  Juris 
seinem  Anhang  soUte  beseitigt  und  ein  deutsch  geschriebenes,  der  Ver^ 
nunft  der  Gegenwart  entqurechendes  neues  Privatrecht^fesetibuch  an  seine 
Stelle  gesetzt  werden. 

Das  Zeichen  zum  AngrifT  auf  das  römische  Recht  ward  von  dem 
Preußenkönig  gegeben.  P'riedrich  Wilhelm  1.  verfügte,  daß  das  römische 
Recht  „abgeschafft"  und  ein  „beständiges  und  ewiges  Landrecht"  an  seine 
Stelle  gesetzt  werde  (Edikt  vom  21.  Juni  17 13;  Kabinettsorder  vom  x8.  Juni 
17 14).  Aber  das  Werk  war  nicht  so  schnell  getan.  Aus  der  preuBischen 
Anregung  ist  zunächst  das  bayrische  Landrecht  von  1756  (Codeic  BayriackM 
Maximilianeus  bavaricus  civilis)  hervorgegangen ,  —  ein  noch  schilchtemer 
erster  Kodifikationsversucb.  Das  bayrische  Landrecht  läßt  einerseits  die 
Geltung  der  bayrischen  l'artikularrechte  (der  zahlreich  in  Bayern  blühenden 
Stadtrechte  und  Urtsrechte),  anderseits  auch  die  Geltung  des  gemeinen 
Pandektenrechts  unberührt.  Es  schiebt  sich  zwischen  das  gemeine  Recht 
und  die  bayrischen  Ortsrechte  mitten  ein,  in  der  Absicht,  daa  gemeine 
Recht  fOr  Bayern  gesetzgeberisch  darzustellen,  die  Streitfragen  ab- 
zuschneiden und  wenigstens  tatsächlich  das  fremde  gemeine  Recht  (dessen 
formale  Geltung  unverändert  bleibt)  durch  ein  deutsch  geschriebenes,  den 
bayrischen  Verhältnissen  angepaßtes  Gesetzbuch  zu  ersetzen. 

In  Preußen  ist  das  Werk  der  Kodifikation  erst  gegen  Ende  des  pt^qHicW« 
i8.  Jahrhunderts  zum  Abschluß  gebracht  worden.  Erst  im  Jahre  1794  ^ ******* 
ward  das  preußische  Landrecht  als  Gresetz  veröffentlicht  Obgleich  es 
nach  dem  Tode  Friedrichs  des  Großen  erschien,  trägt  es  doch  den  Geist 
des  friederizianischen  Zeitalters  in  sich.  Das  preußische  Landrecht  macht 
mit  dem  Gedanken  Emst,  das  Corpus  Juris  zu  beseitigen.  Das  gemeine 
deutsche  Recht  ward  durch  das  I^ndrecht  für  die  preußischen  Staaten 
aufgehoben.  An  die  Stelle  des  fremden  Rechts  trat  ein  nicht  bloß 
deutsch  geschriebenes,  sondern  auch  zu  einem  sehr  erheblichen  Teile 
deutsch  gedachtes  Gesetzbuch.  Das  preußische  Landrecht  ist  inhaltlich 
in  sehr  bedeutendem  Maße  preußisch,  nicht  römisch.  Es  bedeutet  das 
erste  große  Gesetzgebungswerk,  das  dem  römischen  Wd^setzbuche  mit 
selbständiger  und  selbstbewußter  Geisteskraft  gegenübertrat.  Der  Wett- 
kampf mit  dem  Corpus  Juris  ward  unternommen  und  das  Werk  hat  sich 
als  solches  Zieles  nicht  unwürdig  ausgewiesen.  Aber  das  preußische  Land- 
recht beschränkte  sich  darauf,  das  gemeine  Recht  zu  ersetzen.  Die  in 
Preußen  geltenden  Partikularrechte  (Provinzialrechte,  Stadtrechte,  Orts- 
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rechte)  blieben  unberührt.  Das  preußische  Landrecht  sollte  nur  das  „all- 
gemeine" Landrecht  für  dip  preußischnn  „Staaten"  sein.  Es  sollte  an  Stelle 
des  bisherigen  gemeinen  Rechts  ergänzend  in  die  Lücken  der  preußischen 
Partikularrechte  eintreten.  Der  Gedanke  eines  einheitlichen,  die  parti- 
kulären Rechtsverschiedenheiten  beseitigenden  prenBiachen  Rechts  war 
noch  nicht  da.  Auch  fOr  Friedrich  den  GroAen  gab  es  noch  keinen 
preoBisChen  Staat,  sondern  nur  preuflisdie  „Staaten«'.  Der  Gredanke  des 
£inheits8fca{ites  fehlte.  Damm  ^üte  auch  der  Gedanke  des  einheitlidien 
Rechts. 

Code  civil  Der  große  Fortschritt,  der  den  Staat  aus  einer  Mehrheit  von 
einzelnen,  demselben  Herrscher  gehörenden  Herrschaften,  Besitztümern, 
Staaten  in  den  einheitlichen  unteilbaren  nationalen  Staat  der  Gegenwart 
venrandelte,  war  inzwisdien  in  Fraakrmch  gemacht  worden.  IMe  finanzo- 
stsche  Revolution  sdiuf  das  franzorische  Volk  als  ein  dnh^tliches  Volk 
und  den  franzonschen  Staat  als  einen  nationalen  Einheitsstaat  Napoleon  I. 
trat  das  Erbe  der  franzosischen  Revolution  an.  Er  entfesselte  die  Kraft 
des  französischen  Volkstums.  Er  organisierte  den  Einheitsstaat.  Dem 
französischen  Einheitsstaate  gab  er  das  einheitliche  französische  Recht. 
Im  Jahre  1S04  veröfifentlichte  er  den  code  civil  des  Franyais,  die  Kodi- 
fikation des  firaazodschen  Privatrechts.  Sein  Weric  war  an  erster  Stelle 
die  Beseitigung  der  vielen  his  dahin  in  Nord-  wie  in  Südfrankreich  giUtig 
gewesenen  Partikularrechte  (coutumes).  Das  römische  Recht  war  in  Frank- 
reich nicht  in  der  Weise  rezipiert  worden,  wie  bei  uns.  Es  gab  dort  kein 
gemeines  auf  fremder  Wurzel  beruhendps  Privatrecht,  das  abzuschaffen 
gewesen  wäre.  Es  gab  aber  trotz  der  die  Rechtseinheit  vorbereitenden 
monarchischen  Gesetzgebung  des  ancien  regime  eine  Menge  von  Coutumes, 
also  von  Partikulairechteni  deren  Ursprung  in  die  Zeit  der  mittelalterlichen 
politischen  Auf  losung  zurudormchte^  Dieser  Rechtsbestand  ward  durch 
Napoleon  L  rasiert  Alle  diese  Partikularreclite  muBlen  vor  der  Einheit 
des  franzosischen  Volkes  und  der  Einheit  des  französischen  Rechts  ver- 
schwinden. So  trat  der  code  civil  von  1804  als  das  erste  nicht  bloß  kodi- 
fizierende, sondern  zugleich  uniformierende  Gesetzbuch  auf  Tm  ganzen 
Umkreis  des  französischen  Staates  gab  es  fortan  nur  noch  ein  einziges 
Privatrecht:  das  neue  Privatrecht  des  code  civil.  Hier  war  wirklich  mit 
der  abgestoriienen  Vergangenheit  gebrochen  und  ein  lediglich  den  Forde- 
rungen der  Gegenwart  entsprechendes  Recht  geschaffen  worden.  Dem 
nationalen  Staate  entsprach  das  nationale  Recht 

Die  gesamte  folgende  Kodifikationsbewegtmg  ist  durch  das  Vorbild 
des  code  civil  bestimmt  worden.  Tm  linksrheinischen  Deutschland  blieb 
der  code  civil  auch  nach  Beseitigung  der  französischen  Fremdherrschaft 
in  Kraft  Hier  ward  diurch  das  französische  Gesetzbuch  endgültig  zugleich 
das  gemeine  Pandektenrecht  und  die  Menge  der  Partikularrechte  beseite 
jI^j,^^^^^^  Im  Grofiherzogtum  Baden  ward  1809  eine  Obersetzung  des  code  civil  als 
Lkadrackt  badisches  Landrecht  (mit  einigen  auf  die  agrarischen  VeriiSltnisse  be- 
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züglichen  Zusätzen)  verötfentlicht  unter  Aufhebung  sowohl  des  gemeinen 
Pandektenrechts,  wie  auch  der  zahlreichen  bis  dahin  in  Baden  gültigen 
Oitaredite:  ein  badischer  Staat,  ein  badisches  Recht  Als  erste  selb- 
ständige Kodifikation  folgte  auf  den  code  dvil  das  österreichische  ö.terretch>sciiM 
bürgerliche  Gesetzbuch  von  1811.  Die  Vorarbeiten  zum  österreichischen 
Gesetzbuche  gehen  bis  in  die  Tage  der  großen  Kaiserin  Maria  Theresia 
zurück.  Der  Abschluß  erfolgte  erst  jetzt,  und  zwar  unter  Einwirkung  des 
durch  das  französische  Gresctzbuch  gegebenen  Vorbildes.  Inhaltlich  beruht 
das  österreichische  Gesetzbuch  einerseits  auf  dem  gemeinen  Pandektenrecht 
von  damals,  anderseits  auf  der  österreichischen  Landesgesetzgebung.  Das 
Moderne  am  österreichischen  Gresetzbuch  bt,  daA  es  gleich  dem  code 
civil  alles  bisherige  Recht,  nicht  blofi  das  gemeine  Redit,  sondern  ebenso 
auch  die  sämtlichen  Partikularrechte  Österreichs  aufhebt  Soweit  nicht 
Vorbehalte  (zugunsten  der  agrarischen  Rechtsverhältnisse)  gemacht  sind, 
gilt  seitdem  in  den  deutschen  Erbländern  der  Monarchie  (in  Cisleithanien) 
ausschließlich  das  Privatrecht  des  (jesetzbuchs:  ein  Osterreich,  ein  Recht 
So  hat  die  Kodifikationsbewegung,  die  um  1700  einsetzte,  etwa  100 
Jahre  ^Mter  reiche  Frudit  getragen:  das  preuBisch^  das  franzödsche^  das 
badische,  das  österreichische  Gresetzbuch.  Als  ein  Spätling  ist  dann  im 
Jalure  1863  das  königlich  sächsische  bürgerliche  Gesetzbuch  hinzu- 
gekommen,  gleichfalls  fiir  sein  Gebiet,  wie  das  gemeine  Recht,  so  auch  'olj^A^ 
die  Ortsrechte  aufliebend.  In  dem  ganzen  deutschen  Osten  war  gegen 
das  Ende  des  iq.  Jahrhunderts  durch  das  preußische,  das  sächsische,  das 
österreichische  Gesetzbuch  die  Geltung  des  romischen  Corpus  Juris  abge- 
schafft worden;  ebmso  am  linken  Rheinufer  und  in  Baden.  Den  Abschluß 
der  Entwickelung  muflte  die  Kodifikation  des  Frivatrechts  durch  ein 
deutsches  Gesetzbuch  bilden.  Dazu  bedurfte  es  der  Gründung  des  neuen 
Deutschen  Reichs. 

IV.  Das  deutsche  bürgerliche  Gesetzbuch.  Die  Kodifikations-  neatMhM 
gesetzgebung  der  einzelnen  deutschen  Länder  war  trotz  ihrer  hervor-  '  "'s'''^^'»«* 
ragenden  Bedeutui^  dennoch  naturgemäfi  auAerstande,  die  große  Auf- 
gabe, um  die  es  nch  handdte^  wirklich  zu  lösen.  Der  Gr^pensatz  zwischen 
gemeinem  und  partikulärem  Recht,  sogleich  zwischen  dem  redpierten  und 
dem  einheimischen  Recht  konnte  durch  die  Landesgesetzgebung  nicht 
überwunden  werden.  Das  gemeine  römische  Pandektenrecht  blieb  trotz 
alledem  in  einem  großen  Teile  Deutschlands  in  Geltung.  Die  Kodifikationen 
bedeuteten  bloßes  Partikularrecht.  Die  Besonderheit  der  partikularrecht- 
lichen Entiddcelung  ward  lediglich  gesteigert;  UimI  die  deutsche  Wissen- 
schaft leistete  der  landesreditlichen  Kodifikation  keine  Heeresfi>lge.  Der 
preuffische  und  der  sächsische  Gesetzgeber  konnte  preuMsches  und  säch^ 
asches  Recht,  nicht  aber  eine  preußische  und  eine  äU^hsische  Rechts- 
wissenschaft hervorbringen.  Es  gab  nach  wie  vor  nur  eine  deutsche 
Rechtswissenschaft,  und  diese  deutsche  Rechtswissenschaft  betrachtete  als 
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ihreu  vornehmsten  Gegenstand  nicht  das  preußische  noch  das  sächsische, 
sondern  das  gemeine  deutsche  Recht,  d.  h.  das  römische  Pandektenrecht 
Zwar  gab  es  auch  dne  Wissenschaft  des  sog.  deutschen  Privatrechts» 
die  dem  einheimischen  deutschen  Recht  und  damit  den  in  den  deutp 

sehen  Partikularrechten  wirksam  gebliebenen  deutschen  Reditsgedanknn 
diente.  Die  Wissenschaft  vom  deutschen  Privatrecht  war  g-ewissermaßen 
die  gemeinsame  Wissenschaft  der  deutschen  Partikularrochte.  In  dieser 
W'issenschaft  war  denn  auch  vom  preußischen  Landrecht  und  vom  säch- 
sischen Gesetzbuch,  ebenso  wie  von  anderen  Landesgesetzen  die  Rede. 
Aber  diese  Behandlung  der  Landesrechte  war  selbstverständlich  nur  eine 
summarische,  die  Grundgedanken  einigermaBen  zusanunenfiassende.  Sie 
gab  eine  kurze  Einleitung  in  die  partikularrechtliche  Entwickelung,  nidit 
aber  das  einzelne  Partikularrecht  in  seinem  ganzen  inneren  Zusammen- 
hange. 

Die  Hauj^tkraft  der  deutschen  Rechtswissenschaft  blieb  auf  das  Pan- 
dektenrecht gerichtet  Auf  diesem  Gebiete  hatte  seit  Savigny  die 
deutsche  Jurisprudenz  des  19.  Jahrhunderts  ihre  größten  Erfolge  davon- 
getragen. Die  deutsche  Pandektenwissenschaft  war  es,  durch  welche  die 
deutsche  Jurisprudenz  Einfluß  auf  die  Rechtswissenschaft  aller  andern 
Kulturländer  gewonnen  hat  In  der  Pandektenwissenschaft  lag  der  Schate 
der  die  geistige  Macht  deutscher  Rechtswissenschaft  und  ihre  Herrscher- 
stellung begründete.  Tn  der  Pandektenwissenschaft  besaß  und  bearbeitete 
sie  die  juristischen  (arundbegriife,  welche  die  Welt  des  Privatrechts  be- 
wegen. Es  war  naturgemäß,  daß  die  deutsche  Rechtswissenschaft  bei 
diesem  edlen  Gegenstande  verharrte  und  sidi  nicht  dazu  herbeiließ,  in  die 
Hefen  und  Schwierigkeiten  der  einzelnen  Landesrechte  hinabzusteigen, 
um  dort  Begriffen  nachzugehen,  die  doch  nur  eng  begrenzte  Geltung  in 
Anspruch  zu  nehmen  ventiochtcn.  Die  deutsche  Rechtswissenschaft  bihiete 
den  deutschen  juristischen  Geist  an  den  klassischen  reinen  Formen  des 
römischen  Privatrechts. 

Die  Folge  war,  daß  imsere  Wissenschaft  dem  praktischen  Recht  sich 
mehr  und  mehr  entfremdete.  Das  praktisch  geltende  Recht  der  Landes- 
gesetze  fand  nur  eine  ungenügende  wissenschaftliche  Behandlung,  und 
das  Recht,  mit  dem  die  Wissenschaft  sich  eingehend  beschäftigte  (das 
römische  Recht),  stand  praktisch  nur  noch  in  sehr  beschränkter  Geltung. 
Der  Praktiker  ward  durch  sein  akademisches  Studium  nur  mangelhaft  auf 
das  von  ihm  später  anzuwendende  Landesrecht  vorbereitet.  In  der  Hand- 
habung dieses  seines  Landesrechts  blieb  er  vorwiegend  auf  sich  selber 
angewiesen.  Die  deutsche  Wissenschaft  leistete  ihm  wenig  Hilfe.  Die 
Folge  war  selbstverständlich,  daß  er  sich  in  der  Regel  um  diese  TVIsseo- 
schaft  wenig  oder  gar  nicht  kümmerte.  Der  Praktiker  verlor  die  Fühlung 
mit  der  deutschen  Rechtswissenschaft,  und  die  dcut-rhc  Rechtswissenschaft 
entbehrte  ihrerseits  der  Bet'ruf.luuiiy  durch  die  Praxis.  Rechtslehre  und 
Kechtshandliabuug  wandten  einander  den  Rücken. 
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Die  landesrechiliche  Kodifikation  hatte  den  Partikularismus  gesteigert 
und  die  Trennung  von  Wissenschaft  und  Praxis  herbeigeführt  All  diesen 
Ohelständen  konnte  nur  durch  ein  deutsches  bürgerliches  Gesetzbuch, 
durch  eine  einheitliche  Neugestaltung  des  Privatredits  für  ganz  Deutsch- 
land abgeholfen  werden.  Dem  deutschen  Gesetzbuch  mußte  die  deutsche 
Wissenschaft  folgen.  Nur  durch  eine  deutsche  Kodifikation  konnte  die 
Zersplitterung  der  bisherigen  Rechtsentwickelung,  zut^leich  die  Herrschaft 
des  fremden  Rechts  und  die  naturwidrige  Scheidung  von  Wissenschaft 
und  Praxis  überwunden  werden. 

Auch  in  Deutschland  war  das  Begehren  nach  einheitlicher  Rechts- 
gestaltung im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  zu  immer  gröBerer  Gewalt  ge- 
langt: dem  einen  deutschen  Volke  ein  deutsches  Recht!  Auf  dem  Gebiete 
des  Handels-  und  Wf^  hselrechts  war  das  Einheitsbedürfnis  so  Stark,  daß 
es  schon  vor  der  Gründung  des  Deutschen  Reichs  in  gewissen  Grenzen 
zu  seiner  Befriedigung  durch  die  deutsche  Wechselordnung  von  1848  und 
durch  das  „allgemeine  deutsche  Handelsgesetzbuch"  von  i86i  gelangte. 
B^de  Gesetze  waren  in  den  einzelnen  deutsclmi  LandOTU  nur  kraft  der 
Publikation  als  Landesgesetz  verbindlich.  Aber  die  Landesgesetqr^bung 
hatte  überall  die  gleiche  Wechsdordnung  und  das  gleiche  Handelsgesetz- 
buch publiziert,  also  zwar  formell  Partikularrecht,  aber  doch  für  alle 
deutschen  Staaten  übereinstimmendes  Partiknlarrecht  geschaffen.  Der 
K.autTnann  erreichte  zuerst  ein  übereinstimmeiules  Recht  für  ganz  Deutsch- 
land in  seinen  eigentümlich  kaufmännischen  Angelegenheiten.  Die  Haupt- 
sache aber  war,  audi  fSr  den  Kaufinann,  zu  einer  Einheit  des  Privatrechts 
fiberhaupt  zu  gelai^fen,  zumal  ja  das  gemeingültige,  für  jedermann,  nicht 
bloß  fOr  den  Kaufmann,  bestimmte  Privatrecht  auch  in  Bidets-  und 
Wechselsachen  überall  ergänzend  einzugreifen  hatte.  Solches  Ziel  zu  er- 
reichen aber  war  erst  nach  der  Gründung  des  Deutschen  Reiches  möglich. 

Im  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  hatte  Savigny  in  einer  berühmten 
Schrift  (Vom  Beruf  unserer  Zeit  für  Gesetzgebung  und  Rechtswissen- 
schaft, I.  Aufl.  1814)  seinem  Zeitalter  den  Beruf  zur  Gesetzgebung  ab- 
gesprochen. Seine  Meinung  war,  daß  es  an  der  Fähigkeit  zur  Neu- 
gestaltung unseres  Rechts  durch  ein  deutsches  Gesetzbuch  mangele.  In 
■Wirklichkeit  wird  der  Beruf  zur  Gesetzgebiing  niemals  durch  die  Fähig- 
keit zur  Gesetzesabfassung  (die  immer  eine  sehr  unvollkommene  ist),  son- 
dern allein  durch  das  praktische  Bedürfnis  trf^troben.  Was  in  Wahrheit 
zu  Savignys  Zeit  fehlte,  war  der  Mangel  einer  politischen  Organisation, 
einer  Staatsgewalt,  die  das  Gesetzgebungswerk  für  ganz  Deutschland  hätte 
auf  ihre  Schultern  nehmen  können.  Das  ward  nunmehr  anders.  Mit  der 
Gründung  des  Deutschen  Reichs  trat  der  Geset^eber  auf,  der  solches 
Werkes  mächtig  war. 

Die  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  wies  der  Bundesgewalt 
nur  die  Gesetzgebung  über  das  Obligationenrecht,  also  über  das  Recht 
der  Schuldverhältnisse  zu  (Art  4.  Ziff.  13).   Die  deutsche  Reichsverfassung 
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von  1871  (Art.  4.  Ziff.  13)  schloß  sich  zunächst  diesem  Vorbild  an.  Aber 
schon  durch  Reichsgesetz  vom  20.  Dezember  1873  ward  „das  gesamte 
bürgerliche  Recbt^  in  die  Zuständigkeit  der  Reichsgesetzgebung  dnbezogen. 

Die  Arbeit  ward  sofort  in  Angriff  genommen.  Schon  1874  ward  eine 
Kommission  für  die  Ausarbeitung  eines  deutschen  bürgerlichen  Gesetz- 
buchs niedortresotzt.  Im  Jahre  1888  erfolgte  die  Veröffentlichung  des 
Entwurfs  (des  sog.  ersten  Entwurfs)  mit  Motiven.  Schon  dieser  erste 
Entwurf  bedeutete  eine  hervorragende  Leistung,  nicht  bloß  als  Werk  ge- 
wissenhafter Sorgfalt,  sondern  audi  als  Ausdruck  gesetzgeberischen 
Könnens.  Der  Kern  des  bürgerlichen  Cresetzbuchs  ist  durch  ihn  ge- 
schaffen worden.  Trotzdem  befriedigte  das  Werk  nidit,  sowohl  wegen 
seiner  schwerfalligen  Form,  wie  wegen  seines  in  manchen  Stücken  doktri- 
nären Inhalts.  Ein  Sturm  des  Widerspruchs  erhob  sich.  Es  war  bald 
klar,  daß  der  Entwurf  einer  Umcfestaltung  bedürftig  sei.  Ende  1890  ward 
vom  Bundesrat  eine  zweite  Kommission  niedergesetzt,  die  mit  der  Um- 
arbeitung betraut  wurde.  Aus  ihren  Beratungen  ist  der  zweite  Entwurf 
hervorgegangen,  auf  dessen  Inhalt  sowohl  die  am  ersten  Entwurf  geübte 
Kritik  wie  der  inzwischen  wissenschafUich  zu  stärkerer  G^tung  gdai^fte 
Geist  des  deutschen  Rechts  und  nicht  zum  geringsten  das  Wachstum  der 
sozialen  Anschauungen  innerhalb  der  gebildeten  Kreise  entscheidenden 
Einfluß  ausgeübt  haben.  Der  zweite  Entwurf  ward  mit  wenig  Änderungen 
(sog.  dritter  Entwurf)  vom  Bundesrate  angenommen  und  dem  Reichstage 
vorgelegt  Eine  Reichstagskommission  hat  das  Ganze  nochmals  durch- 
gearbeitet und  an  manchen  Stellen  die  Forderungen  angleichender  sozialer 
Gerechtigkeit  zu  noch  stärkerer  Greltung  gebracht  Dann  ward  das  Werk 
vom  Reichstag  und  Bundesrat  angenommen»  und  am  18.  August  1896  setzte 
Kaiser  Wilhelm  II.  seinen  Namenszug  unter  das  bürgerliche  Gesetzbuch 
sowie  unter  ein  gleichzeitig  erlassenes  Kinfuhrungsgesetz.  Eine  ganze 
Reihe  von  weiteren,  mit  dem  bürgerlichen  Gesetzbuch  zusammenhängenden, 
ergänzenden  Reichsgesetzen  ist  sodann  ausgearbeitet  worden.  Mit  dem 
I.Januar  1900  trat  das  neue  Recht  in  Kraft. 

Jetzt  endlich  war  der  Gegensatz  von  gemeinem  und  Partikularredxt 
überwunden.  Die  unzähligen  Rechtsverschiedenheiten,  welche  letztlich  in 
langst  verschwundenen  politischen  Zuständen  wurzelten,  wichen  endlich 
vor  der  Sonne  eines  neuen  einheitlichen  Rechts.  Dem  nationalen  deut- 
schen Einheitsstaate  ward  das  nationale  deutsche  Einheitsrecht:  ein  Volk, 
ein  Reich,  ein  Recht!  Mit  dem  Gegensatz  des  partikulären  und  des  ge- 
meinen Rechts  verschwand  zugleich  der  Gegensatz  des  römischen  und  des 
einheimischen  Rechts.  Um  1500  war  das  rOmische  Recht  bei  uns  in 
Geltung  getreten,  nach  400  Jahren  trat  es  mit  dem  i.  Januar  1900  endUch 
für  ganz  Deutschland  außer  Kraft.  Die  Zeit  der  Fremdherrschaft  war 
vorüber.  Wir  bedurften  des  fremden  bürgerlichen  Rechts  nicht  mehr. 
A^uf  dem  durch  die  Landesgesetzgebung  vorbereiteten  Boden  war  durch 
das  neu  gegründete  Deutsche  Reich  ein  deutsches  bürgerliches  Gesetzbuch, 
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ein  bürgerliches  Privatredit  neuzeitfich- deutscher  Art  geschaffen 
worden. 

Wie  einst  der  Fall  des  mittelalterlichen  Kaisertums  den  Fall  des  mittel- 
alterlichen deutschen  Rechts  und  die  Aufnahme  des  römischen  Rechts 
nach  sich  gezogen  hatte,  so  hat  jetzt  am  Ende  des  19.  Jahrhunderts  die 
Wiedergeburt  des  deutschen  Kaisertimis  zugleich  die  Wiedergeburt  des 
deutschen  Rechts  mit  sich  geführt. 


B.  Charakter  und  Inhalt  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs. 

1.  Charakter.  Das  bürgerliche  Gesetzbuch  ist  inhaltlich  an  erster 
Stelle  nicht  aus  dem  römischen  Pandektenrecht,  sondern  aus  den  deutschen 
Landesrechten  hervorgegangen.  Vornehmlich  ist  das  preußische  Recht, 
teilweise  auch  das  sächsische  Gesetzbuch  grundlegend  gewesen.  Das 
bürgerliche  Gresetzbuch  bedeutet  geschichtlich  den  Sieg  der  deutschen 
Landesrechte  üb«r  das  im  16.  Jahrhundert  rezipierte  Pandektenrecht 

Das  im  bürgerlichen  Gesetzbudi  enthaltene  Recht  ist  bürgerliches 
Recht  im  sachlichen  Sinne  des  Worts,  d,  h.  städtisches,  kaufmännisch  ge- 
dachtes, geldwirtschaftliches  Privatrecht  Die  Eigenart  des  bürgerlichen 
Gesetzbuchs  besteht  in  der  Kraft,  mit  der  die  Anforderungen  des  Verkehrs 
erfaßt  und  in  Gestalt  von  Gesetzesparagraphen  zu  rechtlicher  Geltung 
gebracht  sind. 

Die  Sicherheit  des  Verkehrs  erfordert  vor  allem  den  Schutz  des  gut-  scimti 
gläubigen  Erwerbs.  Dieser  Gedanke  ist  zum  Leitstern  der  veikehrs- '  ' ' ' '"^ 
redidichen  Bestimmungen  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  geworden.  Er 
ward  noch  nie  mit  so  vollendeter  Kunst  durchgeführt  Er  greift  (durch 
die  Rechtssätze  vom  Güterrechtsregistcr)  selbst  in  das  P'amilienrccht  und 
(durch  die  Rechtssätzo  vom  Erbschein)  in  das  Erbrecht  über.  Soweit  der 
Verkehr  in  Frage  kommt,  erscheint  der  gutgläubige  Erwerber  als  die 
Hauptperson  im  bürgerlichen  Gesetzbuch.  Sein  Sdmtz  hat  den  Vorrang 
vor  dem  Schutz  des  in  Wahrheit  Bereditigten.  Das  bestdiende  i^entum 
mufi  weichen,  damit  der  Verk^  lebe.  Der  Geist  des  Landmanns  be- 
stimmte einst  das  mittelalterliche,  der  Geist  des  Kaufmanns  aber  das  im 
bürgerlichen  Gesetzbuch  enthaltene  neue  deutsche  Recht. 

Es  hängt  damit  zusammen,  daß  das  Privatrecht  des  bürgerlichen  Ge-  FraiiHMicba 
setzbuchs  liberal  ist  Das  bürgerliche  Gesetzbuch  kennt  keine  Unter- 
schiede  der  Rechtsfähigkeit  Es  kennt  keine  Standesunterschiede,  keinen 
Unterschied  des  Geschlechts,  der  Staatsangehörigkeit  Die  Frau  ist  dem 
Manne  grundsätdich  gleichgestellt  nicht  bloB  in  der  Rechtsfähigkeit  sondern 
auch  in  der  Fähigkeit,  ihre  Geschäfte  selbständig  abzuschließen  (Geschäfts- 
fähigkeit). Nur  in  der  Ehe,  wo  das  Wesen  des  Rechtsverhältnisses  in  der 
Geschlechtsverschiedenheit  beruht,  tritt  der  Gegensatz  von  Mann  und  Frau 
hervor.  Freiheit  und  Gleichheit  ist  der  Grundgedauke  des  im  bürgerlichen 
Gesetzbuch  enthaltenen  Personenrechts. 
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I>emeDtq>rediend  gilt  auf  dem  Gebiete  des  Vermögensrechts  die 
Freiheit  des  Eigentums,  auf  dem  Gebiete  des  Schuldrechts  die  Vertrags- 
fireiheit  der  Parteien,  auf  dem  Gebiete  des  Erbrechts  die  Testierfipeiheit 

des  Erblassers. 

Das  bürtrerliche  Gesetzbuch  kennt  kein  unfreies,  unveräußerliches  bzw. 
unverschuldbares  Eigentum.  Es  kennt  keine  \'erschuldungsgrenze  und 
keine  Teilungsgrenze.  In  der  Freiheit  der  Verfügung  vou  Todes  wegen 
(Testierfreiheit}  vollendet  sidi  die  Freiheit  des  Eigentums.  Der  Erblasser 
kann  von  Todes  wegen  verfiigen,  wie  er  wiU.  Er  kann  enterben  und  zum 
Erben  einsetzen,  wen  er  will.  Den  von  ihm  ausgeschlossen«!  nadisten 
Angehörigen  des  Erblassers  seinen  Kindern,  seinem  Ehegatten,  seinen 
Eltern)  steht  in  Form  des  Ptiichtteilsanspruchs  lediglich  ein  Forderungs- 
recht hinsichtlich  des  Nachlasses  zu,  niemals  gci^cn  den  Willen  des  Erb- 
lassers ein  Erbrecht.  Hat  der  Erblasser  von  Todes  wegen  keine  wider- 
sprechende Verfügung  getroffen,  so  beerben  ihn  seine  Kinder,  und  zwar 
zu  gleichen  Teilen.  Es  gilt  kein  Vorrecht  zugunsten  eines  ^stgeborenen 
oder  Letztgeborenen.  Neben  dem  Grundsatz  der  Freiheit  des  Erblassers  steht 
der  andere  Grundsatz  von  der  Gleichheit  und  Brüderlichkeit  seinw  Kinder. 
Social*  Mit  dem  Freiheitsgedanken  trifft  der  soziale  Gedanke  zusammen,  der, 

**********  wie  wir  sehen  werden,  eine  Reihe  von  Rechtssätzen  des  bürgerlichen 
Gesetzbuchs,  insbesondere  für  den  Miet-  imd  den  Dienst  vertrag,  diktiert 
hat  Das  Frivatrecht  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  hat  modemen  StiL 
Es  bringt  die  groflen  Strebungen  des  heutigen  Kulturlebens  zum  Ausdruck. 

n.  Sachliche  Geltung  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs.  Unser 
Privatrecht  nennen  wir  heute  bürgerliches  Recht  Das  „bürgerliche  Ge- 
setzbuch" ist  seinem  Xamen  nach  das  „Privatrechtsgesetzbuch"  des  neuen 
Deutschen  Reichs.  Es  ist  die  Kodifikation  des  Privatrechts  für  die  Zukunft. 
Aber  trotzdem  enthält  das  bürgerliche  Gesetzbuch  nicht  das  gesamte 
nunmehr  im  Deutschen  R^che  geltende  Frivatrecht  Der  Kodifikations- 
gedanke ist  nur  teilweise  durd^fuhrt  worden.  Neben  dem  bfirgetlidien 
Gesetzbuch  steht  das  Einführungsgesetz,  welches  das  Verhältnis  des  neuen 
Reichsprivatrechts  zu  dem  bisherigen  Recht  und  damit  die  sachliche 
Geltung  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  gegenüber  .sonstigem  in  Geltung 
bleibenden  Privatrecht  regelt  Erst  aus  dem  Einführungsgesetz  ergibt 
sich  das  Gesamtbild  des  heutigen  l'rivatrechtszustandes. 

Das  Einführungsgesetz  madit  einen  Unterschied  zwischen  Reichsprivat- 
recht und  Landeqnivatrecht 
v,.h.ii,u«  de        Das  Reichsprivatrecht,  d.  h.  das  durch  die  anderweitige  Cresetz- 
Gcii2buch/°a  ff^^^^g"        neuen  Reichs  bereits  geschaffene  Privatrecht,  bleibt  grund- 
•odarwaiiignB  sätzlich  durch  das  bürgerliche  Gesetzbuch  unberührt    Für  das  Reichs- 
Raielunckt.  privatrecht  ist  das  bürgerliche  Gesetzbuch  keine  Kodifikation,  d.  h.  soweit 
in  anderweitigen  Gesetzen  des  neuen  Deutschen  Reichs  Privatrecht  ent- 
halten ist,  bleibt  es  unverändert  in  Kraft,  soweit  nicht  aus  den  Eanzel- 
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bestinunungen  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  bzw.  seines  EinfQhrungs- 
gesetzes  sich  Ändeningen  ergeben.  Auf  das  in  anderweit^en  Reichs- 
gesetzen enthaltene  Privatrecht  wirkt  das  büi^crliche  Gesetzbuch  mit 
seinem  Einführung-Sirpsotz  nur  durch  seinen  Inhalt  (soweit  es  abweichende 
Bestimmungen  trifft),  nicht  durch  sein  Dasein.  So  bleibt  also  neben  dem 
bürgerlichen  Gesetzbuch  die  (inzwischen  zum  Range  eines  Reichsgesetzes 
erhobene)  Reichswechselordniuig,  das  Reichshandelsgcsetzbuch,  die  Reichs- 
gewerbeordnung  mit  ihren  zahlreichen  privatrechtlichen  Vorsdiriften,  som 
eine  Reihe  von  anderen  privatrechtlichen  Reichsgesetzen  in  Geltung.  Neben 
dem  bfirgerlidien  Gesetzbudi  bleibt  das  anderweitige  Reichsprivat- 
recht. 

Das  Landesprivatrecht  aber,  d.  h.  alles  Privatrecht,  welches  nicht  VerUtai» 
auf  der  GosotzgeVjung  dos  neuen  Deutschen  Reichs  beruht  (das  bisherige 
gemeine  Privatrecht  ebenso  wie  das  partikuläre  Privatrecht  der  Einzel- 
staaten),  ist  durch  das  bürgerliche  Gesetzbudi  aufgehoben  worden.  Dem 
Landesprivatredit  gegenüber  ist  das  bürgerliche  Gesetzbuch  eine  Kodifi- 
kation, die  durch  ihr  bloßes  Dasein  das  bisherige  Recht  verschwinden 
macht  Landesprivatrecht  soll  grundsätzlich  nicht  mehr  sein.  Zu 
dem  Zweck  ist  das  bürgerliche  Gesetzbuch  geschaffen  worden.  Landes- 
privatrecht soll  auch  in  Zukunft  nicht  mehr  neu  entstehen.  Die  Rechts- 
verschiedenheit des  partikulären  Privatrechts  soll  durch  die  neue  Reichs- 
gesetzgebung grundsatzlich  für  immer  beseit^  sein. 

Aber  dieser  Grundsatz  entbehrt  der  volleren  Durdiführung.  Ln  Ein- 
IQhrungsgesetz  ist  eine  grofie  Zahl  von  sehr  bedeutsamen  Vorbehalten 
zugunsten  des  Lan  lf  sprivatrechts  gemacht  worden.  Im  Umkreis  dieser 
Vorbehalte  soll  auch  später  noch  Landesprivatrecht  sein  und  auch  neues 
Landesprivatrecht  ausgebildet  werden  können.  Ein  Beispiel  ist  das  Recht 
der  Familienfideikommisse  und  der  Lehngüter  (auch  der  ehemaligen  Lehn- 
güter), das  Recht  der  Rentengüter,  das  Anerbenrecht,  das  Sonderrecht 
des  hohen  Adels  usf. 

Dem  bürgerlichen  Gresetzbuch  ist  das  Familienfideikommiß  unbekannt 
ebenso  wie  das  Lehngut  Von  Reichsprivatrechts  wegen  gibt  es  nur  freies 
Eigentum,  das  unter  Lebenden  wie  von  Todes  wegen  der  Verfügungs- 
gewalt des  Eigentümers  vmterliegt.  Von  Landesprivatrechts  wegen  aber 
kann  es  gebunrienos  Ligeiitum  mit  gebundener  l^rbfolge,  mit  Ausschluß 
der  freien  Veräußerung  und  der  freien  Verschuldung  geben.  Perner:  das 
bürgerliche  Gesetzbuch  kennt  keine  Stande;  von  Landes^vivatrechts  wegen 
bzw.  kraft  der  Hau^esetzgebung  bleibt  das  Privatfiirstenrecht  für  den  hohen 
Adel  als  solchen  in  Geltung.  Das  bürgerliche  Gesetzbuch  kennt  keine  An- 
erbenfolge, keine  Bevorzugung  eines  Geschwisterteils  für  die  Erbfolge  in 
ein  landwirtschaftliches  oder  forstwirtschaftliches  Grundstück;  das  Landes- 
privatrecht aber  kann  die  Anerbenfolge  vorschreiben. 

So  gilt  also  neben  dem  bürgerlichen  Gesetzbuch  einerseits  ander- 
weitiges Reichsprivatrecht,   anderseits   vorbehaltenes  Landes- 
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privatrecht    Das  anderweitige  Reich^rivatrecht  ist  in  der  Hauptsache 

Handels-  vatA  Sooderprivatrecht  für  Handel  und  Gewerhe.  Es  bildet,  wenn  man  so 
Gewartwracht  ^^g^^  (j^^f,  den  Unken  Flügel  des  heutigen  Privatrechts.  In  ihm  ist  der 
liberale,  bürg^crliche  Geist  des  heutif^en  Vericehrsrechts,  der  auch  im 
bürg^erliclifMi  Gesetzbuch  lebendig  ist,  gleichfalls  zu  voller  Ausprägung 
gelangt  (das  Reichsbörsengesetz  bildet  eine  Ausnahme).  Das  vorbehaltene 
Landesprivatrecfat  dagegen  steht  dem  bürgerUdien  Gresetzbuch  zur  Rediten. 
AcraiiKkM  In  diesen  Vorbdialten  zugunsten  des  Landesrechts  tritt  das  agrarische 
FHvMNcht.  in^fQsse  ^eit  Iq  Vcndorgrund.  Die  weitaus  meisten  und  wicht^fsten 
Vorbehalte  beziehen  sich  auf  das  agrarische  Fdvatrech^  auf  die  den  länd- 
lichen Grundbesitz  gestaltende  Regulierungsgesetzgebung,  Ablösungs- 
gesetzgebung, Verschuldungsgesetzgebung  der  l.anciesrechte,  auf  das  Sonder- 
recht des  gebundenen  ländlichen  (adligen  und  bäuerlichen)  Grundbesitzes. 
Im  bürgerlichen  Gesetzbuch  herrscht,  ebenso  wie  in  dem  anderweitigen 
Reichsprivatrecht,  der  Geist  des  Kaufmanns.  Kraft  der  Voriiehalte  des 
Einfufarungsgesetzes  aber  tritt  audi  f«ner  dem  Kaufmann  der  Land- 
mann  mit  seinen  bedeutsamen  Interessen  auf  dem  Gebiete  des  Privat- 
rechts gegenüber. 

In  Deutschland  sind  die  überlieferten  Grundbesit/verhältnisse  nicht  so 
mit  einem  Schlage  beseitigt  worden,  wie  in  Frankreich  durch  die  Re- 
*  volution.  Napoleon  L  konnte  sein  büi^erliches  Gesetzbuch  machen  ohne 
Vorbehalte  zugunsten  adliger  oder  bäuerlicher  Familien  und  ihrer  altüber- 
lieferten Besitzformen.  Das  firanzonsche  Recht  des  code  civil  kennt 
darum  nur  das  neuzeitliche  bürgeriiche  freie  Eigentum.  In  Deutschland 
aber  haben  alle  Kodifikationen,  so  sehr  sie  auch  den  Geist  der  Gegen- 
wart in  sich  trugen,  ihre  Vorbehalte  zugunsten  des  überkommenen  agra- 
rischen Rechts  gemacht.  So  schon  das  badische  Landrecht  (durch  das 
Mittel  seiner  Zusätze),  ebenso  das  österreichische  und  das  sächsische  Ge- 
setzbuch. Dementq)rechend  hat  auch  das  deutsche  bürgerliche  Gesetzbuch 
seine  Vort>ehalte.  Dem  bürgerlichen  Gesetzbuch  steht,  wie  einmeits  das 
Sonder- Gewerbeprivatrecht  (anderweitiges  RMchsprivatrecht),  so  anderseits 
vornehmlich  das  Sonderprivatrecht  fÜr  agrarische  Veriialtnisse  (vorbehaltenes 
Landesprivatrecht)  zur  Seite. 

Trotzdem  bleibt  das  bürgerliche  Gesetzbuch  das  gemeingültige 
Privatrechtsgesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich.  Das  Sonderprivatrecht 
der  anderweitigen  Reich^esetze  und  der  vorbehaltenen  Landesgesetze 
hat  keine  selbständige  Stellung  gegenüber  dem  Privatrecht  des  Reichs- 
gesetzbuchs.  Soweit  die  Sondeigesetze  (z.  B.  die  Wechselordnung,  das 
Handelsgesetzbuch,  das  Landesrecht  betreflTend  die  Familienfideikommisse) 
für  ihr  Gebiet  keine  Sonderbestimmungen  haben,  tritt  ergänzend  das  Privat- 
recht  des  bürgerUchen  Gesetzbuchs  ein.  Das  bürgerliche  Gesetzbuch 
enthält  also  das  Privatrecht,  welches  grundsätzlich  auf  alle  Privatrechts- 
verhältnisse, auch  auf  die  Verhältnisse  mit  Sonderrecht,  Auwendung  findet, 
soweit  keine  Sondervorsduriften  da  sind.    Es  gfibt  in  Zukunft  nur  noch 
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ein  einzijfes  System  des  Privatrechts,  das  des  bürgerlichen  Gesetz- 
buchs, in  welches  das  anderweitig-e  Reichsprivatrocht  und  das  vorbehaltene 
Landesprivatrecht  als  bloß  einzelne  Sonderbestinunimgen  bringendes  Aus- 
nahmsrecht  sich  eingliedert 

Noch  Ist  der  Gesamtaufbau  unseres  Fiivatrechts  kein  in  stdi  völlig 
hannonlscher.  Wir  leben  in  einer  Übetgangszdity  in  der  Zeit  des  Über- 
gangs vom  Agrarstaat  zum  Industriestaat  So  trägt  denn  auch  tinser 
Privatrecht  die  Art  einer  Übergangfszeit  an  sich.  Der  eine,  gprößere  Teil 
des  Gebäudes  hat  bürgerlichen,  der  andere  (das  vorbehaltene  I^andes- 
privatrecht)  hat  in  sehr  erheblichen  .Stücken  noch  heute  agrarischen  (ritter- 
lich-bäuerlichen) Stil.  Aber  trotzdem  bildet  das  Ganze  doch  eine  in  sich 
zusammenhangende  Snheit  Die  Grundgedanken  des  bürgerlidien  Rechts 
halben  die  Obexfaerrsdiaft.  Das  agnvisdie  Sonderrecht  ist  dem  System 
des  büxgexlichen  Rechts  eingeordnet  Das  Recht  des  T^ndmanns  be- 
hauptet seine  Eigenart^  aber  es  steht  trotzdem  in  ununterbrochener  Fühlung 
und  Wechselwirkung  mit  dem  bürgerlichen  Recht,  das  innerhalb  des 
Reichsprivatrechts  den  Sieg  davongetragen  hat  Auch  in  dieser  Hinsicht 
ist  tmser  Privatrechtszustand  ein  Spiegelbild  der  Kultur  der  Gegenwart 

HL  Art  der  Darstellung.  Das  büxgeilidie  Gesetzbuch  hat  sehie  sai» 
große  Au^abe  in  wenig  mehr  als  zweitausend  knappen  Paiagnqphen  ge> 

löst.  Es  ist  selbstverständlich,  daft  nicht  jeder  Paragraph  in  gl^chem 
Maße  gelungen  ist  Ks  begegnen,  wie  in  jedem  Gesetzgebungswerk, 
mannigfache  Fehler,  sowohl  hinsichtlich  der  Art  der  Darstellung,  wie  hin- 
sichtlich der  Sache.  Doch  es  kommt  hier  nicht  auf  eine  Kritik  des  Ein- 
zelnen, sondern  auf  Bewerttmg  des  Ganzen  an.  Sobald  man  den  Blick 
auf  das  Ganze,  auf  die  duzdigehmiden  Charakterzüge  der  Darstellung 
richtet,  wird  man  von  dem  Gresetzbuch  urteilen  müssen,  daß  es  in  hohem 
Grade  seiner  Au%abe  gerecht  geworden  ist 

Die  Paragraphen  sind  von  Stahl  gearbeitet:  schneidig  und  doch 
biegsam.  Jedes  Wort  hat  seinen  bestimmten  Sinn.  Jedes  Wort  kann  und 
muß  erwogen  werden.  Fast  jeder  Ausdruck  ist  ein  Kunstausdruck.  Die 
Sprache  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  muß  erst  erlernt  werden.  Aber  hat 
man  sie  begriffen,  so  hört  man  einen  hdlen,  klaren  Klang. 

Auf  diesem  Instrumente  q|»ielen  kann  nicht  jedermann.  VolkstQinlich 
in  der  Fwm  ist  das  Gesetzbudi  nidit  Das  konnte  gar  nicht  erstrsbt 
werden.  Für  ein  neuzeitliches  Gesetz  muß  es  genügen,  wenn  es  volks- 
tümlich ist  nach  seinem  Inhalte,  wenn  es  (und  das  tut  das  bürgerliche 
Gesetzbuch)  den  Geist  der  Zeit  in  seinem  Innern  trägt.  Die  Wissenschaft 
hat  unser  Recht  zu  einem  abstrakten  Recht  gemacht  Nur  so  vermag  es 
das  Ganze  des  Lebens  zu  beherrschen.  So  mußte  auch  das  bürgerliche 
Gesetzbuch  ein  abstraktes  Gesetzbudi  werden.  Seine  Paragraphen  hanp 
dein  von  abstrakten  FfiUen  und  reden  in  alMtrakten  Begriffen.  Das  bfirgen- 
liche  Gesetzbuch  ist  noch  abstrakter,  als  je  ein  Gesetzbuch  war.  Es  ist 
Ob  kouob  DB  OMvwAMi.  n:i.  a 
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darum  noch  schwieriger  fOr  den  Unverständigen,  reicher  für  den  Ver- 
ständigen. 

Das  Eigentümliche  der  Darstellungsweise  des  bürgerlichen  Gesetz- 
buches ist  aber  nicht  die  abstrakte  Art  Diese  Art,  wenngleich  sie  hier 
noch  gesteigert  erschdnt,  teXLt  das  büigerlidie  Gesetzbuch  mit  allen 
neueren  Gesetzbüchem.  Das  Neue,  was  das  bfirgerliche  G<esetsbuch  f&r 
sich  allmn  hat,  und  wodurch  es  zugleich  so  besonders  schweizüngig  und 
so  besonders  mächtig  wird,  ist  der  straffe  Gesamtzusammenhang  aller 
seiner  Paragraphen.  Noch  nie  ist  ein  Gesetzbuch  so  einheitlich  gedacht 
worden.  Das  Ganze  hat  einige  wenige,  alles  beherrschende  große  Leit- 
motive. Nur  wer  diese  Grundtone  vemonunen  hat,  kann  das  Einzelne 
verstehen.  Für  das  Erftsaea  jeder  Vorschrift  ist  es  notwendig,  daA  maa 
zugleich  aller  anderen  Reditssitze  dch  bewuflt  sd,  um  deren  Ifitein* 
greifen  zu  erwl^ren.  Das  wird  vom  bürgedichen  Gesetzbuch  gefordert. 
Darum  ist  das  Gesetzbuch  so  oft  mit  Absicht  schweigsam.  Es  verlangt, 
daß  man  den  Gesamtzusammenhang  seines  Inhalts  erfasse.  Ks  hat  jede 
Vorschriti  im  Gesamtzusammenhange  des  Ganzen  gewollt  Es  will  darum, 
daß  niemals  der  einzelne  Paragraph,  sondern,  wie  man  sich  ausdrücken 
darf,  immer  das  ganze  Gesetzbuch  auf  den  Einzelfall  angewandt 
werde. 

Die  Grundgedanken,  wddie  den  Gesamtzusammenhaag  bestimmen, 

spricht  aber  das  Gesetzbuch  selbst  nicht  aus.  Gerade  über  die  grund- 
legenden Rechtsbegrifife  schweig^  es  und  will  es  schweigen.  Darin  liegt 
die  Freierklärung  von  Wissenschaft  und  Praxis. 

Das  unausgesprochene,  hinter  den  Paragraphen  verborgene  und  doch 
in  ihnen  enthaltene  Recht  ist  das  Machtgebiet  der  Wissenschaft  Von 
diesem  Punkt  ans  wird  und  soll  ne  die  Wdt  des  Gesetdiuches  bewegen. 
Der  geschriebene  Buchstabe  des  Gesetzes  als  solcher  ist  tot  Er  ist  un- 
veranderlich,  er  ist  von  gestern,  er  ist  außerstande,  das  mit  uns  geborene 
Recht  zum  Ausdruck  zu  bringen.  Er  bedeutet  das  „alte  Gesetz  von 
Venedig",  das  unter  Umständen  im  Laufe  der  Zeit  aus  Wohltat  in  Plage, 
aus  Sinn  in  Unsinn  sich  verwandelt  Das  Leben  verlangt  das  lebendige 
Recht,  das  Recht  von  heute,  das  ununterbrochen  im  Fluß  ist,  stetig 
den  Überzeugungen  und  Forderungen  der  Gegenwart  sich  anpaßt  Das 
Recht  muB  ir^  sein  vaa  dem  Gesetzesbuchstaben,  der  geston  gesduieben 
wurde.  Das  Gesetz  bedeutet  die  Richtschnur  fOr  Wissenschaft  und  Praxis, 
und  doch  muß  aus  dem  Brunnen  des  Gesetzes  immer  neues,  nämlich  das 
der  Gegenwart  entsprechende  Recht  geschöpft  werden.  Die  Wissenschaft 
ist  es,  die  solches  Zauberwerk  vollbringt  Sie  lehrt,  aus  dem  Gesetze, 
dem  äußerlich  xmveränderlichen,  das  Recht  hervorbringen,  das  ewig 
veränderliche.  Sie  lehrt  Gesetzesanwendimg,  die  zugleich  Gesetzes- 
fortentwiiclcriung  einschließt.  Genau  das  gleiche  ist  fSr  den  ISnzelfiül  die 
Angabe  der  Praxis.  IMe  praktische  Reditshandhabung  ist  ebenso  wie 
die  wissenschaftliche  Bearbmtun^  nicht  mechanisdies  Handwerk,  sondern 
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hohe  Kunst,  aus  dem  Rohstoff  des  Gesetzes  schöpferisch  das  Metsterweik 
des  gegenwärtig  gerechten  Rechts  zu  zeugen. 

Für  solche  Künstlerarbeit  bietet  das  Gresetzbuch  den  edlen,  fein- 
kömig^en,  widerstandsfähigen  und  gerade  darum  bildsamen  Stoß.  Die 
Marmorstatue  ist  in  diesem  Marmorblock  darin.  In  grofien  Leitgedanken 
ruht  das  Recht  des  Gresetzbuchs.  Sie  geben  seinem  Inhalt  Kraft  und 
Richtung.  Sowie  man  sie  berührt,  verwandelt  das  Schweigen  der  Para^ 
graphen  sich  in  Wohlklang.  In  der  Arbeit  an  der  Ausgestaltung  dieser 
Grundgedanken  wurzelt  die  Gabe  der  mit  der  Praxis  verbündeten  Wissen- 
schaft, dem  Rechte  des  Gesetzes  die  ewige  Jugend  mitzuteilen,  die  sie 
selbst  besitzt 

Das  ist  es  gerade,  was  das  Gesetibttch  wilL  Um  der  Wissenschaft 
und  Praxis  Raum  für  die  Entfaltung  ihrer  Kräfte  zu  geben,  ist  es  über 
seine  dgenen  Grundbegriffe  schweigsam.   Das  Recht  soll  nicht  in  den 

Paragraphen  eingekerkert  sein.  Ein  breiter,  von  der  Wissenschaft  durch 
Entwickolung-  der  Grundgedanken  auszufüllender  Raum  steht  zwischen  den 
Paragraphen  offen.  Überall  ist  Bahn  für  das  Recht  der  Zukunft  Luft 
der  Freiheit  geht  durch  das  Gesetzeswerk.  Noch  nie  hat  ein  Gesetzbuch 
jmt  solcher  Straffheit  der  Form  so  reiche  Entwickelungsfähigkeit  seines 
Inhalts  verbunden. 


System  des  bürgerlichen  Rechts. 

Das  bürgerUche  Gesetzbuch  gliedert  seinen  Stoff  in  fünf  Bücher.   Das  SyMmatiKh« 
erste  Buch  behandelt  den  sog.  allgemeinen  Teil,  das  zweite  Buch  das  Recht  ^ 
der  Schuldverhältnisse ,  das  dritte  das  Sachenrecht,  das  vierte  Buch  das 
Familienrecht,  das  ftlnfte  das  Erbrecht 

Der  allgeineliie  Teil  (das  erste  Buch)  ist  den  iür  alle  Privatrechts- 
verhältnisse geltenden  Rechtssätzen  gewidmet  Hier  ist  die  Rede  von  der 
Person  als  dem  rechtsHihigen  Subjekt,  von  ihren  Rechtsgeschäfte  und 
von  dem  Schutze  ihrer  Rechte. 

Das  Schuldrecht  und  das  Sachenrecht  (zweites  und  drittes  Buch) 
handeln  von  den  Vermögensrechten  der  Person:  das  Schuldrecht  von  den 
Forderungsrechten,  das  Sachenrecht  vom  Eigentum  und  den  das  Eigfentum 
belastenden  dinglichen  Rechten.  Hier  liegt  der  eigentliche  Schwerpunkt 
des  Privatrechts:  im  Schuldrecht  und  Sachenrecht  ist  das  Verkehrsrecht 
des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  enthalten. 

Den  Vermögensrechten  stehen  die  personenrechtlich  gearteten  Rechte 
gegenüber.  Personenrechtlich  sind  diejenigen  Rechte,  die  an  bestimmten 
Eigenschaften  der  Person  (z.  B.  der  Eigenschaft  als  Ehemann)  hängen  und 
der  Greltendmachung  dieser  J^genschaft  zu  dienen  bestimmt  sind.  Die 
personenrechtlichen  Rechte  können  güterrechtlicher  Art  sein  und  damit 
Vermögenswert  besitzen  (z.  B.  das  Nntznießnngsrecht  des  Ehemanns  am 
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eingebrachten  Frauengiit),  sind  aber  doch  niemals  Vermog-ensrechte,  wenn 
und  weil  sie  lediglich  kraft  einer  bfstinimten  persönlichen  Eigenschaft  und 
nicht  kraft  eines  jedermann  zugänglichen  verkehrsmäßigen  Tatbestands 
lUStSndig  sind. 

Das  EigentOmliche  der  personenrechüichen  Rechte  ist  demgemlft  ihre 
UnveffOgbaikeit  Darin  bcvulit  ihr  G^fensatz  m  den  Vermögensrediten. 

Die  Vermögensrechte  sind  ein  Gegenstand  wiUkfirlicher  Veräußerung,  Be- 
lastung. Sie  werden  verkehrsmäBig  erworben,  übertragen,  aufgegeben. 
Sie  stellen  freies  Vermögen  im  vollen  Sinne  des  Wortes  dar.  Die  Rechte 
personenrechtlicher  Art  aber  sind  gebundene  Rechte.  Sie  können,  auch 
wenn  sie  güterrechtliche  Bedeutung  haben,  niemals  einen  Gegenstand  des 
Verkefan  bilden.  Der  Ehemann  kann  mcht  UoB  seine  diemannfiche  Gewalt^ 
sondern  ebenso  auch  seine  ehemfinnUche  Nutzniefiiing  am  Fnuiengut  niemals 
Teränfiem,  noch  verpfänden,  noch  können  diese  Rechte  von  der  Zwangs- 
vollstreckung in  sein  Vermögen  ergriffen  werden.  Die  personenrechtlichen 
Rechte  stehen  außerhalb  des  Verkehrs  und  darum  außerhalb  des  Ver- 
mögens im  Rechtssinne.  Die  personenrechtlichen  Rechte  sind  darum  von 
der  Zahl  der  „Gegenstände"  im  Sinne  des  bürgerlichen  Rechts  (d- h.  der 
Vermögensgegenstände)  ausgeschlossen. 

Von  den  personenrechUicfaen  Rediten  handeln  die  Rechtssäue  des 
Familiemiechts  und  des  Erbrechts  (das  vierte  und  das  fünfte  Buch).  Das 
Familienrecht  regelt  die  persönlichen  und  die  güterrechtlichen  Wirkungen 
der  Familienverhältnisse  (der  Ehe,  des  Eltemvcrhältnisses,  der  Vormund- 
schaft) unter  Lebenden,  dcis  Erbrecht  die  güterrechtlichen  Wirkungen  der 
Familienverhältnisse  von  Todes  wegen.  Das  Erbrecht  bestimmt  die  Wirkimg 
des  Familienveilwades  auf  den  Nachlaß  (die  gesetzliche  Exbfolge  der  Vexw 
wandten  und  des  Ehogatten),  sowie  die  Macht  des  Erblassecs»  diese  Wirkung 
durch  VerfOguns^  Ton  Todes  wegen  (Tertantenty  Exbvertrag)  ausruschlteien. 
Auch  das  Erbrecht  ist  ein  Teil  des  FamSiei^texrechts,  d.  h.  des  Personen- 
rechts. 

So  zerfallt  das  System  des  im  bürgerlichen  Gesetzbuch  enthaltenen 
Privatrechts  außer  dem  allgemeinen  Teil,  der  die  gnmdlegenden  Rechts- 
sätze für  das  ganze  Privatrecht  bringt,  in  zwei  große  Glieder:  einerseits 
das  Vermfigensredit  (Schuldrecht  und  Sadienredit),  anderseits  das  Recht 
der  personenrechUicfaen  Recfatsveihältnisse  (Farailienrecfat  und  Erbrecht). 
Das  Vermögensrecht  (zweites  und  drittes  Buch)  bedeutet  die  Eigentums- 
ordnung, das  Personenrecht  (viertes  und  fünftes  Buch)  die  Familien- 
ordnung der  Gegenwart 

A.  AUgemaine  Letten. 

L  Die  natürliche  Person.  Die  erste  Voraussetzung  für  das  Bestehen 
von  Privatrechten  ist  das  Dasein  eines  rechtsfäh^^  Subjekts  (einer  "Penoa}. 
Es  g^bt  zwei  Arten  von  Personen:  natürliche  und  juristische  Personen. 
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Die  natürliche  Person  ist  der  Mensch.   Es  gilt  <Ue  gleiche  inrivate 

Rechtsfähigkeit  aller  Menschen. 

Der  Fremde  (dem  Deutschen  Reich  nicht  angchörige)  ist  von  den  KociuiaucMit 
bürgerlichen  Rechten  des  öffentlichen  Rechts  (z.  B.  vom  Wahlrecht  zum  " 
Reichstage)  ausgeschlossen.  Das  öffentliche  Recht  ist  noch  heute  bürger- 
liches Recht  0m  dvile)  im  ursprunglichea  Smne  des  Worts,  d.  h.  gnuiit 
satilich  nur  zugunsten  des  Bürgers  (des  Staatsangehörigen)  geltendes  Recht 
Das  Privatrecht  aber  hat  längst  aufgehört,  bürgerliches  Recht  in  diesem 
alten  Sinne  zu  sein.  Es  öffnet  seine  Tore  weit  für  jedermann.  Der  Verkehr 
macht  keinen  Unterschied  unter  den  Personen.  Er  nimmt  das  Geld,  von 
wem  es  auch  sei  (non  olet).  Sobald  das  Privatrecht  gcldwirtschaftliches 
Verkehrsrecht  wird,  muß  es  zu  gemeinem  Menschenrecht  (ius  gentium) 
nch  entwickeln.  Das  burgeilidie  Recht  im  neuzeitUchen  Sinne  hört  not^ 
wendig  auf,  bürgerliches  Recht  im  alten  Sinne  zu  sein.  Das  seit  dem 
1 6.  Jahrhundert  bei  uns  sich  durchsetzende  geldwirtschaftliche  Frivatrecht 
befreite  sich  vom  öffentlichen  Recht  Die  privatrechtliche  Persönlichkeit 
war  nicht  mehr  von  dem  Besitz  der  öffentlichen  Bürgerrechte  abhängig. 
Der  Fremde  ward  für  den  Verkehr  dem  Einheimischen  im  Grrundsatz  gleich- 
gestellt 

Was  dem  Fremden  zugute  kam,  das  nützte  auch  der  Frau.  Im  öffent^  (sma- 
liehen  Recht  ist  die  Frau  naturgemäß  hinter  dem  Manne  zurückgesetzt  ^^^j!^^ 
Sie  Termag  die  Schwere  der  öffentlichen  Pflichten,  insbesondere  die  Wehr- 
pflicht nicht  zu  tragen.  Sie  ist  vom  Heere  und  damit  von  der  voHf 
berechtigten  Bürgerschaft  ausgeschlossen.  Das  alte  Recht  führt  diesen 
Satz  rücksichtslos  durch.  Nur  der  Wehrfähige  besitzt  nach  altem  Recht 
die  vollen  Bürgerrechte.  Wer  nicht  dient,  der  darbt  der  vollen  Freiheit 
Dieser  Satz  geht  durdi  das  ganze  Mittelalter.  Die  Frau  ist  dienstunfähig 
und  war  darum  nach  mittelalteilicihem  Recht,  wenngleich  dem  Volk  und 
Staate  angebürig,  doch  unmündig  wie  das  wehrunfUiige  Kind.  Die  Frau 
stand  darum  unter  Geschlechtsvormundschaft  ohne  Rücksicht  auf  ihr  Alter. 
In  Norddeutschland  haben  sich  Nachwirkungen  der  Geschlechtsvormund- 
schaft ortsrechtlich  bis  in  das  19.  Jahrhundert  erhalten.  Das  geld wirtschaft- 
liche Privatrecht  mußte  aber  notwendig,  wie  für  den  Fremden,  so  auch 
für  die  Frau  die  Wirkungen  der  Heerverfassung  (des  öffentlichen  Rechts) 
auf  das  Frivatrecht  beseit^en.  Das  im  16.  Jahrhundert  au^nmnmene  g^ 
meine  rümische  Pandektenrecht  brachte  bereits  den  Grundsatz  der  privat* 
rechtlichen  Gleichstellung  von  Mann  und  Frau  gemeinrechtUdi  bei  uns 
zur  Geltung.  Nur  in  den  Partikularrechten  blieb  vielfach  noch,  namentlich 
durch  das  Mittel  des  ehelichen  Güterrechts,  für  die  verheiratete  Frau  die 
alte  Geschlechtsvormundschaft  in  der  Form  vormundschaftlicher  Rechte  des 
Ehemanns  bzw.  geminderter  Geschäftsfähigkeit  der  Eheftau,  in  Geltung. 
Das  bfirgeifidie  Gesetzbuch  bat  numn^  dimt  Nachwirkungen  einer 
Siteren  Zeit  überall  beseitigt  Die  Frau  ist  nach  dem  bürgeiUdien  Gesetz- 
buch gldcfa  mündig,  gldch  geschäftsfähig,  privatrechtiidi  gldch  mächtig  wie 
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der  Mann,  und  selbst  die  verheiratete  Frau  besitzt  männliche,  brünhildische 
Kräfte  trotz  der  Wirkung,  welche  die  eheliche  Gemeinschaft  auf  ihre 
persönliche  und  vermögensrechtliche  Stellung  ausübt 

Uamflsdige.  Unmündig  ist  nach  dem  bürgerlichen  Gesetzbuch  nur  noch  die  un- 
entwickelte oder  geisdg  atmonne  FeraSolichkeifc:  der  Bfindeijährige  und 
der  Entmündigt  Entmündigung  ist  möglich  wegen  Greisteskrankheit, 
Geistesschwäche,  Versdiwendung,  Trunksucht 

Das  Wesen  der  natürlichen  Persönlichkeit  ist  die  Rechtsfähigkeit. 
Auch  der  Unmündige  ist  rechtsfähig.  Alle  Privatrechte  können  ihm  er- 
worben werden.  Was  ihm  fehlt,  ist  nur  die  Geschäftsfähigkeit,  die  Fähig- 
keit, durch  eigenen  Willensentschluß  über  seine,  sei  es  persönlichen,  sei 
es  Term5gensxechtlidie&  Angelegenheiten  zu  entsdieiden.  Er  iat  redita- 
Wag,  wenngldch  er  vom  freien  Gebrauch  seiner  Rechte  ausgescfaloasen  ist 

T*imMrtriit  Ausdruck  der  Rechtsfähigkeit  ist  der  bürgerliche  Name,  d.  h.  der 
Name,  welcher  einer  Person  als  Rechtssubjekt  zukommt  Der  bürgerliche 
Name  ist  Gegenstand  eines  Namenrechts.  Gebraucht  ein  anderer  unbefugt 
den  gleichen  Namen,  so  kann  der  dadurch  in  irgendwelchem  Interesse 
verletzte  Namenbexechtigte  auf  Beseitig^g  der  Beeinträchtigung  klagen. 
Audi  der  angenommene  Name,  das  Pseudonym  dnes  Schau^eler^  Schrifip 
stellers  ist  durch  das  Namenredit  geschfltzt  Das  Namenredtt  dient  der 
Person  zur  Greltendmacfaung  ihres  Daseins,  ihres  Sonderseins  und  ihres 
Sonderwerts  gegenüber  anderen  Persönlichkeiten.  Das  bürgerliche  Ge- 
setzbuch hat  das  Namenrecht  ausdrücklich  anerkannt  und  damit  den  Schutz 
der  Persönlichkeit  als  solcher  vollendet 


•r  n.  Juristische  Personen.  Nicht  UoB  der  ]Qnzdne  (die  natOrUche 
piril^cil^L  ^^"^^y  ^>^^  Eigentums,  sondern  ebenso  die  geseüschafUichen  Veiw 
bände,  die  über  dem  Einzelnen  sich  erheben.  Es  wird  in  immer  stärkerem 
Maße  ein  Vermögon  notwendig,  das  den  Verband  als  solchen  (z.  B.  den 
Staat,  die  Gemeinde)  für  seine  ununterbrochen  wachsenden  Aufgaben 
leistungsfähig  macht  Die  Rechtsfonn  für  solches  Verbandsvermögen  ist 
die  juristische  Persönlichkeit  des  Verbandes. 

Es  hat  einer  Entirickelung  bedurft,  um  zu  dieser  Rechtsform  zu 
gelangen. 

Die  nai\  ('  Auffassung  der  Urzeit  setzt  den  Verband  gleich  mit  den 
Verbundenen.  Das  Vermögen  des  Verbands  erscheint  danach  auf  der 
älteren  Kntwickelungsstufe  des  Rechts  als  gemeinsames  Vermögen  der 
Verbandsangehörigen:  das  Vermögen  des  Staats  als  gemeinsames  Ver- 
mögen der  Volksgenossen  (Volkland),  das  Vermögen  der  Gemeinde  als 
gememsames  Vermögen  der  Gemeind^;enossen  (Ahnende).  IMese  Auf- 
fiusung  Ist  eine  unzulängliche.  Schon  deshalb,  weil  sie  den  Verband 
gleichsetzt  mit  den  gegenwärtig  Verbundenen.  Das  Wesen  der  ge- 
sellschaftlichen Verbände  aber  ist,  alle  einzelnen  Verbandsangehörigen 
ZU  überdauern,  ein  Leben  zu  führen,  das  von  dem  Leben  der  jeweiligen 


Digitized  by  Google 


A.  AUgandM  LduttL  IL  Juriatiidie  Pmonen. 


«3 


Glieder  imabhangig  ist  Der  Verband  lebt  allen  kommenden  GeacUechtem. 
Sein  Vermögen  ist  Zukunfttvermögen. 

Es  kommt  eine  zweite  Tatsache  hinzu,  die  bei  finlgeachrittener  Ent> 

wiÄelung  sich  geltend  macht  Solange  das  Verbandsvermogen  gemein- 
sames  Vermögen  ist,  muß  jedes  einzelne  Verbandsmitglied  persönlich  mit 
seinem  ganzen  Vermögen  für  die  Schulden  des  Verbands  haften,  für  die 
Schulden  seines  Landes,  seiner  Stadt,  seiner  Gemeinde.  Es  gilt  eine 
Rechtsfoim  zu  finden,  die  solche  Rechtsfolgen  ausschließt,  die,  wie  den 
Verband  von  den  gegenwärtig  Verbundenen,  so  die  Verbundraen  vom 
Verbände  wirtschaftlich  befreit 

Das  deutsche  Recht  des  Mittelalters  ist  bei  der  älteren  naiven  Auf- 
fiusung  verblieben,  üie  deutsche  Fonn  für  das  rechtliche  Dasein  der 
Verbände  war  die  Genossenschaft  Die  deutschrechtliche  Genossenschaft 
aber  bedeutet  lediglich  eine  Form  der  Rechtsgemeinschaft:  die  Be- 
reditigung  aller  Grenoasen,  die  Verpfliditung  aller  Genossen.  Es  hat  im 
Lauf  des  Ifittelalters  dn  Fortschritt  stattgefunden,  insofern  insbesondere 
innerhalb  des  Stadtrechts)  koiperachaiUiche  Formen  für  <üe  Verwaltung 
des  genossenschaftlichen  Vermögens  ausgebildet  wurden.  Die  voll  aus- 
Pfebildete  deutschrechtliche  Genossenschaft  (z.  B.  die  Stadtgemeinde)  ist 
Rechtsgemeinschaft  mit  körperschaftlicher  Verwaltung:  der  Einzelne  ist 
von  der  Handhabung  der  genossenschaftlichen  Rechte  ausgeschlossen, 
damit  allein  der  Verband  als  solcher  (als  körperschaftliche  Einheit)  durch 
seine  verfassungsmäßigen  Organe  fiber  das  genossenschafUiche  (städtiache) 
Vermögen  verfüge.  Aber  es  bleibt  dabei,  daß  das  Vermögen  dar  Ge- 
nossenschaft seiner  Zuständigkeit  nach  gemeinschaftliches  Vermögen 
aller  Genossen,  d.  h.  aller  Einzelnen  darstellt.  Nur  der  einzelne  Genosse 
ist  nach  deutschem  Recht  Person  (vermögensfähig,  rechtsfähig),  nicht  die 
Genossenschaft  Es  gibt  keine  juristische  Person  neben  den  natürlichen 
Personen.  Durch  die  körperschaftliche  Verwaltung  wird  zwar  der  Verband 
wirtschafUich  befreit  von  den  gegenwärtig  Verbundenen  (nur  im  Verbands- 
interesse kann  über  das  Vermögen  verfugt  werden).  Aber  der  Verbundene 
ist  nicht  befreit  vom  Verbände:  er  haftet  für  alle  Schulden  der  Genossen- 
schaft (z.  B.  der  Stadt),  der  er  angehört.  Zur  Zeit  der  Naturalwirtschaft 
spielen  die  Schulden  keine  Rolle.  Aber  es  kommt  die  Zeit  der  Geld- 
wirtschaft und  damit  der  Kreditwirtschaft  Die  Schulden  des  Verbands 
bedrohen  das  wirtschaftliche  Dasein  aller  Verbandsgenossen.  Die  Geld- 
wirtschaft fordert  «ne  vollkommenere  Rechtsfoim  ftbr  den  Verband:  die 
juristiadie  Person.  Sie  ist  vom  römisdien  Recht  im  Lauf  der  Kaiserzeit 
ausgebildet  worden.  Im  i6.  Jahrhundert  kommt  sie  mit  Aufnahme  des 
römischen  Rechts  nach  Deutschland,  um  auch  das  deutsche  Verbandsrecht 
aus  naturalwirtschaftlichem  in  geldwirtschaftUches,  bürgerliches  Recht  zu 
verwandeln. 

Juristische  Person  ist  ein  rechtsfähiger  Verband.  Die  juristlsdie  Per- 
sönlichkeit macht  den  Verband  zu  einer  selbständigen  (juristischen)  Person 
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neben  den  (natürlichen)  Personen  der  Verbundenen  und  damit  das  Ver- 
bandsvermögen  zu  dnem  selbständigen  Vennögen,  die  Wirtschaft  des 
Verbands  zu  einer  selbständigen  Wirtsdiaft  neben  den  Einzelwsrtsdiaften 

der  Verbundenen.  Die  Rechte  der  juristischen  Person  sind  Rechte  des 
Verbands,  nicht  Rechte  der  Verbundenen,  und  die  Schuldon  der  juristischen 
Person  sind  nur  Schulden  des  Verbands,  keine  Schulden  der  Ver- 
bundenen. Wie  der  Verband  von  den  (gegenwärtig)  Verbundenen,  so 
sind  die  Verbundenen  vom  Verbände  wirtschaftlich  gelöst  Durch  die 
Reditsfonn  der  juristisdien  Person  ist  die  'vrirtscbaftHdie  Befreiung  der 
Einzelpersönlichkeit  voUendet,  zv^ldcfa  die  wurtschaftüclie  Macht  der 
Verbände  voll  entfesselt  und  damit  den  beiden  Gnuu^^rilem  unseres 
heutigen  Kulturlebens  vollkommenere  Gestalt  gegeben  worden. 

Es  versteht  sich  von  selber,  daß  das  bürgerliche  Gesetzbuch  für  die 
Verbände  der  Gegenwart  die  juristische  Persönlichkeit  als  die  Form  ihres 
körperschaftlichen  Daseins  aufgenommen  hat  Die  deutschrechtliche  Ge- 
nossenschaft  ist  als  die  unentwickeltere  Form  vom  bfiigerUdien  Gesetz- 
bttdi  ausgeschlossen  worden:  ne  beg^inet  nur  noch  landesredididi  fBr 
gewisse  altüberlieferte  Verbände  (z.  B.  die  Realgemeinden,  vgL  das  Ein- 
fuhrungsgesetz Art.  164),  denen  von  früheren  Zeiten  her  die  altertümliche 
Rechtsform  der  deutschen  Genossenschaft  verblieben  ist 


joriMiiciM        HL  Vereine  und  Stiftungen.    Die  gegebenen  Trager  der  juristip 
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rcr,onca  de,         Petsoiilidikeit  sind  die  großen  Verbände  des  dffentüchen  Rechts: 


Staat,  Gemdnde»  Kirdie.    Sie  sind  die  Führmr  der  Entwi^dung,  aus 

der  die  juristische  Person  hervorging.  Die  Verbände  des  öffentlichen 
Rechts  besitzen  kraft  ihres  Daseins  ohne  weiteres  auch  die  Rechtsfähig- 
keit des  Privatrechts,  d.  h.  die  juristische  Persönlichkeit.  So  wird  denn 
auch  vom  bürgerlichen  Gesetzbuche  die  Rechtsfähigkeit  der  „juristischen 
Persmien  des  öffentlichen  Rechts**  als  gegeben  vorausgesetzt  Sie  wird 
durch  das  öffentliche  Recht  verliehen,  nicbt  durch  das  bfixgerliche  Ge- 
setzbach. 

juriitiicke  Die  vom  bürgerlichen  Recht  zu  lösende  Frage  ist  nur,  wieweit  audi 
Privamckta.  die  Privatperson  imstande  sein  soll,  juristische  Personen  ins  Leben  zu 
rufen,  Verbände  zu  schaffen,  die  nach  Art  des  Staates  ewigen  Lebens 
fähig  sind.  Es  handelt  sich  um  die  Rechtsfähigkeit  von  Vereinen  und 
Stiftungen,  d.  h.  tun  die  auf  Grund  eines  Rechtsgeschäfts  entstehenden 
juristischen  Personen  des  Privatrechts.  Ihre  SchApfimg  bedeutet  Bin- 
dung von  VermSgen  zur  Erreichung  bestimmtnr  von  der  Priva4)erson  ge- 
setzter Zwecke.    Wie  weit  soll  hier  die  Freiheit  der  Privatperson  gehen? 

Für  die  Stiftungen  hat  das  bürgerliche  Gesetzbuch  im  Anschluß  an 
das  frühere  gemeine  Recht  das  Genehmigungspnnzip  und  damit  in  der 
Sache  das  Verleihungsprinzip  festgehalten.  Eine  rechtsfähige  Stiftung 
kommt  zustande  durdi  die  private  Wmeoaei'kllmng  des  Stifters  (das 
Stiftung^[eschäft)  und  durch  die  Genehmigung  des  Staats.   Mit  der  Ge- 
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nehmigung-  verleiht  der  Staat  der  Stiftung  die  Rechtsfähigkeit  Die  Ge- 
nehmigung ist  Grnadensache.  Sie  ist  ganz  von  dem  freien  Ermessen  der 
Staatsgemlt  abhängig.  Die  dauernde  Kndung  v<mi  Vennögen  durch 
einen  Etnselnen  (den  Stiftei)  eoll  und  muß  der  staatlichen  Anseht  unter- 
worfen sein,  um  der  Unberechenbaikeit  der  Einzelwillkür  ein  Gegen- 
gewicht zu  setzen.  Denn  Stiftungsvermog^en  ist  Vermög-en  der  toten  Hand, 
der  freien  Beteiligung  am  nationalen  Wirtschaftsleben  entzoj^en.  Daher 
die  Notwendigkeit  einer  staatlichen  Einschränkung  der  Stifterwillkür. 

Anders  steht  die  Frage  nach  der  Rechtsfähigkeit  der  Vereine.  "Die  vaninL 
Vereinabildung  beruht  nicht  lediglich  in  der  Willkür  des  Einzelnen.  Sie 
ist  ein  Bedfizfiiis  des  nationalen  Lebens.  In  den  Vernnen  gelangen  die 
Strömungen,  welche  weitere  Volkskreise  erfSUen,  zur  Organisation  und 
damit  zugleich  zur  Kraftentfaltung:  Strömungen  wie  von  geselliger  so 
von  wirtschaftlicher,  religiöser,  politischer  Art  Der  gegründete  Verein 
bedarf  des  Vermögens.  Die  beste  Rechtsform  für  das  Vereinsvermögea 
ist  die  juristische  Persönlichkeit   Der  Erwerb  der  juristischen  Persönlich- 

(der  Rechtsfähigkeit)  bedeutet  die  Vollendung  der  Vereinsgrfindung, 
die  Krönung  der  Organisation.  Daher  die  Frage:  wie  weit  soll  hier  der 
Staat  in  das  Vereinsleben  eingreifen?  Soll  er  allen  erlaubten  Vereinen 
die  juristische  Persönlichkeit  ohne  weiteres  freigeben,  ebenso  wie  den 
Verbänden  des  öffentlichen  Rechts? 

Die  Frage  hängt  mit  der  allgemeinen  Vereinspolitik  des  Staats  zu> 
sanunen.  Im  römischen  Kaiserreich  galt  keine  Vereinsfreiheit  Erianbt 
war  nur  der  durdi  die  Staatsgewalt  ausdrüddich  genehmigte  Verein,  und 
in  der  Genehm^rmig  lag  zugleich  die  Verleihung  der  juristischen  Persön- 
lichkeit, ganz  gerade  so  wie  heute  bei  den  Stiftungen.  Für  den  Verein 
der  römischen  Kaiserzeit  war  wie  sein  Dasein  so  auch  seine  Rechtsfähig- 
keit ein  freies  Geschenk  der  Staatsgewalt.  Vereinsgründung  war  Gnaden- 
sache. Auf  dem  gleichen  Grundsatz  stand  der  absolute  Polizeistaat,  der 
bei  uns  in  Deutschland  von  der  Mitte  des  17.  bis  In  die  Mitte  des  19.  Jahr- 
hunderts blühte.  Die  Vereinsgründung  unterstand  dem  Ermessen  der 
Polizeibehörde,  und  ReditsfBU^eit  konnte  der  Verein  sowohl  nach  ge- 
meinem Recht  wie  nach  den  Partikularrechten  nur  durch  staatliche  Ver- 
leihung der  juristischen  Persönlichkeit  erlangen.  Das  Verleihungs- 
prinzip für  den  Erwerb  der  Rechtsfähigkeit  des  Vereines  entspricht  der 
Unfreiheit  der  Vereinsbildung. 

Seit  der  Ifitte  des  19.  Jahriiunderts  ist  der  absolute  Polizeistaat  in 
Deutschland  durch  dra  auf  den  Gedanken  des  Liberalismus  g^frfindeten 
parlamentarisdien  Rechtsstaat  der  Gregenwait  abgelBst  worden.  Zu  den 
Freiheitsrechten  des  modernen  liberalen  Staats  gehört  die  Vereinsfreiheit 
Die  Freiheit  der  Vereinsbildung  ist  fast  überall  in  Deutschland  wenigstens 
grundsätzlich  von  öffentlichen  Rechts  wegen  zugestanden  worden.  Die 
Änderung  des  ölfentlichen  Rechts  mußte  auf  das  Vereiasprivatrecht  ein- 
wirken, wenngleich  das  Privatrecht  naturgemäß  dem  Umschwünge  der 
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politischen  Ideen  mit  langsamerem  Schritte  nachfolgte.  Zunächst  blieb  es 
überall  für  den  Erwerb  der  juristischen  Persönlichkeit  des  Vereins  bei 
dem  überlieferten  Verl^ungsprinzip.  Der  Erwerb  der  Redtfsfähigkeit, 
die  VoUendttiig'  der  Vereinsgrundung,  btteb  Gnadensache. 

Erst  die  Gesetzgebung  des  neuen  Deutschen  Reichs  hat  hier  den 
Gedanken  des  neuzeitlichen  Liberalismus  Bahn  in  das  Privatrecht  ge- 
brochen. Neben  das  Verleihung^sprinzip  trat  das  in  dem  Grundsatz  der 
Vereinsfreiheit  wurzchide  Eintrag-ung-sprinzip.  Die  Rechtsfähigkeit 
kann  nach  diesem  neuen  Grundsatze  durch  Kuuragung  in  ein  öfifentliches 
Register  erworben  werden.  Die  Ebtragung  in  das  Register  hat  von 
Rechts  wegen  zu  erfolgen,  sobald  das  Statut  des  Vereins  bestimmte  ge- 
setzlich festgelegte  Anforderungen  (Normativbestimmungen)  erfüllt  So- 
weit das  Eintragungsprinzip  gilt,  ist  der  Erwerb  der  Rechtsfah^lceit  für 
den  Verein  Rechtssache,  nicht  mehr  Gnadensache. 

Zuerst  ist  der  neue  Grundsatz  auf  dem  Gebiete  des  Handelsrechts 
für  die  großen  Wirtschaftsvereine,  die  Aktiengesellschaften  und  deren 
Nadibildungen  (auch  f8r  die  di^fetragenen  Genossenschaften)  durchgefBhrt 
worden.  Als  das  bürgerliche  Gesetzbuch  abgefa^  wurde,  handelte  es 
sich  um  die  Frage,  wieweit  dem  Eintrag^ngsprinzip  weitere  Geltung  zu 
schaffen  sei,  und  es  ist  gelungen,  durch  das  Vereinsprivatrecht  des  bürgfer- 
lichen  Gesetzbuchs  einen  weiteren  Fortschritt  im  Sinne  des  modernen 
Rechts  zu  machen. 

Das  bürgerliche  Gesetzbuch  unterscheidet  zwei  Arten  von  Vereinen: 
Wirtschaftsvereine  (deren  Zweck  auf  ^en  wirtsdiaftlichen  Gesch&ftdietxieb 
gerichtet  ist)  und  Idealvermne  (die  nicht  um  eines  wirtschafiiUchen  Ge- 
schäftsbetriebs, sondern  um  anderer  Zwecke  willen  da  sind).  Für  die 
Wirtschaftsvereine  bedurfte  es  einer  weiteren  Erstreckung  des  EintragTings- 
prinzips  nicht.  Hier  war  bereits  durch  das  Handelsgesetzbuch  und  seine 
Nebengesetze  das  Nötige  vorgesehen.  Darum  ist  es  nach  dem  bürger- 
lichen Gesetzbuche  für  Wirtschaftsvereine,  die  sich  der  bereits  aus- 
gebildeten und  durch  Normativbestimmungen  geregelten  handelsrech^ 
liehen  Vereinsformen  (AktiengeseUsdiaft  usw.)  nicht  bedienen  wollen,  beim 
Verleihungsprinzip  (das  also  hier  nur  ergänzende  Bedeutung  hat)  vei> 
blieben.  Das  Neue  im  bürgerlichen  Gesetzbuche  ist  die  Erstreckung  des 
Eintragungsprinzips  auf  die  Ideal  vereine.  Für  die  Tdealvereine,  mögen 
sie  um  der  Unterhaltung,  um  der  Wohltätigkeit,  um  politischer  oder  reli- 
giöser oder  sonstiger  Zwecke  willen  gegründet  sein,  hat  das  bürgerliche 
Gesetzbuch  Normativbestinmiungen  angestellt  Sind  die  NormativbestimF 
mungen  durch  die  Vereinssatzung  erfüllt,  so  erfolgt  der  Erwerb  der 
Redlt^ahigkeit  durch  Eintragung  in  das  beim  Amtsgericht  geführte  Vet^ 
einsregister.  Der  Erwerb  der  juristischen  Persönlichkeit  ist  damit  den 
Tdealvereinen  im  Grundsatz  freigegeben,  das  Recht  der  freien  Vereins- 
bildung auch  für  das  Privatrecht  wirksam  g-eworden.  Aber  doch  nicht 
ohne  Einschränkung.    Ein  Vorbehalt  ist  zu  Lasten  der  politischen,  sozial- 
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politischen  und  religiösen  Vereine  gemacht  worden.  Die  Verwaltnngs- 
behSrde  kann  nach  freiem  Ennessen  die  Eintragung  solcher  Vereine  in 

das  Vereinsregister  vetbieten.  Für  diese  Vereine,  d.  h.  für  die  im  öffent- 
lichen Leben  bedeutsamsten  Idealvereine  ist  trotz  alledem  im  praktischen 
Erfolge  der  Erwerb  der  juristischen  Persönlichkeit  und  damit  die  Vollendung' 
der  VereinsgTÜnduncr  Gnadensache  geblieben!  Insoweit  ist  der  Grund- 
satz der  Vereinstreiheit  auch  vom  bürgerlichen  Gesetzbuche  noch  nicht 
durdqiefiilut  worden,  ifier  ragt  noch  inuner  ein  St&dc  vmn  alten  Polixei- 
Staat  in  das  Privatredit  der  G^fenwart  hinein.  Ifier  steht  unser  Privat> 
recht  noch  heute  auf  dem  Standpunkte,  als  ob  die  großen  politischen  und 
sozialen  Bewegungen  der  Gegenwart  durch  polizeiliche  Maßregeln  be- 
herrscht oder  wenigstens  beeinllußt  werden  könnten.  Es  leidet  keinen 
Zweifel,  daß  auch  dieses  Stück  altvaterischen  Hausrats  durch  künftige 
Hntwickelung  beseitigt  werden  wird. 

Unser  Privatrecht  ist  wie  die  Grundlage  so  audi  ein  Spiegelbild 
unserer  heutigen  Kultur.  Das  g^t  inabesondere  von  diesen  RechtssStsen 
über  die  juristische  Persönlichkeit,  durch  welche  die  Rechtsgestalt  der 
Verbände  des  gesellschaftlichen  Lebens,  der  grofien  wie  der  kleinen,  be- 
stimmt wird.  In  dem  Verbandsprivatrecht  gelangt  die  Geschichte  des 
gesamten  öffentlichen  Rechts,  des  Staats,  der  Gemeinde,  der  Kirche,  zu 
einem  abgekürzten,  in  wenigen  Gesetzesparagraphen  niedergelegten  Aus- 
drudc,  und  wenn  wir  die  knappen  Sitze  des  büigerUdien  Gesetzbuchs 
vom  Vereinaprtvatrecfat  lesen,  hören  wir  v<m  ferne  das  Brausen  der 
politischen  Kampfe  der  Gegenwart 

IV.  Rechtsgeschäfte.  Der  Privatperson  dient  das  Privatrecht.  Das 
ist  der  Sinn  der  Rechtssätze  von  den  Rechtsgeschäften. 

Es  gibt  eine  Reihe  von  Fällen,  wo  ein  privatrechtlicher  Erfolg  un-  BegnerdM 
mittelbar  kraft  Gesetzes  ohne  den  Willen  (so  z.  B.  die  Eigentumsersitzung)  KecuafMobsfli. 
oder  gar  gegen  den  \l^en  (so  die  Schadensersatzpflicht  des  Diebes)  der 
beteiligten  PrivaQ>erson  eintritt  Audi  durch  richterliche  Verfügung  (so 
im  Falle  der  Zwangsvollstreckung)  kann  eine  Rechtsänderung  bewirkt 
werden.  Im  Mittelpunkt  der  privatrechtlich  erheblichen  Tatbestände  aber 
steht  die  Willenserklärung  der  Privatperson.  Die  rechtserhebliche 
Privatwillenserklärung  nennen  wir  Rechtsgeschäft  Der  rechtsgeschäft- 
lich bezweckte  Erfolg,  z.  &  die  Dadehnsschuld,  tritt  dn,  weil  der  Be- 
teiligte ihn  gewollt  hat  Das  Rechtsgeschäft  ist  Ausdruck  der  privatrecht- 
lichen Herrscherfreiheit  der  Privatperson.  Es  ist  zugleich  die  Unruhe^ 
welche  die  Welt  der  privatrechtUchen  Rechtsverhältnisse  in  ununter* 
brochener  Bewegung  hält 

Wer  ein  Rechtsgeschäft  wirksam  vornehmen  will,  muß  geschäftsfähig,  UMcbäftafäitif 
d.  h.  der  privatrechtUchen  Freiheit  fähig  sein.    Niclit  jeder  Rechtsfähige 
ist  geschiltsfähig.  Vollkommen  gesdilftsunfähig,  d.  h.  zu  jedem  Rechts- 
geschäft unfihig,  ist  das  Kind  unter  rieben  Jahren  und  der  Geisteskranke. 
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Beschränkt  geschäftsfähig,  d.  h.  nur  zu  den  Rechtsgeschäften  fähig,  welche 
die  eigene  Rechtslage  lediglich  verbessern  (2.  B.  Annahme  einer  Schenkung), 
ist  der  IQndeijähnge  (unter  21  Jahren)  und  der  wegen  Ch^feBSBcbwiche 
oder  Vmchwendmig  oder  Tninksacht  Entmiiiidigte.  Die  Gresdiftfbtuilihigea 
und  £e  ia  der  Greschaftsfahigkeit  Besdiränkten  sind  die  Unmündigen 
des  bürgerlichen  Gcsetd)llCihs.  Sie  sind  ihrer  eigenen  Angelegenheiten 
nicht  mächtig.  Sie  können,  soweit  der  Mangel  ihrer  Geschäftsfähigkeit 
reicht,  durch  eigenes  Rechtsgeschäft  (eigene  Willenserklärung)  nicht  er- 
werben, noch  sich  verpflichten.  Sie  Iiaben  einen  gesetzlichen  Vertreter 
^hren  Vater,  unter  UmstSnden  die  Mutter,  bsw.  einen  Vormund),  der  Madit 
Aber  ihre  At^^el^fenheiten  liat  Der  gesetdidie  Vertreter  entscheidet  über 
die  Verhältnisae  des  Unmündigen.  Er  schliefit  RechtsgeschSfie  ab  mit 
Wiricung  für  den  Unmündigen. 

Dem  gesetzlichen  Vertreter  des  Unmündigen  steht  der  gewillkürte 
(bevollmächtigte)  Vortreter  des  Mündigen  zur  Seite.  Auch  der  Be- 
vollmächtigte schließt  Rechtsgeschäfte  ab  im  Namen  und  mit  Wirkung  für 
den  Vertretenen,  seinen  VoUmaditgeber. 

Es  gilt  der  Grundsatz  der  freien  und  der  unmittelbaren  Stellvertretung. 
Die  Freiheit  der  Vertretung  bedeutet,  daß  grundsätzlich  für  alle  Rechts- 
geschäfle,  soweit  nicht  ausdrücklich  das  Gegenteil  bestimmt  ist,  Stell- 
vertretung zulässig  ist  Unmittelbar  ist  die  Stellvertretung,  insofern  das 
vom  Vertreter  im  Namen  des  Vertretenen  abgeschlossene  Rechtsgeschäft 
keine  Wirkung  für  den  Vertreter,  sondern  aussciüießlich  Wirkung  für  den 
Vertretenen  hervorbringt:  das  Kaufgescliäft,  das  im  Laden  mit  dem  An- 
geseilten des  Kaufmanns  abgeschlossen  wird,  berechtigt  und  verpffichlet 
nicht  den  Angestellten  (den  Vertretei^,  sondern  lediglich  den  Kaufmann 
(den  Vertretenen),  als  wenn  der  Vertretene  selbst  das  Rechtsgeschäft  ge- 
■  schlössen  hätte.  Beide  Rechtssätze,  sowohl  der  von  der  Freiheit  wie  der 
von  der  Unmittelbarkeit  der  Stellvertretung,  sind  dem  modernen  Recht 
eigentümlich.  Das  römische  und  ebenso  das  ältere  deutsche  Recht  lehnte 
die  MSgUdik^  der  Stdlveitretung  ab.  Das  Rechtsgeschäft  konnte  nicht 
in  fremdem  Namen,  sondern  nur  zu  eigenen  Lasten  und  Gunsten  ge- 
sdilossen  werden.  Bei  den  R&nem  machte  die  Sklaverei  die  Entwickdiung 
des  Rechts  von  der  Stellvertretung  unnötig.  Alles,  was  der  Sklave  erwarb, 
erwarb  er  mit  Rechtsnotwendigkeit  für  seinen  Herrn.  Im  deutschen  Mittel- 
alter ließ  die  Unentwickeltheit  des  Verkehrs  das  Fiedürfnis  nach  Aus- 
bildung des  Rechts  von  der  Stellvertretung  nicht  aullcommen.  Die  volle 
Entfaltung  des  Stellvertretungsrechts  in  der  G^;enwait  bringt  zugleich 
den  Grundsatz  der  freien  Arbeit  und  die  Macht  des  Verkehrswesens  unserer 
neuz^Üichen  Kultur  zum  Ausdruck:  das  Geschiftsieben  fordert  für  die 
Privatperson  die  Mdgliclikeit,  sich  durch  Stellvertretung  beliebig  zu  vei> 
vielfaltigen. 

Arteo  der  Es  gibt  vielerlei  Arten  von  Rechtsgeschäften:  Rechtsgeschäfte  des 

'^"^      Personenrechts,  Rechtsgeschäfte  des  Vermögensrechts.  Ein  personenrecht- 
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liches  Rechtsgeschäft  ist  2.  B.  die  Eheschließung,  die  Annahme  an  Kindes 
Statt.  Die  vermögensrechtlichen  Rechtsgeschäfte  beherrschen  den 
Verkehr.  Sie  sind  entweder  Verfügungsgeschäfte  oder  Verpflichtung^ 
greschäfte»  Durch  das  Verpflichtungsgeschäft  wird  eine  Schuldverfoind- 
Ucfakeit  begründet,  die  imstande  ist,  eine  künftige  Vexmögensändemng 
(z.  B.  Eigentumsverschafifiing  an  Waren)  zuzusagen,  niemals  aber  diese  Ver« 
mogensänderung  selbst  bewirkt.  So  ist  z.  B.  der  Kauf  ein  Verpflichtungs- 
g"eschäft:  von  beiden  Seiten  wird  eine  Leistung  zugesagt  (Leistung  des 
Preises,  Leistung  der  Ware).  Aber  der  Kaufvertrag  selber  bewirkt  die 
Leistung  nicht  Es  muA  ein  zweites  Rechtsgeschäft  (Obereignung  des 
Gddes,  der  Ware)  hinzakommen,  das  die  Leistung  vollneht,  weldie  die 
(^wollte  VeimSgensänderung  nidit  blofi  in  Ausnf^  stellt,  sondern  her- 
beiführt. Diese  unmittelbar  die  Vermögensänderung  bewirkenden  Rechts- 
g^eschäfte,  z.  B.  die  Veräußerung,  Verpfändung,  Erlaß  einer  Schuld,  sind 
Verfügungsgeschäfte.  Die  Verpflichtüngsgeschäfte  sind  die  Kredit- 
geschäfte, die  Verfügungsgeschäfte  aber  die  Leistungsgeschäfte  des 
Veikdus.  Der  Austausch  der  Crüter  wird  durch  Verpflichtungsgeschäft 
vorbereitet,  durch  VerfSgungsgeschift  bewirkt  Um  der  Verfugungs- 
geschafte  (des  Güteraustausches)  willen  ist  dw  ganze  Verkehr  da. 

V.  Legitimation.  Das  Verfügungsgeschäft  vermittelt  den  sog.  ab-  AbfaWMv 
geleiteten  Rechtserwerb.  Der  Verfügungserwerber  ist  der  Xachmann.  Der 
Verfügende  (z.  B.  der  Veräußernde,  Verpfändende,  Erlassende)  ist  sein  Vor- 
mann (anctoi).  Der  Erwerb  des  Nachmanns  ist  von  dem  Rechte  des  Vor- 
manns  abhängig.  Nur  die  Verfugung  des  VerfQgungsberechtigten  (des 
wahren  ^pentumers,  des  wahren  Gläub^^eis)  ist  durch  sich  selber  eine 
wirksame  Verfügung.  Der  Verfugungserwerb  ist  ein  durch  das  Redit  des 
Vormanns  bedingter  Erwerb. 

So  notwendig  diese  Sätze  erscheinen,  so  unzulänglich  sind  sie  doch 
für  den  Verkehr.  Der  Erwerber  ist  außerstande,  die  Berechtigung  seines 
Vonnaans  jedesmal  hinlänglich  nachzuprüfen.  Der  abgeleitete  Erwerb 
durch  Verft^gfungsgeschfift  ist  als  soldier  ein  unsicherer  Erwerb.  Das  Redit 
der  Verf^^ungsgesdilfte  bedarf  im  Verkehrsinteresse  einer  Eiginzung. 

Loh  römischen  Recht  ist  zu  diesem  Zweck  die  Ersitzung  ausgebildet  Heilte— y. 
worden.  Sie  dient  ergänzend  wenigstens  für  den  Sachverkehr.  Wer  gut- 
gläubig durch  Veräußerungsgeschäft  eine  Sache  vom  Nichteigentümer  er- 
worben hatte,  erwarb  in  der  Regel  trotz  mangelnden  Rechts  seines  Vor- 
manns  das  Eigentum  nachtiig^ch  dordi  Erritzung,  d.  h»  dadurch,  dafi  er 
die  Sache  dne  bestimmte  Zeitlang  besalL  Nach  dem  Recltte  des  Coq^us 
Juris  werden  bewegliche  Sachen  in  drei  Jahren,  Gmndstficke  in  zelm  bzw. 
zwandg  Jahren  vom  gutgläubigen  Erwerber  ersessen.  Die  römische  Er- 
sitzung ist  im  1 6.  Jahrhundert  durch  Aufnahme  des  römischen  Rechts  auch 
bei  uns  zur  Geltung  gelangt.  Sie  sichert  den  Erwerb  des  Sacherwcrbers. 
Aber  sie  sichert  ihn  erst  nach  Ablauf  einer  geraumen  Zeit  Es  bleibt  dabei, 
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daß  grundsätzlich  der  wahre  Eigwotfimer  dem  verkehrsmäßigen  Erwerber 
vorg^eht  Nur  daß  dom  Eigentümor  für  die  Geltendmachung^  seines  Eigeo^ 
tums  eine  bestimmte  Frist  (die  Ersitzungsfrist)  gesetzt  ist 

Dem  neuzeitlichen  Verkehr  kann  die  Ersitzung  nicht  genügen.  Einmal: 
die  Ersitzung  schützt  nur  den  Eigentumserwerb  an  Sachen,  nicht  sonstigen 
verfügungsmäßigen  Erwerb.  Zum  andern:  die  Eraitinng'  axbeitet  xa  langsam. 
Der  Verkehr  der  Gegenwart  fordert  sofortige  Sichexlieit  des  verkdixs- 
mäßigen  Erwerbs.  Der  Verkehr  von  heute  kann  nicht  warten.  Er  will 
sofort  den  Vorrang  des  Erwerbers  vor  dem  Eigentümer.  Der  Schutz  des 
gxitgläubigen  Verkehrs  ist  ihm  wichtiger  als  der  Schutz  des  wahren  Eigen- 
tums. Der  geldwirtschaftUchc  Verkehr  verlangt  die  Beseitigung  der  Er- 
sitzungsfrist 

ugtüMtiaB.  IMe  groBe  Reform  des  Vexkehrsrechtay  um  die  es  rieh  an  dieser  Stelle 
handelt»  ist  durch  das  bOfgerlidie  Gesettbudi  voUsogen  worden.  IMe  Er» 
Sitzung  spielt  im  bürgerlichen  Gresetzbuch  nur  noch  eine  ganz  tmter- 
geordnete  Rolle.  Die  Sicherung  des  Verkehrs  wird  durch  andere  viel 
weiter  greifende,  sofortige  Erwerbswirkung  schaffende  Rechtssätze  erreicht: 
durch  die  Rechtssätze  von  der  Legitimation. 

Legitimation  ist  nicht  Verfügungsberechtigung,  aber  de  ersetzt  die 
Verfügungsberechtigung  für  den  Verkehr.  Sie  mad&t  das  Verfügungs- 
geschäft des  mcfaAereditigten  wixksam  zu  Lasfeen  des  in  Wahrheit  Be- 
rechtigten, zugunsten  des  gutgläubigen  Verfugungserwerbers.  Legltip 
mation  ist  der  für  den  Verkehr  ausreichende  Ausweis  der  Verfügungs- 
berechtigung. Wer  legitimiert  ist,  d.  h.  wer  solchen  Ausweis  besitzt,  gilt 
zugunsten  des  gutgläubigen  Verkehrs  als  verfügungsberechtigt,  mag  er 
in  Wahrheit  berechtigt  sein  oder  nicht 

Efaie  ganze  Reihe  von  Rechtssätzen  des  blixgeilidien  Gesetzbudis 
handelt  von  der  Legitimation,  von  den  Vorsdiriften  „zugunsten  dm> 
jenigen,  welche  Rechte  von  einem  Nichtberechtigten  herleiten«,  d.  h.  von 
dem  Erwerbe  durch  Verfügung  eines  Xichtberechtig^en.  Für  den  Fahrnis- 
verkehr  legitimiert  der  Besitz:  der  gutgläubige  Erwerb  durch  Vorfügung 
des  Besitzers  der  beweglichen  Sache  ist  grundsätzüch  (falls  nicht  die 
Sache  dem  wahren  Hgentümer  wider  Willen  abhanden  gekommen  war) 
soioTt  wirksamer  Enrei^  (es  bedarf  kdner  Ersitzung).  Für  den  liegeup 
schaftsverkehr  legitimiert  die  Eintragui^  im  Grundbuch:  der  gutgläubige 
Erwerb  von  dem,  der  als  berechtigt  im  Grundbuch  ^getragen  steht,  ist 
grundsätzlich  ein  sofort  wirksamer  Erwerb,  auch  wenn  der  im  Grundbuch 
Eingetravi^ene  in  Wahrheit  nicht  der  Berechtigte  ist.  Die  Gläubiger- 
legitimation behält  der  bisherige  Gläubiger  dem  gutgläubigen  Schuldner 
gegenüber,  auch  wenn  die  Glaubigerschait  des  bisherigen  Gläubigers 
durdi  Abtretung  der  Forderung  an  einen  Dritten  ber^ts  ihr  Ende  er- 
rmcht  hat:  solange  der  Schuldner  von  der  geschehenen  Abtretung  keine 
Kenntnis  hat,  kann  der  bisherige  Gläubiger  ihm  wirksam  die  Schuld  er- 
lassen, ihn  durch  TAhiungaannahmA  vou  der  Schuld  befreien  us£  Die 
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Erbenlejsfitimation  wird  durch  den  Erbschein  begründet  Wer  durch  einen 
Erbschein  als  Erbe  ausgewiesen  ist,  kann  zugunsten  des  gutgläubigen 
Dritten  wirksam  alle  Verfügimgen  vornehmen,  wie  wenn  er  der  wirkliche 
Exbe  wire,  mag  er  nun  in  Wahrlwit  EA>e  «da  oder  nicht:  ihm  Ic&men 
die  EiiMdiaftsaGhuldner  wirksam  zahlen,  er  kann  «ne  Erhschallsfbrderung' 
wksam  abtreten  os^  Immer  hat  der  Legitimierte  sugunsten  des  gut- 
g^läubigen  Verkehrs  die  Rolle  eines  VerfOgungsbereclitigten  (bzw.  eines 
Erbberechtigten). 

Die  Rechtssätze  über  die  Legitimation,  von  denen  im  vorigen  nur 
einige  Beispiele  gegeben  sind,  finden  sich  in  den  mannigfaltigsten  Formen 
überall  im  bOtgerlidiett  GrMetzbudie.  shid  über  das  gesamte  nene 
Recht  ausbreitet  und  geben  dem  Veikdursrecht  des  bfirgerlichen  0e> 
setzbuchs  sein  eigenartiges  Gepri^e.  Sie  gelten  for  alle  Arten  der  Ver- 
fugimgsgeschäfte  ^istimgsgeschäfte).  Sie  sichern  den  gutgläubigen  Ver- 
kehr schlechtweg.  Legitimation  ist  nach  dem  bürgerlichen  Gesetzbuche 
besser,  stärker,  als  Berechtigung.  Die  Geldwirtschaft,  die  einen  un- 
ausscheidbaren  Bestandteil  der  Kultur  der  Gegenwart  bedeutet,  hat  auch 
die  Reditss&tze  des  bürgexüdien  Gresetzbndu  von  der  Legitimation 
diktiert:  das  Interesse  am  Schutz  des  Austausdies,  des  Umsatzes  der 
Güter  ist  stirker  als  das  Interesse  an  der  Aufirechterhaltung  des  be- 
stdienden  Rechts. 

VI.  Schutz  der  Rechte.  Der  Schutz  der  Rechte  gegen  tatsächliche  Vwbot  der 
Verletzvmg  kauu  nur  ausnahmsweise  durch  die  Eigenmacht  des  Berechtigten 
vennittelt  werden.  Wie  nadi  Udierigem  gemeinen  Redit,  so  ist  auch 
nach  dem  bürgerlidien  Gesetzbndie  die  Sdbstlülfe  grundsatzlich  nur  im 
Notfall  gestattet:  soweit  obrigkritliche  Ifilfe  nidit  rechtzeitig  zu  erlangen 
ist  Der  Grundsatz  für  den  Rechtsschutz  lautet:  Staatshilfe,  nicht  Selbst- 
hilfe. Es  bedarf  des  Gerichtsverfahrens,  des  Prozesses,  um  die  Wieder- 
herstellung des  verletzten  Rechts  zu  erzwingen.  Hier  ist  der  Punkt,  wo 
das  Privatrecht  sich  dem  öffentlichen  Recht  einordnet:  das  Privatrecht 
wird  efgänzt  durch  das  öffentliche  Recht 

Das  Gerichtsverfiahren  für  Privatrechtsstrmtigkeiten  ist  in  der  Zivil- 
prozeßordnung geregelt,  nicht  im  büxgerlichen  Gesetzbudie.  IMe  scharfe 
Scheidung  zwischen  den  (öffentlich  rechtlichen)  Rechtssätzen  vom  Ver- 
fahren und  den  für  das  Sachverhältnis  geltenden  Rechtssätzen  des  Privat- 
rechts ist  vom  bürgerlichen  (resetzbuche  grundsätzlich  durchgeführt.  So 
ist  denn  auch  an  dieser  Stelle  im  bürgerlichen  Gesetzbuche  nicht  von  der 
Klage  die  Rede,  sondern  nur  vom  Anspruch. 

Anspruch  im  Sinne  des  bfirgerlichen  Gesetzbuchs  ist  der  Ldstnngs-  Ampn^ 
anspruch,  d.  h.  das  private  Recht  auf  gegnerische  Ldstung.  Der  Anspruch 
erwächst  dem  Privatrecht,  soweit  die  Verwirklichung  des  eigenen  Rechts 
einer  fremden  Handlung  bedarf.    Insoweit  besteht  das  Bedürfnis  nach 
staatlichem  Schutze,  um  den  nicht  freiwillig  leistenden  Gegner  zu  der 
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von  ihm  zu  erbring^enden  Handlung-  zu  nötigen.  Mit  dem  Dasein  des  An- 
spruchs ist  die  privatrechtliche  Voraussetzung  für  die  Gewährung  des 
staatlichen  Schutzes  erfüllt.  Der  Anspruch  stellt  das  für  den  Rechtsschutz 
reife  Privatrecht  dar,  und  es  bedeutet  die  Gewährung  eines  Anspruchs  durch 
das  bfirgerliche  Gesetzbuch  daher  zugleich  die  Tatsache,  daS  bei  ErfiUhu^ 
auch  der  prozeArechÜidien  (offenüichrechtlichen)  Bedingung^  Staatssdmtz 
gewährt  werden  wird. 

Der  Anspruch  ist  stets  gegen  einen  persönlich  bestimmten  Gegner 
gerichtet.  Aber  die  Person  des  Gegners  ist  bald  schon  durch  den  Inhalt 
des  anspruchgeschützten  Rechts,  bald  erst  durch  eine  Beeinträchtigung 
des  Rechts  gegeben.  Im  ersten  Fall  spricht  man,  im  Anschlufi  an 
römische  Kategorien,  von  dnem  persönlidien,  im  zwdten  von  einem 
cUnglichen  Anspruch.  Persönlich  nnd  alle  Anquruche  aus  Forderungs- 
rechten: schon  der  Inhalt  des  Forderungsrechts  bestimmt  den  Anspruchs- 
gegner  (den  Schuldner).  Dinglich  sind  die  Ansprüche  aus  den  Sachen- 
rechten und  den  per.sonenrechtlichen  Herrschaftsrechten,  z.  B.  der  Anspruch 
des  Eigentümers  auf  Herausgabe  der  Sache,  der  Anspruch  des  Vaters 
auf  Herausgabe  des  Kindes.  Auch  der  £rbschaftsanq>mch,  durch  den 
das  Erbrecht  gegen  einen  unberechtigten  Erbschaftsbesitzer  gdtend  ge- 
macht wird,  ist  ein  dinglidier  AaapmcL.  Immer  bestimmt  äch  in  diesen 
Fallen  die  Person  des  Anspruchsgegners  nicht  schon  durch  den  Inhalt  des 
geltend  gemachten  Rechtes  selbst.  Der  dingliche  Anspruch  ist  eine  bloße 
einzelne  Folgeerscheinung  des  anspruchgeschützten  Rechts,  während  im 
persönlichen  Anspruch  der  Inhalt  des  zugrunde  liegenden  Rechts  sich 
ausspricht 

v«jUnBg;  Für  den  Ansprudi  güt  die  AnqnruchsvegUimng.  Die  Veijährung^ 
frist  bet^^  in  der  Regel  dreiflig  Jahre.  Dodi  gibt  es  zahlreiche  Aus- 
nahmen.   Die  Ansprüche  der  Crewerbetrdbenden  aus  den  Verkehre 

geschäften  des  täglichen  Lebens  verjähren  meistens  schon  in  zwei  Jahren. 
Nach  Ablauf  der  Verjährungszeit  steht  dem  Anspruchverpflichteten  die 
Einrede  der  Verjährung  zur  Seite.  Der  Anspruch  wird  durch  Ablauf  der 
Verjährungszeit  nicht  aufgehoben.  Vlelmdir  kann  der  Vcdfpfllditete  immer 
noch  gültig  leisten.  Aber  der  Vexi^Uchtete  kann  die  Leistung  verwdgera. 
Der  Verjihrungsnnwand  setzt  än  in  £e  Zjig«^  den  Ansfffucih  abmwdsen,  felis 
es  ihm  etwa  nur  am  Nadiweis  derAitfhebung  sdner  Verbindlichkeit  mangdt 

fi«iits.  VII.  Schutz  des  Besitzes.  Eigenartig  sind  die  Besitzansprüche. 
Sie  zählen  weder  zu  den  dinglichen  noch  zu  den  persönlichen  Ansprüchen, 
weil  sie  überhaupt  nicht  aus  einem  Recht,  sondern  aus  der  nackten  Tab* 
Sache  des  Bedtzes  hervoigehea  Sie  stehen  als  „possessorische«  (dem 
Besttzsdmtz  dienende)  Anspriiche  den  ,ipetitOTisdien<<  (dem  Recbtssdiutz 
dienenden)  dinglichen  und  persönlichen  AnsprOchen  gegenüber. 

Der  Besitz  wird  als  solcher  geschützt,  mag  er  auch  der  Besitz  eines 
unredlichen  Besitzers,  ja  eines  Diebes  sein.    Er  wird  geschützt  gegen 
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„verbotene  Eigenmacht",  d.  h.  gegen  jede  Kgenmadit  ^es  Nichtbesitzers, 
mag  die  l^genmacht  in  Besitzstörung  oder  in  Besitzentziehung  sich  äufiem. 
Im  Falle  der  Besitzstörung  geht  der  Beaitzans[»uch  «tf  Besdtigung  der 

Störung,  im  Falle  der  Besitzentziehung  auf  Rückgabe  der  Sache  durch 
den  eigenmächtiijcn  Besitzer,  bloß  auf  Grund  der  Tatsache  des  Besitzes, 
ohne  daß  ein  Recht  behauptet  zu  werden  brauchte.  Auch  der  Dieb,  den 
ein  anderer  Dieb  bestiehlt,  kann  mit  dem  Besitzanspruch  gegen  den  jetzt 
bedtzendmi  zmten  l^eb  duftdidriogen. 

Der  Besitz  (den  das  Recht  scharf  vom  ^fentom,  der  rechtlichen 
Sachherrschaft,  unterscheidet)  besteht  lediglich  in  der  tatsächlichen  Zu- 
gehörigkeit der  Sache  zu  einer  Person.  Er  wird  erworben  durch  tat- 
sächHchen,  körperlichen  Erwerb  der  Sachgewalt.  Nach  römischem  Recht 
war  Besil/er  im  Rechtssinn  nur  der  Besitzer  mit  Herrenwillen  (animus 
dominij,  d.  h.  nur  der  Besitzer,  der  keines  anderen  Sachgewalt  anerkannte. 
Nur  der  Hausbesitzer  war  Besitzer  des  vermieteten  Hauses,  nicht  der 
Mieter.  Jede  JKgenmacht  des  Mieters  gegenüber  dem  Vermieter  war 
nach  romischem  Recht  verbotene  Eigenmacht  Das  bfirgerliche  Gesetz- 
buch ist  (im  Anschlufi  an  die  gemeinrechlHche  Entwickelung)  demokratischer. 
Der  Herrenwille  ist  gleichgültig.  Es  genügt  die  körjjerliche  Sachgewalt 
(das  corpus).  Der  Mieter  ist  Besitzer  geworden.  Er  hat  heute  die  Besitz- 
ansprüche. Er  kann  keine  verbotene  Eigenmacht  begehen.  X'ielmehr  ist 
nach  dem  bürgerlichen  Gesetzbuche  jede  Eigenmadit  des  Vermieters 
g^fenüber  dem  Mieter  verbotene  Eigenmacht.  Auch  der  Vermieter 
ist  nach  dem  bürgerlichen  Gesetzbuche  noch  Besitzer,  aber  nur  „mittel» 
barer"  Besitzer,  d.  h.  sein  Besitz  wird  durch  den  mieterischen  Besitz 
Dritten  gegenüber  vermittelt  und  ist  dem  Mieter  selber  gegenüber  un- 
wirksam. 

Das  Eigentümliche  der  Besitzansprüche  ist,  daü  sie  imuK-r  nur  einen  UeatMiupriiciML 
vorläufigen  Schutz  gewähren.  Der  petitorische  dingliche  und  person- 
liche Aasprwtk  geht  auf  endgültige  Befriedigung.  Er  bringt  eine  Rechts- 
frage zum  Austrag.  Der  Besitzanspruch  aber  dient  immer  nur  zur  vor- 
läufigen Regelung  der  Besitz  Verhältnisse,  nämlich  bis  zur  Entscheidung 
der  Rechtsfrage.  Es  bleibt  stets  der  dem  einen  oder  dem  anderen  Teile 
zuständige  petitorische  Anspruch  vorbehalten.  Nur  solange  über  die 
petitorische  Frage  (die  Rechtsfrage)  noch  nicht  entschieden  ist,  soll  der 
Besitzanspruch  maßgebend  sein.  Darum  erlischt  der  Besitzanspruch,  so- 
bald die  verbotene  Eigenmacht  durch  rechtskräftige  Entscheidung  der 
Rechtsfrage  nachträglich  sachlich  gerechtfertigt  wird.  Nur  aus  formellen 
Gründen  ist  dem  Besitzer  der  Besitzanspruch  zuständig:  das  Handeln  des 
anderen  hat  die  Form  der  verbotenen  Eigenmacht.  Darum  ist  der  Besitz- 
anspruch ein  Anspruch  unvollkommener  Art.  Er  ist  nicht  das  Recht, 
endgültig  zu  verlangen,  sondern  nur  das  Recht,  vorläufig  zu  verlangen. 
Er  i9t  kurzlebig  und  verschwindet^  als  wenn  er  nie  dagewesen  wär^  wenn 
er  binnen  Jahresfrist  nicht  geltend  gemacht  wird.   Er  wurzelt  nicht  in 
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sachliche  Berechtigung,  sondern  in  den  Anforderungen  der  öffent- 
lichen Ordnung. 

Grand  det  Die  Ordnung  des  Gemeinlebens  verlangt  den  Ausschluß  wie  der 

athnchsisai.  Selbsthilfe  so  jeder  Eigenmacht  Wer  Eigenmacht  übt,  soll  zunächst, 
d.  h.  bis  er  seinen  Rechtsanspruch  im  Weg'e  des  vorg-pschriobencn  Gerichts- 
verfahrens durchgesetzt  hat,  die  Wirkungen  seiner  Eigenmacht  rückgängig 
zu  machen,  die  Besitzstörung  zu  beseitigen,  die  durch  Eigenmacht  ge- 
nommene Sadie  bis  auf  weiteres  dem  früheren  Beatzer  zurudczugeben 
schiddisf  s«n.  Soweit  Selbsthilfe  znlSs^  ist  (fm  Notfelle)»  ist  gegen  den 
Selbsthilfe  (Eigenmacht)  t)benden  der  Besitzanspruch  ausgeschlossen  (die 
Eigenmacht  war  keine  verbotene).  Soweit  aber  Selbsthilfe  verboten  ist, 
besteht  der  Besitzanspruch  j^cgcnüber  jeder  Eigenmacht  eines  Micht- 
besitzers.  In  den  Besitzansprüchen  vollendet  sich  das  System  des  Rechts- 
schutzes der  Gegenwart.  Das  Verbot  der  Eigemnacht,  das  den  Besitz- 
anspruch hervorbringt,  steht  ergänzend  neben  dem  Verbot  der  Selbste 
hilfe.  Die  possessorisdie  Wirkung  der  verbotenen  ^penmadit  entspringt 
dem  Grundgedanken  unseres  öffentlichen  Rechts,  daß  Zwangsübung  (Ge- 
waltübung) gegen  eine  Person  grundsätzlich  der  Privatperson  entsogen 
und  dem  Staate  vorbehalten  ist 

Freiheit  im  Sinne  der  Neuzeit  ist,  von  jeder  privaten  Zwangsgewalt, 
die  nicht  Familiengewalt  ist,  frei  zu  sein.  Dem  Staate  imtertan  zu  sein, 
ist  Ausdruck  der  Freiheit;  Zwangsgewalt  einer  Mvatperson  ist  Ws^ä/Braag 
der  Freiheit  Um  der  Freiheit  willen  besteht  das  Veibot  der  Seibathilfe 
und  um  der  Freiheit  willen  besteht  der  Besitzanspruch. 

Das  romische  Recht  gewährte  die  Besitzansprüche  nur  den  Herren- 
besitzern. Die  römische  Freiheit  war  aristokratischer  Natur.  Durch  die 
deutsche  Entwickelung,  die  im  bürgerlichen  Gesetzbuche  vollendet  wurde, 
ist  der  Besitzesschutz  allen  Sachbesitzem  gegeben  worden.  Es  liegt  darin 
«ne  Erstredcung  der  Freiheitsrechte  zugunsten  der  brdten  bürgerlichen 
Masse.  So  ist  durdi  die  ZustSndigkeit  des  Besitzanspruchs  der  Mieter  von 
privater  Zwangsgewalt  des  Vermieters  befreit  worden.  Auch  in  den  un- 
scheinbaren Resit7ansprüchen  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  kommt  die 
bürgerlich -freiheitliche  Kultur  der  Gegenwart  zum  Ausdruck.  Unser  Be- 
sitzrecht ist  bürgerlicher,  demokratischer  Natur. 


B.  Das  Recht  der  SchuldverhftltiiiBse. 

I.  Wesen  des  Forderungsrechts.    Mit  dem  Recht  der  Schuld- 
verhältnisse eröffnet  sich  das  V^ermögensrecht  Das  Vermögensrecht  «Arfiii» 
in  Schuldrecht  und  Sachenrecht 
laluii  dM        Das  Recht  der  Schuldverhältnisse  ist  mit  dem  Recht  der  Forderungs- 
'"II^ST  gleidibedeutend.   Der  Lihalt  des  Forderungsrechts  erschöpft  sich 

darin,  daB  es  eine  Schuldverpflichtui^  hervorbringt  Das  Fordemngsrecht 
ist  nidit  das  Recht,  dafi  man  selber  handle,  sondern  nur  das  Recht,  daft 
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ein  bestimmter  andefer  liamiftto.  IXe  Verwifidichung  des  Focdenuigsredits 
ist  nur  durch  das  Ifittel  fremder  Handlung  (die  Leistung  des  Schuldners) 
mOglidL  Damm  besteht  das  Forderungsrecht,  z.B.  das  Recht  des  Dar- 

Idmsgläubigers,  lediglich  in  einem  Ansprüche,  d.  h.  in  dem  nur  durch 
gerichtliche  Geltendmachung  (Klage)  durchzusetzenden  Recht,  eine  Leistung 
von  einem  bestimmten  anderen  (dem  Schuldner)  zu  verlangen.  Eigen- 
mächtige Ausübung  des  Forderungsrechts  ist  ausgeschlossen.  Das  Forde- 
rungsrecht gewährt  keine  gegenwärtige  Henrsdiaftaerwelteruiy, 

Darum  ist  das  Forderungsrecht»  solange  es  besteht,  unbefriedigt: 
die  Handlui^f  auf  die  es  sich  richtet,  ist  noch  nicht  vonbFacht  Sein  In- 
halt ist  auf  die  Zukunft  gerichtet:  einen  bestimmten  Leistongserfolg  hervoi^ 
zubringen.  Sobald  der  Leistungserfolg  da  ist,  hat  das  Forderungsrecht 
seine  Schuldigkeit  getan.  In  seiner  Befriedigung  geht  es  unter.  Sobald 
es  zu  dem  Augenblicke  sagen  möchte,  verweile  doch,  du  bist  so  schön, 
nimmt  sein  Dasein  ein  Ende.  Das  Forderungsrecht  ist  da,  damit  es  in 
sdner  Befriediguf^  untergehe.  Das  Fordemngsrecht  ist  nicht  Zwedc, 
nur  llQttel  des  Vermogensvefkehrs. 

II.  Die  Haftung  des  Schuldners.  Das  durch  das  Forderungsrecht  Pwasdicte 
gesetzte  Schuldverhältnis  erzeugt  die  persönliche  Haftung  des  Schuldners 
für  Erbringung  der  geschuldeten  Leistung.  In  alter  Zeit  haftete  der 
Schuldner  mit  seiner  gana«i  PersönUchkdt  Der  Sdinldiier  fiel,  wenn  er 
nicht  leistete,  mit  Leib  und  Leben,  mit  Hab  und  Gut  in  die  Gewalt  des 
Gläubigers.  IMe  Eing^nng  der  Schuldverbindlichkeit  vollzog  sich  durch 
Ffandsetzimg  der  eigenen  Person.  Die  Folge  der  Nichterfüllung  der  Schuld 
war  die  Schuldknechtschaft,  die  später  in  Schuldhaft  sich  verwandelte.  Der 
letzte  Rest  der  Haftung  des  Schuldners  mit  seinem  Leibe  ist  die  Wechsel- 
haft gewesen,  die  erst  durch  die  Gesetzgebung  des  neuen  Deutschen  Reichs 
beseitigt  worden  ist 

Heute  bedeutet  die  personlidie  Hafhmg  des  Schuldners  nur  noch  die 
Haftung  seines  jeweiligen  Vermögens.  Erfüllt  der  Scbtildner  nicht,  so 
erfolget  die  Befriedigung  des  Gläubigers  durch  Zwangsvollstreckung  in  die 
schuldnerische  Habe.  Soweit  NaturalvoUstreckung  (z.  B.  durch  Wegnahme 
der  geschuldeten  Sache)  unmöglich  ist,  muß  das  Forderun^srccht  sich  in 
Geld  umsetzen,  um  den  entsprechenden  Wert  dem  Vermögen  des  Schuldners 
zu  entnehmen. 

Die'Haftui^  des  Schuldners  bleibt  hinter  seiner  Schuld  zurüdc  Die 

Schuld  geht  auf  die  Leistung  selber,  die  Haftung  nur  auf  üarea  wirtschaft- 
lichen Wert  Der  Gläubiger  muß  sich  zufrieden  geben,  wenn  ihm  der 
Leistungs erfolg  zugute  kommt  So  ist  der  Schuldner  frei,  auch  wenn 
ein  anderer  dem  Gläubiger  das  Geschuldete  leistet.  Vor  allem:  der 
Schuldner  ist  rechtlich  nicht  verhindert,  der  Schuldverptiichtung  zuwider 
ZU  handeln.  Er  kann  z.  B.  die  verkaufte  (noch  nidit  übergebene)  Sache 
wiederum  einem  anderen  gültig  verkaufen  und  den  zweiten  Käufer  durch 
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Übergabe  gültig  zum  Eigentümer  machen.  Dem  ersten  Käufer  bleibt 
sein  Kaufforderungsrecht,  aber  er  wird  durch  Zwangsvollstreckung  nicht 
zur  Naturalbefriedigung,  sondern  nur  zur  Leistung-  von  SchadensMsatz  in 
Gdd,  d.li.  zu  dem  Wert  seiner  Fordening,  gelangen.  Vereitelt  der  Schuldner 
die  NaturalerfuUung,  so  haftet  er  für  Schadensersatz  wegen  Nichterfüllung. 
Darin  äuBert  und  erschöpft  sich  die  Kraft  des  Forderungsrechts,  zui^Ieich 
die  Wirkuncr  der  schuldrochtlichen  Verpflichtung.  Die  Schuldverpflichtung 
bindet  den  AVillen  des  Schuldners  nicht;  sie  verhaftet  nur  sein  Vermögen. 
Das  Schuldverhältnis  ist  kein  Gewaltverhältnis,  die  Schuldverpflichtung 
keine  Unterordnung.  Der  Sdiuldner  bleibt  dem  Gläubiger  gegenflber  dne 
ToUfreie  Persönlichkeit  Die  Schuld  ist  nur  eine  Minderung  seines  Ver- 
mögens, nicht  seiner  Freilieit  Das  Schuldrecht  ist  ein  Teil  des  Ver- 
mögensrechts. 

III.  Der  Inhalt  des  Schuldverhältuisses.  Auf  der  Entwickelungs- 
stufe  des  älteren  Rechts  bestimmt  der  Inhalt  des  Schuldverhältnisses  sich 
genau  nach  dem  Schuldgrunde.  Es  mufi  das  geschehen,  was  zugesagt  is^ 
nicht  mehr  imd  nicht  weniger.  Die  Schuldverhältnisse  sind  strenger,  un- 
beweglicher Natur.  Das  römische  Recht  hat  im  Lauf  seiner  Entwickelung 
einzelne  Schuldverhältnisse  (z.  B.  die  .Schuld  aus  Kauf  und  Miete)  aus- 
gebildet, für  die  der  Inhalt  sich  nicht  genau  durch  den  prsrhlossenen 
Vertrag,  sondern  auf  Grund  der  Gesamtumstände  nach  Treu  und  Glauben 
bestimmte.  Die  bonae  fidei  obligatio  trat  neben  die  stricti  iuris  obligatio. 
Tim  md  Das  bfixgerUche  Gesetzbuch  hat,  an  die  gemeinrechtliche  Entwickelung- 
GiniMik  aoioif^feiM}^  das  unserer  Zeit  entq»rechende  Recht  voll  dnrchgefBhrt  Nach 
dem  bürgerlichen  Gesetzbucho  bestimmt  der  Inhalt  aller  Schuldverbind- 
lichkeiten sich  nicht  U'diglich  nach  den  logischen  Ergebnissen  dc^  Ent- 
stehungsvorganus,  sondern  nach  Treu  und  Glauben:  die  Leistung"  ist,  was 
auch  ihr  Schuldgrund  sein  möge,  „so  zu  bewirken,  wie  Treu  und  Glauben 
mit  Rücksicht  anf  die  Verkehrssitte  es  erfordern".  Weder  der  Gläubiger, 
noch  der  Schuldner  kann  auf  seinem  Schein  bestehen.  Was  Treu  und 
Glauben  nach  MaBgabe  der  Vericehrssitte  fordern,  kann  weniger,  aber  auch 
mehr  sein,  als  was  versprochen  bzw.  ursprünglich  geschuldet  wurde.  Was 
aus  dem  Schule! vr-rhältnis  zu  leisten  sein  wird,  kann  nicht  von  vornherein 
genau  gesag^t  werden.  Es  bestimmt  sich  alles  nach  Umständen,  nach  der 
Lage  der  Dinge  sowohl  zur  Zeit  der  Entstehung  des  Schuldverhältuisses 
wie  später  (z.  B.  infolge  von  Verschulden  oder  Verzug).  Alle  Forderungs- 
rechte stehen  unter  dem  Regiment  von  Treu  und  Glauben.  Sie  bekommen 
dadurch  etwas  Unberechenbares.  Aber  das  ist  es  gerade,  was  in  weit- 
aus den  meisten  Fällen  dem  Verkehr  entspricht  Es  liegt  in  der  Natur 
der  Dincfe,  daß  die  Parteien  im  voraus  nicht  alles  zu  berechnen  und  zu 
bereden  imstande  sind.  Sie  pflegen  sich  auf  die  X'ereiiibarung  dessen  zu 
beschränken,  was  ihnen  gegenwärtig  als  die  Haupt^che  erscheint,  z.  B. 
beim  Kauf  auf  die  Beredung  von  Preis  imd  Ware.   Was  sonst  alles  an 
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Wirkungen  aus  dem  Rechtsgeschäft  hervorgehen  soll,  wenn  nicht  vorher- 
gesehene Umstände  eintreten,  wenn  z.  B.  die  Sache  Mängel  hat  oder  dem 
Käufer  voa  dnem  Dritten  (dem  wahren  Eigentumer)  abgestritten  wird,  oder 
der  eine  Teil  in  Verzug  gerät  oder  schuldhaft  handelt,  das  kann  und  sott 
nicht  nach  dem  Vertrage,  sondern  nur  nach  Treu  und  Glauben,  nach  Mafi- 
gabe der  Vericehrssitte  beurteilt  werden.  'Aus  der  VorkehrK^tte  entwickelt 
sich  naturgemäß  ein  Vcrkohrsrecht,  das  die  Anforderungen  von  Treu 
und  Glauben  für  die  einzehien  Schuldverhältnisse  in  bestimmte  Regeln 
faßt  Das  große  Vorbild  hat  hier  das  römische  Recht  gegeben,  dessen 
StSike  gerade  darin  beruht,  dem  Schuldrecht  der  gangbarsten  Vertrage 
(so  Kauf  und  Miete,  die  schon  damals  als  bonae  fidei  n^fotia  behandelt 
worden)  auf  Grund  der  bona  fides  bestimmte  und  doch  biegsame  Form 
zu  geben.  Das  bürgerliche  Gesetzbuch  ist  darin  dem  römischen  Recht 
gefolgt.  Der  weitaus  größte  Teil  des  im  zweiten  Buche  des  bürgerlichen 
Gesetzbuchs  niedergelegten  Schuldrechts  besteht  in  der  Entwickelung 
solcher  ergänzenden  Kcchtssätze,  die  klarstellen,  was  Treu  und  Glauben 
von  der  Partei  fordert,  soweit  der  Schuldvertrag  keine  bestimmte  Aus- 
kunft gibt 

Und  doch  finden  rieh  auch  im  heut^fen  Redit  einzelne  Schuldvei>  stmi*  .scbnia. 
hiltniase»  die  an  die  strengrechUichen  Obligationen  der  älteren  Zeit  er-  *«p^>>*«"s- 

innem,  die  einen  berechenbaren,  nach  Maßgabe  des  Schuldgrunds  genau 
sich  bestimmenden  Inhalt  haben.  Das  gilt,  um  die  wichtigsten  Fälle 
zu  nennen,  von  der  WechselverpÜichtung  imd  von  der  Schuld  aus  dem 
Inhaberpapier.  Aus  dem  Wechsel  wird  genau  die  Wecdisdsumme  (mit  den 
Nebenleistungen,  welche  die  Wechselordnung  festsetzt),  aus  dem  Inhabetw  wadwo. 
papier  (z.  B.  der  Banknote)  genau  die  zugesagte  Leistung  geschuldet  Der  ^■^■■'«pvi«- 
Verkehr  bedarf  für  gewisse  Zwecke  auch  soldier  Strogen,  nicht  nach 
Umständen  wandelbaren  Schuldverpflichtungen.  Aber  diese  Fälle  sind 
nicht  als  Ausnahmen  von  dem  durch  das  bürgerliche  Gesetzbuch  allgemein 
aufgestellten  Grundsatz  der  Bestimmung  des  Schuldinhalts  nach  Treu  und 
Glauben  au&n&ssen.  Es  li^  vielmehr  so,  dafi  Treu  und  Glauben  nach 
Maflgabe  der  Verkehrssitte  in  diesen  FSUen  die  strenge,  berechenbare 
Wirkung  des  Schtddverhältnisses  fordert  Um  der  strengen  Schuldverbind- 
lichkeit willen  sind  diese  Rechtsverhältnisse  von  den  Parteien  geschaffen 
worden.  In  der  Strenge  liegt  ihr  Wert,  und  gerade  nach  Treu  und  Glauben 
müssen  sie  darum  genau  erfüllt  werden.  So  fordert  es  mit  der  Verkehrs- 
sitte das  Verkehrsrecht.  In  unserem  Recht  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs 
hat  der  Grundsatz  von  Treu  und  Glauben  eine  noch  gröfiore  Biegsamkeit 
und  Spannkraft  empfangen  als  im  romischen  Recht  Er  vennag  nicht 
bloß  die  von  vornherein  auf  Beweglidikeit  und  UnbesthamÜieit  ang^egten 
Schuldverhältnisse,  sondern  geradeso  auch  die  Sonderfalle  der  genau  ver- 
bindlichen Schuldverpflichtungen  in  sich  zu  begreifen  und  zu  beherrschen. 
Das  Schuldrecht  regelt  den  Kreditverkehr,  und  verinög-c'  des  Grundsatzes 
von  Treu  und  Glauben  vermag  es  den  Kreditverhältnissen  sowohl  die 
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nötig-e  Weite  und  Veränderlichkeit,  wie  auch,  soweit  es  nötig  ist,  die  Kraft 
und  rücksichtslose  Strenge  zu  geben,  die  der  Verkehr  der  Gegenwart 
fordert 

IV.  Die  Schuldgfründe.  Die  vomehmsten  Grunde  für  die  l&itsidbiiiiig 
eines  Schuldverhältnisses  sind  d%r  Vertrag  (Kontrakt  und  die  unerlaubte 

Handlung-  (Delikt). 

schnidvertriige.        Der  Vertrag  ist  zur  rcchtscjeschäftlichen  Begründung  eines  Schuld- 
verhältnisses notwendig  und  genügend. 

Er  ist  notwendig,  insofern  die  bloß  einseitig  erldärte,  von  der  anderen 
Seite  nicht  angenommene  Willenaneinui^  einer  Partei  dn  Schuldverhaltnis 
zu  begründen  außerstande  ist  Es  vetpfliditet  nicht  das  Veiqwedien  als 
solches,  sondern  nur  das  von  dem  anderen  Teil  ai^feaoianiene,  also  von 
beiden  Teilen  vereinbarte  Versprechen.  Nur  ausnahmsweise  hat  das 
bloß  einseitige  Versprechen  Vcrptlichtungskraft.  Unter  diesen  Gesichts- 
punkt fällt  die  Auslobung,  d.  h.  das  öffentlich  kundgegebene  Versprechen 
einer  Bdohnung  iOr  Vornahme  einer  Handlung.  Der  Audobende  haftet 
als  solcher  (solange  er  nicht  öffisnülch  seine  Zusage  widerrufen  hat):  es 
braucht  niemand  eine  Annahmeerklärung  abzugeben. 

Der  Vertrag  ist  andererseits  für  die  Erzeugung  eines  Schuldverhält- 
nisses genügend.  Darin  liegt  der  große  Grrundsatz  der  Vertragsfreiheit 
für  das  Gebiet  des  Schuldrechts  ausgesprochen.  Sonst  ist  durchweg  der 
Inhalt  der  Rechtsverhältnisse  von  Rechts  wegen  umschrieben.  Die  Parteien 
können  über  den  Erwerb  des  Eigentmns  bestimmen,  nidit  aber  über  den 
Umkrms  der  Eigentumsbefhgnisse.  Die  Begründting  des  ehelichen  Vei^ 
hältnisses  steht  im  Willen  der  Beteilig^ten,  nicht  aber  seine  Art  Auf  dem 
Gebiet  des  Schuldrechts  aber  ist  der  Inhalt  des  Rechtsverhältnisses  den 
Parteien  freigegeben.  Soweit  nicht  die  allgemeinen  Schranken  der  rechts- 
geschäftlichen Freiheit  (wie  das  Verbot  unsittlicher  oder  wucherischer  Ge- 
schäfte) eingreifen,  ist  den  Vertragsteilen  volle  Willkür  in  der  Gestaltung 
des  Schuldverhältnisses  gegeben.  Dem  Verkehrslebra  angehorige  Leistungen 
können  nach  Bdieben  und  in  beliebiger  Axt  von  den  Partien  zum  Gegen- 
stand eines  Schuldverhältnisses  gemacht  werden.  Daraus  folgt  der  wicht^e 
Satz,  daß  die  im  zweiten  Buch  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  gegebene 
Behandlung  des  Schuldrechts  weit  entfernt  ist,  die  möglichen  Schuld- 
verhältnisse abschließend  umgrenzen  zu  wollen,  daß  vielmehr  nach  Willkür 
auch  anders  gestaltete  Schuldverhältnisse  begründet  werden  können,  daß 
fdglidi  alle  Vorschriften  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  filier  das  SchuUU 
redit,  sofern  nicht  aasdrücUich  das  Gegenteil  bestimmt  is^  nur  den  Faxtei- 
willen  ergänzen,  also  durch  entgegengesetzte  Part^verdnbanmg  aus- 
geschlossen werden  können. 
Artomdar  Die  Schuldverträge  sind  entweder  gegenseitig  oder  nur  einseitig 

ScMdmiRK    verpflichtender  Natur.  Durch  den  gegenseitig  verpflichtenden  Schuldvertrag 
(z.  B.  den  Kauf,  die  Miete)  werden  beide  Teile  Gläubiger  und  Schuldner. 
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Durch  den  einseitig-  verpflichtenden  Schuldvertrag"  aber  erwirbt  nur  der 
eine  ein  Forderungsrecht,  so  daß  er  durch  den  Vertrag  ledigUch  bereichert, 
der  andere  ledigUch  belastet  wird.  Die  gegenseitigen  Verträge  verpflichten 
nur  zur  Leistung  gegen  Gegenleistung:  die  Forderung  eines  jedeft  Teils 
ist  durch  Gregenfordenmg  gebunden,  Zweck  und  Nutzen  des  Geschäfts  liegt 
lediglich  in  der  Zukunft  Der  einseitig  vefx^chtende  Schuldvertn^,  z.  B. 
der  Wechsel,  das  Inhaberp^>i^  (die  Banknote),  besitzt  dagegen  die  Fähig-  \v<sh.ri. 
keit,  dem  Gläubiger  schon  gegenwärtig  einen  Wertcfecfenstand  zu  ver- 
schaffen.  Hier  ist  die  Forderung  nicht  durch  eine  (Tegentbrderung  des 
anderen  Teils  behindert.  Hier  kann  die  Forderung  durch  strengrechtlich, 
genau  nadi  dem  Wortlaut  verpflichtendes  Schuldgeschift  zu  c^nem  ÜMt 
umgrenzten  Recht  gemacht  werden,  das  fOr  den  Verkehr  sofortig«!  be- 
rechenbaren Wert  besitzt  Die  gegenseitigen  Schuldvertrage  vermitteln 
den  Austausch  von  Werten.  Der  einseitig  verpflichtende  Schuldvertrag 
ist  imstande,  zur  Erzeugung  von  Werten  dienstbar  ZU  sein:  der  Wechsel 
ist  das  Papiergeld  der  Kaufleute. 

Die  Verpflichtungen  aus  unerlaubten  Handlungen  sind  Schadens- 
ersatzverpflichtungen. Wer  sdiuldhaft  firemde  Riechtsguter  schädigt,  soll 
dem  Geschädigten  zur  Ausgleichung  s^es  Schadens  verj^ditet  sein. 

Im  allgemeinen  hat  das  bürgerliche  Gresetzbuch  am  Verschuldungs-  un«ruubtr 
Prinzip  festgehalten.  Wo  keine  Schuld,  da  keine  ErsatzpflichL  Für  fremde 
Schuld  wird  nicht  gehaftet.  Das  Verursachungsprinzip  (die  Haftung  für 
den  Kausalzusammenhang  als  solchen)  ist  abgelehnt  Wenn  ein  Gehilfe, 
der  zu  irgendwelcher  Verrichtimg  bestellt  wurde,  Schaden  anrichtet,  so 
wird  dem  Unternehmer  der  Venichtung  (der  die  Gdiilfen  bestellte)  der 
Endastongsbeweis  verstattet:  er  ist  frei,  wenn  er  dartut,  daB  er  ohne 
eigenes  Verschulden  war,  daß  insbesondere  in  der  Bestellung  dieses  Gre- 
hilfen  kein  Verschulden  lag.  Anders  geartet  ist  der  Fall  des  Erfüllung^ 
gehilfen,  d.  h.  der  Fall,  daß  der  Gehilfe  für  eine  Verrichtung  bestellt  ward, 
die  einem  anderen  geschuldet  wurde  (z.  B.  der  Bau  eines  Hauses,  die 
Ausbesserung  einer  Sache):  dem  Gläubiger  haftet  der  Schuldner  für 
Versdittlden  sdnes  GddUbn  in  der  Erfüllung,  aber  nidit  unter  dorn  Ge- 
siditspunkt  einer  unerlaubten  Handlung,  d.  h.  nicht  unter  dem  Giesichts- 
punkt  einer  Haftung  für  fremdes  Verschulden  als  solches,  sondern  kraft 
der  Haftung  des  Schuldners  für  Erfullui^  seiner  bereits  bestehenden 
Schuldverbindlichkeit 

Das  Verursachungsprinzip  ist  für  die  gesetzliche  Schadensersatz- 
pflicht  vom  bürgerlichen  Gesetzbuche  nur  ausnahmsweise  zugrunde  gelegt 
worden.  Der  von  einem  Unzurechnungsfähigen,  z.  B.  einem  Kinde  oder 
einem  Geisteskranken  verursachte  Schaden  soll  von  dem  Unzurechnnngs- 
fähigen,  obgleich  er  rechtlich  eines  Verschuldens  unfähig  ist,  ersetzt  werden, 
sofern  Ersatz  des  Schadens  nicht  von  einem  aufsichtspflichtigen  Dritten 
erlangt  werden  kann  und  „die  Billigkeit  nach  den  Umständen,  insbesondere 
nach  den  Verhältnissen  der  Beteiligten,  eine  Schadlosbaltung  erfordert*^. 
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Hier  ist  der  Gedanke  zum  rechtlichen  Ausdruck  gekommen,  daß  Reich- 
tum verpflichtet.  Der  vermögende  Unzurechnungsfähige  soll  dem  un- 
vermögenden GesduUUgten  kraft  der  Venirsadiung  des  Sdiadens  als  solcher 
den  Schaden  zu  ersetzen  schuld^  sein.  Der  in  der  Rechtsgemeinsdiaft 
der  Volksg^enossen  wurzehide  Grundsatz  der  gerechten  Güter\'erteiliing 
zieht  in  solchem  Falle  die  Ausgleichungspfiicht,  d.  h.  die  Schadensersats- 
pflicht  nach  sich. 

Ohne  Rücksicht  auf  Verschulden  haftet  auch  derjenige,  der  ein  Tier 
hält  (d.  h.  zum  eigenen  Nutzen  dauernd  unterhält),  der  sog.  Tierhalter 
(nicht,  wie  nach  römisdiem  Redit,  der  Hereigentfimer  als  solcher)  filr  den 
von  dem  Tier  durch  Verletzung  eines  Mensdien  oder  einer  Sadie  ver- 
ursachten Schaden,  —  ein  praktisch  sehr  bedeutsamer  Rechtssatz,  der 
allerdings  voraussichtlich  im  Interesse  der  Landwirtschaft  und  aller  derer, 
die  in  ihrem  Gewerbe  Tiere  halten  müssen,  durch  die  Reichsgesetzgebung 
in  nächster  Zeit  eine  Einschränkung  erfahren  wird. 

Aber  solche  Fälle  sind  Ausnahmen.  Im  allgemeinen  bleibt  für  das 
Sdiuldrecht  des  büigerlichen  Gesetzbuchs  der  Grandsatz  mafigebend,  daß 
das  Sdraldverhältnis  in  der  Regel  entweder  aus  dem  Willen  des  Schuldners 
(Schuld vertrag)  oder  aus  Verschulden  hervorgeht 

Ober  einige  Schuldverträge  soll  insbesondere  gehandelt  werden. 

Kauf.  V.  Der  Kauf.  Die  wichtigsten  gegenseitigen  Schuldverträge  des 
bürgerlichen  Gesetzbuchs  sind  der  Kauf,  die  Miete,  der  DieDSt\'ertrag,  der 
Werkvertrag.  Auch  der  Gesellschaftsvertr^  wurde  zu  nennen  sdn,  wenn 
nicht  die  vornehmsten  Falle  des  Gresellsdiaftsverfaältnisses  (die  Handels- 
gesellschaften) ihre  Regelung  außerhalb  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  (im 
Handelsgesetzbuch  und  seinen  Nebengesetzen)  gefunden  hätten. 

Der  Kauf  ist  das  bedeutsamste  Austauschgeschäft  des  gcldwirtschaft- 
lichen  Lebens.  Der  Kauf  ist  der  Vertrag  über  Leistung  einer  Ware  gegen 
Preis.  Ware  kann  jeder  veräußerungsfähige  Gegenstand  (Sachen  tmd 
Rechte)  sein.  Der  wichtigste  Fall  ist  der  Sachkau£ 

MbcitiiaAv«.  Der  Sachveikäufer  sdinldet  dem  Käufer  Übergabe  der  Sache  und 
Verschaffung  des  Eigentums.  Auch  eine  fremde  Sache  kann  gültig  verkauft 
werden;  der  Verkäufer  haftet  weg-en  Mangels  am  Recht  für  Schadens- 
ersatz wegen  Nichterfüllung,  wenn  er  das  Eigentum  nicht  verschaflfen  kann. 
Auch  für  (dem  Käufer  ohne  grobe  Fahrlässigkeit  imbekannte)  Mängel 
der  Sache  wird  gehaftet,  aber  (falls  nicht  der  Verkäufer  den  Mangel 
arglistig  verschwieg)  nicht  nach  den  Rechtssätzen  von  der  NichterflUlung, 
sondern  nur  nach  den  Rechtssätzen  von  dem  kurz  veijährenden  Mängel- 
anspruch: der  Kaufer  kann  wegen  Sachmangels  Wandlung,  d,  h.  Rück- 
gängigmachung des  Kaufs,  oder  Minderung,  d.  h.  Minderung  des  Preises 
nach  Verhältnis  der  durch  den  Mangel  bewirkten  Wertminderung  verlangen. 

Gefkkitfagaaig.  Geht  die  verkaufte  Sache  vor  der  Übergabe  dm-ch  Zufall  unter,  so 
worden  beide  Teile  frei  (während  nach  römischem  Recht  der  Käufer  trotz- 
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dem  den  Preis  bezahlen  mufite).  In  diesem  Sinne  trägt  nach  dem  bürger- 
lichen Gesetzbttche  der  Verlcai;^^  die  Gefahr  der  Sache.  Nur  wenn  der 
Käufer  selbst  den  Untergang  der  Sache  verschuldet  hatte  bzw.  im  An- 

nahmeverzug  war,  oder  wenn  der  Verkäufer  (bei  dem  in  der  Regel  der 
Erfxillung-sort  für  T.oistung-  der  Ware  ist)  auf  Verlangen  des  Käufers 
die  Sache  zum  Transport  nach  einem  anderen  Orte  verschickt  hatto,  hat 
der  Käufer  die  Gefahr,  d.  h.  er  muß  trotz  Uutergangs  der  Sache  (auch 
bei  zufalligem  Untergange  während  des  Annahmeverzugs  bzw.  während 
des  Transports)  den  vollen  Kau^Mreis  zahlen.  Falls  der  Verkäufer  seiner- 
seits den  Untergang  verschuldete,  bleibt  die  volle  vericäuferische  Haftui^: 
der  Verkäufer  bleibt  gebunden,  aber  es  steht  beim  Käufer,  ob  er  den 
Vertrag  für  kraftlos  erklären  oder  ihn  geltend  machen  und  Schadensersatz 
wegen  Nichterfüllung  vom  Verkäufer  fordern  will.  Die  Schadensersatz- 
forderung des  Käufers  kann  sich  in  solchem  Fall  auf  Forderung  des  gegen- 
wärtigen Wertunterschieds  zwischen  Leistung  und  Gegenleistung  (Dififerenz) 
beschränken. 

Der  Kauf  kann  Fixgeschäft  sein,  d.  h.  es  kann  beredet  sein,  daB  sfagMddft 

nur  zu  einer  bestimmten  Zeit  geleistet  werden  soll  und  kann.  Regelmäßig 
gilt  im  Handelsverkehr,  insbesondere  im  Börsenverkehr  die  „fixe"  Zeit- 
bestim muntf  für  beide  Teile,  so  daß  die  eine  wie  die  andere  Leistung, 
die  Leistung  von  Ware  gegen  Preis,  an  den  bestimmten  Termin  gebunden 
ist.  Wird  nicht  zur  bestimmten  Zeit  geleistet,  so  ist  die  vertragsmäßige 
Leistung,  d.  h.  die  NaturalerfOllung  des  Kaufs,  unmöglich  geworden.  Bei 
Säumnis  des  Verkäufers  (der  Mark^veis  für  die  zu  liefernde  Ware  ist  in 
der  Zwischenzeit  höher  geworden,  als  der  Vertragspreis)  hat  der  Käufer, 
bei  Säumnis  des  Käufers  (der  Marktpreis  ist  unter  den  Vertratrsprois  ge- 
sunken) hat  der  Verkäufer  das  Kocht,  den  Kauf  durch  Rücktritt  zu  ent- 
kräften (das  wird  nur  selten  geschehen),  oder  aber  den  Vertrag  durch 
Schadensersatzfordenmg  (Forderung  der  Differenz  zwischen  Vertragspreis 
und  Marktpreis  der  Liefierungszeit)  geltend  zu  machen.  Insofern  wiikt 
das  !F1:i^[oschaft  als  DifierenzgeschäfL  Ein  edites  Differenzgeschäft  liegt 
vor,  wenn  das  Geschäft  vertragsmäßig  von  vornherein  in  der  erklärten 
Absicht  geschlossen  ist,  daß  die  Ware  nicht  geliefert,  sondern  nur  die 
Differenz  von  dem  verlierenden  Teil  an  den  gewinnenden  gezahlt  werden 
soll.  Ein  solches  Geschäft  ist  nach  dem  bürgerlichen  Gesetzbuche  als 
Spielvertrag  nichtig.  Aber  auch  der  Fall  des  einfachen  Fixgeschäfts, 
bei  dem  der  Vertrag  nicht  auf  die  Differenz  geschlossen  (was  selten  tat), 
aber  doch  erkennbar,  wenn  auch  nur  nadh  der  Absicht  des  einen 
TdUbl,  nm  der  Differenz  willen,  nicht  um  der  Xaturalcrfullung  willen  ein- 
gegangen wurde  (es  ist  z.  B.  klar,  daß  Käufer  diese  Ware  nicht  ge- 
brauchen oder  nicht  bezahlen  kann),  soll  nach  dem  bürgerlichen  Gesetz- 
buche gleich  dem  echten  Differenzgeschäft  als  Spiclvertrag  behandelt 
werden,  d.  h.  nichtig  sein.  Ntu-,  wenn  beide  Teile  in  das  Börsenregister 
eingetragen  sind,  ist  nach  dem  Borsengesetze  das  Borsentermingeschäft 


Digitized  by  Google 


4« 


Rudolph  Sohm:  System  des  bürgerlichen  Rechts. 


(Fixgeschäft)  zu  b&senmäßigen  Bedingxingen,  mag  es  ein  echtes  oder  ein 
unechtes  Differenzg-eschäft  bedeuten,  g'ültig  (der  Spieleinwand  ist  aus- 
geschlossen). Die  Gerechtigkeit  und  (was  stets  dasselbe  ist)  die  Zweck- 
mäßigkeit dieser  Vorschriften  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  und  des 
Börseogesetzes  unterliegt  staiken  Bedenken. 

mcht  jedes  GesdiSft  aber,  in  dem  iSr  die  Ldstung  ein  bestimmter 
Zei^unkt  gesetzt  ist,  bedeutet  ein  Fixgeschäft,  weil  in  der  Bestimmung 
dnes  Termins  nicht  schcm  ohne  weiteres  die  Vereinbarung  liegt,  daß  nur 
zu  diesem  Termin  solle  geleistet  werden  können.  So  sind  also  die  Ver- 
träge z.  B.  mit  Handwerkern,  in  denen  der  Handwerker  pünktliche  Leistung 
binnen  gewisser  Frist  zusagt,  als  solche  keine  Fixgeschäfte.  Bleibt  die 
Leistung  trotz  der  Zusage  aus,  so  ist  die  vertragsmäßige  Leistung  trotzdem 
nicht  unmSglidi  geworden;  der  Schuldner  Icommt  lediglidi  mit  seiner 
ven«  Leistung  in  Verzug  (Voraussetzung  des  Verzugs  ist  in  der  Regel,  daft 
die  Leistung  schuldhaft  versäumt  wird).  Nach  bisherigem  Recht  war 
dann,  soweit  nicht  das  Handelsrecht  eingriff,  der  Gläubiger  darauf  be- 
schränkt, Schadensersatz  wegen  der  {schuldhaften)  Verzögerung  df  r  Leistung 
zu  verlangen.  Das  Schuldverhältnis  blieb  in  seinem  Dasein  unberührt^ 
und  der  Gläubiger  hatte  weiter  auf  die  Leistung  des  Schuldners  zu 
warten.  Ifier  hat  das  büigerfiche  Gesetzbuch  eingegriffen  und  handd;^ 
reditUche  Grundsatze  in  das  büxgerliche  Recht  übernommen.  Sobald  der 
Schuldner  im  Verzug  ist,  kann  der  Glaubiger  ihm  eine  Nachfrist  von  an- 
gemessener Dauer  als  letzte  Frist  für  die  verzögerte  Leistung  setzen. 
Verstreicht  auch  die  Nachfrist  vergeblich,  so  hat  der  Gläubiger  das  Recht, 
entweder  Schadensersau  wegen  gänzlicher  Nichterfüllung  zu  verlangen 
oder  aber  durch  Rücktritt  den  Vertrag  rückwärts  aufzuheben  und  sich 
damit  von  dem  ganzen  Schuldverfaältnis  zu  befreien.  Das  bürgerliche 
Recht  vom  Verzuge  ist  strenger  geworden  als  bisher.  Auch  im  bürger- 
lichen Verkehr  erhebt  sich  die  Forderung  kaufmännischer  Pünktlichkeit 
Das  Forderungsrecht  ist  für  den  Fall  des  (schuldhaften)  Vcrzujjfs  schneidiger 
geworden.  Unser  bürgerliches  Recht  ist  kautmännisch-geldwirtschaftliches 
Recht 

mm.       VL  Die  Miete.  Miete  ist  der  Vertrag  über  en^fddiche  Gewährung 

von  Sachgebrauch.  Die  wichtigsten  Fälle  der  Miete  sind  die  WohnungS> 
miete  und  die  Pacht  Pacht  ist  die  Miete  eines  fruchttragenden  Gegen- 
stands, z.  B.  eines  Landguts, 

Der  Mieter  hat  ein  Recht  auf  den  vertragsmäßigen  Gebrauch.  Der 
Vermieter  ist  verpflichtet,  die  Sache  für  den  vertragsmäßigen  Gebrauch 
des  Mieters  instand  zu  halten.  Die  Afrervermietung  gehört  nidit  ohne 
weiteres  zum  vertragsmäßigen  Gebraucli.  Sie  bedarf  der  Erlaubnis  des 
Vermieters. 

Der  Mietzins  ist  nach  Beendigung  der  Mietzeit,  also  postntmierando, 
zu  entrichten.    Er  muß  gezahlt  werden,  auch  wenn  der  Mieter  durch 
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einen  in  seiner  Person  liegenden  Grund  (er  mußte  z.  B.  notwendig  ver- 
reisen) an  der  Ausübung  des  ihm  zustehenden  Mietrechts  verhindert  wird. 
Außerdem  hat  der  Mieter  für  schuUähafte  Veränderung  oder  Verschlechterung 
der  gemieteten  Sache,  die  nicht  durch  den  vertragsmäßigen  Gebrauch 
gedeckt  ist,  Schade usersatz  zu  leisten.  Er  hattet  auch  für  Verschulden 
seiner  Familienangehörigen,  sowie  aller  Personen,  der  Graste,  die  er 
in  sdne  Wohnnng  aufaimmt  Dem  Vermieter  gegenfiber  ersdieinen  diese 
Personen  als  ErfiQtangsgehilfen  des  Mieters:  indem  ne  an  dem  Sach- 
gfebraudl  beteiligt  werden,  ist  zugleich  die  Obhut  über  die  gemietete 
Sache  vom  Mieter  ihnen  mit  anvertraut.  Setzt  der  Mieter  trotz  Ab- 
mahnung des  Vermieters  einen  vertragswidrigen  Gebrauch  fort,  so  ist  der 
Vermieter  zur  sofortigen  Auflösung  des  Mietverhältnisses  durch  Kündigimg 
bereditigt  Ebenso,  wenn  der  Ifietar  für  xwtü  anürinandMfblgende  Tanmiae 
mit  der  Entrichtung  des  Iifietsinses  in  Verzug  ist 

Audi  der  Mieter  hat  ein  Recht  zu  unzeitiger  Kündigung:  wenn  ihm 
der  Tertragsmäfiige  Grebrauch  in  erheblicher  Weise  beeinträchtigt  wird 
und  der  Vermieter  trotz  einer  ihm  zur  Erfüllung  gesetzten  Nachfrist  keine 
Abhilfe  geschafft  hat.  Ist  die  Wohnung  gesundheitsgefährlich,  so  hat 
der  Mieter  das  sofortige  Kündigung^recht,  auch  wenn  er  diese  Beschaffen- 
heit der  Wohnung  gekannt  oder  auf  die  Geltendmachimg  des  Mangeis 
verzichtet  hatte  (diese  letztere  Knndigungsbefugnis  ist  zwii^ienden  Rechts). 

Der  Metvertrag  kann  auf  bestimmte  Zeit  geschlossen  werden.  Der 
Mietvertrag  über  ein  Grundstück  auf  länger  als  ein  Jahr  bedarf  der 
schriftlichen  Form  (die  Unterschrift  beider  Teile  ist  notwendig).  Häufig 
wird  der  Mietvertrag  auf  unbestimmte  Zeit  eingegangen.  Dann  soll  das 
Ende  der  Mietzeit  durch  Kündigung  eines  der  beiden  Vertragsteüe  be- 
stimmt werden.  Diese  vertragsgonäfie  Kündigung  muft  zei^ipe  Kündigung 
sein:  die  Beendigung  des  MietverhSltnisses  muB  eine  gewisse  vozfaer 
angekündigt  werden.  Für  den  Fall,  dafi  der  Vertrag  die  Kündigungsfrist^ 
d.  h.  die  Zeit  der  Vorausankündigung,  nicht  bestimmt,  gelten  die  gesetz- 
lichen Kündigungsfristen.  Bei  Grundstücksmiete  gilt  als  gesetzliche  Regel 
vierteljährige  Kündigung  (für  den  Schluß  eines  Kalendervierteljahrs);  bei 
Grundstückspacht  halbjährige  Kündigung  (für  den  Schluß  eines  Pacht- 
jahrs); bei  Miete  beweglicher  Sachen  (als  Regel)  dreitägige  KBndigung 
(am  dritten  Tage  vor  Endig^g  des  Mietverhaltnisses).  Bei  Tod  des 
Meters  kann,  auch  wenn  das  Mietverhältnis  auf  längere  Zeit  eingegangen 
war,  das  Mietverhältnis  von  beiden  Teilen  (dem  Erben  tmd  dem  Vermieter) 
unter  Einhaltung  der  gesetzlichen  Kündigungsfrist  gekündigt  werden. 
Das  gleiche  gilt  zugunsten  des  Mieters  für  Militärpersonen,  Beamte, 
Geistliche,  Lehrer  an  öffentlichen  Unterrichtsanstalten,  falls  ihre  Versetzung 
an  einen  anderen  Ort  stattfindet 

Alle  diese  Vorsdiriften  des  bürgerlichen  Gesetzbudis  haben  die  ge- 
rechte Regelung  des  Verhältnisses  zwischen  Mieter  und  Vermieter  in  Ab- 
Mcht  Ihrer  Mehrzahl  nach  kommen  sie  dem  Mieter  zugute,  der  in  der 
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Regel  bei  Abschluß  des  MiotvertragS  der  schwädiere  Teil  ist  Die  Rechts- 
sätze von  dor  Mioto  sind  trat  einem  Tropfen  sozialen  Öls  gesalbt.  Der 
weitau'^  größte  Teil  des  deutschen  \'olkes  wohnt  zur  Miete.  Das  Interesse 
des  Mieters  ist  zugleich  das  Interesse  der  minderbemittelten  breiten  Volks- 
masse.  Wie  in  der  Gewährung'  der  Besitzansprüche  an  den  Mieter,  so 
kommt  in  dem  Mietrecht  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  ein  bürgerlicher 
soziaUibender  Gedanke  zum  Ausdruck. 

Haiuberitter-  Aber  auf  dem  Gebiete  des  Mietrechts  ist  der  Zweck  des  Gesetz 
i-amne.  ^rebers  nur  unvollkommen  erreicht  worden.  Die  Rechtssätze  des  büre;-er- 
lichen  (xcsetzbuchs  von  der  Miete  sind  fast  durchweg  nicht  zwingender, 
sondern  nur  ergänzender  Natur.  Alles  kann  (von  verschwindenden  Aus- 
nahmen abgesehen)  durch  Parteiver^nbarung  anders  geregelt  werden. 
Darin  liegt  die  Macht  des  Venmeters,  des  Hausbesitzers.  In  Wahilieit 
stellen  regelmäßig  nicht  die  Recfatssatze  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs, 
sondern  die  Paragraphen  des  Mietvertrags  das  für  das  einzelne  Mie^ 
Verhältnis  geltende  Mietrecht  dar.  In  den  von  den  Hausbesitzervereinen 
aufgestellten  Mietverträgen,  die  nur  allzuoft  von  dem  Mieter  olnie  \olle 
Würdigung  ihres  luhaltü  unterschrieben  werden,  pflegen  die  sämtlichen 
dem  Mieter  günstigen  Bestimmungen  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  weg- 
bedungen und  insbesondere  dem  Vermieter  ein  scharfes,  den  Mieter  in 
weitem  Maße  von  der  Willkür  des  Hausbesitzers  abhangig  machendes 
Kündigungsrecht  eingeräumt  zu  werden.  Der  Satz  von  der  Postnumerando- 
zahlung der  Miete  steht,  für  die  großen  Städte  wenigstens,  lediglich  auf 
dem  Papier:  kraft  des  Mietvertrags  muß  pränumerando  gezahlt  werden, 
d.  h.  der  Mieter  ist  zur  Vorleistung  verpiiichteL  im  wesentlichen  ebenso 
verhSh  es  «ch  mit  der  Vorschrift,  daß  dem  Mieter  erst  nach  zweimaliger 
Versaumung  des  Kfietnnses  vorzeitig  gekündigt  werden  kann,  mit  dem  gesetz- 
lichen Kündigungsrecht  des  mieterischen  Erben,  des  versetzten  Beamten  usfl 

kQMenrweiM.        Diesen  Zustand  zu  beseitigen  ist  der  Gesetzgeber  kaum  in  der  Lage. 

Einer  durchweg  zwingenden  Regelung  des  Mietverhältnisses  steht  der 
Umstand  entgegen,  daß  die  \'erniügt  nslagc,  auch  der  Bildungsgracl  des 
Mieters  nicht  selten  den  Hausbesitzer  zur  Vorsicht  in  der  Wahrung  seiner 
Literessen  nötigt  Was  die  Gesetzgebung  zu  leisten  außerstande  ist,  das 
muß  auch  hier,  wie  in  zahlreichen  anderen  Fallen,  durch  Organisation  der 
Beteiligten  erreicht  werden.  Schon  sind  in  nicht  wen^n  Städten  den 
Hausbesitzervereinen  Mieten  ereine  gegenübergetreten,  denen  das  beste 
Gedeihen  zu  wünschen  ist,  Sie  dienen  der  Organisation  des  Kampfs 
um  das  Mietrecht.  Ihr  Ziel  und  ihre  Aufgabe  ist,  bei  1* eststellung  des 
Mietvertrags  die  einseitige  Geltendmachung  des  ilausbesitzerinteresses 
auszuschließen  und  den  Meter,  in  dessen  Person  kein  besonderer  Grund 
des  Anstoßes  begründet  ist,  durch  einen  gerechten  Mietvertrag  vor  der 
Übermacht  des  Hausbesitzers  zu  schützen. 

Das  Mietverhältnis  ist  ein  bloßes  Schuldverhältnis.  Darin  beruht 
eine  gewisse  Schwäche  sowohl  der  vermieterischen,  wie  der  mieterischen 
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Rechte,  um  derentwillen  das  Gesetz  bestiinmte  Sicherungen  der  gegeo- 
seitigfen  Rechtsbcfug'nisse  verordnet  hat. 

Der  Vermieter  ist  Gläubig^er  auf  den  Mietzins  sowie  auf  etwa  vom  Kaclue  d«« Ver- 
Mieter  zu  leistenden  Schadensersatz.  Er  würde,  falls  sein  Mieter  zahlungs- 
unföhig  ist,  kraft  seines  bloAen  Forderungsrecfats  nur  konkursmäßige,  d.  h. 
nur  teilweise  BeMedigfung  seiner  Mietfordening,  gleich  den  übrigen 
Gläubigem,  erlangen.  Das  würde  nicht  bloß  den  Vermieter,  sondern  auch 
den  Mieter  schädigen,  da  dieser  bei  unzulänglichen  Vermögensverhältnissen 
des  nötig'en  Kredits,  dessen  es  zum  Abschluß  des  Mietvertrags  bedarf, 
entbehren  würde.  Um  den  X'eniiieter  zu  sichern  und  zugleich  den  Mieter 
miet-kreditfahig  zu  machen,  gibt  daher  das  bürgerliche  Gesetzbuch  dem 
Vermieter  eines  Grundstücks,  ebenso  wie  das  schon  früher  geltende  Kech^ 
ein  gesetzliches  Pfandrecht  an  den  eingebrachten  Sachen  des  Mieters,  also  Pb^n^ 
vor  allem  an  dem  Mobiliar  des  Mieters.  Kraft  dieses  seines  Pfandrechts 
hat  der  Vermieter  ein  bevorzugtes  Befrie<UguTigsrechty  das  ihn  audi  bei 
sonstiger  Zahlungsunfähigkeit  des  Mieters  sichert,  vorausgesetzt  nur,  daß 
die  eingebrachten  Sachen  wirklich  lügentum  des  Mieters  sind.  Ciehort 
das  Mobiliar  nicht  dem  Mieter,  sondern  z.  B.  seiner  Frau,  so  ist  es  dem 
Gläubiger  nicht  pfondrechtlich  verhaftet,  es  sei  denn,  daß  die  Frau  den 
Mietvertn^  mit  abgeschlossen  hat  Durch  Entfernung  der  Sachen  vom 
Grundstück  erlischt  grundsatzlich  das  vermieterische  Pfandrecht  Darum 
hat  der  Vermieter,  falls  der  Mieter  die  Sachen  ordnungswidrig  vom  Grrund- 
stück  entfernen  will,  ein  Widerspnachsrecht,  ja  ein  Recht  der  Selbsthilfe 
(das  Sperrrecht).  Er  ist  bereclitigt,  eigenmächtig  die  Entfernung  der  Sachen 
zu  \  erhindem,  und,  falls  der  Mieter  ausziehen  sollte,  ohne  die  Miet\  erbind- 
lichkeiten  erfüllt  zu  haben,  die  Sachen  in  sdnen  Be^tz  zu  nehmen.  Aber 
auch  diesmi  vermieterisdien  Rediten  gegenüber  bleibt  das  Lebenstnteresse 
des  Mieters  nicht  ungewahrt  Das  bürgerliche  Gesetzbuch  schließt  die 
nicht  pfändbaren  Sachen  des  Schuldners  von  dem  vermieterischen  Pfand- 
recht aus.  Nicht  pflindbar  sind  vor  allem  die  für  den  Schuldner  unentbehr- 
lichen Kleidungsstücke,  Betten,  Wäsclie,  Haus-  und  Küchengeräte.  Das 
bürgerliche  Gesetzbuch  hat  damit  das  X'erbot  der  sog.  Kahlpfandung  aul- 
gestellt, wiederum  ein  Satz  sozialen  Sinnes,  der  einen  notwendigen  For^ 
sdiritt  gegenüber  dem  bisherigen  Recht  bedeutet,  und  es  steht  zu  hoffen, 
daß  trotz  einer  bereits  in  entgegengesetzter  Richtung  ergangenen  reichs- 
gerichtlichen Entscheidung,  die  richtige  Ansicht  sich  durchsetzt,  nämlich 
daß  auch  durch  \'ereinbarung  der  Parteien  das  Verbot  der  Kahlpfändung 
nicht  beseitigt  werden  kann. 

Das  Recht  des  Mieters  auf  vertragsmäßigen  Sachgebrauch  ist  ebenso  Rechte  des 
wie  das  des  Vermieters  auf  den  Mietzins  ein  bloßes  persönliches  Forderungs-  '*'***^ 
recht,  d.h.  der  Iiffieter  kann  nach  a%emeinen  Grundsätzen  nur  von  seinem 
Vermieter  und  von  dessen  Erben  die  Einhaltung  des  Mietverhältnisses,  die 
Gewährung  des  Sachgebrauchs,  verlangen.  Der  Sondernachfolger  des  Ver- 
mieters, an  den  der  Vermieter  die  vermietete  Sache  veräußert  hat,  ist  an 
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sich  durch  den  Mietvertrags  seines  Rechtsvorgängers  nicht  gebunden.  Er 
hat  dem  Meter  die  Sache  nicht  vemuetet  Er  schuldet  dem  Iffieter  mchts. 

Er  kann  den  Mieter  aus  dem  Sachgebrauch  entsetzen:  Kauf  bridit  Miete. 
Der  Mieter  kann  sich,  sobald  lediglich  die  allgemeinen  Regeln  von  Schuld- 
verhältnisscn  gelten,  nur  an  seinen  Vermieter  halten  (oder  dessen  Erben). 
An  Stelle  des  Sachgebrauchs,  den  ihm  der  Käufer  entzogen  hat  (aus  der 
Wohnung  ist  er  entsetzt),  hat  er  lediglich  sein  Forderungsrecht  auf  Schadens- 
ersatz w^;en  Nichterfüllung,  das  ihn  weder  gegen  Vfiad  noch  gegen  Wetter 
SU  schützen  imstande  ist  Das  romische  Redit  und  mit  ihm  das  frShere  ge- 
meine deutsche  Recht  hat  alle  diese  Folgerungen  gezogen.  Das  bürger- 
liche Gesetzbuch  aber  hat  im  Anschluß  an  das  preußische  Landrecht  dem 
Recht  des  Mieters  stärkere  Kraft  gegeben.  Nach  dem  bürgerlichen  Gesetz- 
Kauf  bricht  buche  gilt  nunmehr  reichsrechtlich  der  umgekehrte  Satz:  Kauf  bricht 
■khtuiate.  nj^ht  Miete.  Das  Mietverhältnis  bleibt  auch  nach  dem  büi^erlichen  Ge- 
setzbudie  eAa  SdiuldvarhSltnis.  Aber  es  erstredet  seine  verpffiditende 
Wirkung  auch  auf  den  Sondemachfolger  des  VeimieterB,  d.  h.  auf  den- 
jenigen Erwerber  des  Grnmdstücks,  der  nicht  wie  dw  Erbe  in  die  gesamte 
Rechtslage,  sondern  durch  Verfugung  des  Vermieters  niu:  in  das  Eigentimi 
an  der  Mietsache  eintritt.  Veräußert  der  Vermieter  eines  Grundstücks 
das  vermietete  Grrundstück,  nachdem  er  es  bereits  dem  Mieter  (oder  Pächter) 
überlassen  hatte  (der  Mieter  wohnt  schon  in  dem  Hause,  der  Pächter  ist 
schon  auf  dem  Landgute),  an  einen  Dritten,  so  tritt  der  Erwerber  des 
Chrundstfidcs  an  Stelle  des  Vermieters  in  das  IfietverhSltds  (bzw.  Pacht- 
verhältnis) ein:  er  ist  nunmehr  der  lifietberechtigte  und  der  ^etverw 
pflichtete.  Er  muß  dem  Mieter  die  Wohntmg,  das  Pachtgut  la.ssen.  Das 
Recht  des  Mieters  ist  gesichert  auch  gegen  die  Veräußerungsfreiheit  des 
Vennieters. 

Der  Schutz  des  Mieters  gegen  Willkür  des  Vermieters  ist  der  Grund- 
gedanke, auf  den  das  Ifietrecht  des  büigerlidien  Gesetzbuchs  gestimmt  ist 

WaMoto  VTI.  Der  Dienstvertrag.  Der  Dienstvertrag  ist  der  Arbeitsvertrag 
DienMveraac«.  bürgerlichen  Gesetzbuchs.  Er  ist  der  Vertrag  über  entgeltliche  Dienst- 
leistung. Die  römische  Dienstmiete  war  ein  Vertrag  von  minderer  Be- 
deutung. Sie  bezog  sich  nvu*  auf  die  Leistung  von  niederen  Diensten 
(operae  illiberales).  Der  Dienstvertrag  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  aber 
beaeht  nch  auf  Dienste  jeder  Art,  auf  die  Dienste  des  Reditsanwalts^  des 
Arztes,  des  (nicht  öffentlich  ai^festellten)  I«hrers  oder  Religionsdieners 
ebenso  wie  auf  die  Dienste  des  Handarbeiters.  Das  ganze  grofle  Gebiet 
des  arbeitsmäßigen  Erwerbslebens  wird  durch  das  Recht  vom  Dienst- 
vertrag geregelt.  Es  gibt  rechtlich  keinen  Unterschied  zwischen  liberaler 
und  illiberaler  Arbeit  mehr:  jede  ehrliche  Arbeit  ist  des  freien  Mannes 
würdig,  und  jede  elirliche  Arbeit  ist  rechtlich  der  anderen  gleich.  Wie 
am  Mietrecht,  so  ist  auch  am  Recht  des  Dienstvertrags  die  ganze  Volks- 
menge bis  zu  den  gebildeten  Schichten  hinauf  beteiligt 
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Im  römischen  Reich  waren  die  niederen  Dienste  weitaus  an  erster  XtmMatßMiMt 
Stelle  Sache  der  Sklavenbevölkerung.  Soweit  ein  Sklave  in  fremde  Dienste  '"^^JJ^J** 
genommen  wurde,  galt  das  Recht  von  der  Sachmiete.  Die  Dienstiniete, 
d.  h.  der  Arbeitsvertrag  des  freien  Arbeiters,  war  von  untergeordneter 
Bedeutung.  Es  hängt  damit  zusammeiif  dafl  das  römische  Recht  von  der 
Dienstmiete  ganz  unentwickelt  geblieben  ist  Es  beschränkt  sich  im  wesent- 
lichen darauf,  die  Dienstmiete  für  gültig  zu  erklären  und  die  RegeluQg 
des  Dienstverhältnisses  der  freien  Vereinbarung'  der  Parteien  zu  überlassen. 

Das  gemeine  deutsche  Recht  hatte  die  römische  Dienstmiete  über- 
nommen und  hat  die  Entwickelung  nicht  weitergeführt  £s  blieb  bei  dem 
inhahloaen  Grundsätze  der  Vertragsfreiheit  Das  Dienstverhältnis  blieb  ein 
wttfies  Blatt,  das  von  den  Fartden  beliebig  besduieben  werden  konnte. 
Einzelne  Acbeitsverhältoisse,  wie  das  Gesindeverhältnis  und  das  Verhältnis 
der  Gesellen  und  Lehrlinge  des  zünftigen  Mdsters,  besaßen  ein  gewisses 
MaB  der  Sonderregelung  im  Sinne  des  früheren  patriarchalischen  Arbeits- 
rechts. Im  allgemeinen  war  der  Inhalt  des  Arbeitsvertrags  von  Rechts 
wegen  frei. 

Seit  der  Grrfindnng  des  Deutschen  Reichs  trat,  zugleich  mit  der  ^n- 
fthruiig  der  Gewerbefreiheit,  der  mächtige  Auftdiwuag  des  deutschen 
Wirtschaftslebens  ein,  aus  einem  wesentUch  agrarischen 

Gemeinwesen  in  einen  Lidustriestaat  zu  verwandeln  im  Begriffe  ist.  Das 
Arbeitsverhältnis  gewann  eine  ungeahnte  Bedeutung-.  Auf  ihm  beruhen 
die  mächtigen  vieltausendarmigen  Arbeitsorganisationen,  deren  der  neu- 
zeitliche Großbetrieb  zu  seinen  Riesenleistungen  bedarf,  zugleich  das 
Dasein  d«r  großen  Arbeitermenge.  Der  Arbeiterstand  wächst  unanfhSfUdL 
Immer  mdir  stellt  die  Arbnterklasse  den  Hauptbestandteil  der  Masse 
unseres  Volkes  dar.  Auf  Ihr  beruht  das  Waclkstnm  der  groflea  Städte, 
auf  ihrem  Emporkommen  das  Wachstum  der  Kräfte  der  Nation.  Die 
Regelung  des  Arbeitsvertrags  berührt  die  Grundlagen,  ja  die  Gesundheit 
des  nationalen  Lebens.  .Sie  gehört  zu  den  wichtigsten  Stücken  der  inneren 
Politik.  Der  Grundsatz  der  Vertragsfreiheit  konnte  unmöglich  weiterhin 
genügen.  Er  lleA  die  auf  diesem  Crebiet  in  Frage  kommosden  nationalen 
Interessen  sdiutdos.  Er  lieferte  den  sdiwächeren  Tdl,  d.  h.  den  Arbeit- 
nehmeTt  dem  stärkeren,  dem  Arbei^ber,  ans.  Er  ermSglichte  die  rück- 
sichtslose Ausbeutung  der  arbeitenden  Klasse  dttfch  den  industriellen 
Unternehmer  und  damit  die  Entkräftung  der  niederen  Volksmenge,  die 
doch  den  Jungbrunnen  für  die  stete  Erneuerung  der  Volkskraft  darzustellen 
bestimmt  ist:  die  Geschichte  der  Niederen  ist  die  Geschichte  der  Zukunft 
IQcht  UoE  der  Aibtitentand  im  mtgaeea  Simi^  sondern  ebenso  die  Zahl 
der  zu  den  gebildeten  Kreisen  Zählenden,  die  durch  Arbeit  in  einem  privaten 
Dienstverhältnis  sich  die  Grundlagen  ihres  wirtschaftlidien  Dasdns  schaffen, 
ist  mit  dem  Steigen  der  Volkszahl,  des  Reichtums  sowie  der  2^hl  und 
Größe  der  Großbetriebe  unaufhörlich  gewachsen.  Auch  von  den  gebildeten 
Frauen  sind  viele  in  das  Erwerbsleben  eingetreten.   Die  Zahl  der  Rechts- 
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anwSlte,  der  Ärzte,  der  Handluogsg^ehilfeii,  der  technischen  Beamten  in 
den  Grofibetrieben  ist  außerordenüich  gestiegen.  Für  alle  diese  wichtigen 

Elemente  des  Volkslebens  ward  das  Recht  des  Arbeitsvertrags  von  un- 
mittelbar entscheidender  Bedeutung",  und  auch  hier  genügte  es  nicht,  die 
Beteiligten  darauf  hinzuweisen,  sich  durch  freie  Vereinbaning  selber  das 
entsprechende  Arbeitsrecht  zu  schaifen. 
K«ieii»  Der  Bedeutung  des  Arbeitsv^rags  in  der  Gegenwart  muB  eine  hohe 

dli  heuügr  ^atwickelung  des  auf  diesen  Vertrag  bezüglichen  Rechts  entsprechen.  So 

AiMuraeiiii.  ist  es  deutt  auch  geschehen.  Das  Arbeitsverlialtnis  der  geweiblichen  Ar- 
beiter wird  reichsgesetzlich  durch  die  Gewerbeordnung,  das  der  Hand- 
lungsgehilfen durch  das  Handelsgesetzbuch,  das  der  Seeleute  durch  die 
Seemannsordnung  geregelt.  Daneben  bestehen  kraft  vorbehaltenen  Landes- 
rechts für  das  Gesinde  Verhältnis  (von  alters  her)  (jesindeordnungen,  für 
das  Arbeitsverhältnis  der  Bergarb^ter  die  Berggesetze  usf.  Eine  fost  un- 
übersehbare Menge  von  Rechtssatzen  tut  nch  auf,  den  verschiedenen 
Arten  der  Arbeitsverhältnisse  ihr  verschiedenes  Recht  zu  geben. 

Am  Ziele  aber  ist  diese  Entwickelung  noch  lang^e  nicht.  Um  das 
Recht  des  Arbeitsverhältnisses  wird  ununterbrochen  gekämpft.  Fast  in 
jedem  Jahr  erscheint  eine  Novelle  zur  Gewerbeordnung  oder  ein  sonstiges 
auf  Arbeitsverträge  bezügliches  Gesetz.  In  diesem  Kampfe  vollzieht  sich 
das  Emporringen  des  vierten  Standes,  das  nach  dem  MaAe  seiner  Er- 
folge die  in  der  Masse  heute  noch  vorherrschende  sozialdemokratische 
Art  in  revisionistisdie  und  sodann  -  (wie  in  England  schon  viellhch  ge- 
schehen) die  revisionistisdie  in  büigexlidie  Gesinnung  verwanddn  wird, 
um  auch  die  Arbeitermassen  der  Gegenwart  zu  Trägern  unseres  nationalen 
Staats  und  unserer  bürgerlichen  Freiheit  zu  machen. 
Kampf-  Durch  die  Gesetzgebung  kann  diese  große  Aufgabe  nur  teilweise  ge- 

"^^'"^'^  löst  werden.  Es  gehört  mit  zum  Bedtze  der  Freiheit,  daß  sie  aus  eigener 
Kraft  erobert  werden  muß.  Die  Frage  nach  der  Regelung  des  Arbeits- 
verhältnisses, welche  die  vornehmste  soziale  Frage  der  Gegenwart  be- 
deutet, wird  nicht  durch  die  Gesetzgebung  allein,  sondern  auf  dem  Boden 
der  Gesetzgebung  durch  die  zu  immer  größerer  Vollkommenheit  sich  aus- 
bildenden Kanipforganisationen  einerseits  der  .Arbeitgeber,  andererseits  der 
Arbeitnehmer  zur  Lösung  gebracht  werden.  Die  organisierten  Macht- 
kämpfe der  beiden  Parteien  des  Arbeitsvertrags  sind  bestimmt,  zu  einem 
die  berechtiigten  Interessen  beider  Teile  zum  Ausdruck  bringenden  Friedens- 
schlüsse und  damit  zur  Losung  der  Grerechtigkeitsfrage  zu  fähren,  die  den 
Kern  der  sozialen  Frage  darstellt 

Aulfkbe  de«  Das  bürgerliche  Gesetzbuch  hatte  zu  diesem  großen  Entscheidungs- 
kämpfe  der  Gegenwart  Stellung  zu  nelunen  und  eine  nicht  unwichtige 
Rolle  auszufüllen.  Im  bürgerlichen  Geseubuche  konnten  selbstverständlich 
nicht  alle  verschiedenen  Arbeitsverhältnisse  mit  dem  ihnen  zukommenden 
Sonderredite  ausgestattet  werden.  Das  mußte  den  neben  dem  bürger- 
lichen Gesetzbudie  geltenden  Sondeigesetzen  vorbehalten  bleiben:  der 
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Gewerbeordnung,  dem  Handelsgesetzbuche  usf.  Aber  dein  bürgerlichen 
Gesetzbuche  fiel  die  Aufgabe  zu,  das  allgemeine,  für  alle  Arbeits- 
verhältnisse geeignete,  in  das  Sonderrecht  der  einzelnen  Arbeitsverträge  ' 
ergänzend  eingreifende  Recht  zu  scha£feo.  Das  ist  die  Bedeutung  der 
Rechtssätze  des  bürgeiUchen  Gesetzbuchs  vom  Dteostvertrage.  Sie  steUen 
den  großen  Rahmen  dar,  in  dem  das  Sonderrecht  aller  «nzdnen  Dienst- 
verträge sich  einfugt,  durch  den  zugleich  Ziel  und  Richtung  fSr  eine 
soziale  Gestaltung  des  Arbeitsrechts  gegeben  ist 

Die  Aufgabe  ist  vom  bürgerlichen  Gesetzbuche  gelöst  worden.  Der 
Dienstverpflichtete  ist  in  der  Regel  der  abhängige,  schwächere  ieil. 
Darum  ist  naturgemäß  die  Mehrzahl  der  Vorschriften  des  bürgerlichen 
Gesetzbuchs  zum  Schutze  des  Dienstveij^ichteten  bestimmt,  zum  Schutze 
seines  Anspruchs  auf  die  Vergfitong  und  zum  Schutze  seiner  Person. 

Die  Vergütung  ist  im  Zweifel  erst  nach  Leistung  der  Dienste,  also  itKbt  auf  di» 
postnumerando  zu  entrichten.  Kommt  aber  der  Dienstberechtigte  mit  "'^•^'^ 
Annahme  der  Dienste  in  Verzug,  sei  es  schuldhafterweise  (der  auf  Unter- 
richt Berechtigte  versäumt  z.  B.  willkürlich  den  Unterricht),  oder  ohne 
Schuld  (das  f  abrikgebäude  ist  z.  B.  abgebrannt  und  der  Fabrikant  auBer- 
stande,  seine  Arbeit«:  zu  beschäftigen),  so  kann  der  Dienstverpflichtete 
doch  die  vereinbarte  Vergütung  verlangen,  wenngleich  er  dch  da^enige 
anrechnen  lassen  muB^  was  er  infolge  des  Unterbleibens  der  Dienstleistung 
erspart  hat  oder  anderweitig  durch  Arbeit  zu  en\f erben  böswillig  unter- 
läßt Auch  dadurch  wird  der  Dienstverpflichtete  des  Vergütungsanspruchs 
nicht  verlustig,  daß  er  für  eine  verhältnismäßig  kurze  Zeit  unverschuldeter- 
weise seinerseits  an  der  Dienstleistung  verhindert  ist  (Gelder  aus  der 
gesetzlichen  Krank«i-  oder  Unfiülverncherung  muA  er  sich  aber  an» 
rechnen  lassen). 

Dem  Schutz  der  Person  des  Dienstverpflichteten  dienen  die  Vor- 
schriften des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  über  die  sog.  Fürsorgepflicht 
des  Dienstherrn.  Dem  in  die  häusliche  Gemeinschaft  Aufgenommenen, 
dessen  Erwerbstätigkeit  durch  das  Dienstverhältnis  dauernd  und  voll- 
ständig oder  doch  hauptsächlich  in  Anspruch  genommen  ist,  hat  der 
Dienstherr  im  Falle  der  Erkrankung  Verpfleg^ung  und  irztliche  Behand- 
lung sechs  Wochen  lai^  zu  gewähren,  es  sei  denn,  daß  das  Dienste 
verliältnis  (z.  B.  infolge  gesetzlich  zulassiger  Kündigung)  früher  endigt. 
Der  Dienstherr  hat  ferner  dem  in  die  häusliche  Gemeinschaft  Auf- 
genommenen Wohn-  und  Schlafraum,  Verpflegung,  Erholungszeit  in  der 
Art  zu  gewähren,  wie  die  Rücksicht  auf  die  Gesundheit,  die  Sittlichkeit 
und  die  Religion  des  Dienstverpflichteten  es  erfordert  In  jedem  Dienst- 
verhältnis hat  der  Dienstherr  die  Räume,  Vorrichtungen,  Grerätschaften, 
ubeifaaiqpt  die  Lmstung  der  Dienste  so  einzurichten,  der  IMenst- 
verpflichtete  gegen  Gefahr  für  Leben  und  Gesundheit  soweit  als  möglich 
geschützt  ist  Bei  Verletzung  der  Fürsorgepflicht  muß  der  Dienstberechtigte 
vollen  Schadensersatz  leisten.    Die  Vorschriften  über  die  Fürsorgepflicht 
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sind  swingender  Natur.  Sie  können  durcb  Vereinbarung  nidit  geändert 
oder  ausgeschlossen  werden.    Um  die  Freihat  des  DienstveipAiclitetea 

*  zu  schützen,  ist  seine  Vertragsfreiheit  g-emindert. 
Ilnhnic  riwimi  Das  Dienstverhältnis  der  höher  Gebildeten,  insbesondere  der  Lehrer, 
Erzieher,  Privatbeamten,  Gesellschafterinnen  wird,  faUs  ihre  Erwerbstätig- 
k«t  wesentiich  in  dem  DleiistverhSltnis  aufgeht,  durdi  den  Satz  geschützt, 
daB  K&idigung  im  Zweifel  nur  fSr  den  Schluß  eines  Kalendenderteljahrs 
und  unter  Einhaltung  einer  Kündigungsfinst  von  sechs  Wochen  zulassig 
ist.  Für  die  Regel  ist  sonst  die  Frist,  nach  der  die  Vergütung  bemessen 
ist,  auch  die  Kündigungsfrist.  Wird  ein  dauerndes  Dienstverhältnis  ge- 
kündigt, so  hat  der  Dienstbert-chtigte  dem  Verpflicliteten  angemessene 
Zeit  zum  Aufsuchen  eines  anderen  Dienstverhältnisses  zu  gewähren.  Bei 
Beendigung  des  danemden  IHenstveriiSltnisses  kann  der  Verpflichtete  ein 
schriftliches  Zeugnis  über  das  Dienstverhältnis  und  dessen  Dauer  fordern; 
nur  auf  Verlangen  des  Verpflichteten  ist  das  Zeugnis  auch  auf  die 
Leisttmgen  und  die  Führung  im  Dienst  zu  erstrecken. 
GMdUb-  Auch  die  Besorgung  von  Geschäften,  z.  B.  Einkauf  oder  Verkauf  von 
Waren,  kann  Gegenstand  eines  Dienstvertrags  sein.  Der  Vertrag  über 
unentgeltliche  Geschäftsbesorgung  ist  nach  dem  bürgcrUchcn  Gesetzbuche 
ein  Auftrag,  der  Vertrag  Aber  entgeltliche  Gesdiäftsbesorgung  aber 
(z.  B.  das  KommissionsgesGhäft  des  gewerblichen  Kommissionärs)  ein 
Dienstvertng.  Für  den  auf  Geschäftsbesorgung  gerichteten  Dienstvertrag 
gelten,  soweit  die  Dienstverpflichtung  (die  Geschaftsbesorgung)  in  Frage 
steht,  die  Rechtssätze  vom  Auftrage,  soweit  es  sich  um  das  Recht  auf 
Vergütung  handelt,  die  Rechtssätze  vom  Dienstvertrage. 

Immer  wieder  erhellt  der  unermeßliche  Umfang  des  von  dem  Dienst- 
vertrag beherrschten  Gebiets.  Aber  trotz  der  Spannweite,  die  lüer  den 
Rechtssätzen  zu  geben  war,  hat  das  büigerUche  Gesetzbudi  es  verstanden, 
in  seinem  Recht  vom  Dienst\'ertrage  ein  Werk  aufzufuhren,  das  größte 
Raumverhältnisse  mit  Kraft  des  Aufbaus  verbindet  Das  Recht  des 
bürgerlichen  Gesetzbuchs  vom  Dienstvertrage,  von  dem  sozialen  Gedanken 
der  Gegenwart  durchleuchtet,  kommt  einer  mächtigen  lichten  Halle  gleich, 
im  Glas-  und  Eisenstil  der  Neuzeit, 


GflgniHti  von  VIIL  Der  Werkvertrag.  Das  Recht  vom  Wericvertrage  erscheint 
"^•'I^JJ*^  als  Ergänzung  des  Rechts  vom  Dienstvertrage.  Werkvertrag  ist  der  Vei> 
DiflMtTwtnf.  trag  über  entgeltliche  Leistung  eines  Arbeits  erfolges.  Im  Dienstvertrag 
handelt  es  sich  um  die  Leistung  von  Arbeitskraft:  die  Arbeit  als  solche 
soll  vergütet  werden,  auch  wenn  der  erwünschte  Erfolg  ausbleibt  Der 
Arzt  fordert  sein  Honorar,  auch  wenn  der  Kranke  stirbt,  der  Rechts- 
anwalt seine  Gebühren,  auch  wenn  der  ProzeA  verioren  g^^  der  Arbeiter 
seinen  Lohn,  auch  wenn  das  vom  Ari>«ltsherra  unternommene  Weric  mifi- 
lingen  sollte.  Daher  die  beim  Dienstvertrage  häufige  Form  des  Zeitlohns. 
Aber  die  Veigiitung  kann  natürlich  auch  in  anderer  Weise  bestimmt  sein. 
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So  kann  auch  der  IMenatvertrag  auf  Stücklohn  (Akkordarbeit)  geschlossen 
werden,  so  daß  der  Arbeiter  ohne  Rücksicht  auf  die  Arbeitszeit  nach  Maß- 

g^abe  des  hergestellten  Erfolges  bezahlt  wird  Es  besteht  dennoch  ein 
bloßer  Dienstvertrag,  kein  Werkvertrag,  wenn  und  weil  der  Dienst- 
leistcnde  zur  Herstellung  eines  bestimmten  Erfolges  nicht  verpflichtet  ist. 
Stücklohn  bedeutet  als  solcher  nur  einen  bestimmten  Maßstab  für  die  Ver- 
gütung der  Aibeitskrafty  keine  Verpflichtung  zur  Ldstung  eiaea  Arbetts- 
erfolgs.  Auch  die  NSherin,  die  nach  der  ZaU  der  gdieferteo  Hemden 
usw.  bezahlt  wird,  steht  in  einem  Dienstvertragsverhaltnis  und  kann  folge- 
weise das  Recht  vom  Dienstvertrage  geltend  machen,  kraft  dessen  ihr 
auch  bei  unverschuldeter  vorübergehender  Verhinderung  entsprechende 
Vergütung  zu  zahlen  ist.  Das  Eigentümliche  des  Werkvertrags  ist,  daß 
er  zur  Herstellung  eines  Werks,  d.  h.  eines  Arbeitsertolgs,  verpflichtet. 
Das  Weik  kann  der  verschiedensten  Art  sein:  Herstellung  von  Sadien 
(z.  B.  eines  Gemäldes,  eines  Rockes),  Ausbesserung  von  Sachen,  Trans- 
port von  Sachen,  Errichtung  eines  Gebäudes  usf. 

Der  Werkverpflichtete  (der  Unternehmer)  ist  zu  mangelfreier  Her- 
stellung des  Werks  verpflichtet  Ist  das  Werk  nicht  von  der  vertrags- 
mäßigen Beschatfenhoit,  so  ist  der  B(?steller  nicht  verpliic  htct  das  Werk 
anzunehmen:  der  Unternehmer  ist  zur  Beseitigung  des  Mangels  ver- 
pflichtet und  zugleich  berechtigt  Erst  wenn  der  Besteller  dem  Unter- 
nehmer vergeblich  eine  Nachfrist  zur  endgültigen  Beseitigung  des  Mangels 
gesetzt  hat,  erwächst  dem  Besteller  ein  Mängelanspruch  wie  beim  Kaufe: 
der  Anspruch  auf  Wandelung  (Rückgängigroachung  des  Werkvertrags) 
oder  aber  auf  verhältnismäßige  Preisminderung. 

Liefert  der  zur  Herstellung  einer  Sache  verpflichtete  Unternehmer, 
wie  das  häufig  der  Fall  ist,  auch  den  Stoff,  so  liegt,  wenn  es  sich  mn 
Herstellung  vertretbarer  (nicht  individuellen,  sondern  nur  Quantitätswert 
beritzenden)  Sachen  bandet  (ich  bestelle  z.  B.  dn  Dutzend  siUieme  Löffel), 
kein  Werkvertrag,  sondern  ein  Kaufvertrag  vor:  der  Vertrag  betrifft  in 
Wahrheit  Sachliefcrung,  nicht  Werkliefe  rung  (es  ist  gleichgültig,  ob  der 
Lieferungsverprtichtete  die  Sachen  erst  herstellt  oder  sie  schon  hat,  oder 
sie  etwa  anderweitig  anschafft).  Wenn  aber  die  Herstellung  nichtvertret-  werkiiefenun»- 
barer  (individuellen  Wert  besitzender)  Sachen  (z.  B.  eines  Kleidungsstücks  **'*'"* 
oder  einer  besonders  eingerichteten  Maschine  oder  eines  Porträts)  zugesagt 
wurde,  li^  ein  sog.  Werklieferungsvertrag,  d.  h.  eine  teilweise  unter 
Kaufrecht  st^ende  Abart  des  Werkvertrags  vor.  Kaufirecht  güt  ins- 
besondere, soweit  es  sich  um  die  Pflicht  zur  Eigentumsverschaffung  und 
um  die  Gew^ährleistung  für  Mängel  am  Recht  handelt.  Aber  in  bezug 
auf  die  Gewährleistung  für  Mängel  der  gelieferten  Sache  gilt  das  Recht 
vom  Werkvertrage:  ist  die  vom  Unternehmer  gelieferte  Sache  mangelhaft 
<der  Rock  ist  etwa  zu  eng,  das  Porträt  unähsfich),  so  kann  nicht  sofort 
gewandt,  d.  h.  nicht  sofort  Rüd^ängigmachung  des  Vertrags  verlangt 
werden;  der  Unternehmer  ist  vielmehr  zur  Besseruiig  der  Sadie  binnen 
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angemessener  Frist  wie  verpflichtet,  so  berechtigt    Auch  hier  schützt  das 
bürgerliche   Gesetzbuch    den  Arbeitsleistenden   (den  Werkverpflichteten) 
besser  als  das  bisherige  Recht,  das  beim  Werkliefenmgsvertrag  schlecht 
weg  Kauf  recht  gelten  ließ. 
RdMT  Der  Vertrag  über  Ausbesserung  oder  sonstige   Bearbeitung  von 

w«ffc««tnt,  fremden  Sachen  ist  immer  ein  reiner  Weikvertrasr.  ifier  ist  das  Recht 
des  Weildeistenden  (des  Handwexkers)  auf  Veigütui^  nach  dem  biiiger- 
lichen  Gesetzbuche  ebenso  wie  nach  bisherigem  Rechte  durch  ein  gesetz- 
liches Pfandrecht  an  der  zur  Bearbeitung  übergebonen  brweglichen  Sache 
gesichert.  Aber  auch  nach  dem  bürgerlichen  Gesetzbuche  ist  das  Recht 
des  Bauunternehmers  und  des  Bauhandwerkers  schutzlos  geblieben:  sie 
haben  keine  gesetzliche  Hypothek  an  dem  Grundstück,  dessen  Wert  sie 
durch  bauliche  Einrichtungen  eihoht  haben.  Sie  können  nur  die  Ein- 
räumung dner  Sicherungshypothek  am  Baugrundstdck  verlangen  und 
bleiben  daher,  da  das  in  der  Regel  nicht  geschehen  wird,  dem  Grund- 
stücksspekulanten, der  den  Kaufpreis  nicht  gezahlt,  sondern  als  Ilj-pothek 
auf  das  Grundstück  hat  eintragen  lassen,  so  daß  der  Wert  des  Grund- 
stücks durch  die  (oft  übermäßig  hohe)  Kaufgelderhypothek  verschwindet, 
schutzlos  preisgegeben.  Hier  hat  das  Interesse  an  der  Zuveriassigkeit 
der  Hypothekenrubrik  im  Grundbuch  (es  soll  nach  dem  büxgeilichen  Ge- 
setzbuche keine  gfesetzlichen,  sondern  nur  eingetragene  Hypoth^en  geben) 
das  soziale  Interesse  am  Schutz  des  Schwächeren  überwogen,  das  sonst 
dem  im  bürgerlichen  (lesctzbuch  enthaltenen  Arbeitsrecht  das  Gepräge 
gibt.  Aber  schon  ist  die  Reichsgesetzgebung  am  Werke,  durch  ein  be- 
sonderes Nachtragsgesetz  hier  ergänzend  einzugreifen. 


C.  Das  Sachenrecht. 

OrgMMkti  der  I.  W^esen  der  Sachenrechte.  Den  Forderungsrechten  .stehen  die 
Sschemedita  Sachenrechte  als  unmittelbare  Herrschaft  über  einen  .sachlichen  Gesfen- 

md  r  ordeniogs- 

rechte.  Stand  gewährende  Vermögensrechte  gegenüber.  Die  Sachenrechte  be- 
stehen in  dem  Recht,  selbst  zu  handeln  (z.  B.  über  ein  fremdes  Grund- 
stück zu  gehen  oder  die  Früchte  eines  fremden  Grundstücks  zu  ziehen). 
Sie  erschöpfen  sich  nicht  in  dem  Rech^  daß  ein  bestimmter  anderer  handele. 
Sie  sind  darum  Rechte  gegenüber  jedermann,  nicht  wie  das  Forderungfs- 
recht  ein  Recht  nur  gegenüber  einem  einzigen.  Der  Nießbraucher  und  der 
Päcliter  stehen  sich,  äußerlich  angesehen,  gleich.  Aber  der  Nießbraucher 
hat  ein  Sachenrecht,  d.  h.  er  ist  der  Sache  von  Rechts  wegen  mächtig  und 
kann  sdn  Nießbrauchsredit  gegen  jeden  Dritten  geltend  machen.  Der  Päch» 
ter  hat  ein  bloßes  Fcurderungsrecfat;  das  bedeutet,  daß  er  der  Sache  recht- 
lich nicht  mächtig  ist  Er  kann  sein  Paditrecht  nicht  gegen  Dritte,  sondern 
nur  geg^en  seinen  Schuldner,  d.  h.  gegen  seinen  Verpächter  geltend  machen. 
£r  hat  nur  einen  persönlichen,  keinen  dinglichen  Anspruch.   Die  peti- 
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torische  dingliche  Ivlagc  gegen  einen  störenden  Dritten  mu£  vom  Ver- 
pächter erhoben  werden. 

Die  Sachenrechte  sind  entweder  Nutzungsrechte,  d.  h.  sie  geben  recht- 
liche Macht  Über  den  Körper  der  Sache:  so  das  Eigentum^  das  &bbai^ 
rechty  der  Niefibraudi,  die  Grunddienstbarkeiten.  Oder  de  innd  Vei^ 
scha£Pungsrechte,  d,  h.  sie  geben  rechtliche  Macht  nur  über  das  Recht  an 
der  Sache  (das  Eigentum):  so  die  Hypothek,  dir  Rcallast,  das  dingliche  Vor- 
kaufsrecht, das  Pfandrecht  an  Fahrnis.  Die  dinghchen  Nutzungsrechte 
(vor  allem  das  Eigentum)  bilden  den  Mittelpunkt  des  Sachenrechts,  ja  des 
ganzen  Vermögensrechts.  Sie  geben  unmittelbare  Machterweiterung  und 
sind  darum  von  gegenwärtigem  Werte.  Sie  ^d  durch  iliren  Inhalt 
befriedigt,  sind  um  ihres  Daseins  willen  da,  tragen  nicht  jene  Sehnsucht 
nach  dem  eigenen  Untergange  in  sich,  welche  die  Forderungsrechte  und 
im  wesentlichen  ebenso  die  dinglichen  Verschaffungsrochte  kennzeichnet. 
Sie  besitzen  ihren  Gegenstand  und  genießen  den  Augenblick.  Sie  sind 
der  Zweck  des  Vermögensrechts  und  des  Vermögensverkehrs. 

n.  Fahrnis  und  Liegenschaft  Das  frühere  gemeine  deutsche 
Sadienrecht  beruhte  auf  dem  romischen  Recht  des  Corpus  Juris,  das 

sachenrechtlich  keinen  Unterschied  zwischen  den  verschiedenen  Arten  der 
Sachen  machte.  Für  das  Eigentum  am  Grrundstück  galt  das  gleiche  Recht 
wie  für  das  Eigentum  an  einem  Stück  Löschpapier. 

Das  mittelalterliche  deutsche  Recht  hatte  einen  anderen  Standpunkt 
In  den  Zeiten  der  Naturalwirtschaft  sfuelt  der  Grundbesitz  s^bstverständlich 
«ne  ganz  andere  RoUe  als  die  Fahrnis.  Der  Grundberita  ist  alles,  Fahrnis 
ist  nidits.  Der  Grundbesitz  ernährt  den  Mann;  fahrende  Habe  kann  in 
der  Hauptsache  nur  als  Ausstattung  des  Gmindstücks  in  Frage  kommen. 
So  ist  im  deutschen  Mittelalter  das  Grundstück  der  Aristokrat  unter  den 
Sachen.  Der  Grundbesitz  ist  privatrechtlich  privilegiert.  Er  hat  sein  be- 
sonderes Sachenrecht  Das  Liegenschaftsrecht  ist  viel  höher  entwickelt, 
als  das  Fahmtsrecht  Die  verschiedensten  recfatlidien  Herrschaftsfbnnen 
über  das  Grundstück  kommen  zur  Ausbildung,  während  an  Fahrnis  in  d^ 
Hauptsache  nur  Eigentum  möglich  ist  Die  ganze  öffentlichrechtliche  Ge- 
schichte des  Mittelalters  spiegelt  in  der  Ausgestaltung  des  Liegenschafts- 
rechts sich  wider.  Neben  dem  Eigentum  am  Grundstück  entwickelt  sich 
das  Lehnrecht  des  Kittersmanns,  das  bäuerliche  Leiherecht,  das  städtische 
Leiherecht,  das  Leibzuchtsrecht,  das  Satzungsrecht,  die  Reallast  usf.  Das 
Fahmisrecht  des  Mittdalters  ist  arm  im  Veigleich  mit  dem  liegenschafta- 
recht 

So  hat  denn  auch  das  lifittelalter  für  den  Grundbesitz  besondere  Veiw 
kehrsformen  ausgebildet  Der  Fahmisverkehr  vollzieht  sich  durch  un- 
feierliche, der  Grundbesitzverkehr  durch  feierliche  Besitzübergabe.  Fahrnis 
geht  ohne  weitere  Umstände  von  Hand  zu  Hand;  bei  Grundbesitz- 
Übertragung  aber  muß  mit  allen  Glocken  geläutet  werden.    Die  feierliche 
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Übergabe  des  Grundstücks  hdfit  in  der  deutschen  Rechtssprache  Getoere, 
latdnisch  Mtnvestitura«,  wörtlich:  Beeidung  (mit  d«n  Grundstück).  Erwerb 
eines  Grundstücks  macht  zum  „bekleideten"  Mann;  der  GrundbesitzIoBe  ist 
ein  unbekleideter  Ohnehosenmann.  Die  Form  der  Investitur  bestand  ur- 
sprünglich in  Zuziehung-  von  Zeugen  und  der  Vornahme  von  symbolischen 
Handlungeti  auf  dem  Grundstücke.  Seit  dem  12.  Jahrhundert  ist  die  gericht- 
liche Investitur  (die  gerichtliche  „Auflassung"),  eine  symbolische  Übergabe 
des  Grundstücks  vor  Gericht,  die  regelmäßige  VMSuBeruogsfiHin  geworden, 
aus  der  dann  die  heutige  Auflassux^,  überhaupt  der  Grundbuchvericehr 
geschichtlich  hervorgegangen  ist  Die  gerichtliche  Investitur  ward  im  Ge- 
richtsbuch (in  den  Städten  im  Stadtbuch),  also  in  ein«n  öfifentlichen  Buch, 
beurkundet,  und  der  Beurkundungsakt,  der  ursprünglich  nur  dem  Reweise 
diente,  ward  zu  einem  wesentlichen  Bestandteil  des  Rechtserwerbsgrunds 
selbst 

XMapiiMdw  Als  das  rmnische  Recht  in  Deutsddand  aufgenosmien  wurde,  ging 
s^^^l^l^^^  dem  Grundbesitz  seine  privalrechtUdie  Sonderstellung  ▼erloren.   Die  Zeit 

der  Geldwirtschaft  war  gekommen.  Die  Fahrnis  trat  ihre  Herrschaft  an. 
Auch  der  Grundbesitz  ward  Geld,  d.  h.  bewegliches  Vermögen.  Dem  ent- 
sprach das  nivellierende,  keinen  Unterschied  zwischen  Fahrnis  und  Liegen- 
schaft kennende  römische  Sachenrecht,  das  sich  nunmehr  iiLs  gemeines 
deutsches  Sachenrecht  durchsetzte.  Das  Grundstück  ward  privatrechtüch 
mobiHsiert^  und  wie  der  Fahmisvericehr  so  vollzog  sich  nunmehr  audi  der 
Li^enschaftsverkehr  durch  formlose  Besitzfibeigabe  (Iradition^rinz^). 
Die  öfft  tuliche  Form  der  Liegenschaftsübertragiui^  verschwand  aus  den 
meisten  Land-  und  Stadtrechten.  Ntur  in  einigen  norddeutschen  Städten 
blieb  die  Auflassung  zu  Stadtbuch,  und  in  einigen  l^ndrechten,  ins- 
besondere im  gemeinen  Sachsenrecht,  die  gerichtliche  Bestätigung  des 
Veräußerungsgeschäfts  (investitura  ailodiaüs)  als  Rest  des  alten  Investitur- 
rechts übrig. 

pm— Midicto      Aber  die  altoleutscfae  Unterscheidung  von  liegensdiaft  und  Fahrnis 
^"'^'^^  und  mit  ihr  die  altdeutsche  Feierlichkeit  der  geridliUidien  Investitur  hat 
in  neuerer  Zeit  eine  Auferstehung  erfahren.    Seit  dem  18.  Jahrhimdert 

setzt  die  Fntwickelung  des  neuzeitlichen  Grundbuchrechts  ein,  das  den 
Grundbesitzverkehr  wiedcirum  mit  öffentlichen  Formen  bekleidete.  Die 
Österreichische  Gesetzgebung  machte  den  Anfang.  Ihren  Anregungen 
folgte  Freufien.  Im  19.  Jahrhundert  ist  eine  immer  größer  werdende  Zahl 
von  Landesrechten  auf  den  Boden  des  neuen  Rechts  getreten. 

Der  Sinn  des  neuen  Rechts  war  jedoch  ein  anderer,  als  der  des  alten. 
Wenn  zwei  Zeitalter  dasselbe  tun,  ist  es  nicht  dasselbe.  Es  war  nicht 
mehr  die  Xaturahvirtschaft,  sondern  die  Geld  Wirtschaft,  welche  die  privat- 
rechtUche  Sonderstellung  des  Grundbesitzes  verlangte.  Ihren  Ausgang 
nahm  die  neuzeitliche  Entwickelung  vom  Hypothekenrechu  Uas  üruud- 
stück  ist  naturgemäfi  der  beste  Träger  des  Realkredits.  Es  galt,  der 
GrrundstücksvetpfSndung  eme  Form  zu  schaffen,  die  den  Gläubiger  wirk- 
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lieh  sicherte.  Zu  diesem  Zwecko  ist  dir  Verpfandung  des  Grundstücks 
durch  Eintragung  in  ein  öftcntliches  Buch  von  der  neueren  Gesetzgebung 
ausgebildet  worden.  Regehnäßig,  so  im  preußischen  Landrecht,  war  das  dem 
Cirundbesitz  dienende  öffentliche  Buch  zunächst  bloßes  Hypothekenbuch, 
d.  h.  nur  f&r  den  HypoUi^raveikehr  bestimmt  An  Stelle  des  Hypothdcenp 
bnchs  ist  dann  erst  in  neuerer  Zeit  in  den  mdsten  Rediten  das  dem  Grun^ 
besitzverkehr  überhaupt  dienende  Grundbuch  getreten.  Das  geldwirtschaf^ 
liehe  Bedürfnis  nach  Sicherung  des  Gläubigers  ist  die  Kraft,  welche 
die  ganze  grundbuchrechtliche  lintwickelung  der  neueren  Zeit  erzeugt  hat 
Das  bürgerliche  Gesetzbuch  hat  selbstverständlich  sein  Sachenrecht 
auf  Grund  der  neuzeitlichen  Entwickelung  gestaltet  Das  romische  ein> 
heitiiche  Sachenrecht  für  alle  Sachen  ist  verschwunden.  Kraft  des  bürger- 
lichen Gesetzbudis  gilt  heute,  wie  einst  im  Mittelalter,  zweierlei  Sadien- 
recht,  das  durch  ganz  verschiedene  Grundgedanken  bestimmt  wird:  ein 
Sachenrecht  für  Fahrnis,  ein  anderes  für  Liegenschaften. 

m.  Fahrnisrecht  Für  das  Fahrnisrecht  gilt  das  Traditionsprinzip:  i 
den  Fahmisverkehr  vermittelt  die  formlose  Übergabe  des  Besitzes.  Die 
bloBe  Willenseinigung  über  Reditsübertragung  genügt  grundsatzlich  nidit 
IMe  Besitzübergabe  muA  hinzukommen.  Aber  die  BesitKabergabe  ist  an 
keinerlei  Förmlichkeit  gebunden.  So  geschieht  die  Veräußerung  von  be- 
weglichen Sachen  durch  formlose  Besitzübergabe  zu  Eigentum,  die  Nieß- 
brauchsbestellung durch  formlose  Übergabe  zu  Nießbrauch,  die  Verpfän- 
dung durch  formlose  Übergabe  zu  Pfandrecht  (mit  der  Übergabe  verbindet 
sich  die  Willenseinigung  der  Faztdoi,  weldie  die  Art  des  zu  hegiün^ndm 
Rechts  bestimmt). 

VeräuAemng,  Nießbrauclisbestellung,  Verpfandung  sind  Verfugnngs- 
geschäfte  (unmittelbar  Rechtsänderung  bewirkende  Rechtsgeschäfte).  Der 
Sicherung  ihrer  Wirkung  für  den  Fahmisverkehr  dienen  die  Rechtssätze 
von  der  Legitimation  (vgl.  oben  S.  30).  Auch  diesen  Rechtssätzen  liegt 
altdeutsches  Recht  zugrunde,  das  von  der  neuzeitlichen  Gesetzgebung  mit 
neuon  Inhalt  erfüllt  ist 

Im  Mittelatter  galt  für  Fahrnis  der  Rechtssatz:  Hand  wahre  Hand. 
Hatte  jemand  Fahrnis  freiwillig  aus  der  Hand  gegfeben,  z.  B.  indem  er 
sie  einem  anderen  lieh  oder  in  Verwahrung  gab,  so  mußte  die  Hand  des 
Gebers  durch  die  Hand  des  Empfangers  gewahrt  (geschützt)  werden.  War 
der  Empfänger  treulos  und  veräußerte  die  Sachen  an  einen  Dritten,  so 
stand  dem,  der  die  Sache  freiwillig  weggegeben  hatte,  keiu  Herausgabe- 
anspruch gegen  den  dritten  Besitzer  zu.  Er  k<Mmte  sidi  nur  an  den  Emp- 
fanger halten  und  von  ihm  Schadensersatz  begehren  ^wo  man  seinen 
Glauben  gelassen  hat,  da  muß  man  ihn  sudien*^  Nur  bei  unfreiwilligem 
Besitzverlust  (die  Sache  war  gestohlen  oder  sonstwie  ohne  Willen  abhanden 
gekommen)  war  dem,  der  den  Besitz  verloren  hatte,  ein  dinglich  wirkender 
Herausgabeanspruch  gegen  jeden  dritten  Besitzer  zuständig.    Es  leidet 
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keinen  Zweifel,  daß  dieser  unvollkommene  Fahnussclratz  in  der  Un- 
entwickeltheit des  älteren  Rechts  beruhte,  das  in  der  Haiq»tsache  nur 

Deliktsansprüche  kannte.  Bei  unfreiwilligem  Besitzverlust  war  eine  Dieb- 
stahlsklage  möglich,  die  gegen  den  gegenwärtigen  Sachbesitzer  als  solchen 
erhoben  werden  konnte;  bei  freiwilligem  Besitzverlust  war  die  Diebstahls- 
klage ausgeschlossen  und  eine  Deliktsklage  (die  Treubruchsklage)  nur 
gegen  den  ersten  Empfänger  der  Sadie  denkbar.  Die  reine  Eigentums- 
kla^,  die  olme  Vermlttelungf  eines  deliktsmafiigen  Tatbestandes  das 
Eigentum  als  solches  gegen  jeden  Dritten  schützt,  ist  erst  durch  Aufnahme 
des  römischen  Rechts  (der  römischen  rei  vindicatio)  nach  Deutschland  ge- 
kommen. Auch  an  dieser  Stelle  brachte  die  Rezeption  einen  Fortschritt, 
der  innerlich  notwendig  geworden  war.  Die  römische  rei  vindicatio  be- 
deutete das  Verschwinden  des  Satzes:  Hand  wahre  Hand.  Nur  in  ein- 
zelnen Städten  (den  Städten  des  IQbischen  Rechts)  hidt  der  Buchstabe 
des  geschriebenen  Stadtrechts  den  alten  Rechtssatz  aufrecht 

Aber  auch  hier  trat  durch  die  neuzeitliche  Geseta^bung  eine  Wieder- 
belebung des  alten  Rechtes  ein,  wenngleich  wiederum  unter  ganz  anderen 
Gresichtspunkten  als  zuvor.  Zuerst  hat  hier  das  Handelsgesetzbuch  ein- 
gegriffen; das  handelsrechtliche  (kaufmännische)  Fahmisrecht  ist  nunmehr 
durch  das  bürgerliche  Gesetzbuch  bürgerliches  Recht  geworden. 

Der  Satz  Hand  wahre  Hand  ist  nach  dem  bürgerlidmi  Gesetzbuche 
mafigebend  fOr  den  Rechtserwerb  an  Fahrnis.  Mchte^nentSmer 
beritzt  die  bewegliche  Sache  etwa  als  Verwahrer.  Oder  aber  er  hat  sie 
gestohlen.  Er  veräußert  die  Sache  oder  verpfändet  sie  oder  bestellt  einen 
Nießbrauch  daran.  Welche  Wirkung  wird  sein  Verfügiingsgeschäft  haben? 
Nach  römischem  und  gemeinem  Recht  war  die  Verfügung,  weil  von  einem 
Nichtberechtigten  vorgenommen,  schlechtweg  unwirksam.  Nach  dem  bürger- 
lichen Gesetzbuche  aber  ist  (gemäß  dem  Rechtssatze  Hand  wahre  Han<^  zu 
untersdielden,  ob  der  Besitz  vom  wahren  ^gentflm«r  freiwiUig  au%egeben 
oder  aber  ihm  ohne  Willen  abhanden  gekommen  war.  Nur  im  letzteren 
Falle  (die  Sache  war  ihm  also  z.  B.  gestohlen  worden)  ist  er  Eigentümer 
geblieben  und  kann  den  Eigentumsanspruch  gegen  den  gegenwärtigen 
Besitzer  geltend  machen.  Im  ersteren  Falle  aber  (er  hatte  also  z.  B.  dem 
Veräußerer  die  Sache  zur  Verwahrung  gegeben)  verliert  er  sein  bis- 
heriges ]^entum;  der  gutgläubige  Erwerber  ist  durch  die  Verfugung  des 
Niditberecht^ften  Eigentumw  (bzw.  Pbndberechtigter  oder  Niefibraudw 
berechtigter)  geworden.  Dem  bisherigen  Eigentümer  bleibt  nur  ein  persön- 
licher Anspruch  gegen  den  Verfugenden. 
LegidiMtioa  Dej-  Sinn  dieser  Rechtssätze  ist:  der  Nichtberechtigte  wird  durch  den 
Besitz  der  Fahrnis  zur  Verfügung  über  die  Fahrnis  zugunsten  des  gut- 
gläubigen Verkehrs  legitimiert  Nur  bei  unfreiwilligem  Besitzverlust  des 
wahren  EtgentGbners  versagt  seine  Legitimation,  und  auch  diese  Ein- 
schränkimg wird  hinßUlig)  wenn  es  sich  um  Geld  oder  Inhaberpainm 
oder  Sachen  handelt,  die  im  "Wege  offentiicher  Versteigerung  veräußert 
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wurden.  Geld,  Inhaberpapiere,  öffeaflidi  versteigerte  Sadien  werden  vota 
gu^läubigen  Erwerber  sdilechtwes^  zu  Eigentum  erworben,  audi  wenn  de 
dem  wahren  Eigentümer  gestohlen  oder  sonst  ohne  Willen  abhanden  ge- 
kommen waren.  Der  alte  Sats  Hand  wahre  Hand,  der  einst  dem  Mangel 
eines  reinen  Eigentumsanspruchs  seinen  Urspruncf  verdankte,  dient  heute  in 
neuer  Wendung  der  Sicherung  des  gcldwirtschaftlichcn  Verkehrs.  Er  dient, 
das  bürgerlich-kaufinäanische  Recht  der  Gegenwart  zu  fordern,  dem  der 
Sdmtz  des  Umsatzes  an  erst»  Stelle  steht 

Der  Fahmisbeaitz  legitimiert  als  Eigentümer  nicht  bloß  für  den  Veikdir, 
sondern  auch  für  den  Eigentumsanspruch:  es  wird  nach  dem  bfiigexlichen 
Gesetsbuche  vermutet,  daß  der  Besitzer  einer  beweglichen  Sache  Eigfen- 
tümer  sei.  Der  Besitzer  braucht  also  in  der  Regel  keinen  Eigentumsbeweis 
zu  erbringen.  Ja,  der  redliche,  d.  h.  der  irgendwie  rechtmäßig  (sei  es 
auch  nur  durch  Verwahrungsgeschäft  oder  durch  Finden)  erworbene  Fahr- 
nisberits  enwgt  bei  unfreiwilligem  Besitzverlust  einen  petttoriscben 
(nicht  bloß  vorläufig  wirkenden)  dinglidien  Herausgabeanspmdi  g^en  den 
sdilechter  berechtigen  gegenwärtigen  Besitzer. 

Auf  dem  Gebiete  des  Fahmisrechts  ^ielt  der  Besitz  die  entscheidende 
Rolle.  Er  hat  Kraft,  das  Eigentum  zu  schützen.  An  erster  Stelle  aber 
hat  er  Kraft  für  die  Sicherung  des  gutgläubigen  Verkehrs. 


IV.  Liegenschaftsrecht   Das  Liegensdiaftsredit  des  bfiigerlichen 
Gesetzbuchs  beruht  auf  dem  Grundbuchrecht,  einers^ts  auf  dem  im  ^j^^^^^ 


bfiigerlichen  Gresetzbuch  enthaltenen  sog.  materiellen  Grundbuchrecht, 
das  ^e  privatrechtlichen  Wirkungen  der  Eintragung  in  das  Grundbuch 
regelt,  andererseits  auf  dem  in  der  Grundbuchordimng  bestimmten  formellen 
Grundbuchrecht,  welches  das  Verfahren  vorschreibt,  durch  das  mau  zur 
Eintragung  in  das  Grundbuch  gelangt. 

Das  Grundbuch  ist  das  öffentliche  Buch,  das  bestimmt  ist,  die 
privatrechtiiche  Rechtslage  des  Grundstücks  su  verlautbaren.  Das  Hypo- 
thekenbuch der  früheren  Gesetzgebung  diente  nur  der  Klarstellung  der 
Hypothekenverhältnisse.  Das  Grundbuch  der  Gegenwart  soll  alle  privat- 
rechtlichen Rechtsverhältnisse,  die  das  Grundstück  sachenrechtlich  (nicht 
bloß  schuldrechtlich)  betreflTen,  zum  Ausdruck  bringen.  Im  Grundbuch 
sollen  die  au  sich  unsichtbaren  Sachenrechte  für  jedermann  sichtbar 
gemacht,  gewissermaßen  zu  körperlich«:  Erscheinung  genötigt  werden, 
damit  der  Verkehr  sie  sehen  und  mit  ihnen  redmen  könne.  Klarhd,t  der 
Rechtsverhältnisse  ist  Bedingung  für  die  Sicherheit  des  Verkehrs. 

Um  diesen  Zweck  zu  erreichen,  besteht  der  Eintragungszwang,  Eintr««tin«v 
der  aber  nur  zum  X.eil  unmittelbar,  zum  anderen  Teil  mittelbar  durch- 
gesetzt  wird. 

Unmittelbar  ist  der  Eintragungszwang  für  alle  Fälle  rechtsgeschäft- 
licher Veränderung  der  RecfatsverhSltnisse  am  Grundstfick:  für  die  Ver- 
äußerung, die  Belastung  eines  Grrundstucks,  die  Aufhebung  oder  Änderung 
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eines  Rechts  am  Ghrundstfidc  durch  Verfügungsgeschäft  Es  bedarf 
aufier  der  '\l^easeiiiigttng  der  Parteien  (bzw.  der  AufhebungawklSrung 
des  sein  Redit  Au%ebenden)  zum  Tatbestände  des  VetfOgungsgeschafts 

der  Eintragung  der  gewollten  Rechtsänderung  in  das  Grundbuch.  Erst 

durch  die  Eintraq-ung-  kommt  die  VerfügTJngswirkunpf  (der  Ubergang  des 
Eigentums,  die  Entstehung  oder  Aufhebung  der  li^'pothek  usw.)  zustande. 
Die  Eintragung  ist  rechts  wirksamer  Natur.  Ohne  Eintragung  keine  Ver- 
fügung. Jede  verfügungsgeschäftliche  Rechtsändenmg  muß  im  Grrundbuch 
sichtbar  werden. 

Nur  mittelbarar  Art  ist  der  Eintragungszwang  dagegen  für  alle  Falle 

der  nicht  durch  Rechtsgeschäft,  sondern  durch  andere  Tatbestände  kraft 
Gesetzes  bewirkton  Rcchtsändoruntr,  wie  z.  R.  im  Fall  des  Erbg'angs,  der 
Eingehung  einer  gütergemcinschaftlichen  Ehe,  der  Enteignung  usf.  Die 
Rechtsänderung  tritt  gemäß  der  gesetzHchen  Vorschrift  ohne  weiteres  ein. 
Die  l^tragung  der  durch  das  Gesetz  bewirkten  Rechtsänderung  ist  nur 
reditsbekundender  Natur.  Zur  HerbeifOlirung  der  Rechtsänderung  bedarf 
es  in  diesen  FSUen  der  l^tragung  nicht  Aber  die  Emtragung  schützt 
gegen  die  Verfugimg  eines  Nichtberechtigten. 
Sdrats  dM  Das   im  Grundbuch   öffentlich  verlautbartc   Recht   gilt  von  Rechts 

Eingatragmm.  ^yegen  als  jedermann  bekannt,  und  ist  daher  Unkenntnis  des  Erwerbers 
in  bezug  auf  ein  eingetragenes  Recht  niemals  imstande,  einen  rechtswirk- 
samen  guten  Glauben  darzustellen.  Aus  diesem  Grunde  ist  auch  derjenige, 
der  kraft  Gresetzes  einen  Rechtserwerb  ohne  Eintragung  gemacht  Imt,  an 
der  Sntragung  seines  Erwerbs  interessiert  Er  verschafit  dadurch  aehiem 
Rechte  den  Schutz  des  Grundbuchs.  Ohne  Eintragung  kann  sein  Recht 
durch  Erwerb  eines  gutgläubigen  Dritten  vernichtet  werden.  Rs  besteht 
für  ihn  ein  mittelbarer  Eintnigungszwang.  Will  er  seines  Rechtes  sicher 
sein,  so  muß  er  es  ins  Grundbuch  eintragen  lassen. 
u^tomiknim  DuTch  den  Eiutragungszwang,  den  unmittelbaren  und  den  mittelbaren, 
BfaigitmaaMi.  Richtigkeit  des  Grrundbuchs  angestrebt  Aber  trotz  alledem  kann 

das  Grundbuch  unrichtig  sein.  Es  kann  geschehen,  daß  eine  gesetzlidie 
Rechtsänderung  (z.  B.  infc^e  gütergemeinschaftlicher  Ehe)  nicht  eingetragen 
wurde,  oder  daß  sie  in  unrichtiger  Weise  eingetragen  ward,  wenn  z.B.  ein 
falscher  Erbe  die  Eintragung  als  Eigentümer  erlangt  hat.  Es  kann  ebenso 
geschehen,  daß  eine  verfügungsgeschäftliche  Rechtsänderung  trotz  ihrer 
Eintragrung  infolge  eines  Mangds  an  der  Willenserklärung  ungültig  ist 
So  ist  denn  dodi  das  Grundbuch  unzuverlässig  und  der  Zweck,  um  dessen 
willen  das  ganze  Grundbuchrecht  eingeführt  wurde,  anscheinend  nicht 
erreicht!  Aber  hier  greift  der  oberste  Girundsatz  des  Grundbuchrechts,  der 
Grundsatz  des  öffentlichen  Glaubens  des  Grundbuchs  (das  sog.  Publizi- 
tätsprinzip) ergänzend  ein.  Die  Eintragung  in  das  Grundbuch  wirkt  als 
solche  nicht  die  entsprechende  Berechtigung  des  Eingetragenen.  Aber 
sie  legitimiert  Der  im  Grundbuch  Eingetragene  gilt  zugunsten  des 
gu^läubigen  Verkdus,  d.  h.  zugunsten  dessen,  dem  die  Unriditigkeit  des 


Digitized  by  Google 


C  Du  Sadienicdit  V.  Redite  an  Gmadstikken. 


59 


Gnmdbudis  unbekaont  ist,  als  der  Berechtigte.  Durch  Verfugungsgeschaft 
des  Eingetragenen  erwizbt  der  gutgläubige  Dritte  gem&ft  dem  Veifugrungs- 

geschäft,  auch  wenn  der  Verfügende  nicht  berechtigt  war.  Er  erwirbt 
also  z.  B.  das  Eigentum  durch  Auflassung  des  zu  Unrecht  als  Eic^mtümer 
eingotragcncn  falschen  Erben.  Für  den  gutgläubigen  Verkehr  gilt  das  Grund- 
buch schlechtweg  als  richtig.  Für  den  gutgläubigen  Erwerber  ist  der  Inhalt 
des  Grundbuchs,  trotz  der  Möglichkeit  sachlicher  Unrichtigkeit,  dennoch  un- 
bedingt  zuverlässig.  Das  Interesse  des  Verkehrs  ist  auf  alle  Falle  geddiert 
und  damit  das  Zm^  des  neuz^tlichen  Grundbudurechts  erreidit  wordra. 

V.  Rechte  an  Grundstücken.  Das  vollkommenste  Recht  am  Grund- 
stück ist  das  Eigentum.  Dem  Eigentum  stehen  die  das  Grrundstttck  be> 
lastenden  begrenzten  Rechte  gegenüber. 

Die  begrenzten  Rechte  sind  zum  Teil  gleich  dem  Eigentum  Nutzungs- 
rechte^  aber  sie  gewähren  nicht  die  volle,  sondern  nur  eine  beschränkte 
Nutzung  des  Sadikdrpers.  Begrenzte  Nutzungsrechte  sind  die  Dienstbaiv 
keiten  (insbesondere  der  Nießbrauch  und  die  Grunddienstbarkeiten)  und 
das  Erbbaurecht.  Das  letztere  bedeutet  das  Rocht,  auf  einem  fremden 
Grundstück  ein  Bauwerk,  z.  B.  ein  Gebäude,  zu  haben.  Dem  Erbbaurecht  Erbbraneht 
steht  eine  große  Rolle  für  die  künftige  Entwickelung  unseres  Bodenrechts 
in  Aussicht  Es  gibt  dem  Bodeneigentümer,  z.  B.  der  Stadtgemeinde,  die 
MSg^chketty  Grundstücke  zu  J&richtung  von  Gebäuden  gegen  terminliche 
Zinszahlung,  also  ohne  das  Grundstuck  zu  verkauf,  an  Baulustige  zu  vei^ 
geben.  Dadurch  wird  einerseits  auch  dem  minder  Kapitalkräftigen  die  Er- 
werbung eines  eigenen  Hauses,  wenn  auch  nicht  auf  immer,  so  doch  auf  eine 
lange  Reihe  von  Jahren  emiöglicht.  Andererseits  bleibt  der  Gemeinde  das 
Eigentum  am  Grund  und  Boden,  so  daß  nach  Beendigung  des  Erbbaurechts 
die  inzwischen  etwa  eingetretene  Erhöhung  des  Bodenwertes  der  Gemeinde 
und  damit  der  Gresamtiieit  (durch  deren  Entwickelung  die  Werterhohung 
erzengt  wurde)  anhelm  fallt  Die  Vergebung  zu  Erbbaurecht  ist  ein  Mittel, 
um  der  Grundstücksspekulation  und  damit  zugleich  dem  Wohnungselend  in 
den  großen  Städten  einen  Damm  zu  setzen. 

Die  übrigen  begrenzten  Rechte  sind  VerschaflFungsrcrhte,  d.  h.  sie  sind  u>poihrt. 
auf  Macht  über  die  Verwertung  des  Eigentums  gerichtet.  Das  w  ichligsie 
Verscha£fungsrecht  ist  die  Hypothek.  Sie  gibt  dem  Hypothekengläubiger 
das  Recht,  durch  Zwangsversteigerung  des  Grundstücks  sich  Befriedigung 
für  eine  Forderung  zu  verschaffen.  Sie  gewährt  eine  bestimmte  Rang* 
Stellung  bei  der  Verteilung  des  durch  Zwangsversteigerung  gewonnenen 
Grundstückserlüses.  Eine  Nebenform  der  Hypothek  ist  die  Grundschuld. 
Die  letztere  bedeutet  das  Recht,  sich  schlechtweg,  unabhängig  von  dem 
Dasein  einer  persönlichen  Forderung  des  Berechtigten,  an  bestimmter 
Rangstelle  eine  bestimmte  Geldsumme  aus  dem  Grrundstück  zu  verschaffen. 

Die  Hypothek  ist  im  heutigen  V^kehr  die  vornehmste  Grundlage  des 
Realkredits.  Im  bürgerlichen  Gesetzbuche  ist  das  Hypothdcenrecht  kunst- 
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vdll  watgeataäbBt  worden.  Die  Rechtsaitze  von  der  Eigentämerhypothek 
sichern  den  ]^gentämer  gegen  unbegründete  Steigerung  des  Rangs  und 
damit  der  Rechte  des  nachstehenden  Hypothduurs.  Die  Rechtssätze  von 

der  Briefhypothek  geben  durch  das  lifittel  des  Hypothekenbriefs  (eines 
die  Hj^othek  betreffenden  amtlichen  Auszup-es  aus  dem  Grundbuch)  dem 
Hypothekenrecht  des  Gläubigers  Beweglichkeit,  leichte  Übertragbarkeit 
und  damit  Verwertbarkeit  im  Verkehr. 

Li  bezug  auf  die  Hypoth^enverhaltnisse  soll  das  Grundbuch  un- 
bedingt erschöpfend  sein.  Darum  hat  das  büigerliche  Gesetzbuch  alle 
gesetzlichen  Hypotheken  rfickncfatslos  beseitigt  (wie  schon  oben  bemerkt 
wurde,  ist  auch  den  Bauhandwerkern  eine  gesetzliche  Hypothek  nicht 
gewährt  worden).  Keine  Hypothek  ohne  Eintra^nnsr.  Wer  eine  Hypothek 
erwirbt,  soll  unbedingt  sicher  sein,  daß  weitere  H^-potheken  als  die  ein- 
getragenen nicht  bestehen.  Das  stärkste  Interesse  ist  auf  dem  Gebiete 
des  heutigen  Grrundbuchrechts  das  Intwmse  des  Geldgläubigers. 
KaptaSttiKiM  Kommt  es  zur  Zwangsversteigerung,  so  werden  (nach  dem  Zwange 
^i^b^*"^  Versteigerungsgesetz)  alle  am  Gmodstück  bestetienden,  dem  Redtte  des 
betreibenden  Gläubigers  nachstehenden  Rechte,  auch  die  Nutzungsrechte 
(z.  TV  dor  Nießbrauch),  in  Geld  umgesetzt,  um  nach  Maßgabe  ihres  aus 
dem  Grundbuch  sich  ergebenden  Rangs  befriedigt  zu  werden.  Das  Grund- 
stück ist  Geld.  Alle  Rechte  am  Grundstück  sind  an  letzter  Stelle  (in 
der  Not  der  Zwangsversteigerung  offenbart  adi  das  innerste  Wesen 
der  Rechte)  ledigUch  ein  bestimmtes  KaintaL  Wir  leben  in  einem  kapita^ 
listischen  2teitalter.  Konig  MidasI  Es  ist  die  Kraft  und  das  Verhäng- 
nis unserer  Zeit  alles,  was  sie  berührt,  in  Gold  zu  verwandeln.  Auch 
das  Grundbuchrecht  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  ist  geldwirtschafdiches 
Verkehrsrecht 


D.  Das  FamiUeorseht. 

Das  Familienleben  ist  die  Grundlage  des  Volkidebens.  Ohne  die  Familie 

der  Gegenwart  ist  die  Kultur  der  Gegenwart  undenkbar.  Aber  erst  eine 
Entwickelung  hat  die  Familie  der  Gegenwart  hervorgebracht. 
DioSipp«.  In  den  Anfangen  der  Geschichte  erscheint  als  Familie  die  Großfamilie, 
die  Sippe,  die  Gesamtheit  aller,  die  durch  die  Bande  des  Blutes  ver- 
bunden dnd.  Die  l^ppe  ist  die  j^amSie  der  ncnoadOschen  Wanderzrit  Sie 
beschützt,  «rhält,  ernährt  den  Einzelnen.  Sie  beruht  auf  der  Unfähigkeit 
des  Einzelnen  zum  Sonderdasein.  Sie  ist  nicht  so  sehr  Familie  in  unserem 
Sinne,  als  vielmdur  zunächst  Ersatz,  dann  Keimzelle  des  Staates.  Durch 
Verbindung  mehrerer  Sippen  entsteht  der  Staat  Noch  zu  der  Zeit,  da 
Julius  CiLsar  die  Deutschen  erblickte,  bildete  die  Sippe  innerhalb  des 
Staatswesens  wie  eine  militärische,  so  eine  wirtschaftliche  Einheit.  Die 
Sippe  lebte  in  Gemdnwirtschaft.  Der  Mann  mit  W^b  und  Kind  hatte 
sein  Dasein  nur  durch  seine  Sippe. 
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Das  Selbständigwerdeii  der  Kleinflmiilie,  der  Familie  des  dm  Hauk 

war  der  erste  große  Kulturfortsdiritt  Die  KleinfjunUie  ward  die  Familie 
der  Zukunft.  Ilire  Grundlage  war  die  Hausgenossenschaft.  Schon  als 
Tacitus  seine  trcrmania  schrieb,  war  die  große  Wandlung  geschehen.  Das 
deutsche  Haus  war  da.  Haus-  und  Hofstätte  standen  im  Sondereigentum 
des  EinzelneD.  Jedem  Haitsvat«:  ward  ein  Teil  des  Adcerfeldes  zur 
Sooderbestellmig  rageteilt  Die  Sippe  wirtschaftete  nicht  mehr  gmein- 
sam. IMe  einzdne  Haushaltung'  lebte  auf  eigne  Rechnung.  Der  Einzdne 
war  des  Sonderdaseins  fähig  g^eworden.  Der  eigne  Herd,  an  dem  er  mit 
seinen  Hausgenossen  „in  einem  Rauche"  lebte,  war  der  Ausdruck  seiner 
Da^einskraft.  In  der  Hausfanülie  war  die  Grundlage  der  Freiheit  des 
Einzelnen  gegeben. 

Neben  dem  lüntsveitMmde  iufierte  die  Sipfpe  ihre  Nachwirlcungen: 
auf  dem  Gebiete  des  Vormundschaftsrechts  und  des  Erbrechts.  Auf  diesem 
Gebiete  ist  sie  noch  heute  von  Bedeutung.  Die  Kleiniamilie  des  einzelnen 
Hausvaters  aber  ist  die  Stätte  des  Familienlebens  geworden,  aus  dem  das 
Volksleben  seine  Nahrung  zieht  In  ihr  hat  der  Geist  der  Liebe  seine 
Wohnung,  der  der  mächtigste  unter  allen  guten  (Tcistcrn  ist,  täglich  ge- 
schäftig in  der  gegenseitigen  Erziehung  von  Manu  und  Frau,  in  Werken 
elterlicher  und  Idndlidier  Ifingebung,  das  stille  Glücic  des  Hauses  schaffend 
und  mit  dem  Glücke  Kraft  der  ^ttlichkeit  und  des  Lebens. 

Hier  tritt  die  Rechtsordnung  an  eine  ihrer  wicht^fsten  und  zug^dch  Aofifabe  d«s 
zartesten  Aufgaben  heran.  Das  Familienrecht  kann  den  Geist  des  ^'^^^ 
Familienlebens  nicht  erzeugen,  aber  es  soll  die  Formen  bereiten,  inner- 
halb deren  er  sich  zu  entwickeln  imstande  sei.  Wenn  der  Geist  der  Liebe 
versagt,  wie  weit  kann  und  soll  der  Geist  des  Zwanges  helfen,  den  das 
Recht  vertritt?  Das  ist  die  g^oße  Frage,  die  durch  ^e  Familienrechts» 
Ordnung  gelöst  wird. 

Das  Ideal  der  Ehe  ist  die  christliche  Ehe.  Kann  die  Rechtsordnung 
machen  oder  wenigstens  helfen,  daß  die  Ehe  eine  christliche  Ehe  sei? 
Diese  Frage  ist  durch  die  Rechtsentwickelung  verneint  worden.  Die 
Säule  der  Familieiiordnung  ist  die  hausherrliche  (rewalt  des  Mannes.  Die 
alte  Zeit  machte  den  Mann  zum  unumsclu"änkten  Herrn  seines  Hauses. 
Er  war  die  einzige  freie,  mündige  Persönlichkeit  im  Kreise  der  Haus- 
genossen. Frau  und  Kind  waren  ihm  in  gleicher  Weise  Untertan.  Kann 
die  Rechtsordnung  mit  der  Gewalt  des  Mannes  den  rechtlichen  Schutz 
der  Persönlichkeit  der  Frau  und  der  Kinder  verbinden?  Diese  Frage  ist 
durch  die  Rechtsentwickelung  bejaht  worden.  Mit  diesen  beiden  Sätzen 
haben  wir  bereits  den  wesentlichen  Inhalt  des  im  bürgerlichen  Gesetzbuch 
enthaltenen  Familienrechts  ausgesprochen. 

L  Die  Kirche  und  das  Eherecht  Es  liegt  am  nächsten,  die 
Macht  der  Blirche  anzurufen,  sobald  die  Erfüllung  der  Ehe  mit  chris^ 
lichem  Geiste  in  Frage  steht   So  ist  es  denn  auch  geschehen. 
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Die  Kirdie  des  lifittelalters  erklärte  die  Ehe  für  ein  Sakrament  Sie 
nahm  ficd^weise  die  Ehegesetq^bunp  für  sich,  und  zwar  für  ^ch  aUein, 

Da«  i...n  .i  chc  in  Anspruch.     Sie  entwickelte  ein  Ehcrocht,  das  kanonische  Eherech^ 
thoxechL     jjj^g  ^gj^  Anspruch  erhob,  das  aus  dem  Inhalt  des  Christentums  sich  er- 
gebende Eherecht  darzustellen.    Das  christliche  Eherecht  der  Kirche 
sollte  helfen,  die  christliche  Ehe  hervorzubringen. 

Die  EhegesetzgebuDg  der  Kirche  bezog  sich  vor  allem  auf  die  Ehe- 
scUiefiung  und  die  Ehescheidung. 

^fi^.vVTiiittfs  Die  Voraussetzungen  der  Eheschließung  wurden  durch  die  kirchliche 
Gresetzgebung  über  die  Ehehindernisse  geregelt  Dem  altdeutschen 
Recht  waren  Ehchindcrnisse  unbekannt.  Die  Kirche  stellte  vor  allem 
zwei  große  (Trundsät/x*  auf:  daß  die  Ehe  eine  monogamische  Ehe,  und 
daß  die  Ehe  unter  Verwandten  verboten  sei. 
Kineh«.  Schon  zur  Zeit  der  Urwälder  war  ifie  Emehe  bei  den  Deutsdien  die 
Regel.  Aber  die  grundsätzliche  Forderung  der  ]^^e  war  dem  urqtrung- 
Hchen  deutschen  Rechte  unbekannt  Zwar  konnte  die  Frau  nur  einem 
Manne  gehören,  aber  der  Mann  konnte  mehrere  Frauen  haben.  Ifier  hat 
die  Gesetzgebung  der  Kirche  entscheidend  mitgewirkt,  die  monogamische 
Ehe  als  die  allein  zulässige  durchzusetzen  und  so  die  unveräußerliche 
Grundlage  rechten  Ehelebcns  herzustellen. 

In  der  Aufteilung  des  ffindemtsses  der  Verwandtschaft  aber  ging  die 

VMWHtoefaaft.  iciichliche  Ehegesetzgebung  über  das  Maft  hinaus.  Sie  verbot  nicht  blofi 
die  Ehe  unter  den  nächsten  Verwandten,  sondern  die  Ehe  unter  Ver- 
wandten überhat^  Naidl  deutschem  Recht  ging  die  Verwandtschaft  in 
der  Seitenlinie  bis  zum  7.  Grade  deutscher  Grradzählung  (die  Grade  wurden 
vom  gemeinschaftlichen  Stammvater  herunter  nur  auf  der  einen  Seite 
gezählt):  Ururenkel  von  Audergeschwisterkindem  haben  den  7.  Grad  (so 
wenigstens  nach  der  regelmäßigen,  vom  kanonischen  Recht  angenommraen 
deutschen  Grradzählung).  So  w^  verbot  das  alticanonische  Recht  auch  die 
Ehe.  Verwandtenliebe  sollte  nicht  in  eheliche  liebe  verwandelt  werden. 
Es  kam  hinzu,  daß  auch  die  durch  Ehe  begründete  Schwägerschaft  in 
gleichem  Maße  das  Ehehindemis  in  der  Seitenlinie  begründete:  der  Mann, 
dem  seine  Frau  gestorben  war,  konnte  keine  Verwandte  seiner  verstorbenen 
Frau  heiraten.  Überall,  wo  das  Familienband  bereits  gegeben  war,  ward 
die  dieliche  Gemeinschaft  verboten.  Solche  Überspannung  des  Verwandt» 
schaftshindenusses  war  lediglich  eine  Ge£shr  fiür  alle  bestdienden  Ehen. 
Sie  schloß  die  Ehe  mit  Personen  aus,  nüt  denen  verwandt  zu  sein  man 
sich  vielleicht  gar  nicht  bewußt  war.  Sie  ward  im  tatsächlichen  Erfolg 
das  Mittel,  von  einer  lästig  gewordenen  Ehe  los  zu  kommen.  Wollte  der 
Mann  seine  Frau  nicht  mehr,  so  gelang  es  ihm  nicht  selten,  irgendwelche 
Verwandtschaft  oder  Schwägerschaft  ausfindig  zu  machen,  um  derentwillen 
die  Ehe  als  nichtig  angegriffen  werden  konnte.  Die  Nichtigkeitsklage 
diente  an  Stdle  der  von  der  Kirche  versagten  Scheidungsklage.  Was  die 
Heü^keit  der  Ehe  fördern  sollte,  ward  in  sein  Gegenteil  verkehrt 
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Lmozenz  IQ.  besdiriUikte  das  Ifindttmis  der  Verwandtschaft  in  der  Seiten^ 

Knie  auf  den  4.  Grad  (Kinder  von  Andergeschwisterkindem  haben  den 
4.  Grad  kanonischer  Gradzählung-).  Aber  auch  diese  Einschränkung"  ge- 
nügte nicht  Theoretisch  gilt  noch  heute  in  der  katholischen  Kirche  das 
von  Innozenz  HI.  aufgestellte  Gesetz.  Praktisch  aber  wird  durch  Ehe- 
dispens nachgeholfen:  im  4.  und  3.  Grade  wird  ohne  Schwierigkeit  dis- 
penaert,  im  Falle  der  Not  auch  im  2.  Grade  deutscher  GradzShlung  (Vetter 
und  Cousine).  Das  protestantische  Kirchenrecht  ging  auf  das  römische, 
teilweise  auch  auf  alttestamentliches  Recht  zurück,  um  das  Verwandt- 
schaftshindernis zu  bestimmen.  Die  Ehe  zwischen  Vetter  und  Cousine,  bis- 
weilen auch  zwischen  ihren  Kindern,  die  Ehe  zwischen  Onkel  und  Nichte, 
Tante  und  Neffe  ward  verboten.  Aber  auch  hier  gab  es  Dispense.  Das 
bürgerliche  Greset2buch  hat  sich  mit  Recht  darauf  beschränkt,  die  Ver- 
wandtenefae  in  den  Fällen  zu  untersagen,  in  denen  die  Ehe  notwen^g 
und  unbedingt  (ohne  Möglichkeit  des  Dispenses)  ausgeschlossen  ist:  unter 
Verwandten  und  Verschwägerten  in  gerader  Linie  und  unter  Geschwistern. 
Das  sittliche  Empfinden  der  Gegenwart  ist  hier  die  allein  entscheidende 
Großmacht  Kirchliche,  im  Namen  der  Religion  aufgestellte  Verbote,  von 
denen  die  kirchliche  Obrigkeit  dann  doch  zu  dispensieren  in  der  Lage  ist, 
bedeuten  einen  Widerspruch  in  sich  selbst 

Die  Form  da:  Eheschließung  ist  zunächst  durdi  das  volkstfimliche  ikmtu  so»- 
Herkommen  bestimmt  worden.  Der  ^aulkauf  war  das  deutsche  Rechts- 
geschäft  fOr  die  Eheschließung  (der  Brautraub  gehört  der  geschichtlichen 
Vorzeit  an;  nur  in  den  Hochzeitsgebräuchen  sind  Erinnerungen  an  ihn 
übriggeblieben).  Der  Bräutigam  kaufte  die  Braut  von  ihrem  Vater;  wenn 
ihr  Vater  tot  war,  von  ihrem  Vormund  (regelmäßig  dem  Bruder).  Ver- 
lobung hieß  der  rechtsformliche  Abschluß  des  Brautkaufvertrages:  der 
Brautvater  eihielt  das  Handgeld.  Trauung  hiefi  die  recfatsfSrmliclie  Eiv 
fuUung  des  BrautkaufVertrages:  der  Bciutigam  zahlte  jetzt  den  Brau^xreis 
(das  Wittum)  und  em|^g  dafür  die  Braut.  Die  Übergabe  (Trauung, 
d.  h.  Anvertrauung)  der  Braut  vollzog  der  Brautvater:  die  Trauung  war 
väterliche  (vormundschaftliche)  Trauung  im  Kreise  der  Verwandten.  Erst 
mit  der  Trauung  begann  die  Ehe,  wenngleich  die  Verlobung  bereits  die 
rechtsgültige  Erklärung  des  Eheschfiefinngsiillais  bedeutete.  Am  Tage 
nach  der  Trauung  folgte  der  Kirchgang  des  jungen  Paares:  zur  BrauU 
messe.  Die  Kirche  war  nicht  an  der  Sdblieflung  der  Ehe,  sondern  nur 
an  dem  Dankgottesdienst  für  die  gesdilossene  Ehe  beteiligt  Seit  etwa 
1 100  vollzog  sich  eine  doppelte  Andenmg.  Die  Trauung  fand  vor  der 
Kirchentür  statt,  so  daß  der  Kirchgang  unmittelbar  auf  die  Trauung  folgte. 
Noch  mehr:  Verlobung  und  Trauung  wurden  unter  den  Brautleuten  selber 
abgesdiloasen.  Die  viteiliclie  EheschHeßungsgewalt  war  verblaßt  IHe 
Braut  erhielt  nunmehr  das  Handgeld  (den  Brautring)  und  das  Wittum. 
Die  Brautleute  trauten  ddi  gi^enseitig  (übergaben  sich  einander)  durch 
einen  freigewShlten  Dritten.    Die  Regel  war,  daß  der  Greistlidie  zum 
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KinAiidM  Trauenden  erorählt  ward:  er  gab,  sprach  ^  Braudeute  zuaammen  im 
Tnauf.  jjgmßii  Gottes.    Die  Trauung^  durch  den  Geistlichen  ist  die  kirchliche 

Trauung'.  Sie  ist  aus  dem  religiösen  Bedürfnis  des  Volkes  durch  freie 
Übung  hervorgegangen,  Sie  blieb  zunächst  noch  vor  der  Kirchentür,  da 
sie  eine  weltliche  Rechtshandlung  bedeutete.  Erst  nachdem  der  Greist> 
liehe  draußen,  vor  der  Tür,  getraut  hatte,  zog  der  Hochzeitszug  in  die 
Kirdie,  damit  vor  dem  Altar  die  eigentlich  geistliche  Handlui^,  die 
Bnutmesse  mit  Segnung  des  jungen  Ehepaares»  folgen  Erst  im  1 6.  Jahr- 
hundert ist  die  ganze  Handlung,  die  Trauung  mit  dem  Grottesdienst,  in 
die  Kirche  verlegt  und  damit  die  endgültige  Grestalt  der  kirchlichen 
Trauung  geschaffen  worden. 

Ehrte  hlirfinn  gl-        Die  Gesetzgebung  der  Kirche  selber  legte  noch  während  des  ganzen 

jgiJ^^JS;;;;;;^  Mittelalters  auf  die  kirchliche  Trauung  als  solche  nicht  das  entsdi^dende 
Gewicht  Sie  Icnüpfte  an  die  Handlung  der  Erklärung  des  Eheschlieflungs- 
willens,  d.h.  an  die  deutsche  Verlobung  an.  Nadi  kasot^schem  Recht 
kam  die  Ehe  schon  durch  das  Verlöbnis,  d.h.  durch  die  ErklSrung  des 
Eheschließungswillcns  zustande,  wenn  nur  die  Erklärung  auf  bereits 
gegenwärtiges  Sichzurehenehmen  gerichtet  war  (sponsalia  de  praesenti). 
Die  bloßen  Worte  gegenwärtigen  Eheschlusses  sollten  bereits  vor  Gott 
^e  unlösliche,  sakrunentale  Ehe  hervorbringen,  auch  wran  dem  Worte 
keine  tätiiche  Vollziehung  der  Ehe  gefolgt  war.  Die  „heimUche",  d.h. 
unvoUzogene,  durch  bloße,  wenn  audi  flüchtige  Worte  geschlossene,  von 
den  Beteiligten  vielleicht  längst  vergessene  „Ehe"  ward  ^e  Gefahr  für 
jede  bestehende  F.hf.  Die  tatsächlich  vollzogene  Ehe  ward  durch  die 
kirchliche  Obrigkeit  getrennt,  wenn  sich  herausstellte,  daß  früher  mit 
einem  anderen  Teil  die  verhängnisvollen  Eheworte  gewechselt  waren. 
Audi  hier  hatte  die  Kirche  den  Bogen  überspannt,  indem  ^  die  dtüidie 
Veipflichtungdcraft  eines  gegebenen  Wortes  ohne  Einschränkung  in 
Reditskraft  verwandelte. 

Die   Kirche   mußte   selber   zur  Reform  ihres  Eherechts  schreiten. 

""J^"°«'  Die  katholische  Kirche  tat  es  im  i6.  Jahrhundert  durch  die  Schlüsse 
des  tridentinischen  Konzils.  Sie  blieb  dabei,  daß  die  Erklärung  des 
gegenwärtigen  Ehcschließungswillens  durch  die  Brautleute  selber,  nicht 
die  Handlung  des  Geistlichen  (die  Trauung)  das  Sakrament  der  Ehe 
hervorbrii^;  aber  die  ErkUUmi^  muft  überall  da,  wo  das  Tridentinum 
publiziert  ist^  um  grültig  zu  sein,  in  Gegenwart  des  zuständigen  Pfarrers  und 
zweier  Zeugen  abgegeben  worden  sein.  Es  genügt  die  „passive  Assistenz", 
d.h.  die  Wahrnehmung  seitens  dos  Geistlichen;  das  segnende  Handeln 
des  Geistlichen  ist  rechtlich  nicht  notwendig.  Die  praktische  Folge  des 
Tridentinum  aber  war  natürlich,  daß  in  den  Gebieten,  wo  das  Tridentinum 
galt,  die  „kirchliche  Trauung«  die  regdmäßige  Form  der  Eheschliefiung 
unter  den  Katholiken  bildete. 

VMe*tz,r,u<ihe       In  der  protestantischen  Kirche  ist  die  Entwickelung  eine  langsamere 
^^^1*^  gewesen.  Die  Rechtskraft  der  bloßen  Erklärung  des  Ehewillens  (des 
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Verlöbnisses)  ward  erst  im  Lauf  des  17.  Jahrhundorts  gewohnheitsrechtlich 
beseitigt.  Seit  dem  18.  Jahrhundert  wird  nach  protestantischem  Recht 
die  Ehe  durch  die  zweite  Handlung  des  deutschen  Rechtes,  die  Trauung, 
und  zwar  durch  die  kirchUche  Trauung,  d.  h.  durch  die  auf  Grund  der 
Ehewillenserkllrui^  der  Brautleute  erfolgende  Handlung  des  Greist- 
lichcn  (Zusammensprechen,  Segnung)  geschlossen.  Die  protestantisdie 
kirchliche  Trauung  stellte,  deutsch-rechtlich  angesehen,  eine  Eheschließung 
wirkhch  durch  Trauung  (die  Handlung  des  Geistlichen),  die  katholische 
„kirchliche  Trauung"  eine  Eheschließung  durch  auf  die  Gegenwart  ge- 
richtetes Verlöbnis  (die  Handlung  der  Brautleute)  dar.  In  beiden  Kirchen 
aber  war  der  EhesdduA  mit  religiösen  Feierlichkeiten  umgeben:  die  Ehe 
sollte  eine  christliche  Ehe  sein. 

Das  Schwergewicht  der  Ehegesetzgebung  fallt  zu  allen  Zeiten  auf 
die  Rechtssätze  von  der  Ehescheidung.  Die  christliche  Ehe  will  und  soll 
eine  unlösliche  Ehe  sein.  Was  Gott  zusammengefügt  hat,  soll  der  Mensch 
nicht  scheiden.  In  der  Unlöslichkeit  der  Ehe  liegt  ihre  erzieherische 
Macht,  zugleich  die  feste  Grundlage  für  das  Dasein  der  Familie,  die 
Eotwickelung  der  Kinder.  Die  kaüiolisdie  Kirche  bat  auch  Uer  dasuaiodkudtd« 
christliche  Ideal  durch  das  Mittel  rechtlicher  Gesetzgebung  zu  verwirk-^  ^ 


Recht. 

liehen  unternommen.  Nach  dem  kanonischen,  d.  h.  dem  christlichen 
Eherecht  der  katholischen  Kirche,  ist  die  gültige  durch  fleischliche 
Gemeinschaft  vollzogene  Ehe  nur  durch  den  Tod  lösbar.  Es  gibt  keine 
Ehescheidung.  Selbst  wegen  Ehebruchs  wird  nicht  geschieden,  sondern 
nur  dauernde  Trennung  von  Tisch  und  Bett  gewährt:  Aufhebung  der  ehe- 
lichen Gemeinsdiaft  ohne  Aufhebung  des  ehdichen  Bandes  (feein  Teil  kann 
sich  anderweitig  verheiraten).  Die  protestantische  Kirche  folgte  dem 
Schriflwort  und  gewährte  Scheidung  wegen  Ehebruchs  und  böslicher  ^»^[l^J^'J^J; 
Verlassung.  Die  Entwickelung  drängte  dann  bald  dazu,  dem  Begriff 
des  Ehebruchs  und  der  böslichen  Verlassung  eine  weitere  als  die  bloß 
wörtliche  Auslegung  zu  geben.  Im  Grundsatz  aber  blieb  die  prote- 
stantische Kirche  auf  dem  Boden  der  „schriftgemäflen"  Scheidungs- 
gründe. Audi  die  protestantische  Kirche  vertrat  den  Gedanken  des 
^christiichen"  Ehwchts. 

Für  den  neuzeitlichen  Staat  ward  bald  die  Frage  nach  der  Schaffung  Not«fn<iigkctt 
eines  selbständigen  weltlichen  Eherechts  brennend.  Solange  innerhalb 
des  Staates  ein  einziges  Glaubensbekenntnis  das  herrschende  war,  machte 
die  Geltung  des  kirchlichen  Eherechts  in  der  Regel  keine  Schwierig- 
keiten: im  katliolischen  Lande  galt  das  katholische,  im  protestantischen 
das  protestantische  Eherecht,  in  Einklang  mit  den  Rechtsflberzeugungen 
der  Landesangehor^n.  Erst  als  der  neuceitUdie  Grundsats  der  Glaubens- 
und Gewissensfreiheit  sich  praktisch  geltend  machte,  stellten  sich  Un- 
zuträglichkeiten heraus.  In  Deutschland  waren  durch  die  politischen 
Umwälzungen  im  Beginn  des  19,  Jahrhunderts  alle  größeren  Staaten 
paritätisch  geworden.    Das  katholische  imd  das  protestantische  Glaubeus- 
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bekenntnis  standen  gleichberechtigt  innerhalb  dessetben  Staates  nebenp 
einander.  Die  Freizügigkeit  im  Deutschen  Reiche  forderte  die  Mischung 
der  Glaubensbekenntnisse.  Dir  Mischehen  nahmen  zu.  Welches  Recht 
sollte  für  die  Mischehe  gelten?  Das  katholische  oder  das  protestantische 
Eherecht?  Bestand  die  Möglichkeit  der  Ehescheidung,  wenn  ein  Teil 
katholisch  war,  od«r  nidtt?  Die  Frage  war  auf  dem  Boden  des  über- 
lieferten Idrchlicfaen  Rechtes  unlösbar.  Überdies  gab  es  Dissidenten,  die 
zu  keiner  anerkannten  Kirche  gdiorten.  Das  bisherige  konfessionelle 
Eherecht  erwies  nch  als  durchaus  unzulänglich.  Die  Notwendigkeit,  ein 
staatliches,  konfessionsloses,  für  die  Staatsangehörigen  als  solche  geltendes 
Lherecht  zu  schaffen,  war  gegeben.  In  dieser  Richtung  war  schon  das 
preußische  Landrecht,  dann  das  französische  bürgerliche  Gesetzbuch 
Napoleons  vorgegangen.  Der  code  civil  hatte  berdts,  im  Aasddnft  aa 
die  Geset^bung  der  Revolution  (und  noch  frühere  Vorgange  in  den 
Mederlanden  und  £ngland)  die  obUgatoriscfae  Zivilehe  eingeführt  Die 
deutsche  Reichsgesetzgebung  stand  vor  derselben  Frage.  Das  Personen- 
standsgesetz vom  6.  Februar  1875  machte  den  Anfang:  es  führte  die  obli- 
gatorische Zivilehe  ein  und  umschrieb  den  Kreis  der  Ehehindemisse  von 
Reichsrechts  wegen.  Dem  bürgerlichen  Gesetzbuch  fiel  dauu  die  Aufgabe 
za,  die  Entwickdung  rar  Vollendung  za  bringen,  ein  voEstindiges 
bürgerliches  Eherecht  für  das  Deutsdie  Reich  zum  Dasein  za 
fördern. 

Ehe  Prag«  dM       Hinter  den  praktischen  Fragen,  die  den  Staat  zum  Einschreiten 
'^al^r  o°^P*^'^>  stand  eine  andere  große  Frage,  grundsätzlicher  Art,  die  zugleich 
zur  Entscheidung  gebracht  werden  mußte.   Diese  Frage  lautet:  gibt  es  und 
soll  es  geben  ein  christliches  Eherecht?   Ja,  ganz  allgemein:  gibt  es 
und  soll  es  geben  ein  christliches  Recht? 

Die  katholische  Kirche  antwortet  auf  diese  Frage  mit  dnem  runden 
Ja.  Sie  erklärt  sich  selbst  zugleich  fOr  die  alleinberufene  Giestalterin  und 
.  Auslegerin  des  chri.stlichen  Rechtes.  Ihr  kanonisches  Recht  ist  das  christ- 
liche Recht  Es  wurzelt  in  der  göttlichen  Offenbarung  und  in  der  Au.s- 
legung,  welche  die  katholische  Kirche  von  der  göttlichen  Offenbarung 
gibt  Es  ist  teils  unmittelbar,  teils  mittelbar  göttlichen  Ursprungs  und 
hat  daher  den  Vorrang  vor  allem  weltlichen  Recht  in  Anspruch  ra 
nehmen.  Vor  aUen  Dingen  güt  das  von  der  kirddichen  Gesetzgebung 
über  geistliche  IMnge.  Ein  geistlich  Ding,  ein  Sakrament,  ist  nach 
katholischer  Lehre  auch  die  Ehe.  Das  kanonische  Recht  der  katho- 
lischen Kirche  von  der  I'he  ist  nach  katholischer  Lehre  das  religiös  allein 
mögliche  und  geforderte  Eherecht  Alle  weltliche  Rhegesetzgebung  muß 
vor  der  im  Namen  Gottes  redenden  Gesetzgebung  der  katholischen  Kirche 
verstummen. 

In  milderen  Formen  tritt  die  protestantische  Sürche  au£  Luffa« 
hatte  die  Ehe  für  ein  weltlich  Ding  erklärt  Dennoch  ist,  und  zwar 
nicht  ohne  seine  Mitwirkung,  auch  in  der  protestantischen  Kirche  g^is^ 
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liehe,  dem  „christlichen"  Recht  dienende  Ehegerichtsbarkeit  (des  Kon- 
ästoriums)  zur  Ausbildung  gebracht  worden,  und  in  protestantischen 
Kreisen  ist  nodi  bis  in  unsere  Tage  die  Forderung  eines  nchrisüichen'* 
Eheredits  weit  verbrntet  Die  kirchliche  Form  der  EhescMieftung  und 

die  „schriftgemäßen  Scheidiingsgrüttde''  gelten  hier  als  die  Gnuu^feiler 

des  durch  das  Christentum  gegebenen  Eherechts. 

Das  „christliche"  Eherecht  fiel  notwendig  mit  dem  konfessionellen 
Fherecht  zusammen:  es  war  für  Katholiken  und  Protestanten  ein  ver- 
schiedenes. Die  politisch  notwendige  Forderung  eines  konfessionslosen 
,,bürgei:fichen<*  Eherechts  war  mit  der  Forderung  der  Aufhebung  des 
„chtisflidien*'  Eherechts  gleichbedeutend.  War  das,  was  |iraktisch 
unumgänglich  war,  zugleich  ideal,  insbesondere  vom  Stan^unkt  des 
Qiristentums  aus,  gerechtfertigt? 

In  Wirklichkeit  war  es  das  Christentum  selber,  das  die  Abschaffung 
des  „christlichen"  Eherechts  forderte.  Der  Inhalt  des  Christentums  läßt 
sieb  nicht  in  irgendwelches  Gesetz,  geschweige  denn  in  die  Form  des 
Rechtsgeaetzes  fessen.  Das  Wesen  des  Christentums  ist  die  Freiheit  von 
jeglichem  in  Worte  gebraditen  Giesetz,  um  die  Gresetzeserfullung  des 
Knechtes  durch  die  freie  Liebestat  des  aus  göttlichem  Geist  wieder^ 
geborenen  Gotteskindes  zu  überbieten.  Christent  im  entspringt  dem  Wehen 
des  göttlichen  Geistes,  von  dem  man  nicht  weiß,  von  wannen  er  kommt 
und  wohin  er  fahrt  Das  Christentum  kann  nicht  in  einem  Zwangsgesetz 
ausgedrückt,  noch  durch  ein  Zwangsgesetz  verwirklicht  werden:  das 
Christentum  verabscheut  die  erzwungene  Tat  Kein  Rechtsgesetz  ist 
darum  aus  dem  Christentum  ablmäMur.  Denn  alles  Redit  ist  auf  zwangs- 
weise Durchführung  angelegt.  Die  Anforderungen  des  nationalen  Lebens 
sind  der  Verwirklichung  durch  den  Zwang  fähig  und  bedürftig,  damit  das 
Volk  sich  in  seinem  Dasein  gegenüber  dem  auswärtigen  Feind  und  nach 
innen  gegenüber  dem  Einzelnen  behaupte.  Alles  Recht  ist  darum 
nationales  Recht,  d.  h.  weltliches  Recht,  aus  Gründen  des  irdischen 
Lebens,  des  Volkslebens,  geboren.  Das  Christentum  aber  ist  keine  Recfats- 
queUe.  Seine  Forderungen  sind  der  zwangsweisen  DurchfOhmi^  unf&hig. 
Christliches  Recht  ist  ein  Widerspruch  in  sich  selbst  Das  kanonische 
Recht  der  katholischen  Kirche  ist  wider  das  Christentum.  Es  bringt  die 
gesetzliche  Art  des  katholischen  Christentums,  d.  h.  seinen  Gegensatz  gegen 
das  Evangelium  zum  Ausdruck.  Darum  verbrannte  Luther  vor  dem  Elster- 
tore zu  Wittenberg  mit  der  Bannbulle  das  ganze  corpus  juris  canonid. 
Darum  ist  das  kanonische  Recht  auch  von  dem  Gericht  der  Weltgeschichte 
verworfen  worden.  Seit  den  Tagen  der  Reformation  ist  seine  W^t- 
herrschafk  gebrochen.  Seine  Nachwirkungen  zwar  sind  noch  lange  hinaus 
fühlbar  gewesen.  Aber  die  geschichtliche  Entwirkelung  schreitet  unaufhalt- 
sam vorwärts,  ein  Stück  des  „christlichen"  Rechtes  nach  dem  anderen  zu  zer- 
stören. In  den  Forderungen  des  neuzeitlichen  Staatslebens  vollziehen  sich 
zugleich  die  Forderungen  eines  höheren  Gesetzes:  das  Christentum  will 
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seine  Loslösung  von  dem  in  Zwangsform  einhergehenden  Recht;  Christus 
will  nicht  durch  das  Schwert  verteidigt  sein. 
BOfsMichM        Auf  dem  Gebiet  des  Eherechts  hat  hier  das  bürgerliche  Gesetzbuch 
^^•f*^    das  entsdieidende  Werk  getan.    Das  „chiistliche«  Eherecht  ist  durch 

büx!gerliches  Eherecht  ersetzt  worden.  Die  Ehe  ist  ein  weltlich  Ding.  Das 
K>ifrpcht  ist  weltliches  Eherecht  Seinen  Inhalt  empfängt  es  durch  die 
Anforderungen  des  nationalen  Lebens.  Nicht  was  um  des  Evangeliums 
willen,  sondern  was  um  der  Gesundheit  des  Volkslebens  willen  zu  fordern 
und  nötigenfalls  zwangsweise  durchzusetzen  ist,  soll  und  kann  den  Inhalt 
des  Eherechts  büden.  Die  protestantische  Kirche  erkennt  die  staatliche 

Suadpunkt  der  Ehegeset^bttttg  an.  Die  katholische  Kirche  aber  fugt  nch  der  Staats- 
""J^^H^  greset^febung  nicht.  Sie  behauptet  innerhalb  ihres  Machtkreises  den 
Vorrantr  ihres  kanonischen  Eherechts  und  weist  ihre  Angehörigen  an,  nur 
im  Bereich  des  bürgerlichen  Lebens,  nicht  im  Gewissen  das  staatliche 
Eherecht  als  geltendes  Recht  zu  beachten.  Die  Durchbringung  der  eherecht- 
lichen Abschnitte  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  im  Reichstage  hat  darum 
Schwierigkeiten  gemacht    Fast  schien  es,  als  kSnnte  an  dem  Eherecht 

Standpunkt  des  das  gauze  Gresetzeswerk  sdieitem.  So  erklären  sich  einige  Zi^estandniss^ 
fiMMrtBriM  kathoüschöl  Zentrumspartei   gemacht  wurden.     Der  Abschnitt 

von  der  Ehe  empfing  die  Überschrift  „Bürgerliche  Ehe".  Der  Standes- 
beamte ist  angewiesen,  bei  der  Eheschließung  die  Eheleute  für  „kraft 
dieses  Gesetzes*^,  nämlich  kraft  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  rechtmäßig 
VMbundem  Ehdeute  m  erklaren.  Danach  könnte  es  so  scheinen,  als 
wenn  es  nach  dem  bürgerlichen  Gesetzbuche  noch  eine  andere  Ehe  al» 
die  „bfirgerliche'*  Ehe,  nämlich  die  „christUche«  Ehe  des  kanonisdien 
Re<dltes,  als  ob  es  neben  dem  Eherecht  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  noch 
ein  anderes  Ehen  clu,  das  kanonische,  „christliche"  Eherecht  gäbe.  Überdies 
ward  um  der  Katholiken  willen  neben  der  S(  liciduiig  eine  der  katholischen 
dauernden  Trennung  von  Tisch  und  Bett  ähnliche  „Aufhebung  der  ehe- 
lidien  Gremeinschaft"  in  das  Giesetzbuch  aufgenommen.  Aber  alle  diese 
Zugeständnisse  nnd  nur  äufieilicher  Art  Das  bfligerliche  Gesetzbuch 
spricht  es  ausdräcldidi  ans  (§  1588),  dafi  nur  „die  kirchlich«!  Veipflich^ 
tungen  in  Ansehung  der  Ehe«  durch  das  Gesetz  „nicht  berührt"  werden. 
Damit  ist  der  Standpunkt  des  Gesetzes  gegenüber  dem  kanonischen  Recht 
klargelegt.  Das  kanonische  Recht  ist  kein  Eherecht.  Es  ist  lediglich  eine 
innerkirchliche  Ordnung  der  „kirchlichen  Verptiichtungeu  in  Ansehung  der 
Ehe".  Es  hat  keinerl^  Geltung  als  Rechtsgesetz  für  das  Gemeinleben^ 
sondern  nur  die  Geltung  einer  Korperschaftssatzung  für  das  kirchliche 
Leben.  Das  bürgerliche  Eherecht  des  Gesetzbuchs  ist  das  einzige  Ehe- 
recht, und  die  bürgerliche  Ehe  die  einzige  Ehe  im  Rechtssinn.  Es  gibt 
im  Deutschen  Reiche  kein  „christliches",  sondern  nur  noch  bürgerliches,, 
weltliches,  nationales  Eherecht 
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II.  Die  Eheschließung.  Sollte  ein  weltliches»  von  der  Geset2gebung 
der  Kirche  unabhängiges  Eherecht  geschaffen  «erden,  so  war  die  Eiii- 
fuhrung  einer  besonderen  staatlichen  Eheschließaagsform  unumgänglich. 
Hier  ist  die  deutsche  Rndisgesetzgebung  dem  französischen  Vorbild  gefolgt. 

Schon  1875,  als  noch  die  Stürme  des  Kulturkampfes  in  Preußen  brausten,  Obligaloriich* 
führte  das  Reichspersonenstandsg-esetz  die  obligatorische  Zivilehe,  d.  h.  die 
Ehcschlicßunpf  vor  dem  Standesbeamten  als  die  allein  gültige  Form  für 
das  Zustandekommen  der  Ehe,  in  das  Reichsrecht  ein.  Es  konnte  so 
schoben»  als  ob  aiidi  die  obligatorische  Zivilehe  nur  um  des  Kamgün 
gegen  die  kaüu^sche  Kirche  willen  zur  Geltung  gelai^  wäre.  Aber  die 
übrigen  Kultuiltamp%esetze  sind  verweht  Die  obligatorische  Zivilehe  ist 
geblieben.  Sie  bedeutete  keinen  Angriff  auf  das  innerkirchliche  Leben 
(das  blieb  vielmehr  „unberiihrt"),  sondern  die  geschichtlich  und  grund- 
sätzlich notwendige  Befreiung  zugleich  der  kirchlichen  Handlung  vom 
Staatlichen  Eherecht  und  des  staatlichen  Eherechts  von  der  Gesetzgebung 
der  Kirche. 

Es  war  sdbstverständlich,  daft  das  bfirgetüche  Gesetzbuch  die 
obl^iatorische  Zivilehe  übernahm.  Die  Ehe  kann  von  Rechts  wegen  nur 
vor  dem  Standesbeamten  gesddossen  werden.  Die  kirchliche  Trauung 
hat  keine  rechtliche  Geltung  mehr.  Sie  gehört  rechtlich  lediglich  der 
über  die  Gewährung  der  religiösen  Handlung  bestimmenden  innerkirch- 
lichen Ordnung  an.  Als  die  obligatorische  Zivilehe  eingetüiirt  werden 
sollte,  ward  auch  von  protestaatisdier  Seite  starker  ü^derstaad  gddstet 
^^ele  waren  der  Anndit,  dafi  durch  das  Verschwinden  der  kircUichen 
Trauung  aus  dem  Eherecht  das  Dasein  der  christlichen  Ehe  gefährdet  sei: 
die  kirchliche  Trauung  sei  die  Form  für  die  Schließtmg  der  „christlichen 
Ehe".  Ks  hat  sich  gezeigt,  daß  der  Widerstand  aus  einem  Irrtum  hervor- 
ging. Weder  die  Ehe,  noch  das  Christentum  ist  durch  die  Zivilehe 
geschädigt  worden. 

Das  Wesen  der  christlidien  Ehe  beruht  nicht  in  irgendwdcher  Form 
der  Eheschließung,  sondern  ausschließlich  in  der  Art  der  Ehefuhrung'. 
Die  chrisüiche  Ehe  kann  überhaupt  nicht  „geschlossen"  werden  in  dem 
Sinne,  als  ob  irgendwelche  Form  zu  ihrem  Dasein  zu  helfen  imstande 
wäre.  Ihr  Wesen  wurzelt  in  dem  Geist,  der  die  Ehegatten  erfüllt;  „christ- 
liche" Formen  sind  ein  Widerspnich  in  sich  selbst  Das  Christentum  aber 
fordext  geradezu,  daß  niemand  zu  der  von  der  Kirche  dargebotenen 
relig^sen  Handlung  durdi  das  Recht  gezwungen  werde.  SelbstverständUch 
ist  es  ein  Bedurfius  des  Christen,  an  dem  Tage,  der  zu  den  Hoh^unkten 
s«nes  irdischen  Lebens  zählt,  vor  Crottes  Angesicht  zu  treten,  den  Bund 
der  Liebe  unter  Gottes  Wort  zu  stellen.  Aber  das  Wort  Gottes  fordert 
willige,  gläubige  Herzen.  Es  soll  dem  nicht  aufgedrängt  werden,  der  es 
nicht  begehrt.  Die  Eheschließung  ist  ein  Rechtsgeschäft,  eine  in  ihrem 
Wesen  rein  weltliche  Handlung.  Es  gehört  sich,  sie  draußen  vorzunehmen, 
vor  der  Khxhentür,  wie  das  noch  im  ganzen  Mittelalter  der  Fall  war. 
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Dann  wird  der  Eheschließung  der  Kirchgaog'  folgen,  um  den  Ehe- 
schließungswillen noch  einmal  zu  erklären  und  das  Wort  zu  hören,  das 
der  Seele  Nahrung  ist  Aber  der  Weg  zur  Ehe  soll  nicht  von  Rechts 
wegen  diu-ch  die  Kirche  führen.  Die  religiöse  Handlung  ist  von  dem 
Zwang  des  Rjechts  befreit 


scbcidangs-       ÜL  Die  Ehescheiduiigr.  Ancli  das  Ehescheidungsrecht  des  bürgeiv 

liehen  Gesetzbuchs  weist  den  Einfluß  der  neuen  Gedanken  auf  Zwar  ist 
der  Grundsatz  festgehalten,  daß,  außer  in  schweren  Fällen  der  Geistes- 
krankheit, die  Ehe  nur  wegen  Verschuldens  geschipdcn  werden  kann. 
Aber  der  Gesetzgeber  hat  es  vermieden,  die  Scheidung  auf  genau 
bestimiiiteVerachiildiingsfaUe  zu  beschränken.  Ehebruch,  Lebensnadistellung, 
bSswÜÜge  Verlassung  erzeugen  für  den  unschuldigen  Teil  scUechtw^  das 
Redit  auf  Sch^dung  (sog.  absolute  Scheidungsgrunde).  Daneben  aber 
gilt  der  Satz,  daß  Scheidung  in  allen  Fällen  begehrt  werden  kann,  wo 
schwere  Verletzung  clor  durch  die  Ehe  begründeten  Pflichten  oder  ehr- 
loses, unsittliches  Verhalten  im  gegebenen  Fall  eine  so  tiefe  Zerrüttung 
des  ehelichen  Lebens  verschuldet  hat,  daß  dem  anderen  Eheteile  die  l'ort- 
setzung  der  Ehe  nicht  zugemutet  werden  kann  (sog.  relative  Scheidungs- 
grände).  Scheidung  ist  also  möglich,  wenn  die  Ehe  im  wdtesten  Sinne 
des  Wortes  gebrochen  ist  Der  unschuldige  Teil  ist  bereditigt,  gegen  den 
schuldigen  (bzw.  gegen  den  schwer  Geisteskranken)  die  Scheidungsklage 
zu  erheben.  Die  Scheidung  erfolgt  durch  gerichtliches  Urteil.  Die  im 
protestantischen  gemeinen  Eherecht  ausgebildete  Scheidung  durch  den 
Landesherrn  und  ebenso  die  nach  kanonischem  Recht  für  die  tatsächlich 
noch  nicht  vollzogene  Ehe  (matrimonium  non  consummatum)  mögliche 
Schmdung  durch  päpstlichen  Dispens  ist  durch  das  bürgerliche  Gesetz- 
budi  beseitigt  worden. 
Aufhri.unK  ,1.  r  Dcr  scheidungsbcrechtigte  Ehegatte  kann  statt  auf  Scheidung  auch 
cheüchen^^  auf  bloßc  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  klagen.  In  dieser  Form 
ist  um  der  Katholiken  willen  ein  Seitenstück  zu  der  separatio  pcrpetua 
des  kanonischen  Rechtes  (der  dauernden  Trennung  von  Tisch  und  Bett) 
in  das  bürgerliche  Recht  aufgenommen  worden.  Aber  diese  „Aufhebung 
der  ehelichen  Gemeinsdiaft"  ist  dennoch  im  Wesen  von  der  kanonischen 
separatio  verschieden.  Sie  ist  Scheidungi  Aufhebung  des  ehelichen 
Bandes:  die  beiden  Teile  sind  nicht  mehr  miteinander  verheiratet  Es 
gelten  infolgedessen  Kinder,  welche  die  Frau,  mit  der  die  „eheliche 
Gemeinschaft  aufgehoben"  ist,  jetzt  etwa  von  einem  anderen  empfangt, 
nicht  mehr  (wie  nach  kanonischem  Recht)  von  Rechts  wegen  als  Kinder 
des  Mannes,  mit  dem  sie  früher  verheiratet  war.  Aber  die  Scheidung  ist 
keine  endgültige.  Sie  besteht  nur  bis  auf  weiteres:  so  lange,  bis  die 
durch  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  Getrennten  tatsachlich  ihre 
Ehe  wiederherstellen.  Die  Wiederherstellung  der  Ehe  ist  in  jedem  Augen- 
blicke durdi  Neubeginn  ehelichen  Gemeinlebens  möglich.  Dann  erlischt 
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die  Wirkung  dos  Aufhcbung.surteils.  Einer  neuen  Ehfsc  hlinßung  bedarf 
es  nicht.  Um  dieser  Möglichkeit  willen  besteht  nach  wie  vor  für  beide 
Teile  die  Unmöglichkeit  anderweitiger  Wiederverheiratung  (insofern  wirkt 
die  Aufhebung  der  kanonj^chen  septaaAo  perpetua  gleich).  Der  Gedanke 
aber,  daA  das  i^Band  der  Ehe"  zwischen  denen  reditlich  fortbestehe,  die 
ddi  gegenseitig  (solange  die  Aufhebung  der  ehdidien  Gremeinsdhaft 
wirksam  ist)  jede  eheliche  Gemeinschaft  zu  verweigern  berechtigt  sind, 
ist  mit  Recht  vom  bürgerlichen  (xcsotzbuch  aufgegeben  worden.  So  kann 
denn  auch  nach  bürgerlichem  Recht  im  falle  der  Aufhebung  der  ehe- 
lichen Gemeinschaft  von  jedem  der  Getrennten  in  jedem  Augenblick  die 
Verwandlung  des  Aufhebungsurteiles  in  volles  Scheidungsurteil  verlangt 
werden:  dann  ist  die  Möglichkeit  der  Wiederherstellung  der  Ehe  durch 
rein  tatsächlichen  Vorgang  ausgesdilossen  und  stdit  jedem  Teile  die 
anderweitige  Wiederverheiratung  ficeL 

Die  ScheidunpTSgründe  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  (kraft  deren  vwUtob  ma 
entweder  Scheidung  oder  Aufhebung  der  ohelichen  Gemeinschaft  gefordert  Ki,„cheidan«»- 
w^erden  kann)  gehen  über  die  sog.  schriftgemäßen  Scheidungsgründe  weit  recbt. 
hinaus.  Sie  gestatten  dem  richterlichen  Ermessen  einen  ziemlich  freien 
Spiehraum.  Mit  Recht  Christliche  Liebe  trägt  auch  die  zerrfittete  Ehe. 
Aber  die  Anforderungen  chrisüich^  SitÜichkeit  können  und  sollen  nicht 
vom  Gesetzgeber  erzwangen  werden.  Aus  nationalen  Gründen,  um  der 
Gesundheit  und  Kraft  des  Familienlebens  willen,  darf  die  Ehe  kein  will- 
kürlich lösliches  Band  sein.  Die  Ehe  muß  als  der  Laune  des  Einzelnen 
überlegene  Macht  zwangsweise  diu-ch  Kcchtsgesetz  aufrechterhalten 
werden.  Aber  die  alles  überwindende  Kraft  chrisUicher  Liebe  auch  bri 
inneilich  gebrodiener  Ehe  durch  Reebt^^esetz  fordern  wollen,  ist  wider 
das  Christentum.  Dadurdi  wird  k«ne  diristliche  Ehe  geschaffen.  Im 
Gegenteil,  solche  Unloslichkeit  ist  die  Beförderung  des  Ehebruches.  Christ 
liehe  Ehe  kann  durch  keine  gesetzliche  Einschränkung  der  Scheidung 
gemacht  werden.  Nur  die  freie  Tat  hat  christlich-sittlichen  Wert.  Aus 
religiösen  Gründen  ist  die  Trennung  von  Recht  und  Religfion  zu  fordern. 
Dieser  Gedanke  ist  es,  der,  wie  im  Ehmdüleßungsrecht,  so  auch  im  Ehe- 
scheidungsrecht  des  büigerlichen  Gesetzbuches  sich  wideispi^^t 

IV.  Ehemännliche  und  ehefräuliche  Gewalt  Der  Mann  ist  das  ivrson.nr(-cj*. 
Haupt  der  Ehe.  Diesen  Satz  hat  das  bürpferliche  Gesetzbuch  aufrecht-  ''"j'^^'^"** 
erhalten.  Er  liegt  in  der  Natur  der  Ehe  begründet.  Überall  sonst  ist  der 
Geschlcchtsunterschied  aus  dem  Gebiet  des  Privatrechts  verschwunden: 
die  Frau  ist  dem  Manne  privatrechtUdi  gl^chbereditigt  (oben  S.  si).  Die 
Ehe  aber  beruht  auf  dem  Geschlechtsuntersdiiede.  Das  Wesen  der  Ehe 
ist  die  einander  esgänzende  verschiedene  Lebensbetatigung  und  Stellung 
von  Mann  und  Frau. 

Der  Mann  hat  die  ehemännliche  Gewalt.    Aber  seine  Gewalt  ist  nicht    uiwu  dw 
mehr  die  barbarische  unbedingte  Gewalt  über  Tod  und  Leben,  über  Frei-  °'''o!»wrft*" 
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heit  und  Besitz  der  Frau,  wie  einst  zur  Zeit  der  Urwälder.  Sie  ist  auch 
nicht  mehr  die  Züchtigungsgewalt,  die  noch  das  Recht  des  Mittelalters 
dem  Manne  wie  über  seine  Kinder  so  über  seine  Frau  gewilirte.  ^e  ist 
überhaupt  nicht  mehr  Vormundsdiaf^  als  ob  die  Frau  unmündig  und  dem 

Manne  nicht  gleichwertig  wäre.  Sie  ist  nur  noch  Entschoidungagewalt  in 
den  Fragen  der  ehelichen  Lebensg-emeinschaft.  Von  Rechts  wegen  steht 
dem  Manne  die  Kntscheidun^'^  in  allen  das  gemeinschaftliche  eheliche  Leben 
betrefifenden  Angelegenheiten  zu.  Da  bei  Meinungsverschiedenheit  stets 
Stimmengleichheit  gegeben  ist,  so  muß  Einem  die  für  das  Rechtsgebiet 
mafigebende  Entscheidung  zustehen,  und  dieser  Eine  kann  nur  der  Mann 
sein:  wer  das  Haus  erhält,  der  ist  von  Rechts  wegen  der  Herr  des  Hauses. 

Insoweit  gibt  das  bürgerliche  Gesetzbuch  nur  den  Standpunkt  wieder, 
zu  dem  schon  die  voraufgehende  deutsche  Rcchtsentwickelung  seit  der 
Aufnahme  des  römischen  Rechtes  gelangt  war.  Das  Neue  im  bürgerlichen 
Gesetzbuch  ist,  daß  der  Hntscheidungsgewalt  des  Mannes  Grrenzen  gezogen 
sind:  stellt  die  Entscheidung  des  Mannes  sich  als  Mißbrauch  seines  Rechtes 
dar,  so  ist  die  Frau  nicht  folgepflichtig.  Die  Grehorsam^flidit  der  Frau  ist 
nicht  mehr  die  eines  Kindes,  sondern  die  einer  ebenbürtigen,  glmch  urt^ls- 
fahigen  Persönlichkeit  Mit  der  Unterordnung  der  Frau  ist  das  Recht  zur 
Wahrung  ihrer  Würde  verbunden.  Ja,  der  Geist  der  ehelichen  Liebe 
erscheint  an  dieser  Stelle  in  eigner  Person  auf  dem  Gebiet  des  Rechtes: 
Mißbrauch  der  ehemännlichen  Entscheidungsgewalt  (z.  B.  über  die  Art  der 
Arbeit  oder  sonstigen  Lebenshaltimg  der  Frau)  liegt  vor,  wenn  die  Ent- 
scheidung des  Mannes  nicht  aus  dem  Greist  rechter  ehelicher  Liebe  ge- 
flossen ist  Die  wahre  riieliche  Grennnui^  lafit  sich  nicht  erzwingen  —  es 
gibt  darum  keine  Zwangsvollstreckung  gegen  den  dem  Wesen  ehelicher 
Lebensgemeinschaft  zuwider  handelnden  Ehegatten  — ,  aber  bei  dem 
Mangel  rechter  ehelicher  (iesinnung  versagt  die  ehemännliche  Gewalt. 
lefränUcbe  Die  ehemäniüiche  Gewalt  ist  durch  das  bürgerliche  Gesetzbuch  ihrer 
(3««^  Harten  entkleidet  worden.  Zugleich  hat  die  ehefräuliche  Gewalt  eine 
gewisse  Steigerung  erfohren.  Schon  das  frühere  deutsdie  Redit  hatte  die 
ehefräuUdie  „Schlüsselgewalt"  ausgebildet:  Küdie  und  Keller  waren  das 
Machtgebiet  der  Frau,  zugleich  die  Rechtsgeschäfte,  die  dazu  gehören. 
Das  bürgerliche  Gesetzbuch  gibt  der  Frau  auch  von  Rechts  wegen  nicht 
bloß  Küche  und  Keller,  sondern  die  Leitung  des  gemeinschaftlichen  Haus- 
wesens. Die  Frau  ist  naturgemäß  die  Seele  des  ganzen  Hauswesens. 
Wie  die  Frau,  so  ist  das  Haus.  Die  Schlüsselgewalt  dar  Frau  gibt  ihr 
nadi  dem  bürgellichen  Gesetzbuch  Macht  nicht  bloß  über  die  Rechts- 
geschäfte für  Küdie  und  Keller,  sondern  übeifaai^  über  die  Rechts- 
handlungen innerhalb  ihres  häuslichen  Wirkungskreises.  Sie  verfugt 
durch  solche  Rechtsgeschäfte  (wenn  sie  z.  B.  Dienstboten  annimmt  oder 
ihnen  den  Lohn  zahlt)  wirksam  über  das  Vemi<')gen  des  Mannes.  Zwar  ist 
dem  Manne  die  oberste  Entscheidungsgcwalt  auch  über  dies  Gebiet  vor- 
behalten. Er  hat  ein  Verbietungsrecht   Ja,  er  kann  die  Schlüsselgewalt 
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der  Ffau  durch  sein  Verbot  allgemeiii  einschränken,  sograr  ausschlieften, 
falls  nidit  in  solcher  Handlung^  ein  MiAbrauch  seiner  Grewalt  liegft  (dann 
kann  die  Frau  gegen  den  Mann  den  Schutz  des  Vormundschaflsgerichtes 
anrufen).  Aber  hier  ist  schon  durch  di''  Natur  der  Dinge  dafür  gesorgt, 
daß  die  Bäume  des  Mannes  nicht  in  den  Himmel  wachsen:  innerhalb  des 
Hauswesens  ist  die  Frau  die  geborene  Herrscherin. 

Die  ehemännliche  Gewalt  ist  auch  nach  dem  bürgerlichen  Gesetzbuch 
die  Kraft,  in  der  die  Ordnung  der  Ehe  ruht  Aber  die  ehemannUche 
Gewalt  ist  durch  das  büxgerlidie  Recht  der  Gegenwart  mit  dem  vollen 
Sdiutze  der  ehefiräulichen  Persönlichkeit  verbunden  worden. 

V.  Eheliches  Güterrecht,  Dem  ehelichen  Gewaltverhältnis  ent-  GutariMdidiciM 
sprechend  ist  das  eheliche  Güterrecht  geurdnet.  Gesetzliches  Güter-  ^^'**!?J***' 
recAA  ist  die  sog.  Verwaltungsgemeinschaft.  Soweit  nicht  bestimmtes  Ver- 
in6gen  der  Fraii  vorbdialten  ist  (Vorbehaltsgut),  hat  der  Iiiann  die  Ver- 
waltung und  Nutznießung  des  Franenguts  0a  diesem  Sinne  ist  das  Frauen- 
gut grundsätzlich  „eingebrachtes  Gut").  Der  Mann  trägt  die  Ehelasten;  als 
Beitrag  zu  den  Ehelasten  sollen  ihm  die  Einkünfte  des  Frauenguts  dienen. 
Die  Frau  ist  von  der  Verfügung  über  ihr  Eingebrachtes  au.sgeschlossen. 
Aber  auch  der  Mann  hat  trotz  seines  Verwaltungsrechts,  von  wenigen 
Ausnahmen  abgesehen,  keine  Verfügung  über  das  ehefräuliche  Vermögen. 
Grundsätzlich  können  nur  Mann  und  Frau  gemeinsam  über  das  An- 
gebrachte verfugen.  Vor  allem  ist  das  etwa  von  der  Frau  eingebrachte 
Kapital  gegen  Willkür  des  Mannes  gfesichert  Der  Mann  ist  rechtlich 
verpflichtet,  Geld  der  Frau,  soweit  es  nicht  zur  Bestreitung  von  Ausgaben 
bereit  zu  halten  ist,  in  mündelsicherer  Weise  (in  gleicher  Weise  wie  der 
Vormund  mit  Mündelgeld  zu  verfahren  hat)  für  die  Frau,  d.  h.  auf  den 
Namen  der  Frau,  verzinslich  anzulegen.  Das  Vermögen  der  Frau  soll 
gegen  willkürliche  Veräußerung  durch  den  Mann  geschützt  sein. 

Ober  vorbehaltenes  Gut  verfugt  die  Frau  allein.  Der  Arbeitserwexb 
der  Frau  ist  gesetzliches  Vorbehaltsgut  Dadurch  wird  insbesondere  die 
Rechtsstellung  der  Frau  in  den  niederen  Ständen  gesichert.  Die  Frau 
der  arbeitenden  Klassen  hilft  regelmäßig,  den  Unterhalt  der  Ehe  auf- 
zubringen. Sie  muß  nur  zu  oft  selber  Arbeiterin  sein.  Dem  entspricht 
ihre  selbständige  güterrechtliche  Stellung.  Ihr  Arbeitsverdienst  steht  ihr 
zur  freien  Verfügung.  Sie  hat  um  ihrer  wirtschaftUchen  Leistung  willen 
in  bezug  auf  ihren  arbdtsmäffigen  Erwerb  gleiche  güterrechtliche  Macht 
wie  der  Mann.  Das  Güterrecht  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  schützt  das 
Interesse  der  Proletarierfrau  geradeso  wie  das  Interesse  der  vermögenden 
Frau  in  den  höheren  Ständen. 

Verpflichtungsgeschäfte  der  Frau  sind  stets  vollgültig.  Jvur  daß  der 
Mann,  der  seine  Zustimmung  nicht  erteilte,  die  Schuld  der  Frau  aus  dem 
eingebrachten  Gute  nicht  zu  zahlen  braucht  Das  Vorbehaltsgut  der  Frau 
aber  haftet  unbeschränkt,  und  nach  Auflosung  der  Ehe  kann  der  Gläu- 
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biger  der  Frau  schlechtweg  das  gesamte  Frauengut  in  Anqmxch  nehmen. 
Denn  auch  die  auf  Vertrag  der  Frau  beruhende  Schuld  ist  gfiltige  Schuld. 

Die  Geschäftsfähigkeit  der  Frau  wird  durch  die  Ehe  nicht  vermindert 
Der  Mann  ist  nicht  der  Vormund  srinor  Frau.  Aurh  die  vorheiratete 
Frau  besitzt  nach  heutigem  Recht  die  privatrechtliche  Freiheit  eines 
Mündigen. 

Diu-ch  Ehevertrag  können  die  Ehegatten,  sei  es  vor,  sei  es  nach  der 
Ehe  das  gesetzliche  Grüterrecht  ausschließen  und  entweder  vollkommene 
Gütertrennung,  oder  aber  Guteigemeinsdiaft,  sei  es  allgemeine  Gütet^ 

gemeinschaft,  sei  es  bloße  Ernmgenscbaftsgemeinschaft  bzw.  Fahrn isgemein- 
schaft,  begründen.  Das  Interesse  des  Verkehrs,  insbesondere  der  Gläubiger 
des  Mannes,  wird  durch  die  Rechtssätze  vom  Güterrechtsregister  ge- 
schützt: ehe  vertragsmäßige  Änderungen  des  Güterstandes  wirken  zu  Lasten 
gutgläubiger  (unwissender)  Dritter  nur,  wenn  sie  in  das  Güterrechtsregister 
des  zttständigren  Amt^ricfats  eingetragen  sind. 

Eheuche  VI.  Die  elterliche  Gewalt    Das  eheliche  Kind  steht  imter  der 

""*KhAir*''^  elterlichen  Gewalt,  zunächst  des  Vaters.  Das  uneheliche  Kind  hat  familien- 
rechtlich keinen  Vater.  Es  gehört  der  Familie  seiner  Mutter  an.  Der 
außerehelichen  Mutter  aber  ist  keine  elterliche  Gewalt  zuständig.  So  ist 
das  uneheliche  Kind  von  vornherein  unter  Vormundschaft.  Die  Fürsorge 
eines  Vormunds  erscheint  for  das  uneheliche  Kind  als  das  Bessere, 
uneheucbe  Dio  uueheUdien  Kinder  sbd  die  Schmerzenskbder  der  Nation.  Ihr 
Vorhandensein  ist  das  Symptom  sittlicher  und  sozialer  Schäden  des  Volks- 
iBtt«toiferii<he«lebens.  Das  mittelalterliche  deutsche  Recht  brachte,  und  zwar  in.sbeson- 
dere  in  seiner  späteren,  durch  den  Eintluß  der  Kirche  bestimmten  Entwicke- 
lung,  die  Mißbilligung  der  unehelichen  Geburt  durch  harte  Rechtssätze 
gegen  das  uneheliche  Kind  ztun  Ausdruck.  Der  un^elich  Geborene 
war  „rechtlos*',  d.  h.  ehrlos.  Er  entbehrte  der  Personlidikeitsreclile,  d.  h. 
der  bürgerlichen  Ehrenrechte  (zu  denen  auch  Buße  und  Wergeid  ge- 
hörten). Er  konnte  kein  öffentliches  Amt  bekleiden,  noch  als  Zunftgenosse 
ein  „ehrliches"  Handwerk  üben.  Ja,  er  entbehrte  der  Familie.  Er  hatte 
rechtlich  weder  Vater  noch  Mutter,  war  mit  niemandem  verwandt.  Er 
war  ein  sippeloser,  elender,  von  der  Gesellschaft  ausgestoßener  Mensch 
und  fiel,  gleich  anderen  Hilflosen  (zu  denen  das  spätere  mittelalterliche 
Redit  z.B.  auch  die  Juden  rechnete),  unter  die  königliche  „Vormundschaft". 
Aber  der  Konig  pflegte  sich  des  Bastards  erst  zu  erinnern,  wenn  er  ohne 
Hinterlassung  von  ehelichen  Kindern  (gültig  heiraten  konnte  er)  gestorben 
war:  die  Erbschaft  des  kinderlosen  Unehelichen  fiel  als  freies  Gut  (Ver- 
wandte waren  nicht  da)  in  die  königliche  Gewalt  (sog.  Bastardsrecht). 
Aufn.u.mc  de»Die  entscheldcndc  Wendung  zur  Besserung  ging  hier  durch  die  Aufnahme 
km^mT  ^  römischen  Rechtes  vor  sich.  Seit  dem  i6.  Jahrhundert  galt  der  Un> 
ehelidie  (dem  rmnischen  Recht  entsprechend)  als  zur  Familie  der  Mutter 
gehörig:  mit  seiner  Mutter  lud  deren  Familie  ist  er  ebenso  verwandt 
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(audi  für  den  Anspruch  auf  Unterhalt)  wie  das  eh^che  Kind.  Aber 
dem  auBerehdichen  Vater  gegenüber  hat  er  keine  Kindesrechte,  son- 
dern nur  einen  beschränkten  (lediglich  auf  das  Notdürftige  gehenden) 
Ünterhaltsanspruch,  wie  umgekehrt  der  außereheliche  Vater  über  ihn 
keine  Vaterrechte  hat.  So  das  seit  Aufnahme  des  römischen  Rechtes 
ausgebildete  gemeine  deutsche  Recht.  Die  neuere  Landesgesetzgebung  Neuere  Lud««- 
hat  einerseits  dem  unehdidien  Kinde  jeden  Ünterhaltsanspruch  gegen 
seinen  Erzeuger  versagt  (so  das  firanzösische  Recht:  la  redierche  de  la 
patemit^  est  interdite);  anderers^ts  die  Rechte  des  Unehelichen  auf  Unter- 
halt und  Erbschaft  seines  Erzeugers  gostcii^ort  (so  das  preußische  Land- 
recht).  Das  bürgerliche  Gesetzbuch  hat  hier  im  wesentlichen  den  Stand-  HürgMUcbM 
punkt  des  gemeinen  Rechtes  festgehalten.  Es  g^bt  dem  unehelichen 
Kinde  gegen  seinen  Vater  (mit  dem  es  familienrechtlich  nicht  verwandt 
ist)  lediglich  einen  beschrankten  Unteriudtsanqnuch:  nur  bis  zum  voll- 
endeten i6.  Jahre,  aber  nicht  bloA  auf  den  notdürftigen,  sondern  auf  den 
der  Lebensstellung  der  Mutter  entsprechenden  Unteriiatt,  und  zwar  nach 
Art  nicht  bloß  (wie  beim  ehelichen  Kinde)  eines  personenrechtlicheo, 
sondern  eines  schuldrechtlichen  (auch  den  Erben  des  Erzeugers  treffenden, 
von  der  Bedürftigkeit  des  Berechtigten  und  der  Leistungsfähigkeit  des 
Verpflichteten  unabhängigen)  Anspruchs.  Das  uneheliche  Kind  ist,  anders 
als  das  eheliche,  in  bezug  auf  den  Untethalt  dn  Gläubiger  seines 
Vaters.  Allerdings  aber  ist  der  ganze  Untefhaltsangaiich  des  Unehelichen 
durch  den  (im  gemeinen  Recht  streittgen,  vom  bürgerlichen  Gesetzbuch 
aber  jet^t  aufgenommenen)  Rechtssatz  gefährdet,  daß  der  außereheliche 
Erzeuger  die  Tatsache,  daß  auch  ein  anderer  während  der  Kmpfängnis- 
zeit  der  Mutter  beigewohnt  habe  (sog.  exceptio  plurium),  geltend  machen 
kann:  er  ist  dann  von  jeder  Unterhaltspflicht  frei.  Neben  dem  Un- 
ehlichen selber  hat  auch  die  Mutter  gewisse  Rechte  gegen  den  Erzeuger: 
auf  die  Kosten  der  Entbindung  und  die  Kosten  des  Unterhalts  für  die 
ersten  sechs  Wochen  nach  der  Entbindung. 

Die  Vorschriften  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  über  die  Unehelichen 
sind  scharf  angegriffen  worden.  Man  hat  sie  für  unsozial  erklärt:  die 
Zurücksetzung  des  unehelichen  Kindes  gegeiniber  dem  ehelichen  bedeute 
zugleich  eine  Zurücksetzung  der  besitzlosen  Klassen  gegenüber  den  be- 
^tzenden.  Der  Ai^n^  S^^^  irrigen  Voraussetzung  aus,  als  ob 

der  aufiereheliche  Vater  fOr  den  Regelfall  in  den  Reihen  der  bentzenden 
Klassen  zu  suchen  wäre.  Man  kann  aber  von  dieser  tatsächlichen  Frage 
vollständig  absehen.  Gegen  die  Zulassung  der  exceptio  plurium  würde 
man  im  Interesse  des  Unehelichen  Bedenken  haben  können.  Im  übrigen 
aber  ist  das  Recht  des  bürgerlichen  Gesotzbuchs  zweifellos  sachlich  ge- 
recht Gleichstellung  der  unehelichen  Kinder  mit  den  ehelichen,  auch 
die  halbe  Gleichstellung,  die  das  preußische  Landredit  bestimmt  hatte, 
ist  ungerecht  gegen  die  Ehe,  ebenso  wie  umgdcdirt  das  franzödsche 
Recht   mit    seiner   unbedingten  Versagung   des  Unt^haltsanspmdis 
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gegen  den  Erzeuger  ungerecht  bt  gegen  das  uneheliche  Kind.  Das 
bürgerliche  Gesetzbuch  geht,  mit  dem  früheren  gemeinen  Recht,  den 
richt^en  Mittelweg.  Für  das  uneheliche  Kind  ist  gesorgt.  Das  fordert 
der  soziale  Gedanke:  das  Kind  soll  nicht,  wie  einst  im  Mittelalter,  ge- 
straft werden  für  die  Sünde  seiner  Eltern.  Aber  für  das  uneheliche  Kind 
kann  nicht  in  gleicher  Weise  q-osorvjt  werden  wie  für  das  eheliche.  Für 
die  Schäden,  die  in  dem  Dasein  unehelicher  Kinder  zum  Ausdruck 
kommen,  kann  nicht  die  Gestaltung  des  bürgerlichen  Rechts  das  Heik 
mittel  sein:  das  Frivatrecht  vermag  nicht  anders  als  die  Ehe  gegen  un- 
eheliche Kinder  zu  verteidigen.  Die  Aufgaben,  die  hier  durch  das 
Dasein  unehelicher  Kinder  gestellt  sind,  fallen  in  das  Gebiet  der  sozial- 
politischen Gesetzgebung,  der  Gesetzgebung,  die  überhaupt  der  Hebung 
der  niederen  Klassen  zu  dienen  bestimmt  ist.  Die  volle  Gewährung 
des  Koalitionsrechts,  die  gesetzliche  Beschränkung  der  Arbeitszeit, 
der  Schutz  der  Heimarbeiter  und  Heimarbeiterinnen  gegen  Ausbeutung, 
die  Einschränkung  der  Bodenspekulation,  überhaupt  alle  die  Maftregeln, 
welche  um  der  wirtschaftlichen  Emporentwickelung  der  niederen  Klasse 
willen  notwendig  sind,  das  sind  die  Wege,  die  zur  Minderung  wie  der 
Prostitution  so  auch  der  Ursachen  führen,  die  an  dem  Dasein  unehelicher 
Kinder  und  ihres  Elends  schuldig  sind.  Allerdings,  allein  damit  ist  das 
Werk  noch  nicht  getan.  Die  Entscheidung  liegt  in  der  sittlichen  Ent- 
wickduttg,  deren  letzte  Quelle  in  der  Kraft  des  religiösen  Lebens  würzet 
Aber  beides,  das  WirtschaiUiche  und  das  Sittliche,  hangt  untrennbar  mit- 
einander zusammen.  Irdischer  Sonnenschein  gesteigerten  wirtschaftlichen 
Daseins  wirkt  weckend  auch  auf  den  sittlich-religiösen  Geist  Das  ist 
das  höchste  Ziel  aller  sozialpolitischer  Gesetzgebung,  das  auch  fiir  die 
Frage  der  Unehelichen  von  beherrschender  Bedeutung  ist:  wirtschaft- 
liche Hebung,  damit  sittliche  Kraft  gewonnen  werde! 

Die  elterliche  Gewallt  über  das  eheliche  Kind  scUieBt  die  Erziehungs- 
'om^""  gewalt  und  die  Vertretungsgewalt  in  sich.  Sie  macht  zum  gesetsUdien 
Vertreter  des  Kindes,  d.  h.  sie  bedeutet  die  Entscheidung-sgewalt  über  die 
Angelegenheiten  des  Kindes.  Das  Kind  ist  der  elterlichen  Gewalt  Untertan, 
Solange  der  Vater  lebt,  hat  er,  und  zwar  er  allein,  die  elterliche  Ge- 
walt.  Die  Mutter  nimmt  während  der  Dauer  der  Ehe  nur  neben  dem  Vater 
und  in  Unterordnung  unter  den  Vater  (dessen  Stimme  bei  Meinungs- 
verschiedenheit entscheidet)  Anteil  an  der  Erziehungsgewalt;  Vertretungs- 
gewalt ist  ihr  nur  gegeben,  wenn  und  solangfe  der  Vater  an  der  Ausübung 
der  elterlichen  Gewalt  verhindert  ist  Wenn  aber  der  Vater  stirbt,  so  geht 
die  volle  elterliche  Gewalt  auf  die  Mutter  über,  —  eine  wichtige  Neuerung 
des  bürgerlichen  Gesetzbuchs.  Nach  bisherigem  Recht  gab  es,  ebenso 
wie  nach  römischem  Recht,  in  Deutschland  nur  eine  väterliche  Gewalt 
Die  Mutter  erschien  als  der  elterlichen  Gewalt  unfähig.  Starb  der  Vater, 
iiittariiehe  so  muBte  für  die  minderjährigen  Kinder  Vormundsdiaft  angeordnet  werden. 
Das  ist  nun  anders  geworden.  Ist  eine  Mutter  da,  so  wird  kein  Vormund 
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mehr  bpstpllt.  Auf  die  Mutter  pfeht  mit  der  Erziehungsgewalt  zugleich 
die  Vertretungsgewalt  über:  sie  ist  nunmehr  die  gesetzliche  Vertreterin 
ihrer  Kinder.  Nur  ausnahmsweise  tritt  eine  Beschränkung  der  mütterhchen 
Gewalt  durch  Bestellung  eines  Beistands  ein,  der  sie  bei  Ausübung  der 
mütterlichen  Grewalt  zu  unterstützen  und  zugleich  zu  überwachen  hat  I^e 
elteriiche  Gewalt  der  Mutter  erlischt,  sobald  sie  sich  wieder  verheiratet 
GrundsätzHch  aber  ist  die  Mutter  zur  Ausübung  der  elterlichen  Gewalt 
ebenso  befähigt,  wie  der  Vater.  Die  Frau  erscheint  im  Recht  des  bürger- 
lichen Gesetzbuchs  auch  an  dieser  Stelle  als  ebenso  stark  und  ebenso 
klug  wie  der  Mann. 

Wie  die  Stellung  der  Mutter,  so  hat  auch  die  Rechtslage  der  Kinder 
durch  das  bürgerliche  Gesetzbuch  eine  Änderung  er&hren.  Nach  1ms- 
herigem  Recht  dauerte  die  väterliche  Gewalt,  solangre  das  Kind  im  väter- 
lichen Haushalt  lebte.  Auch  das  großjährige  Kind  blieb  während  der 
Dauer  seiner  Hausangehörigkeit  der  väterlichen  Gewalt  unterworfen.  Erst 
wenn  die  Tochter  heiratete  oder  der  Sohn  sich  wirtschaftlich  selbständig 
machte,  endigte  die  väterliche  Gewalt  Anders  nach  dem  bürgerlichen 
Gesetzbuche.  Die  elterliche  Gewalt  des  Vaters  wie  der  Mutter  endigt 
gleich  der  Vormundschaft  mit  der  Großjährigkeit  des  Kindes,  auch  wenn 
die  Hausangehörigkeit  fortdauert  Die  elterliche  Gewalt  ist  der  Vormund- 
schaft angenähert  worden.  Auch  darin,  daß  dem  Vormundschaftsgericht 
eine  gewisse  Einflußnahme  auf  die  Ausübung  der  elterlichen  Gewalt  ein- 
geräumt ist.  Die  Gewalt  des  Hausherrn  ist  zugunsten  der  rechtlichen 
Freiheit  seiner  Hausgenossen  geschmälert  worden.  Die  elterliche  Gewalt 
dauert  nur  noch,  solange  sie  durch  die  Unmündigkeit,  d.  h.  durch  ein 
Schutzbedürfnis  des  Kindes  gefordert  ist 

Mit  der  elterlichen  Gewalt  ist  die  elterüche  Nutznießung  verbunden. 
Hat  das  Kind  Vermögen,  Z.  B.  infolge  Erbgangs,  so  fallt  der  Ertrag  des 
Kindesguts  als  Beisteuer  zu  den  Lasten  des  Haushalts  dem  Vater  bzw. 
der  Mutter  zu.  Auch  der  Mutter  ist  mit  der  elterlichen  Gewalt  (nach  dem 
Tode  des  Vaters)  die  elterliche  Xuunießung  zuständig.  Freies,  d.  h.  von 
der  elterlichen  Nutznießung  befreites  Kindesgut  ist  in  der  Hauptsache 
nur  der  selbständige  Axbeitserwerb  des  Kindes. 

Vn.  Vormundschaft  Vormundschaft  tritt  ein,  wenn  es  an  der 
elterlichen  Gewalt  mangelt,  vornehmlich  also  für  das  elternlose  imd  das 
uneheliche  minderjährige  Kind.  Auch  für  den  entmündigten  Großjährigen 
wird  ein  Vormund  bestellt  Der  Vormund  ist  der  gesetzliche  Vertreter 
seines  MÜnd^  lifit  dar  Vertretungsgewalt  ist  ihm  Über  .den  erziehungs- 
bedüiftigen  Mündel  (das  mindeijährige  Klind)  die  Erziehungsgewalt  zu^ 
ständ^.  Das  Vermögen  des  Mündels  verwaltet  der  Vormund  für  Reclw 
nung  des  Mündels;  eine  vormundschaftliche  Nutznießung  gibt  es  nicht 

Die  Ausübung  der  vormundschaftlichen  Geweilt  steht  unter  stark  ent- 
wickelter Aufsicht  und  Mitwirkung  des  Vormundschaftsgerichts. 
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Uie  Frau  Auch  eitle  Frau  kann  zum  Vormund  bestellt  werden.    Sie,  die  einst 

«bToiiMiid.  ^^.j.  \'oj-jnundschaft  bedurfte,  kann  jetzt  selber  Vormund  sein.  Ja  es  ist 
möglich,  dafi  die  Ehefrau  zum  Vormund  über  ihren  (entmüncUgten)  Mann 
best^t  wird.  Die  Frau  der  Gegenwart  ist  nach  dem  Recht  des  bOrger- 

lichen  Gesetzbuchs  nicht  bloß  vermögensrechtlich,  sondern  auch  fiunilien- 
rechtlich  der  g-lcichen  Rechte  fähig  wie  der  Mann. 
Obw'  Das  Vormundschaftsgericht  ^das  zuständige  Amtsgericht)  ist  das  Organ 

'*™™^'"^*''  des  Staates  für  die  Ausübung  seiner  Obervormundschaft  Die  Obervormund- 
schaft war  tirsprünglich  Aufsicht  des  Staates  über  den  Vormund.  Durch 
das  büigerliche  Gesetzbuch  ist  der  Inhalt  der  obervormundschaftUchen 
Grewalt  wesentiich  erweitert  worden.  Die  Obervormnndschaft  bedeutet 
heute  auch  ein  gewisses  Maß  von  Aufsichtsgewalt  über  die  Ausübimg 
Ober-  der  elterlichen,  ja  der  ehemännlichen  Gewalt.  Es  ist  schon  bemerkt  worden, 
ToraimiUchaft  1-rau,  der  der  Mann  in  Mißbrauch  seiner  Gewalt  die  Schlüssel- 

iiM  EiwgatMii.  gewalt  beschränkt  oder  entzieht,   das  Vormundschaftsgericht  anzurufen 
berechtigt  ist:  die  Obervormundschaft  setzt  sie  wieder  in  ihre  vollen 
ehefräutichen  Rechte  ein.  Geht  umgekehrt  die  Frau  ein  RechtsverhSltnis 
ein,  durch  das  ue  sich  zu  personlicher  Arbeitsleistung,  z.  B.  als  Handlungs- 
gehilfin,   einem   anderen  verpflichtet  (das   kann   sie  ohne  Zustimmung 
ihres  Mannes,  denn  sie  ist  voll  vcrpHichtungsfahig),  so  kann  der  Mann, 
der  nicht  zugestimmt  hatte,  vom  Vomiundschaftsgericht,  d.  h.  von  der  Ober- 
vormundschaft die  Ermächtigung  zur  Kündigung  des  Rechtsverhältnisses 
erwirken.   Andere  Fälle  obervormundschafdicher  Entscheidung  begegnen 
im  ehelichen  Güterrecht 
OhMvemaad-       Vater  Und  Mutter  als  Träger  der  etterlichen  Gewalt  sind  nadi  dem 
AoU^Mmt  bfilgwlichen  Gesetzbuche  in  ähnlicher  Weise  wie  ein  Vormund  der  ober- 
EUern      vormundschaftlichen    Aufsicht   bzw.   Mitwirkung   unterworfen.  Natürlich 
■od  VomOnder.  g^pl^p^  die  obcrvormundschaftlichcn  Rechte  den  Eltern  v^et^enüber  nicht 
so  weit  wie  gegenüber  dem  Vormunde.    Aber  die  elterliche  Gewalt  über 
die  Kinder  bt  doch  einer  blofi  vormundschaftlichen  Gewalt  angenähert 
worden. 

sdwii  Es  verst^t  sich  von  selber,  dafi  die  obervormundschalUiclie  Gewalt 

des  Vormundschaft-srichters  dem  Schutze  der  Kinder  gegen  Mißbrauch 
der  elterlichen  und  der  vormundschaftlichen  Gewalt  zu  dienen  bestimmt 
i.st.  Ks  handelt  sich  einerseits  um  den  Schutz  des  Vermögens:  gewisse 
Verwaltungshandlungen  über  das  Kindesgut  bedürfen  der  obervormund- 
schaftUchen Genehmigung.  Das  andere  ist  der  Schutz  der  Person  des 
Kindes.  Die  Obervormundschaft  ist  berechtigt^  unmittdbar  in  die  Erziehung 
des  Kindes  einzugreifen.  Dem  Vormund  kann  die  Erziehung  des  Kindes 
entzogen  werden,  wenn  das  Vormundschaftsgericht  nach  pflichtmäßigem 
Ermessen  es  für  notwendig  erachtet;  selbst  den  Eltern  kann  die  Erziehungs- 
gewalt genommen  werden,  wenn  das  geistige  oder  leibliche  Wohl  des 
Kindes  in  den  Händen  der  Eltern  als  gefährdet  erscheint  In  solchen 
Fällen  ordnet  das  Vormundschaftsgericht  statt  der  elterlichen  bzw.  vor- 
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Erdehung  zwangsweise  die  Eradtung  des  Kindes  in 
einer  geeigneten  Familie  oder  in  einer  Eradhungsanstalt  oder  Besserung^ 
anstalt  an  (Zwangserziehung,  Fürsorgeertiehung^.  Die  Vorschriften  des 
bürgerUchen  Gesetzbuchs  finden  an  dieser  Stelle  ihre  Ergänzung  durch 

die  Fürsorg'eerziehung'ssfesetze  der  Landesrechte:  die  zwangsweise  Fürsorge- 
erziehung" darf  aber  von  dem  Vormundschaftsgericht  nur  angeordnet  werden, 
wenn  sie  zur  Verhütung  des  völligen  sittlichen  Verderbens  notwendig  ist 
Den  Ifintergrund  (üeser  Rechts^Uze  l^det  das  Sensale  Elrad  unserer  GroB> 
Städte.  Cberall  aber  ist  unsere  Gesetzgebung  am  Werke,  Luft  und  Licht 
zu  bringen.  Audi  das  bürgerlidie  Recht  hat  sdnen  Anteil  an  der  großen 
Arbeit:  den  Rechtssätzen  von  der  ehemännlichen,  der  elterlichen,  der  vor- 
mundschaftliclien  Gewalt  tritt  der  Schutz  der  Frau,  der  Schutz  des  Kindes 
ausgleichend  au  die  Seite. 


E.  Das  Erbrecht. 

L  Die  Erbfolge.   Mit  dem  Tode  endigt  die  Rechtsfähigkeit  der 

Person.  Die  personenrechtlichen  Rechte  gehen  unter.  Die  Vermögens- 
rechtsverhältnisse aber  bleiben.  £s  tritt  der  Obeigang  des  erblasserischen 
Vermögens  auf  den  Erben  ein. 

In  Anschluß  an  das  römische  Recht  hat  das  bürgerliche  Gesetzbuch, 
ebenso  ^irie  das  schon  bisher  gdtende  Recht,  den  Grundgedanken  d«r 
Gresamtnachfolge  (Universalsukzession)  durchgeführt  Der  Erbe  tritt  in  w«mb 
das  Ganze  des  erblasseriscfaen  Vennogens  ein.  Auf  ihn  geht  das  Ver-  ^ 
mögen  mit  den  Schulden  als  Einheit  über.  Der  Erbe  ist  nunmehr 
der  Eigentümer,  aber  er  haftet  zugleich  für  die  Schulden  des  Erblassers. 
Das  Interesse  der  Gläubiger  beherrscht  das  Erbrecht.  Um  der  Schulden 
willen  erwirbt  der  Erbe  das  Vermögen  als  Ganzes,  d.h.  mit  Einschluß 
6er  SdnddML  S^en  Gläubigern  lebt  der  Eiblasser  fbrt  in  der  Person 
des  Erben.  Aber  der  !&be  haftet  nach  dem  bürgeilidien  Gesetzbuche 
grundsätzlich  nur  besdiränkt,  d.  h.  nur  mit  dem  Nachlaß,  nicht  mit  dem 
eigenen  VermSgfen.  Durch  Ausantwortnng  des  Nachlasses  kann  er  von 
den  Ansprüchen  der  Nachlaßgläubiger  sich  befreien.  Die  regelmäßige 
Form  für  die  Befreiung  des  Erben  von  unbeschränkter  persönlicher  Schuld- 
haftung ist  nach  dem  bürgerlichen  Gesetzbuche  die  Herbeiführung  der 
NacUaßverwaltimg  bzw.  des  Nachlafikonfcurses.  Sie  dient  der  Befiriedig^g 
der  Gläubiger  und  der  Ausantwortnng  des  (etwaigen)  Restes  an  den 
Erben. 

Erben  sind  an  erster  Stelle  die  Kinder  und  Kindeskinder  des  Erb- ZrUaigBardMiig. 
lassers,  dann  seine  Eltern  und  Geschwister  und  deren  Kinder,  an  dritter 
Stelle  seine  Großeltern  bzw.  deren  Abküniinlinge  (Onkel,  Taiit<Mi, 
Vettern  usw.),  an  vierter  Stelle  die  Urgroßeltern  und  ihre  Deszendenz  usf. 
Für  die  Eibfblge  ist  die  Verwandtsdiaft  nach  Deszendentengruppen  (sog. 
linien,  Parentelen,  Ordnungen)  gegliedert    lifit  den  Verwandten  aber  ist 
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der  Ehegatte  erbfolgeberechtigt  Neben  Kindern  nunint  er  ein  Vierth 
neben  Eltern,  Geschwistern  und  Geschwisterkindern,  auch  neben  Großeltern 

nimmt  er  die  Hälfte  der  Erbschaft;  fernere  Verwandte  schließt  er  aus, 
so  daß  ihm  allein  der  g^anze  Nachlaß  zufallt  Eine  Verwandtschaftsgrenze 
hat  das  bürgerliche  Gesetzbuch  für  die  Erbfoly^e  nicht  aufgestellt  Ist 
kein  Ehegatte  da,  so  kanu  auch  der  entfernteste  Verwandte  Erbrecht 
geltend  machen.  Nur  wenn  weder  ein  Ehegatte  noch  izgendwidche 
Verwandte  da  sind,  tritt  der  Staat  (der  fiskus)  als  Erbe  ein. 

Bifancirt  n.  Verfügung  von  Todes  wegen.  Das  Erbrecht  der  Ver- 
wandten  und  des  Ehegatten  bedeutet  das  Anrecht  der  Familie  auf  das 
Vermögen.  Es  beruht  geschichtHch  auf  der  Vemiügensgemeinschaft  des 
Erblassers  mit  seinen  Hausgenossen  (ja  einstmals  mit  allen  Sippegenossen}, 
auf  der  Tatsache,  daß  der  Erblasser  nicht  freier  EigentQmer  seines  Ver- 
mögens war.  Selbst  das  Erbrecht  des  Staats  hat  seinen  geschichtlichen 
Hinteigrund  in  einem  gleichen  Reditsgedanken:  in  der  urzeitlichen  Ver- 
mögensgemeinschaft aller  Volksgenossen,  aus  der  erst  durch  Aufteilung 
das  Eigentum  der  S^e,  dann  des  Hauses,  dann  des  Einzelnen  hervor- 
gegangen ist 

l'esuunent  und         Eine  langsam  aufsteigende  Entwickeluug  hat  das  freie  Eigentum  des 

BibHiuac.  sinxelnen  aus  ursprünglichem  Gresamteigentum  hervorgebracht  Der 
Schlußstein  in  dieser  Entwickelung  ist  die  Ausbildung  der  Verfugung  v«ni 
Todes  wegen.    Sic  bedurfte  noch  während  des  ganzen  Mittelalters,  sobald 

über  den  Nachlaß  als  solchen  verfügt  werden  sollte,  der  obrigkeitlichen 
Mitwirkung,  der  Errichtung  vor  Gericht,  in  den  Städten  vor  dem  Rat 
(daraus  sind  die  öffentlichen  Testanientstümien  der  Gegenwart  ent- 
sprungen). Die  Mitwirkung  der  Obrigkeit  bedeutete  nach  mittelalterlichem 
Recht  die  obrigkeitliche  Genehmigung.  Erst  durch  die  Aufiaahme  des 
römischen  Rechts  ist  das  freie  Testament  aufgekommen,  und  die  Eiw 
richttmg  vor  der  Obrigkeit  zu  einer  bloßen  Form,  der  öffentlichen 
Testamentsform,  geworden.  Neben  dem  römischen  Testament,  das  ein- 
seitig allein  vom  Erblasser  errichtet  wird,  ist  im  Anschluß  an  deutsch- 
mittelalterliches Recht  der  Erbvertrag  anerkannt  worden,  d.  h.  eine  ver- 
tragsmäßig den  Erblasser  bindende  Verfug^g  von  Todes  wegen  (Erbes- 
einsetzung, Vermächtnis,  Auflage). 

So  hat  denn  auch  das  büxgerliche  Gesetzbuch  beides  nebeneinander: 
das  Testament  als  die  einseitige,  frei  widerrufliche,  den  Erbvertrag  als 
die  vertragsmäßige,  unwiderrufliche  Verfügung  von  Todes  wegen. 

Das  Neue  im  bürgerlichen  Gesetzbuch  ist  die  volle  Durchführung  der 
Verfügungsfreiheit  des  Erblassers  über  seinen  Nachlaß.    Das  spricht  sich 
vornehmlich  einerseits  in  der  Einfuhrung  des  eigenhändigen  Testaments, 
andererseits  in  der  Gestaltung  des  Fflichtteilsrechtes  aus. 
Eigeohäodigr.       Das  eigenhändige  Testament  stammt  aus  dem  franzosisdien  Recht 
TMUBoit.         hatte  schon  vor  dem  bürgerlichen  Gesetzbuche  in  dem  Gebiet  des 
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Gode  chni  (dem  Hiikarlieiiiischeii  Deatsddand)  Geltung^.  Durch  das 
bürgerliche  Gesetzbuch  ist  es  für  ganz  Deutschland  Rechtens  geworden. 

Es  bedarf  zu  seiner  Form  nur  eines  eigenhändig'  geschriebenen  und  unter- 
schriebenen, mit  Orts-  und  Zeitdatum  versehenen  Aufsatzes  des  Erblassers. 
£s  ist  die  denkbar  freieste  und  leichteste  und  zugleich  die  billigste,  jeder- 
maan  ans  dem  VoUce  zugänglidie  Testamentsfonn.  Es  bat  die  gleidie 
Kraft  wie  das  SASentlicb  (vor  einem  Ricbter  oder  einem  Notar)  errichtete 
Testament.  Es  ennoglicht  dem  Eililasser,  jederzeit  ohne  Umstände  und 
ohne  daß  jemand  davon  erfährt,  letztwÜlige  Verfügningen  zu  treffen. 

Das  Pflichtteilsrecht  bedeutet  den  Rechtsschutz  der  nächsten  An- 
gehörigen gegen  eine  sie  von  der  Erbfolge  ausschließende  Verfügung  des 
Erblassers.  Pllichtteilsrecht  ist  nach  dem  bürgerlichen  Gesetzbuche  den 
Kindern  {hew.  Kindedünderny  dem  Ehegatten,  sowie  den  Eltern  des 
Erblassers  zuständig.  Das  Fflichtteilsrecht  bedeutet  die  Sidientng  eines 
gewissen  Anredits  des  Ehf^patten  (dm  Frau)  und  insbesondere  ein  gewisses 
Maß  der  Gleichbehandlung  der  Geschwister  (ein  bürgerliches  Prinzip). 
Aber  das  Fflichtteilsrecht  äußert  sich  nach  dem  bürgerlichen  Gesetzbuche 
nur  noch  durch  Erzeugung  des  Pflichtteilsanspruchs,  d.  h.  eines  Forderungs- 
rechts gegen  den  eingesetzten  Erben  auf  die  Hälfte  des  Werts  des  dem 
Pfliditteilsberechtigten  gesetzlidi  gebührenden  Exbtrils.  Der  Ffliditteils* 
ansprach  ist  als  bloßer  Geldanspruch  gestaltet  Ein  Noterbrecht,  wie  es 
nadi  romisdiem  und  ebenso  auch  nach  bisherigem  deutschen  Recht  den 
nächsten  AngdiSrigen  zuständig  sein  konnte  mit  der  Wirkung,  daß  die 
vom  Erblasser  verfügte  Erbfolge  zugunsten  des  Noterbborechtigten  hin- 
fallig ward,  ist  dem  bürgerlichen  Gesetzbuche  unbekannt  Die  vom  Erb- 
lasser augeordnete  Erbfolge  bleibt  schlechtweg  aufrecht,  so  sehr  auch 
nldhste  Angehörige  dadurch  zurückgesetzt  erscheinen  mögen.  Nur  das 
praktisch  Notwendige,  ein  gewiss«:  Wert,  wird  den  Angehörigen  ge> 
ddiert  Grundsitzlich  beschränkt  das  Pflichtteilsrecht  des  bürgerlichen 
Gesetzbuchs  sich  darauf,  zu  Lasten  des  eingesetzten  Erben  eine  Nachlaß- 
verbindlichkeit auf  Auszahlung  einer  Geldsumme,  der  Pliichtteilssumme, 
hervorzubringen.  Dem  freien  Eigentum  der  Gegenwart  entspricht  die  Frei- 
heit der  Verfügung  von  Todes  wegen.  Auch  das  Erbrecht  des  bürger- 
lichen Gesetzbuchs  ist  gleich  dem  gesamten  neuzeitüdien  Frivatrecbt 
bOrgerlich-geldwirtschaftliches  Recht 
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Schluß. 

An  den  großen  Wendepunkten  der  Rechtsentwickelung  offenbaren  sich 
deutlicher  als  sonst  die  innersten  Lebcnsgesetze,  denen  Werden  und 
Wachsen  des  Rechts  gehorcht  Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  bedeutet 
einen  solchen  Wendepunkt  Der  Grelst  des  Privatrechts  unserer  Zeit  hat 
das  Wort  bekommen.  Er  redet  aus  diesem  Wogenschlag  langhinroUender 
Paragtaplienreihen.  Was  ist  es,  was  er  uns  verktbdet? 

Den  „besitzlosen  Volksklassen "  ist  gesagt  worden:  Laßt  alle  Hoffnung 
fiihren!  Denn  alles  Recht  ist  dem  Starkon  zum  Raube  g-eg-eben.  Es  ist 
aus  Interessenkämpfen  geboren.  Der  Mächtigere  siegt  Das  seinen 
Interessen  Entsprechende  setzt  sich,  so  hören  wir,  zunächst  als  Gewohn- 
heitsrecht durch,  um  sodann  vom  Gresetzgeber  lediglich  in  Form  gebracht 
zu  werden.  Das  Recht,  auch  unser  heutiges  bürgerliches  Recht,  stammt 
Ibls^ch  nicht  aus  dem  Geiste  der  gesamten  Nation.  Es  ist  das  Erseugnis 
nur  der  begünstigten  Volkskreise.  Es  dient,  die  Herrschaft  des  einen 
Fünftels  über  die  besitzlosen  vier  Fünftel,  die  Herrschaft  der  wenigen 
Auserkorenen  über  die  ungeheure  Mehrheit,  der  Starken  über  die 
Schwachen  zu  besiegeln. 

Aber  wer  so  redet,  der  hat  die  Stimme  der  Rechtsgeschichte,  der  hat 
auch  die  Stimme,  die  aus  dem  Bflzgerlichen  Gesetzbuch  spricht,  nicht 
vernommen. 

Das  Recht  wird  immer  einzelne  Härten,  ja  Ungerechtigkeiten  in  sidi 
tragen.  Das  liegt  in  der  Unvollkommenheit  alles  Menschlichen,  ins- 
besondere geschriebener  Gesetze  mit  Notwendig^keit  begründet  Niemals 
aber  ist  das  Recht  im  ganzen  ungerecht  Niemals  läßt  das  Recht  als 
Ganzes  sich  zum  Werkzeug  für  die  Selbstsucht  der  Mächtigen  erniedrigen. 
Das  ist  gleich&lls  in  der  Art  des  Rechts  mit  diemer  Notwendigkeit 
gründet  Das  Recht  lebt  nidit  durch  Polizeigewalt  noch  durch  die  Bajo- 
nette der  Soldaten.  Die  Aiifrechthaltung  der  Rechtsordnung  durch 
bloßen  äußeren  Zwang  ist  zu  allen  Zeiten  ein  Ding  der  Unmöglichkeit 
gewesen:  bei  den  ungeheuer  gesteigerten  Machtmitteln  des  heutigen 
Staats  ganz  geradeso  wie  in  den  früheren  Jahrhunderten.  Das  Recht 
lebt  durch  die  Rechtsüberzeugung  aller  Rechtsgenossen,  der  besitzlosen 
wie  der  besitzeaden.  Auch  denen,  die  theoretisch  die  Idee  vom  Zu^ 
knnilsstaat  im  Kopfe  haben,  ist  die  bestehende  Staats-  und  Sgentums- 
ordnung  (als  Ganzes*  genommen)  geltendes  Recht  Sie  können  gar  nicht 
anders  empfinden,  auch  wenn  rie  anders  zu  denken  beabsichtigen.  Jedem 
ohne  Ausnahme  drängt  es  sich  auf  als  Pflicht,  nicht  bloß  als  äußerlich 
erzwungene  Notwendigkeit,  das  empfangene  Darlehn  zurückzuzahlen,  für 
die  gemietete  Wohnung  den  Ifietdns  zu  entriditen,  das  erworbene  E^n- 
tum  zu  aditen.  Mit  <dementarer  Natuxgewalt  leben  die  grundl^enden 
Ideen,  und  zwar  an  erster  Stelle  gerade  des  geltenden  Privatreclits, 
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in  allen  ohne  Unterschied.  Wäre  das  nicht»  müAte  jedes  Darlehn,  jeder 
Afietana,  jeder  Kau^reis  mit  Gewalt  eingetrieben  werden,  so  wire  es 
mit  der  Gdtung  unseres  Privatrecfats  sofort  za  Ende.  Das  Privatrecht 
ist,  weil  es  jeden  ohne  Ausnahme  unmittelbar  berührt  und  in  Anspruch 
nimmt,  in  noch  weit  höherem  Grrade  von  der  allpomeinen  inneren  Zu- 
stimmung abhängig  als  das  öflFentliche  Recht  Sobald  das  allgemeine 
Rechtsbewußtsein  nicht  mehr  hinter  dem  geltenden  Rechte  steht,  ist  seine 
Lebenskraft  zu  Ende. 

Das  Recht  (als  Ganzes)  dient  niemals  der  Selbstsucht  einzehier  Klassen. 
Es  dient  immer  lediglich  der  Nation. 

Gerade  deshalb  folgt  das  geltende  Recht,  auch  das  Privatrecht,  so 
naturnotwendig  den  Wandlungen  des  Volkslebens.  Es  ändert  unaufhörlich 
seinen  Inhalt,  häufig  unmerklich  und  unbewußt  —  die  großen  Atemzüge 
des  Volks-  und  Rechtslebens  sind  regelmäßig  für  die  Mitlebenden  unhör- 
bar, —  ab«r  mn  so  unwideistdilicher.  „Alles  fließt"  Die  Reditsentwidce- 
lung  l&Bt  sich  nicht  bändigen  noch  festhalten  im  Interesse  der  gegen- 
wärtig etwa  Begünstigten.  Auch  hier  gibt  es  für  den  Wechsel  von 
Sonne  und  Mond  kein:  Stehe  still!  Wo  ist  das  aristokratische  Privat- 
recht geblieben,  das  vor  einem  Jahrtausend  die  Macht  des  hohen  Adels 
über  Hintersassen  und  Vasallen  begründete?  Wo  das  junkerliche  Privat- 
recht, das  im  späteren  Mittelalter  dem  niederen  Adel  zum  Mittel  seines 
Emporsteigens  ward?  Der  dritte  Stand  ist  in  die  Herrschaft  eingetreten, 
und  unser  Privatrecht  ist  in  der  Hauptsache  bürgerliches  Recht  Der 
Kaufmann  hat  in  der  Macht  über  das  Privatrecht  den  Junker  abgelöst  Über 
dem  Tor  der  Rechtsgeschichte  losen  wir  nicht  die  Dantesche  Höllen- 
inschrift Im  Gegenteil.  Mit  goldenen  Lettern  steht  geschrieben:  Hier 
ist  das  Land  der  Hoöhung,  ist  Bahn  zur  Emporentwickelung  für  alle 
Niederenl 

Gewi£^  kein  glficldidier  Zu&ll  und  kein  Beschluß  einer  geset^benden 
Versammlung  kann  von  heute  auf  morgen  die  Li^  ganzer  Sclüchten  der 

Gesellschaft  umgestalten.  Zum  Aufsteigen  gehört  das  Verdienen  aus  eigener 
Kraft,  das  Gewinnen  von  Macht  durch  Leistungen  für  das  nationale 
Leben.  Nicht  die  gleichmäßige,  sondern  die  gerechte  Verteilung  der 
nationalen  Güter  ist  die  Aufgabe  der  Rechtsordnung.  Jedem  das  Seine! 
Jedem,  was  ihm  gebührt,  was  ihm  gebührt  nach  seinen  Leistungen  für 
das  Volksganzel  Danach  bestimmt  sich  unweigerlich  die  Reditslage 
nicht  unmittelbar  jedes  Suzelnen,  wohl  aber  der  geseUschaftlichen 
Klassen.  Höhere  Macht  kann  nur  durch  höhere  Leistung  errungen 
werden.  Nur  durch  Dienen  kannst  du  herrschen.  Der  Einfluß  des  dritten 
Standes  auf  das  geltende  Recht  ruht  nicht  auf  seiner  Selbstsucht,  sondern 
darauf,  daß  er  der  Schöpfer  unserer  Bildung  ist  Das  Recht  dient  dem 
Volke  und  darum  an  erster  Stelle  denen,  welche  die  Kraft  des  nationalen 
Lebens  verkörpern.  Jedem  das  Seine.  Das  Emporsteigen  des  vierten 
Standes  ist  im  Werke.    Es  wird  in  dem  Augenblick  unwiderstehlich 
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San,  in  dem  auch  die  aibeitende  Menge  aicb  ohne  Vorbehalt  in  den  IMenat 

dea  nationalen  Gedankens  stellt 

Die  Bedeutung,  die  dem  Arbeiterstande  für  die  Kraftentwickelung 
des  Deutschen  Reichs  zukommt,  ist  schon  jetzt  in  unserem  Recht,  auch 
in  unserem  bürgerlichen  Rechte  sichtbar.  Dem  Gedanken  der  Freiheit 
des  Einzelnen,  den  der  dritte  Stand  in  die  Welt  gesetzt  hat,  ist  der 
ao^ale  Gredanke  an  die  S^te  getreten,  der  dem  yieiten  Stande  entgegen- 
kommt 

IHe  Zeit,  in  der  wir  leben,  ist  eine  kapitalistische.  In  dem  geldwirt- 
schaftlichen  Verkehre  lieget  die  wirtschaftliche  Grundlage  unserer  Macht 
Dieser  Tatsache  muß  das  Recht,  an  erster  Stelle  das  bürgerliche  Recht, 
gehorchen.  Das  Recht  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  ist  darum  ein 
kapitalistisches  Recht  Das  kann  gar  nicht  anders  sein.  Das  liegt  heute 
im  Ihterease  aller  Volksklassen.  Denn  so  das  Ganze  des  Volks  nicht 
Kraft  hätte,  woher  sollte  Kraft  für  die  einzelnen  Glieder  kommen?  Damm 
hat  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  die  Rechte  des  Glättb^pers  gegenüber 
dem  (schuldhaft)  in  Verzug  befindlichen  Schuldner  gesteigert  (oben  S.  42): 
darum  werden  alle  Sachenrechte,  auch  die  Rechte  am  Grundstücke,  als 
Geldwert  bedeutende  Rechte  behandelt  (oben  S.  60);  darum  bevorzugt 
das  Bürgerliche  Gesetzbuch  den  Schutz  des  gutgläubigen  Erwerbers  vor 
dem  Schutz  des  bestehenden  Eigentums  (oben  &  30,  57 — 59).  Ifit  dem 
geldwirtschaftUchen  Verkehr  ist  das  Freiheitsbedürfiiis  des  Hnzdnen  ver^ 
bunden;  darum  ist  das  Eigentumsrecht  und  das  Besit/.recht  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuchs  demokratisch  geartet  (oben  S.  14,  34).  Auf  dem  Gebiete  des 
Schuldrechts  j^ilt  der  Grundsatz  der  Vertragsfreiheit  (oben  S.  38),  auf  dem 
Gebiete  des  Familienrechts  die  gehobene  Rechtsstellung  der  Frau,  auch 
der  Kinder  (oben  S.  21,  73,  77),  auf  dem  Gebiete  des  Erbrechts  die  Freiheit 
der  Verfügung  von  Todes  wegen  unter  Wahrung  des  Cmmdsatzes  der 
Gleichberechtigung  der  Kinder  (oben  S.  80^  81),  und  auch  die  Richtung 
unseres  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  auf  die  Trennung  des  kirchlich -religiösen 
Lebens  vom  Rechtsgebiet  (oben  S.  66  ff.)  hat  mit  dem  Freiheitsgedanken 
Zusammenhang.  Aber  durch  das  Gewebe  des  kapitalistisch -freiheitlichen 
Rechts  geht  ein  Einschlag  von  sozialer  Färbung:  der  Schutz  des  Arbeits- 
erwerbs für  die  Frau  in  den  besitzlosen  Kreisen  (oben  S.  73),  der  Schutz 
des  wirtschafUich  Sdiwädieren  durch  die  Neugestaltung  des  Mietrechts 
und  des  Rechts  vom  Arbeitsvertrage  (oben  S.  43  ff.)»  die  ErmogUchung 
einer  gesunden  Bodenpolitik  durch  das  Erbbaurecht  (oben  S.  59),  die 
Forderung  aller  sozialen  Interessen  durch  die  F"ortbildunir  des  Vereinsrechts 
(oben  S.  26).  In  dem  Inhalt  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  spiegeln  sich 
die  der  Hebung  des  ganzen  Volkslebens,  dem  geldwirtschaftlichen  Ver- 
kehr, der  Freiheit,  dem  Schutz  des  Einzelnen  zugewandten  Leitgedanken 
der  bürgerlichen  Kultur  der  Gegenwart 
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Die  Geschichte  der  Privatrechtswissenschaft  hat  bei  den  römischen  Juristen 
einzusetzen.  Die  römische  Jurisprudenz  hat  die  Grundlage  unserer  heutigen  Privatrechts- 
wissenscbaft  geschafien.  Wie  den  Hellenen  auf  dem  Gebiete  der  Kunst,  so  war  den  Römern 
auf  dem  Gebiete  des  Rechts  der  geniale  Fomiensinn  eigen,  der  den  von  der  Natur  dar* 
gebotenen  Stoff  Uadligt,  um  ilm  tum  Ausdiucksmittel  menschlichen  Geistes  st  eriidMO. 

In  Rom  war  es  in  den  Jahilmnderten  des  Königtums  and  det  Republik  das  Fkiesler- 

kollegnum  der  Pontifices,  das  von  alters  her  mit  den  übrigen  Wissenschaften  den  Besitx  der 
Rechtswissenschaft  verband.  Sie  kannten  den  Rechtskalender,  die  Tage,  an  denen  Klage  von 
den  Göttern  zugelassen  (dies  fasti)  und  nicht  zugelassen  war  (dies  nefasti).  Sie  kannten  die 
Fonndn  der  Reditsgesdiiifte  und  der  Prozefihandlungen.  Sie  übten  ihre  Autoritit  in  der 
Form  von  Gutachten  (rtaipmsm),  die  sie  der  richtenden  Obrigkeit  sowie  auf  Anfifage  der 
Partei  erteilten. 

Seit  dem  Begiim  der  Kiüsenteit  wird  das  Recht,  verbindlidie  Rechtsgutaehten  absugeben 

(jus  respondendi) ,  vom  Kaiser  frei  verliehen.  Die  Rci  htswissenschaft  ward  ein  Bestandteil 
des  weltlichen  nationalen  Lebens,  und  eine  juristische  Literatur  kam  auf,  die  in  den  ersten 
drei  Jahrhunderten  des  Kaiserreichs  die  Herrschaft  über  die  römische  Reditsentwickelung 
Hhfte.  Das  im  zweiten  und  dritten  Jahrhundert  unserer  Zeitrechnung  zur  vollen  Blüte 
gelangende  klassische  römische  Rerht  ist  das  Werk  der  frii<n  Wissenschaft  gewesen, 
einer  Wissenschaft,  die  aus  den  Volksgcsctzen  und  überlieferten  Verkehrsgewohnheiten  (jus 
dvile)  einerseits,  aus  dem  RechtspliegeerlaB  (Edikt)  des  Piitors,  d.  k.  der  stadtrSmisctoi 
Gerichtsobrigkeit,  andererseits  ein  einheitliches  System  des  Rechtes,  insbesondere  des  Privat- 
ledites  entwickelte,  das  Geschlossenheit  des  Aufbaues  mit  dem  von  dem  Weltverkehr 
des  Weltreichs  geforderten  Freihettsraum  für  die  Handhabung  im  einzelnen  vereinigte. 

Die  Art  der  römischen  Juristen  war  eine  andere  als  die  unsere^  Sie  war  nicht  so  sdir 
rechtsbegreifender  als  vielmehr  rcchtsschöpfcrischcr  Natur.  Sic  war  an  erster  Stelle  Kunst: 
die  Kunst  dem  Einzelfall  sein  ihm  entsprechendes  Recht  zu  geben,  die  Kunst  der  kasuistischen 
Rechtsefseugung.  Die  vornehmsten  Werke  der  rffmisdien  Juristen  ergehen  sidi  in  der 
Behandlung  uiuähliger  Einzelfalle.  Der  Inhalt  der  Gesetzestexte  und  des  prätorischen  Edikts 
war  verhältnismäBtg  arm.  Er  erfüllte  sich  unter  den  Händen  der  römischen  Juristen  durch 
eine  freie,  dem  Leben  zugewandte,  den  Buchstaben  der  Texte  zugleich  pflegende  und 
beherrschende  praktisch -kasuistische  Handhabung  mit  unendlichem  Rdditum.  Das  Grofie 
dabei  war,  daß  die  Treffsicherheit  der  Elnzelcntscheidung  mit  einer  namentlich  an  den  Prozeß- 
formularen des  prätorischen  Edikts  erstarkten  Schärfe  und  Bestimmtheit  formgebender  Grund- 
gedanken sidi  verband,  durch  die  die  dnadnen  Erschdnungen  «ks  Reditslebens  (Kanf, 
Miete,  Sozietät,  Eigentum,  Dienstbarkeit  usw.)  zu  fest  umrisscncn  Rcchtsinstitiitcn  sich 
gestalteten.  Nicht  als  ob  man  die  Grundgedanken  abstrakt  ausgesprochen  und  entwickelt 
bitte.  Aber  mit  innerer  Naturgewalt  führten  sie  die  Hand  des  Juristen,  den  Stein  des  Rechts- 
stofes  in  ein  Kidwerk  der  Kunst  zu  verwanddn. 

Im  Beginn  des  2.  Jahrhunderts  waren  JuiJ.\N  und  ArRIK.\N ,  im  Beginn  des  3.  Jahr- 
hunderts Paknian,  Ulpian,  Paulus  die  Häupter  der  römischen  Jurisprudenz.  In  ihren 
Werken,  von  denen  eines  auf  den  Sdndtem  des  anderen  stellt,  durch  den  AnschluB  an  die 
überlieferte  Wissenschaft  und  Praxis  einen  einheidich  fortschreitenden  mächtigen  Strom  der 
£ntwickelung  herstellend,  erschien  das  Meisteiweik  des  klassischen  römischen  Rechtes. 

*i  Drr  Tnhnit  drr  Tontehendeo  Darslrtlang  entstammt  teilwi-iie  eineoi  Lflihltach  dv  MtoSülicfeOT  XfltleHh 
daa  ich  kunitig  uu  VerUg  voo  DvNCXBK  &  Humblot  beraatiofebea  g«d«oke. 
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Rechtiqaellen  gleich,  wurden  ihre  Schriften  von  den  Gerichten  angewandt  Erst  seh  dem 
Ende  des  3-  Jahrhunderts  (seit  Diokletian)  setite  die  monaichiiche  Kaisergewalt  dn, 
um  nunmehr  die  endgültige  Ausj^'estnltung  des  römischen  Rechtes  in  ihre  Hand  zu  nehmen. 
Juristenrecht  (das  in  den  Juristenschriften  enthaltene  Recht)  und  Kaiserrecht  (die  neueren 
Ibüaeretlasse)  warm  die  beiden  SSiden,  auf  denen  das  Redit  des  ansgclienden  Rcidies  rubite. 
JÜSTINIAN  hat  dann  im  Anfang  des  6.  Jahrhunderts  (in  den  Jahren  533  und  534)  das  Ganze 
SU  einem  großen  Gesetzeswerk  zusammengefaßt,  dem  Corpus  Juris,  von  dem  der  eine 
Hauptteil  (die  Digesta  oder  Pandectae)  das  Juristenrecht  (Auariige  ans  den  Juristenschriftea), 
der  andere  Hauptteil  (Codex)  das  Kaisenecht  enthält  One  kurz  «r«T*tn*ipifTtni!f  Idir- 
buchartige  Darstellung  (Institutiones)  ward  dem  Ganzen  als  Einleitung  vorangesetzt.  Die 
Digesten  (Pandekten)  waren  die  Kraft  des  Werkes,  die  ihm  Unsterblichkeit  verlieh.  In  dem 
rSmischen  Joristenrecht  lebte  der  schSpferisch  gestaltende  Gedos,  an  dessen  vollendeter 
Kunst  sich  in  den  kommenden  Jahrhimdeiten  immer  wieder  neues  Leben  der  Redilawhaen' 
iciiaft  entsündete» 

Zunächst  folgte  auf  die  Ab&ssung  des  Corpus  Joris  dne  Zeit  des  Ver£üU.  Im  byan> 

tinischen  Reich  beschränkte  man  sich  auf  die  Herstellung  von  Umschreibungen  und  Aus- 
zügen des  Gesetzbuchs.  In  Italien  hatte  durch  Justinians  Eroberungen  das  Corpus  Juris 
gleichfidls  Gdtm)|r  fewoanen.  Aber  audi  hier  veibarrte  man  bis  in  das  tt.  Jfahilnmdett  bei 
der  byzantinischen,  durch  Überlieferung  gebundenen,  unfreien  Manier.  Erst  mit  dem  Ende 
des  II.  Jahrhunderts  setxt  die  Glossatorenschule  von  Bologna  ein,  die  unsere 
heutige  Rechtswissenschaft  vorbereitete.  Der  Geist  der  neuen  Schule  war  von  Pavia  aus- 
gegangen, wo  langobardisdie  Richter  (die  Räte  des  königlichen  Rmcbsgerichts  in  Pavia)  an 
der  Hand  einer  Sammlung  von  altlangobardischen  Königsedikten  und  karolingischen  Kapi 
tularien  eine  Wissenschaft  des  deutschen  (langobardiscben)  Rechtes  in  der  Form  exegetischer 
(glossierender)  Behandlung  der  RecfatsqueUen  etwogt  hatten.  In  Bologna  ward  die  glos- 
nerende  Art  auf  die  Behandlung  des  Corpus  Juris  übertragen.  Ein  Mann  deutschen  Namens, 
fmiRlus  (Werner),  ward  der  Führer  d«r  neuen  Bewegung  (um  iioo).  Ihm  folgten  die 
berühmten  „vier  Lehrer"  (quattuor  doctores)  BtnxjARUS,  Martinus,  Jakobus,  Hugo, 
Zeitgenossen  und  Berater  BaÄarossas.  In  der  erstm  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  erretdite 
die  glossatorischc  Behandlung  durch  AZO  ihre  \'ollcndung  und  durch  ACCURSIUS,  der  die  ge- 
samte Arbeit  der  Schule  sammelnd  zusammenfaßte  (seine  Glosse  ward  die  seitdem  unver- 
ändert wttter  Obeiliefnte  i^oasa  ordinana),  ihren  AbsdiluB. 

Das  Werk  der  (llossatorenschule  von  Rologon  war  die  Wiedergewinnung  des  Verständ- 
nisses für  das  römische  Juristenrecht  Den  Bynntinem  war  es  nur  um  die  Herausstellung 
des  Stofflichen ,  des  praktisch  wichtig  Ersdieinenden  am  rSmischen  Recht  su  tim  gewesen: 
in  ihren  Auszügen,  denen  an  erster  Stelle  das  Kaiserrecht  zugrunde  lag,  erschien  das 
römische  Recht  wie  ein  starres  Mosaikbild,  auf  Goldgrund  (Kaiserrecht),  aber  ohne  inneres 
Leben.  Erst  unter  den  Händen  der  bolognesischen  Rechtslehrer  erwachte  der  Geist  aufs 
neue,  der  in  dem  Corpus  Juris  schlummerte.  Die  Pandekten  JcsmoAlfS  traten  in  den  Mittel- 
punkt des  Interesses.  Den  Glossatoren  gelang  es,  durch  die  Erläuterung  der  einzelnen  Ent- 
scheidungen unter  Heranziehung  der  sämtlichen  über  das  Werk  zerstreuten  „Parallelstellen" 
ein  Verständnis  des  Ganzen  zu  gewinnen  tmd  so  durch  kongeniale  Neuschöpfung  den 
Pdaatbau  des  iBmisdien  Rcdiles  in  Idassisdiem  Stil  wieder  anterichten. 

Was  den  Glossatoren  fehlte,  war  vor  allem  der  Zusammenhang  mit  der  lebendigen 
Gegenwart  von  damals.  Ihre  Arbeit  war  in  der  Hauptsache  rein  theoretischer  Natur.  Das 

römische  Recht,  das  sie  aus  dem  Corpus  Juris  neu  entwickelten,  war  ohne  praktische 
Geltimg.  Sie  lebten  im  Himmel  des  römischen  Rechtes  und  sahen  die  Welt  nur  von  ferne« 
Es  kam  noch  eins  hinzu.  Es  genügte  nicht,  die  römische  Art  der  Reditswissenschaft 
kOnsdcrisch  nachzugestalten.  Es  kam  darauf  an,  aus  den  Anregm^fer  der  römischen  Juristen 
eine  neue  Rechtswissenschaft,  eine  Wissenschaft  im  Stil  der  eigenen  Zeit  und  damit  zugleich 
im  Stil  der  kommenden  Jahrhunderte  hervorzubringen.   Ansätze  in  dieser  doppelten  Rieh- 
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tmiv,  einerseits  auf  das  praktisdie,  andererseits  auf  das  modern  Wiweaschaftliche ,  finden  sidi 

natürlich  schon  bei  den  Glossatoren.  Die  Lösung  der  bezeichneten  rweifachen  Aufgabe  aber 
war  ihren  Nachfolgern,  der  Schule  der  Postglossatoren  oder  Kommentatoren,  vorbehalten, 
dia  aeit  der  Mhte  des  13.  Jalirbnnderts,  Ober  die  Univenititen  Italiens  sich  aniireitend,  dia 
miClelalterliche  Wissenschaft  vom  römischen  Recht  beherrschte. 

Die  Tätigiceit  der  Kommentatoren  war  nicht  auf  die  Erläuterung  des  Corpus  Juris 
gerichtet ,  obgleich  »e  ihre  großen  Werke  in  der  Form  von  Kommentaren  zum  Corpus  Juris 
gaben.  Die  EiUntemng  des  Corpos  Joris  war  f&r  sie  mit  der  i^ossa  ordinaria  des  Acouains 
abgeschlossen.  Was  sie  in  ihren  Kommentaren  brachten,  war  die  Verarbeitung  des  römischen 
Rechtes  mit  dem  praktisch  geltenden  Recht,  mit  den  Stadtiecbten  („Statuten")  Italiens, 
d.  h.  mit  fcnnanisdiem  Redit,  dneraeits,  mit  dem  in  den  geia^dien  Gerichten  gettendsn 
hochentwickelten  kanonischen  Recht  (dem  Recht  des  Corpus  Juris  canonici)  andererseits.  Es 
war  die  Zeit  des  14.  Jahrhunderts,  die  völkeigebiürende  Zeit,  in  der  die  Nationalitäten 
der  Gegenwart  sich  bildeten.  Aus  der  VÖlkermischung  Italiens  entstand  die  italienische 
Nation.  Im  Treoenlo  «hing  unter  dem  Brausen  einer  mSchtq^en  literarischen  und  künst- 
lerischen Bewegung  (Dante,  Giotto)  der  Geist  Italiens  die  Augen  auf.  Es  entstand  ein 
italienisches  Kulturleben.  Es  entstand  unter  den  Händen  der  Kommentatoren  gleichseitig 
tSxk  unter  den  führenden  TSnflut  des  rOmischen  Rechtes  gebildetes,  aber  germanische  und 
kanonische  Rechtsgrdankwi  in  sidi  anbduncndes  gemeines  italienisches  Recht 

Das  Mittel  su  einer  soldien  Ldstung  war  die  neue  Wissenschaft.  In  Frankreich  hatte 
mit  dem  beginnenden  la.  Jahrhundert  eine  Umwälnug  das  Denkens  »ch  durchgesetzt  Die 

Scholastik  trat  auf,  das  geistige  Leben  des  Mittelalters  zu  erobern.  Der  Gedanke  hegehrte 
seine  Freiheit  Die  Scholastik  war  der  erste  grofie  Angrifi  auf  die  Herrschaft  der  über- 
lieferten Kircheiddue.  Sie  pröfte  die  Zeugnisse  der  Vergangenhdt,  iSc  Autorititen,  nra  ihre 
Widersprüche  aufzuweisen  und  das  Denken  der  Gegenwart  lum  Schiedsrichter  über  die 
Wahrheit  einzusetzen  (Abälard,  Sic  et  Non).  Sie  lehrte  die  überkommenen  Autoritäten  an- 
merkennen  und  ihrer  dennoch  zu  spotten.  Mit  den  Mitteln  der  Scholastik  ist  die  kirchlidie 
Anlorität  sodann  neu  begrändet  worden  (Graixan,  Hkwas  von  AQtnNO);  dennoch  «ar  sie 
für  alle  Folgezeit  erschüttert.  Ihre  Verteidiger  waren  genötigt,  die  neuen  Wege  zu  gehen 
und  die  kirchliche  Lehre  wissenschaftlich  zu  rechtfertigen.  Die  Kirche  bedurfte  des  Bundes 
mit  der  Wissenschaft  und  ward  damit  von  der  Entwickelnng  der  Itandeegenossin  abhängig. 
Die  Zeit  der  bloßen  Oberlieferung  war  dahin.  Am  großen  Meister  Aristoteles  lernte  man 
das  Denken,  und  die  Überzeugungskraft  des  Denkens  war  größer  als  die  Macht  der  geist- 
lichen Autorität  Die  Vemtmft  des  Individuums  unternahm  es,  sich  zum  Herren  der  Welt 
su  machen.  Our  Mittel  war  die  Dialektik,  die  Quelle  ihrer  Schlüsse  der  Begriff.  Der 
Scholastik  war  Beobachtung,  Induktion  unbekannt.  Sic  hatte  nur  die  folgernde,  deduktive 
Methode.  Das  reine  Denken  erschloß  die  Welt  Aus  Begriffen  ward  das  Wirkliche  abgeleitet 
Das  Verlangen  des  menschlichen  Geistes  nach  Überwindung  des  rein  Stofflichen  ward  be- 
friedigt. Ein  Rausch  der  Eikenntnis  ging  durch  das  Abendland..  Der  Gdst  ersdmf  die 
Welt  nach  seinem  Bilde. 

Bei  den  Glossatoren  finden  sich  nur  leise  Anfinge  der  neuen  Art  Erst  durch  die 
Kommentatoren  ward  die  scholnstieche  Methode  auch  auf  dem  Rechtsgebiete  durchgeführt 
Der  juristische  Begriff  trat  seine  Herrschaft  an.  Damit  entstand  die  neue  Rechtswissenschaft, 
deren  Art  noch  in  der  heutigen,  insbesondere  gerade  in  unserer  deutschen  Rechtswissenschaft 
fordebt  War  die  Wissenschaft  der  rOmischen  Juristen  mehr  kOnsdcrisdi  schaffender  Natur, 
jetrt  ward  dne  Jurisprudenz  verstandesmäßig  begreifender  Art,  eine  rein  wissenschaft- 
liche Jurisprudenz  geboren.  Das  Verständnis  des  geltenden  Rechtes  sollte  von  nun  an 
seine  Fortentwickelung  ermöglichen»  Schöpferisch,  von  weltbewegender  Kraft  war  auch  die 
neue  Rechtswissenschaft  Das  liegt  im  Wesen  jeder  echten  Wissenschaft  begründet  Aber 
das  Machtmittel,  mit  dem  die  Jurisprudenz  nunmehr  arbeitete,  war  das  dialektisch  geschulte 
Denken.  Aufierlich  angesehen  waren  die  Leistungen  der  Kommentatoren,  ebenso  wie  die 
der  Sdudaatik  überhaupt,  ■clwreiOUlig  genug,  an  enniidende  Sdiemata  gebunden,  breit,  ittr 
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wnera  Gesdunade  awr  mit  Mfibe  geniellMHr.  Aber  in  aH  dicM»  DofiHlioMa  und  DiMmk. 

tionen  lebte  doch  die  geistige  Kraft,  die  einen  midttigcn  Stoff  der  Herrschaft  des  Gedankens 
dienstbar  machte.  An  der  Hand  des  Kunstwcriee»,  das  <Ke  römischen  Juristen  geschaffen 
hatteiii  ward  ein  System  rechtlicher  Begriffe  heraosgHUfbeitet,  ab  deren  Folgerungen 
die  einzelnen  Rechtssätze  erschienen ,  an  deren  Hand  die  wiisenscfaaftliche  Beantwortung  auch 
all  der  Rcrhtsfra}(cn  mö(»lich  war.  auf  die  der  unmittelbare  Inhalt  der  RerbtsqucUen 
keine  Antwort  gab.  Die  Idee  eines  natürlichen,  in  dem  Wesen  der  Dinge  schlummern- 
den Rechtes,  du  durch  den  denkenden  Ventand  lediglich  entdedct  friid,  ist  in  der  nenen 
Art.  Das  röinisrhe  Recht  ward  unter  den  Händen  der  Kommentatoren  aus  einem  geschicht- 
lichen, vergänglichen  zu  einem  verstandesmäBig  notwendigen,  ewigen,  unvergänglichen 
Nftturrecht  Der  natanechüiche.  die  Reditsabciseugungen  der  Gcgwwrart  ab  venianft> 
gamäß  notwendig  widerspiegelnde  Gedanke,  der  Glaube  an  das  „wSt  ans  gdKMaW*  Recht, 
bt  lu  allen  Zeiten  die  treibende  Kraft  der  Rechtscntwickclung. 

Das  zum  begritllich  entwickelten  Naturrecht  gewordene  römische  Recht  der  Kommen- 
tatoren ward  das  neue  italienisdie  Redit,  dessen  ^  Zeit  bediuffee.  Es  aelMe  sldi  ab  das 
überall  geltende  ^'enirine  italienische  Recht  in  den  Rechtspehieten  Italiens  durch,  von 
den  örtlichen  Statutarrechten  nur  soviel  übriglassend,  als  durch  den  Buchstaben  der  Statuten 
onmitldbar  gedeckt  war.  Ja,  dies  von  den  Kommentatoren  hetvoigebncbte  gemeine  italie> 
nisdie  Redlt  trug  die  Kraft  in  sich,  dem  „Pandektenrecht"  noch  einmal  die  Wdtherrscfaaft 
zu  erobern.  War  doch  das  logische  Denken  iiberall  d.is  gleiche.  BartOLüS  (13 14  — 1357) 
und  sein  Schiller  Baij>us  (1337 — 14U0)  waren  die  beiden  größten  Vertreter  der  kommen- 
talotischen  Jarisprudem.  Du«  Kommentare  vnd  Gotaditen  (oonnfia)  sogen  tfber  die  Alpen, 
die  neue  Wissenschaft  und  ihr  Recht  überallhin  zu  verkündigen  Dns  unter  ihren  Händen  in 
Rechtsbegriffen  redende  „römische"  Recht,  mit  der  Rechtsvernunft  der  damaligen  Gegen- 
wart verfaOndet,  wirkte  mit  der  Gewalt  eines  geschriebenen  Natnrredits  (ratra  scripta)  auf 
das  Abendland.  In  Deutschland  war  der  Erfolg  der  vollkommenste.  Das  römische  Redlt 
des  Bartolus  und  Baldus  ward  in  Deutschland  gemeines  deutsches  Recht 

Die  im  t6. Jahifamdert  sich  piaklisdi  durdisetnnde  „Aufnahme  des  rOmisdien  Redites** 
war  mit  der  AttfiMhme  der  kommentatorischen  Rechtswissenschaft  in  Deutscliland  gleich» 
bedeutend.  Man  meinte  nicht,  ein  fremdes  Recht  bei  uns  einzuführen.  Was  an  örtlichen 
Gssstaen,  Stadtrechten,  Landrechten,  nudk  was  an  festem  deutschen  Herkommen  da  war, 
hlid>  grundsätzlich  unberührt.  Aber  die  juristischen  Begriffe,  aus  denen  die  Wissenschaft  das 
eq(iniend  in  die  weiten  Lücken  der  positiven  Gesetzesvorschriften  eintretende  Recht  ableitet, 
entnahm  man  der  römischrechtlichen  Lehre  der  Kommentatoren.  Kine  deutsche  Rechts- 
wissenschaft entstand.  Sie  hitte  ans  den  in  Deutsddand  gdtenden  Rediten  die  Grand' 
begriffe  deutschen  Rechtes  zum  I.ehen  bringen  müssen,  um  unser  einheimisches  Recht  auf 
vaterländischer  Grundlage  im  Sinne  einer  neuen  Zeit  umzugestalten.  Aber  die  deutschen 
Juristen  waren  die  Schüler  des  BAKTOun  und  Baloos.  Das  aus  dem  riSmisdien  Recht  tat- 
wickelte  Begriffssystem  der  Italiener  galt  auch  den  deutschen  Rechtsgelehrten  als  das  settMt» 
verständliche,  allein  vernünftige.  Im  16.  Jahrhundert  verdrängten  juristisch  gebildete  Richter 
die  leistungsunfahig  gewordenen  Schöffen.  Die  rumischen  Rechtsbegriffe  traten  nunmehr 
andi  praktisdi  «fie  Henrsdialt  an  und  die  deutsdien  Psitikulanredite  wurden  dnem  gemeui» 
rechtlich  geltenden  römischen  Rechtssystem  als  örtlich  in  (k-Itung  stehende  Sondcrgesctie 
eingefügt.  So  kam  es,  als  Deutschland  nach  einem  einheitlichen  und  nach  einem  bürgerlich 
gearteten  Redit  vcrhuigte,  zu  einem  gemeinen  rflmtsehon  l»Bigcriidicn  Recht  (oben  S.  3.  4). 

Die  Tätigkeit  der  deutschen  Juristen  war  vom  16.  bb  in  das  lt.  Jahrhundert  durduuis 
auf  das  einzelne  gerichtet,  auf  die  Handhabung  und  Anpassung  des  rezipierten  fremden 
Rechtes,  auf  seine  Auseinandersetzung  mit  dem  am  Leben  gebhcbcnen  deutschen  Recht 
Wfhrend  die  F^ransosen  des  16.  Jahrhunderts  (an  ihrer  Spitse  CmACn»  und  DomLunj) 
und  ihnen  folgend  im  17.  und  18.  Jahrhundert  die  Niederländer  bereits  eine  humanistische, 
tjd^pknW,  auf  das  reine  römische  Recht  in  geschichtlich  •  antiquarischem  Sinne  sich  richtende 
Wsseaadwft  entsricfcdten,  blieben  St  deutsdien  Juiblen  nntsr  der  Hnnadiaft  dar  KonuncntBi> 
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toren,  gdwiideii  an  die  Enndfriigcn  der  Rediliyretliuiy.  fan  Mittelpunkt  der  neuen  Km* 

Wickelung  stand  die  Rechtsprechung  des  Reichskammergerichts,  das,  zunidiat  zur  Hälfte, 
bald  ausschließlich  mit  Doktoren  bcsetit,  der  Führer  in  der  Anwendimfj  des  neuen  fremden 
Rechtes  war.  £s  war  die  Zeit  der  „Praktiker",  der  „ Kamcraljunsten ",  unter  denen  im 
16.  Jehrinnideft  MvMSiMOBR  und  Gail  henforr^ten.  bn  17.  Jdnhundert  kern  euch  die 
Praxis  dciitsrhen  Pariikularrcrhtes  zum  Wort.  Bfnedikt  Carpzow  schrieb  seine  einfluß- 
reiche „ru misch -sächsische  Juri^rudenz"  (juhspriuientia  forensis  Romano -Saxonica  1638), 
Msvius  (t  1670  in  Grriftwald)  seinen  beitlunten  Kemraentar  mm  Kibisdien  Stadtrecht  (audi 
„römisch -lübischer"  Art).  Im  18.  Jahrhundert  brachten  die  großen  Pandektenwerke  des 
Stryck  ,  J.  H.  Böhmer  ,  Leyser  die  Ausbildung  eines  gemeinen  römisch  deutschen  Privat- 
rechts (usus  modernus  pandectarum,  heutiger  Gebrauch  des  Pandektenrechtes  genannt) 
am  Abachlnfl,  welches  dü  rfimisdie  Recht  in  starker  Umbüdong  und  ErgSnsung  dnidi 
daitidie  RddugeietM  nnd  dentadie  Fnna  imn  Ulialt  hatte. 

Aber  die  StmMie  der  gemehirecihffidien  Fanddctemrfasenscbafk  hatte  bereits  geschlagen. 

Eine  neue  Naturrechtswissenschaft  kam  auf.  Der  Holländer  Huco  Grotius  (de  jure 
belli  ac  pacis,  1625)  hatte  sie  bereits  im  17.  Jahrhundert  begründet.  Im  18.  Jahrhundert  erlangte 
sie  die  Herrschaft  über  den  Geist  der  Zeit.  Ihre  Macht  war  der  Individualismus  im  Sinne 
unserer  Cegenwait  Sie  veriangte  Fiethett  für  aDe  Kräfte  des  Eimdnen,  die  Beseitigung 
der  aus  dem  Mittelalter  überlieferten  gebundenen  Grundbesitz-  und  Gewerbeverflusung ,  Frei- 
heit für  das  religiöse  Denken  und  für  die  Wissenschaft  Ihre  Gedanken  sind  noch  heute 
mächtig'.  Sie  gab  der  Gesetzgebung  ein  neues  groBes  2Sd:  das  überlieferte  Recht  durch  ein 
„veninnftiges"  Recht  im  Sinne  der  Gegenwart  zu  ersetzen.  Der  Gedanke  der  Kodifikation 
tauchte  auf  'Lf.ibniz),  und  das  geltende  Pandektenrecht  ward  an  der  Hand  des  neuen  „Natur- 
rechU"  schneidiger  Kritik  unterzogen  (Thomasius,  Chkistun  Wolt).  Das  alternde  Reich 
war  meht  mehr  imstande,  der  neuen  Bewepng  in  Iblgen.  Aber  die  Ijmdesgesetqgebuafen 
erhoben  sich,  die  große  Au%abe  in  ihre  Hand  su  nehmen:  die  Zeit  der  Kodifikationen  nahm 
ihren  Anfang  (oben  S.  7). 

Ea  fehlte  noch  eins.  Die  deutsche  Rechtswissenschaft  mufite  in  den  Stand  gesetzt 
werden,  dem  sich  vorbereitenden  mächtigen  Umschwünge,  der  Beseitigung  des  Pandekten- 
rechts  durch  Hcr\orbringung  eines  deutschen  bürgerlichen  Rechtes,  Begleiterin  und  Führerin 
zu  sein.  Es  bedurfte  der  Erzeugung  einer  deutschen  Rechtswissenschaft ,  die  von  der  aus 
Italien  stammenden  Obaliefarung  sidi  nidit  UoS  duidi  Widerspruch,  sondern  durdi  inner- 
liche Überwindung,  durch  Erreichung  einer  höheren  Stufe  der  Entwickelung  befreite.  Durch 
die  Naturrechtswissenschaft  konnte  das  nicht  erreicht  werden.  Sie  war  mehr  Philosophie  als 
Jurisprudenz.  Sie  wies  hohe  Ziele,  aber  sie  war  des  positiven  Stoffes  nicht  mächtig,  der  auf 
dem  Gebiete  des  geltenden  Rechtes  unerbitdidi  seine  eherne  Herrschaft  fuhrt.  Darum  blieb 
durch  das  gan^e  18.  Jahrhundert  neben  der  naturrechtlichen  Lehre  für  die  Praxis  der  über- 
lieferte Betrieb  des  Pandektenrechts  dennoch  so  gut  wie  unverändert  bei  Bestand.  Es  be- 
durfte oner  neuen,  nidit  blo6  dem  Pialektiadien ,  Vemünftigeni  Natoi nutweudigen ,  sondern 
dienso  dem  Positiven,  Geschichtlichen,  Gegebenen  zugewandten  Rechtswissenschaft,  einer 
neuen  Rechtswissenschaft,  mächtiger  noch  als  einst  die  Wisaenschaft  der  Italiener. 

Diese  neue  geschichtliche  Rechtswissenschaft,  <Be  heute  in  der  Kuttomrelt 

die  Herrschaft  führt,  ist  von  dem  deutschen  Geiste  er^cvigt  worden.  In  seiner  berühmten, 
weithin  wirkenden  Schrift  „Vom  Beruf  unserer  Zeit  für  Gesetzgebung  und  Rechtswisseitschaft" 
(1814)  entdedtle  der  SchSpfier  unserer  Iwudgcn  Reditswiaaenschaft,  nuBDRiCR  Caxl  von 
Savicny  (1779— 1861),  das  Entwickclungsgeseu  als  das  Gnmdgeseta  dt»  gesamten  RechU- 
lebens.  Das  Recht  ist  nicht  gemacht,  wird  nicht  gemacht,  kann  nicht  gemacht  werden. 
Es  ist  das  natumotwendige  Erzeugnis  des  gesamten  Volkslebens.  Es  ist  geworden  und  es 
wird  werdan  ala  daa  Weifc  der  in  der  Gesamtentwickelung  dea  Voikea  oflüenbar-geheimnisvoll 
wirkenden  Lebenskräfte.  Es  fließt  unaufhörlich,  in  niemals  unterbrochenem  Zusammenhange 
mit  fier  Vergangenheit  unwiderstehUch  einem  fernen  Ziele  zustrebend.    Dem  Geseugeber 
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kommt  mir  dne  fBrderade,  begleitende,  die  neuen  Reditqiedaaken  zur  Ansspiadie  brinfeode, 

fonngebende  Rolle  zu.  Damit  ward  die  gcschichüidie  Rechtswissenschaft,  welche  die  Rechts- 
wissenschaft der  Gegenwart  ist,  durch  Savigny  bq[TÜndet  Sic  eröffnete  das  Verständnis 
sugleich  des  Gewesenen  und  des  Gegenwärtigen.  Sie  machte  den  großen  Strom  des  Rechtes 
von  den  feinen  Jahilumdeiten  her  siditbar,  zoglndi  sdne  Riditnng,  &  «r  in  Zukunft 
ndunen  wird. 

Die  erste  Tätigkeit,  die  die  neue  Schule  unter  SavignyS  unmittelbarer  Führung 
entwickelte,  war  auf  die  geschichtliche  Erforschung  des  römischen  und  des 

deutschen  Rechtes  gerichtet.  Eichhorn  begründete  die  Wissenschaft  der  deutschen 
Rcchtsgcschichte  und  des  deutschen  Privatrechts  in  unserem  Sinn.  Der  Löwenteil  der  Arbeit 
fiel  dem  römischen  Rechte  zu.  Das  klassische  römische  Recht ,  bisher  durch  die  italienische 
Wissensehaft  und  den  Usus  modenntt  verdedEtt  ward  sichtbar  in  seiner  ganzen  Schönheit 
V.  Swir.NY  selber  ließ  in  seinem  ,, Recht  des  Bosilzes"  (i.  Aufl.  1803)  das  römische  Recht 
vom  BesitzscbuU  in  seiner  reinen,  künstlerisch  vollendeten  Gestalt  vor  den  erstaunten  Augen 
der  Zeitgenossen  anfentehen.  Spiter  sdnieb  er  ein  „System  des  heutigen  rSmischen 
Rechtes'*,  von  dem  8  Bände,  die  allgemeinen  Lehren  enthaltend,  erschienen  sind,  und  ein 
„Obligationenrecht"  (2  Bände,  gleichfalls  unvollendet).  Die  Rechtswissenschaft  Deutschlands 
fiel  dem  reinen  römischen  Rechte  zu.  Puchta,  der  bedeutendste  Schüler  SAVIGNYS,  schrieb 
sem  Idassiscbes  Fnndektenwerk,  den  Geist  des  reinen  rOmisdien  Redites  in  prägnanter  Form 
zu  wirkungsvoller  Darstellung  brin^jjend.  Eine  Fülle  von  hervorragenden  Arbeiten,  deren 
Reihe  noch  heute  nicht  abgesclüossen  ist,  gab  der  deutschen  Rechuwissenschaft  die  Führung 
anf  dem  Gebiet  der  rSmischen,  auch  auf  dem  Gdiiet  der  germanischen  Rechtsgesdiidite, 
und  an  der  Hand  der  geschichtlichen  Arbeit  erwuchs  zugleich  eine  neue  vertiefte  Einsicht 
in  den  Inhalt  der  geschichtlich  wirksamen  Rechtsbegrifie ,  so  daß  mit  der  Beherrschung  des 
geschichtlichen  Stoffes  eine  neue  Meisterschaft  der  Rechtsdogmatik,  wiedenun  durch  den 
Gdat  der  iltamidien  Juristen  befruchtet,  sich  verband.  Den  AbschluB  der  neueren  dem 
römischen  Recht  zuueu  nn  Uen  rerhtsbegrifflichen  Arbeit  Stellt  das  einflufireiciie  bedeutende 
Pandektenlehrbuch  Winüscueids  dar. 

NatovgemSfi  war  zunächst  mit  der  Richtung  auf  das  Gesdiidididie  und  Theoretische 
eine  Einseitigkeit,  die  Abkehr  von  dem  praktisch  gdtenden  Recht,  verbunden.  Das  reine 
Pandektenrecht  Savignys  und  Puchtas,  auch  das  bereits  mit  neuzeitlichen  Rechtsgedanken 
durchsetzte  Pandektenrecht  Windscheids  konnte  nicht  das  geltende  Redit  des  konunenden 
Jahrhunderts  sein.   In  «fiesen  reditsgesdiiditUdien  und  dogmatischen  Studien  ward  die 

wissen^rhr^ftlirhc  Krnft  pciibt,  die  neuer  großer  Aufgaben  mächtig  war.  Den  neuen  Stoff 
vermochte  die  Wissenschaft  nicht  zu  bringen.  Und  immer  stärker  ward  auch  innerhalb  der 
rem  wissenscfaaftUchen  Bewegung  die  Zuwendung  sur  Praxis,  immer  Idwndiger  das  Ver> 
langen  nach  der  Behandlung  eines  nicht  bloB  kttnatlerisch  vollendeten,  sondern  tatsächlich 
geltenden  Rechtes.  Ihering  gab  die  neue  Losung  aus.  In  seinen  geistvollen  rechtsgeschicht- 
lichen Studien  („Geist  des  römischen  Rechtes"),  in  seinen  Ausführungen  über  den  „Zweck 
im  Recht**  und  ttodi  mdur  in  saUreichen  Abhandlungen  über  Einzelfiragen  betonte  er 
wirkungsvoll  den  Zusammenhang  der  gescliichtlichen  Entwickelung  des  Rechtes  der  Gegen- 
wart wie  der  Vergangenheit  mit  den  Bedürfnissen  des  tatsächlichen  Lebens.  Die  deutsche 
Rechtswissenschaft  begehrte  nach  dem  Bund  mit  der  Rechtsanwendung. 

Alles  war  bereit  Das  Deutsdie  Reich  kam.  Das  deutsche  bürgerliche  Gesetihuch 
ward  abge&fit  Eine  deutsche  Wissenschaft  war  da,  lihig  und  gewillt,  eme  Ldumeisterin 

des  neuen  bürgerlichen  Rechts  zu  werden ,  das  große  Gesetzeswerk  nicht  bloß  als  Erzeugnis 
der  Vergangenheit  geschichtlich  zu  verstehen,  sondern  seinen  Inhalt  zugleich  gedanklich, 
begrifflich  su  beherrschen,  um  ihn  geschickt  zu  machen,  Träger  auch  der  kommenden  Ent- 
wickelang lu  seht 

Die  Literatur  zum  bürgerlichen  Gesetzbuchc  ist  bereits  eine  sehr  umfangreiche. 
Die  Führung  haben  die  Kommentare  und  die  Lehrbücher.   Unter  den  Kommentaren  hat 
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grundlegende  Bedeutung  der  von  Planck  (und  ICtailieitcm)  herausgegebene,  von  dem  jetit, 
a«t  1903,  die  3.  Auflage  zu  erscheinen  im  Begriff  ist  Außerdem  ist  zu  aemieii  der  von 
Staitdincer  (und  Mitarbeitern)  herausgegebene,  gegenwärtig  in  2.  AuflaRe  ersrheinende 
Kommentar.  Noch  nicht  für  alle  Teile  des  büigerlichen  Gesetzbuchs  vollendet  sind  die 
von  HOunR  (mit  anderen),  BmtMAKN  (mit  andeien),  Wucx  (vek  anderen),  Rbhbbin 
unternommenen  Kommentare.  —  Unter  den  Lehrbüchern  sind  hervorzuheben:  Dernburc, 
Das  bürgerliche  Recht  (5  Bände;  2.  Auflage  seit  1902;  dem  Landesprivatrecht  sind  Er- 
gänzungsbände gewidmet);  Crome,  System  des  deutschen  bürgerlichen  Rechtes  (noch  un- 
vollendet, 3  Bfinde,  190a  190a);  Endemann,  Lehrboch  des  büigerliclien  Redites  (3  Binde. 
8.  Auflage,  1903);  Cosack,  Lehrbuch  des  bürgerlichen  Rechtes  (3.  Auflage,  1900);  Enneccerus 
md  Jaeger,  Lehrbuch  des  bürgerlichen  Rechtes  (3.  Auflage,  1904J;  Maithiass,  Lehrbuch  des 
Whgieflichen  Rechts  (3.  Auflage,  1900);  Lamdssirg,  Ldulrach  des  bOigeificben  Redites  (1904) ; 
Eck  ,  Vorträge  über  das  Recht  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs ,  fortgeführt  von  R.  Leonhard 
(3  Bände,  1903).  Eine  wertvolle  Übersicht  über  das  neue  bürgerliche  Recht  in  Vergleichung 
mit  dem  römischen  Recht  gibt  Kipp  in  der  8.  Auflage  von  Windscheid,  Lehrbuch  des 
Pandektenrechts  (3  Binde,  1900).  —  Von  den  sahlreichen  monographischen  Arbeiten 
haben  besonders  hervorragende  Bedeutung:  Strohal,  Das  deutsche  Erbrecht  auf  Grundlage 
des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  (3.  Auflage,  2  Bände,  1903.  1905}:  Hellwig,  Anspruch  und 
Klagerecht  (1900).  Im  wesentlichen  bereits  veraltet  ist  trali  ihrer  neuen  Auflage  die  Sdurift 
von  A.  Menger,  Das  bürgerUche  Recht  und  die  besitzlosen  Volksklassen  (3.  Auflage,  1904). 
Das  Buch  enthält  eine  Kritik  des  ersten  Entwurfs  zum  bürgerlichen  Gesetzbuch  und  bringt 
nicht  viel  anderes  als  was  auch  von  „bürgerlich"  gesinnter  Seite  erwogen  und  dem  Entwurf 
entgegengehalten  wurde.  Obgleich  durch  den  zweiten  Entwurf  und  die  Arbeit  der  Reichstags- 
kommission der  Inhalt  des  bürgerlichen  C.esetzbuchs  in  wesentlichen  Punkten  geändert  und 
fortgebildet  ist,  gibt  Menger  noch  in  der  jetzt  vorhegenden  3.  Auflage  in  unverminderter 
Breite  seine  Polemik  gegen  den  ersten  Entwurf  wieder,  um  dann  zu  den  einzelnen  Ab- 
schnitten lediglich  einige  kurze  Bemerktmgen  über  das  buigerliche  Gesetzbudi  hiniuzufügen. 
Es  macht  doch  eben  merkwürdigen  Eindruck,  wenn  auf  S.  160—193  der  3.AufIage  eine  lange 
heftige  Polemik  gegen  die  Vorschriften  des  ersten  Entwtirfs  über  den  Dicnstvertrag  geführt 
und  dann  auf  S.  193  in  ein  paar  Zeilen  bemeilct  wird,  daB  alle  diese  Besdiwerden,  die 
der  Verfasser  im  Namen  der  , .besitzlosen  Klassen"  erhebt,  schon  längst  durch  das  bürgerliche 
Gesetzbuch  in  allen  wesentlichen  Stücken  ihre  Erledigung  gefunden  haben.  Eine  solche  Art 
der  Darstdhmg  kann  doch  nur  den  Eifidg  haben,  den  Leser,  tnsbesoodere  den  Leser  aus 
den  „besitzlosen"  Ibdsen,  über  Axt  und  Inhalt  unseres  geltenden  bttigeriidien  Rechtes  ine» 
lufiihreD« 

Für  die  Geschichte  der  italienischen  Rechtswissenschaft  (s.  oben  S.  86—88) 

vgl.:  v.  Savignv,  Geschichte  des  römischen  Rechtes  im  Mittelalter  (8  Bände,  2.  Auflage 
seit  1834),  F.  TUANER,  Abälard  und  das  canoniscbe  Recht  (1900):  für  die  Geschichte  der 
deutschen  Rechtswissenschaft  insbesondere  stit  dem  16.  Jahihundeit  (s.  oben  S.  88ff) 
vgl.:  R.  SriNTzno,  Gesdudite  der  deutsdien  Recbtswiswnsdnft  (i88a  1884),  3*  Abt  von 
Landsberg  (189^ 


HANDELS-  UND  WECHSELRECHT. 


Von 
Karl  Gareis. 

Bedeutung  des  Einleitung.  Das  Handelsrecht  als  die  Gesamtheit  der  Rechtsnormen, 
die  fOr  den  Handelsstand  und  die  Handelsgeschäfte  als  eigenartige  Nonnen 
jenes  Standes  imd  dieser  Geschäfte  gelten,  ist  der  Haiqytsache  nach  ein  Teil 

des  Privatrechtssystems.  Allerdings  gelton  für  Handel  und  Handoltreibende 
auch  gewisse  Normen  des  öffentlichen  Rechtes,  nämlich  des  Völkerrechts 
und  des  Staats-,  insbesondere  Ven\'altungs-(z.  B.  Polizei-)  Rechts,  als  be- 
sondere Normen;  aber  diese  sind  in  ihrer  Eigenart  viel  weniger  bedeutend 
als  die  auf  dem  Gebiete  des  bürgerlichen  Verkehrs  und  des  bürgerlichen 
Besitzes  dem  Handd  entstandenen  und  ihm  eigentumlidien  Rechts- 
anschauungen und  Rechtsvorschriften.  Und  so  mag  denn  das  Handdsrech^ 
von  dem  ein  praktisch  besonders  wichtiger  Teil  sich  als  Wechselrecht  ab- 
gezweigt und  vorzüglich  entwickelt  hat,  hier  als  ein  Stück  des  Privat- 
rechts vorgestellt  und  dargestellt  werden.  Aber  welch  ein  Stück!  Ist 
schon  das  Privatrecht  im  ganzen  mit  Fug  als  der  wichtigste  Teil  des  ge- 
samten Rechtes  bezeichnet  worden,  wie  wird  da  geleugnet  werden  können, 
dafi  das  Handelsrecht^  der  Bahnbrecher  fSa  alle  Fortschritte  im  Frivatrech^ 
den  Ruhm  fOr  rieh  in  Anspruch  nehmen  darl^  da:  allerwichtigste  Teil  des 
gfesamten  Rechtssystems  zu  sein?  Denn  zu  den  vorzüglichen  Qualitäten, 
die  dem  Handelsrecht  als  Teil  des  Privatrechts  überhaupt  eignen,  kommt 
noch  der  starke  internationale  Zug,  der  in  diesem  eigenartigen  Teile  des 
Privatrechts  weht,  die  Einwirkung  der  handeltreibenden  Völker  der  Erde 
aufeinander  in  der  Ausbildung  des  besonderen  Handelsrechts  und  des 
allgcnneinen  Handelsrechts,  und  es  kommt  lunzu  noch  die  hervorragende 
Beteiligung  des  Handdsrechts  an  den  sozialpc^tischen  Veränderungen. 

Zweimal  schon  hat  das  Handelsrecht  eine  große  gesellschaftliche 
Verschiebung  eingeleitet  und  durchgemacht,  die  mit  der  Entstehung 
eines  neuen  Standes  und  neuer  sozialpolitischer  Verhältnisse  unmittelbar 
zusammenhängt:  die  erste  Verschiebung  ist  abgetan,  in  der  zweiten  be- 
finden wir  uns  noclu  Als  in  die  aus  ritterbürtigen  Burgmannen  und 
aus  hörigen  Ibndwerkem  zusammengewurfölte  Bevölkerung  des  jui^jpeii 
deutschen  Städtdebens  im  ii.  und  12.  Jahrfaundwt  der  freie  Kaufinann 
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eindrang»  sein  Recht  daselbst  sich  bildete  und  die  Zunft  der  Ibndelslente 
an  die  SfUtze  der  Stadtbevölkerung-  trat,  da  sank  der  adelige  Castellanus 
und  Ritter  in  der  Stadt»  und  es  hob  sich  dort  das  andere  Elonent  der 

Stadtbewohner:  es  entstand  das  freie  Bürgertum,  und  zu  diesem  zog  der 
Handelsstand  auch  das  Handwerk  empor;  der  Handwerker  dankt  in 
Deutschland  seine  rechtliche  Freiheit  und  seine  wirtschaftliche  Selbständig-- 
keit  dem  Handeltreibenden,  der  die  l'reiheit  in  die  Städte  brachte,  wie 
er  das  Geld  und  den  Kreditverkehr  dahingetragen  hat  Damals  »«Hatand 
das  eigenartige  Handelsrecht,  ermöglicht  und  getragen  durch  die  «gene 
Gerichtsbarkeit  der  handeltreibenden  Bürger  (Handelsgerichtsbarkeit  als 
Innungsgerichtsbarkeit  oder  Zweijr  der  städtischen  Gerichtsbarkeit);  es 
entstand  als  ein  Zunftrecht  und  wirkte  ein  auf  die  Rechte  und  Rechts- 
stellung der  übrigen  Zünfte.  Mit  der  politischen  Organisation  des  sog. 
dritten  Standes,  des  freien  Bürgertums  ist  diese  erste  vom  Handelsstand 
und  Handelsrecht  bewirkte  soziale  Tat  al^neschloasen. 

Nicht  abgeschlossen  ist  die  zwmte  gesellschaftliche  Verschiebung.  Sie 
hebt  an  mit  der  rechtlichen  Ermöglichung  und  rechtlichen  Organisation 
des  konzentrierten  Großkapitals:  die  Normen  des  handelsrechtlichen  Gesdl- 
schaftswesens,  ausgehend  von  der  Verzweigung  der  Kaufmannsfamilien 
und  von  den  bescheidenen  Anfängen  der  conimcnda  als  schlichter  Kapital- 
beteiligung bei  einem  Handelsunternehmen  eines  für  sich  allein  nicht 
kapitalkräftigen  GeachSftsmannes  oder  Staates,  gewährten  und  gewähren 
die  Möglichkmt  der  Ansammlui^  ungeheurer  Vermögen  in  einer  einsigen 
Gesellschaft,  die  von  Einem  Sinne  geleitet  wird.  Und  die  handelsrechtlichen 
Institute,  die  der  Mobilisierung  und  Obertragbarkeit  der  Werte  dienen,  die 
Institute  der  Wertpapiere  und  des  Wechsels,  des  Bankverkehrs  und  der 
Börsen  ermöglichen  die  internationale  Konzentration  und  Distribution  des 
Großkapitals  im  Interesse  der  Großindustrie,  des  Wellhandels  und  des 
Groflkredits  in  diesem.  Und  dabei  wird  nicht  das  Kapital  allein  in  stei- 
gendem MaBe  admasnert  und  konzentriert,  sondern  auch  die  menschliche 
Eoraft,  die  Arbeit,  die  Geistesarbeit  und  die  Arbeit  der  Hände,  alles  im 
Dienste  des  handelsrechtlich  gebildeten  Großkapitals,  sei  es  in  der  Funktion 
des  Generaldirektors  oder  des  niedrigsten  Handlangers.  Nun  denke  man  zu 
diesen  Massenansamndungen  noch  die  Macht  der  Kartelle  und  der  Trusts, 
und  man  wird  gestehen  müssen,  daß  es  dem  Handelsrecht  gelungen  ist,  Kraft» 
akkumulatoren  zu  schaffen,  die  —  sagen  wir  dnstweilen  noch:  nahezu  — 
von  fiberstaatiicher  Vdiemenz  sind  und  ein  Zusammengehen  der  mäch- 
tigsten Staaten  noch  voraussetzen  dürften,  wenn  ihnen  eine  Schranke  von 
Außen  mit  Erfolg  gesetzt  werden  sollte.  Vorderhand  erscheint  jene  enorme 
Kapital-  und  Arbeitskonzentration  aber  noch  zweifellos  notwendig;  wir  be- 
dürfen sie,  um  die  im  Laufe  des  letzten  Jahrhunderts  großartig  in  den 
Dienst  der  menschlichen  Kultur  gestellten  Naturkräfte,  des  in  Dampfform 
gebrachten  Wassers,  der  Explosionskraft  und  der  Triebkraft  bestimmter 
Gase,  und  vor  allem  Aeat  Elektrirität  möglichst  reich  verwerten  zu  können; 
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wir  bedfirfen  jener  enonnen  Koiueotradonen,  die  den  Blick  und  die  Kraft 

des  einzelnen  überragten,  vor  allem  weil  wir  um  des  Weltfortschritts 
willen  des  Welthandels  bedfiifen,  der  sdnerseits  sein  Handelsrecht»  das 
Welthandelsrecht  braucht 

iitoHMdd*-  L  Das  Verhältnis  zwischen  Handelsrecht  und  allgemeinem 
bürgerlichen  Recht  Betrachtet  man  die  handelsreditiidien  Institute 
im  einsehien,  so  nimmt  man  wahr,  daB  ein  Teil  der  zu  «mer  gewissen 
Zeit  dem  Handelsrecht  erwachsenen  Aui^ben  nach  und  nach  vom  alt 
gemeinen  Rechte  erfüllt,  und  zwar  so  erfüllt  wird,  daß  auch  der  Handel 
und  Handelsstand  es  nicht  anders  braucht  oder  wünscht;  dadurch 
wird  dem  Handelsrecht  einerseits  das  Feld  beschnitten,  aber  anderseits 
wächst  ihm  immer  neues  Land  zu:  mag  das  allgemeine  bürgerliche 
Recht  noch  so  zettgemiß  und  vollstindig  entwickdt  sein,  die  Existenz 
eines  besonderen  Handelsstandes  und  die  internationalen  Berührungen, 
die  der  Handel  schafft  und  von  denen  sein  Recht  immer  wieder  beein- 
flußt wird,  werden  stets  bewirken,  daß  neben  dem  allgemeinen  Privatrecht 
immer  noch  Handelsrecht  besteht,  ja  immer  wieder  neues  Handelsrecht 
entsteht.  Zahlreiche  Geschäfte  des  Wertpapier-  und  des  Bankverkehrs 
und  der  Börsenverkehr,  sowie  schheßlich  auch  die  internationale  Beein- 
flussung des  Gdd-k  Waren-  und  Arbeitsmaiktes  werden  der  Rechtsbildung 
in  Handelssachen,  sie  sei  mnzelstaatlidi,  gesetzgeberisch  oder  gewohnheits- 
rechtlich,  oder  sie  sei  völkeirechtficli-konventional,  soweit  wir  in  die  Zu- 
kunft zu  schauen  vermögen,  noch  genug  Aufgaben  stellen,  die  nur  in 
handelsrechtlichen  Sondemormen  gelöst  werden  können. 

Die  Entstehunpf  und  Fortbildung-  des  Handelsrechts  in  Deutschland, 
Frankreich  und  l^ngland  —  diese  drei  Länder  kommen  mit  ihren  Handels- 
rechten als  typisch  allein  in  Betracht  —  zeigt  deuUidi,  wddie  Voraus- 
setzungen vorzuliegen  haben,  welche  Bedingungen  erfSUt  sein  messen, 
wenn  es  zu  einem  besonderen  Handelsrechte  kommen  soll:  es  muß  ein 
Handelsstand  bestehen,  es  muß  diesem  das  allgemeine  bürgerliche  Recht 
nicht  genügen,  weil  er  mit  seinem  Rechtsbedürfnisse  vorausgeeilt  ist,  und 
es  müssen  die  Verbindungen  mit  dem  Auslande  auf  die  inländische  Rechts- 
bildimg  Einwirkung  gewonnen  haben.  Unter  diesen  Voraussetzungen  hat 
sich  insbesondere  das  deutsche  Handdsrecht  entwickdt^  dem  es  ISrderiichst 
zugute  kam,  daß  die  materielle  Gemeinsamkeit  der  Bedürfiusse  und 
Reöhtsanschauungen  und  das  Interesse  des  handeltreibenden  Teiles  der 
deutschen  Nation  mächtig  zu  einheitlicher  Gestaltung  des  Rechtes  drängften; 
so  kam  e.s,  daß  die  deutschen  Stämme  auf  diesem  Gebiete  eher  als  auf 
anderen  Rechtsgebieten  zur  Kodifikation  und  Rechtseinheit  gelangt  sind; 
den  Anregungen  auf  den  deutschen  Zollvereinskonferenzen  ist  sowohl  die 
Entstehung  der  allgemdnen  deutschen  Wechselordnung  (1847,  1848),  wie 
die  des  allgemeinen  deutschen  Handd^fesetzbuchs  (entworfen  1857 — 1861) 
zu  dankea 
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Diese  beidm  Gesetze  bilden  noch  heute  den  liföldpiiiikt  des 
deutschen  HandekreditSy  wenngleich  das  letztere  nun  mduftch  abge- 
ändert (1870,  1872,  1884,  1897)  und  durch  viele  Einzelgesetse  exganzt  ist 

Den  Kern  des  französischen  Handelsrechts  bildet  der  Code  de 

commerce  (in  Kraft  seit  i.  Januar  1808),  der  jedoch  in  seiner  unveränderten 
Gestalt  nur  mehr  außerhalb  Frankreichs  gilt,  in  seinem  Heimatlande  aber 
stark  umgeändert  worden  ist;  am  bedeutsamsten  ist,  daß  der  Code  de 
commerce  die  Grundlage  vider  anderer  Handelsgesetzb&cher  wurde,  so  von 
Ägypten,  Domingo,  Griechenland,  Haiti,  Monako,  vid&ch  allerdings 
unter  starker  Miteinwixkung  des  deutschen  Handelsrechts;  letzteres  ist 
namentlich  bei  der  neuesten  Gestaltung  des  italienischen  Handelsrechts 
der  Fall,  das  in  jüngfster  Zeit  seinerseits  wieder  zur  Grundlac;-e  des  neuen  . 
portugiesischen  und  des  rumänischen  Handelsrechts  geworden  ist. 

Das  in  England  geltende  Handelsrecht  hat  von  jeher  zwei  Bestand- 
teile: allgemeines  Handelagewohnhettsredit  und  detailUartes  Statutarrecht; 
ersteres  wird  als  Teil  des  common  law  angesehen,  von  den  Gerichtshofen 
als  law  marchant  anerkannt,  letzteres  besteht  aus  zahlreichen  einzelnen 
Grelegenheits-  und  manchmal  auch  viele  solche  zusammenfassenden  Go- 
setzen,  —  eine  Doppelrechtsbildung,  wie  sie  auch  in  Nordamerika  besteht^ 
allerdings  dort  unter  Überhandnehmen  von  Statutarrecht. 

Ist  die  nordamerikanische  Handelsrechusbildung  wie  die  der  eng- 
lischen Kolonieen  im  wesentUdien  jener  britischen  Dqppelrechtsgestaltung 
gefolgt,  so  weist  die  Rechtsbildung  in  Zentral-  und  Südamerika  den 
Anschluß  an  altqpanisches  und  altfranzosisches  Handelsrecht  auf;  die  Gesetz- 
bücher der  aus  portugiesischen  und  panischen  Kolonieen  hervorgegangenen 
amerikanischen  Staaten  dürfen  geradezu  als  Tochterrechte  des  vom  fran- 
zösischen Rechte  stark  beeinflußten  spanisch-portugiesischen  Handels- 
rechts bezeichnet  werden. 

Der  dem  Kern  nadi  deutsdien  Rechtsgruppe  können  die  Handds- 
und  Wechselrechte  von  Österreich,  Ungarn,  der  Schweiz  und  von 
Japan,  und  die  Wechselrechte  der  skandinavischen  Staaten  und  Ruß- 
lands eingereiht  werden. 

Aber  rastlos  gehen  die  Neubildungen  auf  zahlreichen  zum  Handels- 
recht gehörigen  Einzelgebieten  ununterbrochen  vor  sich,  in  allen  Ländern: 
neue  Schiffahrtsgesetze,  neue  Börsenregiementierungen  und  neue  Ver- 
sicfaerungsrechtsnormen  tretm  fest  allerorten  zutage;  Sdiedcwesen, Warrant- 
vorkehr  und  die  ausgleichende  Abrechnung  der  Banken  finden  in  neuen  Ge- 
setzen Regelung,  die  Zielpunkte  sind  überall  —  mehr  oder  weniger  deut- 
lich —  dieselben,  die  unten  (S.  113 — 115)  angedeuteten,  namentlich  wird  die 
internationale  Ausgleichung — bewußt  oder  unbewußt —  erstrebt  und  erreicht 

n.  Die  Abgrenzung  des  Handels  und  der  Handelsgerichts-  .HuM-na 
barkeit  SoU  das  Handebrecfat  emen  besonderen  Tdl  der  menschlichen 
Verkehrs-  und  Lebnisverhaltnisse  —  in  Abweichung  von  den  sonst  für 
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letztere  mafigebenden  des  büxsfexlichen  Rechtes  —  regdn,  so  ntnA  jener 
Teil  moglicfast  scharf  von  den  übrigen  Privatrechtsverhältnissen  abgeg^renst 

werden;  das  Anwendungsgebiet  des  Handelsrechts  muß  mit  anderen  Worten 
durch  gut  sichtharo  Gronzzeichen  abg-emarkt  werden.  Solche  Grenzzeichen 
waren  leicht  an/uhnngen,  solange  der  mittelalterliche  Zunftzwang  herrschte, 
denn  damals  war  das  Handelsrecht  einfach  das  Zunftrecht  der  Kaufleute 
und  galt  für  diejenigen,  die  dÜB  Gilde  dar  Kanfleiite  gernnmen  hatten, 
sowohl  in  Rechtsgeschäften  dieser  untereinander  (jetzt:  zweiseitige  Handds- 
geschäfte  genannt),  als  auch  dann,  wenn  ein  Kaufinann  gerade  in  seiner 
Standeseigenschaft  mit  Dritten,  auch  Nichtkaufleuten,  handelte,  der  Kauf- 
mann als  solcher  auftrat.  Dieselben  Grenzen  hatte  auch  die  Handels- 
gericht-sbarkcit,  wo  solche  bestand. 

Anders  ist  die  Sache  geworden,  seit  der  Zunftzwang  gefallen.  Nun 
gilt  es  durch  andere  Grenzzeichen  als  durch  das  mechanische  Mittel  der 
Zunftmatrikel  festzustellen,  wer  und  was  unter  dem  Handelsrecht  und,  wo 
ein  sfdcfaes  noch  vorhanden,  unter  dem  Hand^sgsrichte  steht 

Um  diese  Fragen  zu  beantworten,  stellt  die  moderne  Gesetzgebung 
ein  Svstem  von  Anlialtspunkten  als  Regeln  auf,  die  davon  ausgehen,  daß 
der  objektive  Begriff  des  Handels  aufgestellt  wird,  - —  am  besten  durch 
Aufzählung  der  einzelnen  zum  Handel  im  volkswirtschaftlichen  Sinne  ge- 
hörigen Geschäfte,  als:  Spekulations-,  Realisations-Anschaffung  und  -Vei^ 
änflerung,  Bankier-,  Transport-,  Vennitt^nngs-  und  Vertretungsgeschäfte 
Pramienassekuranz,  sachumgestaltender  Fabrikbetrieb  und  Vedags-  sowie 
Bttchdruckereigeschäfte  und  dazu  Gehöriges;  an  diesen  objektiven  Au^ 
gangspunkt  des  Systems  wird  dann  die  personelle  Fortsetzung  desselben 
gereiht:  wer  eines  oder  mehrere  dieser  Geschäfte  gewerbsmäßig  betreibt, 
ist  Kaufmann,  und  alle  Geschäfte  eines  Kaufmanns,  die  zum  Betriebe 
seines  Handelsgewerbes  gehören,  sind  Handelsgeschäfte;  Handelsgeschäfte 
aber  und  die  Reditsverfaältnisse  des  Handelsstandes  als  solchen  sind 
Handelssachen,  und  eben  für  Handelssadien  gilt  das  Handelsrecht 

So  wird  der  Umfang  des  Geltungsgebiets  des  materiellesi  Rsdites 
durch  den  Begriff  der  Ilandelssachen,  auf  dem  der  des  Kaufmanns  positiv- 
rechtlich steht,  begrenzt;  ebenso  aber  auch  die  Uandelsgerichtsbarkeit, 
wenn  eine  solche  anerkannt  ist. 
BMMifeHchu-  So  wichtig  die  Existenz  und  Betätigung  einer  besonderen  Handels- 
***^  gerichtsbaikeit,  ausgeübt  durch  bfirgeriiche  Standes-^  Fach-  oder  Zunft- 
geridite,  für  das  Werden  des  Handelsrechts  als  Standesredtt  der 
Kaufleute  in  Zeiten  der  politischen  Teilung  der  Bevölkerung  nach 
Ständen  auch  war,  so  wenig  ist  für  die  Zeit  des  allgemeinen  Staats- 
bürgertums und  eines  allseitig  gebildeten  Juristenstandes  der  Bestand 
eigener  Handelsgerichte  zu  befürworten ;  es  ist  in  dieser  Zeit  die  Handels- 
gerichtsbariceit  durch  die  ordentlichen  Gerichte  auszuüben.  Der  Staats- 
verfassungsmäfiige  Grundsatz:  niemand  soll  seinem  ordentlichen  Richter 
entzogen  werden,  bedeutet^  daB  Standesgerichte  mit  emem  Grundrechte  des 
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nodemeii  Staates  in  Widerspruch  stehen.  Das  AuBarste,  was  dm 
doch  noch  vocfaandenen  Schwinnern  für  kaufmännische  Standesg^richte 

noch  zugegeben  werden  kann,  ist,  daß  in  einer  bestimmten  Instanz  — 
aber  nicht  in  der  höchsten  oder  Revisionsinstanz  —  eine  Mitwirkung"  kauf- 
männischer Beisitzer  unter  dem  Vorsitz  eines  rechtskundigen  Richters  statt» 
finde,  —  eine  Elniichtang,  wddie  in  Dentachland  in  den  nadi  Ermessen 
der  Lande^ustizverwaltnng  su  errichtenden  ,,Kammem  fOr  Handelssadien* 
als  Abteiltu^^  der  Landgeridite  zu  erblicken  ist  Etwas  anderes  ab 
diese  „kaufinännischen  Schöffengerichte"  sind  die  Gewerbegerichte  und  die 
Kaufmannsgerichte  (letztere  wesentlich  für  Streitsachen  zwischen  Handlungs- 
gehilfen und  ihren  Prinzipalen),  beide  Arten  von  Gerichten  auf  Grund  be- 
sonderer Reichsgesetze  nur  in  Deutschland  bestehend  (erstere  nach  Reichs- 
gesetz vom  29.  Juli  1900,  letztere  nach  Reichsgesets  vom  6.  Juli  1904). 
Man  ist  mit  der  Kreiemi^  von  solchen  Sondergerichten  auf  einen 
geraten,  der  im  Interesse  einer  gründlichen  tind  einheitlichen  Rechte 
pflege  nicht  mehr  viel  weiter  zu  verfolgen  sein  dürfte. 

Wo  „Kammern  für  Handelssachen"  bestehen,  fungieren  sie  übrigens 
nicht  bloß  als  entscheidende  Gerichte  in  der  streitigen,  gegen  Kaufleute 
gerichteten  Gerichtsbarkeit,  .sondern  —  in  zweiter  Instanz  über  dem 
Rogisterrichter  —  in  Angelegenheiten  der  freiwüligen  Gerichtsbaikeit 
Dem  Registenichter  aber  und,  in  zweiter  Instanz,  den  „Kammern  für 
Handelssachen«  ist  die  Eintragung  der  Firmen,  Prokuren  und  Gesell- 
schaffen  (mit  deren  Vertretungen  usw.)  in  die  als  öfiFentliche  Register 
zu  führenden,  mit  den  Zunftmatrikeln  zu  vergleichenden  und  wohl  auch 
geschichtlich  damit  zusammenhängenden  Handelsregister  übertragen.  Diese 
Eintragung  ist  besonders  in  denjenigen  Fällen  wichtig,  wo  ihr  nicht  bloß 
eine  deklaratorisdi^  sondern  eine  konstitutive  Bedeutung  zukoaunt  Kon* 
stitulive  Bedeutung  aber  kommt  den  oAiBnIfichen  Registrierungen  Inmuer 
dann  zu,  wenn  durch  sie  etwas  vorher  noch  nicht  Vorhandenes  geschaffen 
wird,  wie  dies  z.  B.  bei  der  Aktiengesellschaft  der  Fall  ist,  die  vor  der 
Eintragung  in  das  Register  überhaupt  noch  nicht  als  Aktiengesellschaft 
besteht.  Eine  derartige  Entstehung  einer  Gesellschaft  oder  eines  Vereins 
entspricht  dem  modernen  Rechtsstaate:  der  Gesetzgeber  setzt  die  Be- 
dingungen fest,  nach  deren  EffQllung  die  l^tragung  erfolgen  darf,  aber 
auch  muA,  und  der  Richter  hat  nur  zu  prüfen,  ob  diese  Bedingungen  ei^ 
faut  sind  oder  nicht,  und  danach  die  l^tragui^  zu  voQzielien  oder  nicht 

in.  Der  Kaufmann.  Es  ist  vorhin  (S.  92)  daraufhingewiesen  worden.  Der  KMteuof 
daß  das  Handelsrecht  in  vielen  Beziehungen  bahnbrechend  für  den  Fort- 
schritt  des  gesamten  bürgerlichen  Rechtes  ist:  der  gewöhnliche  bürgerliche 
Rechtsveikdir  nimmt  Regehi  an,  die  zuerst  auf  dem  Gebiete  des  Ifondels 
entstanden  sind.  Dies  ist  eine  allgemeine  Kultarwahmehmung.  Haben 
die  so  in  den  gewöhnlichen  bürgerlichen  Verkehr  horübeigenommenen 
Regeln  einen  spezifisch  handelsrechtlichen  Charakter,  verleugnen  sie  ihren 

Ob  KnLtai  au  OuararAar.  ILC  j 
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merkantilen  Ursprung  nicht,  so  kann  man  in  jenen  Übemahmefallen  von 
einer  „Kommerzialisierung"  des  bürgerlichen  Verkehrs  sprechen;  eine  solche 
Kommerzialisierung  liegt  ganz  besonders  aber  dann  vor,  wenn  vom  Ge- 
setzgeber iHiwußtefmaflen  Reditseracilwiiiiingeii  und  -vaASttnSaat,  die  an 
tkth.  mit  dem  KaufiouuinabegxiffB  und  mit  dem  Handelsrechte  nichts  zu  tun 
habeHt  in  jenen  Begriff  gezwingt  imd  dem  Geltungsbereiche  des  letzteren 
Rechtes  einverleibt  werden.  Diese  Tendenz,  welche  über  die  kultur- 
geschichtliche Pionieraufgabe  des  Handelsrechts  hinausgehen  kann,  ist 
gegenwärtig  in  vielen  Gesetzgebungen  wahrzunehmen;  zum  Teil  hat  sie 
gewiß  ihren  Grund  nur  in  dem  Streben  nach  abgekürzter  Fassung  der 
GeMtze;  sdUstiadi  bedeutet  sie  eine  Erwdterung  des  Kaufmannsbegriffis  und 
des  analogen  Begri&  der  Handdagesellachaft;  anstatt  aufeuzShIen,  wdche 
im  Handelsgesetzbuch  aufgestellte  Vorschriften  auch  auf  Erwerbs-  und  "Wirb- 
schaftsgenossenschaften,  auf  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung,  auf 
Aktiengesellschaften,  die  keine  Handelsgeschäfte  betreiben,  anwendbar 
sein  sollen,  sagt  der  Geset/yeber  schlankweg:  diese  Gesellschaften  gelten 
als  Kaufleute  im  Sinne  des  Handelsgesetzbuchs.  Die  Wirkung  ist  dann 
aber  dodi  daB  der  Kaufmannsbegriff  über  den  Handelsbegriff  hinaus 
erweitert  und  dadurch  so  verflüchtigt  wird,  daB  er  nicht  mehr  materiell, 
sondern  nur  mdir  formell  fiJIbar  wird:  es  entsteht  dann  ein  Kaufmanns- 
begriff, der  auch  solche  Personen  umfaßt,  die  dem  Gegenstand  ihrer  Be- 
SCliafttgfung  nach  keine  Kaufleute  sind,  weil  sie  nicht  Handel  treiben 
(s.  oben  S.  97  f.),  ein  formaler  KaufmannsbegrifiF  oder  der  Begriff  des  Form- 
kauimanns.  Das  neue  deutsche  Recht  gelangt  zu  diesem  Begriffe  da- 
durdi,  daß  es  ein  geweribHcbes  Unternehmen,  z.  B.  eine  Ziegelei  oder  Ton> 
waren&brik,  oder  «n  aludidxes,  dem  Gegenstande  nach  rndtt  kau^ 
männisches  Unternehmen  als  Handelsgewerbe  erklärt,  wenn  es  nach  Art 
und  Umfang  einen  in  kauftnännischer  Weise  eingerichteten  Geschäftsbetrieb 
erfordert  (nämlich:  objektiv  erfordert,  d.  i.  nach  dem  Ermessen  des  Handels- 
registerrichters  und  in  zweiter  Instanz  des  Landgerichts  bzw.  dessen 
Kammer  für  Handelssachen);  das  Unternehmen,  dieses  Quasiliandels- 
gewerbe,  wird  dann  als  Topflicfatet  bezeichnet,  die  Eintragung  nach  den 
für  die  Ehitragung  kaufinSnnischer  Firmen  geltenden  Vorschriften  heri>eip 
zuführen;  und  ist  die  Firma  dann  auch  wirklich  eingetragen,  so  gilt  das 
Unternehmen  schlechthin  auch  Dritten  gegenüber  als  Handelsgewerbe, 
und  es  kann  dann  gegenüber  demjenigen,  der  sich  auf  die  Eintragung  be- 
ruft, so  wenig  wie  auch  sonst  bezüglich  einer  Eintragung  geltend  gemacht 
werden,  daß  das  Geschäft  kein  Handelsgewerbe  oder  nur  das  Gewerbe 
eines  nicht  eintragspflichtigen  Kaafinanns  minderen  Rechts  set  DabM  macht 
der  deutsche  Geset^eber  den  Land-  und  Forstwirten  eine  bemeikens- 
werte  Konzcssion:  während  sonst,  wie  erwähnt,  ein  objektiver  lifofistab 
entscheidet,  ob  ein  Nichthandelsgewerbe  zum  Handelsge werbe  gemacht 
werden  soll,  nämlich  der  Umstand,  daß  eine  kaufmännische  Betriebsweise 
nach  Art  und  Umfang  des  Unternehmens  sachlich  nötig  sei,  ist  der  Land- 
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oder  Forstwirt,  der  ein  solches  Untemehmeo,  z.  B.  eine  Spiritusbrenner  ei 
oder  eine  Kettersäge,  auf  dnem  Gute  etwa  als  Nebenbetrieb  tHagedela^ 
hat,  nach  seiner  WaU  berechtigt,  die  Ehitragang  in  das  Handelsregister, 
also  die  EUmunerriaMemng  heibeizuführen  oder  su  nntmrlassen,  —  ver- 
pflichtet  ist  er  zur  Ahmeldung  nicht 

Die  Eigenart  der  kaufinännischen  Rechte  und  Pflichten  ist  teils  ludtatariBebe 
im  Gebiete  des  Prozeßrechts  (Unterstellung-  unter  Handelsgferichte,  in  f  "'"'«•»^l""« 
Deutschland  eventuell  unter  die  Gerichtsbarkeit  der  Kammern  für  Handels- 
sachen einer-,  andmdts  aber  auch  Iffitwiikung  bei  dieser  Geridttsbaiv 
keit,:  Iffitgliedsdiaft  zum  Handels»,  Gewerbe-,  Kaufinannsgeridit  oder  rar 
Kanimer  für  Handelssachen),  teils  im  Gebiete  des  materiellen  Handels- 
rechts wahrnehmbar.  Eine  Anzahl  von  Verpflichtungen  des  bürgerlichen 
Rechtes  wird  verschärft,  wenn  der  Verpflichtete  ein  Kaufmann,  und 
zwar  in  der  Regel  Vollkaufmann  (während  der  Kaufmann  minderen 
Rechtes,  z.  B.  ein  sonst  dem  Handelsrecht  imterstellter  Handwerker 
oder  dn  KleinVramer,  in  solchen  Bezidiungen  meist  dem  allgemeinen 
bfirgerHdien  Recht  unterstdlt  bldbt),  in  anderen  Besiehungen  aber  ist 
der  Kaufmann  günstiger  gestellt,  kann  höhere  Snsen  (aber  doch  nicht 
Wucherzinsen)  nehmen,  unter  Umständen  sogar  Zlnsesrinsen  berechnen 
^m  Kontokorrent)  usw. 

Die  Ausbildung  und  Anerkennung  der  Persönliclikeitsrechte  in  Flieorie  PentaUcUceto- 
und  Praxis  kommt  selbstverständlich  auch  dem  Kaufmanne  zugute;  für  ihn  «■«*••• 
ist  das  Namenrecht  doppdt  mafigebend,  als  Recht  des  büfgeriidien 
Namens  unter  dem  Schutze  des  allgemeinen  büigerlichen'Redites  und  als 
Recht  des  kaufmännisd&en  Namens,  der  Firma.  Zu  den  althergebrachten 
Grundsätzen  des  Firmenrechts,  die  sich  gegenseitig  durchkreuzen  und 
dadurch  modifizieren  —  dem  Prinzip  von  der  Wahrheit,  von  der  Aus- 
schUeßUchkeit,  von  der  freien  Wahl,  von  der  bedingten  Übertragbarkeit 
und  von  der  Registerpflichtigkeit  — ,  ist  nun  noch  der  Grundsatz  der 
gesetzlich  an  die  Flrmenbdbehaltung  geknüpften  Schuldübemahme  ge- 
treten; eine  aaUdte  Schuldfibeniahme  auf  Grund  der  Fortführung  einer 
Firma  ist  aber  ebenso  wie  die  kraft  besonderer  verpflichtenden  BekannU 
marhung-  eintretende  Schuldübemahme  einem  Geschäftsnachfolger  zu- 
nächst, d.  h.  fünf  Jahre  lang  nur  eine  kumulative,  denn  so  lange  haftet  der 
Geschäftsvorgänger  noch  für  die  Geschäftsschulden,  es  sei  denn,  daß  die 
Verjährung  der  letzteren  nach  den  allgemeinen  Vorschriften  schon  früher 
eingetreten  ist  Hne  wichtige  Bxginzung  hat  das  Furmenrecht  durdi  den 
entwickelten  Schutz  der  Warenbezmd^ungen  (ICaxkenschutz)  und  die  ge- 
setzliche Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbs  erhalten,  —  beides  Ma^ 
regeln,  welche  über  den  Bereich  des  Handels  hinausreichen  und -auch  ZUm 
Schutze  des  Nichtkaufinanns  bestimmt  und  wirksam  sind. 

IV.  Die  Hilfspersonen  im  HandeL    Unter  den  Hilfspersonen  im  Haadau- 
Handel  sind  es  namentlich  die  unsd,b8tändigen,  nSmIich  die  in  einem 
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Handelsgewerbe  Angestellten,  Handlungsgehilfen  und  Handlungslehriinge, 
die  in  neuester  Zeit  die  Anfinetksamkeit  der  Gesettgebtmg  auf  sich  ge- 
zogen haben.  Es  ist  ein  wichtiges  Stück  sozialpolitischer  Gesetzgebungs- 
arbeit, das  in  dieser  Hinsicht  zu  leisten  ist  und  in  Deutschland  auch 
wirklich  gelielL-rt  wurde.  Der  Arbeitsvertrag,  inhaltlich  dessen  der 
Handlungsgehilfe  sich  zur  Leistung  kaufmännischer  Dienste  im  Handels- 
gewerbe des  Prinzipals  gegen  Entgelt  verpflichtet,  wird  im  Gesetze  derart 
festgelegt,  dafi  der  wirtsdiafffich  Sdiwädiere,  als  welcher  stets  der  Ge* 
Ulfe  angfesehen  wird,  gegen  allzuschweren  Druck  des  Stärkeren  geschützt 
erscheint;  namentlich  sind  zwei  Beziehungen  hierin  von  Bedeutung:  die 
Ausdehnung  der  Fürsorgepflicht  des  Prinzipals  und  femer  die  Beschränkung 
der  Konkurrenzklau.sel.  In  ersterer  Beziehung  ist  die  eniste  Verpflichtung 
des  Prinzipals,  für  das  körperliche  und  sittUche  Wohl  des  „gebrödeten 
Haadlungsdieners",  wie  man  frfiher  sagte,  zu  sorgen,  durch  den  aus- 
drOckUcben  Hlnwds  auf  die  deliktsschiHdrechtiiche  VerantwoiHichkdt  aus 
KSrperverietsungen  eingeschifft;  In  letzterer  Hbacht  aber  ist  widitig-, 
dafi  der  Vereinbarung,  wonach  der  HandlttHgagehÜfe  für  die  Zeit  nach 
der  Beendigung  des  Dienstverhältnisses  in  seiner  gewerblichen  Tätigkeit 
beschränkt  wird,  die  Verbindlichkeit  insoweit  abgesprochen  wird,  als  die 
Beschränkung  drei  Jahre  überschreiten  oder  sonst  unbillig  sein  würde. 
Die  Stdlung  der  Hsadlungsgehllfen  ist  zadem  durch  die  berrits  (oben 
S.  97)  erwähnte  Elnfghrung  der  Kaufinaanageridite  In  gewissem  Sinne 
gebessert,  und  wäre  es  auch  nur  durch  den  Umstand,  dafi  der 
für  die  Konstituierung  dieser  Gerichte  eingeführte  Wahlmodus  die  Hand- 
lungsgehilfen unmittelbar  zur  Koalition  zwingt,  und  somit  geeigTiet 
ist,  dem  Stande  der  Genannten  eine  besondere  soziale  ICraft  zu  ver- 
leihen. 

uustaa».  Im  Anschluft  an  das  GehilfennreriiSltais  ist  das  Lehrlingswesen  ge- 
ngtütf  haiqitsidilich  von  dem  Crerichtaponkte  ans,  dafi  der  Handlungs- 
lehriing  nicht  etwa  als  „Mädchen  für  alles«  im  Handialt  des  Prinzipals  ver- 
wendet, sondern  eben  zum  kaufniännischen  Dienste  sachgemäß  ausgebildet 
werde;  auch  muß  dafür  gesorgt  sein,  daß  der  Berufsw^echsel  dem  Lehrling 
nicht  unmöglicli  gemacht,  aber  auch  nicht  als  bloßer  Vorwand  zum  Ver- 
lassen der  Lehre  verwendet  werde. 
tUnwf  Die  Unterscheidungen  im  Gebiete  der  Handlungsvollmachten,  wdche 
MnMiRia.  ^  Deutscho  Handelsgesetzbuch  von  1861  eingeführt  hat,  haben  sich 
zweifellos  bewährt  imd  sind  nun  noch  weiter  ausgebildet  worden;  ao  vor 
allem  die  formale  Großvollmacht,  die  man  in  Deutschland  Prokura  nennt, 
imd  die  Trichotomie  der  materiellen  Vollmachten.  Das  Handeln  kraft 
Vollmacht  steht  in  den  modernen  Rechten  durchaus  auf  dem  Prinzip  der 
freien  direkten  Stellvertretung,  ohne  welche  die  in  der  heutigen  Gesell- 
sdiaftsordnung  stetig  zunehmende  „Arbrit  für  andere"  gar  nicht  denkbar 
wSre,  es  nimmt  das  Haaddsredit  hierin  krinen  anderen  Standpunkt  em, 
als  das  moderne  bürgerlidie  Recht  Übethaiq»t 
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V.  Die  HandeUassoziationeö.   Zu  aUen  Zdten,  in  denen  Handel  Hwyi 
gewerbsmäBiff  betrieben  wwden,  gab  es  Gesellschaften,  die  ihm  Azbeit 
und  Ki^ital  je  nadtk  BedOrfius  in  beUe1»^[en  Mengen  zufnhiten:  aK- 

hellenische  Seefahrer  hatten  Schiffsgemeinschaften,  die  romisch-rechtlichen 
Normen  über  den  Notseewurf  sind  noch  Reste  der  Regelung  jener  Gemein- 
schaften, nordgermanische  Gilden  führten  zu  gleichen  Gemeinschaften,  das 
arabische  Recht  kannte  in  der  Maona  eine  Kapitalassoziation,  die  dem 
Stastelffitbd  zuRjuidds-undKolmd^iintaanelimungen  xnfQhrt%  itafieidsche 
Hnrichtangen.  des  lifittelalters  ahmten  dies  nach  usw.:  —  es  kann  daher 
nicht  wundernehmen,  daß  die  moderne  Kultur  das  Vergesellachaftungs- 
,wesen  für  den  Handel  nicht  entbehren  kann,  sondern  im  weitesten  Maße 
ausbildet,  wie  sie  es  braucht.  Wäre  es  ja  doch  ohne  die  Handelsgesell- 
schaften großen  Stiles  völlig  unmöglich  gewesen,  die  Dampf  kraft  und 
die  £Iektri2ität  für  die  gewaltigen  Zwecke  der  Neuzeit  auszunützen,  Berg» 
8t5dce,  wie  den*  Carotüiaid,  n^Tomu^  zu  dturdibcliren,  Länder  mit  KanSlen 
wie  dem  Sueskanal  zu  durchschneiden,  chne  die  Aklieiqiesellschaft.  Und 
in  ftist  unhdmlichem  Maße  wiikt  in  unseren  Tagen  die  Assoziationskraft 
von  Kapital  und  Arbdt  und  das  freie  Kjoalitionsvermogen  der  Kapital- 
und  der  Arbeitsbesitzer  für-,  mit-  und  gegeneinander! 

Die  Rechtsformen,  in  denen  sich  die  angedeuteten  Vergesell- 
schaftungen tatsächlich  vollziehen,  sind  in  drei  Gruppen  übersichtlich  zu 
tdlen,  je  nach  der  Nonnenquelle,  wdche  fOr  sie  fSMt  es  idnd  z.  Handels- 
gesellschaften im  echten  und  dgentlichen  Sinne,  ger^pdt  durch  das 
Handelsgesetsbuch  selbst,  z.  Quasi-Handelsgesdischaften,  die  in  besoo^ 
deren  Gesetzen,  aus  besonderer  Veranlassung  oder  zu  besonderen 
Zwecken  als  eigenartige  T\'pen  geregelt  sind,  und  3.  Gesellschaften, 
die  zwar  für  den  Handel  bedeutend  werden,  aber  ihre  Regelung  im 
allgemeinen  bürgerlichen  Rechte  finden,  des  ersteren  Umstandes  wegen 
freilich  auch  mitunter  eine  handelsrechtliche,  viellricht  sogar  eine  staats- 
rechtliche Modifikation  des  allgemeinen  Rechtes  ach  gefrdlen  lassen 
müssen. 

I.  Echte  Handelsgesellschaften  im  zuerst  erwähnten  Sinne  sind  die 
offene  Handelsgesellschaft,  die  Kommanditgesellschaft  und  die  Aktien- 
gesellschaft; als  vierte  Form  mag  noch  die  Kombination  erwähnt  werden, 
die  man  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien  nennt  Bei  weitem  am  wich- 
tigsten für  den  Groflhandel  ist  hiervon  wie  erwähnt  die  Aktiengesellschafi;  aum- 
IMe  reditliche  Behandlung  cUeser  Gesellschaftsazt  ist  in  der  neuesten  Ge* 
setzgebung  Deutschlands,  Englands  und  Frsnkr^ichs  ungefähr  dieselbe;  sie 
wird  charakterisiert  „als  aus  Mißtrauen  geboren,  von  Verdacht  durchtränkt, 
gegen  Mißbrauch  gerichtet".  In  der  Tat  sehen  sich  manche  Vorschriften 
des  neuesten  Aktienrechts  der  genannten  Kulturländer  wie  drakonische 
Gesetze  an;  als  nämlich  in  den  siebziger  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  — « 
ans  wirtschaftlichen  Ursachen  —  mittels  der  AktiengeseUsdiaften,  mochten 
diese  noch  unter  dem  Grundsatz  der  speziellen  Staatsgenehmigimg  oder 
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dem  sog,  System  der  Normalivbestiniiiningen  zur  Entsfc^imgf  gdangt 
sein,  schwindelhafte  Unternehmungen,  namentlich  Grründungen  als  reine 
Ag-iotag-egTÜndungen  (d.  h.  nur  zum  Zweck  der  borsenmäßig-on  Verwertung- 
der  Aktien  errichtete  Assoziationen)  und  Überg^ründungea  zutage  kamen, 
so  befiel  die  Gesetzgebungen  eine  fast  verzagende  Ängstlichkeit,  —  fast 
▼eizage&d^  ja  hat  venweifidiide^  deim  es  wurde  ja  damals  andi  erwogen, 
ob  man  nicht  die  AktiengeseUschaft  als  retne  iUalassonatioii  ftbeiliaapt 
ganz  verbieten  und  imterdrücken  soUe  und  höchstens  öfliBiitlichen  Koxpora- 
tionen  noch  das  Recht  zugestehen  dürfe,  Aktien  anzugeben.  Nun,  bis  zu 
diesem  Ende  kam  es  nicht,  man  ließ  die  Aktienvereine  zwar  leben,  umgab 
sie  aber  mit  einer  so  schweren  Rüstung,  daß  ihnen  die  Bewegung,  ja 
selbst  das  Leben  sehr  erschwert  ist.  Das  ihnen  gewidmete  Sonderrecht, 
„zugespitzt  gegen  Naclilässigkeit,  Fflichtwidrigiceit,  Undtrlicbkeit  Ton 
Grründem,  Vorstand  imd  Aufeichtsrat**,  irie  «n  österreichischer  M^nif^ftr 
sich  ausdruckt,  hat  nach  verbreiteter  Ansicht  aber  doch  keinen  ungünstigen 
Einfluß  auf  die  Entwickelung  der  Gesellschaften  gehabt:  es  ist  ein  System 
der  haftungsvollen  Prüfung  der  Gründung  und  Geschäftsgebarung  das 
System  des  nrursien  Aktiengesellschaftsrechts,  im  Falle  der  Einführung 
der  Aktien  an  Börsen,  die  auch  nur  bescliränkt  und  bedingt  zugelassen 
wird,  sogar  das  ▼öUige  Fro^ektsystem.  GewiB  tut  Vorsidit  not,  und  der 
Gesetzgeber  hat  voUanf  recht,  ja  es  ist  seine  Pflicht,  diese  anzuwenden 
in  der  möglichsten  Sicherung  der  Rechte  der  Gläubiger  und  der  Mitglieder 
dieser  Gesellschaft.  Die  Devise:  „Schutz  dem  wirtschaftlich  Schwachen" 
darf  aber  nicht  umschlagen  in  die  Devise:  „Schutz  dem  wirtschaftlich 
Dummen",  zumal  wenn  der  völlig  Unerfahrene  sich  in  Spekulationen  und 
Unternehmungen  gewagter  Art  ohne  Not  und  aus  reiner  eigener  Gewiim- 
sucht  einläßt  Niemals  wird  der  Gesetzgeber  mehr  erreichen  können,  als 
daß  er  aufmerksam  macht  und  eine  Reihe  von  persönlich  für  ihre  Er* 
klSrungen  Haftenden  hinter  die  Realhaftnng  der  Gesellschaft  stellt,  —  das 
^Trau  schau  wem"  kann  er  keinem  ersparen.  Das  gilt  für  das  Aktien« 
recht  wie  für  das  Börsenrecht  gleich  sehr. 

2.  Für  Zwecke,  die  eine  größere  Beweglichkeit  der  Verwaltung  er- 
heischen als  sie  den  Aktiengesellschaften  gegeben  ist,  wird  der  neu- 
ankH.  geschaffene  Typus  der  MGesellschaffc  mit  beschrankter  Haftung"  in  neuerer 
Zeit  in  zundunendem  Maße  angewandt;  sie  ist  kommerziaMert  in  dem 
oben  (S.  98)  angedeuteten  Sinne,  sie  gilt  als  Kaufmann,  auch  wenn  sie 
nicht  Handel  treibt;  das  deutsche  Gesetz  vom  20.  April  1892  hat  sich  be- 
währt, seine  Anwendung  wird  in  Zukunft  noch  mehr  Bedeutung  gewinnen. 
Den  Ruhm  guter  Einbürgerung  mag  auch  das  Genossenschaftsgesetz  in 
Anspruch  nehmen  dürfen:  die  neben  der  alten  strengen  Solidar-  und  per- 
sönlichen Haftung  nun  zugfelassenen  beiden  anderen  Haitungsarten,  die  der 
unbeschränkten  Nachschußpflicht  und  die  der  besdirankten  Hai^iflichtv 
haben  dem  Genossenschaftswesen  mindestens  nicht  geschadet  Neu  und 
in  gewissem  Sinne  noch  unfertig,  ist  die  Reg^elung  des  Privatrechts  der 
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Versicherungsgesellschaften,  das  deutsche  Gresetz  vom  12.  Mai  1901  bringt  . 
einen  etwas  schwerfälligen  Anfang. 

3.  Das  Deutsdie  Haiiddq[efletzbiidi  nomit  neben  den  „Bhndels»  sioa  G«di> 
geaeOschaflen*  im  echten'  ^nne  fibendiriftswdee  nur  noch  die  stille 
Gresdbchaft,  während  es  der  früher  von  ihm  aocH  geregelten  Gelegenp 
heitsgesellschaft  gar  nicht  mehr  gedenkt;  letztere  ist  völlig  dem  all- 
gemeinen bürgerlichen  Rechte  überlassen.  Die  stille  Gesellschaft,  nur 
nach  deutschem  Rechte  von  der  Kommanditgesellschaft  systematisch 
unterschieden,  tritt,  im  Gegensatze  zu  letzterer,  nicht  unter  eigener 
Gesellediaftefiima  Mif,  sondern  nur  unter  der  des  persötiUch  haftenden 
Inhabers  des  Handdsgewerbes,  dem  der  stille  CresellsGhafter  die  diarak- 
teristische  Vennogenseinlage  machtf  auf  die  dessen  Haftung  beschränkt 
ist;  ja  ein  Kaufmann,  der  sein  Geschäft  nur  mit  einem  stillen  Gesell- 
schafter betreibt,  darf  um  dieses  willen  seiner  Firma  keinen  Zusatz  bei- 
fügen, der  auf  ein  Gesellschaftsverhältnis  hinweist.  Abgesehen  von  einigen 
wenigen  Bestimmungen,  welche  hauptsächlich  diu  Sicherung  der  Rechte 
des  Gläubigers  auf  den  aus  jener  VermSgensdnlage  entspringenden  Zuwachs 
des  Vennogens  des  Schuldners,  d.  h.  des  persönlich  haftenden  Geschifts- 
inhabers, ziun  Zwecke  haben,  würde  die  stille  Gesellschaft  vollständig 
unter  das  Gesellschaftsrecht  des  allgemein  bürgerlichen  Rechtes  fallen, 
wenn  nicht  die  neue  Gesetzgebung  der  Gesellschaft  ein  eigenes  Zweck- 
vermögen,  ein  Sondergut,  welches  als  Eigentum  zur  gesamten  Hand  zu 
konstruieren  ist,  zuschreiben  würde,  in  das  im  Zweifel  die  vertretbaren 
Beiträge  der  Gesellschafter  flieBen.  Dagegen  fällt  eben  das  Handelsredit 
dem  stillen  Gesdlschafter  kein  Recht  am  geleisteten  Beitrag  oder  an 
dem  dadurch  vermehrten  Vermögen  des  anderen  Gesellschafters,  sondern 
schreibt  ausdrücklich  vor,  die  Einlage  sei  so  zu  leisten,  dafi  sie  in  das 
Vermögen  des  Inhabers  der  Handelsgeschäfte  übergeht. 

Unter  dem  allgemeinen  bürgerlichen  Rechte  stehen  auch  die  durch  KMtdifc 
ihre  riesige  handels-  und  sozialpolitische  Einwirkung  hervorragenden  Ver- 
einigungen, wdche  man  als  Ringe,  Trusts  und  Kartelle  zu  bezdchnen 
pflegt  Die  häufig  Termiscfat  gebrauchten  Ausdrücke  sind  mit  fest«:  Be- 
deutung zu  versehen,  und  indem  dies  geschieht,  ist  Kartell  als  der  weiteste 
Begaff  festzuhalten,  in  den  sich  die  beiden  anderen  BegrifTe  als  Unter- 
begriffe einfügen.  Kartell  ist  jede  zu  irpfend  einem  wirtschaftlichen  Zwecke 
auf  die  Produktions-  oder  Marktverhältnisse  einwirken  sollende  Verein- 
barung selbständiger  Produzenten  oder  Handeltreibenden,  welche  sich 
damit  zu  emem  bestimmten  wirtschaMchen  Verhalten  in  ihrem  Geschäfts- 
betriebe veipflichten;  die  letztere  Vei|^chtung  kann  auf  kürzere  oder 
längere  Frist  erstreckt  und  damit  das  Kartell  selbst  lang-  oAet  kurzlebig 
sein;  die  Kartelle  von  längerer  Dauer  pflegen  eigene  Organe  zu  haben, 
die  kurzlebigen  brauchen  nicht  organisiert  zu  sein.  Ist  der  Zweck  der 
Vereinbarung  des  Kartells  die  direkte,  allerdings  mögÜcherweise  nur 
vorübergehende  Beeinflussung  der  Preisbildung,  so  heifit.  das  Kartell  Bing  Moi» 
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TKMik  und  ist  gewohnlidi  «Ime  besonden  Org^ane.  Zum  Trust  wird  das  Kartell, 
wenn  die  Mi^lieder  nidit  gleidiberechtigt  sind,  stmdeni  ^ne  führende  GroB» 
firma  das  Obergewidit  in  dar  Vereinigung  ökonomiscli  und  juristisch  besitst 
Die  Träge,  ob  sich  die  Kartelle  im  weiteren  Sinne  dem  Gemein- 
wesen der  menschlichen  GeselLschaft  nützlich  erweisen  oder  schädlich, 
ob  sie  demnach  zu  fordern  oder  zu  vmterdrücken  seien,  ob  letzteres  über- 
haupt dem  Staate  möglich  sei  und  mit  welchen  Mitteln,  ist  in  den 
]etd»n  Jahren  vielfach  erörtert  worden.  Auch  der  Deutsche  Juristentag  hat 
sich  damit  befiifit;  am  eingehendsten  aber  sind  jene  Fragen  Magst  schon 
in  der  fransonschen  Literatur  über  den  accaparement  behandelt  worden. 
Man  scheint  sich  heutzutage  immer  mehr  der  Ansicht  zuzunrigen,  daB 
nur  die  Auswüchse  der  Kartelle  zu  unterdrücken  seien,  während  das 
Kartellwesen  im  allgemeinen  als  wirtschaftlich  zulässig,  vielfach  als  nütz- 
lich anzuerkennen  ist;  zur  Bekämpfung  der  als  solche  näher  festzustellenden 
Auswüchse  aber,  weldie  wieder  auf  den  Schute  wirtsdiafOidi  StUaMuaser 
hinausläuft  sollen,  nimmt  man  an,  die  Mittel  des  gewohnlichen  bürgerlichen 
Rechtes  (Anfechtbark«t  übospannter  Vereinbarungen  aus  den  Anfeditungs- 
oderNichtigkeitstitdn  des  biu-gerlichen  Rechtes  und  Schadensersatzansprüche 
wegen  Verstoß  gegen  die  guten  Sitten),  nötigenfalls  mit  zollpolitischen  und 
anderen  handelspolitischen  Maßregeln  des  Staates  oder  der  Staaten  (Ge- 
stattimg freier  Einfuhr,  Zollermäßigung,  Aus-  oder  Einfuhrprämien,  Staats- 
indnstrie,  Staatsankinfe  und  Staatenfcartelle)  ausrtidiei^  sdn.  Für  dne 
Spedalgesetzgebu]^  g^gen  die  Kartelle  würde  die  Mehrzahl  der  Staaten 
heute  nicht  zu  haben  sem. 

iTiiiflili  VI.  Die  Handelsgeschäfte.  Das  Recht  der  Handelsgeschäfte  wird 
titcMfl*  in  seinen  allgemeinen  Bestimmungen  heutzutage  immer  mehr  vereinfacht; 
zum  Teil  hat  dies  seinen  Grund  in  der  bereits  erwähnten  fortschreitenden 
sog.  Kommerzialidertti^  des  a]]gemdn«i  büigeHidien  Redites;  in  der 
Hauptsadbe  ist  für  Deutschland  zu  sagen,  daB  sowohl  die  im  Büfgerlidien 
Gesetzbudi  gew<nmene  positive  Rechtseinhei^  als  auch  die  gldcfazeitige  EnU 
femung  unzeitgemäßer  Rechtanstttute  (z.  B.  die  der  lex.  Anastadana,  die 
der  Anfechtung  wegen  laesio  enormis  u.  dgL)  zu  jener  Vereinfachung  bei- 
getragen haben.  Immerhin  sind  auch  durch  das  lieutige  Handelsrecht 
noch  einige  Beziehungen  des  „Schuldrechts  im  allgemeinen"  anders  geregelt 
als  durdi  das  gewöhnliche  bürgerliche  Redit,  —  auch  ganz  abgesdien 
von  den  besonderen  Recfat^nstituten  des  Handdsob^ationenrechts. 
Kein  kauf-  I-  KaufmSmiische  Obligos  sind  söhärfor  als  nichtkaufmännische  Vec^ 

JjjjJJ^V^  bindlichkeiten:  die  vertragsmäßig  anzuwendende  Sorgfalt  ist  meist  großer, 
oder  wenigstens  eigenartig,  die  von  einen  Kaufmann  im  Handel  ver- 
sprochene Konventionalstrafe  ist  richterlicher  Minderung  nicht  unterworfen, 
dem  kaufmännischen  Bürgen  steht  die  Einrede  der  Vorausklagc  nicht  zu, 
Büigsdiaft,  Schuldveraprechen  und  Schuldaneikenntnis  sind  gegen  den 
Kanfhiann,  der  diese  Obligos  abgab,  gQhig,  auch  wenn  die  bütgexlidi- 
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rechtlich  vorgeschriebene  Form  nicht  gewahrt  ist  ( —  in  diesen  letzteren  Rich- 
tungen wird  aber  der  Kaufinann  minderen  Rechtes  nicht  als  Kaufmann  be- 
handelt — ).  Der  ZinsfiiB  ist  im  Handel  Ilster,  gesetdxche  Imsen  (einscUieft- 
fidi  der  VenugBstnsen)»  bei  beiderseitigenHandelageachSftenngmIinh,  wälirend 

sie  nach  allgemeinem  deutschen  bürgerlichen  Rechte  4^/^  betragen,  5  7o» 
Wechselregreß  sogar  6"/^,  Zinsen  laufen  unter  Kaufleuten  auch  ohne  Verab- 
redung, Kaufleute  können  —  auch  von  Nichtkauflcuten  —  Provision  fordern, 
das  Verbot  des  Anatozismus  hat  auf  Saldovorträge  keine  Anwendung  u.  dgL 

2.  Der  Gedanke,  daß  der  neue  gutgläubige  Erwerb  auf  Kosten  des  Eigwtam  «om 
Stteren  guten  Rechtes»  daS  der  umsetzende  Verkehr  auf  Kosten  des  nih^fen 
Behaltens,  dafi  der  sidi  als  «legitiniiert*  Ausweisende  vor  dem  sonst  «ch 

als  Berechtigter  Zeigenden  zu  schützen  sei,  ist  zwar  dem  modernen  bürger- 
lichen Rechte  durchaus  nicht  unbekannt  (s.  oben  Sohm  unter  „Legitimation" 
S.  30 f.),  aber  im  Handelsrecht  in  viel  weiterem  Maße  zur  Geltung 
gebracht:  veräußert  oder  verpfändet  ein  Kaufmann  im  Betriebe  seines 
Handelsgewerbes  eine  ihm  nicht  gehörende  Ware,  so  kann  der  gat> 
S^äubige  Erwerber  vom  Michteigentflmer  auch  dann  ^gentum  bzw.  Pfond- 
redit  erweiben,  wenn  der  gute  Glaube  des  Enmrboa  hi  der  Annahme 
der  Veräußerungs-  bzw.  Verpfandimgsbefugnis  (nicht  geCMle  des  Sgentums) 
auf  Seiten  des  Veräußerers  oder  Verpfanders  besteht  usw. 

3.  Zu  denjenigen  Gegenständen,  welche  am  häufigsten  bei  Erfüllung  wam. 
von  handelsrechtlichen  Verbindlichkeiten  zu  liefern  sind,  gehören  die  ;;?y^'?^L'!* 
Warra.  Ware  im  wdtesten  Sinne  ist  aUes  Umsatzfahige,  also  z.  B.  auch  das 
Recht  der  VervielßUtigung  und  Verbrdtung  «nes  Uterarisdien  Werkes;  — 

em  solches  Recht  den  Gegenstand  ^es  Verlagsvertrags  zu  bilden, 

der  dem  Handelsrecht  und  dem  besonderen  Verlagsrecht  unterstellt  ist 
Im  engeren  Sinne  ist  Ware  ein  Wertträger,  zunächst  ein  materieller 
Wertträger  (Ware  im  allerengsten  Sinne),  wo  der  Wert  in  der  stofflichen 
Substanz  liegt,  wie  bei  Getreide,  Drogen  usw^  oder  ein  formeller  (idealer) 
Wertträger,  wobei  der  Wert  in  der  Form  oder  Idee  liegt,  nicht  im  Stoffe; 
bei  letzterer  Art  shid  Forderungsrecfale  m  Urkunden  gelegt,  defgestalt^ 
dafi  ^  Forderungsrechte  in  den  Urkimden  gewissermaßen  verkörpert 
sind,  nur  niittds  der  Urkunde  entstehen,  bestehen  und  (regelmäßig)  geltend 
gemacht  —  verwertet  —  werden  können.  Dieser  zur  äußersten  Mobilisierung 
der  Werte  überhaupt  dienenden  Kategorie  von  Waren  gehören  z.  B. 
Staatsobligationen,  Banknoten,  Wechsel,  Industrieaktien,  Pfandbriefe  u.  dgL 
an;  es  suid  dies  die  hauptsächlichsten  Objekte  des  Börsenverkehrs  (s.  untra), 
die  der  ESMctenborsen.  Elelctrizitit  wird  zwar  vielfach  als  Ware  be- 
handdt,  ist  aber  keine:  Verträge  über  Lieferung  elektrischer  Arbeit  von 
X- Amperen  oder  über  Lieferung  elektromotorischer  Arbeit  von  x -Volten 
sind  keine  Warenumsatzgeschäfte,  sondern  Arbeitsverträge.  In  strafrecht- 
licher Hinsicht  ist  der  sog.  Elektrizitätsdiebstahl  deutsch  -  rcichsrechtlich 
besonders  behandelt,  nämlich  die  Entziehung  elektrischer  Arbeit  in  einem 
Reichsgesetz  vom  9.  April  190a 
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wiMirti       4.  Obgleich  die  WfuretionisatzgeachSfte  dem  B^^rifie  des  Handels 
nach  den  innersten  Kern  der  Handelsgeschäfte  bilden  und  unter  diesen 

der  Kauf  das  wichtigste  Greschäft  ist,  bedarf  diese  Geschaftsgmiqpe 
doch  nur  sehr  weniger  besonderer  handelsrechtlicher  Normen,  insbeson- 
dere nachdem  der  Kauf  im  allgemeinen  bürgerlichen  Rechte  zeitgemäß 
normiert  ist  Ein  sich  langsam  genug  zur  allgemeinen  Anerkennung 
Rugopaicbt  durchringender  Gedanke  ist  der  der  handelsmäßigen  Rügepflicht:  ein 
KAuftnann,  der  im  Handel  eine  Zusendung  exliSlt,  genehmigt  toßf  wenn 
er  de  nicht  ungesäumt  beanstandet,  es  sei  denn,  daB  es  nch  um 
einen  Mangel  liandelt,  der  bei  der  liandelsüblichen  Untersuchung  nidit 
erkennbar  war.  Eine  solche  Rügepflicht  entspringt  aus  dem  Prinzip  von 
Treu  und  Glauben,  welches  den  Handelsverkehr  beherrscht  und  be- 
herrschen muß;  ihm  entspricht  auch  die  Antwortpflicht  in  Fällen,  wo  das 
Stillschweigen  als  Annahme  oder  als  Rddamati<msverzicht  unter  anstandigen 
Kaufleuten  au%efaBt  wird.  (Man  vgL  nach  Deutschem  Handelsgesetzbuch 
<ntt  §  377  Abs.  2  u.  Abs.  3  die  Vorschriften  der  §§  362,  386,  391,  438 
einer-  und  §  60  Abs.  2,  §  112  Abs.  2  anderseits.)  Abgesehen  von  der 
Dispositionsstellunpf  mantrclhaft  gelieferter  bestellter  Waren  und  der 
Dispositionsstellung  anderer  als  bestellter  Waren  regelt  das  Handelsrecht 
vom  Kaufe  nur  noch  den  Selbsthilfeverkauf,  den  Spezihkationskauf  und 
das  kaufinSnnische  Fixgesdiaft; 
Btan»  5.  Das  eben  erwähnte  flzgesdiäft  steht  am  Eingänge  za  den  Ge- 
■"^"^  Schäften  des  Börsenverkdus:  es  Inhit  ins  Handelsrecht  die  DifiEerenaeiv* 
Zahlung  als  Schadenersatzleistung  wegen  Nichterfüllung  ein.  Die  reichs- 
rechtliche Regelung  des  Börsenverkehrs  weicht  prinzipiell  von  der  Rege- 
lung des  übrigen  Handelsverkehrs  ab:  die  Einrichtung  und  Überwachung 
der  Börsen  und  die  rechtUche  Behandlung  der  auf  ihnen  oder  mit  Bezug 
auf  ^ttese  abgeschlossenen  Termingeschäfte  geschieht  von  einem  poliz^ 
staadichen  Standpunkte  aus,  welchen  die  Reichsgesetzgebung  hierin  zum 
Schutze  bestimmter  wirtschamicher  Interesseoapharen  annehmen  zu  mfiss^i 
geglaubt  hat,  namentlich  zum  Schutze  der  agratisdien  Interessen  und 
zum  Schutze  des  zum  Börsenspiel  geneigten  unerfahrenen  und  dabei  nur 
mäßig  bemittelten  Teiles  der  Bevölkerung.  Die  agrarischen  Interessen 
hält  man  durch  die  Börsengeschäfte  für  gefährdet,  weil  man  annimmt,  es 
wurde  durch  rie  die  fireie  und  naturgemSfie  Preisbildung  gehemmt  und 
insbesondere  der  Ptms  des  Getreides  unter  Umständen  kflnstffich  niedrig 
gfehalten;  daraus  erklart  sich  das  gänzliche  Vertiot  des  Terminhandels'  in 
Cretreide  und  Mühlenfabrikaten  in  §  50  Abs.  3  des  Deutschen  Bräsen- 
gesetzes  vom  22.  Juni  1896. 
BflfMnMrmin-  Die  handel.sprivatrcchtliche  Wirkung  des  eben  genannten  Börsen- 
lOMiiifti.  ggset2es  läßt  sich  am  besten  überschauen,  wenn  man  die  Einwendungen 
ins  Auge  faßt,  welche  gemäß  dieses  Gesetzes  in  Verbindung  mit  dem  all^ 
gemein  bürgerlichen  Rechte  Anqprudien  entgegengesetzt  werden  können,  die 
auf  Grund  von  Börsenteimingesdiaften  erlioben  werden;  es  sind  fb^ende: 
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a)  der  Nichtigkeitsrinwand,  der  sich  darauf  gründet,  daA  das  Ge- 
schSft  Getreide  oder  MflUenfiübrikate  oder  Anteile  voa  Bexgwexks-  oder 
solche  von  Fabrikuntentehmungen  oder  endlidi  eine  Ware  nun  Gegen- 
stande hat,  bezüglich  deren  der  Bundesrat  den  Borsentenninhandel 
untersagt  oder  von  noch  nicht  erfüllten  Bedinjarung-en  abhängig  gemacht  hat; 

b)  dor  Registereinwand,  der  sich  darauf  gründet,  daß  aus  einem 
Börsentermingeschäft  (oder  einem  hierzu  erteilten  oder  übernommenen  Auf- 
trag) in  ^nem  Geschiitesweige,  für  den  nicht  beide  Parteien  zur  Zeit  des 
Geschäftsabschlusses  in  &n  Börsenregister  eingetragen  sind,  ein  Schulde 
Verhältnis  überhaiqyt  nidit  entsteht;  sind  aber  bade  Kontrahenten  ins 
Borsenregister  für  den  betreffenden  Geschäftszweig  eingetragen,  so  fallt 
nicht  bloß  der  Registereinwand  (b)  sondern  auch  der  Differenseinwand 
(c)  weg; 

c)  der  Differenzeinwand,  der  sich  darauf  gründet,  daß  ein  auf  Lieferung 
vom  Waren  oder  Wertpapieren  lautender  Vertrag  (Zeitgeschäft,  Tennin-> 
nicht  aber  Kassageschäft)  in  der  Abseht  gesdilossen  worden  daft  der  Unter« 
schied  zwischen  dem  vereinbarten  Preise  und  dem  Börsen-  oder  Markt- 
preis der  Lieferungszeit  von  dem  verlierenden  Teile  an  den  gewinnmden 
gezahlt  werden  soU;  denn  dann  soll  ein  solcher  Lieferungsvertrag"  nur 
als  ein  Spiel  (Bürgerliches  Gesetzbuch  §  764)  angesehen  werden,  und  zwar 
auch  dann,  wenn  nur  des  einen  Teiles  Absicht  auf  die  bloße  Diiferenzen- 
xahlung  geriditet  ist,  der  andere  Teil  aber  diese  Absicht  kennt  oder 
kennen  mufi; 

d)  der  Spidemwand  aus  §  76a  des  Bfirgefficlien  Gesetzbudi^  der  —  im 

Unterschied  von  dem  unter  c)  erwähnten  DiffereniEeinwand  —  auch  bei 
Kassageschäften  und  kombinierten  Geschäften,  bei  denen  außer  der 
Differenz  auch  andere  Leistungen  (nur  nicht  die  Eflfektivlieferung  der  „ge- 
handelten" Wertpapiere)  in  Frage  kommt,  entgegengesetzt  werden  kann, 
und  überall  da  gegeben  ist,  wo  dn  Spiel  vorliegt,  also  erkennbar  ist,  daß 
die  „gehandehe**  Ware  in  "Viniklichkeit  gar  nicht  gekauft  wurde,  sondern 
der  angebliche  Käufer  oder  Einkaufikommittent  nur  mit  dem  unmittelbar 
niach  dem  Vertrage  notierten  Preise  belastet  und  eventuell  dann  später 
mit  Gutschrift  eines  anderen  Preises  (Börsenpreis  eines  fingierten  Vollauf- 
trags, Liquidationskurs)  versehen  werden  solle;  diesem  Spieleinwande  (uus 
Bürgerlichem  Gesetzbuch  §  762)  steht  die  Replik  der  Eintragung  ins 
B6ra»register  nidit  entgegen,  denn  diese  Replik  (die  Replik:  „Du.bist  eii^ 
getragen"  —  BSrsei^fesetz  §  69  —  und  ebenso  die  Replik:  „Du  braudisl^ 
weil  Auslander,  nicht  eingetragen  zu  sein**,  $  68  Aba.-a)  kann  mit  Erfolge 
der  Gültigkeit  des  erhobenen  Anspruchs  dem  Differenzeinwande  (oben  c) 
entgegengesetzt  werden;  ist  der  Fall  denkbar,  daß  die  Effektivleistung  nicht 
durch  Vertrag  ausgeschlossen  ist  und  doch  gespielt  wird,  so  ist  auch  denk- 
bar, daß  die  Replik  der  Registrierimg  nicht  gegen  die  Spieleinrede  (aus 
Büiigeflichmn  Gesetzbuch  §762)  schAtze.  Aber  mit  Recht  wird  sowohl  in  der 
Literatur  als  auch  teilweise  in  der  Rechts(wechttn^  darauf  Gewicht  gelegt 
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daB  überall  da,  wo  wkldidie  Käufe  und  wixldidie  VetkSufe,  wmm  bxuHl 
nicht  die  lieferung  der  Ware  sdbet,  aondem  deren  Ersats  durch  Auf- 
rechnung, Schiebung',  Borsenliquidaläoii  u.  dgL  vorliegen,  überhaupt  weder 

ein  Spiel  (nach  Bürgerlichem  Gesetzbuch  §  762)  noch  ein  reines  DifiFerenx> 
geschäft  anzunehmen  ist.  Wo  Anhaltspunkte  für  die  Emstlichkeit  der 
Lieferungsvereinbarung  vorliegen,  darf  weder  die  Spiel-  noch  die  Differenz- 
einrede zugelassen  werden. 

Diese  Recfalali^  muft  deshalb  als  bedaueifich  beieichnet  werden, 
weil  ne  unklar  ist  und  viel  Zweifelhaftes  ungenchtet  zusammenwirft,  und 
femer  weil  sie  dem  mcht  in  das  Bocseniegiater  angetragenen  Spekulanten 
unanständige  Gebarung  ermöglicht:  solange  es  gut  geht,  kann  er  un- 
anfechtbare Gewinne  ziehen,  wenn  Fortuna  aber  umschlägt,  Zahlungen 
seinerseits  verweigern.  Es  Lst  zu  hoffen,  daß  das  Börsengesetz  bald  und 
gründlich  geändert  werde.  Volle  und  strenge  Haftung  und  rechtliche 
Seibstverantwortlichkeit  erzieht  besser  und  rettet  moraliscJi  aldierer .  als 
die  staatsvormundfich  angeordnete  NichtverantworÜichkeit 
Report-  «ad  6.  Die  theoretische  Konstruktion  des  juristischen  Wesens  der  ^nzelnen 
Arten  der  Böisengesdiäfte  ist  in  neuerer  Zeit  der  Gegenstand  interessanter 
Untersuchungen  geworden.  Trotz  vielfacher  Anfechtung  wird  sich  aber 
immer  noch  als  die  richtige  Ansicht  vom  Wesen  der  Report-  oder  Kost- 
geschäfte die  Annahme  einer  Kombination  von  gleichzeitigem  Einkauf  und 
Verkauf  «1  vetsddedenen  Freisen  (dn  Haitptfidl  der  Agiotagespekulation) 
und  als  richt^^  Ausgangspunkt  für  die  Konstruktion  aller  Primienp 
geschäfte  die  vertn^smSBige  entgeltlidie  Snraumung  eines  an  dnmn  ver- 
einbarten späteren  Zeitpunkte  auszuübenden  Wahlrechts  aufrecht  halten 
lassen;  letzteres  trifft  sowohl  bei  den  einfachen  Prämiengeschäflen,  als 
auch  bei  den  zusammengesetzten  (ScUuß  auf  fest  und  offen,  Nochgeschäft 
und  Stellgeschäft),  wie  auch  bei  den  zweischneidigen  Prämiengeschäften  zu. 

7.  Unter  den  kaufmännischen  Arbeitsgeschftften,  deren  Bedeutung 
mit  der  Konzentration  von  Kapital  und  Arbeit  im  zunehmenden  Groß- 
handel naturgemäß  ebenfells  im  Zunelmien  begriffen  ist,  läBt  dch  eine  überw 
sichtschaffende  Einteilung  nach  der  Art  der  Arbeit  treffen,  nämlich  je 
nachdem  zu  leisten  ist  a)  Vertragsarbeit,  b)  Custodia,  Aufbewahrung, 
c)  Transport,  Ortsveränderung,  oder  d)  Bankarbeit. 
Mäkler  und  a)  Vertragsarbeit  besteht  im  Abschließen  oder  Vermitteln  von  Verträgen 
für  andere;  das  AbschlieBen  f&r  andere  kann  Im  Namen  dieses  andefen 
oder  im  eigenen  Namen  des  Abschließenden  jedoch  für  Rechnung  dieses 
anderen  geschehen:  so  schließen  die  Handlungsbevollmächtigten  im  Namen 
des  Vertreters  nach  den  oben  S.  100  aufgestellten  Grundsätzen  ab,  und 
so  können  nach  der  Praxis  und  nach  dem  neuesten  deutschen  Handels- 
rechte auch  die  Handlungsagenten  absclüießen,  die  Agentur  kann  durch 
stellvertretungsweises  Abschließen,  aber  auch  durch  mäklerartiges  Ver- 
mitteln betrieben  werden,  beruht  jedodi  in  jedem  Fall  auf  dnem  ständigen 
Betrautsein  seitens  der  Auftragsfirma,  sie  wird  als  eigenes  Gewerbe  be- 
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trieben,  der  Agent  im  technischen  Sinne  des  deutschen  Rechtes  ist  nicht 
HandlungsgehüfSft.  Dag^^en  sdüiefien  die  K<»imissioiiäre  und  Spediteure 
und  die  Verleger  die  in  ihren  Geschäftsbetrieb  fidlenden  RechtsgeodiiAe 
im  eigenen  Namen  ab,  die  Vedeger,  wenn  sie  Voll  Verleger  sind,  die  Ver- 

vielfaltigiingfs-  und  Verbreitung-s vertrage  auch  für  eigene  Rechnung-  ab,  die 
Koramissionsverleger  auf  fremde  Rechnung  wie  die  Kommissionäre;  das 
Vermitteln  von  Verträgen  ist  zwar  auch  Sache  der  Handlungsagenten, 
vorzugsweise  aber  der  Mäkler;  das  handelsrechtliche  Mäklerrecht  schließt 
sich  an  das  des  altgemein  bürgerlich  rechtlichen  Mäklervertrags  an, 
enthält  aber  besondere  Vorscdiriften  namentlidi  wegen  der  borsen-  und 
steuerrechtlich  besonders  wichtigen  Schlufinoten,  deren  Ausstellung  den 
Klein-  oder  Krämermäklern  erlassen  ist;  eine  Art  Beamtenstellung  nimmt 
heutzutage  nach  deutschem  Rechte  nicht  mehr  der  Handelsmäkler  schlecht- 
hin, sondern  nur  noch  der  Kursmeikler  ein,  dessen  Sonderrecht  Börsenrecht  ist 

b)  Die  Aufbewahrungsarbeit  wird  im  großen  Stile  von  den  Lager-  l«««.  »d 
haudnhabem  geleistet,  ae  ist  besonders  wichtig,  weil  sich  daran  die  Redite 

des  Warenlombards  und  der  Wanaatvexlcehr  anldmt;  den  von  privi> 
legierten  Lagerhaltern  ausgestellten  indossablen  Lagerscheinen  kommt  der 
Charakter  eines  Waren dispositionspapiers  mit  der  interessanten  Wirkung 
zu,  daß  die  Übergabe  des  Scheines  für  den  Erwerb  von  Rechten  an  dem 
Gute  dieselben  Wirkungen  wie  die  Übergabe  der  Ware  selbst  haben  kann 
(also  namenl&di  Eigentum  und  Faustpfimdrecht  zu  erzeugen  vermag),  ein 
Charakter,  der  merst  dem  im  See&achtverk^  ausgestdlten  Empfangs- 
und AuslieferungsBClidna  über  eflopfimgenes  Ffmohlgat,  nSmlidi  den  Koi^ 
nossementen,  und  dann  den  im  Landfrachtverkehr,  insbesondere  bei  der 
Binnenschiffahrt  üblichen  (im  Eisenbahnverkehr  aber  ungebräuchlichen) 
Ladescheinen  gesetzlich  beigelegt  worden  ist.  —  Wichtige  Aufbewahnmgs- 
arbeit  leisten  aber  auch  die  Banken,  nämhch  im  Depotgeschäft,  welches 
in  zwei  Arten  betrieben  wird,  als  Verwahrung  verschlossener  Depodten 
und  als  Verwahrung  offener  Depots,  bei  welch  letzterer  Art  die  ver- 
wahrende Baak  nidit  bloß  die  Aufbewahrung  der  ihr  anvertrauten  Wert- 
pafnere,  sondern  bis  zu  einem  gewissen  Grade  auch  deren  Verwaltung 
übernimmt  (Abtrennung  und  Versilberung  der  Koupons,  Überwachung  der 
Ziehungen  und  Konvertienuigen  u.  dgL),  also  eine  besondere  Bankarbeit 
noch  leistet  (s.  u.  d). 

c)  Traasportarbeit  Idsten  die  FrachtfOhrer,  die  Sddtter  im  BhaaeO'  Tnuport. 
schiflEüirtsverkehr,  Verfracfatmr  (Schiffer  und  Reedei)  im  Seefiacfatver-  •"^"^ 
kehr  und  die  dem  oflfendichen  Güterverkehr  dienraden  Eisenbahnen. 

Bei  allen  diesen  Arbeitsverträgen  ist  zweierlei  von  besonderer  Be- 
deutung: die  Schärfe  der  Haftung  des  Transportübemehmers  und  die 
Tendenz  zu  internationaler  Gleichheit  der  die  international  fortgesetzten 
Transporte  betreifenden  Rechtsnonnen.  Was  die  Haftungsfrage  anlangt, 
SO  hecischen  zwei  Systeme:  das  strei^;ere  der  absoluten  Haftung,  nSmlich 
bis  an  die  Grenze  der  höheren  Gewalt  —  diese  trifit  heutzutage  nur  mehr 
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die'  Eisehbalmeii,  und  zwar  räwohl  nach  den  nationalen  Gesetzen  wie 
nach  dem  internationalen  Rechte  —  und  das  müdere  System  der  Haftui^ 

mit  dem  Entschuldigungseinwand,  daß  der  Verlust,  die  Beschädigung  oder 
die  Verspätung  auf  Umständen  beruhe,  die  durch  die  Sorgfalt  eines 
ordentlichen  Frachtführers  bzw.  Verfrachters  nicht  abgewendet  werden 
konnten.  Eine  der  großartigsten  Errungenschaften  des  modernen  Verkehrs 
und  zug^eidi  Rechtes  ist  das  Bemer  internationale  Übereinkonmien  fiber 
BtoMkj»  den  ISsenbahnfrachtvexkdir  vom  14.  Oktobcsr  1890^  welches  £Sr  den  größten 
,wkiv«.kiiu.  'pgQ  Europas  ebh^tUches  Frachtrecht  sdiuf  und  die  Grundlage  zu  einer 
fast  ebenso  wichtigen  Verkehrscinigomg  bildet,  wie  es  die  gxofiart^en  Wel^ 
post\'erträge  sind,  auf  Grund  deren  sich  die  Staaten  der  ganzen  zivilisierten 
Erde  mit  einheitlichen  Posteinrichtungen  versehen  haben.  Das  Handels- 
privatrecht der  Binnenschififalirt  schließt  sich  zum  Teil  an  das  Frachtrecht 
der.  LandfrachtfShrer,  zum  groften  Teil  aber  an  das  Seefiaditredit  und 
Seehandelsredit  übeiliaupt  an  (s.  unten  S. 
BadoMü  d)  Bankarbeit  besteht  im  Vermitteln  von  Geld  und  Kredit,  von  Gce- 
währung  von  Krediten,  Leistung,  Beitreibung  und  Vermittelimg  von  Zahlungen, 
Emission  von  Wertpapieren  und  den  Erleichterungen  der  Zahltmgen  und 
Zahlungsersatzyeschäfte;  hervorragend  dient  den  vorgenannten  Zwecken 
das  Diskontogeschäft,  d.  L  der  Ankauf  von  noch  nicht  fälligen  Wechseln, 
auch  von  Schecks  und  von  Schuldverschreibungen,  ferner  das  Lombard- 
geschaft  («genartige  Veibindung  von  Darlehen  und  Faustpfond  von  Wert* 
papieren  u.  dgL),  der  Giroverkehr  tmd  das  Abrechnimgsgesdiaft  (Qearing). 
Alle  diese  Geschäfte  sind  großartig  in  Deutschland  unter  der  Führung  der 
Reichsbank  entwickelt,  aber  viel  weniger  durch  Gesetz  als  durch  Gewohn- 
heitsrecht und  reglementierte  Verträge  (vereinbarte  Reglements)  rechtlich 
normiert  Die  Gewährung  der  Kredite  und  die  Sichcnmg  derselben  durch 
Pfandrechte  steht  natüxlich  unter  den  Regeln  des  allgemeinen  bürgerlichen 
Rechtes  der  Dailehen,  des  Pfend-  und  Hypofhekenrechts  und  des  Rechtes 
der  Inhaber-  und  übrigen  Wertpapiere.  "Einer  besonderen  Überwachung 
und  Regelung,  welche  nicht  dem  modernen  Rechtsstaate,  sondern  dem 
Polizeistaate  eignet,  sind  neuerdings  die  Hypothekenbanken  unterstellt, 
nämlich  jene  Aktiengesellsrhaftfii  und  Kommanditgcsellschaiten  auf  Aktien, 
hti  denen  der  Gegenstand  des  Unternehmens  in  der  hypothekarischen 
Beleihung  von  Grundst&dcen  und  der  Ausgabe  von  Sdiuldversdueibungen 
auf  Chrund  der  erworbenen  Hypotheken  (Pfandbriefe)  bestdit 

w«rtpapiM.  VTL  Die  Wertpapiere.  Dem  Rechte  der  Wertpapiere  verschaflFt 
nicht  bloß  die  enorme  Verbreitung  und  Anwendung  dieser  Wertzirkulations- 
mittel, sondern  auch  die  Schwierigkeit  der  Erkenntnis  des  juristischen 
Wesens  und  Entstehens  derselben  eine  besondere  Bedeutung.  In  letzterer 
Hhisicht  schehit  sich  in  neuester  Zeit  die  Theorie  mehr  und  mehr  dahin 
zu  dnigen,  in  den  eigentlichen  Werlpapieren  (Wertpa[tteren  im  engeren 
^nne)  formale  WerttrSger,  in  welchen  bestimmte  Rechte  inkorporiert 
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sind,  und  als  ihren  normalen  Enlstehimgsgruiid  nicht  einen  einseitigen  Akt 

{Kreation),  sondern  ein  vertrag-smäßiges  oder  vertrag^artiges  Geben  und 
Nehmen  anzuerkennen.  Nach  den  besonderen  geschäftlichen  Anlässen 
werden  besondere  Arten  von  Wertpapieren  ausgestellt,  so  zum  Zweck  der 
Xapitalansammlung  bei  Grründung  von  Gesellschaften  Aktien  und  andere 
Antdlschetn^  Lagerung  von  Waren  Lagerecfadne  (s.  oben  S.  log),  M 
Tranapoft  von  Gütern  Ladeschmne  (s.  oben  S.  109)  und  Konnossements 
(s.  unten  S.  113);  der  Lagetschein  kann  auch  auf  den  Inhaber  gestellt 
werden,  imd  wenn  er  von  einem  dazu  konzessionierten  Lagerhalter  aus- 
gestellt ist,  ebenso  wie  Ladeschein  und  KonnoSvScmcnt  auch  an  Order; 
letztere  Eigenschaft  —  die  Indossabilität  —  bedeutet  eine  der  Gläubiger- 
bezeichnung und  Schuldnerhaftungsart  entnommene  Qualifikation,  nach 
.welcher  man  im  allgemeinen  Rektapapiere,  Blanko-|  Ordeiw  und  Inhabeiw 
pajuere  untersch^et  Von  den  Inhaberpa^eren  bilden  die  Schuldver- 
schreibimgcn  auf  den  Lihaber  eine  besondere,  wichtige  Gruppe^  in  die 
außer  den  „Schuldverschreibungen  au  portcur"  im  strengen  und  eigentlichen 
Sinne  auch  die  auf  den  Liliaber  lautenden  Koupons  (Zins-,  Renten-  und 
Gewinnanteilscheine)  und  Talons  (Emeuerungsscheine)  gehören,  femer  die 
Legitimattons-  oder  Verpflichtungsscheine,  wie  Eisenbahnfahrkarten,  Theater- 
biUetta^  Brief-  und  Bieimaiken,  auch  Gutsdieine  Terschiedener  Art^  und  die 
sog.  inhaberpainwihnlichen  NameiqMqMere,  wie  Sparkassenbücher»  Die 
■Rechtsnormen  hierfür  sind  zwar  hauptsächlich  auf  dem  Gebiete  des  Handels 
entstanden,  also  ursprünglich  handelsrechtlicher  Art,  heutzutage  aber  großen- 
teils schon  in  das  allgemeine  bürgerliche  Recht  übergegangen,  zum  anderen 
Teile  aber  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Rechtes  entsprungen  und  noch 
angehörig.  Letzteres  ist  namentlich  hinsichtlich  der  formalen  Geldschuld- 
Scheine  auf  den  Inhaber  der  Fall,  von  denen  Uhtmuten  die  Inhaber^ 
papiere  auf  Plrimien,  die  Banknoten  und  die  Reichskassensdieine  ^d, 
deren  Ausgabe  und  Zirkulation  sämtlich  durch  Normen  des  öffentlichen 
Rechtes  geregelt  ist.  Dagegen  gehört  das  Orderpapier  mehr,  ja  fast  aus- 
schließlich dem  Privatrecht  und  seine  Regelung  dem  Handelsprivatrecht 
an;  dies  gilt  von  den  kaufmännischen  Anweisungen  und  Verpflichtungs- 
scheinen an  Order,  femer  von  den  ber^ts  wiederholt  genannten  Lager- 
und Transportpa|»eren,  ganz  besonders  aber  Yom  WechseL 

VnX  Der  Wechsel  und  das  Wechselrecht  Der  Wechselbrief,  WMMndtt. 
regelmäßig  an  Order,  ja  derart  das  Orderpapier  Kar'  ^foxnv,  daß  er  selbst 
dann  Orderpapier  ist,  wenn  er  die  Orderklausel  nicht  enthält,  sondern  nur 
die  Wechselklauscl,  und  die  Anorderstellung  nicht  geradezu  ausschließt, 
ist  in  der  Gegenwart  zum  Hauptzahlungsvranitt^ungs-  und  Zahlungsersatz- 
ffltttel  geworden  sowohl  für  den  innerstaatlichen  Groft-|  ja  selbst  Klein- 
handel, als  andi  für  den  intemati«malen  Grofihandd;  so  ist  geradezu  der 
Wechselkurs  ein  Hauptanaßstab  für  die  Handelsbeziehungen  zweier  Staaten 
untereinander  geworden,  der  Wechselbrief  ein  Listitut  des  Welthandels  und 
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das  Wechaelr^t  im  gansen  bis  auf  «meines  ein  allgemeines  oder  Wsltreclit 
geworden.  Abgesehen  von  dieser  großartig^en  Erscheinung  auf  dem  Gre- 
biete  der  Volks-  und  Völkerwirtschaft  sei  hier  als  bezeichnend  für  den 
heutigen  Kulturzustand  hervorgehoben,  daß  es  gelung-en  ist,  tiefer  in  die 
Geschichte  des  Wechselinstituts  und  des  Wechselrechts  einzudring-en.  Alt- 
arabische, ja  altheUenische  Wurzeln  des  Wechselrechts  sind  ausgegraben 
mid  die  Theorie  des  jmiistischen  Wesens  des  Wechsels  ist  eriieblidi  geUSrt 
worden.  Fallen  gelassen  sind,  selbst  von  den  Schriftstellern  der  romanischen 
Staaten,  die  alten  Ansichten,  die  die  Wechsdobligation  aus  Kaufverträgen 
und  ähnlichen  materiell  prfärbten  Vereinbarungen  ableiten,  und  das  Wesent- 
liche der  Wechselobügation  wird  bei  allen  Arten  des  Wechsels,  beim  ge- 
zogenen Wechsel  und  beim  eigenen  Wechsel,  auch  bei  Indossament  und 
beim  Akzept  stets  in  dem  reinen  oder  formalen  Summenversprechen  er- 
blickt Freilich  ist  noch  Streit  ober  die  Entstehung  der  bindenden  Kraft 
dieses  Versprechens,  ob  Kreation  oder  Vertrag  (s.  oben  S.  iix),  aber  es 
scheint  doch  letzteres  mehr  und  mehr  als  die  Regel  und  die  Kreation 
nur  als  Ausnahmekonstruktionsbehelf  anerkannt  zu  werden;  die  Amortisier- 
barkeit  der  Wechsel  ist  anerkannt  und  das  Amortisationsrecht  im  Zusammen- 
hang mit  der  Zivilprozeßordnung  ausgestaltet;  die  Verjähnmg  der  Wechsel- 
forderungen ist  zwar  an  verschiedene  eigenartige  Fristen  gebmiden,  im 
übrigen  aber  dem  allgemdnen  büigeriichen  Recht  unterstdSt  Ln  inter- 
naüönialen  Wechselrecht  ist  das  NationafitatqMcinzip  (Persooalstatut  der 
Verpflichteten)  mit  den  nötigen  Konzessionen  an  das  Ortsrecht  herrschend 
geworden.  Eine  Bewegung  ist  in  der  Literatur  für  Beseitigung  des  Requisits 
der  fomiellen  Protestaufnahme  jüngst  entstanden;  dagegen  ist  die  früher 
weitverbreitete  Befehdung  des  in  den  modernen  Wechselordnungen  an- 
erkannten Prinzips  der  allgemefaien  Wediselfahigkcit  VertragsfiUglceit 
überiiaupt)  nicht  mehr  wahrnehmbar. 

DL  Das  Seehandelsrecht  Ein  Teil  der  bezüglich  des  Seehandels- 
rechts in  der  Gegenwart  hervortretenden  eigenartigen  Erscheinungen  und 
Bestrebungen  liegt  auf  der  Grenze  zwischen  öffentlichem  und  Privatrechte. 
So  vor  allem  die  im  Interesse  des  Publikums  im  einzelnen  wie  im  ganzen 
in  allen  am  Seehaadel  betdUgten  Staaten  hervortretenden  Reformen  im 
Rechte  der  Schiffsbesatzungen,  die  Ausbildung  des  Bildungs-  und  Prüfungs- 
wesens für  Schiffsfuhrer,  Steuerleute  imd  Maschinisten,  die  Ausbildung 
des  Systems  der  Haftungen  bei  Schiffsvmfallen,  die  Verpflichtungen  bei 
Schiffszusammenstößen,  dazu  die  Ausbildung  des  Signalwesens  und  weis 
damit  zusammenhängt,  dann  die  des  T,otsenwesens  und  auch  die  Fest- 
stellung eines  reinen  und  einlachen  1*  laggenrechts  mit  ausreichender 
Konträle.  Auch  die  Aufiicht  über  das  Answanderungswesm  und  die 
iutematioaal  geordnete  Schifbvermessung  ist  hier  zu  erwähnen. 

Eine  zweite  von  hier  zu  erwähnenden  Erscheinungen  ist  die  gesetz- 
liche Regelung  der  Rechte  und  Pflichten  der  Schiffsmannschaft  Hier 
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macheii  dch  wiedeniiii  soxUd-politische  Erwägungen  in  erster  Linie  geltend. 
Sorge  für  Ernährung,  Ruhe,  Kntlartiing  und  überhaupt  gesetzentsprechende 

Behandlung  kommt  in  neuen  Seemannsordnungen  zum  Ausdruck. 

Endlich  ist  auch  auf  rein  privatrnchtlichem  Gebiete  des  Seehandels 
ein  Streben  nach  internationaler  Ausgleichung  wahrnehmbar;  ein  Beweis 
dafür  sind  die  internationalen  Reedervereinbarungen  hinsichtlich  gleich- 
lautender Konnossementsklausehl  (einschliefilich  der  Fracht*  und  der 
Haftongsvereinbarungen)  und  insbesondere  die  Verrinbarung  international 
gleicher  Behandlung  von  Havereiföüen  (Prorogation  eines  Havereirechts 
beim  Abschluß  von  Seefrachtverträgen).  Die  Bildung  von  Kartellen, 
denen  gegenüber  den  Staatsg'esetzgebuntrpn  die  Pflicht  zukommt,  die 
schwächere  Partei  gegen  Vergewaltigung  im  gänzlich  freien  Vertrage  zu 
schützen,  ist  erfahrungsgemäii  auch  hierin  nicht  ausgeschlossen. 

IL  Zielpunkte  der  Weiterentwicicelung  des  Handelsrechts,  mitimiiiit 
Welches  sind  nutt)  fragen  w  am  Schlufi  unserer  Darstellung,  die  Ziel-  ,^  j^^L^ 
punkte  der  jetzigen  wie  der  kfinfUgen  Handelsreditsbildung?  Es  sind  im 

wesentlichen  folgende: 

I.  Das  Handelsrecht  strebt  vor  allem  nach  internationaler  Ausgleichung. 
Zurzeit  existiert  bereits  ein  weitreichendes  allgemeines  Handelsrecht,  Welt- 
verkehrsverträge  gröfiten  Stiles  sind  geschlossen  und  die  Kultnrstaaten 
und  die  Kanfinannachaften  in  ihnen  arb«ten  auch  einzdn  und  von  ach 
ans  an  der  Herstellung  eines  stitgemäßen  gleichen  Handelsrechts. 

Immer  näher  und  naher  rücken  sich  die  Volker  und  die  Staaten, 
trotz  aller  Sonderinteressen  erkennen  sie  im  steigenden  Maße  gemein- 
same Aufgaben  an:  dies  vermittelte  in  allen  Zeiten  der  Handel  und 
dies  kommt  im  Handelsrechte  besonders  zum  Ausdrucke.  Sind  nicht  die 
intematifflud  bestdlten  Amter  der  We]tuni<men:  das  Bemer  „Bureau  inleiv 
narional  des  administrations  telegraphiques'*,  das  ebenfrJls  in  Bern  b»< 
stehende  „Bureau  de  lUnion  postale  universene**,  das  Pariser  „Bureau  inter- 
national des  poids  et  m^sures",  das  Bemer  „Bureau  de  l'Union  internationale 
pour  la  protection  de  la  propri6t6  industrielle",  das  Brüsseler  „Bureau  de 
l'Union  internationale  pour  la  publication  des  tarifs  douaniers"  und  das 
Bemer  „Ofüce  central  des  transports  intemationaux'^,  —  alle  diese  im  letzten 
Menschenalter  niedergesetzten  internationalen  Behörden  als  Denkmäler  zu 
würdigen,  die  dem  Bewußtsein  der  ^hdt  des  Mensdiengeschlechts  ge- 
setzt sind  und  zwar  vom  Handel  gesetzt  sind?  Diesem  internationalen 
Rechte  schließt  sich  notwendigerweise  die  nationale  Rechtsbildung  aller- 
orten an.  Ist  der  Geldmarkt  international,  so  muß  es  das  Recht  der 
Geldinstitute  auch  sein.  Vom  Frachtrecht  versteht  sich  dies  von  selbst, 
sei  es,  daß  die  Waren  auf  Schienen  oder  Schiffen,  durch  Drähte  (die 
Nachrichten  sind  ja  auch  Waren)  oder  drahtlos  durch  die  Elektrizität  be- 
fördert werden.  Und  da  die  wichtigsten  Maasenwaren  Waren  des  Weit- 
marktes  dnd,  so  muß  es  kommen,  daft  mit  den  Gütern  anxth  die  Rechtsnormen 
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ausgetauscht  und  das  Handelsrecht  immer  mehr  zum  allgemeinen  Rechte 

der  ävilisierten  Menschheit  wird. 
SAoti  2.  Innerhalb   der   einzelnen   Rechtsgebiete   ist   durch   die  Rechts- 

*«  Arbeit  Vorschriften  der  gesetzliche  Schutz  der  Arbeit  wie  des  Kapitals  anzu- 
streben und  zum  Teil  auch  bereits  in  einzelnen  Richtimgen  —  soweit 
möglich  sogar  —  gewährt  Zmn  —  aber  nur  zum  Teil  —  deckt  rieh 
diese  Au%abe  der  Reditsbildung  mit  der  Schaflkmg  ^nes  gesetilichen 
Schutzes  für  die  wirtschaftlich  Schwächeren. 

Den  letzteren  wird  bis  zu  einem  gewissen  Grade  die  cresetzliche 
Koalitiüüstreiheit  —  öffenthch-rechtlich  —  und  die  rechtliche  Ermöglichung 
der  Assoziation  —  privat-rechtlich  —  auch  im  Gebiete  des  Handels  und 
im  Bereiche  des  Handelsstandes  forderlich  sein.  Darum  muß  das  Genossen- 
schaftarecht  md  das  Recht  der  assoziierten  Kleinbetriebe  insbesondere  im 
Rahmen  von  Gesellschaft«!  mit  beschrankter  Haftung  oder  mit  variablem 
Kapital,  nicht  minder  aber  auch  das  auf  verschiedene  Grebiete  aus- 
zudehnende Recht  der  Versicherung  auf  Geg-enseitigkeit  einer  zeitgemäßen 
Um-  und  Ausbildung  unterworfen  und  diese  Aufgabe  stets  im  Auge 
behalten  werden.  Diesem  fortwährend  weiter  zu  bildenden  Rechte  darf 
auch  die  Sorge  für  die  persönliche  Lebendialtung  der  auf  den  Ertrag 
ihrer  Arbeit  vorzugswdse  angewieeenen  I£l£spersonen  des  Handds  nidit 
entgelien« 

Der  gesetzliche  Schutz  der  Arbeit  umfaßt  dabei  selbstverständlich 
auch  den  der  Geistesarbeit  Diese  wird  ganz  besonders  durch  die  Aus- 
bildung der  Persönlichkeitsrechte  gewährt,  einer  Gruppe  von  Rechten, 
die  sich  erst  in  neuester  Zeit  eine  besondere  und  die  richtige  Stellung  im 
System  des  Privatrechts  errungen  hat;  von  diesen  sind  für  den  Handel 
besonders  das  Namen-,  Zeichen-  und  Erfinderrecht  von  Bedeutung;  in 
allen  Persdnlichkeitsrediten  aber  haben  wir  Noimengruppen  anzuerkennen, 
die  dem  Rechte  und  der  Kraft  des  Individuums,  dem  Werte  der  Indi- 
vidualität mitten  im  Massenkampfe  des  Grofikiqpitals  und  des  Großbetriebs 
Rechnung  tragen  und  Geltung  verschaffen, 
sdrnt«  3.  Mit  dem  rechtlichen  Schutze  der  Beherrschung  der  materiellen  Wert- 

dw  Kiytob.  träger,  der  gewohnlichen  körperlichen  Sachen  muB  sich  der  Kreditschutz 
nach  zwei  Seiten  hin  vrabinden,  als  Schutz  der  Kreditsuchenden  und  als 
Sdiutz  der  Kreditgewährenden  (GHäubigerachutz).  Nadi  beiden  Richtungen 
wird  in  dieser  Beziehung  die  Ausbildimg  des  Gresellschaflsrechts,  namentlich 
des  Aktiengesellschaftsrechts  (Schutz  der  Gesellschaftsgläubiger  neben 
dem  Schutze  der  Aktionäre),  dann  die  Verfeinerung  und  Festigung  des 
Rechtes  der  Wertpapiere  und  die  Ausbildung,  ja  großenteils  Neueinfuhrung 
des  Systems  der  Sachenhaftung  (Warenlombard,  Warrant^^em  u.  dgl.) 
von  hervom^iender  Bedeutung. 
Darst;i»t  4.  Den  in  neuester  Zeit  sich  bikleadea  und  gewift  in  kommenden 
Menschenaltern  noch  zunehmenden  Riesenbetrieben  gegfenüber,  welche 
mit  Hunderttausenden  von  Arbeitern  und  Hunderten  von  Millionen  sich 
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auf  dem  Weltmarkte  betätigen,  diesen  äußersten  Entwickelungen  der 
kapitalistischeii  G«8elbchaft  xtixd  der  Staat  nicht  mit  UeinUdum  Folixel- 
mitteln  hemmend  entgegentreten  dürfen  oder  können.  Die  vis  attracüva 
der  Rieeemmtemdunungen  ist  nun  einmal  nidtt  aufruhalten:  der  Waren- 
handel konzentriert  tüch  in  Warenhäusern,  der  Geldhandcl  in  den 
Gruppierungen  vereinter  Großbanken,  der  Fabrikbntrieb  in  den  Trusts 
und  Kartellen  gewaltiger  geeinter  Aktieng('sellsch^lften:  die  Zukunft  wird 
in  diesen  Großallianzen  noch  Gewaltigeres  zeitigen  als  wir  ahuen  können. 

Ausartungen  der  Grofibetriebe,  insbesondere  Entartungen  zar  Schidi- 
gui^  der  Persönlichkeitsrechte  wird  nur  der  Staat  durch  «ne  groAzi^g^ 
tmd  hauptsadilich  internationale  Pcditik  ausschließen  können:  zumeist  woht 
auf  dem  Gebiete  des  Zoll-  tmd  Steuerwesens.  Vieles  UnwQrdige  und  Schäd- 
liche wird  aber  durch  die  Freiheit  selbst  ausgeschieden  werden,  die  ja  vielfach 
selbst  das  Gegengift  erzeugt  gegen  das,  was  durch  ihren  Mißbrauch  ge- 
fehlt wird.  Auf  dieser  Basis  wird  sich  das  Handelsrecht  fortentwickeln 
und  auch  in  der  Zukunft  aemer  kulturellen  Au%abe  gerecht  werden  unter 
den  Völkern  der  Erde. 
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El  ist  Idar,  dal  dne  besondere  handdaieclifficlie  Litentur  erst  aoftandien  kam» 

nachdem  das  Handelsrecht  als  Sonderrecht  rur  Existenz  und  Geltung  gelangt  war:  letzteres 
trat  in  den  hier  zumeist  in  Betracht  kommenden  Ländern  erst  nach  der  Bildung  des  Handels- 
standes als  eines  geschlossenen  Beruüsstandes  und  demnach  erst  in  der  zweiten  Hälfte  des 
Mittelalters  ein.  AUerdings  hatten  sich  aclioo  vwher,  in  Italien  zumeist,  Schriftsteller  venudaBt 
gesehen,  sich  mit  Erörterung  einzelner,  gewisse  Handelsrcchtsinstitute  betreffenden  Fragen 
SU  beschäftigen;  es  waren  dies  theologische  Schriftsteller,  die  jene  Institute,  namentlich  den 
Wadudvaikdur,  aber  andi  Renten*  und  Verrichemiigsgesdilfte,  von  den  Standponkie  mte^ 
suchten,  daß  die  kanonischen  Zinsverbote  auch  im  Handel  zu  beobachten  seien.  So  ging 
der  systematischen  und  juristisch-wissenschaftlichen  Betrachtung  von  Handelsrechtsinstituten 
eine  moralisch -theologische  Literatur  voran,  siebe  hierüber  Wilhelm  Enduiamn,  Studien  in 
der  romanisch -kanonistischen  Wirtschafts-  und  Rechtslehre  (1874, 1883);  auch  Karl LBHMAMir, 
Lchrb.  d.  H.  R.  (1905)  S.  38ff.  und  für  die  ältere  Literatur  d.  H.  R.  siehe  L.  Goldschmidt, 
Handb.  d.  H.  R.  2.  Aufl.  (1875)  7—9,  23—32,  3.  Aufl.  S.  137—142,  464,  465.  Femer 
siebe  fiir  ^  gcsamle  Darstdlnag  der  Entwidcdting  der  Handebrediislitmitnr  die  auch 
hier  leitende  Abhandlung  von  L.  Goi-DSCHMIDT  in  seiner  „Zeitschrift  für  das  gesamte  Handels- 
recht" Bd.  1  (i»5»ff.)  iff.  ThöL,  H.  R.  b.  Aufl.  $  24.  Gareis.  Lehrb.  d.  H.  R.  in  den 
älteren  Auflagen  $  7  a,  in  der  letzten  (abgekürzt)  $  5  mit  der  in  den  Anmerkungen  ebenda 
(7.  Anfl.  1903.  S.  S3  ff.)  angegebenen  Literatur. 

Jener  von  einem  einseiti^'en  Standpvinkt  ausgehenden  Einzelbetrachtung  der  Kanonisten 
folgte  erst  vom  Reformationszeitalteran  eine  besondere  handelsrechthche  Literatur :  sie  geht 
aus  von  haüeidschen  Juristen,  die  den  Instituten  des  Hindds  dne  streng  romanisdsclie 
Behandlungswcise  zuteil  werden  lassen,  dergestalt,  daB  sie  sie  in  die  Rahmen  des  corpus 
iuris  mechanisch  —  ohne  das  innere  Wesen  der  Institute  zu  beachten  —  also  mehr  oder 
weniger  gewaltMm  ta  pressen  suchen.  iXestr Richtung  gehören  an  B.Stiuccha(i509— 1578), 
S.SCACCIA  (schrieb  um  i6i8),  R.  de  TOSIU  (idlricb  um  1641),  A.  de  Ansaldis  (schrieb  um  1680), 
J.  B.  de  LUCA,  J.  M.  L.  de  CaSAREC.IS  u.  a.  In  demselben  Sinne  berücksichtigten  die 
holländischen  Praktiker  und  die  deutschen  Romanisten  des  XVII.  und  XVIII.  Jahrhunderts 
nebenher  einsdne  Rechtanstitute  des  damaligen  Handels. 

Als  in  Deutschland  die  Erkenntnis  durchdrang,  daß  neben  den  Rerhtsinstituten  des 
römischen  auch  solche  des  einheimischen,  des  deutschen  Rechtes,  namentlich  in  Stadt- 
rechten,  teils  geschrieben  teils  als  gewohnheitsmäßig  hergebracht,  sich  erhahen,  ja  eigen- 
artig fortentwickelt  hatten,  da  begann  mit  der  Trennung  des  deutschen  Privatrechts  vom 
römischen  Zivilrecht  zugleich  die  Emanzipation  eines  besonderen  Handelsrechts  gegenüber 
dem  übrigen  bürgerlichen  Rechte.  War  diese  Separation  auch  dadurch  erleichtert  und  vom 
Standptmkte  der  damaligen  sonalen  Veriiiltnisse  sogar  gehoten,  daA  nun  im  Handdscecht 
das  Recht  eines  besonderen  Standes,  des  Kaufmannsstandcs  erblickte,  auf  dessen  Mitglieder 
die  Anwendung  zu  beschränken  sei,  so  hatte  diese  Trennung  doch  die  für  die  Theorie  des 
Handdsiedits  ungemein  nachteilige  Folge,  dal  Sit  bstltate  des  Haadds  von  ihren  Wundn 
losgerissen,  der  rechtsdogmatischen  Grundlage  beraubt  und  der  streng  juridischen  Betradt- 
tung  entzogen  wurden.  An  die  Stelle  der  letzteren  trat  die  volkswirtschaftliche  oder  nur 
merkantil -technische  Beschreibung  der  einzelnen  Verkehrseinrichtungen  des  Handels;  die 
ISageoMit  des  Handds,  dessen  Anstalten,  wie  man  snnahm,  ncseatlich  von  der  Ussnoe 
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bdianicht,  ilkr  tMSußadhen  Bctradutnagswcite  spotten  mfilten,  winde  10  adir  betont,  dal 
die  Theorie  dieser  Periode,  die  sich  noch  weit  in  das  XIX.  Jahrhundert  hinein  erstreckte, 
kaum  als  eine  juristische,  s^^&dem  nur  als  uHandelswissenschaft"  beaeicbnet  werden  kann. 
Dieser  Richtung  gehören  die  Werke  von  Savakt,  BOSCH,  liDDOiVlCI,  BOHK  u.  a.  an.  USm 
rein  volkswirtschaftliche  oder  merkantil -technische  Auffasiuiiig  kannte,  wenn  sich  GeriditO^ 
die  nicht  oder  nicht  ausschließlich  mit  Kaufleuten  besetzt  waren,  mit  der  Beurteilung  von 
Handelsverhältnissen  su  befassen  hatten,  unmöglich  genügen.  Nachdem  sich  infolge  dieses 
Umstandes  die  engSsdie  und  fransOsisclie  Praxis  —  von  universell  gebiMele»  Juristen  stark 
beeinflußt,  ja  geleitet  —  einer  mehr  juristisch-wissenschaftlichen  Behandlung  der  kommer- 
stellen  Institutionen  zugewandt  hatte,  trat  ein  gleicbes  Bedüiüiis  auch  in  Deutschland  hervor; 
in  dieser  SKnsidit  machte  ridi  in  der  eisten  Hilfte  des  XGC  Jahrhunderts  fak  DentscUaad 
insbesondere  die  Rechtsprechung  des  Oberappellationsgerichts  zu  Lübeck,  dann  die  Wissen» 
schafüichkeit  der  Abhandlungen  des  Hanibui|cr  Archivs  für  H.  R.  und  die  der  Wcdce  von 
Cropp  und  POHLS  geltend. 

An  die  Resultate  der  Lflbecker  Rechtspredun^;  und  an  die  ehenao  mm  edit  jaristisdiea 
Geiste  durchwehten,  zuletzt  genannten  Werke  knüpfte  Heinrich  Thöl  an,  der  es  verstand, 
der  wissenschaftlichen  Behandlung  des  Handelsrechts  in  Deutschland  dadurdi  den  Boden 
sn  festigen,  daB  er  die  Doktrin  des  gcnetneB  OrOnitcben)  Redites  neben  der  meikmil- 
technischen  Behandlungsweise  in  angemessener  Betonung  der  Grundlage  des  in  Deutschland 
in  Kraft  befindlichen  Privatrechts  überhaupt  zur  Geltung  brachte  (Thöl  H.  R.,  erschienen 
1841  in  erster  Aufl.,  in  letzter,  6.  Aufl.  1878,  Frachtrecht  1880).  Ebenfalls  durch  Vereinigung 
der  angedeuteten  Riditnngen  in  der  Anffaasung  der  Handdireditrinslitnle  aeidmen  sidi 
ElNERT,  LiKüE,  BiKNER  u.  a.,  insbesondere  aber  die  Germanisten  aus,  welche  von  jener  Zeit 
an  das  Handelsrecht  als  einen  Teil  des  deutschen  Privatiecbts  darstellten,  wie  Mittermaier, 
Hnijanain),  Gerber,  BunnscHU,  Bbseler,  Gnovsn,  Dahk  und  Siobbe. 

In  Deutschland  waren  dann  rwei  Momente  von  besonderer  Bedeutung  für  die  weiten 
Entwickclung  des  Handelsrechts  und  seiner  wissenschaftlichen  Bearbeitung;  die  Abfassung 
(1857 — 1861),  Einführung  (1861 — 1865),  wiederholte  und  reiche  Kommentierung  (z.  B.  von 
Habn ,  PtTCHBLT,  MakOwbr,  l^vssiiBlt  tt.  a.,  oeoeriich  STAt»),  Abinderang  nnd  Revision 
(1884,  1897)  des  deutschen  Handelsgesetzbuchs,  und  zweitens  die  Errichtung  und  Rechtsprechung 
eines  gemeinsamen  obersten  Gerichtshof  für  Deutschland  (zuerst,  1869,  als  Bundes-,  dann 
Rddiioberiianddageridit,  sdt  1879  Rddisgeridit),  die  anf  die  GkidmiiBigkeit  in  der  Recfats- 
anslegung  vorteilhaft  einwirkten. 

Seitdem  sind  es,  abgesehen  von  den  zahlreichen  Kommentaren  des  Handelsgesetzbuchs 
und  den  Monographieen  und  Zeitschriften,  hauptsächlich  die  Werke  von  Thöl  (s.  oben  S.  116) 
und  von  Goldscbuidt  (dwnda),  dam  das  von  W.  EmmiAinf  (1181—1884)  heMwsgtgebene 
große  Handbuch  des  Handekrechts ,  ein  Sammelwerk,  an  dem  zahlreiche  deutsche  Fach- 
manner wie  R.  Koch,  v.  Völdendortt,  Lastig  u.  a.  mitarbeiteten,  dann  die  Kommentare 
versdiiedener  handdsredididier  Nehengeselie  md  die  neuesten  LdnbBdier  des  Handels* 
und  Wediselredits,  durch  welche  die  Doktrin  des  Handelsrechts  in  seinen  einzelnen  Teilen 
fortgebildet  wird;  von  den  letzteren  seien  die  von  Behrend  (unvollendet),  Cosack  (6.  Aufl. 
1903),  W.  Endemann  (4.  Aufl.  1887),  Kaki.  Luimann  (i.  Lief.  1905,  2.  Lief^  1906)  und  das 
des  Verfassers  (7.  Anfl.  1903)  hier  erwihnt  Dieletrtgenannten  Weri»  endiallen  andi  Litenlnr> 
angaben,  die  vollkommen  zur  Orientierung  ausreichen,  so  Karl  Lehmann,  S.  42 ff. 

Aus  der  ftansösisdien  Literatur  leuchtet  das  grofle  Werk  von  Lyon-Caen  &  KENAia,T, 
TmM  de  droit  commerdal  (3.  <dtt  1898fr.),  glämend  beivor.  Ans  der  italienischen  seien  «fie 
Werke  von  Marghibri,  Vioari  und  Vivante  hervorgehoben.  Im  übrigen  sei  auf  die 
Literaturangaben  in  den  zuletzt  erwähnten  deutschen  Werken  verwiesen,  insbesondere  auf  die 
Obersicht  in  Karl  Lehmanns  H.  R.  S.  44  fi.  und ,  was  das  Wechselrecht  anlangt ,  auf  K.  Gareis 
H.  R.  7.  Aufl.  S,  57a,  S73. 
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VERSICHERUNGSRECHT. 

;.  •  •  Von 

Victor  Ehrenbergw 

BHriff  «id  Einleitung^.  Die  wirtsdiaftiiclie  Existenz  des  Menschen  ist  von  zahl- 
vusicheroa^  rcIchen  Gefohrea  bedroht,  denen  er  nur  dann  getrost  entgegensehen  kann, 
iMiUh  wenn  er  die  GeiriBheit  hat,  bei  ihrem  Eintritt  einen  gfcnügenden  Ersatzwert 
rur  Verfugung  zu  haben.  Es  lieget  nahe,  die  hierfür  erforderlichen  Mittel 
durch  Rig;Pne  Spartätigkeit  zu  gewinnen;  dazu  bedarf  es  nicht  der  Mit- 
wirkung anderer  Menschen,  wohl  aber  müssen  die  Einnahmen  des  einzelnen 
höher  sein  als  seine  Ausgaben,  und  auch  dann  genügt  die  eigene  Spar- 
titlgkeit  nur  fStt  den  Fall,  daA  die  befBrchtete  Gefidir  sidier  nicht  elier 
eintreten  wkd,  als  bis  das  erfordeilidie  Ka|dtal  angesammelt  ist:  so  kann 
IBr  die  Altersversorgung^  und  für  die  Neuanschafiung  abgenutzter  Gebrauchs- 
gegenstande die  Sparfahig^eit  äfis  einzelnen  ansrrichen  und  reicht  in  der 
Tat  sehr  häufig  aus. 

Anders  bei  zufalligen  Gefahren,  d.  h.  solchen,  deren  Eintritt  überhaupt 
oder  wenigstens  zeitlich  ungewiß  ist:  hier  kann  der  einzelne  sich  meist 
nur  unter  llffitwiiknng  andeier  Personen  die  erfofdezlidien  WUteA  sichern, 
und  diese  Mitwirkung  kann  ihm  nur  gewährleistet  werden  mit  Hilfe  des 
Rechtes.  Vereinzelt  verleiht  das  Recht  schon  ohne  weiteres  einen  solchen 
Anspruch,  z.  B.  auf  vSchadenersatz  gegenüber  dem  Verletzer  oder  auf 
Lebensunterhalt  gegenüber  den  Eltern,  meist  aber  bedarf  es  dazu  einer 
besonderen,  rechtlich  geregelten  Veranstaltung,  xmd  damit  stehen  wir  auf 
dem  Boden  des  Versicherungsrechts. 

Das  Versicherungsrecht  (im  weitesten  Sinne  des  W<fftes)  regdt  alle 
■diejenigen  sozialen  Veranstaltungen,  welche  bezwecken,  einen  IQr  den 
Menschen  erforderlichen,  wenig^stens  zeitlich  ungewissen  Bedarf  zu  decken, 
insbesondere  die  ihm  drohenden  wirtschaftlichen  Nachteile  durch  Bereit- 
stellung der  erforderlichen  Geldmittel  abzuschwächen  oder  aufzuheben. 
ä«ibitiiiife  uwl        Für  die  Erreichung  dieses  Zweckes  bieten  sich  zwei  Wege. 

Es  ist  nämlich  möglich,  daß  die  von  einer  solchen  wirtschafUichen 
Gefahr  bedrohten  Personen  in  der  Lage  sind^  zwar  nidit  jeder  fOr  sich 
allein,  aber  aUe  zusammen  diuch  ^pene  SpartStigkeit  die*  WXbelk  au£ni- 
bringen,  um  den  einzelnen  sicherzustellen  (KoUektiversparung):  hier 
beruht  die  Sicherung  rein  auf  Selbsthilfe  der  bedrohten  Privatpersonen, 
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sie  kann  durch  Rechtsgeschäft  verwirklicht  werden,  und  wir  nennen  sie 
daher  PriTAtversichermig.    Ihre  furaktisdie  Dnrdifuhnmg  wird  sehr 

mir  yerhWtnism&Mg  wenige  gefiOirdalii» 
Personen  wirklich  von  der  Gefehr  betrofEen  werden,  weil  Ider  meist  ein 
kleiner  Beitrag  des  einzelnen,  also  eine  geringe  Sparfahigkeit  gBOÜffif  um 
den  wenigen  wirklich  Betroffenen  ihre  selbst  großen  Schäden  zu  ersetzen; 
immer  aber  ruht  sie  auf  egoistischer  Grundlagei  nur  deijenige  leistet 
einen  Beitrag,  der  selber  der  Sicherung  bedarf. 

Es  ist  aber  auch  möglich,  daA  die  GesamÜielt  der  bedrobten  Peraonen 
nicht  imstande  ist^  die  erforderlichen  Mittel  au&abxingen,  ihre  Spatfibl^^cät 
ist  zu  gering  dazu,  weil  die  den  einzelnen  bedrolienden  wirtschafilichen 
Nachteile  zu  groß  sind  oder  zu  bftnfig  auftreten:  dann  bleibt  nichts  übr^, 
als  auch  nichtbedrohte  Personen  zur  Deckung  dieser  Nachteile  heran» 
zuziehen,  und  wenn  dies  nicht  dem  guten  Willen  überlassen  bleiben  soll 
(Wohltätigkeit),  kann  es  nur  auf  dem  Wege  eines  rechtlichen  Befehls 
geschehen:  hier  wird  die  Sicherung  nicht  durdi  Selbsthilfe,  sondern  durch 
Fremdhilfe  ▼erwtrklicht,  ne  bemht  nicht  auf  Recfatsgesdilft,  8on4era 
auf  Rechtsaati,  ta»  tij|tt  als  altruistische  Verncherung  der  egoistischen 
gegenüber,  sie  kann  die  Fonn  der  Staatshilfe  annehmen,  aber  sich  audi 
in  die  verschiedensten  anderen  Formen  kleiden,  sie  kann  endlich  ganz 
rein  auftreten  oder  nur  der  Selbsthilfe  ergänzend  zur  vSeite  treten.  Dies 
ist  natürhch  auch  da  möglich,  wo  erfahrungsgemäß  die  Selbsthilfe  aus- 
reidien  w6i<le;  der  Gesetzgeber  kann  also  s.  K  dne  Staatshilfe  anordnen, 
imi  einer  an  nch  tmgfihigen  Bevölkenmgagruppe  die  Last  der  KoUektiy» 
erspamng  zu  erldchtem  (Hagelversicherung  in  Bayern):  das  ist  daim  eine 
sog.  Liebesgabe,  eine  sozial  nicht  berechtigte  Untentfitsung  ans  fremdem 
Beutel,  eine  erzwm^ene  Wohltätigkeit 

Dieser  sozial -wirtschaftliche  Gegensatz  der  Selbsthilfe  und  der  Fremd-  Primneht  lad 
hilfe  deckt  sich  zwar  bis  zu  einem  gewissen  Grade  mit  den  rechtlichen  ^'^^^l^" 
Gegensätzen  des  Privatrechts  und  des  öffentlichen  Rechts,  der  Vertrags- 
freiheit und  des  Verncherungsswai^,  aber  der  Gesetigeber  kann  es  auch 
für  nutüidi  oder  notwendig  halten,  die  der  Selbsthilfe  fähigen  Bevolkerungs- 
griqipen  zwangsweise  zu  koalieren,  sie  zur  Kollektiversparung  zu  nötiget^ 
die  zum  Zwecke  der  Versicherung  geschaffenen  Privatanstalten  zu  be» 
aufsichtigen,  sogar  staatliche  Versicherungsanstalten  einzurichten  (Immobiliar- 
Feuerversicherungl),  also  auch  auf  diesem  Gebiete  mit  Normen  des  öffent- 
lidien  Redvtes  in  das  Sfddl  der  freien  Krifie  tief 'Anzugreifen,  wie  er  jä 
umgekehrt  auch  den  Gedanken  der  Fremdhilfe  mit  den  Mitteln  des  Privat^ 
rechts,  z.  B.  in  der  eingehen  Form  der  Haftpflicht  des  Staates  oder  der 
Uoteihaltspflicht  dei  Gemeinde  verwirklichen  könnte. 

Immerhin  wird  der  Gesetzgeber  im  großen  und  ganzen  die  beiden 
Grundarten  der  Versicherung  auch  in  ihrer  rechtlichen  Regelung  ausein- 
anderhalten und  sich  bemühen,  eine  jede  der  ihrer  Eigenart  entsprechenden 
Gestaltung  entgegenzufBhren. 
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ViciCMt  Ehrbmbbbo:  VenidiexaiigBiedit 


L  Die  Privatversicherung.  Die  auf  Sdbsdülfe  der  gefiludeten 
Pefsonen  bernlieiide  sog.  Privatvetwchening  ist  die  bei  mtem  ältere  Art 
der  Versicherung,  aie  ist  diivfeiiige,  welche  bis  vor  wenigen  JahRebnten 

allein  gebräuchlich  war. 
Owriiifiin  <i«r        Der  Gedanke,  sich  mit  Hilfe  anderer  Personen  gegen  drohende  wirt- 
miStVMM-i   schaftliche  Gefahren  zu  sichern,  mußte  schon  in  früher  Zeit  auftauchen. 

Die  Cremeinschaft  der  Gefahr  fulute  leicht  zu  genossenschafUichen  Veiw 
binden^  deren  lifi^lieder  sidi  wechsdseitig  Beistand  geIol>ten  oder  durch 
regelmSBigfe  Beiträge  einen  gemeinschaftlichen  l&satzfonds  (Hüfikasse) 
bildeten.  Schon  dem  Altertum  nicht  unbekannt  waren  diese  Verbände 
bald  lockerer,  bald  fester  geknüpft,  bald  nur  für  vorübergehende  Untere 
nehmungen,  bald  für  die  Dauer  berechnet,  bald  nur  gegen  einzelne  Ge- 
fahren, bald  allgemein  zu  Unterstützungszwecken  gegründet  In  dem  Gilden- 
und  Bruderschaftswesen  des  Mittelalters  haben  sie  unter  christlichen  und 
grezmaniscfaen  Einflössen  eine  große  Verbreitimg  gefunden,  und  es  ist 
chankteristisch,  daA  die  Gilden  diese  ilire  Hilfimmtitute  andiMiclitmitg^edem 
gegen  eine  besondere  Gebühr  zugänglich  machten. 

Indessen,  obwohl  diese  genossenschaftlichen  Verbände  das  spätere 
Versicherungswesen  in  mehrfacher  Hinsicht  fruchtbar  beeinflußt  haben,  so 
sind  die  eigentlichen  Wurzeln  der  modernen  Versicherung  doch  in  ihnen 
nicht  zu  suchen.  Diese  ist  entstanden  seit  dem  Ausgang  des  13.  Jahr- 
hunderts in  den  Küstenlindera  des  lifittdUndischen  Meeres,  und  zwar 
r^  zu  Erweibszwecken;  schon  in  der  zweiten  Hüfte  des  14.  Jahrhunderts 
hat  das  Versicherungsgewerbe  liier  eine  große  wirtschaftliche  Bedeutung 
erlangt.  Die  großen  Gefahren  der  Seeschiffahrt,  insbesondere  auch  die 
Piratengefahr  mußten  für  die  Reeder  und  Kaufleute  die  Abwälzung  dieses 
Risikos  auf  solvente  dritte  Personen  erwünscht  erscheinen  lassen,  natürlich 
gegen  ein  beträchtliches  Entgelt,  als  ein  fOr  diese  Personen  sehr  gewagtes, 
aber  im  GlficksfUle  sdir  einträs^ches  CresdiSft.  Und  das  war  nichts  Un- 
erhörtes. Seit  vielen  Jahrhunderten  war  es  üblich,  da£  Kapitalisten  durch 
Gewähnmg  eines  sog.  SeedsaidwiM  (foenus  nauticiun)  die  Seegefahr  einer 
kaufmännischen  Unternehmung  gegen  Anteil  am  Gewinne  auf  sich  nahmen, 
indem  die  geliehene  Summe  nur  im  Falle  des  Gelingens,  darm  aber  unter 
Zusclüag  einer  hohen  Prämie  (sog.  Zinsen)  zurückgezahlt  werden  sollte: 
die  Zinsen  bildeten  den  fixierten  Anteil  des  Kapitalisten  an  dem  Gewinne. 

In  der  Tat  kleideten  sich  die  ersten  SeeverriGherungqK>licen,  die  dch 
in  den  Grenueser  Notariatsarcfaiven  erludten  haben,  in  die  Rechtsfbnn  des 
Seedariehens,  und  erst  als  auch  dieses  Greschaft  dem  kaiwnisdien  Zinsen- 
verbot unterstellt  wurde,  entwickelte  sich  die  Versicherung  zu  einer  selb- 
ständigen Vertragsart,  verbreitete  sich  rasch  über  sämthche  europäische 
Küstenländer  des  Mittelländischen  Meeres  und  durch  spanische  und 
italienische  Kaufleute  auch  nach  den  Niederlanden*  Jn  den  nördlichen 
Ländran  hat  das  Versicherungswesen  seit  der  Mitte  des  16.  Jahrhunderts 
Boden  gefoßt  und  erst  mit  dem  Aufblühen  des  direkten  aüantischen  Handels 
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nach  Indien  und  Amerika  seine  große  Bedeutung  gewonnen.  Längere 
Zeit  aber  blieb  es  auf  die  Sidierung  gegen  Traaqtort«  besondeis  See- 
gefiduren  besdurinkt;  erat  seit  dem  i8.  und  siimal  seit  dem  19.  Jahrhmidert 
haben  mch  die  Feuer-,  Lebens-,  Unfall-,  Hagel-,  Viehversicherung  und 
andere  Arten,  ganz  neuerlich  auch  die  Haftpflicht-  und  Einbruch -Ver- 
sicherung entwickelt;  wenn  schon  die  Urkunden  des  14.  Jahrhunderts  das 
Vorhandensein  einer  Lebensversicherung  dartun,  so  darf  man  dabei  nicht 
an  das  segensreiche  Versorgungsgeschäft  denken,  welches  heutzutage 
diesen  Namen  führt:  vielmehr  handelte  es  sich  meist  um  Wetten  auf  das 
Leben  oder  Sterben  gewiseer  Personen,  2.  B.  des  Papstes  oder  efaies 
ftlfsten  oder  einer  schwangeren  Frau. 

Überhaupt  lauerte  an  der  Wiege  des  jungen  Instituts  die  Gefahr,  daß 
es  zu  Wetten  (also  zu  Spielzwecken)  gemißbraucht  werde,  und  dies  hat 
schon  firüh  die  Gesetzgebung  zum  Einschreiten  veranlaßt  Derartige  Wett- 
versicherungen wurden  verboten  oder  nur  mit  Erlaubnis  der  Regierung 
gestattet,  es  wurde  jede  Versicherung  Ober  den  Wert  des  geOhrdeten 
Liteieases  liinaus  (Obervermcherung),  ja  wohl  adbst  die  Versidierung  des 
vollen  Wertes  untersagt,  damit  die  Versicherten  ao  der  Rottung  der  ver- 
sicherten Werte  interessiert  blieben.  Immerhin  war  auch  dann  noch  das 
Versicherung^strewerbe  äußerst  gefährlich,  und  auch  im  Interesse  derjenigen, 
welche  Sicherung  begehrten,  mußte  eine  Verteilung  des  Risikos  auf  mög- 
lichst zahlreiche  Schultern  sich  als  notwendig  erweisen,  damit  sie  der 
Solvenz  ihres  Vertragsgegners  auch  in  ungfinstigen  Zeiten  gewiA  sein 
durften.  Wibrend  in  der  Sltesten  Zeit  nur  ehuelne  Personen  das  Vex^ 
Sicherungsgewerbe  betrieben  hatten,  wurde  es  daher  seit  dem  17.  Jahr- 
hundert mehr  und  mehr  üblich,  Gesellschaften,  meist  auf  Aktien,  zu  diesem 
Zwecke  zu  gründen  (in  Hamburg  die  erste  im  Jahre  1765),  so  daß  sich  die 
Gefahr  auf  eine  große  Anzahl  von  Personen  verteilte.  Eine  weitere  Ver- 
teilnng  der  Gefiihr  fiuid  dadurch  statt,  daA  der  einr-elne  Untemtiuner  sich 
nur  zu  einer  Quote  an  jedem  Risiko  betdiigte,  was  Idcht  möglich  war, 
wenn  das  Versicherungsgewerbe  äUAk  an  gewissen  HauptplStzen  leonzen- 
trierte und  mit  Hilfe  von  besonderen  Maklern  börsenmäßig  betrieben  wxirde; 
dies  war  in  London  schon  seit  der  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  der  Fall, 
und  zwar  besonders  in  dem  dadurch  so  berühmt  gewordenen  Kaffeehaus 
des  Eduard  Lloyd.  Line  intensivere  Verteilung  der  Gefahr  taud  dann  durch 
das  Aufkommen  der  Rflckversicherung  statt,  auf  die  unten  näher 
mnzugehen  ist 

Während  der  Verdchenu^gedanke  sich  bei  Reedern  und  Kaufleutea 
rasch  eingebürgert  hat,  muß  das  übrige  Publikum  auch  heute  noch  vielfach 
erst  für  ihn  gewonnen  und  erzogen  werden,  die  zu  versichernden  Personen 
müssen  aufgesucht,  angespornt  und  festgehalten  werden.  Daher  wurde  es 
notwendig,  daß  die  Unternehmer  das  ganze  territoriale  Gebiet,  welches 
de  geweibHch  auszamitzen  gedachten,  gleichsam  mit  efaiem  Netze  von 
Mittelspersonen  (Agenten)  überzogen,  und  so  hat  sich  der  Betrieb  der 
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Verrichemiigsagentiir  in  einem  adbständigen  Hil&geweribe  .des  Venidie- 
rungagewerbes  heniugeblldet,  wddies  zuaammen  mit  der  eminent  veiv 
feioMteii  Versicherungstechnik  die  Blüte  des  heutigen  Ptivatrefaidiertti^l«- 
wesens  gezeitigt  hat 

Damit  hat  die  Ausbildung  des  Versicherungsrechtes  nicht  gleichen 
Schritt  gehalten,  insbesondere  ist  die  Privatversicherung  von  der  Gesetz- 
gebung zum  Teil  sehr  vernachlässigt  worden,  imd  hat  sich  wesentlich  durch 
ein  typisches  Vertragsrecht  (sog.  Allgemdne  Veisichenmgsbedingungen) 
weiter  fortgebildet  Nor  die  Seeversichenii^  ist  nach  dem  Vngange  von 
Frankreich  schließlidi  in  .  fest  allen  Seefahrt  treibenden  Staaten  aositUir* 
lieh  kodifiziert  oder  wenigstens  durch  Einzelgesetze  geregelt  worden, 
manche  Gesetzgebungen  haben  auch  die  übrigen  Versicherungsarten  oder 
wenigstens  die  wichtigsten  —  wie  Feuer-  und  Lebensversicherung  —  berück- 
sichtigt, doch  fehlt  es  an  einer  umfassenden,  auf  der  Höhe  der  modernen 
Entwickelung  stehenden  gesetzlichen  Regelung  des  gesamten  Verdcherungs- 
wesens  noch  überall;  Deutschland  hat  eine  solche  Regelung  bereits  be- 
gonnen imd  wird  ne  voraiissiclitflch  im  Lauft  des  Jahres  1906  zum  Abp 
Schluß  bringen  (s.  unten). 
Priinriwi  I.  Die  Privatversichcrung  verwirklicht  sich  wirtschaftlich  stets  auf 

v!^^[iraaK^  der  Grundlage  einer  Kollektivspartätigkeit  der  durch  die  gleiche  Gefahr 
GiCMMitickMt.  bedrohten  Personen,  juristisch  aber  kann  sie  zwar  gleichfalls  in  der 
Fenn  dner  Genossensduift  dieser  Peiaonen  anftreten  (sog.  Versidiernng 
aiif  Gegenseitigkeit),  ebenso  wirksam  aber  auch  in  Gestalt  dner  von 
dritten  Personen  betriebenen  gewerblichen  Unternehmung,  welche  für  eigene 
Rechnung  die  Bciträt^^c  (Prämien)  von  den  gefährdeten  Personen  einzieht 
und  die  Ersatzsummen  an  die  geschädigten  Personen  auszahlt  (sog.  Erwerbs- 
Versicherung  oder  Versicherung  gegen  feste  Prämie). 

In  wiztscfaaftlicher  und  technischer  Beziehung  ist  diese  Unterscheidung 
nicht  sehr  betriditlidi;  der  Haiqitunterschied  besteht  darin,  daß  der  Übexw 
schuA  der  Kinnahmen  über  die  Ausgab«!  im  ersten  Falle  ausschließlich 
den  Verricherten  selber,  im  zweiten  Falle  ganz  oder  teilweise  dem  Unter- 
nehmer zugute  kommt,  und  daß  entsprechend  auch  die  Deckung  eines 
Ausfalls  dort  den  Versicherten,  hier  dem  Unternehmer  obliegt. 

Dagegen  in  rechtlicher  Beziehung  ist  der  Unterschied  ein  sehr 
großer.  Die  Erwerbsversicherung  wird  in  Deutschland  wie  im  Ausland 
(auAer  England^  fast  nur  noch  von  Aktiengesellschaften  betrieben,  und 
Aese  VerdcherungsgeseUschaften  sind  so  gut  wie  vollständig  dem  im 
Handelsgesetzbuch  geregelten  allgemeinen  Aktienredit  unterstellt  Eine 
solche  schablonenhafte  Behandlung  ist  aber  unzweckmäßig.  Denn  bei  Ver- 
sicherungsgesellschaften hat  das  Aktionkapital  eine  ganz  andere  Aufgabe 
als  bei  denjenigen  Gesellschaften,  die  irgendein  anderes  Unternehmen  be- 
treiben, es  ist  nämlich  nicht  Betriebskapital,  sondern  nur  Garantiekapital; 
«ttch  ist  die  Stellung  der  Versicherten  eine  völlig  andere  als  die  der  so» 
stigen  GeseUsdiaft^lliuUger,  so  daA  die  zum  Sdiutn  aller  Gläubiger  aufr 
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gestellten  Vorschriften  teils  überfliUwIg',  teils  unanwendbar  sind;  endlich 
tind  die  xaUreidieii  und  tiefeingreifenden  gesetdidieii  Kautelen  gegfen  die 
mißbräuchliche  Gründung  von  Aktiengesellschaiten  hier  unnötig,  w«l  — 

wie  später  noch  auszuführen  ist  —  jede  Versicherungsgesellschaft  zum 
Grewerbebetrieb  der  staatlichen  Konzession  bedarf.  Es  wird  daher  eine  Auf- 
gabe zukünftiger  Gresetzgebung  sein,  die  VersicherungsaktiengeseUschaften 
einer  besonderen,  vereinfachten  Regelung  zu  unterziehen. 

Für  die  Versicherung  auf  Gegenseitigkeit  hat  sich  im  Laufe  des 
19.  Jahrhunderts  eine  eigentümliche  Grenossenschaftsform  herausgebildet 
^Versicberungsvereine  auf  Gegenseitigkeit«),  wddielQrDeiitsdiland 
durch  das  Gesets  vom  12.  Mai  1901  (§§  15 — 53)  zum  erstenmal  geregelt 
worden  ist-  Auc^  dabei  ist  wieder  zum  Teil  das  Recht  der  Aktiengesell- 
schaften zugrunde  gelegt  worden,  imd  deshalb  muß  hier  ebenfalls  von  der 
Zukunft  eine  zweckmäßigere  Regelung  erhofft  werden.  Schon  jetzt  hat 
das  Gesetz  (§  53)  übrigens  die  kleinen  Gegenseitigkeitsvereine,  nämlich 
solche,  die  einen  sachlich,  örtlich  oder  hinsichtlich  des  Personenkreises 
engbegrenzten  ^milnii^jdareis  haben,  in  dn&cberer  Weise  geregdt:  dahin 
gehmen  z.  B.  Schiflbvwrsicherungsvereine  für  Kustenftbrer,  Kid^^ldeOf 
Totenladen,  Pendonslcassen  und  zahlreiche  andere  Untmtutzungsvereine. 

Sowohl  bM  Gegenaeitigkrits-  wie  bei  Aktiengesdlschaften  erfolgt  der  verdcbenmc 
Versicherungsbetrieb  durch  den  Abschluß  von  Versicherungsverträgen,  ^irt^,^ 

In  ihrer  Eigenschaft  als  Vertragspartei  wird  die  Gesellschaft  „Versicherer** 
(Assekuradeur)  genannt,  die  andere  Partei  heißt  Versicherungsnehmer; 
meist  ist  der  Versicherungsnehmer  der  eigentliche  Interessent,  dem  die 
Gefahr  droht,  d.  h.  der  Versicherte:  wo  dies  nicht  der  Fall  ist,  spricht  man 
von  einer  Verricherung  für  fremde  Redmung,  besser:  Versicherung  eines 
fremden  Interesses. 

IMe  rechtüdie  R^elung  dieser  Versicherungsverträge  bildet  den 
Lihalt  des  Versicherungszivilrechts  als  eines  Teiles  des  bürgerlichen 
Rechts,  während  die  Beaufsichtigung  des  Betriebs  der  privaten  Ver- 
sicherungsunternehmungen dem  öffentlichen  Recht  angehört:  jenes  soll  im 
toli^^enden  Abschnitt  (Nr.  2),  dieses  in  einem  weiteren  Abschnitt  (Nr.  3) 
dargestellt  werden, 

2.  Die  Versicherungsverträge  imterscheiden  sich  nach  Voraus-  ArMnd«r 
Setzungen,  Inhalt  und  Wirlcungen  zimächst  mit  Rücksicht  auf  die  Art  der  ^^^^^^^^ 
Gefahr,  denen  das  verncherte  Objekt  (Person  oder  Sache)  ausgesetzt  ist, 
und  meist  tragen  sie  auch  danach  ihre  verschiedenen  Namen  als  See-y 

Transportiy  Feuer-»  Hagel-,  Unfall-,  Haftpflicht-,  Lebensverricherung;  nodi 

wichtiger  ist  aber  die  Unterscheidung  in  Schadens-  und  Summenver- 
sicherung, welche  zwar  von  dem  Inhalt  der  von  dem  Versicherer  zu 
machenden  Leistung  hergenommen  ist,  sich  aber  im  wesentlichen  mit  der 
Unterscheidung  nach  dem  versicherten  Objekt,  also  mit  dem  Gegensatz 
.der  Gflter-(Sach-)  imd  Personen-Versicherung  dedct 
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Bei  der  Schadensvmidieniiig  vwiqpridit  der  Verricherer,  dem  Ver- 
sicherten einen  näher  bestimmten  VennSgenssdiaden  zu  ersetzen;  hei  der 
Summenverdchenmg  (deren  Hanptfall  die  Versicherung  auf  den  Todes&ll, 

sog.  Lebensversicherung'  ist)  verspricht  der  Versicherer  beim  Eintritt  eines 
bestimmten  Ereig^nisses  eine  bestimmte  Geldsumme  zu  zahlen.  Jede 
Schadensversicherung  setzt  voraus,  daß  ein  Ereignis  droht,  an  dessen 
Ausbleiben  der  Versicherte  ein  Interesse  hat;  die  Ersatzpflicht  des  Ver> 
sicherers  aber  tritt  erst  ein,  wenn  dieses  Ereignis  einen  Schaden  herbei- 
geführt hat,  und  sie  richtet  sich  nach  der  Hohe  des  entstandenen  Schadens, 
der  also  erst  festgestellt  werden  muß.  Alles  dies  fallt  bei  der  Summen» 
Versicherung-  fort;  die  Leistungspflicht  des  Versicherers  ist  hier  schon  mit 
dem  Eintritt  des  befürchteten  Ereignisses  entstanden  und  steht  dann  nach 
Art  und  Höhe  fest 

Danach  muß  man  darauf  verzichten,  einen  einheitlichen  Begriff  des 
Versicherungsvertrags  aufaistiellen.  Wohl  aber  lassen  ddi  gewisse  all- 
gemeine rechtliche  Merkmale  angfeben,  welche  fOr  aUe  Arien  von 
Versicherungsverträgen  charakteristisch  sind:  sie  residtieren  aus  der  eigen- 
tümlichen Technik  des  Versicherungsbetriebs,  die  den  Abschluß  von 
Massenverträgen  verlangt,  damit  durch  solchen  Großbetrieb  das  Gesetz  der 
großen  Zahlen  wirksam  wird  und  das  Versicherungsgewerbe  den  aleatori- 
schen Charakter  verliert,  der  dem  einzelnen  Versicherungsvertrag  in  so 
hohem  MaAe  anhafUt 
AUc<meme  Daiaus  ergibt  Mch  zunächst  die  Notwendigkmt  mnes  typischen 
Vertragsinhalts,  d.  b.  gleichmäßiger  Verdcfaerungsbedingungen,  welche 
der  Versicherer  allen  seinen  Verträgen  zugrunde  legt.  Wenn  aber  der 
Inhalt  dieser  Allgemeinen  Bedingungen  einseitig  vom  Versicherer,  ohne 
Mitwirkung  von  Vertretern  der  anderen  Vertragspartei,  festgestellt  wird, 
dann  liegt  die  Gefahr  nahe,  daß  er  sehr  wesentlich  nach  dem  Interesse 
des  Versicherers  ausfallen  wird;  diese  Gebhr  steigert  sich  natnigemäfl^ 
wenn  die  Versicherungsgesellschafkien  dner  Branche  sidi  fiber  identische 
Bedingungen  einigen,  weil  dadurch  der  Segen  der  Konkurrenz  insoweit 
ausgeschlossen  wird  imd  der  Versicherte  nur  die  Wahl  hat,  unversichert 
zu  bleiben  oder  sich  diesen  Bedingungen  zu  unterwerfen.  Daher  muß  der 
Inhalt  des  Versicherungsvertrags  da,  wo  dem  Versicherer  nicht  An- 
gehörige gleich  geschäftskundiger  Bevölkerungsgruppen  als  Versicherte 
gegenüberstehen,  bis  zu  dnem  gewissen  Grade  der  WiUkfir  der  Parteien 
entzogen  werden,  er  ist  powtiv  und  negativ  durdi  gesetzliche  Vorschriflen 
mit  zwingender  Widcong  festzustellen;  ähnlich  wie  z.  B.  gegenüber  den 
Eisenbahnverwaltungen  hat  der  Gesetzgeber  auch  hier  das  Prinzip  der 
Vertrag.sfreiheit  zum  Schutze  des  Publikums  beträchtlich  einzuschränken. 

Der  Großbetrieb  des  Versicherungsgewerbes  bringt  es  ferner  mit  sich, 
dafl  der  Versicherer  in  ungewöhnlichem  Mafia  auf  die  Zuver- 
lässigkeit der  Versicherten  angewiesen  ist  Man  pflegt  den  Vov 
ncherungsvertrag  daher  wohl  als  contractus  ubenimae  fidei  zu  bezdchnen. 
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Zwei  Gefahren  sind  es  besonders,  die  den  Versicherer  da  bedrohen,  wo 
es  an  acddier  ZuTexl&ssigkeit  auf  der  anderen  Seite  feUt:  einmal  mnB  er 
befürchten,  keine  rati<melle  Auswahl  der  Rinken  vornehmen  zu  können, 
also  dmdi  Verschweigungen  oder  untichtige  Angaben  des  Versicherungs- 
nefamers  zum  Abschluß  von  Versicherungsverträgen  veraalaBt  zu  werden, 
die  er  sonst  überhaupt  nicht  oder  wenijrstens  nicht  zu  dem  vereinbarten 
Prämicnsat2e  abgeschlossen  haben  würde,  weil  bei  ihnen  die  Gefahr 
beträchtlich  über  den  Durchschnitt  hinausgeht,  und  sodann  liegt  für  den 
Versidierten  die  Versudning  nahe,  daA  er  die  Versicherang  benntse,  um 
sich  auf  unlauterem  Wege  Vorteile  zu  verschaffen,  insbesmidere  durch 
absidididie  HerbeifQhmng  des  schädigfenden  Ereignisses,  durch  Über- 
taxierung der  gefährdeten  Grüter  oder  durch  falsche  Angaben  über  die 
Höhe  des  entstandenen  Schadens.  Dies  alles  konnte  naturgemäß  nicht 
ohne  starke  Rückwirkung  auf  den  Inhalt  der  Versicherungsverträge  und 
der  Gesetze  bleiben.  Vor  allem  mußte  es  die  Versicherer  bestimmen,  sich 
durch  eine  selir  rigorose  Fassung  der  Verridierui^bedingiingen  geg^ 
die  F€Agttk  dner  solchen  Handlungsweise  ihrer  Versicherten  zu  schfitzen 
und  Klauseln  aufzunehmen,  die  zwar  nur  auf  den  unzuverlässigen  Ver- 
sicherten gemünzt  waren,  aber  kraft  ihrer  allgemeinen  Fassung  sich  nicht 
selten  als  Fallstricke  für  den  redlichen  Versicherten  erwiesen.  Das  aber  Se*ita  d«  Vw 
mußte  wiederum  eine  Reaktion  der  Gerichte  wachrufen,  die  durch  künstliche  ^^Toliiwlfc? 
und  vielfach  imhaltbare  Auslegungen  den  Versicherten  gegen  solche 
Ungebflhr  zu  sdiützen  suchten,  so  daB  in  Wahrh^  nunmehr  beide  Partien 
an  «ner  angemessenen  Einsduinkui^  der  Vertrsgsfireiheit  durch  den  Greset»- 
geber  ein  Interesse  haben,  weil  dadurch  der  jetzt  bestehenden  Rechts- 
unsicherheit ein  Ende  bereitet  wird.  * 

In  der  Tat  sind  also  gewisse  allgemeine  rechtliche  Merkmale  sämt- 
lichen oder  doch  den  meisten  Versicherungsarten  charakteristisch,  aber 
trotzdem  ist  es  schwierig,  in  größerem  Umfange  konkrete  Rechtssätze  auf- 
znsteU«!,  weldie  auf  alle  oder  doch  auf  zahlreiche  Vosidierungsaxten 
ohne  Eänschränknng  Anwendung  finden.  Bm  dem  Versuche,  allgemmne  oeMtiUGiui 
Rechtssätze  ffir  alle  Versicherungszweige  aufzxistellen  —  den  schon  zu  **«^»- 
Ausgang  des  18.  Jahrhunderts  das  Preußische  Landrecht  gemacht  hat  und 
den  neuere  Handelsgesetzbücher  (insbesondere  das  Italienische)  wieder 
aufgenommen  haben  —  ist  es  meist  bei  einigen  farblosen  Leitsätzen  ge- 
blieben. Erst  in  neuester  Zeit  sind  zwei  Gesetzentwürfe  erschienen, 
welche  der  Regelung  der  einzelnen  Versicherungsarten  einen  umfang- 
reichen „Al^emdnen  T^**  vorausschidEen;  es  ist  der  vim  Bro£  Roelli 
ausgearbeitete  Schweizer  Entwurf  und  der  im  Reichsjustizamt  festgestellte 
Entwurf  für  das  Deutsche  Reich. 

In  Deutschland  ist  die  Rechtslage  bislang  folgende:  dvu-ch  Reichs- 
gesetz geregelt  ist  die  Seeversicherung  (in  Buch  4,  Abschnitt  10  des 
Handelsgesetzbuclis),  aufierdem  dnd  nur  einzdne  privatreditliche  Veiw 
haitnisse  im  Büigerlichen  Gesetzbuch  und  un  Gesetze  vom  iz.  Mai  tqoi 
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geordnet;  die  gewerbsmäßige  ÜbenialuiievvmVerriclierungen  gegen  FrSmten 
ist  zum  Handdsgewerbe  erklärt  (EL G.B.  §  x  Abs.  2  Nr.  3).  Landesrechtlich 
ist  ledigfich  die  Feuenrecndienmg  in  einer  Rohe  you  Bondesstuten  ge- 
regelt, so  auch  in  Preußen;  die  Voraduifken  des  AUgemeinen  Landrechts 

sind  größtenteils  veraltet 
SikiHia^  Der  im  Herbst  1905  dem  Reichstage  mit  einer  „Begründung"  vor- 
gelegte  „Entwurf  eines  Gesetzes  über  den  Versicherungsvertrag"  beruht 
auf  einem  im  Reidisjustiflunt  aufgestellten  mid  berrits  Im  Jalu»  1903  ver- 
öflientlicliten  Entwarf  (£.  I).  Dieser  hat  dann  auf  Gnnd  der  ihm  zuteil 
gewwdenen  um&ssenden  Kritik  eine  onente  Umaibdtnng  im  Reicha- 
justizamt  und  eine  Reihe  von  Veränderungen  im  Bundesrat  er&hren.  Er 
besteht  aus  fünf  Abschnitten.  Der  erste  Abschnitt  —  ungefähr  ein  Viertel 
des  Ganzen  umfassend  -  -  enthält  Vorschriften  für  sämtliche  Versicherungs- 
zweige, der  zweite  —  welcher  fast  die  Hälfte  einnimmt  —  regelt  die 
Schadensverrfdiearung,  und  zwar  sowohl  im  allgemeinen  wie  in  üuen 
einielnen  Hai;Q>tarteo,  als  Feuer-,  Hagel-,  Vieh-,  Tran^tor^  und  Hafipffich^ 
▼ecmAerung;  das  letzte  Viertel  des  Entwürfe  gebort  der  Lebens-  imd 
Unfallversicherung  und  enthält  außerdem  die  üblichen  Schluß  Vorschriften. 
Gleichzeitig  ist  der  Entwurf  eines  Kinfuhrungsgesetzes  ausgearbeitet  (welches 
vor  allem  Übergangsbestimmungen  enthält),  ferner  ein  (Teset/entwurf  betr. 
Änderung  der  Vorschriften  des  Handelsgesetzbuchs  über  die  Seever- 
aidierung,  welcher  dazu  besünunt  ist,  die  Seeverddiening  ndt  gewissen 
allgemeinen  Grundsätzen  des  Hauptgesetzes  in  Übereinstimmung  zu  bringen. 
Dieses  Haup^gesetz  selbst  soll  nämlich  auf  die  Seeversicherung  keine 
Anwendung  finden.  Auch  auf  die  nach  Reichs-  und  Landesrecht  ge- 
*  regelten  Hilfskassen  der  verschiedensten  Art  sollen  die  Vorschriften 
des  neuen  Gesetzes  keine  Anwendung  finden  (weis  ebenfalls  zu  billigen 
ist),  und  schließlich  wird  auch  die  Rückversicherung  ihrem  Geltimgs- 
bördch  entzogen.  Die  Rückversidierung  bl^bt  danädi  der  einzige  Veiw 
sicherungsvertrag,  welcher  auch  künftig  jeder  gesetdichen  Regelung  enU 
hehren  wird. 

Man  mag  über  diese  modernen  Versuche,  die  Gesetze  über  den  Ver- 
sicherungsvertrag mit  einem  umfassenden  „Allgemeinen  Teile"  zu  eröffnen, 
denken  wie  man  will,  jedenfalls  ist  so  viel  zuzugeben,  daß  einige  Materien 
eine  identische  Regelung  für  sämtliche  Versichenmgsarten  vertragen, 
vantdmac»-  ja  oiheischen.  Dahin  geliSrt  in  erster  Linie  die  Redilslage  der  Ver- 
**"^  Sicherungsagenten.  Diese  Agenten  and  für  die  meisten  Verncherungs- 
zweige  allmählich  ein  unentbehrliches  lifittel  des  Gewerbebetriebs  geworden, 
und  doch  ist  ihre  rechtliche  Stelluncr  noch  sehr  bestritten;  besonders  ist 
zweifelhaft,  inwiefern  die  Versicherungsgesellschaften  für  Handlungen  und 
Unterlassungen  ihres  Agenten  den  Versicherten  gegenüber  verantwortlich 
sind,  so  für  Anweisungen,  die  er  gibt,  für  Zusagen,  die  er  macht,  für 
Auskünfte,  ^e  er  in  bezug  auf  den  Sbn  der  Verddierungsbedingungen 
arteih  us£   Das  aber  ist  um  so  bedenkliclter,  als  —  abgesehen  von  der 
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S«eveisic]ierung  —  fast  in  aUea  FlSen  der  AbschluA  des  Venidierungs- 
vertrags  durch  Vennhtelnng  eines  Agenten  erfolgt 

Dieser  AbscUufl  geschieht  -bei  den  Knnenversicherungen  meist  auf 
Grund  eines  sog.  Fragebogens,  durch  dessen  richtige  und  vollständige 
Beantwortung  von  sehen  des  Versicherungsnehmers  (Erfüllung  der  „An- 
zeigepflicht**) dem  Versicherer  die  oben  bereits  charakterisierte  Auswahl 
der  Bisiken  ermöglicht  wird.  Eine  schuldhafte  Verletzung  dieser  Ver- 
pflichtung hat  zur  Folge,  daA  der  Vertrag  Ar  den  Versiciienr  wweiMiidHch, 
die  Prämie  ihm  aber  trotzdem  ver&Uen  ist  Regehnäfiig  stellt  der  Ver- 
sidierer  eine  Urkunde  Aber  den  Inhalt  des  Versicherungsvertrags  aus,  die 
dem  Versicherungsnehmer  gegen  Zahlung  der  ersten  Pritnie  ausgehändigt 
wird  („Einlösung  der  Police"),  auch  die  späteren  Prämien  sind  stets  prä- 
numerando zu  entrichten,  nur  bei  der  See-  und  Transportversicheruntr  ist  „  ."^ 
ein  Kreditieren  der  Prämien  üblich.  «Unw. 

Diese  dem  VetsidiMrer  entiiditeDde  PrSmle  riditet  dch  nicht  nur 
nach  der  Höhe  der  von  ihm  zu  machenden  Leistung  und  nach  der  Grröfie 
der  von  ihm  übernommenen  Gre&hr,  sondern  natürlich  auch  nach  der 
Dauer  des  Versicherungsvertrages,  d.  h.  der  vereinbarten  Versidiemngs- 
zcit,  je  nachdem  der  Vertrajof  nämlich  auf  Lebenszeit  einer  Person  ge- 
schlossen wird  (so  meist  bei  der  Versicherung  auf  den  Todesfall)  oder  auf 
eine  bestimmte  Kalenderzeit  (so  die  Regel)  oder  auf  die  Dauer  einer  be- 
stimmten Unternehmung,  z.  B.  einer  Reise  (so  häufig  bei  der  Seever* 
Sicherung^  Die  Prämie  wird  mm  aber  nur  in  dem  letzten  Falle  für  die 
ganze  Dauer  der  Versicherung  berechnet,  sonst  regelmäßig  für  je  ein 
Kalenderjahr,  und  dieser  Zeitraum  wird  Versichenmgfsperiode  genannt 
Für  jede  Versicherungsperiode  gilt  das  sog.  Prinzip  der  Prämieneinheit, 
d.  h.  sobald  eine  solche  Periode  zu  laufen  begonnen  hat,  wird  die  ganze 
Jahresprämie  geschuldet,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  und  in  welchem  Zeit- 
punkt das  Ereignis  eintritt,  durch  weldies  die  Leistung  des  Verdcherers 
ausgelöst  wird  (sog.  Versidierungsfidl). 

Eine  nachtrSglicihe  unerwartete  Erhöhung  der  Gefahr  berechtigt  Nacbtriguch« 
den  Versicherer  meist  zur  Aufhebung  des  Vertrags,  besonders  für  den  .^^^ 
Fall,  daß  der  Versicherte  selber  diese  Erhöhung  herbeigeführt  hat  Droht 
das  befürchtete  Ereignis,  so  hat  der  Versicherte  nach  Kräften  für  seine 
Abwendung,  imd  wenn  es  doch  eintritt,  für  tunlichste  Minderung  seiner 
nachteiligen  Folgen  zu  sorgen  (sog.  Rettungspflicht). 

Bei  der  Schadensversicherung  ist,  wie  oben  bereits  angedeutet,  nur 
das  Interesse  versicherbar,  dessen  Geldwert  als  „Versicherungswert"  venichannig»- 
bezeichnet  wird.  Der  für  den  Fall  eines  Totalverlusts  dieses  Interesses 
vereinbarte  Ersatz,  die  sog.  „Versicherungssumme",  braucht  nicht  der 
Höhe  des  Versicherungswerts  gleichzukommen  („Unterversicherung"  oder 
teilweise  Selbstversicherung  des  Versicherten),  aber  sie  darf  die  Höhe  des 
Versicherungswerts  nicht  übersteigen  („Überversicherung ") ,  weil  die  Ver- 
sicherung niemals  zum  Gewinn  fuhren  soll,  damit  der  Versicherte  nicht 


Digitized  by  GooqI 


128  VKStm.  Ebbbnbbg:  VcBridieninffHedtt 


in  Versuchung  gerate,  den  Schaden  selber  herfoeizofuhren.  Aus  demselben 
Grunde  ist         Doppdversidienuig  desselben  Interesses  hei  msSanrea 


Verricherern  zwar  gestaltet  0>ei  der  Seeversicherung  freilich  nur  ausnahmt 
weise),  führt  aber  stets  nur  zu  einmaligem  Schadensersatz.  Bleibt  die  Ver- 
sicherungssumme hinter  dem  Versicherungswert  zurück,  so  werden  auch 
Teilschäden  (sog.  Partial Verluste)  nur  im  Verhältnis  der  Versicherungssumme 
zum  Versicherungswert  ersetzt 

Doch  dies  alles  gilt,  wie  gesagt,  nur  für  die  Schadensversicherung, 
dar  Leben.-  ^^j,^  elozelne  Arten  dann  wieder  zahlreiche  Besondeiheiten  «uiweisen. 
Dagegen  bei  der  Sununenverslcherung,  insbesondere  also  bei  ihrem  Haiqit- 
fall,  der  Lebensversicherung,  wird  der  Nachweis  eines  Interesses 
niemals  verlangt,  selbst  bei  der  Versicherung  auf  ein  fremdes  Leben  wird 
nur  Zustimmung  desjenigen  verlangt,  von  dessen  Tod  die  Zahlung  der 
Versicherungssumme  abhängig  sdn  soll;  daher  dnd  auch  Dqppelver- 
sidierttngen  in  bdiebiger  Zahl  und  H^e  gestattet  Auch  bildet  die 
Lebensversichenii^  eine  Ausnahme  von  dem  sonst  ganz  allgemein  gelten^ 
den  Grundsätze,  daß  bei  vorsätzlicher  Herbeiführung  des  befürchteten 
Ereignisses  durch  den  Versicherten  der  Versicherer  niemals  zur  Zahlung 
verpflichtet  ist;  zwar  die  Gesetze  gehen  nicht  so  weit,  wohl  aber  bestimmen 
die  Versicherungsbedingungen  jetzt  häufig,  daß  unter  allen  Umständen, 
also  auch  im  Falle  dnes  bei  klarem  Geisteszustände  erfolgten  Selbst- 
mordes die  Versicherungssomme  ausgesahlt  wird,  vorausgesetzt,  daA 
die  Verrichenmg  schon,  je  nachdem,  ein  oder  mehrere  Jahre  —  die  sog. 
Karenzzeit  —  hindurch  bestanden ,  hat  („Unanfechtbarkeit  der  Poüce**). 
Die  Lebensversicherung  wird  auch  sehr  häufig  zugunsten  bestimmter 
Personen  genommen,  der  sog.  „Begünstigten",  z.  B.  der  Frau,  der  Kinder 
des  Versicherten:  diese  erhalten  dann  mit  dem  Tode  des  Versicherten  einen 
unmittdbaren  Ansprudi  auf  die  Verdcherungssamme,  die  also  nidit  in  den 
Nachlafl  des  Verstorbenen  fallt  und  daher  auch  dessen  Gläulngeni  mcht 
hafket  Die  wichtigste  i^gentümlichkeit  der  Lebensversicherung  besteht 
aber  darin,  daß  der  Versicherungsfall  hier  immer  eintritt,  daß  also 
jeder  Versicherungsvertrag  schließlich  zu  einer  Zahlungsverpflichtung  des 
Versicherers  führt  Was  der  Versicherungsnehmer  nämlich  befürchtet,  ist 
nicht  —  wie  bei  der  Schadensversicherung  —  der  Eintritt,  sondern 
lediglich  der  vorzeitige  Eintritt  eines  Ereignisses,  nicht  der  Tod,  sondern 
der  vorzeitige  Tod  bestimmt  ihn  zum  Abschluß  des  Vertn^  Die 
Möglichkeit  des  Sterbens  vor  der  Ersparung  einer  genügenden  Summe 
zur  Versorgung  seiner  Hinterbliebenen  —  das  ist  die  Gefahr,  die  ihm 
droht.  Trotzdem  soll  aber  nach  dem  Inhalt  des  Vertrags  die  Leistung 
des  Versicherers  an  seine  Hinterbliebenen  auch  dann  erfolgen,  wenn  diese 
Gefahr  gar  nicht  eintritt,  also  wenn  der  Versicherungsnehmer  die  höchste 
Lebensdauer  erreicht  Daraus  ergibt  sich,  daft  die  Lebensverddierung' 
wirtschaftlich  eine  doppelte  Fünkdon  hat,  sie  ist  zugleich  Versicherung 
(Kolleküverq>arung)  und  Ki^talanhäufung  (Einzdersparung  wie  bei  einer 
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Sparkasae);  jeder  Verricheite  zaUt  nimlich  mehr  als  fOr  den  UoBen  Ver- 
dcherung^weck  (Sicherung  gegen  vorzeitiges  Sterben)  erforderlich  wSre, 
und  auf  dieses  Guthaben  (die  sog.  Prämienreserve)  hat  er  selbst  dann 
Anspruch,  wenn  er  von  der  Versicheruncf  zurücktritt;  meist  ist  der  Ver- 
sicherer jedoch  befugt,  ihm  statt  dessen  eino  neue  Police  mit  entsprechend 
reduzierter  Versicherungssumme  auszustellen.  Diese  Prämienreservc  ent^ 
Spricht  mit  Erreidiung  der  höchsten  Lebensdauer  (als  solche  wird  nach 
den  MortalitSlstabellen  in  der  Regel  das  90.  Lebensjahr  angenommen)  der 
vereinbarten  Versicherungssumme;  nimmt  man  also  h&m  Abschluft  des 
Vertrags  statt  des  90.  ein  beliebiges  früheres  Lebensjahr,  z.  B.  das  60.  als 
äußerste  Lebensgrenze  an  und  vereinbart  danach  eine  entsprechend  höhere 
Jahresprämie,  so  ist  die  volle  Versicherungssumme  schon  mit  dem  Tode 
des  Versicherungsnehmers,  spätestens  aber  mit  dem  Eintritt  seines  60.  Lebens- 
jahres hewmssttiahlen.  Auf  diese  Weise  kann  derLebensversich^wigsvertrag 
(als  sog.  abgdcfir^  oder  gemischte  Versicherung)  nicht  nur  filr  die  Ver- 
sorgung der  Unterbliebenen,  sondern  auch  für  die  Altersversorgung  des 
Versicherungsnehmers  selbst  nutzbar  gemacht  werden. 

Eine  sehr  eigentümliche  Sonderstellung  nimmt  auch  die  Haftpflicht-  Hafipflkh»* 
Versicherung  ein.  Hier  ist  das  vom  Versicherungsnehmer  befürchtete 
Ereignis  ein  rein  juristisches,  nämlich  die  Möglichkeit,  von  einem  ge- 
schädigten Dritten  auf  Schadensersatz  in  Anspruch  genommen  zu  werden, 
und  was  der  Versicherer  ihm  dagegen  zunchert,  ist  nicht  nur  Ersatz  der 
dem  Dritten  gemachten  Leistung,  sondern  auch  Rechtsschutz  gegen  eine 
unberechtigte  Klage  des  Dritten.  Die  Haftpflichtversicherung  gehört  also 
augenscheinlich  der  Schadensversicherung  an,  aber  sie  unterscheidet  sich 
von  den  reinen  Formen  dieser  Versicherungsart  dadurch,  daß  der  Ver- 
sicherer schon  in  Aktion  treten  muß,  bevor  dem  Versicherten  ein  Schaden 
erwachsen  ist,  ja  sogar,  wenn  ihm  ein  soldier  überhaupt  nidit  erwachsen 
wird  (z.  B.  bei  ganz  ungerechtfertigter,  frivoler  Inan^michnahme  seiner 
Haftpflicht  durch  den  Dritten);  auch  ist  das  versicherte  Interesse  im  voraus 
meist  nicht  abschätzbar,  es  fehlt  daher  in  der  Regel  an  jedem  Ver- 
sicherungswert, \md  daher  wird  auch  eine  Versicherungssumme  häufig  gar 
nicht  vereinbart 

In  juristischer  Beziehung  verwandt  mit  der  Haftpflichtversicherung  ist  Mck- 
die  Rfickversicherung,  kraft  deren  sich  ein  Verridierer  (der  Hauptver-  ^"^"^^ 
sidieret)  bei  einem  anderen  Vermcherer  (dem  Rückverdcher^  gag<an  die 
Gr^dir  versichert,  die  er  selber  durch  den  Versicherungsvertrag  auf  sich 
genommen  hat  Auch  hier  ist  also  das  befürchtete  Ereignis  ein  juristisches, 
nämlich  die  Möglichkeit,  aus  dem  Versicherunt^svertrage  auf  Leistung  in 
Anspruch  genommen  zu  werden.  Ihr  Zweck  ist  aber  selten  Abwälzung 
des  ganzen  Risikos  auf  den  Rückversicherer,  sondern  Verteilvmg  des 
Ridkos  auf  mdirere  Vondchaer  (unter  entsprechender  Verteilung  der 
Ftamie);  es  ist  also  ein  wirtschafUiches  Gemeinschaftsverhältnis  beab- 
sichtigt, aber  ohne  juristische  Crememschaft,  und  der  (EIaupt-)Versicherte 
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wird  durch  die  Rückversicherung  überhaupt  nicht  berührt,  er  hat  es  stets 
nur  mit  seinem  Versicherer  zu  tun.  Bei  der  Rückversicherung  geht  die 
Absicht  der  Fteteien  also  idemab  wat  Erlangung  und  Crefrtluruag  v<m 
Rechtaschute,  vielmehr  ist  gerade  iiii^[«kehrt  die  etwaige  PkoxeflfBhmng 
mit  dem  Veisidierteii  und  die  gesamte  Sdiadensregrulierung  ausschlieAUdi 
Sache  des  Haupt^^ersicherers,  der  dafür  eine  Provinon  (in  Gestalt  eines 
Abzugs  von  der  im  übrigen  unter  alle  Versicherer  zu  verteilenden  Prämie) 
erhält;  natürlich  aber  müssen  die  Rückversicherer  ihrerseits  gegen  eine 
leichtfertige  Geschäftsführung  des  Hauptversicherers  geschützt  werden,  und 
deshalb  ist  dieser  verpflichtet,  stets  eine  Quote  des  Risikos  fOr  eigene 
Rechnung  zu  bdialten:  durch  diese  tdlweise  Selbstverstchenmg  biribt  er 
an  einer  sorgfUt^fen  Schadensregulierung  interesdert,  und  sdn  eigenes 
Interesse  schützt  damit  zugleich  das  Interesse  der  Rückversicherer. 

So  stellt  sich  die  rechtliche  Gestaltung  der  Rückversicherung-  als  eine 
wahrhaft  geniale  Schöpfuntf  des  Verkehrs  dar,  durch  die  sich  diese  Ver- 
sicherungsart, ganz  unbeeinüußt  von  Eingriffen  des  Gesetzgebers,  zu  dem 
wichtigsten  HilfirinsÜtnt  für  samtliche  anderen  Versicherungsarten  entvdckelt 
LaofoDde  hat  Ihre  feinste  und  höchste  Entwickelung  hat  de  in  der  sog.  laufenden 
varaktanii»  Versicherung  gefunden,  einer  sehr  eigimtSmlichen  Verrichemngsar^ 
welche  schon  vorher  bei  der  Seeversicherung  aufgekommen  war.  Diese 
ermöglicht  es,  auf  Grund  eines  einzigen  Vertrags  die  Deckung-  aller 
künftigen  Risiken  für  längere  Zeit  im  voraus  zu  sichern,  also  ohne  daß 
es  eines  besonderen  Vertragsschiusses  über  die  einzelnen  Versicherungen 
bedarC  Bei  der  Rückversicherung  wird  hierdurch  eine  sofortige  Ver- 
teilung der  Risiken  je  nach  Bedarf  über  einen  oder  mehrere  Versicherer 
gewährleistet  und  damit  die  Ge&hr  für  den  einseinen  sehr  eiheblidi 
vermindert 

iHirtiMhiiti  ,1.  Das  Versicherungsgewerbe  gehört  zu  denjenigen  Gewerben,  deren 
Betneb  besondere  Gefahren  für  weite  Kreise  des  Volkes  mit  sich 
bringen  kann.  Zunächst  gilt  dies  von  dem  Inhalt  der  Versicherungs- 
verträge. \^e  bereits  hervorgehoben,  sind  <fie  Versidierungsgesellschalten 
in  der  Lage,  durdi  Verrinbarung  gemeinsamer  „Bedif^rungen'*  den  Segen 
der  Kohlrarrenz  großenteils  auszuschließen  und  den  Versicherten  die  Zu- 
stimmung zu  höchst  bedenklichen  Vertragsklauseln  abzunötigen;  dieser 
Gefahr  konnte  —  wie  oben  erwähnt  —  auch  schon  auf  privatrechtlichem 
Wege,  nämlich  durch  Erlaß  eines  Gesetzes  über  den  Versicherungsvertrag 
mit  teilweise  zwingenden  Rechtsnormen,  also  durch  Einschränkimg  der 
Vertragsfreiheity  vorgebeugt  werden.  ' 

Aber  auch  die  Verwaltung  der  Versicherungsgesellschaften  trirgt 
besondere  Gefahren  in  sich.  Ein  technbch  unzureichender  Betrieb,  mag  er 
auf  mangelhaften  statistischen  und  mathematischen  Unterlagen  beruhen  oder 
durch  ungenügende  kaufrnännische  Geschäftsführung  veranlaßt  sein,  vereitelt 
gerade  dasjenige,  was  die  Versicherungsnehmer  bezwecken,  nämlich  durch 
den  Versicherungsvertrag  eine  gesteigerte  Sicherheit  ihrer  wirtschaftlidien 
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Existenz  zu  erlangen;  und  bei  den  Lebensversicherungsanstalten  kommt 
ab  -wichtiges  Moment  noch  hinzu,  daß  ne  zugleich  als  Spailcassen  fungieren, 
daft  die  erspeiten  Nolgroschen  wdter  Sdiicfaten  des  Volkes  bei  ihnen 
angehäuft  sind,  die  durch  Anlage  in  unsicheren  Hypotheken  und  Wert* 
papieren  oder  durch  eine  unzuverlässige  Verwaltung  aufs  höchste  gefährdet 
werden  können.  Hiergegen  ist  mit  privatrechtlichen  Vorschriften  übpr 
Geschäftsführung  und  Vermögensverwaltung  wenig  auszurichten,  und  selbst 
Strafandrohungen  genügen  nicht  Vielmehr  ist  es  notwendig,  einmal  nur 
solche  Unternehmer  zum  Versicherungsgewerbe  zuzulassen,  welche  ^e 
Ganutien  eines  zuveilassigen,  technisch  unbedenklidien,  finanziell  gesicherten 
Betriebs  Meten,  imd  sodann  auch  die  zugelassenen  Unternehmer  unter 
dauernde  staatliche  Kontrolle  zu  stellen. 

In  der  Tat  hat  schon  die  deutsche  Gewerbeordnung  von  dem  Prinzip 
der  Gewerbefreiheit  für  Versicherungsuntemehmungen  eine  Ausnahme 
gemacht,  freilich  ohne  selbst  —  trotz  Reichsverfassung  Art  4  No.  i  — 
geeignete  Garantie-  und  KontrollTorschriften  fOr  rie  vorzusdien.  Erst  das 
bereits  oben  erwähnte  Reichsgesetz  über  die  privaten  Versicherungs- 
unternehmungen vom  12.  Mai  igoi  (sog.Versicherungs-AuiUchAsgesetz) 
hat  diese  Lücke  ausgefüllt  Es  findet  auf  alle  Versicherungsuntemehmungen 
Anwendung  mit  Ausnahme  derjenicfen,  welche  die  Versicherung  gegen 
Kursverlust  oder  die  Transportversicherung  oder  die  Rückversicherung 
zum  Gegenstande  haben:  die  erstgenannte  ist  wegen  ihrer  geringen  wirt- 
schaftlichen Bedeutung  ausgenommen,  die  briden  anderen,  weil  Uer  die 
Versicherten  entweder  geschiftsgewandte  Kaufleute  und  Industridle  oder  gar 
selbst  Versicherer  sind  und  deshalb  ^nes  besonderen  Schutzes  nicht  bedürfen. 
Indessen  kann  der  Bxmdesrat  anordnen,  daß  bestimmte  Vorschriften  des 
Gesetzes  auch  auf  solche  Unternehmungen  Anwendung  finden  (Ges.  §  116). 

Das  Gesetz  regelt  einmal  die  Zulassung  zum  Gewerbebetriebe  (§§  4 
bis  14),  die  es  von  der  i£rlaubnis  der  Behörde  abhängig  macht,  sodann 
die  Beaufiichtigung  des  Geweibebetiiebs  (§§  64—84),  endlich  gibt  es 
auch  einzelne  Vorschriften  für  die  Geschiftsfohrung  (§§  54 — 63),  und  zwar 
hauptsachlich  mitRfldcdcht  auf  die  Prämienreser\  e  bei  Lebensversicherungs- 
gesellschaften, indem  es  die  Ergänzung  dieser  Vorschriften  durch  spezielle 
Verordnungen  den  kompetenten  Behörden  überläßt.  Besonders  geregelt 
ist  dann  noch  die  rechtliche  Stellung  ausländischer  Versicherungsunter- 
nehmungen (§§  85 — 91). 

Die  DurchfOhmng  dieser  gesamten  au&ichtfShrenden  Tätigkeit  Ist  nur 
insoweit  den  LandesbehSrden  und  dem  Landesrecht  überlassen  worden, 
als  ein  Versicherungsuntemehmer  seinen  Geschäftsbetrieb  auf  das  Gebiet 
eines  Bundesstaats  beschränkt  (§  2);  alle  anderen  Unternehmungen  untet^ 
liegen  der  Aufsicht  durch  das  dem  Rcichsamte  des  Inneren  unterstellte 
Kaiserliche  Aufsichtsamt  für  Privatversicherung,  welches  aus  ständigen 
und  nichtständigen  Mitgliedern  besteht  und  einen  aus  Sachverständigen 
bestehanden  «Behwt«  zur  Seite  hat  (§§  7 off.). 

9* 
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IL  Die  Arbeiterversicherung.  Ein  ganz  anderes  Gre^cht  als  die 
Insher  geschilderte  sog*  Brivabrerncherung  zeigt  die  nidit  oder  wenigstens 

Hiebt  ausschließlich  auf  Selbsthilfe  (durch  die  gefährdeten  Personen),  sondern 
g"anz  oder  teilweise  auf  Fremdhilfe  (durch  den  Staat  oder  andere  Personen) 
fundierte  Versicherungsart,  welche  man  als  Arbeiterversichenmg  zu  be- 
zeichnen pflegt 

Weiten  Sdüchten  des  arbeitenden  Volkes  droht  nämlich  die  Gefahr, 
daß  sie  selber  bei  Lebzdten  erwerbslos  werden  oder  nach  ihrem  Tode 
ihre  Angeborigen  unversoigt  zurücklassen.  Die  eigene  Erwerbslosigkeit 

kann  hervorgerufen  sein  durch  dauernde  oder  vorQbergdiende  Erwerbs- 
unfähii^keit  —  infolge  von  Krankheit,  Unfall,  vorzeitiger  Invalidität, 
Altersschwäche  —  oder  durch  Mangel  an  Arbeitsgelegenheit  (Arbeits- 
losigkeit); die  Unversorgtheit  der  Hinterbliebenen  hat  stets  zur 
Ursache  den  Mangel  an  Sparfahigkeit,  mag  nun  die  Sparfahigkett 
überiiaupt  fi^en  oder  nidit  ausreichen,  um  selbst  bei  langem  Leben  die 
Angehörigen  zu  versorgen  oder  nur  nicht  ausreichen,  um  sie  ffir  den  Fall 
▼cnz^tigen  Todes  (durch  Abschluß  eines  Lebensversicherungsvertrags) 
sicherzustellen.  Die  Gefahr  des  Einzelnen  wird  aber  in  allen  diesen  Fällen 
wegen  der  j:»-roßen  Zahl  der  dadurch  Betroffenen  zu  einer  sozialen 
Gefahr,  und  deshalb  haben  Kirche,  Staat  und  Gesellschaft  sich  ihre  Be- 
kämpfung zur  Aufgabe  gemacht,  firUher  nur  mittelst  der  sictg,  Armenpflege 
in  den  versduedensten  Formen  der  kirchlichen  Fürsorge,  d^  ongamsierten 
Frivatwohltatigkeit,  der  Gemdndeunterstützung  oder  der  staatlichen  Hilfe, 
seit  einigen  Jahrzdmtcn  aber  duxdi  systematischen  Ausbau  einer  sozialen 
Versich  erun  jrs^esetz^  cbung. 
OMrorbUcha  Diese  beruht  auf  den  völlig  modernen  Rechtsideen  der  gewerb- 
lichen und  der  sozialen  Verantwortlichkeit  Wer  nämlich  zu 
Zwecken  des  Erwerbs  gewisse  besmiders  gefährliche  Untemehmimgen 
betreibt,  soll  seinen  dadurch  köiperlich  verletzten  Mitmensdhen  bzw. 
deren  Hinterbliebenen  von  Rechts  wegen  hierfür  verantwortlich  sein,  selbst 
dann,  wenn  weder  ihm  noch  seinen  Angestellten  dabei  ein  Verschulden 
zur  Last  fiel;  ebenso  soll  derjenige,  welcher  in  der  sozial  bevorzugten  Lage 
ist,  sich  die  Arbeitskräfte  anderer  Menschen  dienstbar  zu  machen,  von 
Rechts  wegen  zu  Leistungen  verpflichtet  sein,  die  bestimmt  sind,  diesen 
Personen  für  den  Fall  ihrer  Erwerbslosigk^  eine  wirtschafilidi  ertr^liche 
Existenz  zu  sidiem. 

Der  Gedanke  einer  gewerblichen  Verantwortlichkeit  mußte  natur- 
gemäß in  den  großen  Industriestaaten  zuerst  aufkommen  und  hat  in  Gestalt 
der  sog.  Haftpflicht  seit  der  Mitte  des  lo,  Jahrhunderts  mehr  und  mehr 
Boden  gewonnen,  für  ganz  Deutschland  wurde  er  durch  das  Gesetz  vom 
7.  Juni  1871  zur  praktischen  Geltung  gebracht  Den  Gedanken  der 
sozialen  Verantwortiichkeit  vendrklicht  zu  haben,  ist  das  unsterbfidie 
Verdienst  des  Deutschen  R«dies  und  seines  großen  ersten  Kanzlers:  in 
dieser  Beadiung  ist  das  Ausland  bisher  nodi  sehr  im  Rückstand  geblieben. 


Digitized  by  Google 


n.  Die  AibeitermMchemag.  I33 

Als  Weckruf  für  die  große  soziale  Reform  diente  die  K^erliche  Bot-  GMougabug. 
schalt  vom  17.  November  1881,  die  den  hilfsbedürftigen  Kreisen  des  Volkes 
ausdrücklich  einen  Anspruch  auf  Betstand  zusprach.  Daraufhin  wurde 
zuerst  die  Krankenversicherung  geregelt  (Gresetz  vom  15.  Juni  1883, 
wiederholt  umgestaltet,  zuletzt  durch  das  Gesetz  vom  25.  Mai  1903),  dann 
die  Unfallversicherung  (Gesetz  vom  6.  Juli  1884,  durchgfehend  revidiert 
durch  die  Gesetze  vom  30.  Juni  1900),  endlich  die  Alters- und  Invaliditäts- 
versicherung (Gesetz  vom  22.  Jxmi  1889,  ersetzt  durch  ein  neues  Gesetz 
vom  13.  Juli  1899).  Versudie  zur  ]Qnriclitnng  einer  Versicherung  gegen 
Arbeitslosigkeit  sind  erst  in  einigen  Städten  gemacht  worden,  eine 
rrichsreditliche  Regelung  steht  noch  aus.  Ebensowenig  hat  sich  —  ab- 
gesehen von  einigen  Spezialfällen,  so  für  die  durch  Unfall  Getöteten  und 
für  die  Mitglieder  der  Knappschaften  — >  bis  jetzt  eine  Versorgung  der 
Hinterbliebenen  ermöglichen  lassen. 

Da  die  Arbeiterversicherung  eine  soziale  Institution  ist,  welche  allen  PitruMUi 
Personen  zugute  konmien  soll,  deren  Lebensstellung  und  wirtschaftlidie  *^^J^^ 
Lage  den  Voraussetzungen  des  betreffenden  Kranken-^  Unfall-^  Invaliditats- 
gesetzes  entspricht,  so  muß  sie  sich  —  auch  abgesehen  von  ihrer  eigent- 
lidien  Grundlage,  der  Fremdhilfe  —  durch  zwei  rechtliche  Momente 
ganz  wesentlich  von  der  Privatversicherung  unterscheiden:  einmal  findet 
keine  Auslese  der  Risiken  statt,  sondern  jedes,  auch  das  gefahrdetste 
Risiko  wird  der  Vorteile  der  Versicherung  teilhaftig  (daher  fehlt  jede 
Anzeigepflicht  und  ^e  Gefahraerhöhung  ist  gldd^^tig),  und  sodann 
st^en  die  in  Betradit  kommenden  Personen  unter  dem  Versiehe  rungs* 
zwange,  es  kann  sich  niemand  den  Opfern,  die  zu  bringen  sind,  entziehen. 
Wenn  der  Gesetzgeber  aber  verlangt,  daß  alle,  die  einem  gewissen  Personen- 
kreise angehören,  einen  Versicherungsanspruch  erwerben,  so  muß  er  ihnen 
auch  die  Gelegenheit  geben,  wo  sie  dies  mit  Sicherheit  erreichen  können, 
und  das  hat  ihn  genötigt,  eigene  Versicherungsanstalten  fOr  die  Arbeiter» 
verricherung  einzuführen.  Audi  mufite  es  dann  als  zwedcmäßig  erscheinen,  zur 
Beaufiicbtignng  und  Regelung  der  Geschäfte  dieser  Anstalten  sowie  zur 
Entscheidung  von  Streitigkeiten  zwischen  ihnen  und  den  versicherten 
Arbeitern  teilweise  eigene  Behörden  einzusetzen.  Endlich  hat  neben  der 
erzwningenen  auch  die  freiwillige  Versicherung  für  gewisse  Bevölkerungs- 
gruppen mehr  und  mehr  Eingang  gefunden.  Daher  sind  die  Einrichtungen 
für  die  Arbeiterversicherung  und  die  RechlssStze,  welche  sie  regeln 
sollen,  so  umfangreich  und  kompliziert  geworden,  daß  ihre  Handhabung 
und  Anwendung  dadurch  im  höchsten  Ifafie  erschwert  wird. 

X.  Bei  der  Krankenversicherung  umfaßt  der  Versicherungszwang  Knakao- 
lediglich  unselbständige  Personen,  deren  Kreis  gesetzlich  abgegrenzt  wird 
teils  durch  die  Art  der  Betriebe,  in  denen  sie  beschäftigt  sind,  teils  durch 
die  Höhe  des  Lohnes  oder  Gehaltes,  für  den  sie  beschäftigt  sind:  —  letzteres 
zwar  nicht  bei  gewöhnlichen  Lohnaibeiteni,  die  also  sämtiich  dem  Zwange 
unterliegen,  fidls  sie  in  einem  versidierungspflichtigen  Betriebe  beschlftigt 
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wMden,  wohl  aber  bei  li5hereii  AogeeteUten  (Betriebsbeemten,  Weikp 
meistern^  Handliuigagebilfen  u.  dgl),  wdche 

liegen,  wenn  ihr  Jahresverdienst  2000  Mk.  nicht  übersteigt  Die  ver- 
sichening^spflichtigen  Betriebe  sind  im  Gesetz  einzeln  aufgezählt;  dieser 
Versicherungszwang-  kann  jedoch  durch  Kommunalstatut  oder  durch  An- 
ordnung des  Bundesrats  oder  der  Landeszentralbehörden  auf  andere 
Gruppea  ▼om  Personen  atisgeddint  werden,  «Uerdings  nicht  auf  selb- 
ständige Grewexbtreibende,  wohl  aber  z.  K  auf  die  der  Hansindiistrie 
Angehörigen.  Li  allen  FSUen  ist  aber  erste  Voraussetzung  des  Veiw 
sicherungsiwailges,  dafi  eine  Person  dauernd  beschäftigt  wird.  Arbeiter, 
die  nur  vorübergehend  in  einem  versicherungspflichtigen  Betriebe  be- 
schäftigt werden,  sind  lediglich  berechtigt,  nicht  verpflichtet  sich  zu 
versichern;  ein  derartiger  freiwilliger  Eintritt  in  die  Krankenversicherung 
steht  audi  anderai  Personengruppen  offen,  so  den  sog.  Kleinmeistem, 
so  auch  den  IMensäwten,  wo  diese  nicht  schon  —  wie  in  den  sfidp 
deutschen  Staaten  —  kraft  Landesredits  dem  Verridierungscwang  unter- 
worfen sind. 

KnakHkMMo-  Die  Versicherung  erfolgt  prinzipiell  bei  einer  soc;-.  Kasse,  und  zwar 
regelmäßig  bei  einer  Kasse  mit  Zwangsbeitritt  und  Aufnahiiiepflicht  Jeder 
einzelne  Betriebsunteniehmer,  falls  er  mindestens  50  versicherungspflichtige 
Personen  besdiaftigt,  kann  eine  solche  Zwangskasse  itlr  seine  Arbeiter 
erriditen,  sog.  Betriebs-(Fabrik-)Kas8e.  In  übrigen  hat  jede  Gemeinde 
sog.  Ortskassen  einmrichten,  aei  es  nach  verschiedenen  Gewerbszwe^n 
und  Betriebsarten  getrennt  oder  für  alle  gemeinschaftlich,  doch  so,  daß 
mindestens  100  Vrrsichrrungspflichtige  einer  Kasse  angehören.  Für  vor- 
überi^chende  Baubetriebe  mit  fluktuierender  Arbeiterschaft,  insbesondere 
für  ILisenbahu-,  Kanal-,  Festungsbauten  u.  dgl.  können  besondere,  sog. 
Baukaasen  eingerichtet  werden.   Bergleute  können  auch 

in  ouicr  bereits 

bestehenden  Knappschaftskasse,  Gesellen  und  Lehriinge  in  einer  be- 
stehenden Innungskasse  zwangsweise  versichert  sein.  Endlich  ist  aber  jeder- 
mann auch  befugt,  bei  einer  freien  Hilfskasse  (R.-Gesetz  vom  i.  Juni  1884) 
seiner  Versicheruni^sptlicht  zu  s^enügen.  Ganz  subsidiär,  nämlich  für  solche 
Personen,  die  in  kein(;r  jener  Zwangskassen  Aufnahme  finden  können  und 
auch  keiner  Hilfskasse  angehören,  tritt  die  Gemeinde  des  Ortes  ein,  in 
welchem  sie  besdiäftigt  sind.  Die  versicherungspflichtigen  Personen  — 
sowMt  rie  nicht  einer  fireien  Hilbkasse  angehören  —  sind  olme  weiteres 
durdi  ihre  Beschäftigung  in  einem  versicherungspflichtigen  Betriebe  bei 
der  zuständigen  Kasse  versichert,  selbst  wenn  ihr  Arbeitgeber  der  ihm 
obliegenden  Anmeldepflicht  nicht  genügt  hat;  zur  freiwilligen  Versicherung 
ist  dagegen  ein  ausdrücklicher  Beitritt  erforderlich.  Die  neueingerichteten 
Zwaogskassen  sind  korporativ  organisiert;  ihr  Vorstand  besteht  aus  Kassen- 
mi^^iedem  und  Arbei^febem,  die  Generalversammlung  besteht  aus 
sämtiidien  Mitgliedern  oder  aus  erwählten  Vertretern,  letzteres  stets  dann, 
wenn  die  Kasse  500  oder  mehr  lifitglieder  zahlt 
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Die  Leistung'en,  auf  welche  ein  erkrankter  Versicherter  Anspruch 
hat,  sind  nach  Minimum  und  Maximum  vom  Gesetze  festgelegt  worden. 
Sie  bestehen  vor  allem  in  freier  ärztlicher  Behandlung  mit  Einschluß  der 
HeQmittel,  sowie  —  für  den  FaU  der  ErwerbaunfShigkeit  —  in  dnem 
Krankengeld;  letzteres  beträgt  eine  Quote  des  ortsüblidien  oder  durchs 
schnittlichen  Tagelohnes  derjenigen  Arbeiterklasse,  welcher  der  Erkrankte 
angehört;  an  die  Stelle  dieser  Leistungen  kann  aber  freie  Kur  und  Ver- 
pflegung in  einem  Krankenhause  treten.  Die  Dauer  der  Unterstützung 
richtet  sich  nach  der  Dauer  der  Krankheit  bzw.  Erwerbsunfähigkeit;  doch 
soll  sie  2 6  Wochen  nicht  übersteigen;  kraft  Kassenstatuts  kann  sie  aber 
bis  zu  einem  Jahre  verlängert  werden. 

Nach  dem  Umfimg  der  Ldutungen  richtet  ^ch  die  Höhe  der  Bei* 
träge,  die  zu  ihrer  Deckung  erforderlich  sind  und  deren  Minimal-  nnd 
Maximalgrenze  ebenfalls  durch  das  Gesetz  festgelegt  ist.  Verpflichtet  zur 
Abführung  der  Beiträge  an  die  Kasse  oder  an  die  Gemeinde  ist  der 
Arbeitgeber,  der  aber  die  Betugnis  hat,  */,  davon  bei  der  Lohnzahlung 
dem  Versicherten  wieder  abzuziehen;  er  selber  trägt  also  nur  Y,.  Die 
freiwillig  Versicherten  haben  ihre  Beiträge  selbst,  und  zwar  dem  vollen 
Betn^  nadi,  zu  entrichten. 

2.  Ein  ganz  anderes  Bild  gewährt  die  Unfallversicherung;  bei  ihr  ist  unfaii- 
der  Gedanke  der  Fremdhilfe  am  konsequentesten  durchgeführt.  Während  'x^^^^JH^ 
nämlich  für  die  Krankenversicherung  —  wie  soeben  ausgeführt  —  -  die 
erforderlichen  Mittel  zu  •/»  durch  die  Versicherten  selber  aufgebracht 
werden  müssen,  ruht  bei  der  Unfallversicherung  diese  Last  ausschließlich 
auf  den  Schultern  der  Arbeitgeber,  die  UnfUlversicherung  ist  also  im 
Grunde  nur  eine  elgentflmliche  Ausgestaltung  der  Ifoftpflicht.  Daher  ist 
es  nicht  im  Geiste  der  Spfache,  wenn  man  die  kraft  Gesetzes  Ver- 
sicherten auch  hier  als  „Zwangsversicherte"  oder  „Versicherungsptiichtige** 
bezeichnet,  um  sie  dadurch  den  freiwillig  Versicherten  gegenüberzustellen, 
in  Wahrheit  sind  jene  Personen  hier  lediglich  berechtigt,  gar  nicht  ver- 
pflichtet, und  zwar  sind  sie  ohne  weiteres,  kraft  Gesetzes  berechtigt, 
während  die  freiwillig  Versicherten  sowohl  verpflichtet,  wie  berechtigt 
sind,  beides  aber  niemals  ohne  weiteres,  sondern  nur,  wenn  sie  die  dafOr 
erforderlichen  Voraussetzungen  erfüllt  haben. 

Während  ferner  bei  der  Krankenversicherung  nach  der  Ursache  der 
Krankheit  in  der  Regel  gar  nicht  gefragt  wird,  genug,  daß  sich  die  ver- 
sicherte Person  in  einem  nicht  normalen  Körper-  oder  Geisteszustand  be- 
findet, wdlcher  irsffiche  Belumdlung  oder  ^werbsunflOiigkeit  zur  Folge 
hat,  ist  die  Unfidlvecsicherung  ausschlieBlich  Betriebsunfidlverstchenmg. 
Mit  der  Privatun&llvermcherung  hat  sie  daher  nur  den  Begriff  des 
Unfidls  gemein.  Unfall  ist  aber  ein  plötzliches,  äußeres,  gewaltsames, 
nicht  vorsätzlich  vom  Betroffenen  herbeigeführtes  Ereignis,  sofern  dadurch 
eine  Person  getötet  oder  in  ihrer  Gesundheit  beeinträchtigt  wird;  Be- 
triebsunfall ist  ein  solcher   Unfall,   welcher  diese  Person  kraft  ihrer 
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Beschäftig-ung-  in  einem  (gewerblich-technischen)  Betriebe  betroffen  hat; 
doch  werden  Unfälle  bei  häuslichen  und'  anderen  Nebenverrichtungen, 
die  im  Auftrage  des  Arbeitgebers  ausgeführt  werden,  den  Betriebsunfällen 
gleichgestellt 

Wesentliche  Unterschiede  von  der  Krankenvetmcherung  weist  auch 

die  Art  und  Weise  auf,  wie  der  Kreis  der  versicherten  Personen  gesetzlich 
umgrenzt  ist.  Zwar  geschieht  dies  auch  hier  wesentlich  durch  Aufzählung 
der  versicherungspflichtigen  Betrif^be  in  den  dreiUnfall-Versicherungsgesctzen, 
jedoch  mit  stärkerer  Betonung  des  gewerblichen  Charakters  dieser  Betriebe, 
d.  h.  daß  der  Betrieb  zu  Erwerbszwecken  erfolgt:  ist  doch  die  Unfall- 
versidienmg  in  erster  linie  Konsequenz  des  Prinzips  der  gewerblichen 
Verantwortlidikeit  Vor  allem  aber  ist  es  gleichgfiltigi  ob  die  in  dnem 
Sfdchen  Betriebe  tatigen  Personen  dauernd  oder  vorübergehend,  ob  sie 
gegen  Lohn  oder  unentgeltlich  beschäftigt  sind.  Auch  muß  hervor- 
gehoben werden,  daß  Betriebsbeamte  und  dergleichen  höhere  Angestellte  mit 
einem  Jahresarbeitsverdienst  bis  zur  Höhe  von  3000  Mk.  darunter  fallen 
und  daß  auch  gewisse  kleine  selbständige  Betriebsuntemehmer  teils  kraft 
Gesetzes  versichert  sind,  teils  durch  Statut  fOr  ohne  weiteres  versiehe 
erklirt  werden  können;  im  übrigen  sind  solche  Kleinmdsfcer  berechtigt, 
dch  fireiwillig  zu  versichern.  In  Wahrheit  kann  man  aber,  wie  oben  bereits 
ausgeführt,  von  einer  Versicherungspflicht  oder  Zwang^versicherung  bei 
fast  allen  jenen  Personengruppen  eigentlich  nicht  reden,  da  sie  durch  ihre 
Tätigkeit  in  einem  versicherungspflichtigen  Betriebe  lediglich  Rechte  und 
gar  keine  Pflichten  erhalten,  der  Zwang  richtet  sich  bei  der  Unfall- 
versicherung ausschließlich  geg^n  die  Betriebsuntemdmier,  also  die  Arbeit- 
geber, und  lediglich  soweit  die  kraft  Gresetzes  Versicherten  zi;^leich  Unter- 
nehmer sind  (Klcinmeister),  haben  sie  sowohl  Rechte  (als  Versicherte)  wie 
Pflichten  (als  Unternehmer). 
iitiBfiBMtiMtii  L)ie  Betriebsunternehmer  nämlich  sind  nach  Berufsarten  zu  rechts- 
■ubtAaa  fähigen  Zwangsvereinen  auf  Gegenseitigkeit  zusammengefaßt  und  diese 
Vereine  sind  unter  dem  Namen  von  „Berufsgenossenschaften**  zu 
Hauptträgem  der  Unfollversicherung  gemacht  worden.  Nur  wo  ein  ver- 
sidienmgspflichtiges  Unternehmen  vom  Reich,  einem  Bundesstaat  oder 
einem  als  leistungsfähig  anerkannten  Kommunalverband  betrieben  wird, 
können  diese  üfTentliclircchtlichen  Verbände  ihren  Arbeitern  gegenüber 
selber  Träger  der  Versicherungspflicht  sein:  alsdann  werden  die  Punktionen, 
welche  sonst  der  Berufsgenossenschaft  obliegen,  von  sog.  Ausfühnings- 
behörden,  z.  B.  den  Eisenbahndirektionen,  den  Marinewerftverwaltungen 
wahrgenommen.  Die  Beru&genossenachaftea  zerfidlea  fest  durchweg  in 
ortliche  Unterabteilungen  (sog.  Sektionen)  zum  Zweck  der  Dezentralidenmg 
der  Verwaltung  und  Verteilung  des  Risikos;  bei  den  Bau-Berufsgenossen^ 
Schäften  sind  außerdem  besondere  sog.  Versicherungsanstalten  eingerichtet 
für  solche  Arbeiten,  welche  ein  Unternehmer  in  eigener  Regie,  d.  h. 
außerhalb  eines  gewerbsmäßigen  Betriebes  vornehmen  läßt,  weil  die  hierbei 
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beschäftigten  Arbeiter  sonst  unversichert  sein  wurden,  und  eine  gleiche 
Einrichtung  findet  sich  bei  der  See -Berufsgenossenschaft  für  die  Ver- 
sicherung- der  Kleinunternehmer.  Es  gibt  jetzt  in  Deutschland  114  Berufs- 
genossenschaften —  66  gewerbliche,  48  land-  vmd  forstwirtschaftliche  — 
mit  931  Sektionen  und  14  Versicherungsanstalten. 

Den  Trägem  der  Un&llTersicfaerung,  insbesoiidere  also  dea  Beni&-  tuummtg». 
genoesenschaften  ttegen  die  Leistungen  ob»  wdidie  an  die  Versicherten  zu 
machen  sind,  und  zwar  ist  jeder  Arbeiter  bei  derjenigen  Berufsgenossei^ 
Schaft  versichert,  deren  Mitglied  sein  Arbeitgeber  ist.  Diese  Leistungen 
sind  verschieden,  je  nachdem  der  von  einem  Unfall  Betroffene  dadurch 
verletzt  oder  getötet  ist  Im  Falle  einer  Verletzung  tritt  für  die  ersten 
15  Wochen  regelmäßig  die  Krankenversicherung  ein,  die  UnfaUfursorge 
b^flnnt  dann  erst  nut  der  14.  Woche;  sie  umfaßt  die  Kjosten  des  Hdl^ 
verfidurens  und  im  Falle  völliger  Erwerbsunfähigkeit  für  deren  Dauer  eine 
Rente  im  Betrage  von  '/s  Jahresarbeitsverdienstes  des  Versicherten, 
.bei  teilweiser  Erwerbsunfähigkeit  von  entsprechend  geringerer  Höhe  (Voll- 
rente —  Teilrente);  auch  hier  kann  statt  dessen  Behandlung  in  einem 
Krankenhause  gewährt  werden.  Bei  Hilfslosigkeit  (dergestalt,  daß  der 
Verletzte  besonderer  Wartung  und  Pflege  bedarf)  kann  die  Rente  bis  zu 
100  %  des  Jahresarbeitsverdioistes  und  bei  Arbeitdoaigkeit  kann  die  Tdl- 
rente  bis  zur  Vollrente  erhöht  werden.  —  Im  Falle  der  Tötung  ist  ein 
Sterbegeld  in  Hohe  des  15.  Teiles  des  Jahresarbeitsverdienstes,  mindestens 
aber  im  Betrage  von  50  Mk.,  außerdem  eine  Rente  an  die  Hinterbliebenen 
zu  entrichten,  und  zwar  an  die  Witwe  bis  zu  ihrem  Tode  oder  ihrer 
Wiederverheiratung,  an  die  Kinder  bis  zum  vollendeten  15.  Lebensjahre. 
Diese  Rente  darf  insgesamt  60*/«  des  Jahreaarbdtaveidienstes  des  Ge- 
töteten nicht  flbersteigen.  Li  jedem  euizdnen  Falle  wird  die  Ent- 
schädigung- durch  dui  Vorstand  der  Berufi^ienossensdiaffc  bzw.  Sdction 
fsstgesfedlt,  ihre  Aussahhng  geschieht  in  der  Regel  durdt  die  Postanstalt 

Die  Aufbringung  der  Mittel  für  diese  Leistungen  und  für  die  Aufbriugnt 
Verwaltungskosten  erfolgt  durch  jede  Berufsgenossenschaft  in  der  Weise, 
daß  am  Ende  des  Geschäftsjahres  die  erforderlichen  Beträge  auf  die  ein- 
zelnen Mi^gtteder  umgelegt  werden,  und  zwar  verschieden  nach  Gefiüiis- 
klassen  und  innerhalb  derselben  Gefahrsklasse  nach  der  Höhe  der  im 
Laufe  des  Jahres  von  dem  einzelnen  Mitgliede  gesahlten  Arbeitslöhne. 
Dieses  sog.  Umlageverfahren  hat  der  Gesetzgeber  gewählt,  um  der  deutschen 
Industrie  nicht  gleich  anfangs  zu  gproße  Lasten  aufzubürden.  Nach  ver- 
sicherungstechnischen Grundsätzen  müßte  statt  dessen  am  Ende  eines  jeden 
Jahres  so  viel  an  Beiträgen  erhoben  werden,  als  erforderlich  ist,  um  den 
Kapitalwert  der  in  dem  abgelaufenen  Jahre  enstandenen  Rentenver- 
pflichtungen  nebst  den  Verwaltni^kosten  zu  decken  (sog.  Kapttaldedcungs- 
verfahren),  ein  Ver&hren,  das  in  der  Tat  bei  der  Tiefbau-Berufigenossen- 
schaft  zur  Anwendung  gelangt  Bei  den  Unfallversicherungsanstalten  endlich 
haben  die  (Regie-  bzw.  Klein-) Unternehmer  feste  Prämien  zu  zahlen,  durch 
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welche  der  Kapitalwert  der  von  der  Anstalt  ZU  machenden  Leistungen  vor- 
aussichtlich gedeckt  wird  (sog.  Kapitaldeckungsverfahren  mittels  Prämien). 
imraUdw-  3.  Die  Alters-  und  In  validitäts  Versicherung  (jetzt  kurz  „Invaliden- 

versicherung" genannt)  nimmt  —  was  das  Verhältnis  der  Selbsthilfe  zur 
Fremdhüfe  anbetrifft  —  eine  Mittelstellung  zwischen  der  Kranken-  und 
der  Unfidlveisichening  eku  Während  bei  der  enteren  die  erforderiichen 
Mittd  groAtenteils  durdi  die  Arbeitnehmer  (die  Veisichertan),  bd  der 
letzteren  ausschließlich  durch  die  Arbeitgeber  aufzubringen  sind,  ist  bei 
der  Invalidenversicherung  diese  Belastung  zu  gfleichen  Hälften  auf  beide 
verteilt;  außerdem  hat  in  festbestimmten  Beiträgen  des  Reichs  hier  auch 
der  Gedanke  der  Staatshilfe  seine  Verwirklichung  gefunden. 
Dl«  Der  Personenkreis,  welcher  dem  gesetzlichen  Versicherungszwang 

unterliegt,  ist  b«  der  Livalidenversidiemng  beträchtlidL  weiter  gezogen  als 
bri  den  anderen  Vefricherungsacten:  es  gehören  dahin  allerdingB  nur  — 
wie  bei  der  Krankenversichenmg  —  solche  Personen,  die  gegen  Lohn 
oder  Gehalt  beschäftigt  sind,  weil  man  nur  diesen  eine  Beitragspflicht« 
auferlegen  kann,  und  auch  nur  die  über  i6  Jahre  alten  Personen,  aber 
innerhalb  dieses  Rahmens  in  der  Tat  so  gxit  wie  alle  abhängigen  Hand- 
arbeiter, insbesondere  auch  die  Dienstboten;  ob  die  Tätigkeit  in  einem 
„Betriebe**  stattfindet,  ist  also  gleichgültig,  denn  nicht  von  dem  Prinzip  der 
geweiblichen,  sondern  von  dem  Firinap  der  sosialen  Verantwortlichkeit 
wird  die  Invalidenversicherung  beherrscht.  Außerdem  unterliegen  dem 
Versicherungszwang  zahlreiche  Gruppen  höherer  Angestellter,  insbesondere 
auch  Lehrer  und  Erzieher,  vorausgesetzt,  daß  deren  Jahresarbeitsverdienst 
2000  Mk.  nicht  übersteigt.  Auch  hier  kann,  und  zwar  durch  Beschluß  des 
Bundesrats,  der  Versicherungszwang  ausgedehnt  werden  auf  selbständige 
Unternehmer,  welche  nicht  regelmäßig  wenigstens  einen  Lohnaibeiter  be- 
schäftigen, sowie  auf  Hausgewerbtreibende;  und  für  gewisse  Arten  der 
letzteren  hat  der  Bundesrat  von  dieser  Befugnis  bereits  Gebrauch  gemacht, 
nämlich  für  die  der  Tabaksindustrie,  der  Weberei  und  Wirkerei.  Nicht 
verpflichtet,  aber  berechtigt  zur  Versicherung  (freiwillig  Versicherto)  sind 
höhere  Angestelite,  deren  Jahr  es  verdienst  zwischen  2000  und  3000  Mk. 
beträgt,  femer  selbständige  Unternehmer,  welche  nicht  regelmäßig  mehr 
als  zwei  versicherungq;iiflichtige  Lohnarbeiter  beschäftigen,  endlich  Personen, 
welche  nur  gegen  freien  Unterhalt  tatig  oder  die  wegen  nur  vorüber- 
gehender Dienstleistungen  von  der  Versicherungspflicht  befreit  sind:  sie 
alle  jedoch  nur  dann,  wenn  sie  bereits  das  16.  Jahr,  aber  noch  nicht  das 
40.  Lebensjahr  zurückgelegt  haben.  Außerdem  sind  diejenigen  Personen, 
welche  aus  der  Versicherungspllicht  ausscheiden,  zur  Fortsetzung  oder 
Erneuerung  der  Versicherung  berechtigt 
bniuap  Zur  DurchiQhrung  der  LivaUdenverricherung  sind  in  den  einzdnen 
deutschen  Bundesstaaten  Versicherungsanstalten  —  im  ganzen  51  — 
gegrflndet  worden.  An  der  Spitze  der  Anstalt  steht  ein  Vorstand,  der  aus 
einem  oder  mehreren  Staats-  oder  Kommunalbeamten,  sowie  aus  Ver- 
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treteni  der  Arbeitgeber  und  der  Versicherten  zusammengesetzt  ist;  zur 
Beaoftiditigung  und  Beratniig  des  Vorstandes  ist  bei  jeder  Anstalt  ein 
eben&lls  aus  scilcheo  Vertretern  bestehender  AussdiuA  dngesetst  Anflerdem 

ist  jede  Anstalt  befugt,  sich  als  ortliche  Organe  sog.  Rentenstellen  ein- 
zurichten, denen  alsdann  diejenipfen  Aufgaben  zufallen,  die  sonst  den 
unteren  Verwaltung-sbehördcn  obliegen.  Neben  den  Versicherungfsanstalten 
können  als  weitere  Träger  der  Versicherung  vom  Bundesrat  „Besondere 
Kasseneinrichtungen'*  zugelassen  werden,  falls  diese  den  Versicherten 
eine  genügende  Garantie  fOr  die  Durcbffihrung  der  Ihvalidenveraidiening 
za  bieten  adieinen;  bia  jetzt  dnd  9  derartige  Kassen  zugelassenf  nimlich  fOr 
die  staatlichen  Eisenbalinverwaltniigen  und  f&r  eine  Reihe  größerer  Knapp- 
schaftsverbände. 

Die  Aufbringung  der  Mittel,  soweit  Arbeitgeber  und  Versicherte  AntbriagiiM 
damit  belastet  sind,  erfolgt  durch  regelmäßige  Beiträge  an  die  Ver- 
Sicherungsanstalt,  die  für  den  Beschäftigungsort  des  Versicherten  zuständig 
ist  Zu  diesem  Zwedse  werden  samffiche  Versidierte  nach  ihrrai  Jahres- 
▼erdienst  in  5  versdüedene  LohnUassen  eingereiht,  und  je  nach  der  Loluu 
klasse,  der  ein  Versicherter  angdifirt,  beträgt  der  Beitrag,  der  für  jede 
Arbeitswoche  zu  entrichten  ist,  14,  20,  24,  30,  36  Pfennig.  Diesen  ver- 
schiedenen Wochenbeiträgen  entsprechen  verschiedenfarbige  Marken,  w  elche 
von  jeder  Versichenmgsanstalt  besonders  ausgegeben  werden  und  bei  den 
Postanstalten  kaufUdi  sind.  IHe  Verpflichtung  zur  Entricfaftni^  der  Be- 
träge liegt  dem  Arbeitgeber  ob^  und  er  erfOUt  diese  Verpfliditui^,  indem  er 
für  jeden  bei  ihm  beschäftigten  Versidierten  die  sdner  LohnUaase 
ent^rechenden  Marken  —  für  i,  für  2  oder  für  13  Wochen  —  in  eine  ' 
dazu  bestimmte  amtliche  Quittungskarte  einklebt;  er  ist  aber  befugt, 
dem  Versicherten  bei  der  Lohnzahlung  die  Hälfte  der  für  ihn  entrichteten 
Beiträge  abzuziehen  und  kraft  Vereinbarung  zwischen  beiden  dürfen  auch 
llailusi  einer  hjBhnren  (xucht  einer  i^edrigeren)  Lohnklasse  verwendet 
werden.  Die  freiwillig  Verricherten  können  sich  nach  Belieben  eine  Lohn- 
Uaase wählen.  Ist  eine  Quittungskarte  vollgeklebt,  so  muß  «e  an  amtlicher 
Stelle  umgetauscht  werden;  zuglrich  wird  dem  Versicherten  über  den 
Inhalt  der  alten  Karte  eine  Quittung  ausgehändigt,  welche  für  den  späteren 
Nachweis  der  geleisteten  Beiträge  bedeutungsvoll  und  daher  sorgfaltig 
aufzubewahren  ist  Die  eingeklebten  Marken,  welche  über  eine  Woche 
lanteo,  dürfen,  die  übrigen  müssen  entwertet  werden,  und  zwar  durch 
Eintragung  des  Datums.  IXe  richtige  und  rechtzeit^  Befolgung  dieser 
Vorschriften  wkd  durch  einen  KontroUbeamten  der  Versicherungsanstalt 
überwacht 

Die  Fürsorge,   welche  die  Versicherungsanstalten  (ebenso  die  be-  DtoAiMn* 
sonderen  Kasseneinrichtungen,  diese  sind  in  der  Folge  mitgemeint)  den 
Versicherten  zuwenden,  besteht  in  einer  doppelten:  in  der  Einleitimg  eines 
Heilverfahrens,  wenn  em  Versicherter  dergestalt  ericrankt,  dafi  seine 
ErwetbsunlShigkeit  zu  befürchten  isl^  und  m  der  Gewährung  ehier  Alters- 
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oder  Invalidenrente.  Die  erste  Voransaetning  für  den  Anspruch  auf 
Altersrente  ist  die  VoUendunsf  des  70.  Lebenqahres,  f9r  den  Anspruch 
auf  Invalidenrente  der  Stritt  der  ErwerbsunfSUugkeit   Diese  kann  «ne 

dauernde  sein  oder  eine  vorübergehende,  jedoch  mindestens  26  Wochen 
ununterbrochen  anhaltende  {so^.  Krankenrente).  Außerdem  ist  für  jeden 
Versicherungsanspruch  der  Ablauf  einer  Wartezeit  erforderlich,  die  nach 
Beitragswochen  berechnet  wird:  für  die  Altersrente  beträgt  sie  1200 Beitrags- 
wochen, für  die  Invalidenrente  200  Beitragswochen,  fidls  davon  mindestens 
100  Beitrige  auf  Grund  der  Verndierungqiflicht  gexaUt  sbid,  sonst,  also 
inabesondere  für  die  freiwillig  Verricherten,  500  Bdtngswodien.  Als 
Beitragswochen  werden  auch  solche  Wochen  berechnet,  in  denen  der  Ver- 
sicherungspflichtige wegen  Erkrankung  oder  Erfüllung  der  Militärpflicht 
erwerbsunfähig,  also  nicht  in  der  Lage  war,  Reiträge  zu  leisten.  Kommt 
es  trotz  des  Vorhandenseins  dieser  Voraussetzungen  nicht  zur  Gewährung 
einer  Rente,  so  kann  in  gewissen  FiUen,  z,  R  wenn  weSb'Üx^  Vetskiierte 
sich  vezfaeirsten,  Rückerstattung  der  HSUte  der  entrichteten  Beitrige 
erlangt  werden;  dadurch  eillscht  die  ber^ts  erworbene  Anwartschaft  auf 
Rente,  und  deshalb  empfiehlt  es  sich,  statt  dessen  die  Versicherung  frei» 
willig  fortzusetzen. 

Jede  Jahresrente  besteht  zunächst  aus  einer  vSumme  von  50  Mk.,  die 
das  Reich  zuschießt;  im  übrigen  kommt  es  auf  die  Art  der  Rente  an. 
Bei  der  Altersrente  sind  lediglidi  die  Lohnirlassen  entsehddend,  in  denen 
die  1200  höchsten  Beitrige  für  den  Versicherten  entrichtet  wurden;  je 
nach  der  Loltnklasse  tritt  nSndich  zu  dem  Reidiszuschusse  noch  dn  Betrag 
von  mindestens  60  bis  höchstens  180  Mk.  hinzu.  Die  Berechnung  der 
Invalidenrente  ist  verwickelter.  Hier  kommt  zu  dem  Reichszuschuß  vor- 
erst ein  sog.  Grrundbetrag  von  mindestens  60,  höchstens  100  Mk.,  der  sich 
ähnlich  wie  bei  der  Altersrente  nach  den  Lohnklassen  bestiauut,  in  denen 
die  500  hfidisten  Beiträge  für  den  Verrid&erten  entrichtet  wurden.  Der 
so  festgestellte  Betrag  vermdirt  nch  dann  nodhi  um  die  sog.  Steigerungs- 
satze,  wddie  dch  nadi  der  Zahl  sämtlicher  Beitragswochen  richten,  eben- 
falls nach  Lohnklassen  abgestuft  sind  und  fSOe  eine  Beitragswoche  je  nach 
der  Lohnklasse  3,  6,  8,  10,  12  Pfennig  betragen.  Für  jede  Beitragswoche, 
die  ein  Versicherter  nachweist,  erhält  er  also  in  der  ersten  Lohnklasse 
noch  3  Pfennig,  in  der  fünften  Lohnklasse  noch  1 2  Pfennig  mehr. 

IMe  Ansprüche  auf  Rente  sfaid  bei  der  unteren  Verwaltungsbdb^e 
desjenigen  Bezirks,  in  welchem  der  Antragsteller  zuletzt  besdiSftigt  wurde^ 
anzumelden;  wo  eine  Rentenstelle  eingerichtet,  ist  diese  zur  Entgegen- 
nahme der  Anträge  allein  zustandig.  Der  Antrag  wird  nach  eingehender 
Prüfimg  mit  einem  Gutachten  an  die  Versicherungsanstalt  weitergegeben, 
welclio  darüber  entscheidet,  event  die  Höhe  der  Rente  feststellt  und  die 
Postverwaltung  mit  deren  Auszahlung  betraut  Der  Rentenempfänger  hat 
es  also  stets  nur  mit  einer  Versicherungsanstalt  zu  tun.  Da  er  aber  sehr 
häufig  an  verschiedene  Anstalten  Beiträge  entrichtet  haben  wird,  so  muA 
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in  entsprechender  Weise  auch  eine  Verteilung  der  Rentenlast  auf  diese 
Anstalten  erfolgen,  sxmeit  diese  Last  nidit  schon  ohnedies  von  sSmtlidien 
Anstalten  gemeinsam  getragen  wixd.   Es  hat  sich  nSmlich  als  notwendig 

erwiesen,  um  die  sehr  ungleichartigen  Vermögens  Verhältnisse  der  einzelnen  ^ 
Anstalten  einigermaßen  auszugleichen,  daß  ein  Teil  der  Lasten  von  allen  vermsgen 
gemeinschaftlich  getragen  wird.    Zu  diesem  Zwecke  ist  jede  Anstalt  seit  ^•»^*^ 
dem  Jahre  1900  verpflichtet,  */^^  der  eingehenden  ßeiträge  buchmäßig  aus- 
zuscheiden, und  diese  bilden  das  Gemeinvermögen  sämtlicher  Anstalten, 
wahrend  die  flbrigen  Vi§        einzelnen  Anstalt  als  Sondervermogen  veiv 
bleiben.   Dem  Gemeinvermögen  feilen  im  wesentlichen  diejenigen  Aus» 
gaben  zur  Last,  welche  von  der  Beitragsdauer  und  von  sonstigen  konkreten 
Umständen  unabhäng^ig  sind,  also  vor  allem  die  Altersrente  (diese  aller-  ■ 
dincfs  nur  zu  '/J  die  Grundbeträge  der  Invalidenrenten;  das  übrige, 

insbesondere  also  die  Steigerungssätze  und  die  Verwaltungskosten,  bleiben 
Sonderlast  der  einzelnen  Anstalt  Endlich  hat  das  Reich  den  Anstalten 
den  von  ihnen  atisgelegten  Zuschuß  von  50  Mk.  auf  jede  Rente  und  ge- 
wisse andere  Auslagen  zu  ersetzen.  Diese  verwickelten  Auseinander- 
setzungen müssen  von  einer  Zentralstelle  aus  für  das  ganze  Reich  erfolgen. 

4.  Das  aber  führt  uns  schließlich  zu  der  Behördenorganisation, 
welche  das  Reich  für  die  besonderen  Zwecke  der  Unfall-  und  Invaliden- 
versicherung geschaffen  hat 

Die  höchste  Verwaltungs-  und  Aufsichtsbehörde,  zugleich  höchster  Reieh»- 
Gerichtshof  ist  das  Reichsversicherungsamt  ia  Berlin,  dessen  Titig-  ^'^''^^|^"p- 

also  eine  sehr  um&ssende  und  vielsdtige  ist,  hubesondere  hat  es 
auch  zahlreiche  Nonnen  für  die  Ausgestaltung  der  Unfall-  und  Invaliden- 
versicherung erlassen;  in  einer  Reihe  von  Bundesstaaten  gibt  es  besondere 
Landesversicherungsämter,  welchen  an  Stelle  des  Reichsversicherungsamts 
die  Oberaufsicht  über  solche  Unfall -Berufsgenossenschaften  und  invaUden- 
versicherungsanstahen  zusl^t,  die  rieh  auf  das  GeUet  des  betreffenden 
Bundesstaats  beschränken.  Beim  Reichsverricherungsamt  ist  eine  besondere 
RedmungssteUe  «ngeriditet,  wdche  die  v<nhin  geschilderte  Auseinander- 
setzung unter  den  einzelnen  Anstalten,  zwischen  diesen  und  dem  Reich, 
sowie  die  Verteilung  der  Leistungen  auf  Gemein-  und  Sondervermögen 
vorzunehmen  hat. 

Zur  Entscheidung  von  Streitigkeiten  über  die  Unfallentschädi- 
grungen  und  die  Alters-  und  Invalidenrenten  sind  besondere  Schieds- 
gerichte für  Arbeiterversicherung  errichtet,  und  zwar  mindestens  ein 
Schiedsgericht  für  jeden  Bezirk  einer  Invalidenversicherungsanstalt  Sie 
bilden  die  Berufungsinstanz  gegen  die  Bescheide  der  Berufsgenossen- 
schaften und  Versicherungsanstalten  und  entscheiden  in  der  Besetzung 
von  5  Mitgliedern,  worunter  sich  2  Arbeitgeber  und  2  Versicherte  befinden 
müssen;  gegen  die  Entscheidung  des  Schiedsgerichts  steht  beiden  Teilen 
das  Rechtsmittel  des  Rekurses  bzw.  der  Revision  bei  dem  Reichs- 
versicherungsamt  (bzw.  dem  betreffenden  Landesversicherungsamt)  zu. 
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luftHMB  te  SchlttAausbliek.  Aus  dieser  Dantdluog  ergibt  tkh  deitüidi,  wie  vev- 
,^J2JJJ;^^  sduedeiwrtig'  und  verwictelt  die  Arbeitwvenicheniiisr  jetst  oocli  gestaltet 

ist  Bestrebungen,  sie  einfacher  und  damit  auch  wohlfeiler  einzurichten, 
haben  bisher  nicht  zum  Ziele  geführt  Aber  je  weiter  dieses  wichtigste 
Gebiet  sozialpolitischer  Gesetzgebung  ausgebaut  werden  wird,  um  so  mehr 
wird  sich  die  Notwendigkeit  einer  solchen  Vereinfachung  als  unabweis- 
bar herausstellen.  Es  kann  femer  nicht  ausbleiben,  daß  von  der  schon 
jetzt  bb  zu  rinem  gewissen  Grade  votbandenen  MSgUcbktit  der  Ver> 
richemng  nichbrerridierungspflichtiger  Personen  in  steppendem  Umfiuige 
Gebrauch  gemacht  und  dafi  die  Befugfnis  zu  dner  derartigen  freiwilligen 
Versicherunßf  auf  größere  Personenkreise  ausgedehnt  wird.  Immer 
lauter  verlangten  weite  Bevölkerungsschichten  mit  höherer  Bildung 
und  Lebensführung  als  die  Arbeiter  (zunächst  die  Privatbeamten)  ebenfalls 
ihren  Anteil  an  der  sozialpolitischen  Fürsoige  des  Staates,  und  vor  allem 
müssen  die  bereits  oben  erwähnten  groBen  Plrobleme  der  Versicherung 
gegen  Arbeitslosiglceit  und  der  Vn^cherung  der  Hinterbliebenen  von 
Arbeitern  emstlich  in  AngrifF  genommen  werden.  Was  bis  jetzt  in 
Deutschland  geschaffen  wurde,  darf  uns  trotz  seiner  ausgedehnten  und 
segensreichen  Wirksamkeit  und  trotz  des  Vorsprungs,  den  wir  auf  diesem 
Gebiete  vor  anderen  Nationen  gewonnen  haben,  nicht  zum  Stillstand  ver- 
fahren; erst  der  weitere  Ausbau  und  die  VoUenduog  des  großen  Werkes 
wird  uns,  m  mt  hoffen  dürfen,  dereinst  den  socialen  Frieden  bringen. 
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1.  Die  deutsdie  Literatur  des  Privatversicherungsrechts  ist  nidit  sehr  reldi- 
haltig,  besonders  fehlt  es  an  Gesamtdarstellungen,  wie  sie  in  der  ausländischen,  zumal  in 
der  firauSsisdien,  englisch  •Dordamerikanischen,  auch  in  der  italienischen  Literatur  gut  ver- 
treten sind»  Dagegen  u  meoographtsdien  Uulei  andrangen  über  ^lenalgcbicte  nnd  Spciial- 
fragen  wird  seit  Jahren  Hervorragendes  auch  in  Deutschland  geleistet;  sie  finden  sich  meist 
in  den  zahlreichen  Fachzeitschriften  zerstreut,  nun  Teil  auch  in  selbständigen  Schriften.  An 
Gesamtdarstellungen  sind  nur  zu  nennen:  Lewis,  Lehrbuch  des  Versicheningsrechts  (1889) 
und  EHMtMBBltO,  Das  Venidienngsrecht,  Band  I  (1893):  beide  Werke  sind  infolge  des  Auf 
Sichtsgesetzes  vom  12.  Mai  1901  schon  teilweise  veraltet  und  werden  es  noch  mdkr  Sein, 
wenn  das  in  Aussicht  stehende  Gesetz  über  den  Versicherungsvertrag  erlassen  ist. 

2.  Die  Literatur  des  Rechtes  der  Arbeiterversicherung  unterlag  bisher  stets  sehr 
rasch  dem  Veralten,  da  die  Gesetze,  welche  dieses  Gebiet  regeln,  sämtlich,  zum  Teil  wieder« 
holt  einer  Revision  unterzogen  worden  sind.  Dies  gilt  ebensowohl  von  den  zahlreidien 
Kommentaren  and  Monographien  wie  von  den  wenigen  GesamtdacsteUungen.  Doch  ist  ein 
Werk  zu  nennen,  welches,  obwohl  unvollendet  und  in  seinem  ersten  Bande  positivTechtlich 
veraltet,  doch  durch  die  tiefgründige  Untersuchung  der  Hauptprobleme  von  dauerndem 
wissenschafliidien  Wert  bleiben  wird,  nSmUch  RosDf,  Das  Recht  der  Arbeiterversidienuig,. 
Band  I  (1893),  Band  II  (1905).  Dazu  kommt  neuestens  Stier -.Somlo,  Deutsche  Sozial- 
gesetzgebung, Band  I  (1906).  Außerdem  ist  mit  besonderem  Nachdrucke  auf  die  Judikatur, 
vor  allem  auf  die  Entscheidungen  des  Reicbsverndierungsamts  hinsuweisen. 
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VOH 

Ludwig  von  Bar. 

Begriff  4w        Einleitung.  Wenn  acwisdien  den  AngdiMgen  verschiedener  Staaten 
>ni«rnati(H»iea  (Recht^meinschafieo)  mn  irgendwie  geordneter  Verkehr,  aelbat  nur  mn 
Auetausch  von  G€tem  stattfinden  soll,  so  ist  erforderlich,  daA  in  ge- 
wissem Umfange  wenigstens  Rechte  der  einzelnen  Personen,  die  unter 

der  Rpchtsordnuncf  des  einen  Staates  erworben  sind,  auch  von  der  Rechts- 
ordnung des  anderen  Staates  anerkannt  werden.  Die  Rechtsordnung  des 
einen  Staates  erstreckt  also  ihre  Wirksamkeit  in  das  Gebiet  des  anderen 
Staates  hinein*  Enthalten  dann  die  Reditsordnungen  der  in  Betracht 
konunenden  Staaten  voneinander  abweichende  Bestimmungen  über  den 
Erwerb  von  Rechten,  so  muß  die  eine  Rechtsordnung  statt  ihrer  eigenen 
Bestimmungen  die  in  der  anderen  geltenden  Bestimmungen  für  jenen 
Erwerb  als  maßgebend  anerkennen;  es  ist  z.  B.  klar,  daß,  wenn  im  Staate  A 
Eigentum  an  einer  Sache  nur  durch  körperliche  Übergabe  erworben 
werden  kann,  im  Staate  B  dagegen  ein  formloser  Vertrag  xu  diesem 
Erwerbe  genügt,  und  wenn  dami  der  Angehörige  X  des  Staates  B  mit 
dem  daselbst  erworbenen  IKgentum  sich  in  ^en  Staat  A  beg^t,  man  ihm 
nicht  deshalb  das  Eigentum  absprechen  kann,  weil  er  dasselbe  ohne 
körperliche  Übergabe  seitens  des  früheren  Eigentümers  ervs'orbcn  hat. 

Das  sog.  Internationale  Privatrecht  stellt  nun  die  Normen  fest, 
nach  denen  im  Gebiete  oder  genauer  ausgedrückt  vor  den  Gerichten  eines 
Staates  die  in  einem  anderen  Staate  geltenden  Gesetze  zur  Anwendung 
zu  gelangen  haben,  dne  FeststdUung,  die  um  so  m^  von  Wichtigkdt 
ist,  je  mehr  der  internationale  Verkehr  wädist 

Früher  bezeichnete  man  die  Lehre  von  diesen  Normen  als  die 
Lehre  von  der  Kollision  der  Gesetze,  weil  auf  den  ersten  Anblick 
ein  Widerstreit  der  voneinander  abweichenden  Bestimmungen  der  in 
Betracht  kommenden  Gesetzgebungen  vorzuliegen  scheint  Jene  Be- 
zeichnung, die  hin  und  wieder  in  der  Literatur  des  Audandes  frei- 
lich nodi  vorkommt,  ist  aber  heute  zum  Teil  mehr  und  mehr  als 
ungeeigfnet  erkannt  worden,  da  man  sich  überzeugt  hat,  daß  in  den 
meisten  solcher  Kollisionsfälle  die  in  Betracht  kommenden  Gesetzgebungen, 
wenn  man  sie  so  auslest,  wie  es  der  Natur  der  Sache  entspricht,  über- 
einstimmend der  einen  von  ihnen  die  Entscheidung  zuweisen.  Die  Gesetze 
der  verschiedenen  Staaten  beschränken  sich  mithin  in  gewissem  Umfange 
in  ihrer  Anwendung  in  dem  T«rritorium,  für  das  sie  eigentiich  erlassen 
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niid  (gfdte&X  tun  anderseits  in  anderen  Territorien  wiederum  in  gewissem 
Um&nge  Anwendung  zu  erlangen.    Es  würde  z.  B.  völlig  irrationell  sein, 

unsere  das  Ehe-  und  Familienrecht  betreffenden  Gesetze  einfach  auf  Aus- 
länder anzuwenden,  die  nur  vorübergehend  bei  uns  sich  aufhalten;  denn 
jene  Gesetze  beziehen  sich  avif  Verhältnisse  von  längerer  Dauer;  die  recht- 
lichen Beziehungen  zwischen  Ehemann  und  Ehefrau,  zwischen  Eltern  und 
Kindern  kdnnen  nicht  einem  fortwibrenden  Wechsd,  je  nach  dem  engen* 
bliddidien  AufenthaltsOTte  der  Personen  imterworfeu  sein,  und  während 
unser  Staat  kein  Interesse  daran  haben  kann,  jene  Famflienverhältnisse 
von  Ausländem,  die  nur  zeitweilig-  sich  bei  uns  aufhalten,  zu  regeln,  hat 
unser  Staat  allerdings  ein  sehr  großes  Interesse  daran,  daß  die  Art  und 
Weise,  in  der  er  jene  Verhältnisse  seiner  Staatsangehörigen  regelt,  auch 
im  Auslande  und  nötigenfalls  von  ausländischen  Gerichten  anerkannt 
werde.  So  betrachtet  ist  das  Internationale  Privatrecht  —  eigendich 
miifite  man  sagen,  die  FrivatrechtsgesetJ^bnng  mit  Rüdcsicbt  auf  den 
internationalen  Verkehr  —  nichts  anderes  als  der  Inbegriff  der  Normen 
über  die  Zuständigkeit  der  einzelnen,  das  Privatrecht  l>etre£Eienden  Rechts- 
sätze  in  internationaler  Beziehung. 

Voraussetzung  aber  für  Anwendung  ausländischer  Rechtsnormen  ist 
die  Aneikennung  der  ausländischen  Rechtsordnung  als  solcher  und  xngleiäh  ^ 
die  Anexkennung  der  Möglichkeit,  Rechte  in  dem  anderen  Staate  aus* 
zit&ben,  vor  Gericht  za  verfolgen  mid  xu  erwerben.  Die  letztere  An- 
erkennung fehlte  als  allgemeines  Prinzip  dem  Altertume.  Der  Ausländer 
war  nicht  allgemein  als  Mensch  rechtsfähig,  sondern  nur  als  Angehöriger 
eines  bestinuiuen  anderen  Staates,  dessen  Bürgern  vertragsmäßig  oder 
kraft  besonderen  Rechtssatzes  Rechtsfähigkeit  zugestanden  wurde,  und 
sdir  oft  war  nmr  eine  beschränkte  Rechtsfähigkeit  zugestanden.  Wenn 
fSr  den  Handelsverkehr  Redifcsflhigkeit  in  Ansehung  des  Erwerbes  von 
beweglichen  Sachen  xugeirtandett  werden  muftte,  so  bcandrte  z.  B.  man 
tlem  Fremden  doch  nicht  den  Erwerb  von  Grundstücken  oder  gar  einer 
Familiengewalt  über  Angehörige  des  Landes  freizugeben. 


I.  Geschichte  des  Internationalen  Privatrechts.  Das  Altertum  Ait«rt<un. 
ist  daher  zu  ^em  allgem^Mn  ^jrstem  des  Internationalen  Privatredits 
nidit  gelangt  AUerdii^  finden  nch  Ansätze  dazu  im  römischen  Rechte; 
aber  die  Ausbildung  des  römischen  Reiches  zu  einem  umfassenden  Welt- 
reiche, welchem  nach  außen  nicht  Völker  mit  gleichzuachtender  Kultur 
gegenüberstanden,  und  in  dem  später  ein  einheitliches  Recht  galt,  ver- 
hinderte die  Entstehung  eines  umfassenden  Systems.  Ein  solches  ist 
vielmehr  erst  möglich  geworden,  seit  im  Mittelcdter  einerseits  unter  dem 
lEänBttSse  des  Ouristentnms,  aaden^  infolge  der  Vereinigung  verschie- 
dener Volksstämme  mit  verschiedenen  Stammesrecfaten  in  einem  Staate 
die  allgemdne  privatrechtliche  Rechtsfähigkeit  der  Ausländer  im  Prinzip 
anerkannt  wurde,  fireilich  nur  im  Prinzip;  denn  allerdings  setzte  im  qiäteren 
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Ihfittelalter  die  Engherzigkeit  kleinerer,  sich  gern  möglichst  abschliefiender 
Gemoinwesen  wieder  mannigfache  Ausnahmen  fest.  Das  i8.  und  be- 
sonders das  ig.  Jahrhundert  führten  dagegen  jenes  große  Prinzip  wieder 
mehr  und  mehr  durch.  Doch  ist  in  neuester  Zeit  eine  rückläufige,  den 
Ausländem  ungünstige  Bewegung  in  mehreren  Staaten  bemerkbar,  die  in 
Rußland  auch  z,  K  den  JSrwerb  und  Besitz  v<mi  Grondeigentum  Ausländern 
als  Regel  verscliliefit  (Solider  rückläufigen  Bewegung  soll  aber  nidit 
dienen  die  auch  im  Deutschen  Rechte  zugelassene  sog.  Retorsion, 
d.  h.  die  nachteilige  Behandlung  der  Angehörigen  eines  anderen  Staates, 
der  unsere  Staatsangehörigen  nachteilig  behandelt;  sie  verfolgt  vielmehr 
den  Zweck,  jenen  anderen  Staat  durch  solche  Wiedervergeltung  zu  einer 
liberaleren  Behandlung  unserer  Staatsangehörigen  zu  veranlassen.) 

Das  System  des  firfiheren  Mittelalters  war  das  System  der  sog. 
Sog  System  der  p^„5qI2^^^q  Rochto.  Joder  konnte  das  Recht  des  Volkes,  das  ihm 
Kirüi  durch  Abstammung  gleichsam  aufgeprägt  war,  überall  geltend  machen;  in 
Gemäßheit  dieses  Rechtes  verpflichtete  er  sich,  veräußerte  und  erwarb  er, 
und  in  Gemäßheit  dieses  Rechtes  wurde  er  beerbt,  und  bei  zweiseitigen 
Rechtsgeschäften  war  die  Beobachtung  der  Vorschrifiten  des  persönlichen 
Rechtes  jeder  der  Parteien  erforderlich. 

Im  qkäteren  Ifittdalter  verschwand  das  System  der  peraSnlichen 
Rechte.  Die  Autonomie  einerseits  der  großen  Grundbesitzer,  anderseits 
der  Städte  machte  den  Grund  und  Boden  von  dem  am  Orte  der  Sache 
geltenden  Rechte  abhängig,  und  Aufnahme  in  den  Verband  der  städtischen 
oder  der  unter  einem  großen  Grundbesitzer  vereinigten  Genossen  erteilte 
der  Person  das  persönliche  Recht  dieser  Genossenschaft  Auch  nahm 
man  an,  daß  durch  Vertrag  und  unerlaubte  Handlung  Unterwerfung  imter 
das  am  Orte  des  Vertn^^ssdilusses  oder  der  unerlaubten  Handlung  geltende, 
im  späteren  Mittelalter  durdi  die  weitgdiende  Autonomie  der  einzdnen 
Grenossenschaften  viel&ch  zersplitterte  und  verschiedene  Recht  begrfindet 
werden  könne. 

Ob  tot,  So  entstand,   da   man   die  verschiedenen  Gesetze   und  Rechte  der 

einzelnen  Territorien  und  Länder  als  „Statuta"  als  Abweichungen  von 
dem  subsidiär  als  allgemein  gültig  betrachteten,  römischen  Redite 
bezeichnete,  die  sog.  Statutentheorie.  Gesetze,  welche  Sachen  betrafen, 
wurden  als  nur  im  Territorium,  fOr  das  sie  bestimmt  waren,  wirksame, 
hier  aber  als  ausschliefiUch  wirksame  Statuten  angesehen.  Dagegen  sollte 
für  Personen  als  solche  nur  deren  heimatliches  Recht  gelten,  auch  wenn 
sie  in  unserem  Territorium  sich  aufhielten,  während  wiederum  über 
Handlungen  das  Gesetz  des  Ortes  der  Handlung  entscheiden  sollte. 

Diese  Theorie  ruht  im  letzten  Grunde  auf  der  dem  Mittelalter  eigenen 
Vorstellung,  daB  der  Gesetq;eber  nur  eine  beschränkte  Macht  über  das 
Recht  besitze;  der  Gresetzgeber  —  so  wurde  geschlossen  —  kann  nidbt 
bestimmen  fiber  das  personliche  Recht  von  Personen,  die  ihm  nicht  an- 
gehören, auch  wenn  ue  in  seinem  Gebiete  sich  aufhalten;  er  kann  nicht 
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Bestimmung-en  treffen  über  Handlungen,  die  sich  in  fremdem  Gebiete  voll- 
ziehen. Daher  wurde  das  Fundament  dieser  Theorie  erschüttert  und  die  NeoereZeit.  nj« 
Anwendung  noch  mehr,  als  ohnehin  der  Fall  war,  kontrovers,  als  die  Idee  s«"»^^»«^'»- 
der  vollea  Souveränität  des  Gesetzgebers  sich  seit  dem  Ende  des  1 6.  Jahr- 
hunderts meSxe  und  mehr  geltend  machte.  Man  en^ec^kte,  daß  der  Gesetz- 
geber, wenn  er  wonte,  in  seinem  Gebiete,  vor  seinen  Geriditen  die  Aa> 
Wendung  aller  und  jeder  ausländischen  Gesetie  ausschltefien  kOnne.  Nur 
soiüt»  er  kraft  freundnachbarlicher  Rücksicht,  krafl  der  „Comitas  nationum** 
wie  man  sich  ausdrückte,  dies  nicht  schonungslos  tun.  Die  Folge  war, 
daß  der  ganzen  Lehre  das  strenge  Rechtsfundament  in  großem  Umfange 
entzogen  wurde  und  schwankende,  zum  Teil  recht  irreführende,  vage 
Nützlichkeitserwägungen  filr  oder  meistens  gegen  die  Anwendung  aus- 
lindisdier  Rechtsnormen  sich  geltend  machten.  Das  Gesetz  des  urteilen- 
den Richters,  die  Lmc  fori  wurde  so  in  einem  s^  weiten  Um&nge 
von  vielen  für  vorherrschend  anwendbar  erachtet;  denn  schließlich  wird 
es  bei  der  Beurteilung  eines  konkreten  Rechtsverhältnisses  immer  daratif 
ankommen,  wie  der  urteilende  Richter  die  Streitfrage  ansieht;  der  Richter 
aber  schuldet  dem  souveränen  Gesetzgeber  unbedingten  Gehorsam. 

Die  Statntenfheorie  war  übrigens  innerlich  verfehlt,  well  Gesetze, 
die  ihrer  Wortfossung  nach  nur  Personen  zu  betreffen  scheinen,  auch  die  „  ^"  . 
Gültigkeit  und  Wirksamkeit  der  Handlungen  der  Personen  oder  die  Uber- 
tragung  von  Rechten  an  Sachen  bedingen  können,  und  weil  man  statt  nach 
dem  Zwecke  der  verschiedenen  Rechtssatze  zu  fragen  und  ihm  entsprechend 
diesen  extraterritoriale  Wirksamkeit  beizulegen  oder  zu  versagen,  sich  an 
die  Wortfassung  zu  halten  pflegte,  die  vielfach  irreführen  mußte,  da  nicht 
selten  ein  und  derselbe  Reditssatz  sich  so  ausdrOcken  Iftßt,  daß  er  in 
einer  Fassung  Personen,  in  einer  anderen  Handlungen,  in  emer  dritten 
Sachen  zu  betrefifen  scheint  Gleichwohl  darf  man  nicht  verkennen,  daß 
in  Einzelheiten  Theorie  und  Praxis  des  irrigen  Ghrundprinzips  ungeachtet 
oft  instinktiv  die  richtige  Entscheidung  trafen. 

Die  Statutentheorie  wurde  noch  Ende  des  18.  und  Anfang  des  ig.  Jahr-  widcriegvagder 
hunderts  von  den  Gesetzgebungen  prinzipiell  sanktioniert,  so  im  Preußischen 
Allgemeinen  Landrech^  im  Franzosischen  Code  civil,  im  Österreichischen  d«MM  -ntmui 
Bürgerlichen  Gesetzbuche  von  181 1,  freüidi  in  so  allgemeiner  und  un- 
bestimmter Fassung,  daß  die  Entwickelung  richtiger  Grundsätze  nur  wenig 
gehindert  wurde.  Die  eingehende  Widerlegung  der  Statutentheorie  vei^ 
danken  wir  Wächter  (184142).  Über  die  internationale  Anwendung 
der  Gesetze  sollte  nach  Wächters  Darlegung  vielmehr  Geist  und  Sinn 
der  Gesetze  entscheiden,  im  Zweifel  das  Gesetz  des  urteilenden  Richters. 
Aber  Wächters  Kritik  war  wesentlich  negativ;  sie  verkannt^  daß  die 
Tradition  bei  unrichtiger  Begründung  doch  oft  riditig  entschieden  hatte;  die 
Berufung  auf  Geist  und  Sinn  der  Gesetze  war  zu  unbestimmt  und  einer 
zu  verschiedenen  Deutung  und  Anwendung  fähig,  um  befriedigen  zu 
können,  und  daß  das  Internationale  Privatrecht  auch  das  Völkerrecht  mit> 
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berührt  und  »uf  dasselbe  Rücksicht  zu  nehmen  hat,  war  Wichter  ent- 
gangen. 

TiMaifo  Daher  hat  denn  Saviguys  Theorie  (184g),  die  positiv  verfahrend 

Sktrifayt.  ^  Intenuitioiiale  Frivatredit  auf  diie  faitenaCUMiale  Reditq;eiiMinschaft 
(Reditsordnung)  grfindet  und  fOr  jedes  Rechtsverhältnis  dessen  (territorialen) 
Sits  aufsucht  und  danach  die  Anwendung  der  Gesetze  besünimen  will,  eine 

weit  größere  Anerkennung  und  Beachtuoir,  letztere  wohl  in  der  gesamten 
Kulturwelt,  gefunden,  und  um  so  mehr,  als  die  vorherrschend  von  Wächter 
betonte  Entscheidung  nach  dem  Gesetze  des  urteilenden  Gerichts  von 
Savigny  mit  Recht  abgelehnt  wird;  denn  der  Umstand,  ob  ein  Gericht  des 
Staates  A  oder  des  Staates  B  zu  mtsdudden  hat,  hängt  sebr  oft  vom  Zu- 
faU  ab. 

FortbUdua(  and       Indes  völlig  klar  ist  das  eigentlidi  malgebende  Frinrip,  die  Zu- 
B^w^^**"  standigkeitsgrenze  der  einzelnen  Rechtssatze  in  internationaler  Bezieliunyf 
Savifayt.   nach  der  „Natur  der  Sache",  d.  h.  nach  dem  immanenten  Zwecke  der  Ge- 
setze mit  Rücksicht  auf  die  Bedürfnisse  des  Verkehrs  zu  ermitteln,  unter 
Berücksichtigung  auch  der  völkerrechtlichen  Schranken,  die  dem  Machte 
bereiche  der  einzeln«!  Gesetzgebungen  gesetzt  dnd,  mst  in  der  auf 
Savigny  folgenden  literatur  erkannt  worden»  die  zugleidi  in  der  genaueren 
AusfOlurung  der  Knzelheiten  wie  in  der  vergleichenden  Rechtswissenschaft 
(von  Savigny  noch  nicht  berQcksichtigt)  für  dieWissenschaft  des  Internationalen 
Privatrechts  besonders  notwendige  Kontrollen  erblickt.    Allerdinp^s  ist  diese 
Theorie  und  Methode  des  Internationalen  Privatrechts  noch  nicht  ausdrücklich 
iH»  Mua  allgemein  anerkannt  Eine  andere  neuere  von  dem  italienischen  Juristen  und 
n^iliiiiiflii  ^^t^****^  Hancini  begründete  Theorie,  die  in  Italien,  aber  auch  in  Frank- 
TiHorfau  reich  viele  Anhänger  z&hlt,  geht  von  dem  Satze  aus,  daß  aUe  Rechte  der 
Personen  wegen  voriianden  nnd*  und  dafi  daher  prinzq>ieU  auch  im  Aus- 
lande das  heimatliche  Recht  der  Person  maßgebend  sei,  daß  aber  ander- 
seits das  Recht  der  ausländischen  Person  zurückzutreten  habe,  insofern 
die  öffentliche  Ordnung-  (Ordre  public)  des  Territoriums,  in  dem  das  Recht 
der  Person  geltend  gemacht  wird  oder  zur  Entstehung  kommen  soll,  die 
Anwendung  des  in  Qumn  Territorium  geltenden  Gesetzes  verlangt  Diese 
vieldeut^  Formel  ist  aber  nur  eme  Etikette.  In  WahrhMt  sind  audi  fOr 
diese  italienisch-firanzosische  Schule,  der  rieh  z.  B.  auch  der  Belgier 
Laurent  in  seinem  umfangreichen  Werke  angeschlossen  hat,  jene  oben- 
bezeichneten Erwä^nj^fen  entscheidend.   Allerdings  veranlaßt  die  Etikette 
zuweilen  irrtümliche  Entscheidungen. 
UebaiMUiMK  dn        Ini  einzelnen  wirklich  sehr  bedeutende  Abweichungen  von  der  Be- 
'"'"■■''«"''^  handlung  des  Intematioaalen  Frivatrecihts  in  den  Staaten  des  europUschen 
Euklid  udte  Kontinents  zeigt  die  weniger  auf  Theorie,  als  auf  Tradition  und  pcak- 
ver.  Staaten  von  tischcu  Tdkt  sich  gründende  englisch-nordamerikanische  Jurisprudenz. 
.  or  «a  n     j^q^}^  Wissenschaft  des  europaischen  Kontinents  in  neuester 

Zeit  Einfluß  gewonnen,  und  eine  Annäherung  ist  zweifellos  bemerkbar. 
Unzutreffend  ist  die  zuweilen  geäußerte  Ansicht,  daß  abgesehen  von  posi- 
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tiven  Bestimmungen  der  einzelnen  Gesetzgebungen  im  Internationalen 
Privatrechte  alles  bestritten  und  unsicher  sei.  Die  bereits  vor  der  Wirk- 
samkeit des  Deutschen  Bürs>;erlicheii  Gesetzbuchs  in  vielen  Punkten  fest- 
stehende Praxis  der  höheren  deutschen  Gerichtshöfe  und  insbesondere  des 
deutsdien  Reidugerichls  widerlegt  schon  diese  Behauptung. 


II.  System  des  Internationalen  Privatrechts.  Das  Internationale 
Privatrecht  kann  in  zwiefacher  Weise  behandelt  werden,  einmal  vom 
Standpunkte  einer  allgemeinen  Theorie  und  sodann  vom  Standpunkte  der 
Gesetzgebung  eines  bestimmten  Landes.  Diese  Methoden  ergänzen  sich 
gegenseitig.  Die  allgemeine  Theorie  hat  praktische  Geltung  nur,  insofern 
die  Gesetzgebung  des  einzdnen  in  Betradit  kommenden  Landes  mcht  ab- 
WMchende  Bestimmungen  über  das  Internationale  Fcivatredit  enthalt;  denn 
selbst  wenn  diese  Gesetze  verkehrt  sind,  haben  sie  positive  Greltung.  Die 
Gesetzgebung  des  einzelnen  Landes  aber  kann  die  allgemeine  Theorie 
nicht  entbehren,  und  gerade  im  Internationalen  Privatrechte  sind  willkür- 
liche, der  Natur  der  Sache  widerstrebende  Bestimmungen  sehr  schwer 
durchzuführen,  und  jedenfalls  bedürfen  die  in  der  Gesetzgebung  vor- 
handenen positiven  Bestimmung«!  über  Anwendung  oder  Nichtanwendung 
ausländischer  Reditsnormen  überall  der  Ezgänzung  durch  die  Konsequenzen 
der  allgemeinen  Theorie. 

Theorie  und  Gesetzgebung  können  auch  im  Gebiete  des  Inteniationalen 
Privatrechts  ergänzt  oder  modifiziert  werden,  durch  Gewohnheitsrecht  Ommtk^tMLf 
Und  auf  nichts  anderem  als  auf  Gewohnheitsrecht  beruht  die  freilich  auch 
durch  ganz  durchschlagende  Zweckmäßigkeitsgründe  getragene  Rechts- 
regel, daA  für  die  Form  von  Reditqgesch&ften  —  mit  Ausnahme  der* 
jenigeui  die  unmittelbare  (dingUdie)  Redite  an  IcSiperiidien  SacliMi  be- 
gründen, modifizieren  oder  aufheben  —  überall .  die  Beobachtung  dei> 
jenigen  Formalitäten  als  genügend  betrachtet  wird,  die  nach  dem  Gesetze 
des  Ortes  der  Vornahme  (genauer  des  Aufenthaltsorts  der  handelnden 
Personen)  beobachtet  werden  müssen:  „Locus  regit  actum",  eine  Rechts- 
regel, die  aber  einerseits  nur  im  allgemeinen  den  Rechtsverkehr  erleichtert, 
die  Beobachtung  des  sonst  für  das  Rechtqresdiift  maßgebenden  Gesetzes 
nicht  ausschliefit  (nur  ftkuUative  Bedeutung  hat),  anderseits  von  der  Gesetz- 
gebung in  einzelnen  Fällen  wohl  außer  Kraft  gesetzt  oder  gegenteils  — 
wie  im  Deutschen  Reich  für  inländische  Eheschließungen  —  für  obliga^ 
torisch  erklärt  worden  ist 

Der   Umstand,    daß   Gesetze   eines   anderen   Staates   auf  sittlichen,  Gcicttesoormen 
national-ölconomischen  oder  Rechtsanschauungen  beruhen,  die  von  den 
unsrigen  wesentlich  abweichen,  sddtefit  die  Aneikennung  der  hraft  der  mehMeM« 
auiAandischen  Rechtsordnung  entstandenen  RechtsvethSltnisse  an  sich  nicht  ''^'J^^*' 
au^  obgleich  das  Gegenteil  häufig  (und  insbesondere  noch  von  Savigny) 
in  ausgedehntem  Maße  behauptet  ist    Richtig  ist  nur,  daß  unsere  Rechts- 
ordnung und  unsere  Gerichte  nicht  solche  Konsequenzen  ausländischer 
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Rechtsverhältnisse  verwirklichen  oder  verwirklichen  helfen  dürfen,  die  nach 
unserem  Gesetze  an  sich  als  unzulässig  betrachtet  werden  müssen.  Die 
polygame  Ehe  eines  türkischen  Staatsangehörigen  wird  auch  bei  uns  als 
rechtsbeständig,  der  aus  solcher  Ehe  stammende  Sohn  als  rechtmafitger 
Erbe  des  Vaters  in  GemäBli^t  des  tfirkisdiea  Gesetzes  aaiusefaen  sein. 
Aber  eine  aus  dem  Harem  eines  Türken  entflohene  Frau  kann  durdi 
unsere  Giexichte  nicht  gezwungen  werden,  zu  dem  Manne  zurückzukehren. 
Ein  Sklave,  der  aus  einem  Staate,  in  dem  Sklaverei  besteh^  zu  uns  komm^ 
wird  bei  uns  als  freier  Mensch  behandelt 
Utenwtioaalo        In  neuester  Zeit  versucht  man  durch  internationale  Verträge  für  gewisse, 
^jrSS»^**  ^^^^^S^^  Rechtsmaterien  ein  möglichst  universelles,  in  den  einzelnen  Ver- 
tatHuiiouin  tragsstaaten  alsdann  als  Gesetz  einzufOhrendes,  internationales  Privatrecht 
riifuawtu.  2u  sdiaffen.   (Maager  Konventionen  von  1893 — 1902,  an  denen  auch  das 
Deutsche  Reich  teilgenommen  hat.)    Vorgearbeitet  hat  solchen  Verträgen 
durch  seine  überhaupt  für  die  Ausbildung  des  Internationalen  Privatrechts 
wie  des  Völkerrechts  wichtigen  Arbeiten  das  1873  gegründete,  aus  einer 
Anzahl  von  Gelehrten  und  Staatsmännern  bestehende,  durch  Kooptation 
sich  ergänzende  „Institut  de  droit  international''. 

Die  Beriehuiqfen  eines  Rechtsvexlialtnisses  zu  dem  Redite  (den 
Gresetzen)  eines  bestimmten  Territoriums  können  sich  ergeben  i)  aus  der 
einüiDCD  dauernden  Zugehörigkeit  einer  Person  zu  diesem  Territorium,  2)  aus  dem 
Norme«  <tot  zeitigen  (vorübergehenden)  Aufenthalte  einer  Person,  3)  aus  dem  Orte,  an 
dem  eine  Sache  sich  befindet  Die  Zugehörigkeit  einer  Sache  zu  dem 
Vermögen  einer  Person  und  der  Ort,  wo  eine  Handlung  vorgenommen 
wird,  werden  zwar  auch  als  solche  |,Anknüpfuugsmomente"  f&r  das  Inter- 
nationale Privatrecht  angeführt  und  benutzt;  indes  reduziert  sadi  die  Frage. 
iMit  wo  ^e  Handlung  vorgenommen  wird,  auf  die  Frage,  wo  ^e  oder  eine 
Mehrzahl  von  Personen  zu  einem  bestimmten  Zeitpunkte  sich  befand,  und 
die  Zugehörigkeit  einer  Sache  zu  dem  Vermögen  einer  Person  ist  schon 
abhängig  von  einer  in  das  Tntornationale  Privatrecht  fallenden  Rechtsfrage, 
kann  also  nicht  als  „Aukuüpfungsmoment"  oder  Voraussetzung  des  Inter- 
nationalen Frivatrechts  gelten.  Freilidi  ist  andh  die  dauunde  Zugehörig- 
keit einer  Person  zu  einem  Staate  (einem  Territorium)  kein  reines  Faktunu 
Aber  diese  Zi^pdiörigkeit»  mag  man  nun  den  Wohnsitz  oder  die  Staats- 
angehörigkeit als  maßgebend  ansehen,  ist  unentbehrlicl»  Voraussetzung 
des  Internationalen  Privatrechts,  und  der  Wohnsitz  ist,  wenn  auch  in 
mehreren  Be/iehungen  durch  Rechtsnormen  bestimmt,  die  in  den  einzelnen 
Gesetzgebungen  differieren,  doch  im  wesentlichen  ein  tatsächliches  Ver- 
hältnis, so  dafi  der  Regel  nach  davon  ausgegangen  werden  kann,  daft 
die  verschiedenen  Geset^bungen  denWohnsitz  ein  und  derselben  Person 
nicht  verschieden  bestimmen.  Die  Staatsangehörigkeit  aber  kann  alsVcHP- 
aussetzung  des  Internationalen  Privatrechts  gelten,  weil  sie  ihre  Basis 
nicht  im  Internationalen  Privatrechte,  vielmehr  im  Völkerrechte  und  bzw. 
im  Staatsrechte  hat. 


AttfonAftlltort 
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Während  der  Wohnsitz  rcg-elmäßig-  von  dem  freien  Willen  der  voll- 
jährigen Person  abhängt,  wird  die  Staatsangehörigkeit  einerseits  durch 
Abstämmling  (jure  sanguius)  — .in  einigen  SCaateo,  aamentiteh  in  Ea^^d 
und  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamanka,  auch  durch  Geburt  inneiv 
halb  des  Staatsgebiets  (jure  soli)  — ,  anderseits  durch  besondere  Aufnahme 
seitens  der  Staatsgewalt  (Naturalisation)  bedingt,  oder  es  hängt  doch  der 
Übertritt  in  einen  neuen  Staatsverband  nicht  lediglich  von  dorn  Willens- 
entschluß  des  Individuums  ab.  Wohnsitz  und  Staatsantrehörigkeit  der 
Person  gehören  also  oft  verschiedenen  Gesetzgebungsgebicteu  au.  Für 
die  internationale  Behandlung  der  Posonen  ist  es  daher  von  ein- 
schneidender Bedeutung,  ob  man  als  wesenUich  mafigebende  Beaehung 
die  StaatsangeliMiglceit  oder  denWolmsitz  betrachtet  Im  Alterturae  und 
im  früheren  Mittelalter  entschied  die  Staats- (Stammes -)Angehorigkeit;  später 
trat,  veranlaßt  dadurch,  daß  die  große  Masse  des  Volkes  alle  politischen 
Rechte  verlor,  der  Wohnsitz  an  die  Stelle,  um  wieder  im  Laufe  des 
19.  Jalirhunderts  nach  und  nach  —  zuerst  in  Frankreich,  im  Jahre  1900 
durch  das  EbfOhrungsgesett  zum  Bflrgerlidien  Gesetzbuch  auch  im 
Deutsch«!  Reiche  —  in  einer  großen  Anzahl  von  Staaten,  die  ein  einheit- 
liches, nationales  Gesetzbuch  einführten,  verdrängt  zu  werden«  Doch  ist 
der  Wohnsitz  noch  maßgebend  in  selu:  bedeutenden  Gebieten,  so  in  Eng- 
land und  Nordamerika,  und  aus  dieser  Differenz  ergeben  sich  allerdings 
einige  bedeutende,  bis  jetzt  noch  nicht  zur  allgemeinen  Befriedigung  gelöste 
Schwierigkeiten  (Problem  der  sog.  Rückverweisung). 

Jm  einnlnen  mag  folgendes  hervorgehoben  wcnrden. 

Die  Rechtsfähigkeit  der  Person  hängt  im  Audande  nicht  ab  von  a«dMauiMt 

dem  heimatlichen  Rechte  der  Person;  sie  wird  vielmehr  bestimmt  durch 

dasjenige  Gesetz,  das  im  übrigen  für  das  fragliche  Rechtsverhältnis  maß- 
gebend ist.  So  hängt  es  von  der  Gesetzgebung  des  Ortes  des  Grund- 
stücks ab,  ob  der  Ausländer  Grundeigentum  erwerben  kann;  von  den 
Gesetzen  des  Landes,  in  dem  eine  Vormundschaft  geführt  wird,  ob  der 
AmiSnder  dazu  fähig  ist  Aber  während,  wie  bemokt,  die  privatrech^ 
Uche  Rechtsfähigk«t  des  Ausländers  sich  im  allgemeinen  heutzutage  von 
selbst  versteht,  gilt  dies  doch  nur  für  physische,  nicht  für  sog.  juristische 
Personen  und  Vereine.  Diese  durch  besondere  Zwecke  bestimmten 
Rechtsschöpfungen  sind,  weil  über  diese  Zwecke  verschiedene  Anschauungen 
in  den  einzelnen  Staaten  bestehen  können  (z.  B.  über  den  Nutzen  ver- 
schiedener Stiftungen  und  Vereinigungen),  und  weil  solche  Schöpfungen 
ftbermächtig  werden  können,  nicht  allgemdn  und  nicht  in  allen  Beziehun- 
gen ohne  weitnes  auch  im  Auslande  rechtsfähig.  Allerdings  hängt  die 
RedbtsfU^^cett  juristischer  Personen  und  Vereine  in  erster  Linie  ab  von 
dem  Gesetze,  das  am  Sitze  der  juristischen  Person  gilt,  und  die  Möglich- 
keit, durch  Briefe  und  Telegramme  Verträge  zu  schließen  und  vor  Gericht 
Rechte  zu  verfolgen  und  zu  verteidigen,  sollte  ausländischen  jiu^stischen 
Personen  und  Vereinen  rationellerweise  nicht  bestritten  werden,  während 
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die  Fähigkeit  ausländischer  juristischer  Personen  und  Vereine,  Grrundeigen- 
tum  zu  erwerben  und  zu  erben,  GeschäfbfiUalen  im  Lande  zu  errichten, 
gewissen  Beschnnkungen  unterliegen  mag.  Anderseits  können  auslandische 

juristische  Personen  und  Vereine  nicht  umfangreichere  RechtsfShi^eit 

beanspruchen  als  gleichartige  inländische. 
GochiftaauK-  Die  dauernde  gesetzliche  persönliche  Fürsorge  ist  dem  Staate  zu 
überlassen,  dem  diese  Personen  diiuernd  angehören  (kraft  Staatsangehörig- 
keit bzw.  kraft  W  ohnsitz).  Der  Ausländer,  der  nach  dem  Gesetze  seiner 
Heimat  geschäftsfähig  ist,  ist  daher  im  Staate  X  nicht  geschäftsunfiUug, 
wenngleich  er  dies  nach  den  in  X  geltenden  Gesetzen  sein  würde:  die 
Gesetze,  welche  die  Geschäftsfähigkeit  beschränken,  bezwecken  eine 
dauernde  Fürsorge  der  Person.  Daher  überläßt  man  auch  die  vormund- 
schaftliche Fürsorge  für  aus  irgendeinem  Grrunde  geschäftsunfähige 
Personen  im  allgemeinen  dem  Staate,  dem  diese  angehören,  und  die 
Gesetze  dieses  Staates  sind  auch  im  Auslande  für  diese  Vormundschaft 
maBgebend.  Aber  nicht  allgemein  anerkannt  ist,  dafi  zugunsten  desjenigen, 
der  in  seiner  Heimat  geschaftsunfihig  ist,  nun  auch  im  Auslande  diese 
Gesdiäftsunfahigkeit  geltend  gemacht  werden  könne,  behufs  Beseitigui^ 
der  nachteiligen  Folgen  eines  eingegangenen  Vertrags.  Gründe  der 
Sicherheit  des  geschäftlichen  Verkehrs  scheinen  dem  Ausländer  eine 
solche  Berufung  auf  das  heimatliche  Recht  nicht  zu  gestatten,  imd 
in  den  Ländern  des  englisch-nordamehkanischen  Rechts  läßt  man,  was 
jener  Rücksicht  entspricht,  allgemein  über  die  Creschäftsfähigkeit  das 
Gesetz  des  Ortes  der  Handlung  entscheiden.  Weniger  konsequent  ist  es, 
wenn  das  Gesetz,  wie  jetzt  das  deutsche,  die  Geschäftsfähigkeit  der 
Deutschen  auch  im  Auslande  nach  dem  deutschen  Rechte  zu  beurteilen 
vorschreibt,  dagegen  den  Ausländer,  der  im  Deutschen  Reiche  ein  Rechts- 
geschäft vornimmt,  ungeachtet  des  etwa  entgegenstehenden  heimatlichen 
(resetzes,  imbedingt  als  geschäftsfähig  behandelt,  falls  er  nach  deutschem 
Gesetze  geschäftsfähig  sein  würde,  ausgenommen  bei  Rechtsgeschäften, 
welche  Erbredit  oder  Familienrecht  betreffen,  oder  durch  welche  fiber  ein 
ausländisches  Grundstück  verfugt  wird.  Das  richtige  Prinzip  dürfte  sein ,  die 
Geschäftsunfähigkeit  der  Personen  nach  deren  heimatlichem  Rechte  überall 
gelten  zu  lassen,  jedoch  im  Auslande  nicht  zum  Nachteil  derjenigen,  die 
in  gutem  Glauben  und  ohne  grobe  Fahrlässigkeit  mit  dem  geschäfts- 
unfähigen Ausländer  ein  Rechtsgeschäft  eingegangen  sind. 
vanUiMMcht       Das  FamiHenrecht  betrifft  dauernde  Beriehungen  der  Personen. 

Unsere  FamiUengesetze  auf  Auslander  su  eistredEen,  ist  daher  sweck« 
widrig,  während  umgekehrt  jeder  Staat  ein  dringendes  Interesse  daran 
hat,  daß  die  familienrechtlichen  Beziehungen  seiner  Angehörigen  auch 
im  Auslande  anerkannt  werden.  (Die  gegenteilige  Annahme  würde  zu 
unerträglichen  Zuständen  führen.)  Daher  gilt  im  Familienrechte  das  Gesetz 
der  Heimat  der  Personen  (das  Gesetz  der  Staatsangehörigkeit,  bzw.  des 
Wohnsitzes)  auch  im  Auslände;  es  gilt  f3r  die  persönliche  Fähigkeit  eine 
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Ehe  zu  schließen  (daher  auch  für  die  Frage,  ob  eine  geschlossene  Ehe, 
abgesehen  von  Form  und  Konsens,  nichtig  sei,  angefochten  werden  könne), 
für  die  persönlichen  Verhältnisse  der  Ehegatten,  für  das  Recht  der  Ehe- 
sdieidung;  Ebenso  gilt  fBr  das  Veriwltiiis  von  Eltern  und  Kindern, 
z,  B.  inidefera  Kinder  von  den  Eltnn  Alimentation  oder  andere  Unteiw 
stutzungen,  s.  R  Tochter  eine  Aussteuer  beanspruchen  kOnnen,  das  heimaU 
liehe  Gesetz;  es  ist  maßgebend  auch  für  die  Legitimation  unehelicher,  für  die 
Adoption  fremder  Kinder.  Gehören  die  Personen  verschiedenen  Staaten 
an  (oder  haben  sie  nach  dem  englisch -nordamerikanischen  System  in  ver- 
schiedenen Rechtsgebieten  ihren  Wohnsitz),  so  ist  das  familienrechtliche 
Verhältnis  nur  so  weit  gültig  und  kann  nur  so  weit  gdtend  gemacht 
werden,  ab  es  nach  beiden  in  Betracht  kommenden  Gesetzen  bestdit 

Es  ist  aber  zu  beachten,  daß  auch  im  Familienrechte  in  Ansehui^ 
der  Formen  der  Rechtsakte,  sofern  das  heimatliche  Gesetz  (Personalstatut) 
der  Person  nicht  das  Gejcrenteil  bestimmt,  die  Beobachtuni^  der  am  Orte 
der  Vornahme  des  Rechtsakts  geltenden  Vorschriften  genügt,  und  daß 
anderseits  besonders  im  Familienrechte  die  Wirksamkeit  auswärtiger  Rechts- 
normen beschrankt  sein  kann  durch  den  obenerwähnten,  allgemeinen  Satz, 
daß  unsere  Rechtswdnni^  nidit  solche  Konsequenzen  auswärtiger  Redits> 
normen  verwirklichen  darf,  welche  nach  unseren  Gesetzen  als  verwerflich 
bezeichnet  werden  mAssen,  so  darf  z.  B.  der  Ehemann  eine  bei  uns  un- 
zulässige Züchtigungsgewalt  gegenüber  der  Ehefrau  nicht  ausüben  oder 
beanspruchen,  sollte  ihm  diese  auch  nach  den  heimatlichen  Gesetzen  zu- 
stehen. Dieser  die  Anwendung  und  Wirksamkeit  ausländischer  Rechts- 
normen beschränkende  Rechtssatz  hat  namentlidi  Platz  zu  greifen  f9r 
etwaige  Ehescheidungen  ausländischer  Ehegatten  durch  unsere  Gerichte, 
und  unsere  Personenstands-Beamten  werden  ihre  lifitwiikui^  versagen 
müssen,  wenn  es  sich  um  Eingehung  einer  nach  unseren  Gesetzen  durch- 
aus verbotenen  Ehe  handelt,  sollte  dieselbe  auch  nach  dem  heimatlichen 
Gesetze  der  die  Eheschließung  beabsichtigenden  Personen  erlaubt  sein. 
Anderseits  kann  der  richtigen,  freilich  bestrittenen  und  in  der  betreffenden 
Haager  Elonvention  nicht  anerkannten  Anddit  nach  das  Prinzip  der  Frei- 
hmt  der  Auswanderung  auch  bewirken,  daß  eine  Frau  durdi  eine  Hdrat 
von  Beschrankimgen  fir^  wird,  welche  ihr  das  heimatliche  Recht,  nicht 
in  ihrem,  der  Frau  Interesse,  vielmehr  lediglich  im  öffentlichen  Interesse 
auferlegt,  z.  B.  von  dorn  P'hehindernis  zu  naher  Verwandtschaft,  wenn  das 
persönliche  Gesetz  des  lihemanns,  welclies  durch  die  Heirat  auch  dasjenige 
der  Frau  wird,  das  fragliche  Ehehindernis  zu  naher  Verwandtschaft 
nicht  kennt 

Werden  die  Personen  Angehörige  eines  anderen  Staates  (oder  ver-  widme 
ändern  sie  ihren  Wohnsitz,  wenn  das  Gesetz  letzteren  entscheiden  läßt),  ^^jjjjj^^, 
so  änd«t  sich  auch  ihr  Familienrecht  Indes  hat  dies  der  richtigen  Ansicht 
nach  keinen  Einfluß  auf  einmal  kraft  des  Familienrechts  erworbene  Rechte 
an  Vermögensobjekten,  und  das  bereits  begründete  Recht  eines  Ehegatten 
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am  Vermögen  des  anderen  wird  auch  in  bezug"  auf  künftigen  Erwerb 
während  der  Ehe  der  richtigen  Ansicht  nach,  die  auch  im  Einführungs- 
geaets  ram  Büigerlidheii  Gesetdmclie  fOr  das  Deutadie  Reidk  «nsdrficklich 
gebilligt  ist,  durch  solche  Änderung  nicht  berührt  (Unwandelbaxkeit  des 
ehelichen  Güterrechts.)  In  denjenigen  Lindem,  in  welchen  bei  der  Beerbung 
das  gesamte  Vermögon  als  einheitliche  Masse  ohne  Unterscheidung  von 
unbeweglichen  und  anderseits  beweglichen  Sachen  behandelt  wird,  kommt 
es  für  die  Rechte  des  einen  Ehegatten  am  Vermögen  des  anderen  auf 
den  Ort  der  Immobilien  nicht  an.  Dagegen  entscheidet  nach  englischem 
und  nordamerikanischiem  Rechte  bei  Immobilien  das  Gesetz  des  Ortes  der 
unbeweglidien  Sache,  und  dies  muß  auch  von  dem  heimaUichen  Rechte 
der  Personen  anerkannt  werden, 
sarhrtirc^rhir,  Übcr  Rcchte  an  körperlichen  Sachen  können  nur  die  Gesetze 
imbcweKUchc,        Qrtes  der  Sache  entscheiden;  es  handelt  sich  hier  um  unmittelbare 

bewecliche 

Sa^M.  rechtliche  Herrschaft,  die  nur  durch  die  am  Orte  der  Sache  geltende 
Souveränität  gegeben  werden  kann,  aber  auch  immer  existiert,  wenn  eben 
diese  Souveränität  sie  gewährt  Bei  unbeweglichen  Sachen  ist  dies  audi  nie 
bestritten  worden  und  geradezu  unbestr^tbar.  Dagegen  findet  sich  in  der 
älteren  Literatur  und  zuweilen  noch  in  der  aufierdeutschen  Jurisprudenz 
der  Satz  vertreten,  daß  Rechte  an  beweglichen  Sachen  nach  dem  Gesetze 
der  Person,  der  sie  gehören,  zu  beurteilen  seien  („Mobilia  personam  sequun- 
tur"  oder  „Mobilia  ossibus  inhacrent").  Der  Satz  ist  aber  unhaltbar,  sofern 
es  sich  um  Rechte  au  einzelnen  beweglichen  Sachen  handelt,  die  vielmehr 
ebenso  wie  Immobilien  nach  dnn  Gesetze  des  Ortes  der  Sache  zu  be» 
urteilen  sind;  er  hat  in  Wahrheit  audi  früher  nur  g^;olten,  insofern  Rechte 
an  Vermogeoskomplexen,  Erbrecht  und  ehdiches  GüteRecht,  in  Frage 
kamen,  oder  für  Rechtssätze,  die  schon  eine  dauernde  Abhäng%keit  der 
Sache  von  der  Verfiigung  des  Besitzers  voraussetzen  (Ersitzung).  Das 
Recht  an  einer  bewegUchen  Sache,  welches  in  Gemäßheit  des  am  Orte 
derselben  geltenden  Gesetzes  einmal  entstanden  ist,  hört  nicht  deshalb  auf 
zu  bestehen,  weil  die  Sache  in  ein  Territorium  gebracht  wird,  in  wddmn 
andere  Voraussetzungen  Ahr  die  Entstdiung  jenes  Rechtes  gefordert  werden; 
wohl  aber  gehen  diesem  Rechte  alle  Rechte  vor,  welche  nach  dem  Gesetze 
des  späteren  Aufenthalts  der  Sache  an  letzterer  erworben  werden,  auch 
solche  Rechte,  die  nach  diesem  letzteren  Gesetz  durch  bloßen  Besitz  ent- 
stehen. Daher  kann  z.  B.  derjenige,  der  im  Staate  A  Eigentum  an  einer 
beweglichen  Sache  erworben  hat,  dies  Eigentum  gegen  einen  im  Staate  B 
wohnhaften  Besitzer  nur  nach  Maßgabe  der  Gesetze  des  Staates  B  ver> 
folgen;  hat  X  z.  K  den  Besitz  im  Staate  B  in  gntrai  (Hauben  erworben, 
imd  ist  er  dadurch  nach  den  Gesetzen  des  Staates  B  EigentSmer  der  Sache 
geworden  oder  danach  nicht  verpflichtet,  die  Sache  herauszugeben,  so  hat 
der  frühere  Eigentümer  sein  Recht  an  der  Sache  verloren  oder  kann  letztere 
doch  nicht  herausverlangen,  ungeachtet  nach  den  Gesetzen  des  Staates  A 
seine  Rechte  fortgedauert  haben  würden.    Wie  bemerkt,  gilt  für  den 
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Erwerb  und  Verlust  von  Rechten  an  Sachen,  auch  an  bewetrlichen  Sachen, 
die  Regel  „Locus  regit  actum"  nicht;  es  entscheidet  dabei  vielmehr  immer 
das  Gresetz  des  (zeitigen)  Ortes  der  Sache.  Aber  für  die  etwa  der  Be- 
gründung oder  Aufhebung  des  RMlites  zugrunde  liegende  persönliche 
Veipfliditung  ist  die  Regel  anwendbar,  und  wenn  etwa  nach  dem  Gesetze 
des  Ortes,  an  welchen  eine  bewegliche  Sache  gebradit  wird,  ein  fonn- 
loser  Vertrag  ein  Recht  an  der  Sache  begründet,  so  kann,  falls  der  auf 
Übertragung  des  Rechtes  gerichtete  Wille  des  Berechtigten  fortdauert, 
das  Recht  an  der  Sache  begfründet  werden  zu  dem  Zeitpunkte,  wo  die 
Sache  in  jenes  andere  Rechtsgebiet  gelangt  ist.  Das  Pfand-  oder  hypo- 
thekarische Recht  betreffend,  so  kann  die  Verpflichtung,  zu  deren  Sicherung 
j^es  Recht  dient,  von  einem  anderen  Gesetze  abhSngig  sein,  als  von 
demjenigen  des  Ortes  der  Sache.  Für  das  Pfandrecht  an  beweglichen 
Sachen  kommt  außerdem  in  Betrecfat,  daß  bei  einem  Ortswechsel  nach 
Entstehung  des  Pfandrechts  zwar  die  Gültigkeit  des  Pfandrechts  nach 
dem  Gesetze  des  Ortes  der  Entstehung,  nicht  aber  dessen  Wirksamkeit 
gegenüber  anderen  Pfandrechten  und  im  Konkursverfahren  (Priorität)  zu 
bemrteilen  ist;  hie»  ist  vidm^  das  Gesetz  des  spateren  Ortes  entscheidend. 

Am  wenigsten  Übereinstimmung  besteht  über  die  Bdiandlung  des  ▼«ritafnUif« 
Rechtes  der  Verpflichtungen  aus  Vertragen.  WShrend  die  ältere  noch 
in  England  und  Nordamerika  herfSchende,  in  Frankreich  und  Italien  über- 
wiegende Ansicht  (abgesehen  von  den  Modalitäten  der  Erfüllung,  bei 
welchen  die  Beurteilung  nach  dem  Orte  der  Erfüllung  sich  notwendig 
geltend  macht)  das  Gesetz  des  Ortes  des  Vertragsschlusses  anwendet, 
hat  die  deutsdie  Praxis  unter  dem  Kinflusse  der  AusfOhrungen  Savignys 
wesentlich  das  Gesetz  des  Ortes  der  ErfiUIung  als  entscheidend  angesehen. 
Es  kann  jedoch  weder  das  eine  noch  das  andere  dieser  Prinzspien  als  richtig 
gelten  und,  ohne  die  Bedürfnisse  des  Verkehrs  zu  schädigen  und  die  ge- 
gründeten Erwartungen  der  Beteiligten  zu  täuschen,  durchgeführt  werden, 
ebensowenig  aber  die  Entscheidung  allein  auf  den  häufig  nicht  einmal  be- 
stimmt festzustellenden  Willen  der  Parteien  im  einzelnen  Falle  (Autonomie 
der  Rurteien  nach  einem  frdlich  mdit  recht  passenden  Ausdruck)  gestellt 
werden.  Im  Prinap  ist  vidmehr  zugrunde  zu  legen  das  heimatliche  Recht 
desjenigen,  der  verpflichtet  sein  soll,  eine  Ansidi^  die  in  neuester  Zeit  auch 
mehr  und  mehr  Zustimmung  findet. 

Für  einseitige  Verpflichtungen,  z.B.  Schenkungsversprechen  spricht  für 
diese  Ansicht  entschieden  die  Billigkeit,  und  im  allgemeinen  kann  gesagt 
werden,  dafi  gesetzliche  Vorschriften,  welche  den  Schutz  des  Schuldners 
bezwecken,  auf  alle  Personen  angewendet  werden  wollen,  wdche  dem 
Gebiete  dieser  Gesetze  dauernd  angdiören,  daB  aber  auch  vennutlich 
jeder  AdL  nach  dem  Gesetze  verpflichten  will,  das  er  präsumtiv  am  besten 
kennt,  d.  h.  nach  seinem  heimatlichen  Gesetze. 

Die  anscheinend  bei  zweiseitigen  Verträgen  erwachsende  Schwierigkeit 
löst  sich  dadurch,  daß  der  obligatorische  Anspruch  nur  insoweit  geltend 
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gemacht  werden  kann,  als  er  übereinstimmend  von  den  beiden  in  Betracht 
tommraden  Gesetzen  anerkaimt  wird.  Das  Prinzip  hat  aber  mannigfadie 
und  bedeutende  Ausnahmen  zu  erleiden.  Treu  und  Glauben  forden^  dall^ 
wenn  ein  Reditsgesdiift  in  demselben  Tendtorium  abgewickelt  werden 
soll,  in  welchem  es  vereinbart  wurde,  dann  auch  das  Redit  dieses 
Territoriums  für  die  Verpfltchtung-en  beider  Kontrahenten  maßg-ebend  sei. 
Anderseits  kommen  für  die  Erfüllung  die  am  Orte  derselben  geltenden 
Prohibitivgesetze  in  Betracht  (der  Vertrag  ist  unwirksam,  wenn  die  Hand- 
lung,  welche  durch  ihn  lierbeigefOhrt  werden  soU,  an  dem  Oite^  an  wdchem 
rie  gesch^en  soll,  verboten  ist),  und  im  Zweif^  ist  annmehmen,  daA 
unter  den  im  Verfang  benannten  Geldsorten  und  Maßen  die  am  vertrags- 
mäßigen Orte  der  ErföUung  bestdienden  von  den  Kontrahenten  gemeint 
sind.  Außerdem  verlangen  Treu  und  Glauben,  daß  bei  gewöhnlichen 
Verkohrsverträgen  als  heimatliches  Recht  der  Partei  nicht  das  Staats- 
angehörigkeits-(Xationalitäts-)  Gesetz,  sondern  das  Gesetz  des  Domizils 
betrachtet  werde.  (Abweichrad  aber  s.  B.  das  italienische  Gesetz.) 

Insoweit  der  fireie  Wille  der  Parteien  entscheidet,  kann  unter  Um- 
standen audi  die  Sprache,  deren  Adk  die  Kontrahenten  bedient  haben, 
einen  Anhaltspunkt  für  die  Bestimmung  des  maßgebenden  Gesetzes  bilden. 

Hiemach  muß  in  Ansehung  vertragsmäßiger  Verpflichtungen  sehr  oft 
der  praktische,  die  Einzelheiten  des  Falles  erwägende  Takt  die  Frage  des 
anzuwendenden  Gesetzes  beantworten,  und  eine  ausreichende,  gesetzliche 
Formulierung  ist  iuflerst  schwer  zu  finden.  Das  EinfOhrungsgesetz  zum 
Bürgerlich«!  Gesetzbudi  für  das  Deutsche  Reich  hat  einen  darauf  sich 
beaehenden  Satz  aufzustellen  imteriassen. 

Die  Modifikationen,  welchen  vertragsmäßige  Verpflichtungen  durch 
Verzug  oder  Verschulden  des  Verpflichteten  oder  auch  des  Gläubigers 
unterliegen,  sind  nach  Maßgabe  desjenigen  Gesetzes  wirksam,  welches 
überhaupt  für  die  Verpflichtung  maßgebend  ist  Besonders  bestritten  ist 
die  Bdiandlung  der  Veijährung:  Gesetz  des  Ortes  der  Klage  —  so  b^ 
sonders  die  englisch-nordamerikanische  —  oder  Gesetz,  welches  auch  im 
übrigen  für  den  Vertrag  mafigebend  ist  —  so  die  Praxis  des  deutschen 
Reichsgerichts  — ,  oder  G«setz  des  Wohnorts  des  Verpflichteten  (richtiges 
Prinzip,  weil  es  sich  um  ein  Gesetz  zum  Schutze  des  Verpflichteten  handelt). 
Der  Übergang  des  Rechtes  des  Gläubigers  auf  einen  anderen  Gläubiger 
(Zession)  ist  abhängig  von  dem  Gesetze  der  Verpflichtung. 
Hnddmcki;  Die  allgemeinen  Grundsätze  des  Obligationenrechts  haben  Anwendung 
wcdmiiwht.  2^  finden  auf  die  handelsrechtlichen  Verpflichtungen,  insbesondere  auf 
die  wechselrechtlichen  Verpflichtungen.  Die  Voraussetzungen  der  Gültigkeit 
des  Regresses  sind  für  jede  einzelne  Wechselverbindlichkeit  nach  den 
Gesetzen  des  einzelnen  Veq^flichteten  zu  beurteilen.  Im  Wechselrechte 
muß  aber  zugunsten  eines  gutgläubigen  Erwerbers  der  Ort  der  Datierung  als 
wirklicher  Ort  der  Übernahme  der  Wechselverpflichtung  gelten.  Den  Be- 
dürfiiissen  des  Wdtverkehis  wfirde  übrigens  am  besten  ein  uniformes» 
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Wechselrecht  dienen.  Ein  solches  uniformes  Recht  besteht  kraft  einer  zu 
Bern  1890  abgeschlossenen  Konvention  für  eine  Anzahl  von  Staaten  des 
europäischen  Kontinents,  zu  denen  auch  das  Deutsche  Reich  g-ehört,  für 
das  Eisenbahnfrachtrecht.  Wertpapiere  auf  den  Inhaber  unter- 
liegen hinsichtlich  des  Inhalts,  der  Wirksamkeit,  des  Erloschens  der  Ver- 
pflichtui^  des  Sdiuldners  dessen  Gesetzen,  soweit  aber  der  Obergang 
der  F«>rdening  in  Betradit  kommt,  denjenigen  Grundsätzen,  welche  für 
Eigentum  und  Bedtz  beweglicher  Sachen  maßgebend  sind. 

Verpflichtungen  aus  unerlaubten  Handlungen  sind  nach  der  auch  ve:i.iiiLhtun,;r,, 
schon  früher  allgemein  anerkannten ,  richtigen  (eine  Zeitlang  durch  eine  unctUabw« 
irrige  Ausführung  Savignys  in  Deutschland  fast  verdrängten)  Ansicht 
prinzipiell  nach  dem  Gresetze  des  Ortes  der  Handlung  (des  Aufenthalts  der 
angeblidi  verpflichteten  Person)  zu  beurteilen.  Doch  kann  das  Gresetz  des 
Klagorts  hier  heschzankend  einwirken.  Die  Verpflichtung  zum  Sdiaden^ 
ersatz  wegen  Ansegeins  (Abordage)  in  offener  See,  wo  ein  ortliches  Gesetz 
fehlt,  wird  nach  dem  Rechte  des  angeblich  verpflichteten  Schiffes  zu  be- 
urteilen sein,  so  jedoch,  daß  Schadensersatz  auch  nur  so  weit  gefordert 
werden  kann,  als  solcher  nach  dem  heimatlichen  Rechte  desjenigen  Schiffes 
gewälut  wird,  für  weiches  3£nt$chadigung  gefordert  wird.  Übrigens  bietet 
gioade  das  Seerecht  mancherlei  Schwierigkdten  dar,  wriche  in  dieser 
kurzen  Darstellung  des  Internationalen  Privatreclifcs  nicht  berührt  werden 
können. 

Die  sog.  immateriellen  Rechte  (Urheber-Patentrecht,  Rocht  dersog  numatorielle 
Handelsmarken)  sind  dem  Publikum  gegenüber  Beschränkungen  der  all-  Kechte. 
gemeinen  Freiheit  des  Handelns  und  insoweit  abhängig  von  dem  Rechte 
des  Staates,  in  welchem  sie  wirluam  sein  sollen;  soviel  aber  Übertragung 
und  Vererbung  betzifit,  kommt  auch  das  personliclie  Redit  des  Inhabers 
in  Betndit  Da  diese  Rechte  geschichtlich  ihren  Ursiwung  in  Privü^en 
haben,  die  zuerst  einzelnen  Personen  erteilt  wurden,  so  gilt  nicht  der 
Grrundsatz  der  Rechtsfähigkeit  der  Ausländer,  allerdings  aber  oft  der 
Grundsatz,  daß  das  im  Inlande  erschienene  Werk,  bzw.  die  Handelsnieder- 
lassung des  Ausländers  im  Inlande  den  Rechtsschutz  des  Inlands  genießt 
Zahlreidie  StaatsvertrS^  haben  übrigens  hier  gegenseitige  Begünstigungen 
der  Aiigehdi%en  der  Vertragsstaaten  eingeföhrt  und  lassen  auch  ohne 
wmterm  od«r  unter  Erfüllung  gewisser  Formen  das  in  dem  einen  Lande 
entstandene  Recht  in  dem  anderen  wirksam  werden.  Endlich  sind  auf 
solcher  Grundlage  internationale  Verträge  zustande  gebracht,  zu  denen  der 
Beitritt  auch  anderen  Staaten  als  den  ursprünglichen  Vertragsstaaten  frei- 
steht (Pariser  Konvention  von  1883  zum  Schutz  des  sog.  industriellen 
Eigentums,  Konvention  zum  Schutze  literarischer  und  artistischer  Werke, 
geschlossen  zu  Bern  1885.) 

Das  Erbrecht  läßt  das  Vermögen  als  ideales  Ganzes  mit  Forderungen 
und  Schulden  von  dem  Verstorbenen  auf  die  Erben  übergehen  (Universal-  Erbracht. 
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Sukzession);  und  als  gesetzliches  Erbrecht  (Intestaterbrecht)  schließt  es  Ach 
der  Organisation  der  Familie  an.  Daher  muß  für  das  Erbrecht  das  per- 
sönliche Recht  des  Erblassers  maßgebend  sein,  i^iese  in  Deutschland 
schon  seit  langer  Zeit  anerkannte  und  jetzt  im  Einfuhrungsgesetz  zum 
Bürgerfichen  Gesetzbadie  bestätigte,  anch  z.  in  Italien  gdtende  Ansicht 
ist  indes,  wenngleich  mehr  und  mehr  von  der  Theorie  vertddigt,  in 
manchen  Landern  praktiach  noch  niclit  durdigedrungen,  deren  Gesete- 
gebung  gleichwohl  auf  dem  Prinzip  vollständiger  Universalsukzession  be- 
ruht. Die  Tradition  der  Auffassung  des  älteren  germanischen  Rechtes, 
welches  Immobilien-  und  Mobiliarnachlaß  als  getrennte  Vermögensmassen 
behandelte  und  die  Schulden  im  allgemeinen  auf  dem  letzteren  haften 
ließ,  bewirkt,  daß  man  s.  B.  noch  in  Franlcreich  das  Gesets  des  Ortm  des 
Gnmdstficks  als  entscheidend  ansieht^  ungeachtet  nach  dem  Code  civU  das 
Brinzq»  der  Universalsukzession  gilt  Dagegren  ist  die  Anwendung  des  ört> 
liehen  Gesetzes  der  Sache  noch  konsequent  für  das  englisch -nordameriki^ 
nische  Recht,  das  für  das  Erbrecht  bis  jetzt  die  freilich  den  modernen 
Verhältnissen  imnu  r  mehr  widerstreitende  Auffassung  des  älteren  deutschen 
Rechtes  festgehalten  hat  Hinsichtlich  der  Erbfolge  in  das  bewegliche  Ver- 
mögen betrachtet  man  allgemein  das  persSoBche  GeMti  des  Eiblassers  als  ent> 
scheidend.  Notwendigerweise  muft  fOr  die  auf  dem  Willen  des  Verstorbenen 
beruhende  Exbfolge  dasselbe  gelten,  was  für  die  gesetdiche  Erbfolge  richtig 
ist.  Das  Verbot  oder  die  Beschränkung  der  Errichtung  von  Fideikommissi-n 
muß  dem  Zwecke  eines  solchen  desctzes  entsprechend  aber  auch  auf  alle 
im  Territorium  des  Gesetzgebers  befindlichen  Grundstücke  bezogen  werden. 
UtoMOii»  Für  letztwillige  Verfügungen  —  jedenfalls  in  Ansehung  des  beweglichen 
vnfflfna^  Naddasses  —  gilt  die  Regel  ^ocus  regit  actum'*.  Erbfähigkeit  ist  ein  Teil 
der  Rechtsfihigkeit  Daruber  muß  also  in  erster  Linie  das  Gesetz  des 
Erblassers  (bzw.  das  Gesetz  des  Ortes  der  unbeweglidienSadie)  entsdieiden. 
Doch  wird  der  Mangel  der  Erbfähigkeit  nach  dem  personlichen  Gesetze 
des  Erben  unter  gewissen  Voraussetzungen  ebenfalls  in  Betracht  kommen. 
Der  Erwerb  der  Erbschaft  und  die  Haftung  für  Schulden  des  Erblassers 
muß  in  erster  Linie  abhängen  von  dem  Gesetze,  welches  im  allgemeinen 
über  die  Erbschaft  entscheidet  Doch  kann  ein  im  Auslande  lebender 
Ausländer  nicht  ohne  weiteres  led^lich  durch  das  ausllndisdie  Gesetz  des 
Erblassers  verpflichtet  wnrden. 
ZMipMtwtncirt;  Das  Zi vilprozeßrecht  betreffend,  so  haben  die  Gerichte,  auch  wenn 
^hLMc  ^.^  Ersuchen  auswärtiger  Gerichte  tätig  werden  (diesen  Rechtshilfe 
leisten),  die  in  ihrem  eigenen  (xesetze  vorgeschriebenen  Formen  unbedingt 
ZU  beobachten,  können  aber  auf  Ersuchen  mit  diesen  Formen  verträgliche 
Formen  des  ausländischen  Rechtes  daneben  beobaditen.  Dagegen  muß 
die  formelle  Gültigkeit  im  Aualand  v<»genommener  Prozeßhandlungen  nach 
dem  betreffenden  ausländischen  Rechte  beurteilt  werden,  während  ihre 
Bedeutung  (insbesondere  Beweiskraft)  fSr  das  Urteil  nach  dem  Rechte 
des  urteilenden  Richters  sich  bemifit. 
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VoQ  hervorragender  Wichti^kett  ist  die  bis  jetzl  nodt  sehr  Icontro-  Recht.k»ft  aad 
verse,  in  den  Gesetmebungen  auch  sehr  verschieden  behandelte  Frage,  ^^I^^^H^^ 
unter  welchen  Voraussetzunc^on  ein  Zivilurteil  eines  ausländischen  Ge-  VittUt. 
richts  als  Recht  schaffend  (bzw.  Recht  vernichtend),  wie  der  technische 
Ausdruck  lautet,  als  ^es  judicata"  betrachtet  und  vollstreckt  werden  muß. 
Das  Prinzip  muß  hier  sein,  daß  das  Urteil  der  G«rie1ite  desjenigen  Staates 
anmetkennen  isl^  dessen  Gesetze  auch  über  das  streitige  ReditsverliSltnis 
nack  den  Grundsätzen  des  materieUen  Internationalen  Privatiechts  enU 
sdidden  sollen,  ein  Prinzip,  das  freilich  durch  freiwillige,  ausdrückliche 
oder  stillschweigende,  Unterwerfunjjr  der  Partei  unter  die  Gerichtsbarkeit 
eines  Gerichts  (Staates)  Modifikationen  zu  erleiden  hat  Da  übrigens  die 
Vertrauenswürdigkeit  der  Justiz  des  ausländischen  Staates,  die  doch  nicht 
überall  die  gleiche  ist,  praktisch  in  Betracht  konunen  mufi,  so  ist  ratfcmell 
entweder,  wie  im  englischen  Rechte,  der  Fall  ist^  den  Gerichten  die  all- 
gemeine Befugnis  zu  geben,  im  Falle  grober  und  handgreiflicher  Un- 
gerechtigkeit des  ausländischen  Urteils  dasselbe  nicht  anzuerkennen,  oder 
aber  man  muß,  wie  nach  dem  französischen  Rechte  und  nach  dem  Rechte 
auch  vieler  anderer  Staaten  der  Fall  ist,  jedenfalls  Vollstreckung  aus- 
wärtiger Urteile  nur  auf  Grund  eines  mit  dem  betreffenden  anderen  Staate 
abgeschlossenen  Staatsvertrags  gewihren.  Die  ZwangsvoUstreckui^f  aus- 
wärtiger Urteile  kann  an  weitergehende  Voraussetzungen  geknüpft  werden, 
als  die  einfoche  Anerkennung  der  »Res  judicata«,  hm.  wacher  es  nch 
nicht  um  eine  positive,  unmittelbar  eingreifende  Tätigkeit  der  Staats- 
organe zur  Verwirklichung  des  Inhalts  eines  Urteils  handelt  Die  ein- 
schlagenden Bestimmungen  der  deutschen  Zivilprozeßordnung  (besonders 
auch  in  der  revidierten  Fassung  von  1898)  beruhen  auf  stark  abweichenden, 
insoweit  schwerlich  rationellen  Gmindsätzen, 

Besondere  Schwierigkeiten  bietet  die  internationale  Behandlung  des  VMkmnA». 
Konkurses  der  Gläubiger.  Auf  den  ersten  Anblick  wünschenswert 
ersdi^t  einheitliche  Behandlung  des  einzelnen  KcMikurses,  da  im  wesen^ 
liehen  der  Konkurs  gleichmäßige  Befriedigung  aller  Gläubiger  des 
Schuldners  bezweckt,  der  Erreichung  dieses  Zieles  aber  die  Anwendung 
verschiedener  Gesetze  und  ein  gleichzeitiges  Verfahren  verschiedener 
Gerichte»  die  etwa  den  ansu^bls  getroffeim  MaBnahmen  die  Anerkennung 
versagen,  widerstreitet  Lides  der  vollen  universalen  'Wirksamkeit  des 
in  einem  Lande  erSffiieten  Konkursverfahrens,  welche  von  franzo^sdien  und 
namentlich  italienischen  Autoren  freilich  als  geltendes  Recht  oder  doch  als 
legislativ  richtiges  Prinzip  aufgestellt  wird,  steht  der  aus  volkerrechtlichem 
Prinzipe  folgende  Satz  entgegen,  daß  der  Konkurs,  da  er  nichts  anderes 
ist,  als  eine  zugunsten  aller  Gläubiger  stattfindende  Zwangsvollstreckung, 
dne  solche  eactraterritoriale  UVIrkung  vicbt  hat,  abgeseh«i  von  besondere 
^Streckung  seiner  unmittdbaren  Wirksamkeit  durch  den  anderen  Staat 

Daraus  ergibt  sidi  weiter,  daß  in  Beridiung  auf  denselben  Gremein- 
schuldner  in  mehreren  Ländern  mdirere  jedesmal  auf  das  im  Territorium 
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befindliche  oder  von  demselben  aus  erreichbare  Vermögen  beschränkte 
Konkurse  eröffnet  werden  können.  Geg'en  die  volle  universelle  Wirksam- 
keit des  Konkurses  ist  übrigens  auch  vom  Standpunkte  der  Zweckmäßigkeit 
aus  geltend  zu  machen,  dafl  olme  beaondwe,  nur  dorch  positive  Bestim- 
mungen in  Staatsvertrigen  ta  sdiaffende  MaAr^geln  und  Hnriditungen 
umvenen«  V^ffcsamkett  «nes  Kimicutsver&lirens  die  Hedite  der  in 
anderen  Landern  wohnenden  Gläubiger  schwer  schädigen  konnte.  Als 
Vorhedineomg  für  vertragsmäßige  Erstreckung  der  vollen  Wirksamkeit 
eines  im  Auslande  eröffneten  Konkurses  ist  ein  weitgehendes  Vertrauen 
in  die  Justiz  des  anderen  Staates  zu  betrachten  und  eine  nicht  zu 
große  Differenz  der  Gesetzgebungen  in  Anadiung  der  Re<te  der  ein- 
zdnen  Gläubiger.  Der  xichtige  Schritt  m.  einer  den  Bedfiifiiiasen  des 
Verkdtts  wiilclich  entsprechenden  Rqrelung  ist  daher  okht  ein  imiver- 
seller,  jedem  Staate  den  Beitritt  ermöglichender  internationaler  Vertrag. 
Vielmehr  sind  für  absehbare  Zeit  nur  Verträge,  die  unter  einzelnen 
Staaten  zu  schließen  wären,  zu  empfehlen.  Ein  allgemeiner  Vertrag  der 
ersteren  Art,  mit  dessen  Feststellung  sich  die  im  Haag  abgehaltenen  Kon- 
ferenzen allerdings  schon  besdiäftigt  haben,  dfiifte  jedan&lls  nur  einen 
beschränkten  Inhalt  haben,  gewissermaßen  einen  Rahmen  darstellen,  der 
durdh  die  Bestimmungen  der  Einzelvertrige  anszufSUen  wäre.  Obgleich 
nun,  wie  bemerkt,  der  in  einem  I-ande  eröffnete  Konkurs  —  eröffnet 
wird  ein  Konkurs  am  Orte  der  Handelsniederlassung,  bzw.  des  Wohn- 
orts —  nicht  ohne  weiteres  extraterritoriale  Wirksamkeit  äußert,  ein 
Standpunkt,  der  insbesondere  von  der  deutschen  Konkursordnimg  zu- 
folge deren  ausdrfiddiclier  Bestimmung  Angenommen  wird,  so  ist  es  doch 
keineswegs  ausgeschlossen,  daß  in  einem  Staate  auf  Grund  des  in  einem 
anderen  Staate  eröffneten  Konkurses  llaßreg^  beantragt  werden,  welche 
die  Rechte  der  an  dem  Konkurse  teilnehmenden  Gläubiger  schützen.  Ein 
Gläubiger,  der  an  einem  im  Inlande  eröffneten  Konkurse  teilnimmt,  muß 
der  richtigen  Ansicht  nach  auch  den  Zwangsvergleich,  der  das  Ergebnis 
dieses  Konkursverfahrens  ist,  im  Auslande  gegen  sich  gelten  lassen. 

SeUitwott.       Die  Ziele  des  Internationalen  Privatrechts  sind  möglichst  universelle 
Sicherheit  der  Privatrechtssphäre  der  einzelnen  Personen  und  möglichst 

zweckentsprechende  Wirksamkeit  der  Privatrerhtsnonmen  der  einzelnen 
Staaten,  ungeachtet  der  Verschiedenheit  der  (resctzgebungen  und  der 
Wahrung  der  Souveränität  der  Staaten,  Uuitormität  der  Gesetzgebungen 
würde,  wenn  in  größerem  Umfenge  möglich,  das  erste  jener  Ziele  voll- 
kommener erreichen  lassen,  aber  den  Fortschritt  hindern  und  die  Selb- 
ständigkeit der  einzelnen  Staaten  zu  sehr  beeinträchtigen.  Zu  den  Mark- 
steinen des  richtigen  Weges  gehören  viele  der  Bestimmimgen  der  italieni- 
schen Gesetzgebung  von  1865,  der  Haager  Konventionen  und  des  Ein- 
fuhrungsgesetzes ziun  Bürgerlichen  Gesetzbuche  für  das  Deutsche  Reich 
von  1896. 
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Stelle  möglichen  Notizen  geben  daher  nur  eine  im  gewissen  Sinne  notwendigerweise  will- 
kürliche Auswahl,  bei  der  die  jetzt  nur  noch  geschichtlich  in  Betracht  kommenden  Werke 
ganz  fortgelassen  sind.  Nicht  erwähnt  sind  auch  (mit  Ausnahme  der  berühmten  Ausfuhrung 
Savignvs)  Absduütte  in  allgemeinen  Werken  Über  VMkenecht  oder  Privatredit  Besondere 
reichhaltig  an  Monographiccn  ist  neuerdings  die  französische  und  italienische  Literatur.  In 
Deutschland,  wo  längere  Zeit  das  Internationale  Privatrecht  vernachlässigt  wurde,  zeigt  sich 
in  den  letsten  Jahren  lebhaftere  Uterarisdie  Utigkeit. 
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ZIVILPROZESSRECHT. 


Von 

Lothar  von  SsuFfERx. 

Einleitung. 

L  Die  Grundbegriffe.  ZivUprozeß  ist  das  gerichtliche  Verfahren 
zum  Sdiiitse  des  7arletst«i  od«r  gefährdeten  Privatrechts. 

Aus  den  Nonneii  des  Privatredits  entstdien  ReditsverhSItnisse  und 
sutgektive  Kedite.  Jedes  subjektive  Recht  enthält  die  Beft^is  zur  Geltend- 
machung des  Willens  des  Bwreditigten  gegenüber  anderen  Personen.  Stoßt 
der  Berechtigte  bei  Ausübung  seines  Rechtes  auf  Hindemisse  oder  wird 
sein  Recht  durch  das  Verhalten  einer  anderen  Person  gefährdet,  so  ent- 
steht das  Bedürfnis,  das  subjektive  Recht  zu  schützen  und  zu  verwirkHchen. 

Bei  allen  Völkern  hat  es  eine  2^it  gegeben,  in  der  der  Schute  des  sub- 
jektiven Rechtes  lediglich  durch  Selbsthilfe  erfolgte.  In  dieser  Zeit  ist  es 
dem  Berechtigten  überlassen,  ans  eigener  Kraft  oder  mit  Hilfe  seiner 
Sippe  sein  Recht  zu  schützen.  Bei  voranschreitender  Kultur  entstehen 
staatliche  Einrichtungen  zum  Schutze  des  Privatrechts.  Hand  in  Hand  mit 
der  Ausbildunpf  solcher  Einrichtungen  geht  die  Zurückdräng^ung  der  Selbst- 
hilfe. Im  modernen  Staat  ist  die  Selbsthille  nur  erlaubt  zur  Abwehr  eines 
gegenwärtigen  rechtswidrigen  Angriffs;  angrifisweise  SdbsÜiilfe  aber  nur 
wenn  olmgkeitliche  Hi]£»  nicht  rechtzeitig  zu  erlangen  ist  oder  wenn 
ohne  sofortiges  Eing^ifen  die  Gefahr  besteht,  dafi  die  V«rwirklichung  des 
Rechtes  vereitelt  oder  wesentlich  erschwert  würde. 

Die  zur  Gewährung  des  Rechtsschutzes  bestellten  Behörden  lieißt  man 
CutabubuMt  Gerichte.  Die  Befugnis,  Gericht  zu  halten  oder  Behörden  zur  Gewährung 
des  Rcchtiiächutzes  zu  bestellen,  bezeichnet  man  als  Gerichtsbarkeit  Die 
Gerichtsbarkeit  Ist  ehi  Hoheitsrecht.  In  fraheren  Zeiten  hat  der  Staat  die 
Ausübung  dieses  Rechtes  teilweise  an  Verbände  und  an  Priva4>ersonen 
überlassen.  Der  moderne  Staat  nimmt  die  Grerichtsbaxkeit  ganz  und  gar 
für  sich  in  Anspruch. 

Über  die  Art  und  Weise,  wie  die  Gerichte  bei  der  Gewährung  des 
Rechtsschutzes  zu  verfahren  haben,  bilden  sich  allmählich  bestimmte  Regeln. 
Ebenso  darüber,  was  der  Rechtsschutzbedürftige  zu  tun  hat,  um  den 
Rechtsschutz  zu  erlangen,  sowie  darüber,  was  der  Gegner  zu  tun  hal^  um 
sich  gegen  das  Rechtsschutzbegehren  zu  verteidigen.  Die  Ausbildung 
dieser  Regdn  erfolgt  zuerst  auf  dem  Wege  der  erstarrenden  Gewohnhdt, 
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tpSibar  durdh  Satzung'.  Den  Libegriff  dieser  Regeln  heiftt  man  ZivilprozeB- 

recht  Das  Frozefirecht  gehört  zum  öffentlichen  RechL  Die  meisten  Pro- 
zeßrechtsnormen haben  den  Charakter  absoluter  Rechtsnormen;  es  gibt 
aber  innerhalb  des  Prozeßrechts  auch  dispositive  Vorschriften,  das  sind 
solche,  die  durch  Vereinbanmg  der  Parteien  beiseite  gesetzt  werden 
können. 

Aus  den  V<»8chrifien  des  ZaTilprozeflirechts  entstdtt  ein  Ansprach  auf  ludwMrtm- 
Gewährung  des  Rechtsschutzes  (Rechtsschutzanspruch).    Ist  ein  Schutz-  — ■ — ^ 
bedfirfiiis  vorhanden,  so  kann  der  Schutzbedürftige  von  den  Gerichten 

verlangen,  daß  ihm  der  Rechtsschutz  gewährt  werde,  wenn  er  das  Rechts- 
schutzbegehren nach  den  Vorschriften  des  Prozeßrechts  erhebt.  Beobachtung 
der  Prozeßrechtsnormen  und  Rechtsschutzbedürfnis  sind  die  Voraussetzungen 
für  die  Gewährung  des  Rechtsschutzes.  Ein  Mangel  in  diesen  Voraus- 
setzungen hat  die  Abwdsung  des  Rechtsschutzbeg^rens  zur  Folge. 

Der  Rechtsschutzanspruch  ist  ein  subjektives  offentlicfaes  Recht;  er 
richtet  sich  gegen  die  zur  Gewährung  des  Rechtsschutzes  bestellten  Organe 
des  Staates,  die  Gerichte  und  deren  Hilfsbeamte  (Gerichtsvollzieher). 

Innerhalb  der  Rechtsschutztätig-keit  der  Gerichte  sind  zu  unterscheiden 
das  Erkenntnis  verfahren  und  das  Vollstreckungsverfahren. 

Im  Erkenntnisverfahren  wird  ermittelt  und  entschieden,  ob  der- 
jenige,  wddier  den  Rechtssdiutz  begehrt,  das  Reditsschutzb^fehren  in 
ordnungsmSlUger  Weise  edioben  hat,  ob  er  des  Rechtsschutzes  bedürftig 
ist  und  ob  ihm  das  behauptete  Recht  dem  Gegner  gegenüber  zusteht 
Die  im  Erkenntnisverfahren  zu  treffende  Entscheidung  ergeht  regelmäßig 
in  Form  eines  Urteils.  Das  dem  Rechtsschutzbegehren  stattgebende  Ur-  UdaüwftM. 
teil  ist  entweder  ein  Leistungsurteil  oder  ein  Feststellungsurteil  oder  ein 
BewirkungsurteiL  L^stungsurteil  ist  das  Urteil,  welches  den  Gegner  zu 
einer  Ldstung  (Tun  oder  Unterlassen)  verurteilt  Feststellungaurteil  ist 
das  Unril,  wddies  das  Bestehen  oder  das  Mtehtibestdien  eines  Rechte 
Verhältnisses  oder  einer  rechtserheblichen  Tatsache  (Echtheit  oder  Un» 
echtheit  einer  Urkunde)  deklariert.  Bewirkungsurteil  ist  das  Urteil,  welches 
den  bestehenden  Rechtszustand  verändert,  z.  B.  die  Scheidung  einer  Ehe 
oder  die  Aufhebung  einer  Gütergemeinschaft  oder  die  Auflösung  einer 
Gesellsdiaft,  verfugt  Das  das  Reditsschutzbi  gehren  abweisende  Urteil 
ist  in  seiner  Tra^^weite  verschieden,  je  nadidem  es  das  Begtdirai  des 
Rechtsschutzes  wegen  eines  Mangds  der  Ordnungsmäffigkeit  des  Be- 
gehrens, wegen  Mangds  des  Rechtsschutzbedürfnisses  oder  wegen  Nich^ 
bestehens  des  von  dem  Antrag  behaupteten  Rechtes  abweist;  nur  dem 
Urteile  der  letzten  Art  kommt  die  Bedeutung  einer  das  materielle  Recht 
des  Gesuchstellers  verneinenden  Entscheidung  zu. 

Das  Vbllstreckungfsverfahren  setzt  ehi,  wenn  das  Redttssdmti^  v>iii>imihim- 
bedürfius  durch  das  Urteil  nicht  befriedigt  ist  VoUstreckt  kann  nur  dn  "^'i'*^ 
Letstungsurteil  werden,  falls  der  Verurteilte  dem  Urteile  nicht  freiwillig 
naddcmnmt    Feststdlungsurtdle  und  Bewirkm^urteile  sind  nicht  voU- 
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streckbar.  Übrigens  kann  der  Anspruch  auf  Rechtsschutz  durch  Voll- 
streckung- nicht  bloß  durch  Urteil,  sondern  auch  durch  Vertrag  begründet 
werden.  Es  gibt  gerichtlich  oder  notariell  beurkundete  Verträge,  die 
einem  Gläubiger  den  Anspruch  auf  sofortige,  nicht  durch  vorherige  Ver- 
urteilung des  Schuldners  bedingte  Vollstreckung  gewähren. 
sdMiiMMto.  Das  Erkenntnisverfahren  kann  durdi  reclitsgeschSfUiche  Bestimmung, 
insbesondere  durdi  Sohiedsveitrag,  einem  Schiedigevidite  zugewiesen 
werden;  dadurdi  wird  das  Erkenntnisverfahren  vor  den  staatlichen  Gre- 
richten  ausjcfoschlossen.  Die  VoUstreckungstatigkeit  Steht  auch  in  einem 
solchen  Falle  den  staatlichen  Organen  zu. 


n.  Geschichte  und  Quellen  des  deutschen  Prozeßrechts.  Das 
deutsdie  Prozefirecht  der  Gegenwart,  das  der  folgenden  Darstellung  zu- 
grunde Uegt»  ist  das  Ergebnis  dner  Entwlckelung,  an  der  altgennaaisches 
Recht,  röniisch*kanonisches  Recht  und  französisches  Recht  beteiligt  sind. 
lUtariacii-  Bei  der  Rezeption  des  römischen  und  des  kanonischen  Rechtes  wurde 
rTmiiilhBiT  "^"^^  Prozeßrecht  in  Deutschland  eingeführt,  das  sich  teils  auf  Grund 
der  justinianischen  Gesetze,  teils  auf  Grrund  päpstlicher  Dekrete  mit 
gewohnheitsrechtlichen  Modifikationen  in  Italien  ausgebildet  hatte.  Das 
fremde  Prozeftrecht  verdrängte  aber  das  germanische  Verfahren  erst  all- 
mählich und  nidtt  ohne  daft  einzelne  Elemente  dieses  Verfisbrens  in  das 
Gcmetnr«  sog.  gemeinrechtliche  Verfahren  eindrangen.  Dieses  gemeine  deutsche 
niwaiBnii  Prozeßrecht  galt  übrigens  in  Deutschland  nur  so  weit,  als  nicht  partikuläres 
Recht  bestand.  Schon  im  17.  Jahrhundert  wurden,  insbesondere  in  den 
Ländern  des  sächsischen  Rechtes,  zalilreiche  Partikulargesetze  erlassen, 
hinter  denen  das  gfemeine  Recht  zurücktrat  Reidisgesetze  fiber  Prozefi- 
recht ergingen  blofi  in  bezug  auf  das  Verfehren  vor  dem  Reichs-  und 
Kammergeridit  Keines  dieser  Reichsgesetze  entiuUt  eine  vollständige 
Prozeßordnimg;  sie  traten  vielmehr  alle  nur  ergänzend  und  modifizierend 
zu  dem  rezipierten  fremden  Rechte  hinzu.  Für  das  \'crfahron  vor  den 
Territorialgerirhten  wurden  die  für  das  Reichs-  und  Kammergericht  er- 
lassenen Gesetze  dadurch  bedeutsam,  daß  in  verschiedenen  Reichs- 
abschieden die  Rnchsatinde  ai^wieiea  wurden,  daa  Verfidicen  bei  den 
ihnen  unterstellten  Gerichten  nach  dem  Muster  des  Kammeigerichts- 
prozesses  einzurichten. 
PartikaUr-  Von  den  partikulären  Prozeßordnungen  des  lA.  Jahrhmiderts  sind 
hervorzuheben  der  Codex  juris  Bavarici  judiciarii  von  1750,  die  Öster- 
reichisolie  allgemeine  Gerichtsordnung  von  1781  und  die  Allgemeine 
Gerichtsordnung  für  die  preußischen  Staaten  von  1793.  Während  das 
bayerische  und  das  österreichische  Gesetz  sich  im  wesentlichen  an  das 
gemeine  Redit  ansdilossen,  ist  die  preuffische  Plroseikordnung  stark  durch 
das  zu  jener  Zeit  in  Ansehen  stehende  Natnrrecht  beeinfluftt 

Sehr  zahlreich  sind  die  im   19.  Jahrhundert   erlassenen  deutschen 
Prozeßgesetze.  Die  wichtigsten  sind  die  Hannoversche  allgemeine  büiger- 


Digitized  by  Google 


System  des  ZivUprozeßrechts.   I.  Die  Gerichte.  165 

liehe  Prozeßordnung  von  1850,  die  Zivilprozeßordnung  für  die  freie  und 
Hansestadt  Lübeck  von  1862,  die  Württembergische  Zivilprozeßordnung 
von  1868  und  die  Bayerische  Prozeßordnung  in  bürgerlichen  Rechts» 
Streitigkeiten  von  1869. 

Die  im  19.  JahHitiiidert  in  Deutsdiland  entstandenen  PartUraUunreclite 
stehen  alle  mehr  oder  weniger  unter  dem  Einflüsse  des  fraazoaisdien 
ProzeBgesetzes  (code  de  proc6dure  civfle)  vom  Jabre  1806.  Dieses  Gesetz- 
buch war  in  den  deutschen  Ländern,  welche  zur  Zeit  Napoleons  dem 
französischen  Reiche  angegliedert  worden  waren,  eingeführt  worden  und 
war  in  den  linksrheinischen  Territorien  auch  nach  deren  Lostrennung  von 
Frankreich  in  Geltung  geblieben.  Die  Anlelinung  an  das  französische 
Froteßgesetz,  das  auch  fBr  die  Prozeßgesetse  veisdiiedener  schweizer 
Kantone,  Bdgiens  und  Italiens  vorbildlich  geworden  ist,  bedeutete  fOr 
Deutschland  zwar  einen  Bruch  mit  der  bisherigen  Entwickolung,  aber 
auch  in  manchen  Punkten  eine  Rückkehr  zum  germanischen  Recht  und 
jedenfalls  eine  sehr  wesentliche  Verbesserung  des  KechtSZUStandes  im 
Vergleiche  mit  dem  gemeinen  deutschen  Recht 

Einheit  auf  dem  Gebiete  des  Prozeßrechts  wurde  für  Deutscldand 
gesdiaffen  durch  die  am  i.  Oktober  1879  in  Geltung  getretene  Zivit 
Prozeßordnung  fOr  das  Deutsdie  Rrich  vom  3a  Januar  1877.  Die  Vor* 
arbeiten  zur  Vereinheitlichung  des  deutschen  Prozeßrechts  begannen  unter 
den  Auspizien  des  Deutschen  Rundestags  im  Jahre  1862.  Bei  den  Vor- 
arbeiten wurden  das  französische  Recht  und  die  l'artikulargesetzc  heran- 
gezogen; insbesondere  spielte  die  Hannoversche  Prozeßordnung  von  1850 
eine  einflußreiche  Rolle.  Auf  diese  Weise  ist  das  französische  Prozeßgesetz 
auch  fOr  die  deutsche  Prozeßordnung  in  viden  Dingen  vorbildlich  geworden. 

Aus  Anlaft  der  EinfQhmng  des  Bürgerlichen  Gresetzbudis  fSr  das 
Deutsche  Reich  wurde  die  Prozeßordnung  von  1877  einer  Umarbritung 
unterzogen.  Ihre  neue  Fassung  beruht  auf  dem  Gesetze  vom  17.  Mai  1898. 
Die  neue  Redaktion  wurde  durch  Bekanntmachung  vom  20.  Mai  18g8 
veröifentlicht.  Die  neue  Fassung  ist  am  i.  Januar  1900  in  Geltimg  ge- 
treten. Seitdem  sind  einige,  die  Rechtsmittel  der  Revision  und  der  Be- 
schwerde betreffende  Änderungen  durch  das  Reichsgesetz  vom  j.Juni  1905 
eingelBhrt  worden. 

Als  Ergänzungfsgesetze  zur  ZivilprozeAordnung  kommen  in  Betracllt 
das  Gerichtsverfassungsgesetz  vom  27.  Januar  1877,  die  Konkursordnung 
vom  10.  Februar  1877  in  der  Fassung  der  Bekanntmachung  vom  20.  Mai  1898 
und  das  Gesetz  über  die  Zwangsversteigerung  und  Zwangsverwaltung  vom 
24.  März  1897. 

System  des  Zivüprozefsrechts. 

L  Die  Gerichte.   Die  Gerichte  zerfallen  in  die  ordentlichen  und  die  orjcntuche 
besonderen  Gerichte.  Ordentliche  Gerichte  sind  in  Deutschland  die  Amts- 
gerichte,  die  Landgerichte,  die  Oberlandesgerichte,  das  Reichsgericht  und 
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das  in  gewissen  Prozessen  an  dessen  Stelle  tretende  btiyerische  oberste 
Landesgehcht.  Innerhalb  der  Landgerichte  können  für  Handelssachen 
besondere  Abteilungen  (Kammern  für  Handelssachen)  errichtet  werden. 
Als  besondere  Gerichte  sind  durch  Reichagesetze  die  Gewexfoegerichte 
und  die  Kaufinannsgerichte  eingeführt  Durch  Landesgesetz  können  noch 
andere  besondere  Gerichte  für  Streitigkeiten  gewisser  Art  errichtet  werden 
(Ger.  Verf.  Ges.  §  14). 

Von  den  ordentlichen  Gerichten  sind  die  Amtsgerichte  als  Eiiuel- 
genchte,  alle  anderen  als  Kollegialgerichte  organisiert.  Das  Kollegium 
besteht  bei  den  Landgerichten  aus  drei,  bei  den  Obrnrlandesgeiichten  aus 
fSnfy  bei  dem  Reichsgericht  aus  sieben  Richtern.  Die  Kammern  für 
Handelssachen  sind  mit  einem  rechtsgelehrten  Richter  und  zwei  Laien- 
richtern besetzt;  die  anderen  ordentlichen  Gerichte  mit  rechtspolohrton 
Richtern,  die  die  Befähigung  zum  Richteramt  durch  Erfüllung  gewisser 
Vorbedingungen  erlangt  haben.  Die  Gewerbegerichte  und  die  Kaufmanns- 
gerichte entscheiden  regelmäßig  in  der  Besetzung  von  drei  Mitgliedern. 
Der  Vorsitsende  des  Gewerbegerichts  kann,  der  des  Kaufiaiannsgerichts 
soU  dn  Rechtskundiger  sein;  die  Bei«tzer  sind  Laienrichter,  und  zwar  hei 
den  Gewerbegerichten  Arbeitgeber  und  ^A-rbeiter,  bei  den  Kaufmanns» 
gerichten  Kaufleute  und  Handlungsgehilfen  je  zu  gleichen  Teilen. 

Hilfsbeamte  der  Gerichte  sind  die  Gerichtsschreiber,  die  Gerichts- 
vollzieher und  der  Staatsanwalt  Die  aus  dem  französischen  Gesetz 
herübergenommenen  Gerichtsvollzieher  haben  die  Zustellungen  und  ge- 
wisse VoUstreckungahandlungen  zu  besorgen.  Der  Staatsanwalt  wird  zum 
Eheprozesse,  zum  Kindschaftsprozeß  und  zum  Entmundigungsverfiahren 
beigezogen. 

Z«Miadi^^  Wflches  Gericht  im  einzelnen  Falle  zur  Gewährung  des  Rechtsschutzes 
berufen  ist,  wird  durch  die  Vorschriften  über  die  Zuständigkeit  bestimmt 
Man  unterscheidet  Vorscimften  über  die  sachliche  und  solche  über  die 
Sräiche  Zuständigkeit  oder  den  Gerichtsstand.  Aus  den  Vorschriften  über 
die  sachlidie  Zuständigkeit  ist  zu  entnehmen,  welche  Art  von  Gonchten 
(Amtsgericht,  Landgericht,  Oberiandesgericht  usw.)  zur  Rechtsprechung 
für  gewisse  Prozesse  oder  Prozeßabschnitte  bonfien  ist;  aus  den  Vor- 
schriften über  den  Gerichtsstand,  welches  von  mehreren  Gerichten  der 
gleichen  Art  im  einzelnen  Falle  anzugehen  ist.  Die  sachliche  Zuständigkeit 
der  ersten  Instanz  ist  zwischen  den  Amtsgerichten  und  den  Landgerichten 
geteilt  Die  Zuständigkeit  in  zweiter  Tnntan»  kommt  den  Landgerichten 
und  den  Oberlandesgerichten  zu,  je  nachdem  erste  Listanz  ein  Amts-  oder 
ein  Landgericht  war.  Zustandig  in  dritter  T«*«tfyffz  sind  die  Oberlandes- 
nwirMiMiiiflt  gerichte  und  das  Reichsgericht.  Der  allgem^ne  Gerichtsstand  bemißt  sich 
nach  dem  Wohnsitze  des  Beklagten  und,  wenn  dieser  wohnsitzlos  ist,  nach 
seinem  Aufenthalt,  eventuell  nach  seinem  letzten  Wohnsitz  im  Deutschen 
Reiche.  Außer  dem  allgemeinen  Gerichtsstände  gibt  es  für  Ansprüche 
gewisser  Art  besondere  GrerichtsstSnde,  die  entweder  mit  dem  allgemeinen 
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Gerichtsstande  konkurrieren  oder  diesen  ausschlieBen.  Besondere  Gerichts- 
fltände  and  x.  B.  der  G^riditsatand  des  dauemden  Aufenfhalts  fSr 
vermÖgensrech^clie  Ansprüche,  der  GranchtsstsiUl  des  V«nn5gens  für 

vermögensrechtliche  Klagen  gegen  Personen,  die  im  Inland  kdnen  Wohn- 
sitz haben,  der  Gerichtsstand  der  belegenen  Sache  für  Prozesse  über 
Rechte  und  Besitz  ein  Grundstücken,  der  Gerichtsstand  der  Erbschaft  für 
Prozesse  über  Erbrecht,  Vermächtnisse  und  Nachlaßverbindlichkeiten,  der 
Gerichtsstand  des  KfOflungsortes  ffir  Vertragsklagen  usw.  Unter  msSireren 
zustfindigen  Gerichten  hat  der  KUger  die  WaU.  Die  Vorschriften  über 
die  Zustandigkmt  der  ersten  fru^njf  können  durch  Vereinbarung'  um- 
gangen werden,  soweit  nicht  eine  ansschlieBliche  Zuständigkeit  angfeordnet 
ist  Der  Vereinbarung  steht  die  Einlassung  des  Beklagten  auf  die  bei 
einem  unzuständigen  Gericht  erhobene  Klage  gleich. 

n.  Die  Parteien.  Partei  ist  derjenige,  welcher  den  Reditaschuts 
verlangt  und  deijenige,  gegen  wichen  dar  Rechtssdmtz  veilangt  wird. 
Das  Rechtsschutzbegehren  kann  von  mehreren  Personen  oder  gegen 
mehrere  Personen  erhoben  werden,  wenn  unter  den  Mehreren  eine  Rechts- 
gemeinschaft besteht  oder  ihre  Berechtigung  oder  Verpflichtung  aus  dem- 
selben Grunde  herrührt  Die  mehreren  auf  einer  Parteiseite  stehenden 
Personen  heißt  man  Streitgenossen. 

Partei  kann  sein,  wer  reditsföhig  ist,  also  auch  die  juristisclien  raiMuaükdt 
Personen  und  die  sonstigen  Perscmenvezbande,  denen  die  Rechtsfihigkeit 
zukoount  Zur  Unterstützung  einer  Partei  kann  ein  Dritter  als  Neben- 
intervenient dem  Prozesse  beitreten,  wenn  er  an  dem  Siege  einer  Partei 
ein  rechtliches  Interesse  hat.  Eine  Partei  kann  den  Dritten  durch  Streit- 
verkündung zur  Nebenintervention  auffordern. 

Von  der  Parteifahigkeit  zu  unterscheiden  ist  die  i'rozeßfähigkeit  Sie  Proi«WäU)i«keit. 
bestdit  in  der  Fähigkeit,  prozessualische  Ifondlungen  sdbst  oder  durch 
einen  BevoUmachtigten  vorzunehmen  und  entgegenzundmien.  Die 
Prozeßfähigkeit  kommt  regelmäßig  nur  denjenigen  Personen  zu,  welche 
auch  auf  dem  Gebiete  des  materiellen  Rechtes  vollkommen  geschäflsfähivr 
sind;  sie  fehlt  denjenigen,  welche  geschäftsunfähig  oder  in  der  Geschäfts- 
fähigkeit beschränkt  sind,  also  den  Minderjährigen,  den  Entmündigten,  den 
unter  vorläufige  Vormundschaft  gestellten,  sowie  nicht  bloß  vorübergehend 
geistig  gestörten  Pmonen.  Ansnahmswdse  sind  Personen,  die  in  der 
Geschäftsfähigkeit  beschränkt  sind,  gleichwohl  {»DzeAfihig,  nämlich  in 
Ehesachen  und  in  Kindschaftsprozessen.  Für  die  prozeßunfahige  Partei 
hat  ihr  gesetzlicher  Vertreter  (der  Inhaber  der  elterlichen  Grewalt,  der 
Vormund  oder  Pfleger)  die  Prozeßhandlungen  vorzunehmen. 

Prozeßfähig  sind  auch  die  juristischen  Personen;  sie  können  Prozeß» 
handlungen  durch  die  zu  ihrer  Vertretung  berufenen  Organe  vomdunen. 

Die  prozeflfähige  Partei  und  der  gesetzliche  Vertreter  einer  prozeft-  FMtMitoMB- 
unfihigen  Partd  kann  sich  durdi  einen  Bevollmächtigten  vertreten  lassen;  '•"^^ 


Digitized  by  Google 


i68 


LoiHAR  VOM  Snjimr:  fli^roMlMclit 


die  Handlungen  des  Bevollmächtigten  gelten  als  Handlungen  der  Partei 
oder  des  gesetzlidien  Vertreters.    Bevolhnichtigter  kann  nur  sein,  wer 
ammmmiim»  selbst  prozefifähig  ist  Weil  eine  sachgemäße,  den  Lttnressen  der  Parteien 

Rechnung  tragende  Prozeflfiihrunir  nvir  von  Rechtskimdigen  zu  erwarten 
ist,  haben  nach  dem  Vorbilde  des  französischen  Gesetzes  zahlreiche  neuere 
Gresetzgebungen,  so  auch  die  deutsche  Zivilprozeßordnung,  für  das  Ver- 
fahren vor  den  Kollegialgehchten  den  Anwaltszwang  eingeführt,  d.  i.  die 
Notwendigkeit,  stdi  durch  irinen  hei  dem  ProzeBgmridito  zugelttSMWii 
Anwalt  hl  der  ProKeBfohmng  vertreten  zu  lassen  (Anwaltsprozeß).  Nur 
für  einzelne  Akte,  nStnüch  für  das  Verfahren  vor  einem  beauftragten  oder 
ersuchten  Richter,  sowie  für  Handlungen,  die  vor  dem  Gerichtsschrdber 
vorgenommen  werden  können,  besteht  auch  innerhalb  des  Anwaltsprozesses 
kein  Anwaltszwang.  Um  einer  unvermögenden  Partei  die  Prozeßführung 
nicht  zu  verschränken,  wird  ihr  im  Anwaltsprozeß  ein  Anwalt  zu  vorläufig 
uneotgdUldier  Wahrung  ihr»  Redtte  brfgecMrdnet 

Soweit  eine  Vertrebmg  durch  Anwälte  nicht  geboten  ist  (Partei^ 
prozeß),  kann  jede  Partei  in  der  mündlichen  Veihandlung  einen  Bdatand 
suziehen. 

Gescuatx  von  III.  Dic  V c f h a n d  1  u n gs m a X 1  Hl o.  Der  Art  der  Rechte,  über  deren 
^**Md"°'^*  Schutz  im  Zivilprozesse  zu  verhandeln  imd  zu  entscheiden  ist,  entspricht 
OMaWwdM  der  Grundsatz,  daß  das  Gericht  nur  auf  Ansuchen  ehier  Partei  in  Tätig- 
keit tritt  und  daS  auch  die  Beschaffüng  der  Urt^untoriagen  durch 
Anträge,  Angabe  der  sie  begründenden  Rechtsverhältnisse  imd  Tatsachen 
sowie  die  Bezeichnung  der  daftr  vorhandenen  Beweismittel  den  Parteien 
überlassen  wird.  Im  Gegensatz  zur  Verhandlungsmaxime  steht  das  im 
Strafprozesse  geltende  Inquisitionsprinzip  oder  die  Offizialmaxime,  wonach 
das  Gericht  von  Amts  wegen  die  Urteilsunterlagen  und  die  Beweise  zu 
beschaffen  liat  Für  den  Zivil^rozefi  ist  efai  inquiaüorisclies  Verfahren  nicht 
passend.  Emmal  deswegen,  weil  die  Rechte,  über  die  im  SävUprozesse 
zu  verhandeln  ist,  zum  weitaus  größten  Teile  solche  sind,  über  die  die 
Parteien  frei  verfügen  können;  sodann  deswegen,  weil  die  Offizialtätigkeit 
des  Gerichts  zu  einer  unzweckmäßigen  Bevormundung  der  Parteien  fuhren 
würde;  endlich  deswegen,  weil  das  Interesse  an  einem  ihr  tfünstipen  Aus- 
gange des  Prozesses  einen  genügenden  Antrieb  dafür  bildet,  daß  jede 
Partei  dem  Gerichte  alles  unterbreiten  wird,  was  zu  ihren  Gunsten  spricht, 
und  daß  de  auch  bestrebt  sefai  wird,  ihre  bewdsbedürftigen  Behaiqitnngen 
durch  Angabe  der  Beweismittel  zu  erhärten. 

Der  tmter  der  Herrschaft  der  Verhandlungsmaxime  stehende  Prozeß 
gestaltet  sich  zu  einem  Kampfe  der  Parteien  um  das  Recht,  in  dem  jede 
Partei  ihre  Angriffs-  und  Verteidigungsmittel  zu  beschaffen  hat.  Daher 
muß  jeder  Partei  Gelegenheit  gegeben  werden,  ihre  Angriffs-  und  Ver- 
teidigungsmittd  vor  dem  Gerichte  gdtend  m  machen  (Gebot  des  wediselp 
seitigen  Gehörs). 
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Des  weiteren  tritt  die  Verhandlungsmaxime  in  folgondon  Rogeln  zutage: 

Der  Rechtsschutz  wird  nur  auf  Verlangen  der  i'artei  gewährt.  Wo 
kein  Kläger  ist,  da  ist  kein  Richter.    Das  gilt  sowohl  für  das  Erkenntnis-,  muime. 
wie  fOr  das  VoUstredcuiigvver&lireii.  Nimmt  der  Klager  die  Klage  zurück, 
90  wird  kein  Urteil  über  das  behauptete  Redit  gefillt 

Die  Anträge  der  Parteien  sind  für  den  Inhalt  und  den  Umfimg  des 
Urteils  mafigebend.  Das  Gericht  darf  dem  Kläger  nichts  zuerkennen,  was 
dieser  nicht  verlangt  hat.  Wird  ein  Urteil  durch  Rechtsmittel  angefochten, 
so  beschränkt  sich  die  Kognition  des  Reclitsmittelgerichts  auf  die  Partei- 
anträge; das  Gericlit  darl  das  Urteil  nur  insoweit  aufheben  oder  abändern, 
als  dies  von  einer  Partei  beantn^  ist 

Die  von  den  Parteien  vmgebrachten  Angriffs«  und  Verteidigungsmittel 
bilden  die  ausschließliche  Unterlage  der  gerichtlichen  Entscheidung.  Das 
Gericht  darf  keine  Tatsachen  berücksichtigen,  die  von  den  Parteien  nicht 
vorgebracht  sind. 

Das  Gericht  darf  nur  Beweise  erheben  über  Tatsachen,  die  von  dem 
Cregner  bestritten  sind.  £s  darf  nur  solche  Beweise  aufnehmen,  die  von 
den  Parteien  bezeidmet  sind.  Eine  Ausnahme  gilt  in  Ansehung  des  Be- 
weises durch  Augenschein  und  duxdi  Sadivexstandlge;  solchen  Beweis 
kann  das  Gericht  auch  von  Amts  wegen  erheben. 

Erklärt  der  Beklagte  dem  Gerichte,  daß  er  den  vom  Kläger  erhobenen 
Anspruch  als  zu  Recht  bestehend  anerkenne,  so  hat  das  Gericht  nicht  zu 
prüfen,  ob  dieser  Anspruch  wirküch  zu  Recht  bestehe,  sondern  es  hat  auf 
Grrund  des  Anerkenntnisses  nach  dem  Antrage  des  Klägers  zu  erkennen. 

Ebenso  hat  das  Gericht  zugunsten  des  Beklagten  zu  erkennen,  wenn 
der  Klagor  vor  Gericht  auf  den  eihobenen  Anspruch  venichtet 

Mit  der  Verhandlungsmaxime  ist  es  nicht  unvereinbar,  daft  das 
Gericht  durch  Fragen  die  Parteien  zu  Bdiauptungen  und  zu  Bewds- 
anerbietungen  veranlaßt. 

Wesentliche  Modifikationen  in  der  Richtung  zur  Offizialmaxime  erleidet  Modifikaüonea 
das  Verhandlungsprinzip  im  Eheprozeß,  im  KIndschaftsprozefl  und  im  ^.^.t^„ 
Entmfindigungsprozesse.  Nicht  bloß  kann  in  solchen  Prozessen  der  Staats- 
anwalt mit  Anträgen,  Behauptungen  und  Beweisführungen  eingreifen, 
sondern  auch  dem  Gerichte  selbst  stehen  derartige  Befugnisse  zu.  Der 
Grund  zu  diesen  Modifikationen  besteht  darin,  daß  der  Streitgegenstand 
dieser  Prozesse  nicht  zur  Verfügung  der  Parteien  steht. 

Die  Rechtsnormen,  welche  auf  das  von  den  Parteien  unterbreitete  jm  novit  curia. 
Taftsadienniaierial  anzuwenden  sind,  brauchen  die  Parteien  nicht  zu  be- 
zeidinen;  die  Kenntnis  und  eventueU  die  Erfofacliung  der  anzuwendenden 
Rechtsnormen  ist  Sache  des  Gerichts.  Dies  gilt  auch  in  Ansehung  des 
etwa  anzuwendenden  ausländischen  Rechtes.  Eine  die  Offizialtätigkeit 
unterstützende  Parteitätigkeit  zum  Zwecke  der  Ermittelung  der  Rechts- 
normen ist  insoweit  nicht  ausgeschlossen,  als  es  sich  um  ausländisches 
Recht  oder  um  inländisches  Gewohnheits-  oder  Statutarrecht  handelt 
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IV.  Der  Beginn  des  Prozesses.  Der  Prozeß  beginnt  mit  einer 
Parteihandlung,  in  der  der  Rechtsschutz  verlangt  wird.  Diese  Partei- 
handlung heißt  im  otdendidiea  Verfiümm,  im  Ufknnden-  und  Wednel- 
pfozeß,  im  Ehe-  und  im  Kindschaftsprozesse  Klage,  im  Mahnver&hren,  im 
Arrest-  und  VerfilgimgsprosAsse  Gesuch. 
ifiirfciw-  Die  Klage  besteht  in  einem  Schriftsatz.  Im  Anwaltsprozesse  muB 
dieser  Schriftsatz  von  einem  Anwalte  gefertigt  sein;  im  Parteiprozesse 
kann  er  von  der  Partei  selbst  angefertigt  oder  dadurch  hergestellt  werden, 
daü  die  Partei  die  Klage  durch  den  Gerichtsschreiber  protokollieren  läBt. 
£ti  dem  Sdiriftsatze  aliid  das  angegangene  Geridit  und  ^Ü»  Partden  zu 
bes^chnen.  Der  Schriftsatz  muA  einen  Antrag  und  die  Begirundung  des 
Antrages  enthalten.  In  dem  Antrage  muB  gesagt  werden,  welches  Urteil 
der  Kläger  verlangt  Je  nach  der  Ar  tdes  begehrten  Urteiles  (s.  o.  S.  163) 
ist  die  Klage  eine  Leistungsklage,  eine  Feststellungsklage  oder  eine  Be- 
wirkungsklagc.  In  der  Begründung  muß  gesagt  sein,  worauf  sich  die 
Klage  stützt  Endlich  muß  die  Klage  die  Ladung  zur  mündlichen  Ver- 
handlung enthalten.  Daher  Ist  die  Klageschrift  zur  Temünsbestimmungf 
bei  Gericht  «nzureichen. 

Ist  der  Termin  bestimmt,  so  ist  die  Klage  auf  Betreiben  des  Kligers 
dem  Beklagten  zuzustellen.  Durch  diese  Zustellung,  nicht  schon  mit  der 
£inreichung  bei  Gericht,  wird  die  Klage  erhoben. 

Nicht  durch  Zustellung  eines  Schriftsatzes,  sondern  durch  mündlichen. 
Vortrag  im  Verhandlungstermine  wird  die  Widerklage,  d.  i.  eine  Klage 
des  Beklagten  gegen  den  Kläger,  eriiioben.  Die  Zulassigkeit  einer  Wideiw 
klage  h&agt  davon  ab,  dafi  zwisdien  der  Klage  und  der  Widerklage  ein 
rechtlicher  Zusammenhang  besteht  und  daß  nicht  für  die  Widerklage  die 
ausschließliche  Zuständigkeit  eines  anderen  Gerichts  begründet  ist 

Auch  sonstige  Klagen,  die  im  Laufe  eines  anhängigen  Prozesses  als 
Erweiterungen  der  Klage  oder  als  Änderungen  der  ursprünglichen  Klage 
vorgebracht  werden,  werden  durch  mündUchen  \  ortrag  erhoben, 
lucfet»'  Ifit  Eriiebuns^  der  Klage  tritt  die  Rechtshängigkeit  des  gdtend  ge- 
machten  Anspruchs  ehi.  Die  Rechtshängigkeit  hat  materiellrechtliche  und 
prozeßrechtliche  Folgen.  Materiellrechtliche  Wirkungen  sind  insbesondere 
die  Unterbrechung  der  Verjährung  imd  der  Ersitzimg,  die  Steigerung  der 
Verantwortlichkeit  des  Beklagten  für  den  Untergang  und  die  Schädigung 
der  herauszugebenden  Sache,  ein  Anwachsen  der  Haftung  des  Beklagten 
für  Früchte  und  Nutzungen  der  Hauptsache  sowie  die  Vererblichkeit  ge- 
wisser sonst  nicht  vereri>licher  Anqirüche,  z.  B.  des  Ana|»ruchs  auf  Ersatz 
eines  Schadens;  der  nicht  das  Vermögen  betrifft  Prozeßrechtliche 
Wirkimgen  sind  die  Einrede  der  Rechtshängigkeit,  mit  welcher  jede  der 
Parteien  einem  Versuche,  dieselbe  Sache  noch  einmal  rechtshängig  zu 
machen,  entgegentreten  kann,  die  Fixierung  der  zur  Zeit  der  Klageerhebung 
vorhandenen  Zuständigkeit  des  Gerichts,  das  (allerdings  nicht  unbedingte) 
Verbot,  die  Klage  ohne  Zustimmung  des  Beklagten  zu  ändern,  vmd  die 
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Einflußlosigkeit  einer  nach  Eintritt  der  Rechtshängigkeit  erfolgten  Über- 
tragung des  erhobenen  Anspruchs  sowie  einer  Veräußerung  der  in  Streit 
befangenen  Sache  auf  den  Fortgang  des  Prozesses. 

V.  Die  Verhandlung.  Auf  die  Klage  folgt  im  modernen  Prozefi  iiMikh* 
eine  mündliche  Veriiandlung  der  Parteien  vor  dem  erkennenden  Gericht 

Die  Parteien  haben  ihre  Angfriffs-  und  Verteidigxmgsmittel  dem  Gerichte 
mündhch  vorzutragen.  Auf  Grund  des  mündlichen  Vortrags  der  Parteien 
hat  das  Gericht  zu  entscheiden. 

Die  mündliche  Verhandlung,  die  sowohl  im  germanischen,  wie  in  dem 
in  Deutschland  rezipierten  römisch-kanonischen  Prozesse  statt&nd,  war  in 
dem  früheren  gemeinen  deutschen  Prozefi  und  in  deutschen  Partikular- 
rechten, wenn  auch  nicht  allgemein,  so  doch  zumdat  verdringt  woiden 
durch  ein  schriftliches  Verfahren.  In  diesem  Verfahren  gaben  die  Parteien 
ihre  Erklärungen  in  Schriftsätzen  ab,  die  sie  bei  dem  Gericht  einreichten. 
Das  Gericht  leitete  den  Schriftenwechsel,  indem  es  zur  Einreichung  der 
Schriftsätze  Termine  oder  Fristen  bestimmte,  bis  nach  Ansicht  des  Gerichts 
die  Sache  genügend  erörtert  war.  JMe  von  einer  Partei  eingereichten 
Schriftsätze  wurden  der  Gegenpartd  m  Abschrift  mitgeteilt  Auf  Grund 
der  ans  den  Ursduiftoi  gebildeten  Gerichtsaleten  wurde  die  Entsdieidui^ 
gefallt  In  allen  seit  der  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  erlassenen 
Prozeßgesetzen  wurde  diese  Art  des  Verfahrens  aufgegeben  und  die 
mündliche  Verhandlung  der  Parteien  wieder  eingeführt.  Für  diesen  Um- 
schwung war  das  Vorbild  des  französischen  Prozesses  bedeutscun. 

Die  Vorteile  der  mündücfaen  Verhandlung  im  Vergleiche  zu  dem  schrift- 
lichen Verfahren  sind  unveikennbar.  Die  mündliche  Verhandlung  bringt 
das  Gericht  in  umnittelbare  Berühnmg  mit  den  Parteien  und  bietet  ihm 
die  Gelegenheit,  auf  die  Erklärungen  der  Parteien  in  dem  Sinne  eiup 
zuwirken,  daß  sich  die  Erklärungen  auf  das  Wesentliche  konzentrieren. 
Frivole  Behauptungen  und  Bestreitungen  können  in  einem  mündlichen 
Verfahren  leichter  zurückgedrängt  werden  als  in  einem  schriftlichen.  Auch 
bietet  das  mündliche  Ver&hren  die  Chance  rascherer  Eriedigung  der 
Prozesse. 

Übrigens  ist  der  Grundsatz  der  Mündlichkeit  nicht  ohne  Modifikationen  Modifiutiaa 
durchgeführt  Die  die  Instanz  einleitenden  Parteierklärungen  (Klage,  Be-  n^j«^^ 
rufung,  Revision,  Beschwerde)  sind  schriftlich  oder  zu  Protokoll  des  Ge- 
richtsschreibers abzugeben.  Im  Anwaltsprozeß  ist  für  die  Anträge  die 
Schriftform  vorgesehen.  Femer  können  im  Lauf  eines  Prozesses  Ent- 
schddungen  über  nebens&chlidie  Punkte  gefillt  werden,  ohne  dafi  mündliche 
Veriiandlimg  obligatorisch  ist  In  Prozessen  Über  die  Richtigkett  von 
Redmungen,  über  Vermögensauseinandersetzungen  und  ähnliche  Verhält 
nisse  kann  das  Landgericht  anordnen,  daß  die  mündliche  Verhandlung 
durch  ein  protokollarisches  Verfahren  vor  einem  Mitgliede  des  Kollegiums 
vorbereitet  werde.  Um  Überraschungen  in  der  Verhandlung  zu  vermeiden, 
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soll  im  Aiiwaltsprozesse  die  mümiliche  \'erhandlung'  durch  unverbindliche 
Scliriftsätze  vorbereitet  werden,  in  denen  sich  die  Parteien  mitteilen,  was 
de  in  der  VerhandTiing  v<»xubringcn  gedeokeiL  Die  mdnOwAdibiiig 
dieser  Vorschrift  hindert  aber  die  Parteien  nicht,  tin  Angrift*  oder  Ver<- 
teidigungsmittel  geltend  zu  machen,  das  nicht  vorher  angdcfindigt  war. 
Im  Verfahren  vor  dem  Amtsgericht  ist  vorbereitender  Schriftenwechsel 
nicht  verlangt,  aber  auch  nicht  ausgeschlossen. 

Zur  Beurkundung  der  Vorgänge  in  der  mündlichen  Verhandlung 
dienen  das  Sitzungsprotokoll  und  die  Darstellung  des  Prozeßgangs  (Tat- 
bestand) im  Urt^Qe. 

AffnUteUeit       Die  mOndliche  Verhandlung  vor  dem  ericennenden  Geridit  ist  in  der 
Yurwiiini  ^^8^  öffentlich.  Die  Öffentlichkeit  hat  aber  ffir  den  Svilprozefl  nicht  die 
Bedeutung  wie  für  den  Stra^tnueeA,  weil  die  privatrcchtUdien  Ai^legen- 
heiten,  über  die  im  Zivilprozesse  zu  entscheiden  ist,  ihrer  grofieren  Mehr- 
zahl nach  für  das  Publikum  kein  Interesse  bieten, 
auwHd«        Finden  in  einem  Prozesse  vor  Krlassung  des  Urteils  mehrere  münd- 
v«fiin4ia^(,  jj^j^  Vethandlimgen  statt»  so  geltmi  sie  als  eine  Veriumdlung  in  dem 
Sinne,  daB  die  Parteien  Us  cum  Schlüsse  der  letzten  Veibandlmig  immer 
noch  neue  Angriffs-  und  Verteidigungsnuttel  voribringen  können  (Einheit 
der  Verhandlung).    Aber  es  gibt  einzelne  Ausnahmen.   Im  Verfahren  vor 
Praieabindaradeden  Landgerichten  können  sog.  prozeßhindemde  Einreden,  soweit  sie  dem 
'*"''**^     Verzicht  unterUegen,   von  dem  Beklagten    nicht  mehr  geltend  gemacht 
werden,  nachdem  er  sich  auf  die  mündliche  Verhandlung  zur  Hauptsache 
eingelassen  hat    Proaeefihindefnd  sind  gewisse  Verteidigungsbehelfe,  in 
denen  die  Klage  aus  prozefirechtüdien  Gründen,  z.  B.  wegen  Unzustand^- 
keit  des  Gerichts,  wegen  Mangels  der  Prozeßfähigkeit  oder  wegen  Mangels 
einer  vom  Kläger  zu  leistenden  Kostenkaution,  beanstandet  wird.  Prozeß- 
hindemd  werden  diese  Verteidigfungsbehelfe  genannt,  weil  der  Beklagte, 
welcher  sich  in  dieser  Weise  verteidigt,  die  Einlassung  zur  Hauptsache 
verweigern  kann,   bis  über  diese  Verteidigung  entschieden  ist  Eine 
weitere  Ausnahme  betritt  die  Rüge  der  Vetletsung  dispositiver  Piüzeft- 
vorsduriften;  die  Möglichkeit,  mne  solche  Verletzung  zu  rflgen,  wird  aus- 
geschlossen mit  dem  Schlüsse  des  ersten  Termins,  in  welchem  die  Partei 
erschienen  war,  ohne  die  ihr  bekannte  oder  aus  Fahrlissigkeit  flbersehene 
Verletzung  zu  rügen. 
L«itnng  der         Die  mündliche  Verhandlung  sieht  unter  der  Leitung  des  Vorsitzenden 
VtAMürnng.  yjjj  jjgg  Gerichts.    Insbesondere  hat  der  Vorsitzende  durch  entsprechende 
Fragen  auf  eine  erschöpfende  Veriiandlung  hinzuwirken.    Das  Gericht 
kann  zur  AufUftrung  des  SachveriUUtnisses  das  personUche  Erscheinen 
der  Parteien  anordnen;  Zwangsmittel,  um  die  Parteien  zum  Erscheinen 
zu  nötigen,  kann  das  Gericht  aber  nixr  im  Eheprozefl  und  im  Kindschafts- 
prozeß anwenden.    Werden  in  einem  Prozesse  mehrere  nicht  miteinander 
zusammenhängende  Ansprüche  geltend  gemacht,  so  kann  das  Gericht  die 
Veriiandlung  in  getrennten  Prozessen  beschUeßen.  Auch  der  Aufrechnungs- 
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einwand  kann  zur  getmntBn  Veriumdlung  verwiesen  weiden,  weim  die 

Gegenfblderungf  nicht  in  rechtlichem  Zusammenhang^  mit  der  Forderung 
des  Klägers  steht.  Das  Gericht  kann  die  Beschränkung  der  Verhandlung 
auf  eines  von  mehreren  selbständigen  Angriffs-  oder  Verteidigungsmitteln 
anordnen  und  durch  ein  Zwischenurteil  weiteres  Vorbringen  in  bezug  auf 
eiasdne  Streitirankto  absehneiden.  Andaiaeits  kann  daa  Gericht  die 
Verbindung  mehrerer  bei  ihm  anhängiger  Fktizease  rar  gleicfazeitigen  Ver- 
bandlung  anordnen. 

Die  Aussetztmg  der  Verhandlung  kann  das  Gericht  beschließen,  wenn 
die  Entscheidung  von  dem  Bestehen  oder  Nichtbestehen  eines  Rechtsver- 
hältnisses abhängt,  welches  den  Gegenstand  eines  anderen  Rechtsstreites 
bildet  oder  von  einer  Verwaltungsbehörde  festzustellen  ist  Auch  kann 
daa  Gwidit  von  Amts  wagen  oder  auf  Parteiantrag  die  Verhandlung  ver- 
tagen» d.  L  den  Verhandlungstermin  auf  einen  spSteren  Zdtpunkt  ▼erlogen. 
DaB  es  dem  von  einer  Partdi  geatzten  Vertagungswitrage  irtat^ben 
mufi,  wenn  der  Gegnnr  der  Vertagung  zustimmt,  entspricht  der  Veiliand- 
lungsmaxime. 

Gewisse  Ereignisse  haben  die  Unterbrechung  (ios  Verfahrens  zur  Folge. 
Hervorzuheben  sind  der  Tod  einer  Partei,  die  Eröffnung  des  Konkurses 
fiber  das  Vermögen  einer  Partei,  wenn  der  FroaeB  dia  Konkmamaase  oder  "^^mmuT 
eine  Konkuzaforderung  betrifft,  der  Verlust  der  ProzeB£Shigkeit  und  der 
Wegfall  des  gesetzlichen  Vertreters  einer  ParteL  Ein  AnwaltsimueA  wird 
auch  dadurch  unterbrochen,  daß  der  von  einer  Partei  bestellte  Anwalt 
stirbt  oder  unfähig  wird,  die  Vertretung  der  Partei  fortzuführen.  War  von 
der  verstorbenen  oder  prozeüunfahig  gewordenen  Partei  oder  von  dem 
früheren  gesetzlichen  Vertreter  ein  Prozeßbevollmächtigter  bestellt,  so  tritt 
keine  Unterbcechung  ein,  aber  das  Gericht  mnft  auf  AaÄrag  die  Aussetzung 
des  Verfohrens  besddieBen.  Unterbrechung  und  Aussetzung  dauern  bis 
zur  Aufiiahme  des  Verfidirens  durch  die  ParteL  Die  Aufiiahme  gestaltet 
sich  verschieden  je  nach  dem  Anlasse  der  Unterbrechung  oder  Aussetzung. 
Bis  zur  Beendigung  der  Unterbrechung  oder  Aussetzung  können  keine 
Prozeßhandlungen  vorgcnommt  n  werden.  Daher  wird  der  Lauf  der  zur 
Vornahme  solcher  Handlungen  bestinmiten  Fristen  unterbrochen. 

'Ein  Stillstand  des  Verfiütrens  kann  auch  durch  Vereinbarung  der 
Parteien  sowie  dadurdi  herbeigeführt  werden,  daß  beide  Partmen  in 
dnem  Verhandlungstermine  nicht  anscheinen. 

YT.  Der  Beweis.  Beweisen  heißt  Gründe  für  oder  gegen  die  Richtig-  BwoiafuiuMig 
keit  einer  Behauptung  herbeischaffen.     Die  darauf  abzielende  Tätigkeit 
einer  Partei  heißt  Beweisführung,  die  des  Gerichts  Beweisaufnalime  oder 
Bewdserhebung. 

Es  entspricht  der  Verhandlungsmaxime  (s.  o.  S.  166),  daß  die  von 
einer  Partei  dem  Gerichte  vorgetragenen  TaAsachenbehauptungen  erst  da- 
durch beweisbedürftig  werden,  daA  der  Gegner  ne  bestrettet  Nur  soweit 
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die  Verhandlungsmaxime  durchbrochen  Hkf  insbesondere  im  EheprozeB,  im 
Kindschaftsprozeß  und  im  Entmündigungsverfiüiren,  bedürfen  auch  un- 
bestrittene Tatsachen  des  Beweises. 

Jede  Partei  kann  bis  zum  Schlüsse  der  mündlichen  Verhandlung,  auf 
welche  das  Urteil  ergeht,  und  auch  noch  in  der  Berufungsinstanz  die  von 
dem  Gegner  aufgestellten  Tatsachenbehauptungen  durch  Bestreiten  beweis- 
bedurftig  machen.  Hat  jedoch  eine  Partei  vom  Gegner  angestellte  Be- 
haiqrtm^ien  nicht  bloB  nicht  bestritten,  sondern  durch  positive,  vor  Gericht 
abgegebene  Erklärung  als  richtig  anerkannt  (gerichtliches  Geständnis),  so 
kann  sie  das  Geständnis  nur  widerrufen,  wenn  sie  beweist,  daß  es  der 
Wahrheit  nicht  entspricht  und  durch  einen  Irrtum  veranlaßt  war. 

Watadnit  Trotz  der  Bestreitung  bedarf  eine  Tatsachenbehauptung  nicht  des  Be- 
weises, wenn  die  Tatsache  bei  dem  Gericht  offenkundig  (notorisch)  ist  Bei 
dem  Gericht  <^enkundig  ist  eine  Tatsache,  von  der  die  beteiligten  Richter 
selbst  Kenntnis  haben,  falls  diese  Kenntnis  nicht  auf  privatem  Wissen, 
sondern  auf  amtlichen  Mitteilungen  oder  Wahrnehmungen  oder  darauf 
beruht,  daß  die  Tatsache  in  weiteren  Kreisen  allgemein  als  feststehend  gilt, 

BMMWMt  Gehen  die  Angaben  der  Parteien  über  die  for  die  Entscheidung  er- 
heblichen Tatsachen  auseinander  und  tritt  daher  das  Bedürfnis  der  Be- 
weisführung ein,  so  entsteht  die  Frage,  welche  der  Parteien  die  Beweislast 
trifft  Von  dies«:  Frage  hangt  der  Ausgang  des  Prozesses  ab,  wenn 
weg^n  Mangels  von  Beweis  nicht  festgestellt  werden  kann,  welche  von 
den  divergierenden  Darstellungen  der  Parteien  die  richtige  ist;  denn  die 
Entscheidung  muß  zu  Ungunsten  der  Partei  fallen,  welche  für  ihre  Dar- 
stellung den  Beweis  zu  führen  gehabt  hätte,  aber  nicht  geführt  hat.  Es 
ist  davon  auszugehen,  daß  zunächst  der  Kläger  als  diejenige  Partei,  Wfdche 
för  ein  ihr  zustehendes  Recht  den  Rechtsschutz  begehrt,  die  Tatsachen 
zu  beweisen  hat,  von  deren  Vmrfaandensein  die  Vorschriften  des  materi^en 
Rechtes  die  Entstehung  des  subjektiven  Rechtes  abhängig  machen.  Sache 
des  Beklagten  ist  es,  die  Tatsachen  zu  beweisen,  welche  das  für  den 
Kläger  entstandene  Recht  beendigen  oder  dessen  Ausübung  hemmen. 
Neben  dieser  allgemeinen  Regel  gibt  es  zahlreiche  Spezialvorschriften  über 
die  Verteilung  derBeweialast  Solche  Vorschriften  und  teils  im  Prozeßgesetze, 
teils  in  den  Gesetzen  des  bfiigerlichen  Rechtes  enthalten.  Das  Bürgerliche 
Gesetdmch  für  das  Deutsche  Rmch  verfQgt  in  zahlrrichen  Stellen  über 
die  Beweislast,  indem  es  entweder  ausdrficklich  anordnet  oder  durch  die 
Fassung  seiner  Paragfraphen  zu  erkennen  gibt,  wen  für  gewisse  Behaup- 
tungen die  Boweislast  trifft.  Zu  den  Vorschriften  über  die  Beweislast  ge- 
hören auch  die  gesetzlichen  Vermutungen,  d.  s.  Vorschriften,  wonach  unter 
gewissen  Voraussetzungen  eine  Tatsadie  bis  sum  Beweise  des  Gegenteils 
als  feststehend  anzunehmen  ist^  z.  B.  die  Vermutung,  daß  ein  Vorschollener, 
der  für  tot  erklärt  worden  ist,  in  dem  Zeitpunkte  gestorben  sei,  wacher 
in  der  gerichtlichen  Todeserklärung  als  Zeitpunkt  des  Todes  angegeben 
ist  und  daß  er  bis  zu  diesem  Zeitpunkte  gelebt  habe.  Auch  die  zahlreichen 
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Auslegungsregeln  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  sind  für  die  Beweislast 
bedeutsam,  indem  sie  die  Beweislast  derjenigen  Partei  zuwälzen,  welche 
eine  andere  als  die  für  den  Zweifelsfall  angeordnete  Auslegung  einer 
rechtsgeschäftlichen  Bestimmung  vertritt 

Den  Beweis,  weldien  die  mit  der  Beweisfiihnmgr  belastete  Faxtet  zu  B«Nb 
lulireii  nntmoimmt,  heiBt  man  Beweis  im  engeren  Sinne,  wShrend  der  ^  '?* 
Beweis,  dessen  Führung  der  Gegner  unternimmt,  Gegenbeweis  genannt  wird. 

Die  Beweisführung  kann  direkt  auf  die  Tatsache  gerichtet  sein,  mit 
der  die  Rechtswirkung  eintritt;  sie  kann  aber  auch  auf  eine  Tatsache  ge- 
richtet sein,  aus  der  ein  Schluß  auf  die  Wahrheit  oder  Unwahrheit  der 
rechtswirksumen  Tatsache  gezogen  werden  kann;  in  diesem  Falle  spricht 
man  von  einem  indirekten  oder  Indizienbeweis. 

Soweit  die  Verhandlmigsmaxime  gih,  hat  das  Gericht  nur  diejet^pen 
Beweise  au&unehmen,  welche  von  den  Parteien  beantragt  sind  (vgl.  o.  S.  169). 
Im  Eheprozeß,  im  Kindschaftsprozeß  und  im  Entmündigiingsprozeß  kommen 
Ausnahmen  vor,  weil  hier  die  Verhandlung^smaxime  durchbrochen  ist 

Die  Antretung  des  Beweises  und  des  Gegenbeweises  ist  mit  dem  Bewci«. 
Vortrage  der  Tatsachenbehauptungen  und  der  Bestreitungen  zu  verbinden  • 
(System  der  Bewdsverbindung).  Nach  dem  froheren  gemeinen  Prozeßrechte 
waren  die  Behauptungen  und  Bestreitungen  einerseits  und  die  Antretung 
des  Beweises  anderseits  in  zwei  durch  das  Beweisurteil  getrennte  Pro- 
zeßabschnitte verwiesen.  In  dem  ersten  Abschnitte  wurden  die  Behauptunpfen 
und  Bestreitungen  vorgebracht.  Ergab  sich  hiemach  das  Bedürfnis  des 
Beweises,  so  erging  ein  Beweisurteil,  in  dem  das  Gericht  die  des  Beweises 
bedürftigen  Tatsachen  bezeichnete  und  bestimmte,  welche  Partei  ae  zu 
beweisen  habe.  Dieses  Urteil  war  für  das  Gericht  bindend,  das  Gericht 
muAte  auf  Grund  der  Tatsadienbehaiq»tungen,  die  es  zum  Beweise  aus- 
gesetzt htitte,  die  Entscheidung  fallen.  Weil  das  Beweisurteil  die  bindende 
Unterlage  des  Endurteils  bildete,  konnte  es  wie  das  Endurteil  mit  Be- 
rufung angefochten  werden.  War  das  Beweisurteil  rechtskräftig,  so  folgte 
im  zweiten  Abschnitte  des  Verfahrens  die  Antretung  des  Beweises  und 
des  etwaigen  Gegenbeweises  und  die  Aufiialmie  des  Beweises.  Neue  Tat- 
sachenbehauptungen und  Bestrdtungren  konnten  in  diesem  Abschnitte  des 
Prozesses  nicht  mehr  voiigel»adit  werden,  es  sei  denn,  da6  gegen  die  mit 
dem  Schlüsse  des  ersten  Abschnittes  eingetretene  Ausschließung  Wieder- 
einsetzung in  den  vorigen  Stand  wegen  eines  gesetzlichen  Grundes  erteilt 
wurde.  Die  meisten  neueren  Prozeßgesetze  haben  dieses  System  verlassen. 
Behauptungen  und  Beweisführung  sind  nicht  mehr  in  getrennte  Abschnitte 
verwiesen,  sondern  sollen  miteinander  Terbunden  werden. 

Können  die  von  den  Parteien  bezeidmeten  Beweise  von  dem  Creridit 
ohne  weiteres  entgegengenommen  werden,  me  das  z.  B.  bm  Vorlage  von 
Urkunden  der  Fall  is^  so  bedarf  es  überhaupt  keiner  besonderen  Beweis- 
anordnung. Nur  wenn  zur  Beschaffung  der  Beweise  eine  besondere  Tätig- 
keit des  Gerichts  erforderlich  ist,  wie  z.  B.  zur  Vernehmung  von  Zeugen, 
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BmmMmmKM.  ist  ein  Beweisbeschluß  zu  erlassen,  worin  die  Beweisaufnahme  angeordnet 
wird.  Dieser  Beschluß  ist  für  das  Gericht  nicht  bindend,  das  Gericht  kann 
den  Beschluß  zurücknehmen,  es  muß  nicht  die  Entscheidung'  auf  Grund 
der  Tatsachen  iallen,  über  die  es  eine  Beweisaufnahme  angeordnet  hat 
Der  BeweisbeielilnB  ist  kein  Hindernis  für  neues  Vorbringen  der  Fsftöen. 
Daher  kann  der  BescUnB  nicht  sdbstSndig  durch  Rechtsmittel  angefoditen 
werden. 

Bowns  Für  die  Beweisaufnahme  gilt  der  Grundsats  der  Unmittelbarkeit  Das 
erkennende  Gericht  soll  regelmäßig  die  Beweise  nicht  durch  ein  Gerichts- 
mittrlied  oder  ein  anderes  Gericht  aufnehmen  lassen,  sondern  soll  sie  selbst 
aufnehmen,  insbesondere  Zeugen  und  Sachverständige  selbst  verhören,  die 
Beweisttikunden  selbst  einsehen  und  die  Parteieide  sdhst  abndunen.  Die 
Unmittelbarkeit  bietet  den  Vorteil,  daB  das  Gericht,  welches  zu  erkennen 
ha^  die  Beweisaufnahme  besser  leiten  und  deren  Ergebnisse,  insbesondere 
den  Wert  einer  Zeugenaussage  oder  eines  Gutachtens,  besser  beurteilen 
kann,  als  wenn  die  Beweisaufnahme  durch  ein  einzelnes  Gerichtsmitglied 
oder  ein  anderes  Gericht  besorgt  wird.  Freilich  läßt  sich  die  Unmittel- 
barkeit nicht  ohne  Ausnahmen  durchfuhren;  es  können  tatsächliche  Hinder- 
nisse entgegenstehen.  F3r  soldie  FiUe  muft  dem  ProseAgericht  die  Be- 
fugnis gewahrt  werden,  die  Beweisaufiiahme  einem  beauftragten  oder 
ersuchten  Richter  zu  flbertragen.  Ist  eine  Beweisaufioahme  im  Ausland 
erforderlich,  so  hat  der  Vorsitzende  des  Prozeßgerichts  die  auslandische 
ßeh(")rde  um  die  Aufnahme  des  Beweises  zu  ersuchen;  unter  Umständen 
kann  die  Beweisaufnahme  auch  durch  einen  deutschen  Konsul  erfolgen. 

Sowohl  der  Beweisaufnahme  vor  dem  Prozeügericht  als  der  Beweis- 
aufiiahme vor  einem  beaufb^gten  oder  ersuchten  Richter  dürfen  die 
Parteien  beiwohnen.  Ihre  Anwesenheit  ist  aber  nicht  erfbrderlicii. 

DiwjiMiini.       Als  Beweismittel  kommen  in  Betracht  Augenschein,  Aussagen  von 
Zeugen,  Gutachten  von  Sachverständigen,  Urkunden  und  Parteieid. 

AtNtHMhtiii.  Unter  Auj^pn^^chein  versteht  man  die  durch  die  Sinnesorgfane  ver- 
mittelte Wahrnehmung'  des  Richters.  Die  Einnahme  des  Aug^enscheins  kann 
nicht  bloß  auf  Antrag^,  sondern  auch  von  Amts  wegen  beschlossen  werden. 
Zur  Einnahme  des  Augenscheins  kann  das  Gexiclit  SachT«rstindige  zuzidien. 
zwfn.  Zeuge  ist,  wer  über  die  Wahrnehmung  von  Tatsachen  aussagen  sOlL 
Die  Befähigung  zur  Zeugenschaft  kommt  jeder  Person  zu,  die  wahxw 
nehmungs-  und  aussagefähig  ist  Die  Parteien  können  nicht  Zeugen  sein, 
ebensowenig  der  prozeßführende  gesetzliche  Vertreter  einer  Partei. 

Zum  Zeugnis  verpflichtet  i.st,  wer  der  inländischen  GerichLsgewalt 
unterliegt,  also  nicht  nur  Inländer,  sondern  auch  Ausländer,  die  sich  im 
Ldand  aufhalten,  es  sei  denn  daß  sie,  wie  z.  B.  die  Gesandten  eines  au»* 
landischen  Staates,  das  Recht  der  ExterritorialitSt  genlefien.  Die  Zeugnis* 
piflicht  umfaßt  die  Verpflichtung,  auf  Vorladung  bei  Gericht  zu  erscheinen, 
vor  Gericht  über  seine  Wahrnehmungen  auszusagen  und  seine  Aussage 
durch  Eid  zu  bekräftigen.    Das  Gericht  kann  die  Erfüllung  der  Zeugnis- 
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pflicht  durch  Geldstrafe,  zwangsweise  Vorfülirung  und  durch  die  An- 
ordttuiig  erzwingen,  daB  der  Zeuge  bis  zat  Ablegung  des  Zeugnisses 
in  Haft  zu  nehmen  sei  Übrigens  bestehen  in  Ansehung  der  Zeugnis- 
pflicht zahlreiche  Ausnahmen.  Gewisse  den  Parteien  nahestehende  Per- 
sonen (\'^envandte  und  Verschwägerte  bis  zu  einem  bestimmten  Grade, 
der  Ehegatte  und  der  Verlobte),  femer  Personen,  denen  eine  Ver- 
pflichtung zur  Verschwiegenheit  obUegt,  können  das  Zeugnis  verweigern. 
Die  Antwort  auf  einzehie  Fragen  kann  verweigert  werden,  wenn  die 
Antwmt  den  Zeugen  oder  seinen  Angehdrigen  am  Varmogen  oder  an 
der  Ehre  schädigen  oder  ihn  der  Ge&hr  einer  Stra^erfolgung  aussetzen 
würde.  Ein  Streit  über  die  Berechtigung  zur  Zeugnisverweigerung  ist 
durch  Zwischenurteil  zu  entscheiden.  Regelmäßig  sind  die  Zeugen  zu 
beeidigen.  Doch  gibt  es  auch  von  dieser  Regel  Ausnahmen,  die  teils 
auf  der  Persönlichkeit  des  Zeugen,  teils  auf  dessen  Beziehungen  zu  den 
Parteien  beruhen. 

Sachverständige  sind  Personen,  die  über  Fragen,  zu  deren  Beant-  StA- 
'  wortung  eine  besondere  Sachkunde  gehört,  ihre  Ansidit  äuAem  sollen. 
Insofern  sie  dem  Richter  mit  ihrer  Sachkunde  zu  Hilfe  kommen,  kann 

man  sie  als  Richtergehilfen  bezeichnen.  Die  Wahl  und  die  Emennimg 
der  Sachverstand it^en  steht  dem  Gerichte  zu;  die  Parteien  haben  bloß  ein 
Vorschlagsrecht  Ein  Sachverständiger  kann  aus  denselben  Gründen  wie 
ein  Richter  abgelehnt  werden.  Die  Verpflichtung,  ein  Sachverständigen- 
gutaditen  zu  erstatten,  geht  nidtt  so  wdt  wie  die  ZeugnJspflicht;  sie  be- 
schränkt sich  auf  die  von  Staats  wegm  «nannten  Sadhverständlgien  und 
anf  Personen,  die  von  ihrer  Fachkunde  zu  Erwerbszwecken  Gebrauch 
machen  oder  dazu  approbiert  sind.    Die  Sachverstandigen  werden  vereidigt. 

Urkunde  ist  eine  Sache,  mittels  deren  eine  Gedankenäußerung  fixiert  Urkmd««. 
ist  Das  gewöhnliche  Fixierungsmittel  ist  die  Schrift  Wurde  die  Urkunde 
von  einer  Behörde  oder  von  einer  Urkundsperson  (Notar,  Gerichts- 
schreiber usw.)  innerhalb  ihrer  ZustiUidigkeit  formgerecht  ausgestdk,  so  ist 
sie  eine  Sffentlidie  Urkunde  im  Gi^gfMisatz  zur  Prtvaturkunde.  Dar  Beweia- 
führer  hat  die  Urkunde  dem  Geridite  vorzulegen.  BoHndet  sich  die 
Urkunde  im  Besitze  des  Gegners,  so  kann  der  Beweisführer  von  diesem 
die  Vorleg^ung  verlangen,  wenn  sich  aus  dem  bürgerlichen  Recht  eine 
Verpflichtung  dazu  ergibt  Über  die  Voriegungspflicht  des  Gegners  kann 
ein  Zwischenstreit  entstdien.  Kommt  der  Gegner  der  geridtHlcben 
Anordnung,  die  Urkunde  VOTzulegen,  nicht  nach,  so  können  die  Be- 
haiqitui^fen  des  Beweisf&hrers  über  Form  und  Inhalt  der  Urkunde  als 
lichtig  angenommen  werden. 

Parteieid  ist  der  Schwur,  mit  welchem  eine  Partei  die  Wahrheit  PutiMd. 
ihrer  Behauptung  oder  die  Unwahrheit   einer  vom  Gegner  aufgestellten 
Behauptung  bekräftigt    Der  Parteieid  war  das  wichtigste  Beweismittel  des 
altgermanischen  Prozesses.  Die  Partei  hatte  damals  nicht  über  Tatsadien, 
sondern  über  Recht  oder  Unrechiv  Schuld  oder  Nicfatschuld  zu  schwören. 
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Zumeist  muflto  der  Schw^mide  Eideahelfer  haben»  ^e  ilirea  Glauben  an 
die  Wahibafiigkrit  der  Partei  beschwSren.    Unter  dem  Knflusiie  des 

römisch -kanonischen  Rechtes  wurde  der  Parteieid  umgestaltet  zu  einem  Eid 
über  Tatsachenbehauptungen.  Die  Eideshilfe  fiel  weg".  Die  Partei,  welche 
eine  Tatsache  zu  beweisen  hatte,  konnte  dem  Gegner  den  Eid  zuschieben, 
d.  h.  verlangen,  daß  der  Gegner  die  Richtigkeit  der  Bestreitung  durch 
Eid  bekräftige.  In  der  Eideazuschiebm^  ttegt  auch  die  Exklärung,  daA 
der  BewelslShrer  die  Entscheidung  des  Prosesses  auf  die  Eidesleistung 
abstdle.  Der  Gegner  kann  dem  Beweisfohrer  den  Eid  «urfickadneben, 
d.  h.  verlangen,  daß  dieser  die  Rirhtiirkeit  seiner  Behauptung  beschwöre» 
womit  die  Entscheidung  auf  den  Eid  des  Bewcisfiihrers  abgestellt  wird. 
Den  auf  Grund  einer  Zu-  oder  Zurückschiebung  auferlegten  Eid  heißt 
man  den  Schiedseid.  Außerdem  gab  es  noch  einen  aus  Initiative  des 
Gerichts  auferlegten  Eid  (richteriiehen  Eid).  War  durch  andere  Beweis- 
führung dniger,  aber  kebi  voller  Bewds  geliefert^  so  konnte  das  Gericht 
zur  ErgSnxung  des  unvollständigen  Beweises  dem  BeweisfShrer  den  Er- 
fullungseid  oder  zur  BeseiÜgua^  des  unvollständigen  Beweises  dem  Gegner  ' 
den  Reinigungseid  auflegen.  Die  deutsche  Prozeßordnung  hat  sowohl 
den  Schiedseid  wie  den  richterlichen  Eid  beibehalten.  Den  Schiedseid 
hat  sie  auf  Tatsaclien  bescliränkt,  die  in  Handlungen  der  Partei,  ihrer 
Rechtsvorgänger  oder  Vertreter  bestehen»  od«r  Gegenstand  der  Wahiw 
nehmung  dieser  Personen  gewesen  sein  müssen;  im  übrigen  wurden  die 
R^;eln  des  früheren  Rechtes,  insbesondere  auch  die  Eideszurücksduebung, 
beibdialtM.  Den  richterlichen  Eid  hat  die  deutsche  Prozeßordnung  zup 
gelassen,  wenn  das  Ercfebnis  der  Verhandlungen  nicht  ausreicht,  um  die 
volle  Überzeugung  des  (jcrichts  von  der  Wahrheit  oder  Unwahrheit  einer 
Tatsache  zu  begründen;  das  Gericht  hat  freies  Ermessen,  welcher  der 
Parteien  es  den  richterlidien  Eid  auferlegen  wilL  Der  Schiedseid  ist  im 
VefhUtnisse  zu  anderen  Beweismitteln  subridür;  er  kommt  erst  an  die 
Reihe,  wenn  die  anderen  Beweismittel  erschöpft  sind.  Ein  richterlicher 
Eid  kann  auch  ohne  Erschöpfung  der  anderen  Beweismittel  auferlegt 
werden.  Im  Eheprozeß  ist  der  Schiedseid  beschränkt  auf  Tatsachen,  die 
dem  Bestand  der  Ehe  günstig  sind.  Tm  Ehenichtigkeitsprozeß  ist  er  ganz 
ausgeschlossen.  Ebenso  im  Kindschaftsprozeß  imd  im  Entmündigungs- 
prozesse. 

Der  Parteieid  ist  regelmäfiig  durch  ein  Urteil  aufnd^fen;  darin  ist 

der  Schwurpflichtige  und  das  Schwurthema  zu  bezeichnen  sowie  fest- 
zustellen, welche  Entscheidung  für  den  Fall  der  Leistung  oder  der  Nicht- 
leistung des  Eides  in  Aussicht  genommen  wird  (bedingtes  Endurteil).  Weil 
dieses  Urteil  die  Grundlage  der  Endentscheidung  bildet,  ist  es  anfechtbar 
wie  ein  EndurteiL  Auf  das  bedingte  Urteil  folgt  das  unbedingte  End- 
urteil, in  dem  die  sich  aus  der  Ldstung  oder  der  Nichtleistung  des  Eides 
ergebenden  Konsequenzen  ausgesprochen  werden  (Läuterungsurteil).  Aus- 
nahmsweise kann  der  "Eid  durch  BeweisbeschluB  auferlegt  werden,  wenn 
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die  Parteten  damit  einverstanden  sind,  oder  wenn  er  ach  auf  ein  ^meines 
Angrifib-  oder  Verteidigrungsmittri  besduinkt 

An  Stelle  des  auf  einzelne  bestrittene  Tatsachen  beschränkten  Schied»* 

eides  hat  die  österreichische  FkozeAordnung'  von  1895  eine  Beeidig^ung 
der  Parteien  über  ihre  eig'enen  Aussagen  eint^eführt.  Danach  kann  das 
Gericht  beschließen,  daß  beide  Parteien  zunächst  unbeeidigt  zu  vernehmen 
seien  und  daß  eine  der  Parteien  ihre  Aussage  zu  beschwören  habe,  wenn 
das  Ergebnis  der  unbeeidigten  Vernehmung  nicht  ausreicht  Die  Meinungen 
über  die  ZweckmäAigkeit  dieser  Neuerung  sind  geteilL  Sie  hat  jedenfalls 
das  Bedenken  gegen  ddk,  daA  de  dem  Gericht  ein  fast  unbegrenxtes  Er- 
messen in  bezug-  auf  die  Beeidigung  der  einen  oder  der  anderen  Partei 
und  damit  auf  das  Schicksal  des  Prozesses  einräumt. 

Die  Beurteilung  der  Beweisergebnisse  (Beweis Würdigung)  ist  Sache  Bewoia- 
des  Gerichts.  Für  diese  Beurteilung  kann  das  Gesetz  Regeln  aufstellen,  *B»*n»«' 
in  denen  bestimmt  ist,  unter  irdchen  Voraussetzungen  das  Goicht  dne 
Tatsache  als  erwiesen  anndunen  darf  und  anndimm  muß;  es  kann  aber 
auch  die  Beurteilung  dem  Ermessen  des  Gerichts  ubeclaaseo.  Im  al^ 
germanischen  Prozesse  waren  jene  Voraussetzungen  genau  bestimmt  Auch 
im  spätromischen  und  im  kanonischen  Prozesse  galten  zahlreiche  Beweis- 
regeln. Im  früheren  gemeinen  Prozeßrechte  war  ein  ganzes  System  .solcher 
Regeln  autgebaut  worden.  Die  Festlegung  der  Beweiswürdigung  schützt 
gegen  die  Gefohr  einer  willkürlichen  oder  doch  subjektiv  gefirbten  Be- 
urteilung  der  Bewdsergebnisse,  bildet  jedoch  in  vielen  FSUen  dn  Hinder- 
nis bei  der  Ermittelung  der  Wahiheit  Simtlidie  seit  der  Mitte  des 
19.  Jahrhunderts  entstandenen  Prozeßgesetze  haben  die  gesetzliche  Be- 
wei.stheorie  aufgegeben  und  die  Freiheit  der  Beweis\\'ürdigung  proklamiert 
Der  Richter  hat  nach  seiner  subjektiven  Oberzeugung  zu  entscheiden,  ob 
eine  Tatsachenbehauptung  für  wahr  oder  für  nicht  wahr  zu  erachten  seL 
Eimge  wenige  Beweisregeln  hat  allerdings  auch  das  moderne  Redit  nodi 
beibehalten.  Sie  betreffen  die  Uikunden  und  den  Eid.  Was  in  einer 
offiandichen  Urkunde  bezeuget  ist,  muß  das  Gericht  als  bewiesen  annehmen, 
solange  nicht  die  Unrichtigkeit  bewiesen  ist  "Eine  Privaturkunde,  die 
unterschrieben  oder  mit  beglaubigtem  Handzeichen  unterzeichnet  ist,  be- 
gründet vollen  Beweis  für  die  Exi.stenz  der  in  der  Urkunde  enthaltenen 
Erklärung;  was  die  Erklärung  beweist,  ist  eine  andere  Frage.  Die  Beweis- 
regehl  für  Urkunden  sollen  es  den  Parteien  ermöglichen,  sich  för  den  Rechts- 
streit einen  Beweis  zu  sichern,  der  dem  subjektiven  Ermessen  des  Greridits 
entrückt  ist  In  bezug  auf  den  Parteieid  gelten  die  Regeln,  daB  das  Gericht  als 
erwiesen  annehmen  muß,  was  die  Partei  beschworen  hat,  und  daß  bei 
Verweigerung  des  Eides  das  Gegenteil  der  zu  beschwörenden  Tatsache 
als  voll  bewiesen  gilt  Der  Verweigerung  des  Eides  steht  das  Nicht- 
erscheinen des  Schwurpflichtigen  im  Eidestermine  gleich.  Die  Beweis- 
ngthk  fiber  den  Parteieid  entsprechen  mcfat  bloB  der  geschichtiiclien  Ent- 
wicklung, sondern  auch  dem  Wesen  dieses  Bewdsmittels.    Wer  nidit 
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des  Heintids  fiberführt  ist,  kann  verfangen,  daA  das  Gericht  auf  sdnen 
^d  die  Entsdieidung  baue,  ohne  die  Glaubwürdigkeit  der  Partm  des 
wmteren  xu  prOfen.  Wer  den  Eid  verweigert,  gibt  seine  Sache  verhuen. 

Pf^fy^n  de«  Vn.  Die  Beendigung  des  Erkenntnisverfahrens.  Das  Er- 
kenntnisverfahren kann  beendigt  werden  durch  Zurücknahme  der  Klage, 
durch  Vergleich,  durch  Erlöschen  des  streitigen  Anspmdis  oder  Rechb^ 
Verhältnisses  und  durch  UrteiL 

Durch  Zurücknahme  der  Klage  verzichtet  der  Kläger  darauf,  in  dem 
dar  Klag«,  anh&ngigcn  Prozeß  ein  Urteil  zu  erhalten;  neue  Klage  bleibt  ihm  un^ 
benommen.  Um  zu  verhüten,  daß  der  Beklagte  durch  Zurücknahme  der 
Klage  schikaniert  werde,  ist  von  der  Einlassung  des  Beklagten  an  dessen 
Zvistimmung  zur  Zurücknahme  der  Klage  erforderlich;  auch  kann  der 
Beklagte  der  neuen  Khige  den  Qnwand  entgegensetzen,  daß  ihm  die 
Kosten  des  froheren  Prozesses  noch  nicht  erstattet  seien.  Die  Zurücknahme 
der  Klage  hat  nämlich  zur  Folge,  daß  der  Klager  die  Prozeßkosten  zu 
tragen  hat 

VcKiiUM.  Vergleich  ist  der  Vertrag,  durch  welchen  der  Streit  im  Wege  des  gegen- 
seitigen Nachgebens  beseitigt  wird.  Der  vor  Gericht  abgeschlossene  Prozeß- 
vergleich ist  zu  protokollieren  und  kann  ohne  weiteres  vollstreckt  werden. 

Durch  Erlöschen  des  streitigen  Anspruchs  oder  RechtsverhSltnisses 
Aiup^hi.  ®'^^G^  Prozeß,  wenn  der  Kläger  befriedigt  wird;  femw,  fidls 

der  Prozeß  ein  unvererbliches  Rechtsverhältnis  betrifft,  durch  den  Tod 
einer  Partei,  so  insbesondere  jeder  Eheprozeß  durch  den  Tod  eines  Ehe- 
gatten, jeder  Kindschaftsprozeß  durch  den  Tod  einer  der  Parteien,  jeder 
Entmündigungsprozeß  durch  den  Tod  des  Entmündigten.  In  diesen  Fällen 
ist  nur  noch  eine  Entscheidung  über  die  Prozeßkosten  möglich.  Auch 
durch  Vereinigung  der  PartdroUen  in  mner  Person  wird  der  Anq»ruch 
und  damit  der  -Prozeß  erlecUgt 

Die  normale  Prozeßbeendigung  erfolgt  durch  EndufteU.  Welche 
Arten  von  Endurteilen  je  nach  dem  Inhalte  des  Urteils  zu  unterscheiden 
sind,  ist  oben  (S,  163)  erörtert.  Dem  Endurteile  kann  ein  durch  Eid  be- 
dingtes Urteil  (s.  o.  S.  178)  oder  ein  Zwischenurteil  vorausgehen.  Ein 
Zwischenurteil  ist  ein  Urteil  über  einen  einzelnen  Streitpimkt,  dessen  Be- 
urtdlung  noch  nicht  zu  dner  Eriedigung  des  Prozesses  führt  So  kann 
z.  B.  durch  Zwischraurteil  eine  von  mehreren  gegen  die  Klage  eihobenen 
Einreden  verworfen  oder,  wenn  Grund  und  Betrag  des  erhobenen  An- 
spruchs streitig  sind,  das  Bestehen  des  Anspruchs  dem  Grunde  nach  mit 
Vorbehalt  der  Entscheidung  über  den  Betrag  festgestellt  werden.  Zwischen- 
urteile können  regelmäßig  nicht  selbständig,  sondern  erst  mit  dem  End- 
urteile angefochten  werden.  Von  dem  Zwischenurteil  ist  das  Teilurteil 
zu  unterscheiden;  dieses  ist  dn  Endurteil,  das  über  einen  von  mehreren 
in  demselben  Prozesse  geltend  gemachten  Ansprüchen  oder  über  einen 
TeU  eines  Anbruchs  entscheidet 
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Wird  das  Urteil  auf  Gruad  einer  Verhandlung  gefallt,  zu  der  beide 
PftrteieD  erschienen  waren»  so  ist  es  ein  kontradiktorisches  UrteiL  Wird 
es  auf  Grund  einer  Verhandlung'  gefiOl^  zu  der  nur  eine  Partei  erschienen 
war,  ao  ist  es  ein  Versaumnburteil,  soweit  eaaufChrund  einer  Versaumnia- 

folge  ergeht    Zwar  beateht  im  modernen  Rechte  keine  direkte  Ver- 

pflichtung  der  Parteien  zum  Erscheinen  vor  Gericht;  aber  die  Partei, 
welche  in  dem  zur  Verhandlung"  bestimmten  Termine  nicht  erscheint, 
erleidet  gewisse  Rechtsnachteile  (Versäumnisfolgen).  Dem  Nichterscheinen 
steht  das  Ntcihtverfaandeln  glrich.  Erscheint  der  Kläger  nicht,  ao  wird 
auf  Antrag  ein  Sachurteil  erlassen,  worin  dem  KlSger  das  geltend  ge- 
machte Recht  aberkannt  wird.  Erscheint  der  Beklagte  nicht,  so  bedürfen 
die  Tatsachenbehauptungen  des  Klägers  keines  Beweises,  weil  sie  nicht 
bestritten  sind  (Fiktion  des  Zugeständnisses).  Das  Gericht  hat  zu  prüfen, 
ob  sich  aus  diesen  Behauptungen  die  Rechtsfolgen  ergeben,  welche  der 
Kläger  für  sich  in  Anspruch  nimmt  Soweit  die  Behauptungen  den  KJag- 
antrag  rechtfertigen,  ist  nach  dem  Antrage  zu  erkennen,  soweit  dies  nicht 
der  FaÜ  is^  ist  die  Klage  abzuweisen.  Mit  dem  Grrundsatze  der  Einheit 
der  Veiiiandlung  (s.  o.  S.  172)  hängt  es  zusammen,  dafi  diese  Versäumnis- 
folgen auch  gegen  eine  Partei  eintreten,  die  in  einem  früheren  Termine 
schon  verhandelt  hatte.  Übrigens  hat  das  Versäumnisurteil  zunächst  nur 
provisorische  Bedeutung.  Es  kann  innerhalb  zweier  Wochen  nach  der  Ein^radi gagm 
Zustellung  durch  Einspruch  angefochten  werden,  ohne  daß  die  frühere  '***^*"^™***' 
Versäumnis  entschuldigt  zu  werden  braucht  Stellt  sich  die  säumige  Partei 
zu  der  neuen  Veiiiandlung  ein,  so  wird  der  Prozeß  in  die  Lage  zurück- 
versetzt, in  welcher  er  sich  vor  der  Versäumnis  befand.  Unstatthaft  ist  ein 
Versäumnisurteil  gegen  den  Beklagten  im  Eheprozeß,  im  KindschaftsprozeA 
und  im  KntmündigTingsprozeß,  weil  sonst  auf  dem  Umwege  des  Versäumnis- 
verfahrens ciem  Gerichte  die  Prüfung  der  Tatsachenbehauptungen  des  Klägers 
entzogen  werden  könnte. 

In  dem  Endurteile  ist  auch  über  die  Kosten  des  Prozesses  zu  entscheiden.  Pit»tfkMtM. 
Die  Kosten  sind  der  unterliegenden  Partei  aufzuerlegen,  auch  wenn  sie 
kein  Verschulden  tnfit  Die  Verurteilung  in  die  Kosten  begründet  die 
Verpflichtung,  dem  Gegner  die  Kosten  zu  erstatten,  soweit  diese  zur 
zweckentsprechenden  Rechtsverfolgung  oder  Rechtsverteidigung  notwendig 
waren.  Wenn  jede  Partei  teils  siegt,  teils  unterliegt,  sind  die  Kosten 
entweder  aufzuheben,  so  daß  keine  Partei  der  anderen  Kosten  zu  erstatten 
hat,  oder  sie  sind  verhältnismäßig  su  yerteilen. 

Das  Urteil  kann  nur  von  den  Richtern  gefällt  werden,  welche  umiMMiwn 
der  maßgebenden  Verhandlung  beiwohnten.  Bei  den  KoUegialgerichten 
findet  geheime  Beratung  statt  Die  Entscheidung  erfolgt  nach  ab- 
soluter Stimmenmehrheit  Das  Urteil  ist  zu  verkünden  und  niederzu- 
schreiben. Das  schriftliche  Urteil  enthält  außer  der  Entscheidung  eine 
Darstellung  des  Prozeßverlaufs  (Tatbestand)  und  die  Gründe  der  Ent- 
scheidung. 
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Wenn  das  Urteil  nicht  mehr  durch  Einspruch  oder  ein  ordentliches 
Rechtsmittel  angefochten  werden  kann,  ist  es  formell  rechtskräftig.  Aus 
der  formellen  Rechtskralt  folgt  die  materielle  Rechtskraft.  Das  ist  die 
Wirkung  des  UfteUs,  welche  verhindert,  daß  über  dieselbe  Sache  in  einem 
anderen  Prozesse  nochmals  entschieden  werde.  Kein  Gericht  kann  nach- 
prüfen, ob  das  rechtskräftige  Urteil  richtig  ist  Daraus  ergibt  sich  eine 
ReÜexwirkung  auf  die  materiellen  Verhältnisse  der  Beteiligten:  sind  die 
Gerichte  an  die  Entscheidung  gebunden,  so  ist  die  Entscheidung  auch  für 
di^  Beteiligten  mafigebend.  Daft  die  Rechtsordnung  dem  Urteil  materielle 
Rechtskraft  beilegt,  bat  seinen  letzten  Grund  darin,  daB  die  endlose  Ui^ 
nclieriieit,  welche  sich  ohne  die  materielle  Recbtskraft  ergäbe,  unerträglich 
wäre  und  die  Autorität  der  Gerichte  untergrübe.  Der  Vorteil  endgültiger 
Normierung  ist  so  groß,  daß  der  Nachteil  einer  möglicherweise  unrichtigen 
Normierung  des  einzelnen  Falles  zurücktreten  muß.  Deshalb  gebietet  der 
Staat,  der  in  dem  Urteile  das  Recht  gewiesen  hat,  seinen  Gerichten  und 
den  Beteiligten,  das  Urteil  zu  req>ektieren.  In  objdctivmr  Bedehung 
beschränkt  sidi  die  Rechtslcraft  des  Urteils  auf  die  Rechte  und  Rechts- 
verhältnisse, welche  in  dem  Prozesse  geltend  gemacht  worden  «nd. 
Die  Entscheidung  über  einen  Präjudizialpunkt  nimmt  nur  dann  an  der 
Rechtskraft  teil,  wenn  eine  Partei  durch  Inzidentantrag  eine  rechtskräftige 
Entscheidung  darüber  verlangt  hat  In  subjektiver  Beziehung  beschränkt 
sich  die  Rechtskraft  auf  die  Parteien  und  diejenigen  Personen,  deren 
Recbte  roa  den  Rediten  und  Rechtsverhältnissen  der  Parteien  abhängig 
sind.  Zu  diesen  Pmonen  gdi^n  insbesondere  die  Rechtsnadifolger  der 
Parteien,  wenn  die  Nachfolge  nach  dem  Beginne  des  Prozesses  ein- 
getreten  ist.  Urteile,  durch  die  eine  Änderung  des  bestehenden  Rechts- 
zustandcs  herbeigeführt  wird,  sowie  Urteile  in  Eheprozessen,  Kindschafts- 
prozessen  und  Entmündigungsprozcssen  haben  Rechtskraft  für  und  gegen 
jedermann. 

Urteile  ausländischer  Gerichte  werden  in  Deutsdiland  als  wirksam 
anericannt,  wenn  die  Gegenseitigkeit  veri)flfgt  ist;  docb  gelten  gewisse 
Ausnehmen,  die  teils  ztim  Schutze  der  Interessen  inländischer  Staats- 
angehöriger, teils  zur  Durchführung  deutscher  Gesetze  als  notwendig  ex^ 
achtet  wurden. 

VnL  RechtsmitteL  Reditsmittel  sind  ProzeBhandlungen,  durch  ffie 
gerichtliche  Entscheidungen  als  unriditig  angefochten  werden. 

Die  Unvollkommenheit  des  menschlichen  EikenntiusveHn6gens  bringt 

es  mit  sich,  daß  eine  gerichtliche  Entscheidung  zufolge  eines  Irrtums  IHber 
die  der  Entscheidung  zugrunde  gelegten  Tatsachen  oder  zufolge  eines 
Irrtums  über  die  anzuwendenden  Rechtssätze  unrichtig  sein  kann;  auch 
das  ist  nicht  ausgeschlossen,  daß  ein  Gericht  vorsätzlich  das  Recht  beugt, 
indem  es  wider  besseres  'Wissen  ehie  unrichtige  Entscheidung  fiUlt  XXe 
Unriditigkeit  einer  l&xtscbeidung  kann  endlidi  auch  darauf  beruhen,  daA 
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eine  Partei  bei  der  Verhandlung  dem  Gerichte  nicht  daqenige  Material 
unterbreitet  hat,  welches  ihr  zum  Zwecke  der  Rechtsverfolgung-  oder  der 
Verteidigxing  zur  Verfügung-  steht;  die  UnvoUständigkeit  der  Parteitätigkeit 
kann  zu  einer  unrichtigen  Entscheidung  fuhren,  auch  wenn  das  Gericht 
das  ihm  vorgelegte  Material  in  tatsächlicher  und  rechtlicher  Beziehung 
richtig  beurteilt  hat 

Durch  die  Znlaammg  der  Anfeditimg  wird  die  Gefohr  unrichtiger  Ent- 
SCh^dungen  zwar  nicht  ganz  beseitigt,  denn  auch  bei  der  Entscheidung 
über  die  Anfechtung  können  die  Fehlerquellen  nicht  ganz  ausgeschaltet 
werden;  aber  die  Gefahr  der  unrichtigen  Entscheidung  wird  herab- 
gemindert Die  Geschichte  des  Prozeßrechts  zeigt,  daß  die  älteste  Zeit 
keine  Anfechtung  kennt.  Mit  Ausbildung  der  prozessualischen  Ein- 
richtungen wird  die  Anfeditung  zugelitwwn,  zuerst  nur  wegen  achnldhafker 
Rechtsbeugung,  dann  in  immer  weiterem  Umfange.  Li  der  neuesten  Zeit 
zeigt  sich  die  nicht  imbedenkliche  Neigung,  die  Anfechtung  der  gerich^ 
liehen  Entscheidungen  zu  beschränken. 

Man  unterscheidet  ordentliche  und  außerordentliche  Rechtsmittel. 
Ordentliche  Rechtsmittel  sind  diejenigen,  welche  innerhalb  einer  mit  der  ^„j^^JJ^^^,^ 
Zustellung  oder  Verkündung  der  Entscheidimg  beginnenden  Frist  eingelegt  KecbmtMi. 
werden  mfiaaen.  AuBerordendidie  Rechtamittd  rind  solche,  deren  Fm- 
legungsfinst  ent  mit  der  Kenntnis  des  Anfechtungsgrundes  be^^t  IKn 
Rechtsmittel  heißt  devolutiv,  wenn  die  Einlegung  des  Rechtsmittels  bewirkt, 
daA  die  Entscheidung  des  Prozesses  einem  Gerichte  höherer  Ordnung  zu- 
fallt Wird  durch  die  Einlegung  des  Rechtsmittels  die  Vollziehung  der 
angefochtenen  Entscheidung  gehemmt,  so  heißt  das  Rechtsmittel  ein  sus- 
pensives. 

Als  Rechtsmittel  beseichnet  das  deutsche  Proieflgesetz  die  Bemftuig, 
die  Revirion  und  die  Beschwerde.  Diese  Rechtsmittel  sind  ordentiiche 

Rechtsmittel  im  angegebenen  Sinne.  Den  gegen  das  Versäumnisurteil  zu- 
lässigen Einspruch  (s.  o.  S.  i8i)  bezeichnet  das  Gesetz  nicht  als  Rechts- 
mittel, obwohl  er  seinem  Wesen  nach  zu  den  Prozeßhandluni^en  gehört, 
durch  die  eine  Entscheidung  angefochten  wird.  Die  außerordentUchen 
RedUsmtttd  des  deutschen  Prozeßgesetzes  sind  die  mchtigkeitsklage  und 
die  Restittttionsklage.  Das  Gesetz  bezeichnet  sie  nicht  als  Rechtsmittd, 
sondern  als  Wiederaufiiahmeklagen,  w^  sie  zur  'V^^ederaufiiahme  des 
durch  ein  formell  rechtskräftiges  Urteil  abgeschlossenen  Verfahrens  f&hren. 

Die  Berufung  ist  der  römischen  Appellation  nachgebildet.  Diese  ent- 
wickelte sich  in  der  römischen  Kaiserzeit  Sie  steht  in  geschichtlichem 
Zusammenhang  mit  dem  staatsrechtUchen  Grundsatze,  daß  jeder  Beamte 
gleichen  oder  höheren  Ranges  die  Amtshandlung  eines  anderen  Beamten 
kasalNren  kann.  Dem  Friacqps  als  dem  obersten  Beamten  stand  diese 
Befugiufl  gegenfiber  allen  Beamten  und  auch  gegenüber  den  Entscheidungen 
der  Geschworenengerichte  zu.  Aus  der  Fülle  der  kaiserlichen  Gewalt  er- 
gab sich  aber  die  Befugnis,  geriditUche  Entscheidungen  nicht  bloß  zu 
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kaameren,  sondern  auch  an  Stelle  der  aufgidiobenen  Entscheidung  eine 

andere  Entscheidung  zu  setzen.  Die  Parteien  konnten  den  Kaiser  angeheUi 
die  Entscheidungen  der  Gerichte  nachzuprüfen  und  eventuell  zu  korrigieren. 
Indem  kaiserliche  Verordnungen  bestimmten,  daß  man  sich  mit  der 
Appellation  zunächst  an  gewisse  Beamte  zu  wenden  habe,  gegen  deren 
Entscheidung  dann  wieder  der  Kaiser  als  höchster  Richter  angerufen 
werden  konnte,  entstanden  mehme  «nandmr  übergeordnete  Appellatiom^ 
Instanzen. 

Die  romische  Appellation  ging  in  den  kanonischen  Prozeß  über  und 
wurde  mit  dem  römisch-kanonischen  Prozeßrecht  in  Deutschland  eingeführt 
Waren  mehr  als  zwei  übergeordnete  Instanzen  vorhanden,  SO  war  eine 
zweite  Appellation  (Oberappellation)  möglich. 

Nach  der  deutschen  Prozeßordnung  ist  die  Berufung  nur  zulässig 
gegen  Endurteile  der  ersten  Listanz  einschliefllich  der  durch  Eid  bedingten 
Endurteile.  Von  den  Zwischenurteilen  sind  nur  zwei,  nSmlich  das  Zwischen^ 
urteil  über  dne  prozeßhindemde  Einrede  und  das  Zwischenurteil  über  den 
Grund  eines  nach  Grund  und  Betrag  streitigen  Anspruchs,  selbständig 
anfechtbar;  die  anderen  Zwischenurteile  unterUegen  aber  der  Beurteilung 
des  Berufungsgerichts,  wenn  das  Endurteil  angefochten  wird. 

Die  Berufung  geht  an  das  übergeordnete  Gericht,  also  vom  Amts- 
gericht an  das  Landgericht,  vom  Landgericht  an  das  Oberlandesgericht 
Sie  ist  durch  Zustellung  eines  Schriftsatzes  an  den  Gegner  innerhalb  einer 
Monatsfrist  seit  Zustellung  des  Urteils  einzulegen.  Die  Einlegung  der  Be- 
rufung- hindert  die  Vollziehung  des  Urteils,  es  sei  denn,  daß  dieses  für 
vorläufig  vollstreckbar  erklärt  ist  Der  Berufungsbeklagte  kann  sich  der 
Berufung  anschließen,  d.  h.  eine  Änderung  des  erstinstanziellen  Urteils  zu 
seinen  Gunsten  beantragen.  Vor  dem  Berufungsgerichte  findet  eine  neue 
mündliche  Verhandlung  statt  Li  dieser  können  bdide  P&rtden  neue  An- 
griffe- und  VMteidigui^ismittel  sowie  neue  Beweismittel  vorbringen.  Ein 
neuer  Anspruch  darf  ohne  Zustimmung  des  Gegners  nicht  geltend  gemacht 
werden.  Das  Berufungsgericht  hat  innerhalb  der  durch  die  Parteianträp  o 
gezogenen  Schranken  zu  prüfen,  ob  die  in  dem  angefochtenen  Urteil 
unterstellten  Tatsachen  richtig  sind  und  ob  bei  Anwendung  des  Gesetzes 
kdn  Fehler  begangen  wurde.  Ist  das  angefochtene  Urteil  nach  Ansicht 
des  Berufungsgerichts  unrichtig,  so  hat  das  Berufungsgericht  nicht  UoA 
das  Urteil  au&nheben,  sondern  auch  ein  neues  Urteil  zu  erlassen.  Nur  in 
gewissen  Fällen,  in  denen  die  Verhandlung  der  ersten  Tm^-*«»  unvollständig 
oder  das  Verfahren  fehlerhaft  war,  hat  das  Berufungsgericht  nach  Auf- 
hebung des  Urteils  die  Sache  an  die  erste  Instanz  zurückzuverweisen. 
RevidtM.  Die  Revision  hat  Ähnlichkeit  mit  dem  französischen  Kassations- 
rekurs (pourvoi  en  casmtion),  ist  aber  in  vielen  iOnzelheiten  von  dem 
franzödschen  Rechtsmittel  verschieden. 

Sie  findet  statt  gegen  Endurteile  der  Oberlande4gerichte  mnschlieMich 
der  bedingten  Endurtdle  und  g^^  die  zwei  Zvdschenurteile,  wdche 
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auch  durch  Berufung  selbständig  angefochten  werden  können  (s.  o.  S,  184). 
In  Prozessen  über  vermögensrechtliche  Ansprüche  ist  die  Zulässigkeit 
davon  abhängig,  daß  das  Imtaresse  an  dar  AModemiig'  des  Urteils  den 
Betrag  von  M.  3500  fibersteigt 

Revanonsgericht  ist  das  Reichsgericht  An  seine  Steile  tritt  das 
bajrerische  oberste  Landesgeric^,  wenn  die  Revision  gegen  ein  Urteil 
eines  bayerischen  Obcrlandesgerichts  eingelegt  wird  und  der  Rechtsstreit 
einen  Anspruch  betrifft,  der  sich  nicht  auf  Reichsrecht  gründet 

Die  Revision  ist  innerhalb  einer  Monatsfrist  seit  Zustellung  des  Urteils 
durch  Hnrächm^  dnes  Sdiriftsatzes  bei  dem  Revldon^feridit  Anzulegen. 
IMe  Einlegung  hat  an&chiebende  V^rkui^.  Die  Revidon  kann  nur 
darauf  ge^^midet  wwden,  daß  die  Entschndung  auf  einer  Gesetzesverletzung 
beruht^  wobei  unter  Gesetz  jede  Rechtsnorm  dnschließlich  des  Gewohnheits- 
rechts zu  verstehen  ist.  Die  Richtigkeit  der  vom  Berufungsgericht  ohne  Ge- 
.setzesverlet/uiifj  fostgestt  Uten  Tatsachen  unterliegt  nicht  der  Nachprüfung 
durch  das  Revisionsgericht  Übrigens  kann  die  Revision  nicht  auf  Ver- 
letzung jeder  Rechtsnorm  gest&tzt  werdmi,  sondern  nur  auf  die  Veiletzung 
von  Reichsrecht  und  solchen  inländischen  Redites,  dessen  Geltangsbereich 
^h  über  den  Bezirk  des  Oberlandesgerichts  hinaus  erstreckt  Zu  dieser 
Vorschrift  ist  eine  kaiserliche  Verordnung  nebst  drei  Zusatzgesetzen  er- 
gangen, worin  über  die  Revisibilität  einzelner  Gesetze  besonderes  bestimmt 
ist.  Der  Revisionskläger  muß  die  Revision  innerhalb  einer  mit  dem  Ende 
der  Revisionsfrist  beginnenden  Monatsfrist  schriftlich  begründen.  Der 
Schriftsatz  muß  die  Revisionsanträge  imd  die  Bezeidinung  der  verletzten 
Rechtraorm  enthalten. 

Die  Reinaon  kann  ohne  mfindüche  Verhandlung  durch  Beschluß 
als  unzulässig  verworfen  werden,  wenn  sie  nicht  statthaft  oder  die  Ein- 
legung oder  die  Begründung  nicht  in  der  gesetzlichen  Form  und  Frist  er- 
folgt ist.  Außerciem  wird  über  die  Revision  mündlich  verhandelt  und 
durch  Urteil  entschieden.  Wird  die  Revision  für  begründet  erachtet,  so 
ist  das  angefochtene  Urteil  au&uheben  und  die  Sa^e  an  das  Berufung»* 
gericht  zurfickzuverweisen;  dieses  ist  an  die  rechtliche  Beurteilung  gebunden, 
welche  der  Aufhebung  zugrunde  liegt.  Das  Revisionsgericht  hat  S^bst 
an  Stelle  des  aufgehobenen  Urteils  das  richtige  Urteil  ZU  erlassen,  wenn 
dies  ohne  weitere  Verhandlung  geschehen  kann. 

Die  Beschwerde  ist  das  der  qucrela  des  gemeinen  Prozesses  nach-  BcKbwerd«. 
gebildete  Rechtsmittel  zur  Anfechtung  von  Zwischenurteilen,  die  im 
Zwischenstreit  mit  einem  Dritten  (z.  B.  dnem  das  Zeugnis  verweigernden 
Zeugen)  ergehen,  und  von  BescUfissen  und  Verlegungen.  Der  Beschwerde 
zugänglich  sind  Beschlüsse  und  Yeiffigungen,  die  ohne  mündliche  Ver- 
handlung erlassen  werden  können,  wenn  ein  das  Verfahren  betreffendes 
Gesuch  zurückgewiesen  wird;  außerdem  sind  im  Gesetze  gewisse  Beschlüsse 
ausdrücklich  als  solche  bezeichnet,  die  durch  Beschwerde  angefochten 
werden  können.  Die  Beschwerde  geht  an  die  nächsthöhere  Instanz.  Gegen 


Digitized  by  Google 


i86 


Lothar  von  SBUifUtr:  ZmlpraMtvedit 


die  Entscheidungf  des  Beschwerdegerichts  findet  weitere  Beschwerde  statt, 
wenn  in  der  Entedieidung  ein  neuer  selbständiger  Beschwerdegrund  en^ 
halten  ist  Die  weitere  Beschwerde  gtgeo.  Entschmdungen  in  betreff  der 

Prozeßkosten  ist  durch  das  Erfordernis  einer  Beschwerdesumme  beschränkt. 
Die  EinlegTing  erfolgt  durch  Einreichung-  eines  Schriftsatzes  oder  durch 
protokollarische  Erklärung  bei  dem  Untergericht  oder  bei  dem  Beschwerde- 
gericht Die  Einlegung  hat  nur  in  Ausnahmefällen  aufschiebende  Wirkung. 
Ist  die  Beschwerde  in  der  sie  zulassenden  Vorschrift  als  sofortige  Be> 
sdiwerde  bezdchnet,  so  ist  sie  an  eine  zweiwöchige  Frist  gebunden; 
außerdem  kann  sie  eingelegt  werden,  solange  ein  Interesse  an  der 
Änderung  der  angefochtenen  Entscheidung  besteht  Die  Entscheidung 
über  die  Beschwerde  bedarf  keiner  mündlichen  Verhandlung,  sie  erfolgt 
durch  Beschluß. 

MkMgkaita-  Nichtigkeitsklage  ist  zulässig  wegen  der  schwersten  Verletzungen 
des  Prozeßrechts,  nämlich  wenn  das  Grericht  nicht  vorschriftsmäßig  besetzt 
oder  wenn  die  Partei,  auf  deren  Namen  das  UrteU  lautet,  nidit  nach 
Vorschrift  der  Gesetze  vertreten  war. 

RaMitations-  Restitutionsklage  ist  zulässig,  wenn  das  Urteil  durch  eine  straf- 
bare  Handlung  der  Piirtei,  eines  Zeugen  oder  Sachverständigen  (Falscheid, 
Urkundenfälschung  usw.)  oder  durch  Verletzung  der  richterlichen  Amts- 
pflicht (Rechtsbeugung)  beeinflußt,  femer  wenn  sich  das  Urteil  auf  ein 
nachträglich  aufgehobenes  Strafurteil  gründet  und  wenn  die  Partei  ein 
früheres  Urteil  oder  dne  f&r  den  Proseß  maflgebende  Uzkunde  nachtrig- 
Ech  aui^gnefunden  hat 

Die  Nichtigkeits-  und  die  Restitutionsklage  sind  an  eine  Monatsfrist 
pfebunden,  die  mit  der  Kenntnis  des  Antochtungsgrundes  beginnt  Sind 
fünf  Jahre  nach  Eintritt  der  formellen  Rechtskraft  verflossen,  so  kann  nur 
noch  die  Nichtigkeitsklage  wegen  Mangels  der  Parteivertretung  erhoben 
werden.  Für  die  Klagen  ist  grundsätzlich  das  Gericht  zuständig,  dessen 
Entschddung  angefochten  wird,  aber  gewisse  Restitutionsklagen,  die  rieh 
gegen  Urteile  der  Revisionsinstanz  richten,  sbd  dem  Berufimgsgerichle 
zugewiesea 

Zwm^  IX.  Die  Zwangsvollstreckung.  Die  Zwangsvollstreckung  bezweckt, 

vsibtaukawg.  demjenigen,  der  ein  Recht  auf  eine  Leistung  (Tun  oder  Unterlassen)  hat, 
auf  dem  Wege  dirdctra  oder  indirekten  Zwanges  zur  Durchsetzung  seines 
Rechtes  zu  verhdfen. 

Die  Zwangsvollstreckung  erfolgt  teils  durch  die  Gaitbtsvollsidier, 
teils  durch  die  Gerichte.  Soweit  die  Vollstreckung  durch  die  Gerichts- 
vollzieher erfolgt,  kann  der  VoUstreckungsbcdürftige  (Gläubiger)  den  Ge- 
richtsvollzieher ohne  Vermittelung  des  Gerichts  \ua  die  Vollstreckung 
angehen. 

v«iiMnekaw       Ztt  jeder  VoUMredcung  ist  eine  Uricunde  erforderiidi,  aas  der  die  B^ 
^     rechtigung  des  Glänlngers  zur  Betreibung  der  Vollstredamg  hervocgidit 
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(Vollstreckungstitel).  Vollstreckungstitel  ist  das  eine  Verurteilung  aus- 
sprechende Urteil,  wenn  es  formell  rechtskräftig  ist  (s.  o.  S.  182).  Unter 
gewissen  Voraussetzungen  kann  ein  Urteil  für  vorläufig  vollstreckbar  er- 
klärt werden;  dann  kam  es  schon  vor  Eintritt  der  Rechtskraft  vv^Utieckt 
werden.  AuBer  dem  Urteile  kommen  als  Vollstrecknngstitd  in  Betracht 
Beschlüsse,  die  einen  vollstreckbaren  Inhalt  haben,  Vollstreckungsbefehle 
im  Mahnverfahren,  gerichtliche  Vergleiche  und  gerichtliche  oder  notarielle 
Urkunden,  in  denen  ein  Anspruch  auf  Leistung  einer  bestimmten  Quantität 
von  vertretbaren  Sachen  und  die  Unterwerfung  des  Schuldners  unter  die 
sofortige  Zwangsvollstreckung  beurkundet  ist 

Ein  Anspruch  auf  Geldleistung  wird  in  das  Vermögen  des  Scbuldnen  TaiiiineiEMi 
vollstredct  Was  zum  Vermögen  des  Sdnddners  gehört,  ergibt  sich  mUg^um^im 
dem  bürgerlichen  Rechte.   Übrigens  sind  gewisse  Gegenstände  Radien 
und  Rechte)  der  Zwangsvollstreckung  ganz  oder  teilweise  entzogen,  um 
eine  völli^^c  Kahlpfandung  oder  die  völlige  Lahmlegung  der  Erwerbs- 
tätigkeit des  Schuldners  zu  verhindern. 

Die  Vollstreckung  in  das  bewegliche  Vermögen  erfolgt  durch  Pfändung 
mid  Verwertung  des  gepfändeten  Gegenstandes.  Sachen  werden  in  der 
Weise  gepfinde^  daA  der  Gerichtsv<rilneher  sie  in  Besitz  nimmt  Werden 
die  gepfändeten  Sachen  im  Gewahrsam  des  Schuldners  belassen,  so  muB 
die  Pfändung^  durch  Anlegung  von  Siegeln  oder  in  anderer  Weise  ersicht- 
lich gemacht  werden.  Der  Gerichtsvollzieher  hat  die  gepfändeten  Sachen 
durch  Versteigerung  zu  verwerten;  nur  Wertpapiere,  die  einen  Markt- 
oder  Börsenpreis  haben,  sind  freihändig  zu  verkaufen.  Die  Pfandimg  von 
Federungen  und  anderen  Rechten  erfolgt  dnrch  einen  dem  Drittschuldner 
und  dem  Schuldner  zuzustellenden  Gerichtsbeschluß;  ist  ein  Drittschuldner 
vorhanden,  so  entsteht  das  Pfandrecht  mit  der  Zustellung  an  diesen,  außer- 
dem mit  der  Zustellung  an  den  Schuldner.  Forderungen  aus  Wechseln 
und  anderen  indossablen  Papieren  werden  durch  Inbesitznahme  der 
Papiere  gepfändet  Zur  Pfändung  einer  Hypothekenforderung  ist  außer 
dem  Pfändungsbeschlusse  die  Übergabe  oder  Wegnahme  des  Hypotheken- 
briefes, und  wenn  die  Erteilung  eines  Hypothekenbriefes  ausgeschlossen 
ist,  die  Eintragui^  der  Pfändung  in  das  Grundbuch  erforderlich.  Ge- 
pftndete  Forderui^[en  und  Rechte  werden  regehnäBig  dadurch  verwertet^ 
daß  sie  dem  Gläubiger  zur  Einziehung  oder  an  Zahlungsstatt  über- 
wiesen werden.  —  Führt  die  Vollstreckung  in  das  bewegliche  Vennügen 
nicht  zur  Befriedigung  des  Gläubigers,  so  kann  der  Schuldner  zur  Leistung 
des  OfiiMibarungseides,  d.  L  zur  Vorleg^g  eines  Vermögensverzeichnisses 
und  zu  dessen  eidlicher  Bekräftigung  angehalten  werden.  Bei  Ver- 
weigerung des  Eides  kann  Zwangshaft  bis  zu  sechs  Monaten  beantragt 
werden. 

Die  Zwangfsvollstrcckung  in  das  unbewegliche  Vermögen  erfolgt  durch 
Beschlagnahme  des  Grundstückes  zum  Zwecke  der  Zwangsversteigerung, 
durch  Beschlagnalime  zum  Zwecke  der  Zwangs  Verwaltung  oder  durch  Ein- 
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trag-ung  einer  Sicherungshypolhek.  Die  Zwangsversteigerung  und  die 
Zwangsverwaltung  sind  durch  ein  besonderes  Gesetz  geregelt  (s.  o.  S.  165). 
voiktradcmr  Der  Aospmdk  auf  Herausgabe  einer  beweglichen  Saebe  -wird  durdi 
j^^^^  Wegnahme  und  Übeigabe  an  den  Gläubiger,  der  AaspnuAk  auf  Heraus- 
gabe tioßs  Grrundstücks  oder  eines  bewohnten  Schi£Pes  durch  Besitz- 
entsetzung des  Schuldners  und  Einweisung  des  Gläubigers  in  d(  n  Besitz 
vollstreckt.  Geht  der  Anspruch  auf  Vornahme  einer  Handlung,  die  durch 
einen  Dritten  vorgiüionimen  werden  kann,  so  ist  der  Gläubiger  von  dem 
Gericht  zu  ermächtigen,  auf  Kosten  des  Schuldners  die  Handlung  vor- 
nehmen ZU  las8«L  Zur  Vinnahme  einer  Handlung,  die  ein  Dritter  niclit 
vornehmen  kann,  wird  der  Schuldner  durch  Geldstrafe  und  Haft  angehalten, 
wenn  die  Handlung  ausschließlich  von  seinem  "Willen  abhingt;  aber  eine 
Venirteilung  zur  Herstellung  des  ehelichen  Lebens  oder  zur  Leistung  von 
Diensten  aus  einem  Dienstvertrage  kann  nicht  auf  diese  Weise  erzwungen 
werden.  Die  Verurteilung  zu  einer  Unterlassung  kann  durch  Androhung 
von  Geld-  oder  Haftstrafe  für  den  Fall  der  Zuwiderhandlung  erzwungen 
werden.  Bei  Verurteilung  zur  Abgabe  einer  Willenseridärung,  z.  R  zur 
Abgabe  der  Auflassungserklärung  oder  zur  BewÜliguiqf  dner  Hypothelc 
oder  einer  Loschung,  findet  keine  Zwangsvollstreckung  statt,  sondern  mit  der 
Rechtskraft  des  Urteils  tritt  die  Fiktion  ein,  dafi  die  Erklärung  abgegeben  sei. 

Ist  der  Schuldner  zu  einer  Handlung  verurteilt,  bei  der  der  Voll- 
streckungsapparat versagt,  so  bleibt  nur  die  Klage  auf  das  Interesse  übrig. 


X.  Besondere  Prozeftarten.  Besondere  Frozeftarten  sind  diejenigen 
Arten  des  Rechtsschutzvofthrens,  in  denen  die  allgemeinen  Vorschriften 

durch  besondere  Vorschriften  modifiziert  sind.  Diese  besonderen  Vor- 
schriften sind  im  Eheprozeß,  im  Kindschaftsprozeß  und  im  Entmündigungs- 
verfahren veranlaßt  durch  die  Eigenart  des  Streitgegenstandes.  Die  Be- 
sonderheiten des  Mahnverfahrens  sowie  des  Verfahrens  bei  Arrest  und 
einstweiliger  Verfügung  tragen  dem  Bedürfnisse  der  Beschleunigung  Rech- 
nung. Die  Besoodeiheiten  des  am  starlcsten  vtm  dem  ordentlichen  Verw 
fahren  abweichenden  Konkursprozesses  beruhen  darauf,  daB  im  Konlrars 
eine  gemeinschaftliche  Vollstreckung  für  alle  Gläubiger  in  das  ganze  Ver- 
mögen des  Schuldners  .stattfindet,  wodurch  eine  Verteilung  des  Vermögens 
nach  Verhältnis  der  Forderungen  und  also  auch  verhältnismäßige  Verteilung 
des  Verlustes  herbeigeführt  wird. 

Die  Besonderheiten  des  Eheprozesses  gelten  in  den  Streitigkeiten, 
welche  die  Sdieidung,  die  Nichtiglceit  oder  die  Anfechtung  einer  Ehe^  die 
Fwtsidlung  des  Bestehens  oder  Nichtbestehens  einer  Ehe  unter  den 
Parteien  oder  die  Herstellung  des  ehelichen  Lebens  zum  Gegenstande 
haben.  Die  Besonderheiten  des  Kindschaftsprozesses  gelten  in  Streitig- 
keiten über  das  Eltern-  und  Kindesverhältnis  und  über  die  elterliche  Ge- 
Entmandigaogf  walt  zwischcn  den  Parteien.  Das  Entmündigungsverfahren  betrifft  die 
Entmündigimg  wegen  Geisteskrankheit,  Geistesschwäche,  Verschwendung 
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oder  Tmnksucht  Das  Verfahren  beginnt  mit  einem  amtsgerichtUdien 
OfBaalver&hren.   Der  Entmfindigfungsbeschlttft  und  der  BesdiluB,  durch 

welchen  die  Wiederaufhebung  der  Entmündigung  abgelehnt  wird,  können 
durch  Klage  beim  Landgericht  angefochten  werden.  Weil  im  Eheprozeß, 
im  Kindschaftsprozeß  und  im  Entmündigungsprozeß  der  Streitgegenstand 
der  Verfügung  der  Parteien  entzogen  ist,  ist  in  diesen  Prozessen  die  Ver- 
handlungsmaxime zu  gunsten  der  Qffizialmaxime  modifiziert;  aus  demselben 
Grunde  wird  ai  diesen  Prozessen  der  Staats^walt  ab  Vertreter  des  oflisnt- 
fichm  Interesses  herangezogen. 

Den  Urkundenprozefl  kann  der  Kläger  wählen,  wenn  sein  Anspruch  UtkiuidM.. 
die  Leistung  einer  Geldsumme  oder  einer  Quantität  vertretbarer  Sachen  ^^^J]^,,,^ 
betrifft  und  die  Entstehung  des  Anspruchs  durch  Urkunden  bewiesen 
werden  kann.  Die  Besonderheit  besteht  darin,  daß  der  Beklagte  auf  Ein- 
wendungen beschränkt  ist,  die  er  durch  Urkunden  oder  Eideszuschiebung 
beweisen  kann.  Wegen  dieser  Beschränkung  der  Verteidigung  kann  in 
diesem  Prozesse  der  Beklagte,  welcher  den  Anspruch  bestreitet,  nicht  end- 
gül^,  sondern  nur  mit  Vorbehalt  seiner  Rechte  verurteilt  werden.  Auf 
Grund  des  Vorbehalts  kann  der  Beklagte  den  Rechtsstreit  im  ordentlichen 
Prozesse  fortsetzen.  Der  Wechsolprozcß  ist  eine  Unterart  des  Urkunden- 
prozesses; er  ist  zulässig  für  Ansprüche  aus  Wechseln  im  Sinne  det 
Wechselordnung. 

Das  Mahnv  erfahren  bezweckt^  dem  GUub^geri  wdcfaem  ein  Anspruch  vu^fmUmm. 
auf  Leistung  von  Geld  oder  vertretbaren  Sachen  zusteht,  auf  mogUdist 
kurzem  Wege  einen  Vollstreckungstitel  zu  verschaffen.  Zu  diesem  Zwedce 

kann  der  Gläubiger  einen  amtsgerichtlichen  Zahlungsbefehl  erwirken,  worin 
dem  Schuldner  unter  Androhung  der  Vollstreckung  aufgegeben  wird,  den 
Gläubiger  bianen  einwüchiger  Frist  zu  befriedigen  oder  bei  dem  Gerichte 
Widerspruch  zu  eriieben.  Nadx  Ablauf  dieser  Frist  kann  der  Gläubiger 
veilaiq^,  daft  der  Zahlw^befeU  fSr  vollstreckbar  erklärt  wird  (VoU- 
streckungsbefeh]^,  wenn  der  Schuldner  keinen  Widerspruch  erhoben  hat 
Der  Vollstreckungsbefehl  kann  noch  wie  ein  Versäumnisurteil  durch  Ein- 
spruch angefochten  werden.  Wird  rechtzeitig  Widerspruch  gegen  den 
Zahlungsbefehl  erhoben,  so  ist  das  Mahn\ erfahren  zu  Endo.  Ks  geht  ohne 
weiteres  in  das  ordentliche  Verfahren  über,  wenn  der  Anspruch  zur  Zu- 
ständigkeit der  Amtsgerichte  gebort  AnderenfSalls  bedarf  es  zur  Übeiv 
lettung  in  das  cmlentliche  Verfidiren  einer  Klage. 

Der  ArrestprozeA  hat  sich  aus  gennanischttn  Recht  als  Ersatz  der  knmtftoia. 
Selbsthilfe  entwickelt  Er  bezweckt  die  Sicherung  von  Geldansprüchen, 
deren  Beitreibung  gefährdet  erscheint.  Der  dingliche  Arrest  führt  zur 
Beschlagnahme  von  V'ermögensgegenständen,  der  persönliche  Arrest  zur 
Verhaftung  des  Schuldners.  Im  modernen  Recht  darf  der  persönliche 
Arrest  nidit  mehr  wie  frfiher  verhängt  werden,  um  den  Schuldner  zur 
Herbeischafftmg  von  Dedcungsmitteln  zu  nötigen,  sondern  nur,  um  ihn  an 
der  Versdileppung  zu  hindern.   Ln  Arrestprozesse  wird  nicht  über  das 


Digitized  by  Google 


Lothar  vom  SEurrur:  ZMOpmeätedtit. 


Bestehen  des  zu  sichernden  Anspruchs  entschieden.  Daher  genügt  die 
Glaubhaftmachung  des  Anspruchs  und  der  Gefihrdnng.  Im  Interesse  der 

Beschleunigung  ist  Entscheidung  über  das  Arrestgesuch  ohne  mündliche 
Verhandlung'  zug-elassen;  der  Schuldner  kann  aber  durch  Widerspruch 
geg-en  den  Arrestbofehl  mündliche  Verhandlung  herbeiführen.  Der  Wider- 
spruch hemmt  die  Vollziehung  nicht  Der  Arrestbefehl  wird  kraftlos,  wenn 
er  nicht  innerhalb  zweier  Wochen  vollzogen  wird.  IMe  VolMahung  kann 
durch  Sicheilidtsldstung  abgewendet  werden.  Die  Vollziehttng  des  ding« 
liehen  Arrestes  beschrankt  sich  auf  soklie  liafiregt^,  die  xur  Sichemi]^ 
der  künfiiigen  Vollstreckung  erforderlich  sind.  Daher  endigt  die  Arrest- 
Vollziehung  in  bewegliches  Vcrmög-en  mit  der  PHlndung;  Verwertung  der 
gepfändeten  Gegenstände  lleg^t  außerhalb  des  Arrestzwecks.  Zur  Voll- 
ziehung in  unbewegliches  Vermögen  dient  die  Eintragung  einer  Arrest- 
hypothdc 

vwftgngf       Die  einstweilige  Verfügung  dient  zur  Sicherung  von  Anbrüchen, 
die  nicht  auf  Greld,  sondern  auf  andere  I«iBtui^  geikfatet  sind,  und  zur 

provisorischen  Ordnung  streitiger  Rechtsverhältnisse.  Die  einstweilige  Ver- 
fugung der  ersten  Art  ist  regelmäßii^'^  bei  Glaubhaftmachung  des  Anspruchs 
und  der  (ief.ilirduncT  f^'"''  künftiq'en  Vollstreckung  zu  erlassen;  in  gewissen 
Fällen  bedarf  es  der  Glaubhaftmachung  nicht  Eine  Verfugung  der  zweiten 
Art  ist  zu  erlassen,  wenn  die  provisorische  Regelung  zur  Abwendung 
wesentlicher  NacfateUe  oder  zur  Vefbindemog  drohender  Gewalt  oder  aus 
anderen  GrQnden  nötig  erscheint  Die  MaBregeln,  welche  durch  einst- 
weilige Verfugung  aogeordnet  werden  können,  sind  je  nach  dem  Zwecke 
der  Verfugung  verschieden.  Her\'orzuheben  sind  die  Sequestration,  d.  i.  die 
Anordnung,  daß  eine  Sache,  um  die  gestritten  wird,  von  einem  Dritten 
in  Verwahrung  und  Verwaltung  genommen  werde,  das  Gebot  oder  Verbot 
einer  Handlung  und  die  Eintragung  einer  Vormerkung  in  das  Grundbuch. 
Das  Ver&hren  bei  Gresuchen  um  einstweilige  Verfügung  ist  im  wesentlichen 
das  gleiche  wie  bei  dem  Arreste. 
KMkmipraMB.  Das  Konkursverfahren  findet  statt,  wenn  der  Schuldner  zahlungs- 
unfähig oder  überschuldet  ist.  Zur  EröflFnung  des  Verfahrens  ist  ein  An- 
trag eines  Gläubigers  oder  des  Gemeinschuldners  erforderlich.  Das  Ver- 
fahren beginnt  mit  einer  Beschlagnahme  des  ganzen  Vermögens  des 
Schuldners  zu  gunsten  der  Kookurss^Subiger.  Zur  Verwaltung  und  Vw» 
wertui^  des  beschlagnahmten  Vermögens  (der  Konkursmasse)  wird  ein 
Konkursverwalter  eingesetzt  Die  Gläubiger  werden  durch  öffentliche 
Bekanntmachung  zur  Anmeldung  ihrer  Forderungen  aufgefordert  Die  an- 
gemeldeten Forderungen  können  im  Prüfung.stermine  vom  Verwalter  oder 
von  einem  konkurrierenden  Gläubiger  sowie  vom  Gemeinschuldner  be- 
atritten werden.  Die  vom  Verwalter  oder  einem  Gläubiger  bestrittene 
Forderung  bedarf  der  Feststdlung;  diese  ist  im  <»dentlichen  Verfahren  m 
betreiben.  Das  Konkursver&hren  endigt  durch  Verteilung  des  aus  der 
Konkursmasse  erdeten  Eiidaes,  durdi  Zwangsveigleich  oder  durdi  Einp 
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«teUiuig.  Verteilung  ist  6m  regelmäßige  Beendigungsmodus.  Nach 
dieser  Beend^fung  des  Konkurses  kSnnen  die  Glaubiger  den  Rest  ihrer 

Forderungen  von  dem  Schuldner  beitreiben.  Zwangs  vergleich  ist  die  von 
einer  Dreiviertelsmehrheit  aller  Konkursgläubiger  beschlossene,  vom  Ge- 
richte bestäticrte  Vereinbarung-,  worin  die  Konkursgläubiger  gegen  teilweise 
Befriedigung  ihrer  Forderungen  auf  die  konkursmäßige  Zwangsvollstreckung 
verzichten.  Der  Zwangsvergleich  muß  allen  nicht  bevorrechtigten  Gläubigem 
gletchmSBige  Befriedigung  nach  Vorhiltnis  der  Fordeningen  gewähren, 
die  bevorrechtigten  Forderungen  sind  gans  zu  besafalen.  Nach  Beendigung 
des  Konkurses  durch  Zwangsvefjg^eich  erhält  der  Gremeinschuldner  die 
Verfügung  über  die  Konkursmasse  zurück.  Die  Gläubiger  können  ihre 
Forderungen  nur  nach  Maßgabe  des  Zwangsvergleichs  geltend  machen. 
Die  Einstellung  des  Konkursveriahrens  kann  beschlossen  werden,  wenn 
die  Zustimmung  der  Gläubiger  beigebracht  wird  oder  wenn  sich  heraus- 
steüty  daß  die  Konkursmasse  nicht  zur  Deckung  der  Konkurskosten  aus- 
reicl^  Die  Forderui^;en  der  Konkurss^iubiger  werden  durch  die  Ein- 
steUung  niclit  beröhrL 

Schlußbetrachtung.  Die  vorstehende  Darstellung  des  motlernen 
Zivilprozeßrechts  läßt  ersehen,  daß  die  Vorschriften  über  das  Kechtsschutz- 
verfthreo  demHch  kmnptLdmt  rind.  So  kmnpllsiert,  daß  es  dem  Nicht> 
Juristen  schwer  fiUlt,  sich  darin  zurecht  zu  finden. 

Diese  Schwierigkeit  mag  in  manchem  radikal  veranlagten  Kopfe  dm 
Credanken  anregen,  ob  es  nicht  angängig  sei,  die  zivilprozeßrechtltchen 
Vorschriften  auf  ein  Minimum  zu  beschränken  und  die  Ausgestaltung  des 
Verfahrens  dem  richterlichen  Ermessen  zu  überlassen,  etwa  so,  wie  es  im 
schiedsrichterlichen  Verfahren  der  Fall  ist  Darauf  erteilt  die  Gesclüchte 
efaie  Idirreiche  Antwort  Während  der  franzönschen  Revolution  ^dte 
sich  fegende  Episode  ab.  Durch  ein  vom  Nationalkonvent  beschlossenes 
Gesetz  vom  ^  Brum.  II  (24.  Oktober  1793)  wurde  die  große  Mehrzahl  der 
Bestimmungen  des  aus  der  Zeit  Ludwigs  XIV.  stammenden  Prozeßgesetzes 
(ordonnance  civile  von  1667)  beseitigt  und  die  Vertretung  der  Parteien 
durch  Rechtsanwälte  aufgehoben.  Die  Folge  der  Neuerung  war  ein  Reclit-s- 
zustand,  dessen  Mangeliiaitigkcit  in  kurzer  Zeit  allgemein  als  unerträgUch 
empihnden  wurde.  Durch  eüi  Gesetz  vom  17.  Venttee  Vm  (18.  MSrz 
1800)  wurde  das  Institut  der  Rechtsanwaltschait  wiederhergestellt  und 
durch  einen  noch  in  demselben  Jahre  ergangenen  Konsularbeschluß  wurden 
die  alten  Prozeßgesetze  vorläufig,  nämlich  bis  zur  Erlassung  des  in  Aus- 
sicht genommenen  neuen  Gesetzes,  wieder  in  Kraft  gesetzt  In  der  Tat 
bietet  nur  ein  detaiUiertes,  dem  richterlichen  Ermessen  nicht  allzugroßen 
Spielraum  lassendes  Prozeßgesetz  eine  genügende  Garantie  für  eine  un- 
parteiische Rechtspflege  und  fOr  ^e  Verwirklichung  des  materidlen  Rechtes. 

Natürlich  hat|  wie  jedes  Menschenweilc,  auch  die  bestehende  Ordnung 
des  Frozeflgangs  ihre  MäqgeL  Man  kann  der  Fr^fe,  ob  sie  nicht  in  der 
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DetaiUienii^  der  Vozsdirifteii  hier  und  da  Aber  das  notwendige  Maft 
hinangegangen  ist,  «ne  gewisse  Berechtigung  nidit  abzurechen.  Wenn 
es  dereinst  ta  der  im  Deutschen  Reichstage  schon  mdurmals  veriangten 

und  auch  von  den  verbündeten  Regierungen  zugesagten  Reform  der 
Zivilprozeßordnung  kommt,  wird  man  manches  an  deren  Vorschriften  ver- 
einfachen können.  So  sind  z.  B,  die  Bestimmungen  über  die  örtliche  Zu- 
ständigkeit der  Gerichte  zahkeicher,  als  sie  das  praktische  Bedürfnis  er- 
hdsdit;  man  könnte  ^ch  mit  weniger  Gerichtsstibden  begnügen.  Die 
sachliche  ZustSndi^ett  der  Amtsgerichte  wird  man  erweitem  dOrfien.  Vei> 
besserungsfihig  ^d  die  Vorschriften  über  die  Zustellungen.  Sie  sind 
herübergenommen  aus  einer  Zeit,  in  der  die  Verkehrseinrichtungen  der 
Post  und  des  Telegraphen  noch  nicht  so  ausgebildet  waren,  wie  sie  es 
gegenwärtig  sind.  Man  könnte  die  Besorgung  der  Zustellungen  überhaupt 
den  Gerichtsschreibem  übertragen,  statt  sie  dem  Parteibetriebe  zu  über- 
lassen. Die  Erhebung  der  Klage  mufite  dann  mit  der  Einreidiung  bei 
Gericht  erfolgen,  ebenso  die  Einlegui^  des  Ebspruchs  und  der  Benifui^, 
wie  das  jetzt  schon  bei  Beschwerde  und  Revision  bestimmt  ist.  Zu  er* 
wägen  wird  auch  sein,  ob  der  Anwaltszwang  in  seiner  bisherigen  Aus- 
dehnung beizubehalten  ist  Femer,  ob  sich  Mittel  und  Wege  finden  lassen, 
um  ohne  Beeinträchtigung  der  Verhandlungsmaxime  eine  Beschleunigung 
des  Prozeßgangs  zu  erreichen.  Über  die  Kostspieligkeit  des  Zivilprozesses 
wud  aidht  ohne  Grund  geUagt  Eine  Herabsetzung  der  Greriditsgebiihren 
wäre  vom  Standpunkte  der  Recht^ege  aus  gewifi  zu  wunscbra;  ob  der 
Herabsetzung  nicht  finanzpolitische  Bedenken  en^regenstehen,  ist  eine 
andere  Frage. 

Unter  den  laut  gewordenen  Reformvorschlägen  sind  aber  auch  solche, 
vor  deren  Verwirklichung  der  Verfasser  dieses  Artikels  warnen  zu  müssen 
glaubt  Dazu  gehört  vor  allem  das  Verlangen  nach  einer  weiteren  Verstär- 
kung der  Richtexmadit  auf  Kosten  des  Parteibehiebs  und  der  Verhandlungs- 
maxime (s.  o.  S*  168C).  Solches  Verlangen  entspricht  dem  bureaukratischen 
Geiste,  der  leider  in  weiten  Kreisen  des  Juristenstandes  herrscht.  Die  Er- 
füllung des  Verlancrens  würde  einen  Rückschritt  in  der  Entwickelung  des 
deutschen  Prozeßrechts  bedeuten.  Nicht  anders  steht  es  mit  dem  Ver- 
langen nach  Beschränkung  des  Grundsatzes,  daß  die  maßgebende  Ver- 
handlung vor  dem  erkennenden  Gericht  eine  mitaidliche  sein  mufi.  Wenn 
die  mündliche  Verhandlung  in  das  Ermessen  des  Gerichts  gestellt  wird, 
wird  ^e  aus  der  großen  Mehrzahl  der  Prozesse  ausgescludt^  werden, 
wie  das  jetzt  schon  in  denicnicfcn  Fällen  geschieht,  wo  die  mündliche  Ver- 
handlung; bloß  fakultativ  ist.  Auch  der  Grundsatz  der  Einheit  der  münd- 
lichen Verliaiulluny^  (s.  o.  S.  172)  muß  im  Interesse  der  Bewegungsfreiheit 
der  Parteien  beibehalten  werden. 

Endlich  dürfte  eine  Warnung  am  Platze  sein  gegen  ein  weiteres  Fort- 
sclireiten  auf  dem  durch  die  EinfOhrui^  der  Gewerbegerichte  und  der  Kauf- 
mannsgerichte betretenen  Wege.  Diese  beiden  Grerichte  sind  Stande^^ricliter 
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und  dieBdahzer  dieser  GerichteyWdche  von  den  rieh  sozial-politisch  gegen- 
überstehenden Parteien  gewählt  werden,  lassen  sich  bewiiAt  oder  unbewnBt 
bei  Ausübung  des  Richteramts  von  Standes-  und  Parteiinteressen  beeinflussen. 
Würden  auch  für  andere  Berufskreise  besondere  Gerichte  g^eschafFen,  die  mit 
Richtern  aus  den  Interessentengruppen  besetzt  würden,  so  würde  die  Ge- 
fahr solcher  Beeinflussung  mehr  und  melir  anwachsen  und  der  oberste 
Grundsatz  einer  gesunden  Rechtspflege,  nämlich  die  Ausübung  des  Richter- 
amtes durch  unabhängige^  nur  dem  -Gesetz  unterworfene  Richter  ginge  in 
die  Brüche.  Eine  völlige  Zersetztti^  der  ordentlichen  Gerichtsbarkeit 
mußte  das  £nde  sein. 
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Von 

Franz  von  Liszt. 

Einleitung.  Das  Unrecht  ist  der  Hebel  des  Rechtes.  Die  biblische  Verbrechen  nai 
Erzählunj?  vom  Sündenfall  ist  der  Ausdruck  einer  durch  die  Menschhoits-  '°  k*- 

"  »rhichtlirher 

g-eschichte  festgestellten  allgemeing-ültigen  Tatsache:  daß  die  Fähigkeit,  EatwicUaac. 
gut  und  böse  zu  unterscheiden,  erworben  Verde  durch  die  Sünde.  Die 
Norm  tritt  nicht  über  die  Schwelle  des  Bewußtseins,  ehe  Me  verletzt 
worden  ist 

So  stehen  die  beiden  Begriffe  „Verbrechen"  und  „Strafe**  am  Anfang^ 
aller  Geschichte.  Sie  sind  ungleich  älter  als  jede  Rechtsordnung.  Sie  ge- 
hören jener  ältesten  Entwicklungsstufe  der  menschlichen  Gesellschaft  an, 
auf  der  die  Loslösung  der  Rechtsnorm  von  den  Geboten  und  Verboten 
der  Religion  und  der  Sittlichkeit  sich  noch  nicht  vollzogen  hat 

Auf  dieser  ältesten  Entwicklungsstufe  ist  das  Verbrechen  Aufldmung 
gegren  die  göttliche  Satzung:  der  Frevel»  der  den  Zorn  der  Gotter  herab- 
ruft auf  den  Täter  und  sein  Geschlecht  nicht  nur,  sondern  auf  alle,  die 
die  Genos<;enschaft  mit  ihm  fortsetzen.  Die  Strafe  aber  besteht  darin,  daß 
die  Gesamtheit  sich  lossagt  von  dem  Frevler,  daß  sie  ihn  den  Göttern 
zum  Opfer  bringet  o(Jer  doch  ihn  hinausstößt  in  die  Fremde,  wo  er,  unstet 
und  flüchtig,  zugrunde  gehen  mag.  Die  Friedlosigkeit  ist  die  älteste  Form 
der  Strafe* 

Wo  über  dem  Geschlecht  der  erw^terte,  auf  Blutsgemeinschaft  ruhende 

Verband  sich  erhebt,  der  Stamm  oder  die  Völkerschaft,  da  finden  wir  «ne 
andere  Urform  von  Verbrechen  und  Strafe.  Verbrechen  ist  hier  der  ge- 
waltsame AngrifF  eines  Geschlechts  auf  ein  anderes;  und  Strafe  die  blutige 
Vergeltung,  die  dieses  Geschlecht  an  jenem  nimmt:  die  Blutrache,  die 
Rache  von  Geschlecht  zu  Geschlecht 

In  langsamer  Wandlung  vollzieht  sich  der  Obefgsag  von  der  Bluts* 
gemeinschaft  zur  Staatsbildung.  Mit  dem  Entstehen  der  Staatsgewalt  ge- 
winnnn  Klughcit'^crv.  ä'^ungcn  entscheidenden  Einfluß  auf  die  Verurteilung 
und  die  Bestrafung  des  Verbrechers.  Dem  Auszustoßenden  wird  das  Ver- 
bleiben im  Friedensverband  oder  der  Wiedereintritt  in  ihn  gegen  Sühne- 
leistung gewährt;  die  Beilegung  der  Geschlechterrache  durch  Sühneleistung 
erst  gefordert,  dann  erzwungen.  Fiiedensgdd  und  Wergeid  shid  die 
b^den  Hauptformen  der  Strafe  auf  dieser  Übergangsstufe,  beide  getragen 
von  dem  Gredanken  der  Sühne.  Art  und  MaA  der  Leistung  wird  abgestuft 
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nach  der  Art  und  Schwere  des  hegangenen  Verbrechens  und  damit  die 
JXSerendemag  der  TatibestSnde  angebahnt 

Sobald  die  erstarkende  Staatsgeiwalt  die  Friedensbewahnmg  als  ihre 

wichtigste  Aufgabe  den  Händen  der  Blutsverbände  entrungen  hat,  ver- 
ändern Verbrechen  und  Strjife  ein  drittes  und  einstweilen  letztes  Mal  ihren 
Charakter.  Das  \'erbrechen  erscheint  als  die  Übertretung  der  von  der 
Staatsgewalt  gesetzten  Kechtsordnung,  durch  die  den  einzelnen  der  Spiel- 
raum  untereinander  und  im  Verhältnis  zur  staatlichen  Gftitwiiiischaft  um- 
grenzt wu;d;  und  die  Strafe  ist  die  Reaktion  des  Staates»  der  seinen  "Willen 
dem  widerstrebenden  Einzdwillen  gegenüber  durchsetzt  Hand  in  Hand 
mit  dieser  Auffassung  geht  die  Verstaatlichung  dw  StraArerlolgimg,  die 
nicht  mehr,  wie  bisher,  dem  verletzten  einzelnen  und  seiner  Sippe  anheim- 
gegeben werden  kann,  sondern  von  Amts  wegen  betrieben  werden  muß. 

Auf  deutschem  Boden  ist  diese  Entwicklungsstufe  mit  dem  Ausgang 
des  15.  Jahriuinderts  etwa  eneidit  SÜt  erhSIt  ihren  vollendeten  Ausdmdc 
in  der  Ptinlichen  Geriditsordnung  Karls  V.  von  153s;  und  sie  findet  ihren 
Höhepunkt  in  dem  auf  dieser  sich  aufbauenden  Gemeinen  Recht  mit  seinem 
durch  die  Folterung  des  Verdächtigen  gekennzeichneten  Strafirerfahren 
und  mit  seinen  vielg-estaltigcn  blutigen  Leibes-  und  Lebensstrafen. 

Das  Zeitalter  der  Aufklärung  bedeutet  auf  strafrechtlichem  Gebiet 
keinen  grundsätzlichen  Bruch  mit  den  Grundgedanken  des  Gemeinen 
Redites»  sondern  deren  reformierende  Weitarlrfldnng.  Die  Schriftstdler 
dieser  Periode,  von  Montesquieu  (17S1)  bis  auf  Beccarla  und  Hommd  (1764), 
predigen  Sparsamkeit  in  der  Anwendung  der  Strafinittel  und  Rationali- 
nerung  des  StraQirozesses.  Zweckmäßigkeitserwägungen  sind  es,  die  sie 
gegen  die  Todesstrafe  oder  cfepren  die  Folter  ins  Feld  führen.  An  der 
Auffassung  des  Verbrecluns  als  einer  gr-gen  die  staatli(  he  Rechtsordnung 
gerichteten  Handlung,  an  der  Auffa-ssung  der  Strafe  als  der  nach  dem 
Prinzip  der  „ProportionalitSt'*  zu  bemessenden  staatlichen  Reaktion  gegen 
das  Verbrechen  halten  sie  iest 

Die  Gesetzgebungen  von  Toskana  1786,  Österreich  1787  (das  Josephi- 
nische  Strafgesetzbuch),  Preußen  1794  (Allgemeines  Landrecht)  bilden  den 
vollständigsten  Niederschlag  der  Ideen  dieser  Periode  und  zugleich  den 
Obergang  zum  19.  Jahrhundert 


A.  Da«  Strafirselit. 

Pto  8iw%M«ti-  L  Der  Entwicklungsgang  im  19.  Jahrhundert  Von  den  großen 
^^^^JjUJJ^^JH^ Fortschritten ,  die  das  19.  Jahrhundert  den  Naturwissenschaften  auf  allen 
ihren  Gebieten,  die  es  der  Technik  in  (iütererzeugung'  und  im  Verkehr, 
die  es  auch,  im  ganzen  genommen,  den  Geisteswissenschaften  gebracht 
hat,  ist  das  Strafrecht,  bis  in  das  letzte  Viertel  des  Jahrhunderts  hinein, 
SO  gut  wie  völlig  unberührt  geblieben.  Es  hat  sich  damit  begnfigt,  das 
reiche  Erbe  anzutreten  und  zu  verwalten,  das  ihm  das  18.  Jahrhundert 
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luiiterlaasen  hatte,  die  Bahnen  xu  veffolgea,  die  ihm  durch  die  Lttaratnr 
wie  durch  die  Gesetsgebung  der  Aufklarungszeit  gewiesen  waren. 

I.  Die  Gesetzgebung.  Zwei  legislative  Werke  sind  es,  denen  fast 
cUe  gesamte  Strafgesetzgebung  des  19.  Jahrhunderts  die  Richtungsbestim- 
mungr  verdankt:  der  Napoleonische  Code  pönal  von  18 10  und  das  bayrische 
Strafgesetzbuch  von  18 13. 

Das  französische  Gesetzbuch  w^at  noch  unmittelbar  in  das  18.  Jahr-Dw  ptnai 
hundert  zurück.  Seine  Grundlage  hatte  bereits  das  erste  Stra%e8etzbudi 
der  Revolution  (1791)  geschaffen»  und  dieses  wieder  war,  zum  Teil 
wenigstens^  durch  die  Josephioische  Gesetzgebung  in  Österreich  und  den 
Niederlanden  beeinflußt  worden.  Dennoch  springt  der  wesentliche  Fort- 
schritt, den  der  Code  von  18 10  über  die  Gesetzgebungskunst  seiner  Vor- 
gänger gemacht  hat,  bei  jedem,  auch  nur  oberilächlichem,  Vorgleich  deutlich 
in  die  Augen.  Seine  Vorzüge  liegen  weniger  iu  dem  Inhalt  seiner  Be- 
stimmungen, als  vielmehr  auf  dem  Gebiet  der  legislativen  Technik.  Wie 
unbegreÜFUch  schwerfillig  erscheinen  nicht  die  strafrechtlichen  Vorschriften 
des  preußischen  Allgemeinen  Landrechts  neben  den  klaren  und  knappen 
BegrifiFsbestimmungen  des  französischen  Gesetzbuches!  Obwohl  die  Härte 
seiner  auf  dem  starrsten  Abschreckungsprinzip  beruhenden  Strafdrohungen, 
denen  die  Schwurgerichte  die  Gefolgschaft  versagten,  seit  dem  Jahr  1832 
wiederholte  und  wesentliche  Milderungen  (Einführung  der  circonstances 
atttonantes)  notwendig  gemacht  hatte,  konnte  doch  die  Grundlage  wie 
das  System  des  Gesetzbuches  wihrend  des  ganzen  19.  Jahrhunderts  hii^ 
durch  unberührt  erhalten  blähen.  Bis  zum  heutigen  Tag  ist  in  Frankreich 
das  Bedürfnis  nach  einem  neuen  Aufbau  der  Strafgesetzgebung  nur  in  den 
engsten  Kreisen  vorhanden;  daß  der  Code  von  18 10  die  Hundertjahrfeier 
seines  Bestehens  überleben  wird,  steht  heute  bereits  fest 

Das  andere  dieser  beiden  Werke  ist  das  Bayrische  Strafgesetzbuch  d»«  B^yriKsii« 
von  1815.  Seine  Entstehung  ist  untrennbar  verlmüpft  mit  dem  Namen  ^^^^^ 
des  bedeutendsten  Kriminaliaten,  den  das  beginnende  19.  Jahrhundert  auf- 
zuweisen hatte,  mit  dem  Namen  Anselms  v.  Feuerbach  (1775  — 1833).  Mit 
ihm  beginnt  das  klassische  Zeitalter  der  deutschen  Strafrechtswissen- 
schaft. Feuerbach  steht  durchaus  auf  den  Schultern  der  für  die  Auf- 
klärungszeit tonangebenden  Männer;  er  ist  die  reifste  Synthese  der  jene 
Epoche  beherrschenden  Ideen.  Aber  die  strenge  Schulung,  die  sein  frült- 
reifer,  beweglicher  Geist  dem  Kantsdien  Kritizismus  verdankte,  belShigte 
ihn,  den  kaum  asjahrigen,  die  Führung  in  allen  Zweigen  der  Straf* 
rechtswiasenschaft  zu  übernehmen.  .Sein  Lehrbuch  des  peinlichen  Rechtes 
(1801  zuerst  erschienen)  hat  bis  in  die  50er  Jahre  hinein  den  strafrecht- 
lichen Unterricht  an  den  deutschen  Universitäten  beherrscht;  sein  Eintreten 
für  die  ÖfiFentlichkeit  und  Mündlichkeit  des  Verfahrens  (1825)  entschied  in 
der  poUtischen  Meinung  Deutschlands  den  Sieg  zugunsten  dieser  viel- 
umstrittenen  Grundsitze;  und  noch  heute  kann  sdne  aktenmäUge  Dar- 
stellung merkwurd^ier  Veibrechen  (1818/29)  ^  musteigfiltig  für  die  krimlnalp 
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psychologische  Betrachtung  bezeichnet  werden.  Dauernden  Ruhm  aber 
hat  Feuerbach  sich  und  seinem  Vaterland  in  erster  Linie  durch  seine  gesetz- 
geberische TStiglcdt  gesichert  Als  er  auf  Grund  der  Temichtenden  Kritik, 
die  er  fiber  einen  früheren  Versuch  veroffentlicfat  hatte,  von  der  bayri- 
schen Regierung  mit  der  Ausarbeitung  des  Entwurfs  eines  Strafgesetz- 
buches beauftragt  wurde,  hat  er,  allen  Schwierig^koiton  und  Hindernissen 
zum  Trotz,  den  Stempel  seiner  Individualität  dem  bayrischen  Strafgesetz- 
buch von  1 8 1 3  aufzuprägen  verstanden.  Die  streng  systematische  Ordnung 
des  Stoffes,  die  Schärfe  der  Begriffsbestimmungen,  der  Schutz  gegen 
richterliche  Willkür  und  andere  allgemein  anerkannte  Vorzüge  sicherten 
dem  Werke  Feuecbadis  auf  Jahrzehnte  hinaus  den  EinfldI  auf  die  Straf- 
gesetzgebung anderer  Länder.  Erfolgfreich  konnte  es  den  Wettbewerb  mit 
dem  französischen  Code  aufnehmen,  bis  dieser  erst  in  Preußen  (185 1),  dann 
im  neuen  Deutschen  Reich  (1870)  die  gemein- deutschen  Überlieferungen 
verdrängte.  Und  auch  heute  noch  strahlt  der  Ruhm  des  bayrischen 
Strafgesetzbuches  bei  den  derselben  Epoche  entstammenden  Staatswesen 
liitt^-  und  Südamerikas  in  ungetrübtem  Glanz. 

Über  diese  beiden  Grandl«^;en  ist  das  ganze  19.  Jahifaundert  nidit 
hinausgekommen. 

Zwar  war  die  Strafpesetzgcbung  fast  in  allen  Ländern  unermüdlich 
tätig.  Entwurf  folgte  auf  Entwurf;  und  gar  manchem  von  ihnen  glückte 
es,  Gesetzeskraft  zu  erlangen.  Aber  von  neuem  Inhalt  war  in  diesen 
»neuen"  Strafgesetzbüchern  wenig  zu  finden.  Man  frilte  an  den  Begriffs- 
bestimmungen und  wetteiferte  in  den  Abstnftmgen  der  Strafilrohung.  Im 
grofien  und  ganzen  drehte  man  sidi  im  Krdse. 
OtoAMNack*  Da  und  dort  finden  wir  freilich  neue  Deliktsbegriffe,  die  durch  die 
bSwmT  geänderten  Lebensverhältnisse  nahegelegt  worden  waren.  Mit  den  Dampf- 
schiffen, Eisenbahnen  und  Telegraphen,  mit  der  Verwendung  der  Spreng- 
stoffe oder  der  elektrischen  Kraft  zu  gewerblichen  und  anderen  Zwecken 
bildeten  sidi  neue  Gruppen  von  strafbaren  Handlungen;  die  rasdien  ForU 
schritte  und  die  damit  gegebenen  Entartungen  des  wirlschafUichen  Verkehrs^ 
die  Entwickdung  der  handelsrechtlichen  Gresdischaften,  der  auf  das  äufierste 
gesteigerte  wirtschaftliche  Wettbewerb  mit  seinen  Warenfalschungen  und 
seinem  unlauteren  Geschäftsgebaren,  das  immer  mächtiger  sich  entfaltende 
Banken-  und  Börsenwesen  machten  neue  Strafdrohungen  notwendig;  der 
privatrechtlichen  Anerkennung  der  Urheber-  und  Erfinderrechte  auf  dem 
Geltet  der  Kunst  und  Literatur  wie  des  Crewerbes  folgte  die  Gewährung 
des  strafrechtlichen  Schutzes;  und  je  wmtw  die  Kreise  der  LebensbetitigUDg 
gezogen  wurden,  die  der  moderne  Wolilfrdutsstaat  zum  Gegenstand  seiner 
Sorgfalt  erklärte,  wie  etwa  die  ausgedehnten  Gebiete  des  Arbeiterschutzes 
oder  der  Arbeitcn-ersicherung,  desto  größer  wurde  die  Zahl  der  mit  Strafen 
belegten  Äußerungen  eigennütziger  Gewinnsucht. 

So  hat  das  System  der  Verbrechensbegriffe  gar  manchen  neuen  Zweig 
angesetzt  Aber  der  alte  Stamm  Ist  unverändert  geblieben.  Gerade  bei 
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jenen  Verbrechen,  die  am  tiefsten  die  Sicherheit  des  gesellschaUtlichen 
Lebens  gefährden  und  unsere  Strafgerichte  am  häufigsten  beschäftigen, 
kann  die  Dogmeogeschichte  auf  eine  viele  Jahxliuiiderte  nin&ssende  £d^ 
widdung  xurückblickea,  vennag  die  riditerliche  Handliabimg  des  Gesetzes 
auch  heute  nodl  den  praktischen  Siim  der  romischen  Juristen  oder  die  Ge- 
lehrsamkeit der  g-emeinrechtlichen  Sclmftsteller  mit  Erfolg-  zu  Rate  zu  ziehen. 

Auch  die  deutschen  Einzelstaatcn  blieben  hinter  den  übrigen  Ländem 
nicht  zurück.  Viele  von  ilmen  gelangten  schon  in  der  ersten  Hälfte  des 
Jahrhunderts  zu  neuen  Strafgesetzbüchern.  So  Sachsen  1838,  die  thüringische 
Staatengruppe  1839  und  in  den  fblgenden  Jaluren,  Wörttembeig  1 839»  Hannover 
und  Braunschweig  1840,  Hessni-Dannstadt  1841,  Baden  1845. 

Besonders  sorgfältig  waren  die  legislativen  Vorarbeiten  in  Preußen 
betrieben  worden.  Von  1826 — 1847  hatte  man  nicht  wenig'or  als  acht 
Entwürfe  aufgestellt,  die,  in  engster  Fühlung  mit  der  gemeindeutschen 
Entwicklung,  alle  in  den  anderen  Ländern  gemachten  Eortscluitte  fort- 
laufend prüften  und  venubeitet«!. 

Da  trat  um  die  Mitte  des  Jahibunderts  ein  merkwürdiger  Umschwung 
ein.  Unter  dem  Einfluß  der  rheinisclien  Juristen  verließ  Preußen  mit  dem 
Ende  der  40er  Jahre  den  Boden  des  gemeinen  Rechtes.  Das  Preußische 
Strafgesetzbuch  von  1851  schließt  sich  auf  das  engste  an  den  Code  p6nal 
von  18 10.  Das  bedeutete  nicht  mehr  und  nicht  weniger  als  eine  Rezeption 
des  französischen  Rechtes.  Mit  ihr  schied  Preußen  aus  der  gemein- deutschen 
Entwiddung  aus,  um  fortan  auf  strafrechfJiehem  GreUet  seine  dgenm 
Wege  zu  gehen.  Zugleich  begann  damit  die  verhängidsvolle  Entfremdung 
zwischen  der  gemeinrechtlich-deutschen  Wissenschaft  und  der  preuMsdien 
Praxis,  die  es  rasch  lernte,  auf  eigenen  Füfien  zu  stehen.  Während  das 
von  Professoren  ins  Leben  gerufene  und  geleitete  Archiv  für  Kriminal- 
recht 1857  ein  stilles,  ruhmloses  Ende  fand,  blühte  diis  von  einem  preußi- 
schen Praktiker  (Goltdammer,  Übertribunalsrat  in  Berlin,  -}■  1872)  im  Jahr 
1853  gegründete  Archiv  fürprenffisches  Strafirecht  rasch  und  kräftig  empor. 

Audi  in  den  übrigen  deutschen  Einzelstaaten  war  um  1850  die  sdiöp- 
ferische  Kraft  erlahmt  Nur  einzelne  von  ihnen  setzten  die  gesetzgeberische 
ibrbdtauf  strafrechtlichem  Gebiet  fort  So  Sachsen,  das  1855  und  1868,  und 
Bayern,  das  1861  zur  Weiterbildung  ihrer  bisherigen  Strafgesetzbücher 
gelangten;  endlich  auch  Hamburg,  das  i86q  ein  neues  Strafgesetzbuch  ein- 
führte, als  schon  das  norddeutsche  Strafgesetzbuch  vor  der  Tür  stand.  In 
den  bdden  Mecklenburg,  in  Lauenburg,  Schaumburg-Uppe  und  Bremen 
galt  im  wesentlichen  das  auf  derPeinUdien  Gerichtsordnung  Kails  V.  ruhende 
Gemeine  Recht  weiter. 

Die  Rezeption  des  französischen  Rechtes  in  Preußen  sollte  aber  auch   r)a»  K«icb»- 
für  die  Straf gesetzgebung  des  Deutschen  Reiches  von  bestimmendem  Ein- 
fluß  werden.    Als  man  im  Jahre  1868  daran  ging,  mit  tunlichster  Be- 
sdileunigung  ein  Strafgesetzbuch  für  den  Norddeutschen  Bimd  auszuarbeiten, 
legte  der  Verftsser  des  ersten  Entwürfe  (Friedberg)  das  Preußische  Stral- 


Digitized  by  Google 


20O  FuMt  vmi  Lmr:  Stnficdit  nnd  Stn^mnelnclit 

gesetzbuch  von  1851  zugrunde.  Da  und  dort  wurden  kleine  Verbesserungen 
angebradit  und  die  ErfiUirungen  anderer  LSnder  {bewmders  Sadisens)  be- 
rückaiclitigt  Im  ganzen  aber  kann  man  ohne  jede  Übertreibung  aagoi, 

daß  das  Stra^esetzbuch  fOr  den  Norddeutschen  Bund  vom  31.  Mai  1870 
und  das  diesem  durchaus  entsprechende  Reichsstrafgesetzbuch  vom 
15.  Mai  1871,  durch  die  Vermittelung  des  Preußischen  Strafgesetzbuches  von 
185 1,  dem  französischen  Code  p^nal  von  1810  die  Herrschaft  über  das 
ganze  Gebiet  des  neu  geeinten  Reiches  gesichert  hat 
Du  aaUr-  Übet  das  Strafirecht  der  auAerdeutschen  Staaten  können  an  dieser 
Stdle  nur  etnzekie  Fingerzeige  gfegeben  werden. 

Am  weitesten  zurückgeblieben  ist  die  Entwicklung  der  Strafgeseta- 
gebung  in  den  Ländern  des  englisch -amerikanischen  Rechtes.  Das  eng- 
lische Mutterland  ist  trotz  mancher  Anläufe  und  trotz  der  für  Indien  und 
andere  Kolonien  ausgearbeiteten  Strafgesetzbücher  zu  einer  Kodifizierung 
seines  Strafrechts  überhaupt  noch  nicht  gelangt.  Neben  verschiedenen 
einzelnen  Gesetzen  (Statute  law)  herrscht  hier  also  audt  heute  nodi  das 
common  law,  das  ans  den  Firajiidizien  der  Gerichtshöfe  erkannt  werden 
mufi.  Die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  besitzen  kein  Bundesstraf- 
gesetzbuch, wohl  aber  Gesetzbücher  für  die  meisten  Gliedstaaten,  in  tech- 
nischer Beziehung  durchweg  unvollkommene  Arbeiten.  Von  einer  Straf- 
rechtswissenschaft  im  kontinental  -  europäischen  Sinn  des  Wortes  kann 
weder  in  Grroßbritannien  noch  in  den  Vereinigten  Staaten  gesprochen 
werden* 

Auch  österrnch,  dessen  Strafgesetzbuch  von  1832  lediglich  eine  vet^ 

besserte  Auflage  des  alten  und  veralteten  Strafgesetzbuches  von  1803  dar- 
stellt, hat  bisher  trotz  mehrfacher  tastender  Versuche  die  Kraft  za  einer 
Neugestaltimg  seiner  Gesetzgebung  nicht  gefunden. 

In  Frankreich  hat  die  lange  Herrschaft  des  Code  p^nal  eine  tüchtige 
Kommentatorenliteratur  gezeitigt,  die  dogmatisch-systematische  Darstellung 
ist  hinter  der  deutschen  zurückgeblieben.  Die  Gesetzgebungen  von  Belgien, 
LttXMnbuxgy  Ruminien,  der  französischen  Schweiz  sowie  der  TSxkei  aldien 
durchaus  unter  dem  BtttfluB  des  französischen  Rechtes.  Spanien  imd 
Portugal  und  die  gerade  auf  dem  Gebiete  der  Strafgesetzgebung  besonders 
rührigen  mittel-  und  südamerikanischen  Staaten  bilden  eine  besondere 
Gruppe,  die  für  die  Gesamtentwicklung  ohne  Bedeutung  geblieben  ist 

Die  deutsche  Strafgesetzgebung  ist  von  Einfluß  geworden  auf  Ungarn 
(1878)  und  auf  die  dsterreichischen  Entwürfe»  die  tich  sdt  1874  enig  an 
das  deutsche  Vorbild  anlehnen.  Selbständige  Bedeutung,  wenngleidi  unter 
Wahrung  der  alten  Grundlagen,  besitzen  die  Strafgesetzbücher  für  die 
Niederlande  (1881),  für  Italien  (1889),  für  Finland  (i88g)  und  das  noch 
nicht  in  Kraft  getretene  russische  Strafgesetzbuch  von  1903. 

Wesentlich  neue  Bahnen  sind  dagegen  eingeschlagen  in  dem  nor- 
wegischen Strafgesetzbuch  von  1902  (dem  Welke  von  Geiz  und  Hagerup) 
sowie  in  dem  Entwurf  eines  Stra%e«etzbndies  fOr  die  schweizerische  Eid- 
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genossenschaft  (gearbeitet  von  Stooß).  In  diesen  beiden  Gesetzbüchern 
ist  wenigstens  ein  Teil  der  über  das  19.  Jahrhundert  hiaausweisenden  Ge- 
danken (s.  unten  Abachnitt  HI)  verwirklicht  worden.  Sie  gehören  nddiin  idcht 
mehr  In  den  Ralimen  dieser  Oberncht 

2.  Die  Wissenschaft  An  all  diesen  legislativen  Arbeiten  des  In-  nie  deuuch» 
landes  wie  des  Auslandes  hat  die  deutsche  Wissenschaft  lebhaften  und  „^',7*'*****" 


erfolgreichen  Anteil  genommen.  Unmittelbar  durch  positive  Vorschläge 
und  kritische  Prüfung;  mittelbar  durch  die  systematische  und  kommenta- 
torische Verarbeitung  des  geltenden  Rechtes,  durch  rechtsgeschichtliche  und 
rechtsvergleichende  Forschungen. 

Das  Schwergewicht  ilirer  Tätigkeit  der  über  das  Jahrhundert  liinaus- 
reichende  Teil  ihrer  Arbeitsleistung,  aber  liegt  in  der  Durchdringung  und 
Weiterbildung  der  allgemeinen  Lehren  des  Strafrechts.  Hier  ist  sie  zu  einer 
Schärfe  der  Begriffsbildung  gelangt,  durch  die  selbst  die  stolze  römische  Juris- 
prudenz in  den  Schatten  gestellt  wird.  In  der  Durchbildung  der  beiden  Schuld- 
formen Vorsatz  und  Fahrlässigkeit,  in  der  Behandlung  des  Verbrechens- 
versuches und  der  Teünahme  am  Verbredien,  in  der  Ldire  von  den 
Unteriaasungaddikten  oder  von  den  Gründen»  durch  weldie  die  Recfats- 
widrigkeit  des  Handelns  ausgeschlossen  wird  und  in  zahlreichen  anderen 
Fragen  des  „allgemeinen  Teiles",  hat  die  strafrechtliche  Wissenschaft  ihre 
Zwillingsschwester,  die  privatrechtliche  Deliktslehre,  weit  hinter  sich  ge- 
lassen. Trotz  vielfacher  Hinneigung  zu  weltfremdem  Formalismus,  trotz 
der  Überschäuung  des  rein  logischen  Elements  hat  die  strafrechtliche 
Dogmatik  hier  dauernde  Ergebmsse  geschaffen. 

Und  wie  an  alle  groAen  Kodifikationen,  so  knüpft  auch  an  das  Ins- 
lebentreten  des  Reichsstrafgesetzbuches  eine  neue  Blütezeit  der  dogmati- 
schen Strafrechtswissenschaft.  Befreit  von  den  Fesseln  des  Partikularismus, 
belebt  von  der  Freude  an  dem  einheitlichen  Gesetzbuch,  dessen  schwere 
Fehler  in  der  ersten  Begeisterung  übersehen  wurden,  bauten  die  juris- 
tischen Dogmatiker  ihre  Begriffsgebäude  auf.  Unter  den  VerÜEtssem  von 
Ldur-  und  Handbüchern  des  deutschen  Rtichsstrafirechts  sind  Bemer, 
Binding,  Haelschner,  Merkel,  Hugo  Meyer,  neuerdings  auch  Finger  tu 
nennen;  die  besten  Kommentare  haben  Olshausen  und  Frank  geliefert 
Durch  die  Rechtsprechung  des  Reichsgerichts  wurde  die  Erörterung  der 
Streitfragen  in  lebhaftem  p'luß  gehalten.  Zu  den  beiden  älteren  strafrecht- 
lichen Zeitschriften,  Goltdaramers  bereits  erwähntem  Archiv  und  dem  Gerichts- 
saal, tritt  x88o  die  von  Dochow  (f  1881)  und  von  liszt  gegründete  Zeit- 
schrift für  die  gesamte  Strafirechtswiasensdiaft. 

Bei  allen  diesen  Untersuchungen  hat  die  strafrechtUdie  Wissenschaft  i»«  i  huosoph  r 
mit  den  philosophischen  Systemen  des  19.  Jahrhvmderts  ungleich  engere'"  s*«'*«*»'»- 
Fühlung  behalten  als  irgendeiner  von  den  übrigen  Rechtszweigen.  Dieser 
Zusanmienhang  zwischen  strafrechtlicher  Dogroatik  und  Philosophie  äußert 
sich  besonders  deutlich  in  den  Lehrmeinungen  über  das  Wesen  und  den 
Zweck  der  Strafe.    Die  „Strafrechtstheorien",  die  in  reichster  Fülle  die 
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erste  Hälfte  des  Jahrhunderts  hervorgebracht  hat,  stützen  sich  unmittelbar 
oder  mittelbar  auf  die  jeweils  herrschenden  philosophischen  Systeme.  Unter 
diesen  hat  das  Hegidsclie  LdhigebSude  jahfieluitelai^  der  deulscheii  Straf- 
rechtswissenachaft  seinen  Stempel  angedrückt  DaA  die  Antitiiese  zwischen 
dem  Recht  tind  dem  bewußten  Unrecht  oder  dem  Verbrechen  ihre  Losnn^ 
in  der  Strafe  finde,  daß  das  Wesen  der  Strafe  in  der  Negation  des  Un- 
rechts und  damit  in  der  Wiodorhcrstellung-  des  Rechtes  bestehe:  das  ist  der 
Grundgedanke  fast  sämtlicher  Kriminalisten  aus  der  Mitte  des  Jahrhunderts. 
Koestiin,  Berner,  Haelschner  stehen  auf  dem  Boden  der  Hegeischen  Philo- 
sophie. Und  es  wSre  dne  verlodkende  Aufgabe,  bd  dnem  der  führenden 
Kriminalisten  aus  der  zwaten  HSlfte  des  Jahrhunderts,  bei  einem,  der 
wie  kein  anderer  auch  heute  noch  die  Gredankenkreise  der  Jüng^eren  be- 
herrscht, bei  A.  Merkel,  den  Einfluß  nachzuweisen,  den  die  Hegeische 
Philosophie  auf  seine  gesamte  wissenschaftliche  Auffassung  ausgeübt  hat 

Freilich  gerade  auf  die  für  den  Gesetzgeber  wie  für  den  Richter 
wichtigste  Frage  blieb  jede,  auch  die  Hegeische,  Philosophie  die  Antwort 
schuldig:  über  Art  und  Maß  der  Strafe  vermögen  sie  nichts  ni  sagen. 
Dafi  dem  Unredit  seine  Negation  entgegengesetzt  werden  müsse,  hatten 
sie  behauptet,  vielleicht  auch  nad^wiesen;  wie  diese  Negation  beschaffen 
sein  solle,  darum  kümmerten  sie  sich  nicht  weiter.  Hier  war  die  Straf- 
rechtswissenschaft führerlos.  Und  darum  begnügte  sie  sich  damit,  im 
Verein  mit  dem  Gesetzgeber  das  alte  Programm  der  Aufklärungsliteratur 
zur  weiteren  Ausführung  zu  bringen.  Sparsamkeit  in  der  Verwendung  der 
Straimit^:  das  wurde  die  allgemeine  Losung. 
DMStwfao-  Der  Kampf  für  und  gegen  die  Todesstrafe,  den  das  18.  Jahrhundert 
begonnen  hatte,  wurde  wieder  aufgenommen  und  mit  den  alten  Gründen 
weitergeführt.  Einzelne  Staaten  haben  sie  abgeschafft;  so  Italien,  Rumänien, 
Portugal,  die  Niederlande,  Norwegen.  In  allen  anderen  wurde  sie  auf  ein 
wesentlich  kleineres  Anwendungsgebiet  beschränkt,  freilich,  ohne  daß  es 
dabei  gelungen  wäre,  die  schreiendsten  MBverhältnisse  und  Widersprüche 
ZU  beseitigen.  DaA  die  verstümmelnden  Leibesstrafen  beseitigt  wurden, 
versteht  sidi  von  selbst  Ebenso^  dafi  die  PrfigelstrafiB,  die  stets  als  Standes- 
strafe für  die  unteren  Volksschichten  angesehen  worden  war,  mit  dem 
Grundsatz  der  Gleichheit  vor  dem  Gesetz  nicht  in  Einklang  gebracht 
werden  konnte  und  darum  fallen  mußte.  Auch  die  eigentlichen  Ehren- 
strafen, wie  die  Ausstellung  am  Pranger  und  der  bürgerliche  Tod,  wurden 
aus  dem  System  der  Strafmittel  ausgeschieden.  So  blieben  nur  die  Geld- 
strafe und  die  Freiheitsstrafe.  Ausgedehnte  Verwendung  der  Freiheitsstrafi^ 
unter  fortschreitender  Abkürzung  ihrer  Daner  und  immer  grdfterer  Glrichp 
formigkeit  in  ihrem  Vollzug:  in  dieser  Tatsache  tritt  die  Eigenart  des 
Strafrechts  im  19.  Jahrhundert  vielleicht  am  deutlichsten  hervor. 

Zugleich  aber  hat  gerade  auf  dem  Gebiete  der  Strafvollstreckung  sich 
eine  völlige  Verwirrung  herausgebildet  Der  Gedanke,  durch  Freiheits- 
entziehung in  Verbindung  mit  zwangsweiser  Gewöhnung  an  regelmäßige 
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Arbeit  den  Verbrecher  zu  einem  brauchbaren  Glied  der  Gesellschaft  zu 
machen,  stammt  schon  aus  dem  Ende  des  16.  und  dem  Anfang  des  17.  Jahr- 
hunderts. Er  erwacht  zu  neuem  Leben  im  letzten  Viertel  des  18.  Jahr- 
hunderts. Aber  da  die  damals  vorhaadenen  Strafanstalten  mit  ihren  un- 
glaublidi  eibamdichen  Einrichtnngen  fSae  die  DurdifBhnmg  des  Besserungs- 
gedankens völlig-  ungeeignet  waren,  verlangte  die  an  John  Howard  (-{■  1790) 
anknüpfende  Bewegung-  vor  allem  die  bauliche  Umgestaltung  der  Ge- 
fangnisse. Jahrzehntelang  schien  es,  als  sollte  die  Strafrechtswissonschaft 
aufgehen  in  der  Gefängnisbaukunst  Das  Zellengcfängnis  zu  Philadelphia 
(1829)  wurde  als  der  Weisheit  letzter  Schluß  in  allen  Kultursprachen  ge- 
priesen; und  von  den  Vereinigten  Staaten  drang  das  System  der  Einzd- 
haft  etwa  um  das  Jahr  1840  nicht  nur  nach  England,  sondern  auch  nach 
dem  europäischen  Kontinent  (Bruchsal  184 8,  ^Moabit  1849).  allgemeine 
Durchführung  des  Systrms  scheiterte  an  der  Kostenfrage.  Bald  aber  er- 
hoben sich  auch  grundsätzliche  Bedenken.  Man  bestritt  zunächst,  daß  die 
Besserung  allgemeiner  Strafzweck  sein  könne  und  verwies  auf  die  große 
Zahl  der  unverbesserlichen  gewerbs-  und  gewohnheitsmäßigen  Verbrecher. 
Man  bestritt  auch  die  bessernde  'Wirkung  der  langdauemden  Zdlenhafi^ 
durch  die  die  Spannkraft  des  Vexbrediers  gdahmt,  seine  Fähigkeit«  im 
freien  Wettbewerb  mit  anderen  sich  zu  halten,  vernichtet  werde.  Man  ver- 
langte, soweit  es  sich  überhaupt  um  Besserungsstrafe  handle,  die  allmählich, 
stufenweise  sich  vollziehende  Gewöhnung  an  den  Gebrauch  der  Freiheit, 
mithin  einen  progressiv  gestalteten  Strafvollzug.  Diese  Bedenken  waren 
stark  genug,  den  Siegeslauf  des  Zellensystems  zu  hemmen;  sie  hatten  aber 
nicht  die  Kraft,  dem  progressiven  System,  das  in  England,  Ungarn,  Italien 
und  einigen  anderen  Staaten  angenommen  worden  war,  die  allgemeine 
Anerkennung  zu  erringen.  Am  Schluß  des  19.  Jahrhunderts  konnte  mit^ 
hin  festgestellt  werden,  daß  wir  weder  wissen,  was  wir  mit  der  Freiheits- 
strafe eigentlich  wollen,  noch  wie  sie  zu  vollstrecken  sei.  Mit  dieser  mehr 
und  mehr  um  sich  greifenden  Erkenntnis  war  die  Behauptung  gerecht- 
fertigt, daß  das  Strafrecht  trotz  seiner  reichen  legislativen  Entfaltung, 
trotz  seiner  philost^hischen  Vertieftmg,  trotz  seiner  i^Snzend  entwickdten 
Dogmatik  an  einem  toten  Punkt  angelangt  sei 

n.  Der  Aufbau  des  geltenden  Rechtes.  Für  eine  allgemeine  Über- 
sicht der  Kulturentwicklung  des  19.  Jahrhunderts  genügt  es,  wenn  das 
reichgegliederte  System  des  Strafrechts  in  seinen  allgemeinsten  Umrissen 
vocgelQhrt  wird.  Von  einer  reditsvergleichendett  Darstdlnng  abzusehen, 
zmngt  schon  der  zugemessene  Raum.  Die  Stra^eset^bung  des  Deutschen 
Rmches  gibt  ab«r  fOr  sidi  allein  ein  gutes  Bild  der  heute  in  den  kontinental- 
europäischen  LSndem  herrschenden  Anschauungen. 

I.  Die  allgemeinen  Lehren.  Ausarbeitung  eines  allgemeinen  Teiles  Der  «ugomeii 
ist  die  schwierigste,  aber  auch  lohnendste  Aufgabe  für  die  Dogmatik  einer * 
jeden  juristischen  Zweigwissenschaft.    Hier  werden  die  aligemeinen  Be- 
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griSe,  die  aus  der  überreichen  Fülle  der  eiiueln«!  Rocbtsiitze  durch  soig- 
filtigste,  immer  wiederholte  Abstraktioii  gewomieii  wurden,  in  einem 
System  strengster  Ober-  und  Unterofdonng'  verbunden,  so  daft  ▼on  hier 

aus  das  Gesamtgebiet  des  besonderen  Teiles  überblickt  und  beherrsdlt 
werden  kann.  Von  hier  aus  bauen  sich  aber  £iuch  die  Brücken,  die  von 
einer  juristischen  Disziplin  hinüberfuhren  zu  allen  anderen  und  über  sie 
hinaus  zur  allgemeinen  Rechtslehre  und  noch  weiter  hinaus  zur  Philosophie 
als  der  Wissenschaft  von  den  Wissenschaften. 

Die  deutschen  krimhialistisdien  Schriftsteller  des  19.  Jahrhunderts  können 
sich  rühmen,  ihre  beste  Kraft  dieser  Aufgabe  zur  Verfügung  gestellt  zu 
haben.  Manches  hatten  sie  von  den  Vor&hren  übernommen,  manches 
konnten  sie  vom  Ausland  lernen:  im  großen  und  ganzen  ist  es  eigene, 
selbständige  Arbeit  gewesen,  die  sie  geleistet  haben.  In  der  Gestaltung 
des  allgemeinen  Teiles  liegt  die  Stärke  der  deutschen  strafrechtlichen 
Dogmatik,  die  in  dieser  Richtung  die  aller  anderen  Nationen  überragt. 
In  ihr  liegt  freilich  auch  zugleich  ihre  Schwäche:  die  Abkehr  vom 
Konkreten,  vom  Leben,  von  dem  Menschen  und  die  Hinneigung  snm 
Formalismus. 

Zwei  Aufgaben  waren  es  zunächst,  die  gelöst  werden  mußten:  1.  die 
Feststellung  der  allgemeinen  BegrifFsmerkmale  des  Verbrechens  und  2.  die 
Xlarlegung  seiner  allgemeinen  Erscheinungsformen. 
Dl«  SaKiflGi-        a)  Vom  dogmatisch -juristischen  Standpunkt  aus  erscheint  uns  dasVer- 
verbrecw  l»«<^  sls  dlo  schuldhafto  rechtswidrige  Handlung. 

Das  Verbrechen  ist  also  zunlchst  Handlung,  d.  h.  menschlidieWillens- 
betätigung,  durch  welche  eine  Veränderung  in  der  Außenwelt,  ein  Erfolg, 
herbeigeführt  wird.  Dabei  steht  dem  Tun  das  Unterlassen  dann  gleich, 
wenn  eine  Rechtspflicht  zum  Tun  bestanden  hat  (das  sog.  Unterlassungs- 
delikt). Wer  einen  Ertrinkenden  nicht  rettet,  obwohl  er  es  zu  tun  ver- 
modite,  ist  für  den  Tod  nur  verantwortlich,  wenn  er,  etwa  als  Sdiwimm* 
lehrer,  zur  Rettung  rechlich  verpflichtet  war.  Der  in  der  deutschen 
Literatur  lebhaft  geffihrte  Streit,  ob  das  Unterfassen  fOr  den  &folg  kausal 
sei  oder  nicht,  ist  ohne  jede  praktische  Bedeutung,  wohl  auch  ohne  jeden 
wissenschaftlichen  Wert 

Das  Verbrechen  ist  ferner  rechtswidrige  Handlung,  d.  h.  es  enthält 
formell  die  Übertretung  einer  Rechtsnorm,  materiell  die  Verletzung  oder 
Gefährdung  änes  Rechtsgutes,  dessen  Träger  ein  dnzelner  oder  die 
staatliche  Gemeinschaft  selbst  sein  kann.  Durch  dasVoiliegen  bestimmter 
Voraussetzungen  wird  aber  die  sonst  g^ebene  Rechtswidrigkeit  aus- 
geschlossen; und  mit  ihr  entfallt  selbstverständlich  auch  die  Strafbarkeit 
der  Handlung.  Die  Fälle  des  Ausschlusses  der  Rechtswidrigkeit  sind  im 
Strafgesetzbuch  nur  zum  kleinsten  Teil  ausdrücklich  behandelt;  mehrfach 
fehlt  die  gesetzliche  Regelung  überhaupt  Nicht  rechtswidrig  ist  die  Not- 
wehr, d.  h.  die  Verteidigung  gegen  einen  gegenwärtigen  rechtswidrigen 
Angriff  durdh  Verietzung  des  Angrmfenden.  Nach  gettendmn  Redit  darf 
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auch  ein  geringfügiges  Vermögensobjekt  durch  die  Tötung  des  Angreifers 
vetteidigt  werden,  wenn  die  Verteidigung  nicht  auf  andere  Weise  gesch^en 
konnte.  Hat  der  Titer  die  Grrensen  der  erfordeilicfaen  Verteidigung^  aus  Furcht^ 
Bestürzung  oder  Schrecken  überschritten,  so  handelt  er  rechtswidrig  (ist  also 
ersatzpflichtig),  wird  aber  nicht  bestraft.  Die  Rechtswidrig-keit  wird  femer 
ausgeschlossen  durch  den  Notstand,  d.  h.  durch  einen  Zustand  gegenwärtiger 
Gefahr,  aus  dem  es  keine  andere  Rettung  g^bt,  als  die  Verletzung  eines 
unbeteiligten  Dritten.  Das  Strafgeseubuch  behandelt  bloß  den  Notstand 
für  Leib  und  Leboi  und  gestattet  die  Notstandshandlung  nur  zugunsten 
des  Haadehiden  selbst  oder  ebies  Angehörigen.  Das  Bürgerliche  Gesetz» 
buch  ist  darüber  hinausgegangen  und  hat  auch  die  Verteidigung  anderer 
Güter,  ohne  Einschränkung  der  Nothilfe,  zugelassen,  wenn  nur  der  zu- 
gefügte Schaden  geringer  ist  als  der  abg^ewendetc.  Für  alle  Fälle  des 
Notstandes  ist  es  aber  allerdings  bestritten,  ob  wirklich  die  Rechtswidrig- 
keit der  Rechtsverletzung  oder  bloß  ihre  Strafbarkeit  ausgeschlossen 
wird.  Die  Rechtswidrigkeit  wird  weiter  ausgeschlossen  in  allen  FSUen, 
in  denen  der  Handelnde  em  Redit  zur  Vornahme  der  Handlung  hatte;  wie 
bei  der  Festnahme  eines  steckbrieflich  Verfolgten;  bei  der  Ausübung  eines 
Züchtigungsrechtes;  bei  Vornahme  einer  durch  das  Gesetz  zugelassenen 
Hausdurchsuchung  usw.  Es  sei  endlich  auch  darauf  hingewiesen,  daß  die 
Vornahme  einer  ärztlichen  Operation,  falls  dabei  die  Regeln  der  ärztlichen 
Wissenschaft  und  Kunst  beachtet  worden  sind  (zu  diesen  Voraussetzungen 
wird  meist  auch  die  Ehiwilligung  des  Kranken  gdioren),  nicht  als  rechts- 
widrige KSrperrerletzui^  erscheint;  doch  hat  gerade  diese  Gruppe  von 
Fällen  eine  lebhafte,  inmier  noch  nicht  au^lragene,  Kontroverse  h«rvoi^ 
gerufen. 

Da.s  Verbrechen  ist  endlich  schuldhafte  rechtswidrige  Handlung, 
d.  h.  es  muß  die  zurechenbare  Handlung  eines  zurechnungsfähigen  Menschen 
sein.  Der  Begriff  der  Zurechnungsfahigkeit  bietet  der  Rechtsanwendung 
verhältnismäßig  geringe  Schwierigkeiten;  \a  der'Vtnssenschaft  ist  er  flberaus 
bestritten.  Während  die  einen  die  Zurechnungsiähigkeit  nur  auf  das 
Postulat  der  Willensfreiheit  stützen  Xtt  können  glauben,  erblicken  ^e 
anderen  in  ihr  nichts  weiter  als  die  normale  Motivierbarkeit,  also  die  inner- 
halb der  Grenzen  des  Normalen  sich  bewegende  Reaktion  auf  äußere  oder 
innere  Reize.  Die  Gesetzgebung  hat  sich  darauf  beschränkt,  die  Fälle 
hervorzuheben,  in  welchen  die  Zureclmungsfähigkeit  entfällt  DaUn  gehört 
zunächst  die  Geisteskrankheit,  soweit  durch  sie  die  „freie WUlensbetätigung«, 
d.h.  die  normale  Reaktion,  au^sdilossen  wurd.  Passdbe  gilt  von  den 
Störungen  des  Bewußtseins.  Unbedingt  nicht  zurechnungsfähig  ist  femer 
das  Kind  bis  zum  vollendeten  12.  Lebensjahr.  In  der  Altersperiode  vom 
12.  bis  zum  vollendeten  18.  Lebensjahr  muß  bei  jedem  ein/einen  Delikt 
geprüft  werden,  ob  der  Täter  die  zur  Erkenntnis  der  Strafbarkeit  seines 
Tuns  erforderliche  Einsicht  gehabt  hat  oder  nicht  Im  ersten  Fall  tritt 
Verurteilung  mit  Strafinüderung,  im  zweiten  Frdsprechung  ein.  Doch 
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kann  sowohl  dem  Kind  als  auch  dem  fireigesprocheaen  Jugendlichen  gegeo- 
flber  die  Fürsorgeerziehung  eingeleitet  werden.  Auch  bei  dem  Taub- 
stummen wird  die  erforderliche  Einsicht  in  jedem  einzelnen  Falle  besonders 
geprüft;  ihr  Mangel  hat  Frei  sprechung ,  ihr  Vorliegen  Verurteilung,  aber 
ohne  StrafmihJerung-,  zur  Folge. 

Die  Handlung  des  Zurechnungsfähigen  wird  ihm  aber  nur  dann  zu- 
gerechnet, wenn  er  schuldhaft,  d.h.  vorsStdtch  oder  fahrlässig  gehandelt 
hat  Der  Vorsatz  besteht  in  der  Kenntnis  der  samtlichen  Tatbestands 
merkmale  und  damit  in  der  Voraussicht  des  Erfolges;  die  Fahrlässigkeit 
in  der  vermeidbaren  Unkenntnis  dieser  Momente.  Vorsatz  ist  das  „Kennen", 
Fahrlässigkeit  das  „Kennenmüssen"  der  Willensbetätigung  mit  Emschluß 
ihres  Erfolges.  Doch  verlangt  eine  weitverbreitete  Ansicht  zum  Begriff 
des  Vorsatzes  außer  dem  „Kennen"  oder  „Wissen"  auch  das  „Wollen"  des 
Erfolges  (WUlenstheorie  im  Gegensatz  zur  Vorstellungstheorie).  Irrtum  Aber 
ein  Tatbestandsmexkmal  scUiefit  daher  stets  den  Vorsatz,  unverschuldeter 
Irrtum  auch  die  Fahrlässigkeit  aus.  Ob  auch  das  Bewußtsein  der  Rechts- 
widrigkeit zu  den  Merkmalen  des  VorsatzbegriflFes  gehört,  ist  sehr  be- 
stritten; die  überwiegende  Meinung  verneint  die  Frage.  Von  Eventualvorsatz 
spricht  man,  wenn  der  Täter  den  Erfolg  als  möglich  vorausgesehen  und 
für  den  Fall  seines  Eintrittes  mit  in  Kauf  genommen  hat.  Beispiel:  der 
Händler  verkauft  die  ungerdnigten  Klmder  eines  an  Cholera  Gestorbenen, 
da  es  ihm  nur  um  den  Grewinn  zu  tun  und  die  Ansteckung  des  Käufers 
gleichgültig  ist 

Jede  schuldhafte,  rechtswidrige  Handlung  ist  an  sich  straffähig; 
aber  nicht  jede  wird  durch  das  jeweils  geltende  Recht  für  strafbar  er- 
klärt Nur  wo  die  Unrechtsfolge  des  privatrechtlichen  Delikts,  die  Ersatz- 
pflicbt,  versagt  oder  nicht  ausreicht,  sieht  sich  der  Gesetzgeber  veranlaßt, 
zur  Strafdrohung  zu  greifen.  Das  kriminelle  Unrecht  ist  daher  vom  privat- 
rechtfichen  Delikt  mcht  qualitativ,  sondern  nur  quanütativ  verschieden. 
Mehrfach  macht  der  Gesetzgeber  den  Eintritt  der  Straftaniction  aber  noch 
abhängig  von  dem  Vorliegen  einer  besonderen  Voraussetzung,  die  mit  dem 
Tatbestand  des  Verbrechens  an  sich  nichts  zu  tun  hat;  so  sind  hoch- 
verräterische Handlungen  gegen  befreundete  Staaten,  Beleidigungen 
eines  aufierdeutschen  Landesherm  nur  dann  strafbar,  wenn  durch  das 
ausländische  Recht  die  „Gegenseitigkeit  veri>ürgt<*  wird. 
KncbeiBaaf».  b)  Erschoinungsformen  des  Verbrechens,  auf  welche  die  heutige 
"TnniiHiur**  Gese  t/iT'  bung-  der  Kulturstaaten  übereinstimmend  Rücksicht  nimmt,  sind 
Vollendung  und  Versuch,  Täterschaft  und  Teilnahme,  Einheit  und  Mehr- 
heit des  Verbrechens.  Auch  andere  Modalitäten  der  Begehung  können 
nach  einzelnen  Richtungen  hin  von  Bedeutung  werden;  so  sind  nach  dem 
Recht  der  sQddeutsdien  Staaten  die  durch  die  Presse  begangenen  Delikte 
vor  die  Schwuzgeridite  verwiesen. 

Nicht  bloA  das  vollendete,  stmdeni  schon  das  versuchte  Verbrechen 
ist  in  allen  schwereren  Flllen  strafbar.  Dagegen  bleiben  die  V<Hrbereitangs- 
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handlungen  ^rwerb  des  Giftes)  straflos;  dar  strafbare  Versadi  beginnt 

erst  mit  dem  „Anfang^  der  Ausführung"  (mit  dem  Beibringen  des  Giftes). 
Über  den  tieferen  Grund  für  die  Strafbarkeit  des  Versuchs  j^-ehen  die  An- 
sichten weit  auseinander;  nach  den  einen  soll  die  Betätigung  des  ver- 
brecherischen Willens,  nach  den  anderen  die  objektive  Gefährlichkeit  der 
Tat,  also  die  Möglichkeit  des  Erfolgseintrittes,  maßgebend  sein.  Diese 
gnindsStdich  verschiedene  Aui&ssung  äußert  dch  vor  allem  in  der  Be- 
urteilung' des  untaugUchen  Versuchs.  Beispiel:  der  Tater  beabsichtigt  einen 
Giftmord;  er  verwendet  aus  Versehen  statt  des  Giftes  ein  harmloses  Pulver 
oder  er  wendet  eine  wirkungslose  Dosis  an,  von  der  er  irrtümlich  tödliche 
Wirkung  voraussetzt.  Die  meisten  Gesetzbücher,  unter  diesen  auch  das 
deutsche,  erwähnen  diesen  Fall  nicht  ausdrücklich.  Das  deutsche  Reichs- 
gericht hat  alle  Fälle  des  untauglichen  Versuchs,  soweit  nicht  etwa  aber- 
gläubische Wnuü  angewendet  worden  shid,  für  strafbar  erklärt;  die  Übei^ 
wi^ende  Ansicht  in  der  litnratur  hüt  ätana.  fest,  daft  hti  objektiv  er- 
kennbarer Unmöglichkeit  des  Erfolgseintrittes  (übergroße  Entfernung  beim 
Versuch  des  Erschicßons)  kein  strafbarer  Versuch  vorlieg-e.  Während  nach 
AufTassung^  des  französischen  Rechtes  der  Versuch  ebenso  schwer  gestraft 
wird  wie  das  vollendete  Verbrechen,  verlangt  das  deutsche  Strafgesetzbuch 
Strafinilderung  fUr  den  Versudi;  so  tritt  htA  versuchtem  Mord  an  Strile 
der  Todesstrafe  eine  Zuchüiausstrafe  von  3  bis  15  Jahren.  Hat  der  Täter 
die  Beendigung  der  Ausfuhrungshandlung  au^egeben  oder  nach  ihrer 
Beendigung  (etwa  durch  Geben  von  Gegengift)  den  Erfolg  abgewendet^ 
so  sichert  er  sich  damit  die  Straflosigkeit. 

Neben  der  Begehung  der  Straftat  durch  einen  Täter  berücksichtigt 
das  Gesetz  auch  die  Beteiligung  mehrerer  Personen  an  demselben  Delikt, 
es  stellt  also  der  Tätersdiaft  die  Teilnahme  gegenüber.  Arten  dar  Tdl- 
nahme  nnd  Anstiftung  und  Beihilfe;  nicht  die  Begfinstiguxig,  die  vielmehr 
als  ein  besonderes  Delikt  erschemt  Die  Anstiftung  besteht  in  der  vor- 
sätzlichen Hervorrufung  des  TatentschlttSSes  in  einem  anderen;  der  An- 
stifter fallt  unter  denselben  Strafrahmen  wie  der  Täter  selbst.  Die  Bei- 
hilfe besteht  in  der  Unterstützung  der  Tat  eines  anderen;  der  Strafrahmen 
für  den  Gehilfen  wird  in  derselben  Weise  gemildert,  wie  der  Strafrahmen 
bei  dem  Versudi.  Von  mehreren  Mittätern  wird  jeder  als  Täter  bestraft 
"Wird  die  Strafbarkeit  der  Tat  nach  den  personlichen  Eigenschaften  oder 
Verhältnissen  des  Täters  abgestuft,  so  gilt  diese  Schärfung  oder  Milderung 
nur  für  denjenigen  Beteiligten,  bei  dem  jene  persönlichen  Voraussetzungen 
zutreffen,  dann  aber  ohne  Rücksicht  auf  die  Art  seiner  Beteiligung.  So  wird 
die  unehelich  Gebärende  stets  nach  den  milderen  Strafbestimmungen  über 
Kindestötung  bestraft,  mag  sie  Täterin  oder  Anstifterin  oder  Gehilfin  sein; 
während  der  Vater  des  Kindes»  auch  wenn  er  ^e  unehdidie  BCutter  sur  Tötung 
angestiftet  oder  ihr  dabei  geholfen  hat,  immer  w^en  gemeiner  Tötung  haftet 

Große  Schwierigkeiten  bereitet  der  Wissenschaft  wie  der  Recht- 
sprediung  das  Zusammentreffen  mehrerer  strafbarer  Handlungen. 
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Man  pflegt  hier  Ideal-  und  Realkonkurrenz  za  unterscheiden.  Ideal» 

konkurrenz  liegt  vor,  wenn  ein  und  dieselbe  Handlung  mehrere  Gresetze 
verletzt;  Beispiel:  Notzucht  an  der  verheirateten  Tochter.  Hier  findet  nur 
ein  Gesetz  Anwendung-,  nämlich  dasjenige,  welches  die  schwerste  Strafe 
androht  Realkonkurrenz  dagegen  liegt  vor,  wenn  durch  mehrere  selb- 
ständige Handlungen  dasselbe  Verbrechen  mehrmals  oder  aber  verschiedene 
Verbrechen  begangen  werden.  Ifier  findet  im  allgemeinen  einfoche  Zu- 
sammenrechnung  der  verwirkten  Einzelatrafen  (etwa  der  mehreren  Geld- 
strafen) oder  aber,  bei  Zusammentreffen  mehrerer  zeitiger  Freiheitsstrafen, 
eine  sog.  Gesamtstrafe  Anwendung,  die  in  einer  Erhöhung  der  schwersten 
unter  den  verwirkten  Einzelstrafen  besteht,  so  daß  deren  Gesamtsumme 
nicht  erreicht  werden  darf. 
Der  Tatb«Mad  2.  Die  einzelnen  strafbaren  Handlungen,  a)  Bei  der  Bildung 
vLrbi^bT^  der  Tatbestände,  durch  welche  die  Begrifbbeatimmung  der  verschiedenen 
strafbaren  Handlungen  gegeben  wird,  hat  der  Gesetzgeber  zwei  Gesichts- 
punkte fest  im  Auge  zu  halten.  Er  muß  sich  zunächst  fragen,  welche 
Interessen  er  durch  seine  Strafdrohungen  überhaupt  schützen  will.  So 
entsteht  der  Katalog  derjenigen  Lebensgüter,  sei  es  der  Gesamtheit  (die 
Integrität  der  Verfassung,  das  friedliche  Zusammenleben  der  verschiedenen 
Gesellschaftsklassen  usw.),  sei  es  des  einzelnen  ^^ben,  Freiheit,  Ehre  usw.), 
die  ihm  des  Strafed&utzes  würdig  und  bedürftig  erscheinen.  Zweitens  aber 
hat  der  Gesetzgeber  sich  darüber  klar  zu  werden,  gegen  welche  An- 
griffe er  diese  Güter  schützen  will.  Vielleicht  schützt  tr  das  Gut  gegen 
jede  wie  immer  geartete  Verletzung  (also  das  Leben  gegen  jede  Tötung, 
die  Freiheit  gegen  jede  Nötigung).  Vielleicht  schützt  er  es  strafrechtlich 
nur  gegen  bestimmt  geartete  Verletzungen  oder  er  stuft  seine  Straf- 
drohungen je  nach  der  Verschiedenheit  der  Verletzung  ab;  so  wird  das 
Eigentum  an  beweglichen  Sachen  geschützt  gegen  rechtswidrige  Aneignung 
(Diebstahl»  Untersdilagung,  Raub),  das  Eigentum  an  beweglichen  wie  an 
unbeweglichen  Sachen  gegen  Beschädigung  oder  Zerstörung  der  Sach- 
substanz; dagegen  nur  ganz  ausnahmsweise  (bei  öffentlichen  Pfandleihem) 
gegen  rechtswidrigen  Gebrauch,  so  daß  es  straflos  bleibt,  wenn  das  Dienst- 
mädchen in  der  Abwesenheit  der  Herrin  deren  Kleider  trägt  Viel- 
leicht —  ab«'  das  sind  nur  Ausnahmefälle  —  erstreckt  der  Gesetzgeber 
sdnen  Stra£idmtz  auch  auf  blofte  Grefährdung;  so  ist  der  Zweikampf  straf- 
bar, auch  weim  er  zu  einer  Körperverletzung  überhaupt  nidit  gefEUurt  hat 
Überall  dort,  wo  der  Gesetzgeber  sich  über  diese  beiden  Fragen  nicht  klar 
geworden  ist  (etwa  bei  derBestrafuntr  (Ifs  unlauteren  Wettbewerbs),  entstehen 
nicht  bloß  für  die  wissenschaftliche  Auffassung,  sondern  auch  für  die  prak- 
tische Handhabung  des  VerbrechensbegrifFes  Schwierigkeiten  und  ZweifeL 
Ldder  tkoA  diese  Fälle  in  allai  modernen  Strafgesetzbfidiem  fiberaus  häufig. 
""ite^^L*"  1>)  firanzöstsche  Code  p^nal  hatte  die  sämtlichen  strafbaren  Hand- 
"vefbr^dbL'"  nach  der  Schwere  der  auf  ne  gesetzten  Strafe  in  crimes,  d^ts  und 

Versehen,  üwr-  oontTaveutions  eingeteilt  Diese  DreiteOung,  gegra  die  sich  mandie  grund* 
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sitelichen  Bedenken  geltend  madben  lieflen,  liatte  fflr  die  franzSsiache  Geseto- 
gebung  den  groB«i  praktischen  Vorteil,  daB  sie  einen  einfiM^hen  Aufbau  der 
Gerichtsver&ssung  (s.  unten  S.  225)  und  damit  der  gesamten  Gestaltung  des 
Strafprozesses  ermöglichte.  Das  Reichsstrafgesetzbuch  hat,  dem  Preußischen 

folgend,  auch  die  Dreiteilimg"  aus  dem  franzosischen  Recht  übernommen, 
obwohl  man  sich  längst  darüber  klar  war,  daß  sie  die  Grundlage  für  die 
Gerichtsverfassung  bei  uns  nicht  abgeben  könne,  daü  vielmehr  den  Schwur- 
gerichten nicht  allei  sondern  nur  die  sdiwersten  Veibrechen  und  daA  den 
SchSifengerichten  nicht  nur  die  Übertretungen,  sondern  auch  die  Imcfateren 
Veigehen  übertragen  werden  müfiten.  Verbrechen  heißen  nach  deutschem 
Recht  alle  Handlungen,  die  mit  dem  Tode,  mit  Zuchthaus  oder  mit  Festtmgs- 
haft  von  mehr  als  fünf  Jahren  bedroht  sind;  Vergehen  die  Handlungen, 
die  mit  Festungsliaft  bis  zu  fünf  Jahren,  mit  Gefängnis  oder  mit  Geldstrafe 
von  mehr  als  150  Mark  bedroht  sind;  Übertretungen  endlich  alle  mit  Haft 
oder  mit  Gddstrafe  bis  zu  150  Mark  bedrohten  Handlungea  Maßgebend 
ist  fOr  die  Unterscheidung  die  angedrohte,  nidit  die  erkannte  Strafe;  bei 
alternativer  Strafdrohung  („Zuchthaus  oder  Gefängnis")  die  schwerste  der 
ang^edrohten  Strafen.  Die  Unterscheidung  wird  nach  verschiedenen  Rich- 
ttmgen  hin  von  Bedeutung.  So  ist  der  Versuch  eines  Verbrechens  immer, 
der  eines  Vergehens  nur  in  den  besonders  hervorgehobenen  Fällen,  der  einer 
Übertretung  niemals  strafbar;  Beihilfe  zu  Übertretungen  bleibt  straflos  usw. 
Wenn  in  den  Strafdrohungen  der  sog.  Nebengesetze  neben  Haft  alternativ 
ehie  Geldstrafe  von  mehr  als  150  Mark  angedroht  wird,  was  häufig  genug 
vorkommt,  so  ist  die  Handlung  zum  Vergehen  gestempelt  und  damit  die  Straf- 
barkeit der  Beihilfe  ohne  weiteres  gegeben.  Die  schlimmste  Folge  der  Drei- 
teilung aber  besteht  darin,  daß  durch  sie  jeder  Unterschied  zwischen  den 
leichteren  Fällen  des  kriminellen  Unrechts  und  dem  polizeilichen  Delikt  völlig 
verwischt  wird.  Auf  die  Entwendung  von  Nahrungs-  und  Genußmitteln  findet 
dasselbe  Strafensystem  Anwmidung  wie  auf  die  Niditbefolgung  der  gering- 
fügigsten lokalpolizeilichen  Vorschrift:  die  Geldstrafe  wird  in  dem  einen 
wie  dem  anderen  Fall,  wenn  sie  uneinbringlich  ist,  in  Haftstrafe  umgewandelt. 
Und  auch  das  Strafverfahren  kennt  keinen  Unterschied  zwischen  Polizei- 
Übertretung  und  strafbarem  Eingriff  in  fremde  Rechte.  Daß  mit  dieser 
Gleichwertung  von  innerlich  durchaus  verschiedenen  Handlungen  das 
Rechtsbewufitsein  des  Volkes  in  gefahrlichster  Weise  erschüttert  werden 
muft,  wird  heute  von  allen  Seiten  zugegeben. 

c)  Um  wissenschaftliches  System  der  strafbarra  Handlungen  muA  sich  n»  -"^yxeni 
aufbauen  auf  der  Unterscheidung  der  Rechtsgüter  (s.  oben  S.  208),  die  durch, 
die  strafbare  Handlung  \'erletzt  oder  gefährdet  werden.  Das  System  eines 
Strafgesetzbuches  wird  den  Erwägxingen  praktischer  Zweckmäßigkeit  Rech- 
nung tragen  dürfen  und  müssen.  Es  empfiehlt  sich,  an  dieser  Stelle  der  Legal- 
ordnung zu  folgen,  schon  aus  dem  Grunde,  weil  nur  so  der  Bestand  der  im 
Stra^esetzbttch  verrinigten  TatbestSnde  von  den  im  Lauf  der  Jahrzdmte  hin- 
zugekommenen Strafdrohungen  der  Sondergesetzgebung  rieh  deutlich  abhebt 
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Der  besondere  Teil  des  Reichsstrafgesetzbuches  zerfallt  in  29  Abschnitte. 
Voo  diesen  kamt  der  letzte,  der  im  AnschliiB  an  das  PreuBische  Stra%esets- 
bnch  wm  1851  gewisse  Übertretungen  ohne  jeden  inneren  Grund  zu  racha- 

rechtlich  bedrohten  Handlungen  stempelt,  beiseite  gelassen  werden.  Die 
übrigen  28  Abschnitte  können,  im  Anschluß  an  die  Gepflogenheiten  der 
Reichskriminalstatistik,  in  vier  Hauptmassen  zerlegt  werden. 

Die  erste  Gruppe  umfaßt  die  Delikte  „gegen  Staat,  Religion  und 
öffentliche  Ordnung"  (Abschnitt  i  bis  11).  An  der  Spitze  stehen  Hochverrat 
und  Landesverrat  Es  folgen  die  Majestitsbeleidigung  (wortfiche  oder  tät- 
liche Beleidigung  des  Kaisers,  des  Landesherm,  des  Regenten  oder  eines 
Mitgliedes  des  landesherrlichen  Hauses),  die  Delikte  gegen  befreundete 
Staaten,  die  A^erletzung  der  staatsbürgerlichen  Rechte,  der  Widerstand 
gegen  die  Staatsgewalt  und  die  Befreiung  von  Gefangenen.  In  einem 
weiteren  umfassenden  Abschnitt,  dessen  Überschrift  „Delikte  gegen  die 
öffentliche  Ordnimg"  den  Inhalt  nur  sehr  ungenau  bezeichnet,  finden  wir 
den  Haxa-  und  den  Landfiiedensbruch,  die  Störungen  des  öffeutlichen 
Friedens,  AnmaBung  und  Mifiachtung  der  Amt^walt,  die  Verletzui^  der 
Wehrpflicht  u.  a.  Daran  schließen  sich  die  MQnzdelikte,  der  Meineid  und 
verwandte  Delikte  und  die  falsche  Anschuldigung;  Gotteslästerung,  Be- 
leidigung der  kirchlichen  Korporationen,  Störung  des  (xottesdienstes,  Be- 
einträchtigung der  Kultusfreiheit,  Störung  des  Gräberfriedens  sind  im  elften 
und  letzten  Abschnitt  unter  Strafe  gestellt 

Die  zweite  Gruppe  (Abschnitt  12  bis  18)  enthält  die  Delikte  „gegen 
die  Person  *<.  Ifieriier  gehdren  zun&dist  die  VeHUiderung  und  Unterdrückung 
des  Personenstandes,  sowie  der  Ehebetrug.  Dann  folgen  die  vielgestaltigen 
Sittlirhkeitsdelikte:  mehrfache  Ehe  und  Ehebruch,  Blutschande,  Mißbrauch 
eines  Autoritätsverliältnissos  zu  unsittlichen  Zwecken,  Päderastie  und  Sodo- 
miterei,  gewaltsame,  an  Bewußtlosen  oder  an  Kindern  vorgenommene  un- 
zuditige  Handlungen  mit  Einsdiluß  der  Notzucht,  die  Erschleichung  des 
Beischlafe  durch  Täuschung-,  Ki^pelei  und  Zuhälterei,  die  VerfShrung  «nes 
unbescholtenen  noch  nicht  sechzehnjährigen  Madchens,  Erregung  eines 
Ärgernisses  durch  öffentlich  vorgenommene  luizflchtige  Handlungen,  Ver- 
breitung unzüchtiger  Schriften,  entgeltliche  Überlassung  von  Schriften, 
„welche,  ohne  unzüchtig  zu  sein,  das  Schamgefühl  gröblich  verletzen",  an 
Personen  unter  sechzehn  Jahren.  Zwei  weitere  Abschnitte  bedrohen  die 
Arten  der  Beeidigung:  die  einfiiche  Verbal-  und  Realinjurie,  die  fible 
Nachrede  und  die  Verieumdung  (mit  EinsdiluB  der  Kreditg^ahrdung), 
sowie  den  Zweikampf.  Daran  scfaliefi«!  sich  die  Delikte  gegen  das  Leben: 
der  Mord  als  die  mit  Überlegung  ausgeführte  vorsätzliche  Tötung  sowie, 
mit  vielfacher  Abstufung  der  Strafen,  der  Totschlag;  wesentlich  milder  be- 
straft, die  Tötung  auf  Verlangen  des  Getöteten  und  die  Kindestötung; 
Abtreibung  und  Aussetzung  und  endlich  die  fahrlässige  Tötung.  Innerhalb 
der  KSiperverietzung  unterscheidet  das  Gesetz  die  vorsätzliche  und  die 
fohriisMge  KSrperverletcung;  innerhalb  der  ersten  weiter  die  leichte,  die 
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gfcfahrliche,  die  schwere  und  endlich  die  Körperverletzung'  mit  tödlichem 
Ausgang;  auch  der  Raufhandel  und  die  Vergiftung  sind  hier  eingegliedert 
Den  AbscUttfi  bilden  die  Delikte  inder  die  persönliche  Fr^eh:  Mensdien- 
und  Kindesnuib,  Entfähnin|r,  Freiheitsberaubimg,  Nötigung  und  Bedrohung. 

Die  dritte  Gruppe  wd  durch  die  Delikte  gegen  das  Vermögen 
(Abschnitte  19  bis  27)  gebildet  An  der  Spitze  stehen  Diebstahl  und  Unter- 
schlag-ung.  Es  folpcn  Raub  und  Erpressung-,  Begünstig^ung  und  Hehlerei, 
Betrug  und  Untreue,  Urkundenfälschung  und  verwandte  Delikte.  Der  24.  Ab- 
schnitt, der  jetzt  durch  die  Strafbestimmungen  der  Konkursordnung  vom 
17.  Mai  1898  ersetit  ist,  behandrtt  den  ein&chen  und  betrügerischen 
Bankerott  und  Tersdiiedene  anschlieBende  Tatbestände.  In  buntem  Gre- 
menge  faßt  der  25.  Abschnitt  unter  der  Oberschrift  „strafbarer  Eigennutz 
und  Verletzung  fremder  Geheimnisse"  u.  a.  zusammen:  das  Glücksspiel,  das 
unbefugte  Jagen  und  Fischen,  die  Eröffnung  von  verschlossenen  Briefen 
oder  anderen  Urkunden,  die  Offenbarung  von  fremden  Privatgeheimnissen 
durch  Ärzte,  Rechtsanwälte  und  gewisse  andere  Personen,  die  Ausbeutung 
von  MinderjShr^fen  und  den  Wudier.  An  die  Sachbeschädigung  schlieBen 
Mch  im  27.  Abschnitt  die  gemdngefähdidien  Delikte:  Brandstiftung  und 
Überschwemmung,  Störung  des  ^enbahn-  und  Telegraphenbetriebes,  Ge- 
fährdung der  Schiffahrt,  Vergiftung  von  Brunnen  und  anderen  zum  öffent- 
lichen Gebrauch  bestimmten  Gegenständen,  die  Übertretung  der  Anord-  • 
nungen  bei  ansteckenden  Krankheiten  oder  Viehseuchen,  die  Nichterfüllung 
▼on  Lieferungsverträgen,  die  mit  einer  Behörde  über  Heeresbedürfiiine 
fu  Kriegszeiten  oder  über  Lebensmittel  zu  Zeiten  eines  Notstandes  ge> 
scfaloss«!  wtmlen  rind,  und  endlich  die  Verietzung  dw  Regeln  der  Banlnmst 

Die  vierte  und  letzte  Gruppe  enthält  in  einem  einzigen  (dem  28.) 
Abschnitt  die  Delikte  im  Amt;  eine  Gruppe,  die  in  reicher  Ausgestaltung 
die  verschiedenen  möglichen  Fälle  unter  Strafe  stellt,  aber  in  den  Zahlen- 
reihen unserer  Reichsstatistik  glücklicherweise  eine  sehr  unbedeutende 
Rolle  spielt 

d)  Die  370  Paragraphen  unseres  Reichsstrafgesetzbuches  bilden  aber  n»  mninek^ 
nur  die  kleinere  Hälfte  der  vom  Reich  erlassenen  Strafdrohungen.   Ganz  "^„"l^ 

abgesehen  von  dem  Militärstrafgesetzbuch  vom  20.  Juni  1872,  sind  in  etwa 
anderthalb  Hundert  Reichsgesrtzen  Strafdrohungen  von  sehr  verschiedener 
praktischer  Bedeutung  enthalten,  die  von  den  einfachsten  Ordnungsstrafen  bis 
zur  Todesstrafe  fortschreiten.  Wir  finden  unter  ihnen  das  Preßgesetz  (1874), 
die  Gewerbeordnung,  die  ZoUp  und  Steuer-,  Bank-  und  Börsengesetze^  die 
Gesetze  fiber  cUe  Urheber-  und  Erfinderrechfee,  das  Nahruogsmittelgesetz 
(1879),  die  Arbeiterverridierungsgesetze  seit  1883,  das  Sprengstoffgesetz 
(1884),  die  Gesetze  gegen  den  Verrat  militärischer  Geheimnisse  (i8g3\ 
gegen  Sklavenraub  und  Sklavenhandel  (1895),  gegen  den  unlauteren  Wett- 
bewerb (1896),  gegen  die  Entziehung  elektrischer  Kraft  (1900),  das  Handels- 
gesetzbuch, die  Seemannsordnung  und  zahlreiche  andere  größere  oder 
kleinere  Gesetze.  Fast  jedes  von  ihnen  könnte  als  Bewds  filr  die  nidit 
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mehr  m  bestreitende  Tatsache  verwertet  werdeo,  daA  unserer  Stni%eseCs- 

gebung  die  legislative  Technik  mehr  und  mehr  abhanden  gekommen  ist. 
Jeder  innere  Zusammenhang  zwischen  den  allgemeinen  Grnindsätzen  des 
Strafgesetzbuches   und  den   Sonderbestimmungen   dieser  strafrechtlichen 
Nebengesetze  fehlt,  überall  wird  das  Gleichmaß  der  Strafdrohungen  ver- 
letzt   Wissenschaft  und  Rechtsprechung  stehen  ratlos  vor  diesem  jahraus 
jahrein  anschwellenden  Wust  von  neuen  deliktisdten  Tatbeständen. 
DM  8M«M-       3.  Die  Strafe,  a)  Die  StrafiooitteL  Das  Strafgesetzbuch  kennt  Haupt- 
ü'^^  und  Nebenstrafen.    Zu  den  Hauptstrafen  gehören  Todesstrafe,  Freiheits- 
gwuiiiitbih  strafe,  Geldstrafe  und  der  Verweis,  der  aber  nur  Jugendlichen  gegenflber 
bei  leichteren  Straftaten  zur  Anwendung  gelangt. 

Die  Todesstrafe  ist  durch  Enthaupten,  nach  dem  Militärstrafgesetzbuch 
durch  Erschießen  zu  vollstrecken;  in  den  deutschen  Schutzgebieten  kann 
durch  kaiserliche  Verordnung  eine  andere,  eine  Sch&rfung  nicht  enthaltende 
Art  der  Todesstrafe  eingeführt  werden  (so  das  Erhingen).  I^e  Art,  in 
welcher  die  Enthauptung^  stattzufinden  hat,  wird  durch  die  Landesgesetze 
bestimmt;  in  den  alten  preußischen  Provinzen  erfolgt  sie  durch  das  Beil, 
in  der  Rheinprovinz  und  in  anderen  deutschen  Staaten  durch  das  Fallbeil. 
Nach  den  Bestimmungen  der  Strafprozeßordnung  ist  die  Todesstrafe  inner- 
halb der  geschlossenen  Gefangnismauem  in  Gegenwart  von  Beurkundungs- 
personen SU  vollstrecken. 

Die  Todesstrafe  ist  angedroht  (abgesehen  von  den  Fillen  des  Kriegs- 
rechtes) I.  bei  Mord;  2.  bei  Mordversuch  gegen  den  Kuser,  den  eigenen 
Landesherm  des  Täters  und  den  Landesherm  des  Aufenthaltsstaates;  3.  bei 
vorsätzlicher  Gefährdung  des  Lebens,  der  Gesundheit  oder  des  Eigentums 
eines  anderen  durch  Anwendung  von  Sprengstoffen,  wenn  durch  die 
Handlung  der  Tod  eines  Menschen  herbeigeführt  worden  ist  und  der  Täter 
einen  solchen  Erfolg  hat  voraussehen  können;  4.  gegen  die  Veranstalter 
und  Anffihrer  eines  zum  Zwedk  des  Sklavenraubes  untemommenen  Streif- 
zuges, wenn  durch  diesen  der  Tod  euier  der  Personen,  gegen  welche  der 
Streifzup:  untomommen  war,  verursacht  worden  ist. 

Als  Freiheitsstrafen  unterscheidet  das  Gesetz  Zuchthaus,  Gefängnis» 
Festungshaft  und  Haft  Die  Festungshaft  ist  als  nicht  entehrende  Strafe 
vor  allem  bei  politischen  Delikten  (auch  bei  Majest&tsbeleidiguog)  und  bei 
Zweikampf  angedroht;  sie  best^  in  efaifecher  Freih^tsentziehung;  Auch 
mit  der  Haft  ist  Arbeitsswang  regelmUig  nidit  vorbunden,  soweit  sie 
nidit  als  „qualifizierte**  Haft  gegen  Bettler,  Landstreicher,  Dirnen  und 
ähnliche  Personen  zur  Anwendung  kommt.  Zuchthaus  und  Gefängnisstrafe 
charakterisieren  sich  dadurch,  daß  bei  ihnen  mit  der  Freiheitsentziehung 
der  Arbeitszwang  verbunden  ist;  im  Strafvollzug  ist  der  Unterschied  zwischen 
diesen  beiden  Arten  der  Freiheitsstrafe  so  gut  wie  völlig  verschwunden. 

Die  Gddstrafe  steigt  von  einer  Mark  (bei  Übertretungen)  bis  zu 
100000  Ifark  (im  Sklavenraubgesetz);  die  unrnnbringliche  Greldstnfe  wird 
in  Freiheitsstrafe  umgewandelt 
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Zu  den  Nebenstrafen  grehören:  die  vollständige  oder  teilweise  Ab- 
erkennung der  bürgerlichen  Ehrenrechte,  die  Stdlung  unter  PoUzeiauMch^ 
die  Anhaltung  im  Arbettahaus  (sog.  korrdctiondle  Nachhaft)  und  die  Aus- 
weisung ans  dem  Bundesgebiet»  die  aber  nur  Auslindem  g^^genüber  su- 

lässig  ist 

b)  Die  Strafdrohungen  der  Reichsgesetzgebung  sind,  von  ganz  ver- 
einzelten Ausnahmen  abgesehen  (so  bei  Todesstrafe),  als  Strafrahmen  ^*^s,^ 
gestaltet;  d.  h.  der  Gesetzgeber  bestimmt  dem  Richter  nur  das  Mindest-  rahmeiu. 
und  das  HSchstmaft  der  anzuwendenden  Sttafttrt  (etwa  Greflhignis  von  ehiem 

Tag  bis  2U  drei  Jahren;  oder  Zuchtiiaus  von  drei  bis  aa  sdm  Jahren),  so 
daß  die  Strafe  für  den  konkreten  Fall  innerhalb  dieses  Spielraumes  aus- 
geworfen werden  muß.  Meist  werden  dem  Richter  sogar  zwei,  drei  oder 
vier  Strafarten,  jede  mit  einem  Spielraum  zwischen  dem  Höchst-  und  dem 
Alindestmaß,  zur  Verfügung  gestellt.  Über  die  Strafzumessung  selbst  ent- 
hält sich  der  Gesetzgeber  jeder  Angabe;  als  allgemeine  Regel  wird  man 
festhalten  können,  daft  im  ^oe  unseres  geltenden  Rechtes  die  Strafe 
nach  der  objektiven  Schwere  des  angerichteten  Scliadens  und  nach  der 
Intensität  der  verbrecherischen  Schuld  bemessen  werden  soll.  Mildere 
Strafrahmen  schreibt  der  Gesetzgeber  vor  für  Jugendliche,  bei  Versuch 
(gegenüber  der  Vollendung)  und  bei  Beihilfe  (tTogenüber  der  Täterschaft). 
Strafschärfung  ist  nur  bei  einzelnen  Delikten  vorgesehen;  auch  der  wieder- 
holte Rückfall  bildet  keinen  aligemeinen  Schärf ungsgrund. 

c)  Die  durch  die  Tat  verwirkte  Strafe  kann  ansnahmswetse  durdt  a»,.*..^^^ 
^iter  eintretende  Umstände  wieder  aufgehoben  werden.  Zu  den  Straf- 
aufhebungsgründen  gehört  die  Begnadigung,  die  aber  reichsrechtlirh  nur 
insoweit  geregelt  ist,  als  sie  dem  Kaiser  für  gewisse  Fälle  (bei  Urteilen 

des  Reichsü;orichts  in  erster  Instanz,  der  Konsulargerichte  und  der  Ge- 
richte in  den  Schutzgebieten)  vorbehalten  bleibt.  Die  „tätige  Reue"  ist 
zwar  bei  dem  Versuch  allgemein  als  Strafaufhebung.sgrund  zugelassen 
(s.  oben  S.  207);  dem  vollendeten  Delikt  gegenüber  hat  de  diese  Wiikung 
nur  ausnahmswrise,  so  als  Widerruf  der  fahilSssig  felschen  Aussage,  als 
Abstehen  von  dem  bereits  vereinbarten  Zweikampf,  als  Loschen  des  Brandes, 
solange  noch  kein  weiterer  Schaden  entstanden  ist.  Eingehender  regelt 
das  Strafgesetzbuch  die  Verjährung.  Es  kennt  sif  in  zweifacher  Gestalt: 
als  Verfolgungsverjährung,  solange  ein  rechtskräftiges  Urteil  noch  nicht 
ergangen  ist,  und  als  Vollstreckungs Verjährung  gegenüber  dem  rechtskräftig 
erkannten,  aber  noch  nicht  vollstreckten  Urteil  Die  Dauer  der  Veijährungs- 
frist  ist  abgestuft  je  nach  der  Höhe  der  im  Gesetz  ai^edrohten  oder  der 
im  Urteil  ausgespfodienen  Strafe.  Der  Lauf  der  Frist  wird  durch  Ver- 
folgungshandlungen unterbrochen;  nach  der  Unterbrechung  beginnt  eine 
neue  Verjährung. 

4.  Der  Wirkungskreis  des  Strafgesetzbuches.  Das  Internatio-  d«,  üeit«^ 
nale  Strafrecht  und  die  Auslieferung.  Durch  die  Reichsgesetzgebung  ^w^^« 
ist  das  Strafgesetzgebungsrecht  der  deutschen  Inselstaaten  nicht  beseitigt 
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Aber  nur  auf  den  von  der  Reidugeseti^biuis^  nicht  ergrifRmen  Gebieten 

kann  die  Landesgesetzgebung  tätig  werden.  Die  Abgrenzung  ist  unter 
Umständen  äußerst  schwierig;  so  ist  die  Rechtsgültig^keit  der  landesrecht- 
lichen Strafdrohungen  gegen  das  Spielen  in  fremden  Lotterien  äußerst 
bestritten. 

Nach  allgemeinen  Grundsätzen  sollten  die  Stra%esetze  nur  An- 
wendung finden  auf  diejenigen  Handlungen»  die  während  ihrer  Gdtung 
begangen  worden  sind.   Das  Reidisstrafgesetzbuch  liat  aber,  im  AnschluB 

an  die  meisten  modernen  Gesetzbücher,  die  Rückwirkung  milderer  Gesetze 
auf  Handlungen  angeordnet,  die  begangen  waren,  ehe  das  mildere  Gesetz 
in  Kraft  getreten  ist 

Von  der  Herrschaft  des  Strafgesetzes  sind  gewisse  Personen  befreit 
So  st^en  der  Kaiser  und  die  deutschen  Landesherren,  aber  audi  fremde 
Staatsh&iqjiter  und  Gesandte,  die  sich  auf  deutschem  Boden  aufhalten, 
nicht  unter  den  deutschen  Stra^esetzen.  Und  die  Volksvertreter  können 
wegen  der  in  Ausübung  ihres  Berufes  getanen  AuBerungen  strafrecfatiich 
nicht  zur  Verantwortung  gezogen  werden. 

Große  Schwierigkeiten  erwachsen  aus  dem  Nebeneinanderbestehen  der 
von  den  verschiedenen  Kulturstaaten  erlassenen,  inhaltlich  weit  voneinander 
abweiclienden  Strafrechtsc»dnungen*  Wie  ist  es,  wenn  ein  Italiener,  der 
in  Paris  einen  Engländer  ermordet  hat,  in  Berlin  von  der  Polizei  auf- 
giQgriffen  wird?  W^che  Gerichte  dnd  zuständig?  Welches  Recht  soll  zur 
Anwendung  kommen? 
nwiMar-  In  sehr  unglücklicher,  Mißverständnisse  geradezu  heraufbeschwörender 

i*«Mjl*^Sb»f-  \y^g[se  spricht  man  hier  von  „internationalem  Strafrecht".  Man  meint  damit 
nicht  etwa,  was  der  Name  sagt:  ein  Strafrecht,  dsm  allen  Staaten  der 
Volkerreditagemeinschaft  inhaMich  gerndn  wäre;  ein  solches  intomaflonales 
Strafirecht  gibt  es  heute  noch  nicht  und  wird  es  noch  lange  nicht  geben. 
Sondern  man  meint  damit  die  Rechtsnormen,  durch  welche  das  räumliche 
Anwendungsgebiet  des  nationalen  Rechtes  bestimmt  wird;  also  die  Frage; 
findet  das  inländische  Recht  auch  auf  die  im  Ausland  begangenen  Straft 
taten  Anwendung? 

Zwei  einander  entgegengesetzte  Antworten  auf  diese  Frage  sind  an 
sich  möglidi.  Die  erste  geht  aus  von  dem  sog.  Territorialprinzip,  d.  h.  Yon 
dem  an  sich  unbestreitbaren  Satze,  daB  die  Staatsgewalt  eines  jeden  Staates 
umgrenzt  und  beschränkt  wird  durch  das  Staatsgebiet  Sie  leitet  daraiis 
die  Repel  ab,  daß  das  Strafrecht  eines  jeden  Staates  nur  Anwendung 
finden  kann  auf  die  innerhalb  seines  Staatsgebietes  begangenen  Straftaten. 
Das  bedeutet  für  unser  Beispiel:  nur  das  französische  Recht  hat  Gewalt 
Über  den  Mörder;  die  deutschen  Behörden  mögen  ihn  ausweisen  oder  aus» 
liefern  —  richten,  nach  deutschem  Recht  ihn  richten,  dürfen  sie  nicht 

Die  zweite  der  Antworten  geht  aus  von  der  Interessengemeinschaft 
der  Kulturstaaten.  Aus  ihr  folgert  sie  den  Satz:  einer  für  alle,  alle  für  einen. 
Der  Staat,  der  einen  Verbrecher  dingfest  macht,  der  kann  ihn  nach  seinem 
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Recht  aburteilen  und  das  Urteil  vollstrecken;  er  handelt  im  Namen  der 
Gesamtheit,  wie  jeder  andere  Staat  unter  denselben  Voraussetzungen  im 
Namen  aller  andRren  handeln  würde.  Die  Durchführung  dieses  zunächst  be- 
stechenden Gedankens  (man  spricht  hier  wohl  von  dem  „Prinzip  der  Welt- 
recbtspflege")  schidtert  an  einer  Re&e  von  n&dlilenieii  Erwägungen.  Vor 
allem  an  der  inhaltlichen  Verschiedenheit  der  nationalen  Strafgesetzgebiingtra. 
Sdtbet  die  benacfabarten  Knltnntaatmi  weichen  nicht  nur  in  der  Fassung' 
der  strafbaren  Tstbeitittde,  sondern  ganz  besonders  in  der  Festsetzung 
der  Strafen  so  weit  voneinander  ab,  daß  die  stellvertretende  Handhabung 
der  Strafgerichtsbarkeit  ausgeschlossen  ist  Die  Kindesmörderin  kann  nach 
englischem  Recht  nur  die  Gmade  des  Königs  von  der  Todesstrafe  befreien; 
nach  deutschem  Recht  darf  der  Richter  bis  auf  zwei  Jahre  Greföngnts 
herabgehen.  Wie  soll  ferner  der  Sachverhalt  festgestellt  werden,  wenn 
die  Tat  auf  fremdem,  weit  entferntem  GeHet  begangen  ist?  Die  Unmittelbar- 
keit der  Beweisaufnahme  wäre  so  gut  wie  ganz  ausg^cUossen,  das  Straf- 
verfahren nur  möglich  unter  Durchbrechung  eines  seiner  wichtigsten 
Grundsätze. 

Aber  auch  das  Territorialprinzip  vermag  uns  nicht  zu  befriedigen. 
Das  Mifttraum  der  Staaten  nntereinander  lehnt  sidi  dagegen  auf,  dafi  ein 
Staatsangehöriger,  der  die  Tat  im  Ausland  verfibt  und  sich  ins  Inland 
geflüchtet  hat,  an  den  Staat  des  Begehungsortes  ausgeliefert  werde.  Und 

ist  die  Tat  im  Ausland  gegen  einen  unserer  Staatsangehörigen  begangen, 
so  fürchten  wir  vielleicht,  daß  die  Rechtspflege  des  Tatortes  es  an  der 
nötigen  Entschiedenheit  in  der  Strafverfolgung  und  an  der  gerechten 
Strenge  bei  der  Aburteilung  fehlen  lassen  könne. 

So  hat  die  Stra^eseti^bung  der  Gegenwart  dch  veranlafit  gesdien, 
ein  etwas  konqpliziertes  System  aufoistdlen.  Nur  Italien  und  Osterreidi 
(von  kleineren  Staaten  abgesehen)  huldigen  dem  Prinzip  der  Weltrechts- 
pflege; die  anderen,  unter  ihnen  das  Deutsche  Reich,  gehen  vom  Territorial- 
prinzip aus,  erweitem  dieses  aber  nach  drei  Richtungen  hin.  Nach 
deutschem  Recht  finden  die  deutschen  Gesetze  Anwendung  auf  alle  im 
Inland  begangenen  Handlungen,  auch  wenn  der  Täter  ein  Ausländer  ist; 
die  im  Ausland  begangenen  werden  grundsätzlich  von  der  deutsdien 
jGwetxgehoDg  nicht  ergriffen.  Ffir  Übertretungen  wurd  dieser  Grundsatz, 
soweit  nicht  durch  Gesetz  oder  durch  Vertrag  ein  anderes  angeordnet  ist, 
auch  durchgeführt;  bei  Verbrechen  und  Vergehen  wird  er  durch  eine  Reihe 
von  Ausnahmen  durchbrochen.  i.  Ein  Deutscher,  der  im  Ausland  eine 
hochverräterische  oder  landes verräterische  Handlung  gegen  das  Deutsche 
R^ch  oder  einen  Gliedstaat  oder  eine  Beleidigung  gegen  einen  Btmdes- 
iürsten  oder  ein  Mfinzverbrechen  oder  ein  Amtsdelikt  begangen  hat,  ist 
ohne  weiteres  nadi  deutschem  Recht  strafbar;  hat  er  eme  andere  straf- 
bare Hi^rd^'f^g  begangen,  so  kann  er  nach  deutschem  Recht  bestraft 
werden,  wenn  die  Handlung  auch  durch  die  Gesetze  des  Tatortes  mit 
Strafe  bedroht  ist.  Dagegen  ist  die  Auslieferung  eines  Deutschen  an  das 
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Ausland  unbedingt  ausgeschlosson.  2.  Ein  Ausländer  wird  wegen  der  im 
Ausland  begangenen  Tat  nach  deutschem  Recht  bestraft,  wenn  die  Hand- 
lung als  Hochverrat  oder  als  ein  Amtsdelikt,  das  er  als  deutscher  Beamter 
(etwa  als  deutscher  Konsul)  begangen  hat,  gegen  das  Deutsche  Reich 
gerichtet  war.  3.  Der  AualSiider  wird  femer  nach  deatscheni  Redit  be- 
straft, wenn  die  von  ihm  im  Ausland  begangene  Handlung  ein  MQnx- 
verbrechen  war,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  deutsches  oder  irgendwelches 
ausländisches  Geld  von  ihm  gefälscht  oder  verfälscht  worden  ist.  Nur 
soweit  also  der  Geldverkehr  in  Frage  steht,  hat  das  deutsche  Recht  die 
Solidarität  der  Interessen  innerhalb  der  Kulturgemeinschaft  der  Staaten 
anerkannt;  im  übrigen  hat  es  sich  auf  den  Schutz  seiner  nationalen  Interessen 
beschränkt  Die  aufgesfcditea  Sitze  werden  durch  Teradiiedene  Smider- 
gesetse  erweitert,  sie  und  aber  Im  Prinap  unangetastet  geblieben. 
AuiMihwini  Da  nun  der  Standpunkt  der  meisten  außerdeutschen  Gesetzgebungen 
...Ulf»,  großen  und  ganzen  dorsolbe  ist,  wird  in  zahlreichen  Fällen  der  Staat, 

der  den  Verbrecher  ergriffen  hat,  zu  seiner  Aburteilung  nicht  befugt  sein. 
Er  hat  die  Möglichkeit,  den  Verbrecher  unbehelligt  zu  lassen  odej^nhn 
über  die  Grenze  zu  schafifen  oder  ihn  an  das  Ausland  auszuliefern.  Eine 
Auslieferungsp flicht  best^t  fSr  den  ergreifenden  Staat  nur,  wenn  er  sich 
durch  Staatsvertrag  ^em  anderen  Staat  g^fenüber  dasu  verbunden  hat 
Solche  Auslieferungsverträge  sind  zwischen  den  verschiedenen  Staaten 
in  großer  Anzahl  abgeschlossen  worden.  In  manchen  Staaten  (so  in 
■  Belgien,  den  Niederlanden  usw.)  ist  die  Regierung  bei  Abschluß  dieser 
Verträge  durch  die  nationale  Gesetzgebung  an  die  Beobachtung  gewisser 
Bestimmungen  gebunden,  wie  sie  etwa  durch  einen  gesetzlich  festgelegten 
Zolltarif  bei  Abschluß  von  HandelsvertrSgen  beschränkt  wird.  Das  Deutsdie 
RMch  hat  dch  bisher  zur  Erlassung  «nes  Ausliefemngsgesetzes  nicht  en^ 
schließen  können.  Die  Folge  sind  tiefgreifende  inhaltliche  Abw^eichimgen 
zwischen  den  einzelnen  vmn  Deutschen  Reich  geschlossenen  Auslieferungs- 
verträgen. 

In  den  Verträgen  pflegen  die  Delikte,  wegen  deren  Auslieferung  ge- 
währt wird,  aufgezählt  zu  werden;  dann  darf  die  Aburteilung  wegen 
keines  anderen  Ddikts  erfolgen,  als  de^enigen»  Uhr  welches  die  Aus- 
lieferung begehrt  und  bewiDigt  ist  Die  AusUeferung  wegen  politischer 
Delikte  ist  nach  einer  ganzen  Reihe  von  Verträgen  ausgeschlossen;  man 
pflegt  daher  (nicht  ganz  korrekt)  von  einem  „Asylrecht"  der  politischen 
Verbrecher  zu  sprechen.  Auch  das  Deutsche  Reich  hat  sich  in  einzelnen, 
nicht  in  allen,  seiner  Verträge  auf  diesen  Standpunkt  gestellt  Von  der 
Asylfreiheit  wird  vielfach  der  Königsmord  ausdrücklich  ausgenommen. 

Die  Zerfehrenheit,  die  auf  dem  ganzen  GeUete  des  Audieferungs- 
Wesens  heute  noch  herrscht,  wird  über  kurz  oder  lang  die  Kulturstaalieik 
dazu  zwingen,  durch  einen  allgemeinen  Staatenverband  die  Grundsätze 
festzustellen,  nach  welchen  die  Auslieferung  begehrt  und  gewährt  wird. 
Je  mehr  das  internationale  Gauner-  und  Verbrechertum  die  Ausgestaltung 
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der  modernen  Verkehrsmittel  sich  zunutze  zu  machen  versteht,  desto 
notwen^Bgier  ist  ein  planmäMges  ZnaaminenwiilMn  der  sSmtlidieii  beteiligten 
Rechtsordnungen. 

III.  Neue  Ideen.  Bis  in  die  Mitte  der  70er  Jahre  des  ig.  Jahrhunderts  Ptamctogwi 
bieten  Strafgesetzgebung  und  Strafrechtswissenschaft  das  Bild  nihig^tn 
Fortschreitens  auf  der,  wie  es  scheinen  mochte,  unverrückbar  gegebenen  verbind»«». 
Grundlage.  Aber  mit  dem  letzten  Viertel  dieses  Jahrhunderts  dringen  neue 
Gedanicenreihen  in  das  festgefügte  System  der  fiberlieferten  Anscliauungen; 
Gedankenreihen,  durch  welche  die  beiden  Grundbegriffe  allen  Strafrechts, 
die  Begriffe  des  Verbrechens  und  der  Strafe,  in  ihrem  innersten  Kern  und 
in  ihrem  Verhältnis  zueinander  ergriffen  und  ins  Wanken  g-ebracht  werden. 
Von  zwei  Seiten  zugleich  erfolgt  der  Angriff  auf  die  juristische  Dogmatik. 

I.  Die  Ätiologie  der  Kriminalität.  Die  Frage  nach  den  Ur- 
sachen des  Verbrechens  enthält  der  herrschenden  klassischen  Strafrechts- 
schule gegenfiber  die  Stdlung  eines  ganz  neuen  Problems.  Man  hatte 
sich  »dgran  gewohnt,  das  Vectvechen  als  eine  Tatsache  hinzunehmen,  die 
nun  einmal  gegeben  sei  und  an  der  sich  nicht  viel  ändern  lasse.  Wurde 
die  Frage  „woher  stammt  das  Verbrechen"  wirklicli  einmal  aufgerollt,  so 
begnügte  man  sich  damit,  auf  die  Sündhaftigkeit  der  menschlichen  Natur 
hinzuweisen.  Und  in  der  Tat  —  wenn  der  menschliche  Wille  wirklich  frei 
ist,  jeder  Kausalität  entrückt,  so  daß  der  Mensch  in  jedem  Augenblick 
nadi  freiem,  ursachlosem  ^tschluA  so  oder  anders  wollen  kann,  so  hat 
die  Frage  nach  den  Ursachen  sdnes  Handehis  wissenschaftlich  fiber- 
haupt  keinen  Sinn. 

a)  Der  Angriff  auf  die  juristischen  Positionen  ging  zunächst  von  den  Di«  KHaiMi- 
Naturwissenschaften  aus.  Die  Psychiatrie,  die  seit  den  ersten  Jahr- 
zehnten  des  19.  Jahrhunderts  rasch  zu  dem  Rang  einer  exakten  Wissen- 
schaft steh  emporgearbeitet  hatte,  vermochte  in  zahlreichen  Fällen  eine 
Kkrankung  der  F^he  als  die  Ursache  begangener  Verbredien  nach- 
zuweisen. Mochten  auch  die  Juristen  hartnickig  Jeden  FuB  des  Bodens 
verteidigen,  der  bis  dahin  zu  dem  von  ihnen  unbestritten  beherrschten 
Gebiet  gehört  hatte,  mochten  sie  auch  für  das  ihnen  verbleibende  Gebiet 
um  so  nachdrücklicher  die  Lehre  von  der  ursachlosen  Willensentschließung 
behaupten:  die  Frage  nach  der  Ursache  war  mm  einmal  gestellt  und 
konnte  nicht  wieder  venchwinden. 

Die  wissenschaftliche  Grundlage,  von  der  aus  die  Angriffe  auf  die 
herrschende  AufBwsung  untemommra  wurden,  war  zusehends  in  rascher 
Ausdehnung  begriffen.  Die  Schädellehre  und  die  Gehimforschung  be- 
mächtigten sich  des  Problems  der  Kriminalität.  „Verbrechcrschädel"  und 
„Mördergehirne"  wurden  untersucht  iSchwekendiek,  Flesch,  Benedikt  u.a.); 
und  bald  dehnten  sich  die  Forschungen  aus  auf  die  gesamte  Anatomie, 
Physiologie  und  Fsydudogie  des  Verbrechers:  sefai  KSrperban,  seine 
Funktionen,  sein  psychisches  Leben  wurden  gefMrOft  und  gemessen,  damit 
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die  Anomalien  festgestdlt  werden  kranten,  durch  die  der  Verbrecher  sich 
abheben  sollte  vom  Normaltypus  des  Menschen, 
f— fcwt»        Mitten  in  diese  Entwicklung  hinein,  die  bereits  angefangen  hatte, 

die  weiteren  Kreise  der  Gebildeten  zu  beschäftig-cn,  fiel  das  Auftreten  des 
Turiner  Arztes  Ccsare  Lombroso.  Ausgestattet  mit  lebhafter  Phantasie 
und  großer  Kraft  der  Synthese,  unbeirrt  durch  die  kleinliche  Forderung 
exakter  Beobachtung  und  vorsichtiger  Deutung  der  gefimdenen  £rgfebnisse, 
unterstätzt  durch  eine  ganze  Reihe  von  überzeugten  Anh&ngem  (unter 
denen  Enrico  Ferri  und  Graroialo  die  entea  und  bedeuteodatan  waren) 
und  vorwärts  gedrängt  von  kampflustigen  und  rddamdcttndigen  Sdiiilem» 
begann  er  (187  i  — 1878)  damit,  sein  Lehrgebäude  vom  uomo  delinquente 
zusammenzutragen  und  der  Mitwelt  zu  verkünden.  Ihm  ist  der  Verbrecher 
oder  doch  der  eigentliche,  der  geborene  Verbrecher  (der  delinquente  nato), 
dne  selbständige  Art  Innerhalb  des  Gattungsbegriffes  des  hmno  sapiens, 
ein  ausgeprägter  anthropologischer  Typus.  Und  Lombroso  hat  auch  die 
Erklärung  für  diese  meikwäidige  Erscheinung  zur  Hand;  oder  richtiger, 
gleich  eine  Mehrzahl  von  Erklärung^on:  der  verbrecherische  Mensch  ist 
eine  atavistische  Erscheinung,  ein  Rückfall  in  die  Eigenart  des  Urmenschen 
oder  des  Kindes;  oder  ein  Erzeugnis  epileptoider  Entartung  oder  eine 
Form  des  moralischen  Irreseins.  Trotz  der  Mangelhaftigkeit  der  wissen*- 
schaftlichen  Grundlage  und  trotz  der  ofliuuddiüidien  Sdtwidie  der  «in- 
ander tretet  widerqiMrechenden  Erklärungen  bildete  ^ch  in  wemg  Jahren 
«üne  neue  strafrechtliche  Schule,  die  „kriminal-ant]upopologische<<.  In 
Italien  selbst  führte  sie  einen  erbitterten  Kampf  gegen  die  klassischen 
Juristen,  als  deren  Wortführer  Lucchini  in  die  Arena  stieg.  Bald  breitete 
sie  sich  aber  auch  über  die  Grenzen  ihres  Mutterlandes  aus,  um  besonders 
in  den  südromanischen  Ländern  diesseits  wie  jenseits  des  Atlantischen 
Ozeans  feste  Wurzel  zu  fassen. 

Der  Kantpf  ist  nodi  mcht  zu  Ende  gefOhrt  Dennoch  läfit  ridi  schon 
heute  sein  Ausgang  mit  Bestimmtheit  voraussagen  und  das  bleibende  Urteil 
über  Lombroso  und  seine  Schule  fällen.  Das  Verdienst  der  italienischen 
Kriminalanthropologen  Hegt  darin,  daß  sie  die  Frage  nach  der  Eigenart 
des  Verbrechers  auf  breitester  empirischer  Grundlage  gestellt  und  reiches, 
freilich  der  Überprüfung  dringend  bedürftiges  Material  zu  ihrer  Lösung 
zusammengetragen  haben.  Es  steht  fest,  daA  zwar  nicht  der  Verbrecher 
an  sich,  wohl  aber  gemsse  Gruppen  von  Vert>rechem  durch  die  ver- 
schiedensten Anomalien  von  dem  Typus  des  Menschen,  soweit  ein  solcher 
festgestellt  werden  kann,  sich  imterscheiden.  Aber  ebenso  sicher  ist  es, 
daß  alle  diese  Atypien  nicht  zur  .Aufstellung  eines  besonderen  Verbrecher- 
t)rpus  berechtigen.  Es  steht  ferner  fest,  daß  es  sich  in  diesen  Fällen 
meist  um  erblich  belastete  und  daher  degenerierte  Individuen  handelt,  die 
durch  gewisse,  allerdings  durchaus  nicht  konstante  Degenerationszdchen 
(Stigmata)  von  den  normalen  sich  abheben  und  mit  ihrem  labilen  paychl* 
sehen  Gleichgewicht  die  Firädisposition  zur  Entgleisung  auf  der  Bahn  des 
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Lebens,  nicht  notwendig  gerade  zum  Verbrechen,  mitbringen.  Damit  ist 
die  BedeutttQgr  der  erbUcfaen  BeUstnog  als  Ursache  der  Kriminalität  an- 
erkannt;  zugleich  aber  die  Lehre  vom  geborenen  Verbredier  als  einer  b^ 

sonderen  Spezies  der  menschlidien  Gattung  überwunden. 

b)  Gerade  die  Opposition  gegen  Lombroso,  die  alsbald  in  Deutsch- ra«  KtiadMi. 
land  wie  in  Frankreich  sich  geltend  machte,  hatte  die  Aufmerksamkeit 
wieder  auf  eine  längst  behauptete,  wissenschaftlich  freilich  noch  nicht 
nachgewiesene  Tatsache  gelenkt:  die  AbhängiglkMt  des  Voibtechens  von 
der  Gestaltung  der  gesellschaftlichen  Verhältnisse^'  Fragte  man  nach 
den  Ursadien  der  erbUcfaen  Bdastong,  so  wurde  die  Betrachtung  ohne 
weiteres  auf  die  Lebensschicksale  der  Erzeuger  des  Verbrechers  gelenkt 
Und  damit  erfuhr  der  Standpunkt  der  Beobachtung  eine  wesentliche  Ver- 
schiebung. Nicht  der  Verbrecher  als  Individuum,  sondern  das  Verbrechen 
als  eine  Kollektiv  erscheinung  des  gesellschaftlichen  Lebens  rückte  in 
den  Bfic^unkt  der  wissenschaftfidien  Focschung.  Neben  und  über  der 
Kriminalanthropdogie  entstand  die  Kriminalsodologie. 

IXese  BetrachtungsweiBe  war  nicht  neu.  Schon  Montesquieu  hatte 
mit  voller  Klarheit  und  Bestimmtheit  darauf  hingewiesen,  daß  Klima  und 
BodenbeschafFenheit,  daß  Rasse  und  Gestaltung  des  gesellschaftlichen 
Zusammenlebens  bestimmend  seien  für  den  Umfang  und  die  Zusammen- 
setzung der  Kriminalität  Seither  ist  der  Gedanke  niemals  vollständig 
verloren  gegangen.  Aber  seine  DurchfiUinuig  scheiterte  an  dem  Mangel 
einer  irissensdiafUichen  Methode  für  die  Beschaffiing  der  empirischen 
Grundlage. 

Diese  Methode  hat  das  i  g.  Jahrhundert  geftmden.  Es  ist  die  syste- Kitadiui- 
matische  Massenbeobachtung,  die  Statistik,  in  ihrer  Anwendung  auf  die  schein-  "'^^ 
bar  willkürlichen  menschlichen  Handlungen,  mithin  als  Moralstatistik  oder 
Kriminalstatistik.  Diese  knüpft  an  die  Namen  Guerry  und  Quetelet  und 
Ahrt  uns  sur&ck  in  die  20er  Jahre  des  19.  Jahrhunderts.  Da  die  Samm- 
lung des  Materials  die  KrSfte  eines  Privatmannes  weit  flberstieg,  war  die 
neue  Wissenschaft  in  ihrer  Entfaltung  an  die  amtlichen  Zählungen  ge- 
bunden. Bahnbrechend  ging  hier  die  bereits  im  Jahre  1826  einsetzende 
französische  Kriminalstatistik  voran.  Langsam  folgten  die  übrigen  Staaten, 
die  sich  bis  dahin  auf  statistische  Rechenschaftsberichte  über  die  geschäft- 
liche Tätigkeit  ihrer  Justizbehörden  beschränkt  hatten.  1882  ist  die 
Kriminalstatistik  des  Deutschen  Reiches  his  Leben  getreten.  Unter  mustezw 
gOltiger  VerwertuQg  des  Systems  der  „Zahlkarten«*  hat  t&e  bereits  ein 
uberreiches  Material  der  wissenschaftlichen  Forschung  zugänglich  gemacht, 
zugleich  aber  in  wertvollen  „Erläuterungen**,  in  die  sich  das  Kaiserlich 
Statistische  Amt  und  das  Reichsjustizamt  teilen,  mit  der  Verarbeitung  des 
Materials  begonnen. 

Erst  jetzt  war  die  Möglichkeit  gegeben,  den  Einfluß  der  gesellschafU 
liehen  Verhältnisse  auf  den  Gang  und  auf  die  Zusammensetzung  der 
Kfiminalitit  näher  zu  untersuchen,  an  die  Stelle  geistvdler  Vermutungen 
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den  wissenschaftlichen  Nachweis  vorhandener  kausaler  Zusammenhänge  zu 
setzen.  Schon  die  ersten  Untersudiiuigien  eigaben  die  Notwendigkeit,  die 
an  Qnetdet  anknüpfenden,  überlieferten  Vontallungien  einer  Revision  sn 
unterriehen.  Die  Vergleichung  längerer  Jahrperioden  bewies,  daß  man  die 
Konstanz  der  Kriminalitätsziffem  weit  überschätzt  hatte,  daß  vielmehr  in 
diesen  Zahlenreihen  ausgeprägfte  und  lebhafte  Strömungen  und  Gegen- 
strömungen sich  geltend  machen.  Ks  lag  daher  nahe,  die  Kurven  der 
Kriminalität  im  ganzen  und  in  den  Bestandteilen,  aus  denen  sie  sich  zu> 
aammensetzen,  su  verglddien  mit  den  Kurven  anderer  geseHschafUicher 
Erscheintingen,  um  aus  dem  Paranelismus  oder  Antagonismus  oder  der 
Indifferenz  der  Kurven  auf  das  Vorliegen  oder  das  Fehlen  kausaler  Be- 
ziehungen zu  schließen. 

Die  Lösung  dieser  Aufgabe  ist  dem  20.  Jahrhundert  vorbehalten  ge- 
blieben. Wir  stehen  noch  in  den  ersten  Anfangen  einer  wissenschaftlichen 
Feststellung  derjenigen  gesellschaftlichen  Verhältnisse,  durch  welche  die 
Kriminalität  bestimmt  wird.  DaA  wir  bisher  kehie  befriedigenderen  Er- 
gebnisse zu  verzeichnen  haben»  eridSrt  sich  einmal  daraus,  daB  die  widi- 
tig^ten  gesellschaftlichen  Verhiltnisse,  deren  Kausalität  zu  vermuten  wir 
allen  Grund  haben,  wie  etwa  die  Kaufkraft  des  Arbeitslohnes,  der 
statistischen  Feststellung  erst  allmählich  zugänglich  gemacht  worden  sind. 
Der  Grund  liegt,  von  anderem  abgesehen,  ferner  aber  auch  darin,  daß 
wir  immer  noch  mit  den  großen  statistischen  Durchschnittszahlen  arbeiten, 
deren  wixUidier  Wert  um  so  geringer  whxi,  je  verschiedenartiger  ^e 
einzelnen  Zahlen  sind,  aus  denen  sie  rieh  zusammensetzen.  So  sind  zum 
Beispiel  die  Durchschnittsziffem  des  Diebstahls  für  das  ganze  Deutsche 
Reich  so  gut  wie  unbrauchbar,  da  die  einzelnen  Grebietsteile  an  diesem 
Delikt  ganz  ungleich  stark  beteiligt  sind. 

Nur  wenige  Sätze  können  heute  bereits  als  feststehend  angesehen 
werden.  Mit  der  Zunahme  von  Bildung  und  Wohlstand  werden  die 
schweren  Formen  der  KriminaffitSt  durch  leichtere  ersetzt,  treten  Betrug 
und  Ausbeutung  an  4fie  Stelle  der  Gewalt  Die  Vermögensdelikte,  unter 
ihnen  der  durch  die  Höhe  seiner  absoluten  Ziffern  am  schwersten  ins  Gr^ 
wicht  fallende  Diebstahl,  wachsen  bei  ungünstiger  wirtschaftlicher  Lage, 
während  sie  bei  günstiger  Gestaltung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
sinken.  Wenn  trotz  des  Wachstums  von  Bildung  und  Wohlstand  die  Delikte 
gegen  Staat,  Religion  und  öffentliche  Ordnung  sowie  die  Delikte  gegen 
die  Person  zun^men,  so  liegt  das  an  der  Gestaltung  des  Kam|^  ums 
Dasebi,  durch  den  einerseits  die  InteressengegensStze  bis  zum  Klassen- 
kampf gesteigert,  durdi  den  anderseits  die  Tüditigk^  der  Nachkommen- 
schaft gefährdet  wird. 

c)  Wie  aber  auch  das  Ergebnis  künftiger  wissenschaftlicher  Forschung 
auf  dem  anthropologischen  oder  soziologischen  Gebiet  ausfallen  möge  — 
än  dem  Satz  wird  rie  nicht  rütteln  können,  der  das  Kennwort  der  sog. 
jungdeutschen  Kriminalistenschule  bildet:  „Das  VerbrediMi  ist  das  Produkt 
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aus  der  Eigenart  des  Verbrechers  und  den  ihn  umgebenden  gesellschaft» 
Udien  Verhältnissen." 

liGt  dieser  Aufifossimg  ist  die  dogmatisch-jnristische  Koostmklioa  des 
Veibrecheiu»  als  des  ^genartigen  rechdtcben  Tatbestandes»  an  den  die 

Rechtsfolge  der  Strafe  durch  den  Gesetzgeber  geknüpft  wird,  in  keiner 
Weise  berührt.  Aber  dem  heutijren  Kriminalisten  ist  diese  Konstruktion 
nicht  mehr  die  einzige  und  lange  nicht  mehr  die  höchste  Leistung  der 
Strafrechtswissenschalt.  Ungleich  höher  als  die  Weiterbildung  der  Be- 
griffsjurisprudenz.  steht  ihm  die  Erforschung  der  Ursachen,  durch  die  das 
Verbrechen  als  Erscheinung  im  Leben  des  einzelnen  wie  als  Erscheinung 
des  gesdlsdiaMcheii  Zusammenlebens  bedingt  und  bestimmt  wird. 

2.  Die  Kriminalpolitik.  Mit  dieser  nicht  sowohl  veränderten  als 
vielmehr  wesentlich  erweiterten  Auffassung  des  Verbrechens  mußte  jiber  p«***- 
auch  die  Auffassung  von  Wesen  und  Zweck  der  Strafe  sicli  wesentlich 
umgestalten.  Ist  das  Verbrechen  nichts  anderes  als  ein  juristischer  Begriff 
SO  mag  die  AnfiEusung  der  Strafe  als  der  Negation  des  Unrechts  ge- 
nügen* ^eht  man  in  dem  Verbrechen  aber  die  nackte  brutale  Tatsache 
die  über  das  Leben  des  einzdnen  hinaus  zur  Massenerscheimmg  des  ge- 
sellschaftlichen Lebens  sich  verdichtet,  so  muß  die  Strafrechtswisscnschaft 
zu  der  Frage  gelangen,  ob  man  dieser  in  ihren  Ursachen  erkennbaren 
Erscheinung  nicht  vorbeugend  begegnen  könne.  Der  Gedanke  der  „Be- 
kämpfung des  Verbrechens"  beginnt  immer  weitere  Verbreitung  und  immer 
ernstere  Bedeutung  zu  erlangen,  je  mehr  wir  uns  dem  Bode  des  Jahr- 
hunderts nähern.  Damit  hält  die  Kriminalpolitik  ihren  Einzog  in  die  Straf- 
rechtswissenschaft. 

a)  Die  wirlcsamste  Art  der  Bekämpfung  des  Verbrediens  wird  ja  die-  im»  AurK^b« 
jenige  sein,  durch  die  wir  das  Übel  an  seiner  Wurzel  fassen.  Darin  liegt 
die  Bedeutung,  die  der  Sozialpolitik  in  den  Augen  des  heutigen  Krimi- 
nalisten zukommt  Er  hat  sich  bescheiden  gelernt.  Er  weiß  nur  zu  gut, 
daß  die  Strafe  nicht  das  AUhdlmHtel  ist,  durch  das  man,  wie  weite  Kreise 
unseres  Volkes  auch  heute  noch  meinen,  jede  Eikrankung  des  Vcdkslebens 
heilen  könne.  Er  weift,  um  ein  Bei^iel  anzuführen,  daß  die  Sittlichkeit 
der  imteren  Volksschichten  viel  besser  durch  eine  Änderung  der  Wohnungs- 
verhältnisse als  durch  die  legislativen  Vorsdil^^  der  SittUchkeitsvweine 
gehoben  werden  kann. 

Aber  damit  ist  die  gesellscliaftliche  Funktion  der  Strafe  nicht  ge- 
leugnet Es  wird  von  allen  Seiten  zugegeben,  daft  die  Androhung  der 
Strafe,  als  das  in  der  feierfichsfcen  Form  ausgesprochene  Werturteil  der 
Gesellschaft  über  die  verpönte  Tat,  von  der  Verübuog  des  Verbrechens 
abzuhalten  vermag;  imd  daß  diese  generalprävenierende  Wirkung  ver- 
stärkt wird  durch  die  Vollstreckung  der  Strafe  an  dem  Verbrecher.  Es 
wird  ferner  von  keiner  Seite  bestritten,  daß  der  Vollzug  der  Strafe  so  ge- 
staltet werden  kann,  daß  er  den  Verbrecher  selbst  von  der  künftigen  Be- 
gehung von  Verbrechen  absnhalten  vermag,  sei  es  durch  Anpassung  des 
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Verbrechers  an  die  Gesdlachaft  auf  dem  Wege  der  Besaemiig  oder  der 
Abschreckung,  sei  es  durch  die  Ausscheidung  des  Unvexbessertichen  aus 
der  Gesellschaft. 

Diese  Auffassung  gibt  uns  aber  smgletch  den  kritischen  Maßstab  für 
die  Wertung  des  geltenden  Rechtes  und  die  Zielpunkte  für  seine  Um- 
gestaltung; den  Maßstab,  den  die  Philosophie  und  die  auf  diese  sich 
Stützende  Vergeltungstheorie  uns  zu  geben  niemals  vermocht  hat  Dieser 
Ifafiatab  liegt  in  der  Zweckmäßigkeit  der  Strafe,  also  in  ihrer  Eignung, 
die  Rechtsordnui^  wirksam  zu  schützen.  Alle  die  Forderungen  der  Inteiw 
nationalen  Kriminalistischen  Vereinigung,  in  der  tidk  die  Bestrebungen 
der  modernen  Kriminalpolitik  verkörpert  haben,  ^d  aus  diesem  Gesichts- 
punkt heraus  zu  erklären.  Vor  allem  der  Kampf  gegen  den  verschwenderi- 
srlion  Mißbrauch,  der  mit  der  kurzen  Freiheitsstrafe  heute  noch  in  allen 
Kulturländern  getrieben  wird;  denn  daß  diese  Strafe  weder  bessert  noch 
abschreckt,  noch  unschädlich  macht,  wird  heute  von  allen  Seiten  2i»> 
gegdien.  Dann  der  Gedanke  der  bedingten  V«rurteilung,  durch  w^die 
die  der  Rechtsordnung  gemäße  Lebensführung  des  Schuldigen  ohne  Be- 
strafvmg  gesichert  werden  soll;  ein  Gedanke,  der  in  England  und  seinen 
Kolonien,  in  den  Vereinigften  Staaten  Amerikas  und  einer  jährlich  steigen- 
den Zahl  von  Schweizer  Kantonen,  in  Frankreich  und  Belgien,  in 
Portugal  und  Norwegen  wie  in  den  Niederlanden  heute  bereits  Verwirk- 
lichung gefunden  hat  und,  nachdem  nun  au<^  die  russische  Regierung 
sich  für  ihn  ausgeqwochen,  demnächst  wohl  auch  bei  den  leitenden  deutschen 
Persönlichkeiten  auf  freundlicheres  Entgegenkommen  wird  rechnen  dürfen. 
Weiter  die  Forderung  nach  einer  Differenzierung  der  Freiheitsstrafen,  damit 
die  Strafvollstreckung  dem  im  Einzelfall  angestrebten  Zweck  (Besserung 
oder  Abschreckung  oder  Unschädlichmachung)  angepaßt  werden  kann. 
Femer  der  Vorsclüag,  daß  die  Geldstrafe,  soweit  nicht  bloß  Übertretungen 
in  Frage  stehen,  nach  dem  Einkommen  des  Schuldigen  bemessen  werde 
und  daß  «e  in  keinem  Fall  bei  Un^biinglichkeit  in  eme  Freiheitsstrafis 
umgewandelt  werde,  die  für  den  Unbemittdten  ein  privil^um  odiosum 
schafft  Derselben  Auffassung  entstammen  aber  auch  die  verschiedenen 
von  anderen  Seiten  gemachten,  emster  Kritik  nicht  standhaltenden  Vor- 
schläge: so  der  Kampf  für  die  Prügelstrafe,  deren  Wiedereinführung  uns 
eine  Standesjustiz  schlimmster  imd  verbitterndster  Art  bringen  würde;  für  die 
Dep(»tation,  die  rieh  nodi  in  keinem  Lande  auf  die  Dauer  bewährt  hal^ 
und  anderes  mehr. 

BfHteTungf  oDd  b)  Noch  schärfer  unterscheidet  sich  aber  die  moderne  kriminalpolitische 
^J^^^^JI,*  Richtung  von  Anschauungen,  die  noch  vor  25  Jahren  als  unerschütterlich 
galten,  durch  die  Betonung  der  Besserungs-  und  Sicherungsmaß- 
regeln, die  neben  oder  an  Stelle  der  eigentlichen  Strafe  vorgeschlagen 
werden.  Die  Fürsorgeerziehung  ist,  dem  Entwurf  eines  Bürgerlichen  Gesetz- 
buches zum  Trots,  von  den  bereits  dem  Verbredien  anheimgefallenen 
Kindern  und  Jugendlichen  auf  die  FSUe  der  sittlichen  Verwahriosung  aus- 
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gedehnt  und  damit  eine  unserer  dringendsten  Forderungen  erfüllt  worden. 
Daß  die  Gesellschaft  gegen  geisteskranke  und  vermindert  zurechnungs- 
fShige  VeArecher,  die  zugleich  als  gemeiiigefahrHch  enchdnen,  durch 
dauernde  Verwahrung  dieser  Personen  geschützt  werden  muB^  wird  seit  den 
letzten  Monaten  fast  allgemein  zugegehen.  Um  weitere  Forderungen,  die 
von  den  Vertretern  der  neuen  Richtung  erhoben  werden,  dauert  der  Kampf 
noch  fort;  aber  auch  hier  wird  die  Weiterentwicklung  der  neuen  Gedanken 
die  Entscheidung  zugunsten  dieser  Forderungen  in  nicht  zu  ferner  Zukunft 
bringen.  Dabei  steht  die  dauernde  Verwahrung  der  unverbesserliclien, 
gewerhs-  oder  gewohnheitsmäBigen  Verbrecher,  dann  aber  auch  die  zweck- 
entsprechende Bekimpfung  von  Bettelei  und  Landstrmcherei  im  Vorder- 
grunde des  Interesses. 

Es  handelt  sich  also  um  ein  ganzes  System  von  kriminalpolitischen 
Vorschlägen,  das  sich  über  die  Umgestaltung  des  Strafcnsystems  und  der 
Strafvollstreckung  hinaus  erstreckt  auf  eine  ganze  Reihe  von  Besserungs- 
und  SicheruDgsma&regeln,  um  in  seinen  letzten  Verzweigungen  überall  in 
die  Sozialpolitik  mnzumünden.  Neben  der  strafrechtlichen  Dogmatik,  die 
bis  vor  wemg  Jahren  die  AJleinheiTSchaft  innerhalb  der  Strafrechtswissen- 
schaft lührte,  hat  äch  eine  neue  kriminalistische  Wissenschaft  entwickdi^ 
die  heute  noch  um  das  akademische  Bürgerrecht  ringt,  die  aber  in  Kürze 
die  ältere  Schwester  in  den  Schatten  gestellt  haben  wird:  die  auf  die 
Ätiologie  der  Kriminalität  gestützte  Kriminalpolitik. 

Wissenschaftliche  Erforschung  der  Ursachen  des  Verbrechens  und 
systematische  BekSmirfung  des  Verbrediens:  in  diesen  brnden  Au%aben 
liegen  die  neuen  Ideen,  die  das  sinkende  19.  Jahrhundert  zu  dem  von 
seinem  Vorgänger  übernommenen  Erbe  hinzugefugt  hat,  um  ihre  Ver- 
wirklichung den  kommenden  Geschlechtem  zu  hinterlassen. 


Das  Strafpro— »ffscht 

L  Der  Entwicklungsgang  im  19.  Jahrhundert  Audi  die  Straf- 
prozeBgesetzgebung  das  19.  Jahrhunderts  wird  behera»cht  durch  die  Ideen 

der  Aufklärungszeit,  die  ihre  abschließende  Verwirklichung  in  dem  von 
der  großen  franzosischen  Revolution  geschaffenen  „reformierten"  Straf- 
verfahren gefunden  hatten.  Von  den  Gebieten  des  englisch-amerikanischen 
Rechtes  abgesehen,  vollzieht  sich  in  allen  anderen  Ländern  während  der 
ganzen  Dauer  des  Jahihtmderts  die  Rezeption  des  französischen 
Prozesses, 

I.  Im  Anfange  des  Jahrhunderts  stehen  die  deutschen  Einzelstaaten 
sowie  die  übrigen  kontinentaleuropäischen  Lander  aufler  Frankrdch  noch 

durchaus  auf  dem  Boden  des  Inquisitionsprozosses. 

Freilich  war  die  Folter  dem  Ansturm  der  Aufklärer  erlegen  und  damit dw la^driileM- 
der  Fundamentalsatz  der  Peinlichen  Gerichtsordnung  Karls  V.  erschüttert 
wenden,  dafl  Verurteilung  zu  peinlicher  Strafe  niemals  auf  Grund  von 
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Indiaen,  aondem  immer  nur  auf  Grund  des  Greständoiases  des  Angeklagten 
oder  der  tiberrinstumn«ide&  Aussage  zweier  einwandfiteier  Zeugen  er> 
folgen  dürfe.  Aber  im  übrigen  hatte  man  die  im  i6.  Jaliriiundert  fest- 
gelegten Grundgedanken  des  Verfahrens  beibehalten  und  nur  nach  ein^ 
seinen  Richtungen  weitergebildet 

Dies  gilt  auch  von  den  Gesetzgebungen  der  größten  deutschen  Einzel- 
staaten; von  den  Prozeßordnungen  Österreichs  (1803),  Preußens  (1805)  und 
Bayerns  (18 13),  die  untereinander  dne  hat  voUstSndige  Oberrinsttmmung 
aufnrnsen.  Die  Verfolgung  wird  von  Amts  wegen  eingeleitet  Aber  mne 
Anklagebehörde  fehlt,  der  Inquirent  stellt  unter  schriftlicher  Aufzeichnimg 
des  Ergebnisses  der  Beweisaufnahmen  den  Tatbestand  fest.  Der  Inquisit  ist 
Objekt  der  Untersuchung,  nicht  Prozeßsubjekt  mit  selbständigen  prozessuali- 
schen Rechten;  dor  Verteidigung,  meist  erst  nach  Abschluß  der  Untor- 
suchung  zugelassen,  ist  ein  engumschriebener  Spielraum  angewiesen.  Das 
erkennende  Grericfat,  aus  beamteten  Richtern  zusammengesetst,  urteilt  auf 
Grund  der  Berichte,  die  ihm  Aber  den  Aktemnhalt  schrifilich  erstattet 
werden;  es  bdcommt  den  Angeklagten  nicht  zu  Gesicht,  auch  die  Beweis- 
ergebnisse kennt  es  nur  aus  den  Akten.  Eine  bis  ins  einzelne  ausgearbeitete 
Beweistheorie  bindet  das  freie  Ermessen  des  Richters;  in  gesetzlichen 
Beweisregeln  schreibt  sie  ihm  vor,  daß  er  eine  Tatsache  als  bewiesen  an- 
zusehen habe,  wenn,  aber  auch  nur,  wenn  für  sie  Beweismittel  von  ge- 
setdich  bestimmter  Bewdskraft,  etwa  die  Aussage  zweier  klassischer 
Zeugen,  voiliegen  (positive  Beweisdieorie).  Bei  IndUaenbeweis  ist  dieVer- 
urtdlung  zur  Todesstrafo  ausgesdilossen.  Neben  den  beiden  Urteils- 
formen der  Freisprechung  und  Verurteilung  g\ht  es  verschiedene  Zwischen- 
formen: die  Verhängung  einer  außerordentlichen  Strafe  und  die  Entbindung 
von  der  Instanz;  hier  können  polizeiliche  Sicherheitsmaßregeln  ergriffen 
werden  imd  die  Wiederaufnahme  ist  an  keine  besonderen  Voraussetztmgen 
geknüpft.  Der  Regelung  des  Rechtsmittelzuges  wird,  allerdings  unter 
vielfochen  Schwankungen,  besondere  Sorgfolt  gewidmet 

2.  Um  dieselbe  Zeit,  der  diese  Prozeßordnungen  entstammen,  hatte 
stnfvMiüirM.  (jjg  französische  (jesetzgebung  bereits  einen  bedeutsamen  Schritt  nach 
vorwärts  gemacht  Die  Konstituierende  W-rsammlung  hatte  schon  1791 
das  Strafverfahren  reformiert  Zustatten  kam  ihr  dabei,  daß  sie  das 
Institut  der  Staatsanwaltschaft  (minist&re  public)  bereits  vor&nd,  das  sich 
in  Frankreich  mit  dem  Erstarken  der  ködgUchen  Gewalt  entwickelt  hatte, 
wahrend  auf  deutschem  Boden  die  Ansatse  zu  dner  o£Fentlichen  Anklage- 
behörde verkümmert  warra.  Damit  war  die  Möglichkeit  gegeben,  das 
Strafverfahren  zu  einem  actus  trium  personarum,  zu  einem  wirklichen 
Prozeß  zu  machen,  es  zum  Anklage-  oder  Parteiprozeß  zu  gestalten. 
Weiter  bot  das  englische  Recht,  das  freilich  in  Frankreich  nur  oberflächlich 
gekannt  und  vidfiuli  miflverstsnden  wurde,  efaie  Fälle  von  Anregungen. 
So  wurde  der  „endliche  Redittag",  der  schon  nach  der  Peinlichen  Gwichts- 
ordnung  von  1532  snr  leeren  Formalitat  herabgesunken  und  nur  „um  des 
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gemeineii  Hannes  willen**  beibehalten  war,  zur  entschndenden  öffButlichen 
und  mündlichen  Verhandlung  zwischen  den  Parteien  gestaltet  Noch 
wichtig"er  war  es,  daß  die  gesetzliche  Bewpistheorie  fiel  und  cU  r  Richter 
fortan  die  ihm  in  der  Hauptvcrhandlung  unmittelbar  vorgeführten  Boweise 
nach  seiner  freien  Überzeugung  zu  würdigen  hatte.  Der  Dreiteilung  der 
strafbaren  Handlungen  entsprach  die  Verteilung  der  sachlichen  Zuständig- 
keit unter  die  Grerichte  erster  Instanz:  die  Übertretungen  wurden  an  SuzeU 
richtw  (tribmunia.  de  simjde  police),  die  Vergehen  an  die  kollegialen 
Zuchtpolizeigerichte  (tribunaiix  de  police  correctionelle)  gewiesen;  für  Ver- 
brechen wurde  das  englische  Schwurgericht  (cours  d'assisesl  neu  einc^eführt. 
Auf  der  erstinstanzlichen  Gerichtsbariceit  baute  sich  ein  wohlgeordneter 
Rechtsmittelzug  auf. 

Der  Code  d'instruction  criminelle  von  1808  luelt  an  den  Grundgedanken 
von  1791  ÜBS^  änderte  aber  mandie  Einzelheiten  und  beseitigte  insbesondere 
die  ebenfolls  aus  England  übemommene  Anklagejury,  die  über  die  Ver- 
setzung in  Anklagezustand  zu  entsdieiden  hatte. 

Bei  der  Würdigung  des  französischen  Straf]prozesses  darf  jedoch  nicht 
übersehen  werden,  daß  das  Verfahren  in  zwei  (genauer  drei)  ganz  ver- 
schiedenartig gestaltete  Abschnitte  zerfällt  Die  Grundsätze  der  Öffentlich- 
keit und  der  Mündlichk^t  wie  der  ITnmittdbaxk^t  der  Beweisanfiialmie 
beherrschen  nur  die  Haiqitverbandlung.  Bei  allen  Anklagen  wegen  Ver- 
brechen oder  schweren  Vergehen  g^  der  Hai^tverhandlung  eine  Vo(>- 
untersuchung  voran,  die,  nach  der  ursprünglichen  Anlage  des  Gesetzes  (also 
bis  1897),  keine  kontradiktorische  Verhandlung  zwischen  den  Parteien  kannte, 
sich  nicht  in  der  Öffentlichkoit,  sondern  in  den  geschlossenen  Räumen  des 
Untersuchungsrichters  abspielte  und  daher  trotz  der  Beseitigung  der  Folter 
und  der  Ungehorsamntnifen  durchaus  den  Charakter  des  alten  Inquishions- 
prozesses  trug.  Li  allen  FälleUi  in  welchen  eine  Voruntersuchui^  statt- 
findet, schiebt  sich  aber  zwischen  die  beiden  Hauptabschnitte  des  Ver- 
fahrens noch  ein  dritter  ein:  die  Entscheidung  über  die  Versetzung  in  den 
Anklagezustand,  eine  Entscheidung,  die  von  dem  dazu  berufenen  Richter 
(gerade  in  der  Bestellung  dieses  Organs  weist  die  französische  Gesetz- 
gebung eine  ganze  Reihe  von  wenig  gelungenen  Experimenten  auf)  auf 
Grrund  der  Akten,  also  ohne  unmittdbare  Vorführung  der  Beweise,  gefiUlt 
werden  muA. 

Dieses  franzosische  System  hat  dem  Strafprozeß  des  19.  Jahrhunderts 
seinen  Stempel  aufgeprägt  Es  hat  seinen  Siegeslauf  durch  fast  alle 
Länder  der  Kulturgemeinschaft  gemacht.  Nur  in  Einzelheiten  zeigen  sich 
Abweichungen.  So  haben  manche  Staaten  (auch  die  Niederlande)  das 
Institut  der  Schwurgerichte  nicht  aufgenommen;  andere  haben  das  eng- 
lische Vorbild  getreuer  nachzuahmen  versucht  Die  beachtenswerteste  der 
verscluedenen  Stra%esetigebungen  des  19.  Jahrhunderts  ist  die  von  Glaser 
gearbeitete  österreidiische  Strafprozefiordnung  von  1873.  Frankreich  hat 
durch  ein  Gresetz  von  1897  die  Voruntersuchung  kontradiktorisch  za  ge- 
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Stalten  versucht,  ohne  jedoch  zu  befriedigenden  Ergebnissen  zu  gelangen. 
Umgekehrt  hat  England  durch  Einführung  der  Staatsanwaltschiift  (1879) 
mit  wenigstens  subsidiärer  Verfolgungspflicht  sich  dem  französischen 
System  genähert 

Di«  dMitM^       3.  Auf  deutschem  Boden  wurde  bald  nach  den  Befreiungskriegen  die 
'^"^bi^*^"  Forderung  nach  einer  Umgestaltung  des  Straiverfahrens  nach  franzSsischem 
Vorbild  laut   Man  verlangte  den  AnUageprozeft  mit  Staatsanwaltiichaft 

und  Sicherung  der  ProzeBstellimg  des  Beschuldigten;  eine  öffentliche 
mündliche  Hauptverhandlung  mit  unmittelbarer  Vorführung  der  Beweis- 
mittel und  freier  Beweiswürdigung;  vor  allem  aber  die  Einführung  des 
Schwurgerichts,  das  der  Rechtsprechung  in  Strafsachen  die  Unabhängig- 
keit gegenüber  den  politischen  Machthabem  und  die  Fühlung  mit  dem 
ReditsbewuBtsein  des  V<dkes  sichern  sollte. 

Trotz  aller  ZweifU  und  Bedenken,  die  von  den  Freunden  desinqnintioas- 
Prozesses  geltend  gemacht  wurden,  war  etwa  um  die  Mitte  der  20er  Jahre 
der  Sieg  für  die  Prinzipien  der  Öffentlichkeit,  ^füiidliclikeit  und  fireien 
Beweiswürdigung  entschieden.  Länger  wogte  der  Kampf  um  die  Schwur- 
gerichte hin  und  her;  noch  auf  den  Germanisten-Versammlungen  zu  Frank- 
furt a.  M.  1847  und  Lübeck  1848  standen  sich  die  Freunde  und  Gegner 
der  Greschworenen  schrei  gegenüber.  Die  Gesetzgebung  fimd  vor  1848 
nicht  den  Mut,  sidi  den  Reformbestrebungen  rfickhaltlos  za  fügen.  Nur 
in  Einzelheiten  war  man  bereit,  nachzugeben,  um  damit  den  Fortbestand  des 
alten  Prozesses  um  so  besser  zu  sichern.  So  hat  Sachsen  1838  die  außer- 
ordentliche Strafe  beseitigt;  Württemberg  1843  ""^  Baden  1845  haben  an 
die  Stelle  der  positiven  (oben  S.  Z24)  die  negative  Beweistheorie  gesetzt,  so 
daß  der  Richter  eine  Tatsache  nur  dann  als  bewiesen  annehmen  durfte, 
wenn  Beweismittel  von  einer  bestimmten  Beweiskraft  voilagen,  aber  selbst 
in  diesem  Falle  die  Tatsache  nidit  als  bewiesen  annehmen  mußte.  Preußen 
1846  (Gesetz  betreffend  die  bei  dem  Kammergericht  und  dem  Kriminal- 
gericht zu  Berlin  zu  führenden  Untersuchungen)  ging  noch  einen  Schritt 
weiter  und  nahm  den  Grundsatz  der  freien  Beweiswürdigung  auf. 

Die  Revolutionsjahre  brachten  den  völligen  Sieg  des  französischen 
Systems.  In  den  meisten  deutschen  Staaten  ergingen  nach  1848  „refor- 
mierte** Strafprozeßordnungen,  welche  die  Grrnndgedanken  des  franzosischen 
Gesetzes  aufiiahmeo.  Zu  erwähnen  wäre  die  Braunadiweigtsche  Straf- 
prozeßordnung von  1849  (mit  teilweisem  Anschluß  an  das  englische  Recht), 
die  Hannoverische  von  1850  und  die  Preußische  für  die  neuen  Provinzen 
von  1867.  Nur  in  den  beiden  Mecklenburg,  in  Sclinumburg-Lippe  und 
Lippe-Detmold  blieb  man  bei  dem  gemeinen  TiKjuisitidnsprozeß  stehen; 
in  diesen  vier  Staaten  sowie  in  Sachsen -Altenburg  und  Lübeck  fanden 
auch  die  Schwurgerichte  keinen  Eingang. 
Di»  Rakiit-  Unter  diesen  Umständen  war  nichts  anderes  zu  erwarten,  als  daß  audi 
die  bereits  1869  in  Angriff  genommene,  abw  erst  unter  dem  i. Februar  1877 
publizinte  Deutsdie  Strafjprozeßordnung  nebst  dem  Gerichtsverfassungs- 
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gwets  vom  27.  Januar  desselben  Jabres  an  den  GruD^^anken  des  firan^ 

iSsischen  Rechtes  festhalten  würde.  Leider  übertritt  das  deutsche  Gesetz 
aber  sein  französisches  Vorbild  noch  in  dem  Mangel  an  innerer  Geschlossen- 
heit Die  Deutsche  Strafprozeßordnung  ist  nach  längeren  parlamentarischen 
und  außerparlamentarischen  Kämpfen  durch  ein  Kompromiß  der  wider- 
streitenden Parteien  zustande  gekommen.  Das  zeigt  nch  bereits  in  der 
Gerichtaver£usung,  die  die  Freunde  und  die  Gegner  der  Laienbeteüigung, 
die  AnbSnger  des  Scbwurgerichts  wie  die  des  Schöffengerichts  b^edigen 
sollte:  nebeneinander  finden  wir  Schöffengerichte  für  Strafsachen  unterster 
Ordnung;  die  bloß  mit  beamteten  Richtern  besetzten  Strafkammern  für 
Strafsachen  mittlerer  Ordnung;  Schwurgerichte  für  die  schwersten  Ver- 
brechen. Daneben  noch  das  Reichsgericht  als  Gericht  erster  und  letzter 
Instanz  bei  Hoch-  und  Landesverrat  gegen  Kaiser  und  Reich,  sowie  bei 
AusspShui^  nülitSrischer  G^dmoisse^  Dieser  Verschiedenheit  der  in  erster 
Listanz  entscheidenden  Grerichte  entspricht  der  vier&ch  verschiedene  Au^ 
bau  des  ganzen  Verfahrens.  Ihr  entspricht  aber  vor  allem  die  verschiedene 
Gestaltung  der  Rechtsmittel.  Die  Herufung  ist  nur  gegenüber  den  schoffen- 
gerichtlichen  Urteilen  zugelassen;  gegen  Urteile  der  Strafkammern  und 
der  Schwurgerichte  ist  lediglich  die  Revision  gestattet  Zu  dieser  Zer- 
^litterung  des  Strafprozesses  in  eine  ganze  Reihe  von  verschieden  ge- 
stalteten Prozellarten  luHnmt  dann  noch  eine  üb^iaus  klägliche  legislative 
Technik,  ^ihaltlich  wie  formell  gehört  mithin  die  Reichsstrafyrozeft> 
Ordnung  zu  den  am  wenigsten  erfreulichen  Leistungen  unserer  Reichs- 
gesetzgebung. 

Neben  die  bürgerliche  Prozeßordnung  ist  die  Militär-Gerichtsordnung 
vom  I.Dezember  1898  getreten.  Sie  ist  jener  im  allgemeinen  nachgebildet, 
übertrifft  sie  aber  durch  Beseitigung  des  Lröffnungsbeschlusses  wie  durch 
die  tinheitfiche  Regelung  des  Rechtsmittdsv^ahrens,  indem  sie  die  Be- 
rufung gegen  Urteile  der  Standgerichte  wie  gegen  die  erstinstanzlichen 
Urteile  der  Kriegsgerichte  zuläßt,  der  Revision  also  den  Charakter  eines 
die  Sache  in  die  dritte  Instanz  ziehenden  Rechtsmittels  wahrt 

Mit  diesen  beiden  Gesetzen  hat  das  franzosische  Strafverfahren  seinen 
siegreichen  Einzug  auch  in  das  Deutsche  Reich  vollzogen. 

n.  Das  geltende  Recht    i.  Die  allgemeinen  Grundsätze.  Dusmf- 
a)  Das  Wesen  auch  des  deutschen  Strai^Hrosesses  besteht  in  seiner  Ans-  ^^^^^ 
gestaltung  als  ParteiprozeA.  Beleidigung  vmd  Körperverletzungen  können, 
soweit  die  Verfolgung  nur  auf  Antrag  eintritt,  von  dem  Verletzten  im  Wege 

der  Privatklage  verfolgt  werden,  ohne  daß  es  einer  vorgängigen  Anrufung 
der  Staatsanwaltschaft  bedarf.  Dasselbe  gilt  von  einzelnen  Tatbeständen 
des  unlauteren  Wettbewerbs.  In  allen  anderen  Fallen  tritt  die  von  der 
Staatsanwaltschaft  zu  erhebende  Öffentliche  Klage  ein.  Und  zwar  ist 
die  Staatsanwaltschaft  in  der  Regd  ohne  wdteres  zur  Eriiebung  der  Klage 
berechtigt;  nur  ausnahmsweise  ist  ihr  Einschreiten  dadurdi  bedingt,  daß 
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der  Veiletzte  den  Aatng  auf  Verfolgung  stellt  (Antragsdelikte),  so  bei 
Beleidigungen  und  leichteren  Körperverletzungen,  bei  Sachbeschädigung, 
Hausfriedensbruch  usw.  Und  die  Staatsanwaltschaft  ist,  wenn  zureichende 
tatsächliche  Anhaltspunkte  \'orliegen,  zur  Erliebung"  der  Klage  ver- 
pflichtet (Legalitätsprinzip),  mag  die  Tat  auch  noch  so  geringlügig  sein. 
Lehnt  eie  die  Verfolgung  ab,  so  kann  unter  Umständen  die  Entschndong 
des  Obedande^eridits  eiiq[idiolt  werden,  die  für  die  Staatsanwaltschaft 
Inndend  ist  IHese  erhebt  die  Klage,  indem  sie  entweder  in  schwereren 
Fällen  den  Antrag  auf  Eröffnung  der  Voruntersuchung  stellt  oder  aber 
unmittelbar  die  EröflFnung  des  Hauptverfahrens  beantragt.  In  allen  seinen 
dienstlichen  Obliegenheiten  ist  der  Staatsanwalt  an  die  Weisungen  seiner 
Vorgesetzten  gebunden,  so  daß  er  einem  Konflikt  zwischen  diesen  und 
seiner  rechtlichen  Überzeugung  nur  durch  Niederlegung  sdnes  Amtes  en^ 
gdien  kana 

Dem  Verletzten  hat  die  Französische  Stra4>rozefiordnun^  eine  widitige 

prozessuale  Stellung  eingeräumt;  als  partie  civile  unterstützt  er,  mit  selb- 
ständigen Rechten  ausgeriistet,  die  Tätigkeit  der  Staatsanwaltschaft  Das 
hängt  damit  zusammen,  daß  nach  französischem  Recht  der  Ersatzanspruch 
aus  dem  Delikt  im  Strafverfaliren  vor  dem  Strafrichter  verfolgt  werden 
kann  (Adhäsionsprozeß).  Die  Deutsche  ReicbsstrafprozeAordnung  läßt  nur 
in  gewissen  Einzelfällen  den  Verletzten  zur  Geltendmachung  sdnes  »Bufi- 
an^ruchs«*  im  Strafverfahren  zu  und  verweist  un  übrigen  die  Eutscheiduiig 
über  den  Schadensersatz  in  den  Zivilprozefi^  Daher  spielt  die  Nebenklage 
in  unserer  Prozeßordnung  eine  recht  untergeordnete  Rolle;  nur  der  Buß- 
berechtigte, der  durch  die  Erhebung  der  öffentlichen  Anklage  aus  seiner 
Hauptstellung  verdrängte  Privatkläger,  sowie  derjenige,  der  gegenüber 
der  ablehnenden  Haltung  der  Staatsanwaltschaft  beim  Oberlandesgeridit 
die  Eriiebung  der  offenUichen  Klage  herbeigeführt  hat,  kaim  sich  als 
Nebenkläger  neben  dem  Staatsanwalt  konstituieren. 

Der  Begriff  des  Parteiprozesses  setzt  aber  femer  voraus,  daß  nicht 
nur  ein  Kläger  da  ist,  sondern  daß  auch  der  Beschuldigte  als  Prozeß- 
subjekt selbständig  und  sebsttätig  in  die  Gestaltung  des  Prozesses  ein- 
greifen kann.  Zu  diesem  Zwecke  wird  ihm  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen ein  rechtskundiger  Beistand  als  Verteidiger  an  die  Seite  gegeben. 
Zulässig  ist  nach  deutschem  Rdichsrecht  die  Verteidigung  „in  jeder  Lage« 
des  Verfahrens.  Doch  ist  im  Vorverfohren  der  Verkehr  des  Verteidigers 
mit  dem  verhafteten  Beschuldigten  beschränkt  und  auch  das  Recht  der 
Akteneinsicht  wird  dem  Verteidiger  in  diesem  Abschnitt  des  Verfahrens 
nicht  vollständig  gewährt.  Dazu  kommt,  daß  der  V^erteidiger  den  Beweis- 
aufnahmen im  Vorverfahren  nur  ausnahmsweise  beizuwohnen  befugt,  daß 
ihm  daher  jede  emstliche  Einwirkung  auf  die  Klarlegung  des  Sachverhaltes 
entzogen  ist  Notwendig  ist  die  Vertddigung  in  der  schwurgerichtlichen 
Hauptverhandlung  sowie  vor  dem  Reichsgericht  als  erkennendem  Gericht 
erster  Instanz. 
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b)  Der  Stra^rozeft  ist  gfmndsätzlich  vom  ZivilprozeA  verschieden.  In 

diesem  stehen  (Ausnahmen  im  Ehcprozcß  und  einin-m  anderen  Fällen) 
Privatinteressen  in  Frage;  bei  jenem  handelt  es  sich  um  ein  öffentliches 
Interesse,  um  das  Interesse  des  Staates  an  der  Aufrechterhaltimg  der 
Rechtsordnung.  Daher  können  die  Parteien  im  Zivilprozeß  über  den 
gdtendgemaditen  Anspruch  unmittelbar  wie  mittelbar  frei  verfQgen:  zur 
£rhebung  der  Kli^  wird  der  Berechtigte  nicht  gezwungen;  durdi  An> 
erkennung,  Verzicht,  Vergleich  können  die  Parteien  das  Verfahren  jeder- 
zeit beendigen;  der  Richter  darf  nur  die  von  den  Parteien  behaupteten 
Tatsachen  und  nur  die  von  ihnen  angepfebenen  Beweismittel  berück- 
sichtigen; das  ausdrückliche  oder  selbst  stillschweigende  Geständnis  einer 
Tatsache  bewirkt,  daß  diese  beweiskräftig  feststeht  usw. 

Li  allen  diesen  Beziehm^ren  verhält  sich  der  Stra^irozeß  anders.  Zur 
Erhebung  der  ofiientlichen  Klage  (anders  bei  der  PrivalkJage)  ist  der  Staats- 
anwalt verpflichtet  (oben  S.  228);  die  einmal  erhobene  öffentliche  Klage 
kann  nicht  wieder  zurückgenommen  werden;  durch  Geständnis  des  Be- 
schuldigten wird  die  Beweisaufnahme  nicht  ausgeschlossen;  auch  die  von 
den  Parteien  nicht  behaupteten  rechtlich  erheblichen  Tatsachen  hat  der 
Richter  (der  Untersuchungsrichter  wie  der  erkennende  Richter)  von  Amts 
wegen  zu  berücksichtigen;  in  der  Auswahl  der  Beweismittel  kann  der 
Richter  durch  den  Parteiwillen  nicht  beschränkt  weiden.  Man  pflegt  zu 
sagen:  im  ZivitpirozeB  herrscht  die  Dispositionsmaximc,  im  Strafprozeß  die 
Inquisitionsmaxime.  Oder  auch:  im  Zivilprozeß  handelt  es  sich  um  die 
formelle,  im  Strafprozeß  um  die  materielle  Wahrheit.  Eine  wichtige  Folge 
dieses  Grundsatzes  ist  der  Ausschluß  der  sog.  dispositiven  Beweismittel 
im  Strafjprozeß:  es  kann  also  der  Beweis  einer  Tatsache  nicht  auf  den 
Eid  der  Gegenpartei  gestellt  werden. 

Diesem  grundsätzlichen  Unterschied  entqnicht  es,  daA  die  Macht- 
befugnisse des  Richters  im  Strafprozeß  ungleich  grölker  sind  als  im 
Zivilprozeß,  Das  zeigt  sich  zunächst  dem  Beschuldigten  gegenüber.  Dieser 
ist  zwar  nicht  zur  Aussage,  aber  stets  zum  Erscheinen  vor  Gericht  ver- 
pflichtet; bei  Ausbleiben  ist  Vorfuhrungs-  oder  Haftbefehl,  unter  Umständen 
die  Erlassung  eines  Steckbriefes,  zulässig.  £r  muß  sich  ferner  nicht  bloß 
Durchsuchung  seiner  Wohnung  und  seiner  Sachen,  sondern  auch  die  Durch* 
suchung  seines  Körpeis  g^Jlen  lassen.  Den  sdiwersten  Eii^riff  in  die 
Freiheit  des  Beschuldigten  aber  enthält  die  Untersuchungshaft,  die  wegen 
Fluchtgefahr  oder  KoUusions verdacht  verhängt  werden  kann;  einen  dürftigen 
und  verklausulierten  Entschädigungsanspruch  für  unschuldig  erlittene  Unter- 
suchungshaft gewährt  das  Gesetz  vom  14.  Juli  1904.  Die  größere  Macht- 
befugnis des  Gerichts  äußert  sich  aber  auch  dritten  Personen  gegenüber. 
IHe  Stellung  der  Zeugen  und  der  Sachverständigen  ist  zwar  In  beiden 
Prozessen  dies^ba  Aber  nur  im  Strafyrozeß  besteht  eine  al^emeine 
Verpflichttmg  zur  Herausgabe  von  Gegenständen,  die  fOr  die  Untersuchimg 
von  Bedeutung  sein  können;  eine  Verpflichtung,  deren  Erfüllung  durch 
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Beschlagnahme  oder  durch  Zwangsmaßregeln  gesichert  wird.  Es  können 
femer  auch  bei  anderen  Fersooen  als  dem  Beschuldigten  Haussuchungen 
stattfinden;  ob  Unverdächtige  auch  verpflichtet  sind,  ihren  Körper  als 
Augenscheinsobjekt  zur  Verfügung  zu  stellen  (etwa  die  von  ihrem  Mann 
nuBhandelte  Frau),  ist  eine  im  Gesetz  nicht  anadxflfiicEdi  geregelte  und 
daher  sehr  bestrittene  Frage. 
Du  er«tia«tea»  2.  Der  Gang  des  ordentlichen  Verfahrens  in  erster  Instanz 
ucha  VarCduMo.  gestaltet  sich  verschieden,  je  nach  der  Verschiedenhat  des  zur  Urteüs- 
fallung  berufenen  erstinstanzlichen  Gerichts.  Vergegenwärtigen  wir  uns 
zunäch.st  den  Gang  des  Verfahrens  bei  schwurgerichtlichen  Verbrechen. 
Das  Vorverfahren  beginnt  mit  den  Vorerhebungen,  die  der  Staatsanwalt 
sdbst  Vfmdmmt  oder  dordi  die  Pcdizri  und  die  Amtsrichter  vomehroea 
lafit,  um  sich  darüber  Idar  zu  werden,  ob  er  gegen  eme  bestimmte  Person 
wegen  einer  bestimmten  Sache  öffendiche  Klage  erheben  kann  oder  nidit 
Denn  eine  „Anklage  gegen  Unbelcannt«  ist  ausgeschlossen.  Nach  Ab- 
schluß dieses  Ermittelungsverfahrens  stellt  er  entweder  das  weitere  Ver- 
fahren ein  oder  er  erhebt  die  öffentliche  Klage  durch  den  Antrag  auf 
Voruntersuchung.  Diese  wird  von  dem  alljährlich  bei  dem  Landgericht 
zu  bestdlenden  Untersuchungsrichter  eröfifoet,  geführt,  geschlossen.  Während 
der  Voruntersuchung  können  Staatsanwalt  wie  Angeschuldigter  einzelne 
Bewetseihebungen  bei  dem  Untersuchungsrichter  beantragen.  Nadi  Sdiluft 
der  Voruntersuchung  gehen  die  Akten  an  den  Staatsanwalt  zurück.  Dieser 
legt  sie,  wenn  er  nicht  die  Erpfänzung  der  Vonintersuchimg  nach  einzelnen 
Richtungen  hin  wünscht,  mit  seinem  Antrag  der  Beschlußkammer  des 
Landgerichts  (Dreimännerkammer)  vor.  Der  Antrag  kann  auf  Eröffnung 
oder  mchteroffiivmg  des  Hauptverfahrens  gerichtet  sein.  Das  Gericht  ent- 
scheidet auf  Grund  emes  Aktenrefemts.  Es  beschliefit  die  Eröffiinng  des 
Hauptrerfahtensy  wenn  es  den  Angesdioldigten  für  „hinreichend  verdichtig« 
hSlt|  die  Tat  begangen  zu  haben.  Von  diesem  Beschluß  an  heißt  der  An- 
geschuldigte „Angeklagter".  Zugleich  wird  die  Sache  vor  das  Schwur- 
gericht, allenfalls  an  ein  Gericht  minderer  Ordnung,  verwiesen.  Vor  der 
Hauptverhandlung  können  dringende  Beweisaufnahmen  (Augenschein,  Ver- 
nehmung eines  todkranken  Zeugen  usw.)  stattfinden. 

IMe  Hauptverliandlung  vor  dem  Schwurgericht,  dessen  Richterbank 
mit  dem  Vorntzenden  und  zw«  Rid^m  besetzt  ist,  beginnt  mit  der 
Bildung  der  Geschworenenbank  durch  Auslosung  aus  der  SprucUiste,  wo- 
bei die  Parteien  das  Recht  haben,  eine  Anzahl  von  ausgelosten  Personen 
ohne  Angabe  von  GriiiKien  abzulehnen.  Es  folgt  dann  die  Verlesung  des 
Eröffnungsbeschlusses,  die  Vernehmung  des  Angeklagten  und  die  Beweis- 
aufiiahme.  Dann  werden  die  an  die  Geschworenen  zu  richtenden  Fragen 
festgestellt,  Staatsanwalt  und  Verteidiger  halten  ilure  SchlußvortrSge  und 
der  Vofadtzende  erteilt  den  Gesdiworenen  die  für  diese  allerdings  nicht 
bindende  Rechtsbelehrung.  Die  Prozeßordnung  unterscheidet  zwei  Arten 
von  Fragen,  i.  „Schuldfingen*«  („ist  der  Angeklagte  schuldig«  usw.),  von 
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denen  für  jeden  Angeklagten  und  jede  Tat  mindestens  eine  gestellt  werden 
muß.  Neben  der  Hauptfrage  werden  vielleicht  noch  Hilftfragea  gestellt, 
die  auf  eine  von  dem  Er^hungsbesclilufi  abweichende  rechüidie  Beurteilung 
derselben  Tat  (etwa  auf  Betrug  statt  Urkundenfälschung)  gerichtet  nnd. 
2.  „Nebenfragen«  die  auf  „mildenul'  Umstände«,  auf  Umstände,  welche 
die  Strafbarkeit  vermindern,  erhöhen  oder  aufheben,  bei  Jugendlichen  und 
Taubstummen  auf  die  zur  Erkenntnis  der  Straftat  erforderliche  Einsicht  ge- 
richtet sein  können.  Zur  Bejahung  der  Schuldfragen  ist  Zweidrittelmehrheit, 
zu  Verneinung  der  „mildernden  Umstände**  ein&che  Mehrheit  erforderlich. 
Nach  der  Rechtsbdehnmg  ziehen  die  Geschworenen  sich  zur  Beratung  znrSck. 
Ist  ihre  Abstimmung  eifolgt,  so  kehren  sie  in  das  Sitzungszimmer  zurfick 
und  der  von  ihnen  gewählte  Obmann  verliest  in  Abwesenheit  des  An- 
geklagten Frage  und  Antwort.  Wenn  der  Spruch  nicht  an  einem  formellen 
oder  inhaltlichen  Mangel  leidet,  so  daß  die  Einleitung  eines  Rerichtigungs- 
vcrfahrens  erfolgen  muß,  wird  der  Angeklagte  in  das  Sitzungszimmer 
zurückgeführt  und  ihm  der  Sprudi  durch  Verlesung  verkündet  Nun  folgen 
die  Sddttfivorträge  der  Parteien  zur  Straffirage  und  die  UrtnlsfSllung. 
Sind  die  Richter  einstimmig  der  Anrieht,  da6  die  Gresdiworenen  in  der 
Hauptsache  zum  Nachteil  des  Angddagten  sich  geirrt  hi^en,  so  können 
sie  ohne  Begründung  die  Sache  zur  neuen  Verhandlui^  VOT  das  Schwur- 
gericht der  nächsten  Sitzungsperiode  verweisen. 

Vor  dem  Reichsgericht  spielt  sich  das  Verfahren  ebenso  ab,  nur  daß 
die  Zuziehung  der  Geschworenen  entfallt  Im  Verfahren  vor  der  Straf- 
kammer kann,  im  Verfahren  vor  dem  Scho^ngnicht  mufl  die  Voruntei^ 
sudiung  wegfidlen.  Dann  erhd>t  die  Staatsanwaltschaft  auf  Grund  ihrer 
Vorerhebungen  die  öffentliche  lüage  durch  den  unnuttdbaren  Antrag  auf 
ErofiPhung  der  Hauptverfahrens. 

Ein  eigentliches  Versäumnisverfahren  kennt  die  Strafprozeßordnung 
nicht.  Nur  wenn  die  Tat  bloß  mit  Geldstrafe  bedroht  ist,  kann  gegen 
den  Abwesenden  verhandelt  und  auf  Grund  der  Beweisaufnahme  das  Urteil 
gesprochen  werden;  sonst  beschränkt  sich  das  Ver&hren  auf  die  beweis- 
kräftige Feststellung  der  Tatsachen.  B^reiung  von  der  Pflicht,  in  der 
Hauptverhandlung  zu  ersehenen,  wurd  dem  Angeklagten  nur  unter  gewissen 
Voraussetzungen  gewährt. 

3.  Als  Rechtsmittel  kennt  die  Strafprozeßordnung  neben  der  Be-  Di«  *Uck»»- 
sch  werde  gegen  Verfügungen  und  Beschlüsse  die  gegen  das  End  urteil  ge- 
richteten  Rechtsmittel  der  Berufung  und  Revision.  Die  Berufung  kann 
die  Anfechtung  des  Gresamtnrtdis,  sowohl  in  bezug  auf  die  Rechtsfrage 
als  auch  in  bezi^  auf  die  Tatfrage  und  die  Stra£Bumessung  in  rieh  schlieflen, 
so  daß  es  zu  einer  völlig  neuen  Verhandlung  vor  dem  Berufungfsgericht 
kommt,  in  der  neue  Tatsachen  und  Beweismittel  vorgebracht  werden  können 
und  die  nach  den  für  die  erstinstanzliche  Verhandlung  geltenden  Grund- 
sätzen (nur  mit  Beschränkung  der  unmittelbaren  Beweisaufnahme)  vor  sich 
geht.    Die  Revision  dagegen  kann  sich  nur  auf  die  Verletzung  einer 
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Rechtsnorm  stützen,  mag"  diese  Norm  dem  Strafrecht  oder  dem  Straf- 
prozeßrecht oder  einem  anderen  Keclitsgebiet  angehören  (das  VorUegen 
einer  Unterschlagung  kann  davon  abhängen,  wie  die  Bestimmm^ren  des 
bürgerlichen  Rechtos  über  den  Eigeotumsübergang  au^foßt  werdet^.  In 
der  Revisionsinstanz  kann  mithin  nur  die  Rechtsfrage  zum  Gegenstand  der 
Verhandlung  und  Entscheidung  gemacht  werden.  Das  Berufungsgericht 
entscheidet,  wenn  es  der  Berufung  stattgibt,  regelmäßig  zugleich  in  der 
Sache  selbst  und  begnügt  sich  nur  ausnahmsweise  mit  Aufhebung  des 
Vorurteils  und  Rückverweisung  in  die  Vorinsteinz.  Das  Revisionsgericht 
dagegen  wird,  wenn  es  die  Revision  nicht  als  unbegründet  verwirft,  meist 
unter  Aufhebung  des  Urteils  in  die  Vcwinstanz  zurüdcverweisen  und  nur 
ausnahmsweise  in  der  Sache  selbst  erkennen. 

Dem  rechtskräftigea  Urteil  gegenüber  ist  nur  das  Begehren  um  Wieder- 
aufnahme des  Verfahrens  zulässig.  Dieses  kann  darauf  gestützt  werden, 
daß  das  Urteil  auf  einer  begangenen  strafbaren  Handlung  (Fälschung  einer 
Urkunde,  Meineid  eines  Zeugen,  Rechtsbeugung  emes  Richters)  beruht; 
sie  kann  femer  zugunsten  des  Verurteilten  auch  dann  gewährt  werden, 
wenn  neue  Tatsachen  oder  Beweismittel  beigebracht  werden;  zuui^funsten 
des  Freigesprochenen  nur  dann,  wenn  er  vor  Gericht  oder  aufiergexichüich 
ein  glaubwürdiges  Geständnis  abgdegt  hat.  Das  Geridit  hat  zunächst 
den  Antrag  auf  Wiederaufnahme,  unter  Erhebung  der  angegebenen  Be- 
weise, zu  prüfen;  wird  dem  Antrag  stattgegeben  und  kann  der  Verurteilte 
nicht  etwa  sofort  freigesprochen  werden,  so  wird  die  Erneuerung  des  Ver- 
fjahrens  angeordnet,  das  dann  ganz  so  vor  sich  geht,  wie  wenn  es  sich 
um  ein  erstes  Verfahren  liandelte.  Wenn  das  Verfthren  die  Unschuld  des 
froher  Verurtdlten  darbit  oder  den  gegen  ihn  bisher  vorliegenden  Verdacht 
beseitigt,  so  gewährt  ihm  das  Gesetz  vom  sa  Mai  1898  gegen  die  Staats- 
kasse einen  Anspruch  auf  Entschädigung. 
BiMowUra  v«r.  4.  Xebcn  dem  ordentlichen  Verfahren  regelt  die  Prozeßordnung  auch 
ftkinMiidii.  y geschiedene  besondere  Verfahrensarten.  Der  Erlaß  einer  polizeilichen 
Strafverfügung  bei  Übertretungen  ist  durch  die  Reichsgesetzgebung  nicht 
angeordnet,  wohl  aber  zugdassen;  doch  kann  die  Polizdbeh5rde  keine 
andere  Strafe  als  Haft  bis  zu  14  Tagen  oder  Gddstrafe  verhangen.  Der 
Amtsrichter  kann  auf  Antrag  der  Staatsanwaltschaft  ohne  Verhandlung 
(also  ohne  Gehör  des  Beschuldigten)  einen  Strafbefehl  erlassen;  bei  Zoll- 
und  Steuerdelikten  sind  Strafbescheide  der  Verwaltungsbehörde  vorgesehen. 
In  allen  drei  Fällen  hat  der  Beschuldigte  das  Recht,  binnen  einer  Woche 
gegen  die  Strafverfügung  und  den  Strafbescheid  gerichtliche  Entscheidung, 
gegen  den  Strafbefehl  die  Einleitung  des  ordenüidien  Vertahrens  zu  be- 
antn^fen.  Gegen  Abwesende,  die  udi  der  WelupAidit  entzogen  haben,  findet 
ein  summarisches  Kontumazialverfahren  statt  Es  kann  endlich  die  Einziehung, 
Vernichtung  oder  Unbrauchbarmachung  von  Gegenstanden  auch  ohne  die 
Verfolgung  einer  bestinunten  Person  in  einem  sog.  objelctiven  Verfahren 
ausgesprochen  werden. 
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5.  Ober  die  Strafvollstreckung  enthält  die  Stra^rozeßordnung  nur  sinf 
wenige  unzusammenhäng^mde  Bostimmuncff  n.  Das  praktisch  weitaus  wich- 
tigste  Gebiet,  die  Vollstreckung-  der  iTeiheit.sstrafen,  ist  reichsrcchtlich 
überhaupt  so  gut  wie  gar  nicht  geordnet  Das  seit  dreieinhalb  jalirzelmten 
im  Reichstag  oft  begehrte  Reichsgesetz  über  den  Vollzug  der  Freiheits- 
strafen ist  Hs  heute  ein  frommer  Wunach  geblieben,  dessen  Verwirldichung 
in  weiter  Föne  liegt 

III.  Neue  Ideen?  Wer  mit  uns  die  Entwicklung  des  Strafrechts  Refor» 
bis  zum  Beginn  des  neuen  Jahrhunderts  verfolgt  hat,  der  wird  nicht  leugnen 
können,  daß  aus  dem  wogenden  Kampf  der  Meinungen,  daß  aus  all  der  aiom  o*biat 
Unklariieit  und  Kleinhchkeit  des  Schulgezänks  große,  klare,  iruchtver- 
hdfiende  Gredanken  hervorgewachsen  ^d,  ein  Programm  systematisch 
geschlossener  Einzelfordenmgen,  um  das  weiter  gerungen  werden  kann 
und  weiter  gerungen  werden  wird.  Für  das  Gebiet  des  Strafprozesses 
läßt  sich  das  gloichn  nicht  behaupten.  Zwar  sehen  wir  auch  hier  die 
gärende  Unzufriedenheit  mit  dem  geltenden  Recht  Aber  die  Abänderungs- 
vorschläge beschränken  sich  auf  einzelne  Punkte  von  verhältnismäßig  unter- 
geordneter Bedeutung.  Und  selbst  auf  diesem  bescheidenen  Gebiet  ist 
von  tmer  Klarung  der  Ansichten  noch  nichts  zu  merken.  Ich  kann  midi 
daher  darauf  beschränken,  auf  ehiige  dieser  einzdnen  Punkte  aufinetkaam 
zu  machen. 

Die  Zerfahrenheit  unserer  Gresetzgebung  bei  Zusammensetzung  der 
erstinstanzlichen  Gerichte  erheischt  dringend  baldige  Abhilfe.  Ks  ist  auf 
die  Dauer  nicht  möglich,  Schöffengerichte,  rechtsgelehrte  Strafkammern 
imd  Schwurgerichte  nebeneinander  bestehen  zu  lassen.  Aber  über  die 
Richtung  der  Reform  gehen  die  Meinungen  heute  noch  weit  auseinander, 
und  es  ist  nicht  abzusehen,  in  wacher  Richtung  die  Entwicklung  er- 
folgen wird. 

Daß  die  Zuziehung  von  „Laien"  nicht  mehr  rückgängig  gemacht 
werden  kann,  unterliegt  keinem  Zweifel.  Damit  ist,  wenn  die  Zusammen- 
setzung der  Gerichtskörper  nach  einheitlichen  Grundsätzen  erfolgen  soll, 
den  bloß  mit  beamteten  Richtern  besetzten  Strafkammern  das  Todesurteil 
gesprochen.  Es  wird  sich  bloß  darum  handeln  können,  ob  die  Schoffen- 
geriditsverfossung  für  Strafindien  aller  Ordnungen  (mit  Ausnahme  selbst- 
verständlich des  ReidlSgerichts)  durchgeführt  werden  SOtL  Dafür  spridl^ 
daß  im  Schwurgericht  das  Laienelement  nicht  zu  seiner  voUen  Geltung 
kommt,  da  der  Geschworene  nur  über  die  Schuldfrage  zu  urteilen  hat  und 
auch  hier  jedes  einheitliche  Zusammenwirken  von  Richtern  und  Ge- 
schworenen ausgeschlossen  ist,  während  der  Schöffe  mit  dem  beamteten 
Richter  an  allen  prozessualen  Beschlüssen  (über  Beweisaufnahme  usw.) 
sowie  an  der  Strafinimessung  mit  gleichem  Stimmredit  beteiUgt  ist  Ob 
aber  diese  juristisch  technischen  Grunde  schwer  genug  ins  Gewicht  fallen, 
um  der  auf  politischen  Erwägungen  beruhenden  Volkstümlichkeit  der 
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Schwurgerichte  gegenüber  den  Ausschlag  zu  geben,  erscheint  als  äußerst 

zweifelhaft. 

Eine  tiefgehende  populäre  Strömung  verlangt  die  Zulassung  der  Be- 
rufung gegen  alle  strafgerichtlichen  Urteile  der  ersten  Instanz.  Auch 
hier  aber  stellen  sich  der  Verwirklichung  dieses  Wunsches  tedinische 
Bedenken  in  den  Weg.  Die  Unmittelbaikeit  der  Beweisaufitahme  wird 
schon  wegen  des  größeren  Sprengds  der  Berufui^sgefichte  hier  viel 
schwerer  durchzuführen  sein  als  bei  den  Gerichten  erster  Instanz;  ein  Be- 
rufungsurtoil  aber,  das  sich  ganz  oder  zum  Teil  auf  den  Akteninhalt  und 
nicht  auf  die  Beweismittel  selbst  gründet,  hat  nicht  mehr  sondern  weniger 
Wert  als  das  Urteil  der  ersten  Instanz.  Dazu  kommt,  daß  die  Gestaltung 
des  Rechtsmittelverfahrmis  unlösbar  zusammenhängt  mit  der  erstutstanz« 
liehen  Gerichtsverfassung.  Wirken  Laien  bei  allen  eratinatandichen  Urteilen 
mit,  so  kann  man  die  Berufung  nicht  gut  an  die  bloß  mit  Beamten 
besetzten  Obergerichte  leiten. 

Derselben  Unsicherheit  begegnen  wir,  wenn  wir  die  Vorschläge 
nach  einer  Umgestaltung  des  Vorverfahrens  mit  Einschluß  der  Versetzung 
in  den  Anklagezustand  ins  Auge  fassen.  Auch  hier  herrscht  in  allen  un- 
befangenen Kreisen  die  Überzeugung,  daß  £e  heutige  Gestattm^  der 
Voruntersuchung  ebenso  unhaltbar  ist  wie  die  Einrichtung  des  Eroflhungs- 
ver&hrens.  IMe  VcMuntersuchung  versagt  dem  Ai^jeschuld^fera  und  seinem 
Verteidiger  die  Einwirkung  auf  die  entscheidenden  Beweisaufnahmen;  sie 
macht  den  Untersuchungsrichter  zum  unmittelbaren  Nachfolger  des  alten 
Inquirenten,  indem  sie  ihm  die  Sammlung  des  Belastungs-  wie  des  Ent- 
lastungsmaterials und  zugleich  die  richtige  Abwägung  des  Ergebnisses 
fiberträgt;  sie  fuhrt  zu  einer  Vergeudung  der  Kraft,  indem  sie  dem  Staat»> 
anwalt,  der  ja  auch  für  die  Besdiaffung  des  Enüastungsmaterials  zu  sorgen 
hat,  die  gleiche  Aufgabe  wie  dem  Untersuchungsrichter  überträgt;  sie  ge- 
fährdet durch  die  Gestaltung  der  Untersuchungshaft  die  Freiheit  des  An- 
geschuldigten. Und  welchen  Wert  soll  ein  EröfFnungsbeschluß  haben,  der 
auf  (rrund  eines  von  dem  Referenten  erstatteten  aktenmäßigcn  Berichts 
ergeht  und  alle  Verantwortung  dem  erkennenden  Richter  überweist?  So- 
bald aber  die  Frage  aufgeworfen  wird,  was  an  Stelle  des  gegenwärtigen 
Verfahrens  zu  setzen  sei,  ob  man  den  Untersuchungsriditer  und  mit  ihm 
die  ganze  gerichtlidie  Voruntersuchung  beseitigen  oder  aber  diese  refikr- 
mieren  solle,  ist  eine  Übereinstimmung  der  Meinungen  nicht  mehr  zu  er- 
zielen. 

Über  die  mangelnde  technische  Vorbildung  unserer  kriminalistischen 
i'raktiker,  Staatsanwälte  und  Richter  wird  seit  Jahren  geklagt.  Die  Ver- 
folgung, die  Untersuchung,  die  Aburteilung  der  Verbrechen  liegt  in  den 
Händen  von  Juristen,  denen  die  Kenntnis  des  Verbrecherlebens,  die  Ein- 
AtSht  in  das  Getriebe  der  Industrie,  des  Handels,  des  Bank-  und  Börsen- 
wesens, denen  die  einfachsten  Erfahnmgstatsachen  der  Psychologie  und 
Psychiatrie,  denen  aber  auch  die  Fertigkeit  in  der  Aufsuchung  und  Fest* 
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Stellung  der  Spuren  des  Verbrechens  yoVäg  mangtüL  Die  beste  Arbeit 
wird  noch  von  der  Kriminalpolixei  gdeistet  Ohne  diese  wäre  unsere 
Strafjustiz  völlig-  lahmgelegt  Aber  vergebens  ist  eine  berufsmäßige  Aus- 
bildung der  Richter  und  Staatsanwälte  von  den  verschiedensten  Seiten 
verlangt  worden;  vergebens  haben  Hans  Groß  und  andere  das  gesamte 
für  e&n»  soldie  Vorbildung  erforderiiche  Ibterial  zusammengetragen  und 
die  „Kriminalistik«'  zu  Mner  sdbständigen  V^ssenschaft  eihoben:  es  ist 
alles  l>eim  alten  geblieben  und  auch  nicht  das  leiseste  Anzeidien  sjuicht 
dafOr,  daß  es  in  absehbarer  Zeit  besser  werden  sollte. 

So  hat  auf  dem  Gebiete  des  Strafprozesses  das  iq.  Jahrhundert  es 
nicht  einmal  zu  einer  klaren  Problemstellung,  g-cschweige  denn  zu  einem 
Programm  gebracht  Hier  bleibt  für  das  Jahrhundert,  in  dem  wir  leben, 
so  gut  wie  alles  m  tun. 

Zunächst  freilich  hat  es  den  Anschein,  als  sollte  die  nächste  Zukunft 
uns  eme  Umgestaltung  unseres  StralVerfalirens  bringen,  die  in  Neben- 
punkten einzelne  Verbesserungen  einfuhrt,  in  der  Hauptsache  aber  es  bei 
dem  bi.sher  unerfreulichen  Zustand  beläßt  Das  kann  uns  nicht  wunder- 
nehmen. Der  Strafprozeß  dient  der  Durchsetzung  des  Strafrechts.  Erst 
wenn  auf  diesem  Gebiete  die  neuen  Ideen  die  Anerkennung  und  Aus- 
fuhnmg  durch  den  Gesetzgeber  gefunden  haben  werden,  dürfen  wir  er- 
warten, dafi  auch  das  Ver&hren,  das  wir  heute  Stra^rozefi  nennen»  eine 
wesenüicfa  neue  Grestaltung  gewinnt  Ob  dann  mit  dem  Wesen  der  Sache 
nicht  auch  die  Bezeichnung  sich  ändern  wird,  ob  die  Ausübung  der  ge- 
sellschaftlichen Schutzfunktion  nicht  völlig  neue  Organe  und  durchaus  neue 
Formen  aus  sich  herausbilden  wird  —  wer  vermöchte  das  heute  schon  zu 
sagen? 
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KIRCHENRECHT. 


Vom 
Wilhelm  Kahl. 

Einloitunjr.   Die  Anfange  kirchlicher  Rechtsbildung'  bis  zum  Gcburts-  GMckkhdide 
jähr  der  Staatskirche  (.380)  sind  in  einer  früheren  Abteilung  dieses  Werkes 
(Teil  I,  Abt  4:  'Die  christliche  Religion')  von  Adolf  Hamack  beschrieben. 

Anderthalb  Jahrtausend  liegt  zwischen  Jenem  Kirchourecht  des  Theo- 
donus  und  der  Gregenwart  Es  umsdifieftt  in  die  Breite  und  Tiefe  eine 
imenneßlich  reiche  Entwickelung. 

Zeitlich  fast  zusammenfallend  mit  der  (rründung'  der  Staatskirche 
war  die  Teilung  des  romischen  Reiches  geschehen  (395).  Die  ersten  Um- 
risse der  künftigen  Trennung  eines  morgen-  und  abendländischen 
Kirchenrechts  treten  hervor,  dort  mit  der  Quelle  in  Byzanz,  hier  in  Rom. 
^dgültig  haben  sie  sich  erst  in  der  Mitte  des  11.  Jahrhunderts  geschieden. 
Der  hierdurch  geschaffene  Gegensats  aber  ist  im  graflen  und  ganzen  noch 
jetzt  durch  das  griechisch-lcaüioliscfae  und  das  römisch-kaüiolische 
Kirchenrecht  dargestellt. 

Tm  Abendlande  selbst  trat  knapp  ein  Jahrhundert  nach  der  Reichs- 
teilung ein  Umsturz  aller  Besitzverhältnisse  ein  und  ver\'ielfä.ltigte  die  Ent- 
wickelungskreise  des  Kirchenrechts.  Das  weströmische  Kaiserreich  wird 
zerstSrt  (476).  Die  Kirche  und  ihr  Recht  stehen  fortan  nidit  mdur  unter 
der  schützenden  Einheit  des  Imperium.  I^e  leben  in  verschiedenen  Staats- 
körpem.  Sie  treten  in  den  diristianiaierten  germanischen,  romanischen 
und  nordischen  Reichen  unter  sehr  verschiedenartige  Entwickelungs- 
bedingimgen  des  Volks-  und  Staatstums.  Es  ziehen  sich  erstmalig  die 
Kreise  eines  nationalen  Kirchenrechts.  Gleichwohl  bleibt  seine  grund- 
sätzliche Einheit  noch  für  ein  Jahrtausend  gewalirt  Der  inzwischen  zur 
Anerkennung  gelangte  römische  Primat  und  das  kanonische  Recht 
liaben  sie  gerettet 

In  den  belierradienden  Biittelpunkt  aller  abendlSndischen  Staaten- 
bildungen  war  die  fränkische  Monarchie  getreten  (4861.  ihr  bilden 
und  schließen  sich  auch  die  Kreise  eines  künftigen  deutschen  Kirchen- 
rechts. An  der  harten  Eigenart  des  Merowingerreiches  schienen  zwar 
vorerst  die  päpstlichen  Primatialansprüche  noch  zu  scheitern.  Aber  schon 
unter  den  Karolingern  dringt  durch  Bonifatius  (680 — 755)  das  römisdie 
Khrchenrecht  siegreich  vor.  Sein  Siegeszug  wird  nicht  aui|^halten  durch 
die  Trennung  des  Frankenreiches  selbst  (887).  Gegenteilig  gewinnt  es  in 
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der  ostfränldadieii  Hüfte»  im  älteren  deutschen  Heidi,  eJneii  neuen 

Stützpunkt  in  dem  seit  Otto  dem  Grrofien  mit  dem  deutschen  Kon^ftum 
dauernd  verbundenen  römischen  Kaisertum  (q6  3).  Diese  Realunion  verhilft 
dem  kanonischen  Recht  zu  seiner  Stellung  als  Weltrecht.  Zwar  tritt 
ihm  beschränkend  bald  ein  selbständiges  deutsches  Reichskirchenrecht 
und  seit  Ausbildung  der  Landeshoheit  ein  vielgestaltetes  territoriales 
Kirchenrecht  zur  Seite.  Auch  muB  es  in  manchen  Staaten,  vorab  in  der 
ehemals  wesüichen  ReichshiUte,  in  Frankr^ch,  zuzeiten  gewaltig  um 
seine  Herrschaft  ringen.  Aber  die  Nationalität  hat  auch  hier  die  Univer- 
salität nicht  aufzulösen  vennocht.  Das  kanonische  Recht  bleibt  das 
Kirchenrecht  des  Mittelalters  schlechthin. 

Zerbrochen  wird  diese  Ein-  und  Alleinherrschaft  erst  durch  die  Refor- 
mation, staatsrechtlich  anerkannt  seit  1535.  Das  protestantische 
Kirchenrecht  tritt  eb.  Nunmehr  eröffnen  sich  wiederum  neue  EaU 
wickelungskreise.  Drei  Tatsachen  bestimmen  ihre  Bewegung  und  Be- 
grenzung: die  mit  der  Reformation  notwendig  geschehene  Losung  der  Ein> 
heit  von  Staat  und  Kirche,  die  konfessionolle  Scheidung  innerhalb  des 
Protestantismus,  der  Dualismus  im  deutschen  Staatensystem. 

Durch  die  Lösung  der  Einheit  ist  fortan  die  Entstehung  und  Aus- 
bildung einer  interkonfessionellen  Staatskirchengesetzgebung  be- 
dingt Durch  die  inneikirchlich  konfessionelle  Spaltuqg  entstehen  die 
selbständigen  Kreise  eines  lutherischen  und  reformierten  Kirchen- 
rechts, welche  anfangs  gegensätzlich  auseinanderstreben,  um  sich  erst  im 
1 9.  Jahrhundert  in  den  Unionen  wieder  zu  nähern.  Durch  den  Dualismus 
des  Staatensystems  endlicli  sondern  sich  endgültig  die  Kreise  eines  ge- 
meinen und  partikulären  Kirchenrechts.  Das  partikuläre  erhält  und 
behält  das  Übergewicht  So  schon  im  älteren  Reich,  Seine  Gesetzgebung 
hat  nch  kirchenrecfadich  mit  dem  Westfälischen  Frieden  (1648)  wesentttch 
ersdiöpft.  Sein  letztes  Gesetz,  der  ReichsdeputationshauptschluB  (1803), 
hat  mehr  nur  auflosend  in  die  bestehende  kirchenrechtliche  Ordnung 
eingeg^fFen.  Im  Rheinbund  (1806 — 1813)  und  Deutschen  Bund  (18 15  bis 
1866)  blieb  alles  Kirchenrecht  partikulär.  Im  neuen  Reiche  konkurrieren 
wieder  Reichs-  und  Landeskirchenrecht. 
Aa^ba.  Ich  wiederhole:  ein  weiter  und  verschlungener  Weg  vom  Kirchenrecht 
der  romischen  Staatsktrche  durch  das  heilige  r&nische  Bjekh  deutscher 
Nation  bis  ins  neue  Reich.  Ihn  zu  durchwandern  ist  hier  die  Mogfichkmt 
nicht  Nur  eben  wenige  auf  der  Höhe  stehende  Grrenzsteine  mußten  den 
äußeren  Gang  der  Entwickelung  weisen.  Denn  auch  das  Kirchenrecht  ist 
nur  als  geschichtlich  gewordener  und  bedingter  Bestandteil  des  Kultur- 
lebens der  Gegenwart  zu  verstehen.  Seine  Würdigung  in  dieser,  wie  die 
Bestimmung  seiner  Ziele  für  die  Zukunft,  hat  sich  gewissenhaft  diese  ge- 
schichdiche  Gebundenheit  vor  Augen  zu  halten.  Beide  ermangehi  sonst 
der  Unbefangenheit  in  Kritik  und  Prognose.  Die  hier  gestellte  Au%abe 
umiafit  aber  nicht  die  Gesddchte  selbst»  sondern  ihr  in  lebendiger  Ai^ 
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Wendung  sich  darstellendes  Resultat:  das  geltende  Recht  Auch  dieses 
nur  in  den  großen  Querdurchschnitten  seiner  aktuellen  Probleme,  mit 
Ausschluß  des  unermeßlichen  Details.  Die  Art  und  Weise  der  Lösung 
dieser  Aufgabe  wird  sich  näher  aus  dem  Begriff  des  Kirchenrechts  und 
der  Eigenart  seiner  Quellen  ergeben. 

Kirchenrecht  Im  Sinne  der  Gegenwart  ist  die  iufiere  Cremeinschafts-  b«» 
Ordnung-  der  kirchengesellBchafUidi  gefiederten  Bekenner  der  christUdien 
Offenbarung. 

Als  christliche  Gemeinschaftsordnung  schließt  es  von  seinem  Gegenp 

Stande  aus  das  heidnische  Relipfinnsrecht  und  das  jüdische  Kultus- 
recht. Das  Kirchenrecht  ist  seinerseits  nur  ein  Teil  des  Religionsrechts 
überhaupt 

Als  Gwneinschaftsmdnung  der  kirchengesellschaftltch  geglie- 
derten Bdcenner  der  chrisdichen  Offenbarung  trägt  es  einerseits  kon- 
fessionellen Charakter  katholisches,  evangelisches  Kirchenrecht)  und 

bedingt  anderseits  den  Aussddufi  der  inneren  Lebensordnung  von  christ- 
lichen Sekten.  Letzteres,  weil  es  an  der  zur  Inanspruchnahme  des  Kirchen- 
attributs erforderlichen  Universalität  gebricht  Ersteres,  weil  die  Kirche 
der  Gegenwart  nicht  mehr  als  einheitlicher  Rechtskörper  besteht 
Die  KIrdie  als  Hnheit  ist  Gegenstand  des  Glaubens,  aber  nicht  KeaUÜLt 
in  der  sichtbaren  rechtlichen  Erscheinung.  Das  schlieflt  nicht  ans,  daB 
gleichwohl  inhaltiüch  übereinstimmendes  Recht  in  den  Konfessionskirchen 
bestehe.  Solches  kann  beruhen  auf  geschichtlicher  Erbschaft,  auf  Satzung 
durch  den  Staat  oder  auf  spontaner  Eincrleiheit  der  Rechtsbedärfiusse. 
Aber  nirgends  auf  Einheit  des  Kirchentums. 

Als  äußere  Gcnioinschaftsordnung  ist  die  Ordnung  der  Kirchen 
wesentlich  und  notwendig  Rechtsordnung.  Als  solche  hebt  sie  sich  von 
der  lediglich  der  innerlidien  Welt  der  Oberzeugung  und  des  Glaubens 
angehOTigen,  daher  unkontrollierbaren  und  nicht  gegebenenfiüls  durch 
Zwang  realisierbaren  rein  moralischen  und  religiösen  Lebensordnung 
der  Kirchen  ab.  „Das  Recht  steht"  nicht  „im  Widerspruch  mit  dem 
Wesen  der  Kirche"  (gegen  Sohm).  Nur  wird  allerdings  der  Zusammen- 
hang von  Kirche  und  Recht  mit  weittragenden  Folgerungen  verschieden 
vcm  Katholizismus  und  im  Protestantismus  hergestellt  Denn  während  die 
katholische  Kirche  als  eine  mit  bestimmter  Zwecksetzung  und  monarchischer 
Ver&ssung  gottlich  gestiftete  Anstalt  schon  nach  ihrem  Lehrbegriffe 
Rechtsordnung  an  und  in  sich  trägst,  tritt  die  evangelische  Kirche  ledig- 
lich mit  dem  Anspruch  geschichtlich-empirischer  Notwendigkeit  in  die 
alle  sittlichen  Leben.skreise  der  Menschen  beherrschende  Rechtsordnung 
ein.  Auf  eben  diese  Verschiedenheit  in  der  Auffassung  des  Verhältnisses 
der  Kirche  zum  Recht  fuliren  sich  alle  Grrunddifferenzen  kadiolischer  und 
evangelischer  Kirchenordnung  zurüdc 

Als  Gemeinschafts  Ordnung  für  Bekenner  der  durisdichen  Offen- 
barui^  entwidcelt  das  Kirdienrecht  notwendig  eine  Lebensordnung  nach 
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zweifacher  Richtung:  fOr  das  Ganze  und  für  die  Einzebien.  Sein  objektiver 
Inhalt  wie  seine  wissenschaftliche  Lehre  gliedern  sich  hiernach  in  das 
Recht  vom  Kirchenorg-anismus  und  von  der  Kirchcnmitgliedschaft. 
Dieses  betrifft  Begründung,  Wirkungen  und  Beendigung  des  Mitglied- 
schaftsverhättniasea.  Jenes  scheidet  taxh,  in  das  kirchliche  Verfassungs- 
itnd  Regierungs  recht,  je  nachdem  es  den  Kircfaenorganismus  vonsdten 
der  Stabifitit  seiner  Orgaaisatian,  oder  nadi  der  Seite  seiner  T&tigkeit 
jEur  Erfüllung  der  kirchlichen  Zwecke  rechtlich  bestimmt 

Endlich  wird  der  Gegenstand  dieser  Gemeinschaftsordnung  und 
damit  der  Begriff  des  Kirchenrechts  abschließend  differenziert  durch  die 
Tatsache  der  Eingliederung  der  Kirchen  in  den  Staat  Dadurch  entsteht 
ein  doppelter  Normenkreis.  Ein  solcher,  welcher,  auf  der  autonomen 
rechtsbildenden  Tätigkeit  der  Kirchen  allehi  beruhend,  nur  deren  innere 
GemeinschaftsveihSltnisse  mm  Gegenstände  hat  und  daher  allein  auch 
mit  kirchlichem  Rechtszwang  und  Rechtsschutz  sich  durchzusetzen  vermag. 
Daneben  ein  solcher,  welcher  vom  Staate  ausg-eht  und  daher  allein  auch 
unter  die  Garantien  seiner  Rechtsverwirklichung  tritt.  Dahin  entfallt  not- 
wendig ein  Dreifaches.  Die  Privatrechtsorduung  in  der  Kirche,  durch 
welche  deren  Stellung  als  Vermögensrechtssubjekt  geregelt  wird.  Ihre 
Verhältnisbestimmung  zum  Staat,  d.  h.  Art  und  MaA  ihrer  rechtlichen 
Freiheit  und  Unterordnung  im  Staat  Zuletzt  das  Rechtsverhältnis  der 
Kirchen  untereinander.  Die  beiden  letzteren  Gruppen  von  Rechts- 
regeln werden  gfemeinhin  unter  der  Bezeidmung  „Staatskirchenrecht«' 
zusammengefaßt 

Für  die  nachfolgende  Darstellung  ist  um  ihres  besonderen  Zweckes 
willen  der  Aufbau  in  der  Art  gewälilt,  daß  er  mit  der  internen  Ordnimg 
des  Kircfaenofganismus  sdbst,  d.  L  Kirchenvefüissung  und  Regierung 
ginnt,  demnächst  auf  die,  die  kirchlichen  und  staatlichen  Kreise  durcb> 
dringenden  Rechtsverhältnisse  der  einzelnen  Kirchenglieder  und  der 
Kirchengesellschaften  untereinander  sich  erweitert,  und  endlich  mit  der 
das  Ganze  umspannenden  Verhältnisordnung  von  Kirchen  und  Staat  schließt 
Q«:«u«a.  Die  Quellen  des  Kirchenrechts  sind  zunächst  solche,  welche  es  der 
Art  nach  mit  allem  Rechte  weltlichen  Ursprungs  teilt:  Gewohnheit  und 
G«MiDMmi.  Gesetz.  Das  Gesetzesredit  bdierrscht  weit  überwiegend  die  Gegenwart 
Durch  seine  reiche  Entwidedung  hat  sich  das  Sachgebiet  der  in  der 
bloßett  Obuni^  der  Kirchenglieder  unmittelbar  sich  äußf  rnden  und  be- 
hauptenden Produktivität  des  rechtlichen  Gemeinschaftsgeistes  erheblich 
eingeengt.  Das  Gewohnheitsrecht  führt  zumeist  nur  noch  ein  bescheidenes 
Dasein  in  der  Beschränkung  auf  einzelne  Rechtsverhältnisse  oder  im 
Kreise  kleinerer  kirchlicher  Verbände.  Das  Gesetzesrecht  seinerseits  fließt 
teils  aus  khrdilicher,  teils  aus  staatficher  Quelle. 

Eine  gemeinsame  kirchengesetzliche,  aus  der  vorreformatorischen 
Zeit  übernommene,  daher  interkonfessionelle  Rechtsquellc  ist  das 
Corpus  Juris  Canonici,  dessen  Haiq»tteil  die  in  der  Mitte  der  Rechta- 
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Sammlung  eine  Eniheit  bfldenden  drei  offiziellen  päpsdidieii  Dekretalen- 
sammlungen  Gregors  IX.  (1234)»  Bonifaz  Vm.  (1296)  imd  Clemens  V.  (13 13) 
sind.  Ihre  formale  Grehimg  fOr  das  bürgerliche  Rechtsgebiet  haben  de 
verloren.  Kirclienpesetzlich  gfilt  das  C.  J.  C.  insoweit,  als  seine  An- 
wendung* nicht  durch  die  spätere  Kirchengesetzgebung"  beschränkt  oder 
aufgehoben,  in  der  evangelischen  Kirche  außerdem  nicht  durch  die  inner- 
liche Konsequenz  stillschweigend  ausgeschlossen  ist  Im  weiteren  sind 
die  Idrdiengesetdidien  Rechtsquelloi  kon^BSdonell  getrennt 

Zentrale  Idrchengesetdidie  Rechtsqudlen  des  katholischen  KirchenF  KtA-VtAm- 
rechts  sind  die  Beschlüsse  der  ökumenischen  Konzilien  und  die 
päpstlichen  Erlasse.  Von  den  beiden  nachreformatorischen  Konzilien 
hat  das  Tridentinum  {1542/63)  die  Scheidung-  zwischen  Katholizismus 
und  Protestantismus  im  Gebiete  des  Glaubens  vollendet  und  in  166  sog. 
Keformationsdekreten  die  kanonische  Rechtsordnung  in  allen  wesentlichen 
Teilen,  darunter  namentiidi  das  Eherecht  (sessio  XXIV)  revidiert,  das 
Vaticanum  (1869/70)  die  Verftssuag  der  Kirche  im  Veihaltnis  von  Papsl^ 
Konsil  und  Bischöfen  im  Geiste  der  bidierigen  Entwickelung  durch  die 
Dogmen  der  UnfeUbarkolt  und  des  Universalepiskopates  abgeschlossen 
(const.  Pastor  aetemus  vom  18.  Juli  1870).  Die  päpstlichen  Erlasse  teilen 
sich  nach  ihrer  Form  in  Bullen,  Breven  und  Enzykliken.  Unter  diesen  hat 
die  Encyclica  Quanta  cura  vom  8.  Dezember  1864  mit  dem  syllabus  erro- 
rum  nostrae  aetaüs,  dnem  Verzdchids  von  80  angeblichen  ZeitirrtQmem, 
am  schSr&ten  die  nuttelalterlidien  Hohdtsanqirüche  der  kathdlisdien  Kirche 
verwahrt  (s.  u.  V)  und  ihre  grondsitzfich  ablehnende  Stellung  zur  modernen 
Kultur,  soweit  sie  nicht  selbst  jenen  Ansprüchen  dienstbar  wird,  fest- 
gelegt. Partikuläre  kirchengesetzliche  Rechtsquellen  sind  die  Beschlüsse 
von  Provinzialsynoden,  d.  h.  Versammlungen  der  SulTraganbischöfe  einer 
Kirchenprovinz  unter  dem  Erzbischof,  die  bischöflichen  Verordnungen  und 
die  Statuten  gewiss«  ndt  dem  Rechte  der  Autonomie  ausgestatteten  kirch- 
lichen Korporationen,  wie  der  Domkapitel  und  geistiichen  Gesdlschaften. 

Alles  kirchengesetzliche  Recht  der  evangelischen  Kirche  in  Deutscb- 
land  ist  landeskirchliches  Recht  Denn  eine  rechtlich  verfaßte  deutsdie ^^""•""^ 
Nationalkirche  gibt  es  nicht.  Zwar  hat  sich  das  Bedürfnis  eines  organi- 
schen Zusammenhangs  der  deutschen  evangelischen  Landeskirchen  seit 
Mitte  des  19.  Jahrhunderts  mit  immer  wachsender  Stärke  angemeldet.  Es 
hat  aber  zuletzt  im  November  1903  votH&aSg  nur  zu  dnnr  fielen  Vertretung 
derKhpchenregimentsbehörden  im  sog.  „Deutschen  Evangelischen  Kircheup 
ausschuA"  gefOhrt,  als  einem  Organe  gegenseitiger  unverbindlJdier  Veiw 
standigung  ohne  administrative  oder  legislative  Zuständigkeit  Die  landes- 
herrlichen und  städtischen  Kirchenordnungen  des  16.  und  1 7.  Jahrhunderts 
haben  mit  verschwindenden  Ausnahmen  ihre  Geltung  verloren.  Bis  in 
die  erste  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  wurden  in  tcrritorialistischer  Auffassung 
die  RechtsvethSltidtte  der  deutrchen  evangelischen  Landeakirdien  zumeist 
durch  Akte  der  Staatsgeseta^bung  festgestdit  Erst  mit  Ausbildung  der 
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Kircheng«neinde-  und  Synodalver&ssungen  ist  an  Stelle  dieser  staats- 
gesetzlichen Ordnungen  des  Kirchenwesens  ein  selbständiges  Kirchen- 
gesetzgebungsrecht  getreten.  Hiemach  sind  heute  die  wichtigsten  Ent- 
stehungsquellen des  geltenden  evangelischen  Kirchenrechts  die  durch  ver- 
fassungsmäßiges Zusammenwirken  von  Landes-(General-)Synoden  und 
Kirchenregiment  zustande  kommenden  Kirchengesetze  L  e.  S.  Dar» 
unter  kimunen  in  Betradit  die  von  den  Inhabeni  des  Kirdienregiments 
ergehenden  kircUiGfaen  Verordnungen,  die  Erlasse  derKirdienregimenti^ 
bdufden  und  die  Statuten  der  kirchHchen  Ortsgemeinden  und  Synodal- 
verbände. 

Staatsgesetzliche  Quellen  des  Kirchenrechts  sind  Reichs-  imd 
Landesgesetzgebung-,  Zwar  enthält  die  Reichsverfassung  vom  i6.  April 
1871  keine  unmittelbare  kirchenrechtliche  Kompetenzbestimmung.  Dahin- 
gdiende  Anträge  wurden  aus  durcfaschlagendem  Grfinden  des  Rechtes  und 
der  Politik  1870  schon  vom  ver&ssungsberatenden  Reichsti^,  und  wieder- 
holt 1900  aus  Veranlassung  des  Toleransantiags  von  der  Reidisregierung 
abgelehnt  Gleichwohl  wurde  mittelbar  die  Reichsgesetzgebung  durch 
die  dem  Reich  vorbehaltene  Zuständigkeit  über  das  Vereinswesen,  die 
Staatsangehörigkeit,  das  gesamte  bürgerliche  Recht,  das  Strafrecht,  den 
Prozeß,  das  Mihtärwesen  und  Kolonialrecht  vielfach,  weun  auch  nur  ge- 
legentlich und  in  sich  zusammenhangslos,  zum  Erlasse  von  staatskirchen- 
rechtlichen  Bestimmungen,  teils  interkonfessionellen,  teils  koofessiooell 
beschränkten  Inhalts,  veranlaAt  Das  Ganze  des  staatakirchenrechtlichen 
Syatmns  in  den  Einzelstaaten  wird  organisch  durch  die  Landesgesetz- 
gebung geordnet  In  der  Regel  ist  das  Verhältnis  dies,  daß  die  Landes- 
verfassungen die  durch  Spezialgesetze  vervollständigten  Grundzüge 
des  Staatskirchenrechts  enthalten.  So  enthält  in  Preußen  die  Maigesetz- 
gebung von  1873  mit  ihren  Novellen  die  verspätete  Ausfuhrung  zu  A.  12  ff. 
der  VeifiRssung  vom  31.  Januar  1850,  in  Bayern  das  Reiigionsedikt  von 
1818  di«  Ausführung  zu  f  9  der  gleichzeitigen  Ver&ssung.  Ahnlich  in 
allen  deutschen  Einzelstaaten. 

Auch  Verträge  sind  Quellen  des  Kirchenrechts.  Während  freilich 
innerhalb  der  evangelischen  Landeskirchen  durch  die  Identität  der  Subjekte 
von  Kirchen-  und  Staatsgewalt  in  der  Person  des  Landesherren  eine  Rechts- 
bildung auf  der  Grundli^e  vertragsmäßiger  Festsetzungen  zwischen  Staat  und 
Kirche  ausgeschlossen  ist,  bilden  dagegen  eine  besondere  Quelle  fOr  die 
rechtlichen  Beziehungen  der  katholischen  Landeskirchen  zu  den  Staaten 
die  Konkordate  und  Circumscriptionsbullen.  Letztere  umschreiben 
die  kirchliche  Einteihmg  eines  Landes  und  enthalten  Bestimmungen  über 
Amtsorganisationen  und  Staatsleistungen.  Jene  schließen  daneben  auch  die 
prinzipielle  Grenzregulierung  zwischen  Staat  und  Kirche  von  ihrem  Inhalte 
nicht  aus.  Ihre  staatsrechtliche  Wirksamkeit  beruht  aber  ausschließlich  auf 
der  Tatsache  und  Autorttitt  staatlicher  Publikation.  (Bayerisches  Konkordat 
vcm  5.  Juni  1817,  staatlich  pubHziffit  als  Anhang  zum  Rdjgionsedikt  vom 


Digitized  by  Google 


2t,  Kai  18x8.  CännimseriptioiislMille  De  sahite  animanrai  für  FreuAen  vom 
16.  Juli  1821,  b«8tittgt  durch  Kabiaettsofder  vom  23.  August  1821.) 

Ist  aber  überhaiqit  die  Entstehung-  des  Kirchenrechts  auf  Rechts-  OflMmic. 
quellen  weltlichen  Ursprunges  beschränkt?  Hat  nicht  auch  die  göttliche 
Offenbarung,  auf  welcher  die  Stiftung  der  Kirche  beruht,  einen  Anteil 
an  der  kirchlichen  Rechtsbildung?  Der  Protestantismus  verneint,  der 
Katholizismus  bejaht  die  Frage.  Ihm  ist  die  Heilige  Schrift  Rechts- 
qnelle.  IKHe  ^  dies  sdum  fBr  die  vorrefonnatorisdie  KiiChe  durch  uup 
nuttelbare  ReproduktUm  alttestamentlichen  Rechtsstoffes  oder  mittelbar 
durdi  vorbildliche  Aneignung  mosaischer  Rechtsideen  geworden  war,  so 
ist  auch  das  Neue  Testament  für  die  katholische  Kirche  der  Gegenwart 
grundlegende  Rechtsquelle  geblieben.  Alle  wesentlichen  Bestandteile  ihrer 
Gemeinschaftsordnimg  sind  darin  festgelegt  Auch  im  Gebiete  des  Rechtes 
habe  Gott  sich  ordnend  offenbart  Viele  Aussprüche  Christi  oder  der 
Apostel  enthielten  einen  unmittelbar  gesetsgeberiadien  Willen  (Matdi.  16 19, 
18 18,  Ephea.  2  ao->sa^  i.  Kor.  1 2  laff.  u.  a.).  So  besitit  die  kathoUache  Kirche 
ein  wahrhaftiges  Jus  divinum,  um  seines  Ursprunges  willen  unver- 
änderlich, also  auch  der  Disposition  irgendeiner  außerhalb  der  Kirche 
stehenden  menschlichen  Gewalt  entzogen.  Diese  ganze  Gedankenreihe  hat 
der  Protestantismus  bewußt  und  gnmdsätzUch  abgelehnt  Ihm  ist  alle  Rechts- 
erzeugung, auch  in  der  Kirche,  freie  Tätigkeit  des  menschlichen  Geistes, 
Produkt  geschicbdidier  £ntwidcelang. 

Diese  nntenchiedliche  Stellni^  mr  Offenbarung  als  Recfataquelle 
ist,  wie  schon  ehmal  gestreift,  der  springende  Punkt  in  der  DiflFerenzienmg  ^ff* {j^fiTTT 
von  katholischem  und  evangelischem  Kirchenrecht  geworden.  Das  Jus  • 
divinum  hat  den  spezifisch  rechtsgesetzlichen  Charakter  des  katholischen 
Kirchenwesens  hervorgebracht  Das  Jus  divinum  hat  den  Bau  der  katholi- 
schen Kirchenverfassung  von  der  Grundlage  des  Klerikerstandes  bis  zur 
Spitze  des  Primats  angerichtet  Das  Jus  divinum  hat  die  MaditfBUe  der 
Kirchengewait  und  die  abeolute  Gehorsamspflicht  der  Kirchenglieder  be> 
gründet  Das  Jus  divinum  hat  die  Norm  für  das  Verhältnis  der  katholischen 
Kirche  zum  Staat  geliefert  Das  Jus  divinum  endlich  schließt  im  letzten 
Chrunde  alles  in  sich  ein,  was  im  Gebiete  des  Glaubens  und  des  Rechtes 
die  Trennung  zwischen  Katholizismus  und  Protestantismus  bewirkte  und 
fortdauernd  bewirkt 

Damit  ist  «uch  der  durchgreifend  leitende  und  fObrende  Gedanke  f3r 
die  weitere  Darstellung  in  diesem  Werke  gegeben.  SoU  daa  Kirchenfecfat 
als  geisteswissenschaftliches  Kulturgebiet  der  Gegenwart  zum  Verständnis 
kommen,  dann  ist  erforderlich  und  ausreichend,  jeweils  diejenigen  Gesichts- 
punkte herauszuarbeiten,  welche  im  Gebiete  der  kirchlichen  Verfassung 
und  Regierung,  des  Rechtslebens  der  Kirchenglieder  sowie  der  Beziehungen 
der  Kirchen  untereinander  und  zum  Staate  grundsätzlich  das  Verhält* 
nis  von  Katholisismns  und  Protestantismus,  sei  es  verbindend, 
sei  es  trennend,  bedhigen  oder  bestimmen. 

16» 
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Katb.  Kirchm.        L  KircheiiTerfassungf.  i.  IMe  Verfassung  der  katholischen  Knche 
2^2111^    ^^'^^^  grundlegend  durch  die  Scheidung  aller  Kirchenglieder. in  den  Stand 

des  Klerus  und  der  Laien  bestimmt  Die  verfassune^srechtliche  Be- 
deutung dieser  sozialen  Gliederung  liegt  darin,  daß  alle  Kirchengewalt 
ausschließlich  im  Klerikerstande  ruht  Er  ist  die  regierende,  der  Laien- 
stand die  gehorchende  Kirche.  Das  GrondproUem  evangelisdier  Veiw 
fassung,  das  Gemeindepriiizip,  sdiddet  aus. 

Jene  Kirchengewalt  selbst  hat  eine  doppdte  Biditmig*  Sie  ist  Weihe- 
gewalt (potestas  ordinis),  sofern  sie  die  Vollmacht  zur  Vennittelung  des 
göttlichen  Heiles  zum  Inhalte  hat.  Sie  ist  Regierungsgc%valt  (potestas 
jurisdictionis),  soweit  sie  sich  auf  die  äußere  Leitung-  der  Kirche  bezieht 
WaUiocavait  Von  beiden  Richtungen  der  Kirchengewalt  ist  die  erster e  die 
primäre.  Ihr  Besitz  ist  Voraussetzung  für  die  Teilnalmie  an  der  Jurisdiktion. 

Erworben  wird  dieWdhegewalt  durch  die  Ordination,  ^ebenfiwh  ge- 
fiedert wirkt  sie  für  jede  Stufe  ^  ihr  allein  eigent&mfiche  spritoelle 
Befähigung.  Dadurch  bildet  sich  die  Hierarchie  der  Weihegewalt  mit  der 
Unterscheidung  der  niederen  (Ostiariat,  Lektorat,  Kxorzistat,  Akoluthat) 
und  der  höheren  (Subdiakonat,  Diakonat,  Fresbyterat)  Weihen.  Das 
Priestertum  ist  der  höchste  Ordo,  mit  der  Befähigung  zur  Darbringung 
des  Opfers.  Nur  eine  quantitative  Steigenmg  innerhalb  seiner  ist  die 
bischöfliche  Konsekration,  wdche  die  Ordinadonsgewalt  selbst,  die 
Befihigung  xor  Fortpflanzung  des  sacerdotium,  verleiht 

Mit  der  Ordination  i.st  die  Ausscheidung  aus  dem  Laienstande  bewirkt 
Der  Ordinierte  ist  rechtlich  berufener  Mittler  zwischen  Gott  und  dem  ge- 
meinen Christenvolk  geworden.  Er  hat  einen  character  spiritualis  er- 
halten. Dieser  Charakter  ist  für  die  beiden  oberen  Stufen  der  ordines 
unvertUgbar,  indelebilis.  Zugleich  ist  mit  dem  Eintritt  in  den  Kleriker- 
stand der  Erwerb  der  geis^chen  Standesrechte  und  die  Über- 
nahme der  geistlichen  Standespflichten  verbunden.  Jene  freilich  dnd 
in  ihrem  bürgeriich  anerkannten  Umfang  erheblich  eingeschränkt;  der 
kanonische  Anspruch  weitestgehender  „Immunität"  ist  in  der  neueren 
Staatsgesetzgebung  wesentlich  auf  gewisse  Vergünstigungen  hinsichtlich 
der  Übernahme  von  Ehrenämtern  und  der  Militärdienstpflicht  zurückgeführt 
Unter  den  Standespflichten  ist  der  sozialrechtlich  bedeutsamste  der  Zölibat 
Nach  deutschem  bürgerlichen  Recht  bildet  zwar  die  Ordination  ein  Ehe- 
hindemis  nicht  Als  kirchliche  Ordnung  aber  besitzt  der  ZoUbat  die  stü^ 
schweigende  staatliche  Anerkennung.  Von  Anfang  an  abgelehnt  von  der 
griechischen,  neuestens  wieder  aufgegeben  von  der  altkatholischen  Kirche, 
hat  er  im  römisch-katholischen  Kirchenwesen  denjenigen  Dienst  geleistet^ 
welchen  schon  Gregor  VIL  von  ihm  erwartete.  Durch  die  Loslösung  von 
der  FamiUe  hat  er  das  Priestertum  als  eine  jederzeit  im  Dienste  der 
Ifierarchie  verf&gbare  Macht  reserviert  und  anderseits  in  eben  dieser  Iso- 
lierung durdh  die  Glorie  einer  dherweltUchen  Sittlichkeit  seinen  Einfluß 
auf  Familie  und  Vcrfkstum  unermeßlich  verstärkt 
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Innerhalb  des  Klerikerstandes  erbaut  sich  hinausragend  über  die  Re(ierag>- 
Hierarchie  der  Weihegewalt  die  Hierarchie  der  Jurisdiktion,  der 
Regierungsgewalt.  An  ihrer  Spitze  steht  kraft  göttlichen  Rechtes  der 
durch  Walü  der  Kardinäle  berufene  Papst  Sein  primatus  jurisdictionis 
umfiiBt  nach  außen  die  Vertretung  der  Kirche,  nach  innen  die  höchste 
gesetzgebende,  gesetzvoUriehende  und  richterliche  GewalL  Sein  primatus 
honoris  enthält  die  als  geistlichem  Monarchen  ihm  zukommenden  Ehren- 
rechte. Kirchenstaat  und  staatliche  Souveränität  sind  ihm  durch  die  Ein- 
nahme Roms  am  20.  September  1870  entzogen.  Dagegen  sind  durch 
das  italienische  Garantit'ngesetz  vom  13.  Mai  1871  alle  zur  absoluten  Un- 
abhängigkeit m  Ausübung  der  ku-chlichen  Regierungsgewalt  erforderlichen 
Freihdten  gewShrldstet  Im  internationalen  Verkehr  werden  ihm  sogar  die 
Ehren  der  völkerrechtlichen  SouverSnitit  zuerkannt  Der  durch  Kardinals- 
kollegium,  Kurialbehörden,  Kongregationen,  Organe  des  diplomatischen 
Verkehrs  usw.  unendlich  reich  und  vielgestaltig  gegliederte  Amtsorganismus 
des  Papstes  bildet  in  seiner  Einheit  die  römische  Kurie.  In  Unter- 
ordnung unter  den  Primat  sind,  gleichfalls  nach  göttlichem  Recht,  die 
Bischöfe  zum  Regiment  über  eine  Diözese  berufen.  Zwischen  Papst 
'und  Bisdiöien  stehen  als  hierarchische  Jifittelstufen  kraft  menschUdien 
Rechtes  die  Erzbisch  öfe  oder  Metropoliten  als  diejenigen  Bischöfe,  wdch^ 
soweit  nicht  Exemtionen  bestehen  (exemte  Bistümer:  Breslau,  Ennland, 
HUdesheim,  Osnabrück,  Straflburg,  Metz),  neben  dem  Besitz  ihrer  eigenen 
Diözese  zur  Regierung  über  mehrere  in  eine  Kirchenprovinz  vereinigte 
Diözesen  (Erzbistümer:  Freiburg  für  die  oberrheinische  Kirchenprovinz, 
Köln,  Gnesen-Posen,  München-Preising,  Bamberg)  berufen  sind.  Terrae 
missionis,  in  welchen  eine  «rdendidie  bischöfliche  JurisiUktion  nicht  ein- 
gerichtet ist,  werden  durdi  apostolische  Vikare  und  Delegaten  (wie  etwa 
Brandenburg  durch  Breslau)  versorgt  Ständige  bischöfliche  Behörden 
sind  die  Domkapitel,  Gehilfen  der  Jurisdiktion  u.a.  die  Generalvikare, 
der  Weihegewalt  die  Woihbischöfe.  Der  bischöfliche  Behördenorganismus 
ist  im  übrig^en  partikularrechtlich  verschieden  gcorthiet.  In  Unterordnung 
unter  den  Bischof  endlich  üben  die  Pfarrer  mit  ihren  Hilfsorganen  über 
die  Kirchenglieder  einer  Parochie  die  Weiherecfate  und  die  ihnen  bischof- 
lich flbertragenen  lokalen  Jurisdiktionsbefugiüsse  aus. 

Auch  repräsentative  Gliederungen  des  Kirchenorganismus  können  KanOto. 
nach  katholischem  Verfassungsprinzip  nur  durch  den  Klerus  herzustellen 
sein.  Sie  beruhen  aber  auf  allen  Stufen  nicht  Jure  divino  und  zählen  zu 
den  außerordentlichen  Mitteln  der  Kirchenleitung.  Selbst  die  oberste 
Stufe,  das  ökumenische  Konzil,  auf  welchem  sich  der  Episkopat  als 
Einhdt  darstellt,  hat  indessen  dmtk  die  neuere  Rechtsentwickdhmg  das 
alte  verfassungsrechtliche  Gewicht  verloren.  Denn  wahrend  bei  allen 
mittelalteriiciien  Gegensätzen  des  Episkopal-  und  Papalsjntems  doch  immer 
unbestritten  das  ökumenische  Konzil  die  höchste  Repräsentation  der  Kirche 
bildete  und  hinsichtlich  der  Lehre  den  wahren  consensus  ecclesiae  vertrag  ist 
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durch  die  Vatikanischen  Dekrete  doginatisch  festgelegt,  daß  der  Papst  als 
Universalbischof  in  seiner  Person  alle  Einzelgewalten  der  Kirche  reprä- 
sentiert, und  daA  er  kraft  der  Unfehlbaricett  in  allen  definitiones  ex  cathedra 
fär  sich  aUein  die  Kirche  auch  in  ihrer  höchsten  Lehrgewalt  vertritt  Das 
okmneniBdie  Konzil  ist  daher  rechtlich  überflfissig  gewonten  oder  hodutens 
ein  feierlicher  Appomt  lur  Stütze  päpiStUcher  Entscheidungen  geblieben. 
Das  Vatikanum  hat  mit  dieser  Entrechtung  des  ökumenischen  Konzils  die 
katholische  Kirche  eines  geschichtlich  bewährten  Mittels  zur  Überwindung 
innerer  Krisen,  wie  einer  Häresie  des  Papstes  oder  des  Eintritts  eines 
Schisma,  beraubt 

QMidM  In  der  genossenschaftlichen  Gliederung  der  Orden,  Kongregationen 
fl«iii«fciww.  ^  itoofratemitSten  sctdiefit  sich  die  Ver&asiing  der  katholiacfaen  Kirche 
ab.  Unter  einer  bestinunten  regula  können  sich  Kleriker  und  Laien, 
Männer  und  Frauen  in  diesen  geistlichen  Gesellschaften  zum  Zwecke 
individueller  Religiositätspflege  oder  der  Förderung  allgemein  kirchlicher 
Aufgaben  frei  vereinigen.  Die  kirchenpolitisch  hervorragendste  Bedeutung 
haben  die  geistlichen  Orden  dadurch,  daß  in  ihnen  die  immerwährenden 
feieriichen  Grdfibde  der  Aimut,  Keuschheit  und  des  Gehorsams  absulegen 
sind.  Im  Verhältnis  sum  Staat  und  durch  dessen  Gesetzgebung  sind* 
auf  Grund  imiversalgeschichtlicher  Erfahrungen  in  allen  Kulturstaaten  die 
geistlichen  Gresellschaften  hinsichtlich  ihrer  Zulassung  (Jesuiten,  R.G.  vom 
4,VIL  1872,  §  i^,  hinsichtlich  der  bürgerlichen  Wirkung  der  Ordensgelübde 
und  im  Zusammenhang  damit  hinsichtlich  ihrer  Erwerbs-  und  Vermögens- 
fähigkeit (Amortisationsgesetze)  beschränkt. 

2.  In  aUem  Wesei^chen  wdcht  grunda&bdich  die  evangelische 
^"''»'^    KirchenverfiMSsnng  ab.   Ihre  Elemente  sind  das  geistliche  Amt,  die 
Gemeinde  und  das  Kirchenregiment 

Im  Ausgangspunkte  abgelehnt  ist  von  der  Reformation  die  sozial» 
EvMg.  i^en-  rechtliche  Gliederung  in  Kleriker-  und  Laienstand.  Es  gibt  im  neuen 
Bunde  und  in  Christi  Reich  kein  spezifisches  Priestertum.  Alle  haben 
unmittelbaren  Zugang  zu  Gott  Alle  können  den  Dienst  am  Evangelium 
versehen,  soweit  allein  die  innerliche  Befähigung  im  VeriUUtnis  zu  Gott 
in  Frage  kommt  Aber  mcht  alle  sollen  es  tun.  Die  Ordnung  fordert 
Bestellung  efaies  ständigen  Organs,  in  welchem  das  allgememe  Priestertum 
zu  geregelter  Ausübung  kommt  Dieses  Org^an  ist  das  geistliche  Amt 
Der  Akt  der  Vollmachtserteilung  zur  Ausübung  des  allgemeinen  Priester- 
tums  im  Namen  der  Kirche  heißt  auch  hier  Ordination.  Sie  ist  Voraus- 
setzung für  die  Übertragung  des  geistlichen  Amtes.  Aber  nach  Inhalt 
und  Wirkung  unterscheidet  ^  sidi  von  der  kathoUsdien.  Sie  ist  das 
rediflidie  Zeugnis  der  Kirche  fiber  ^e  wissenschafffich  und  bdcenntois- 
miftg  erbrachte  Befähigung  zur  Führung  eines  geistlichen  Amtes,  mn 
in  gottesdiensdtche  Formen  gekleideter  Jurisdiktion  eller  Akt  Daher 
keine  macrischen  Wirkungen,  kein  spiritueller  Charakter,  keine  Grade 
geistlicher  Begabimg,  keine  Stufen  der  Ordination.   Daher  hier  auch  ein 
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andtter  Skm  in  der  UniefBdieidung  von  geistlichem  Stand  und  Laienslaiid. 
Im  l^nn  der  kalholiBciien  Kirdie  eine  Differenz  spiriturfler  B^Shigxug, 
bisr  malt  Verschiedenheit  jurisdiktioneller  BerediUgung.  Daher  endlidi 
hier  auch  keine  unüberbrückbare  Kluft  in  der  sozialen  und  sittlichen  Lebens- 
ordniing  der  Geistlichen  und  Laien,  für  jene  kein  kirchlicher  Anspruch 
auf  besondere  Immunität,  keine  rechtsgesetzliche  Gängelung"  bis  ins 
kleine  und  einzelne,  kein  Breviergebet,  kein  Zölibat,  und  statt  kasuistischer 
Ausprägung  des  deccmmi  dericale  der  Appell  an  die  Freiheit  des  per- 
sonlichen Pflicht-  mid  VerantworÜichkdtsbewttBtsra»  vor  Gott  und  der 
Gemeinde.  Nach  aUedmn  stdit  ddd  in  der  evangelischen  Kircshenordami^ 
der  geistliche  Beruf  als  Einheit  im  Pfarramte  dar.  Die  rechtliche 
Ordnung  des  evangelischen  Pfarramts  seihst  ist,  soweit  das  Verhältnis  zu 
Parochie  und  Parochianen  in  Betracht  kommt,  mit  einigen  Besonderheiten 
nach  kanonischem  Vorbild  geregelt  geblieben.  Die  spezifisch  kirchliche 
Amtsgrewalt  des  Püurers  imi&At  die  Verwaltung  von  Wort  und  Sakrament 
In  den  TätSglcdten  der  SuBeilich  rechtlichen  Leitung  ist  das  nreite  Veiv 
fiusui^iselement,  ist  die  Gemeinde  betmligt 

So  wesentlich  die  Grnmdlegung  evangelischer  Kirchenverfiassung  im  cemeiiid»- 
geistlichen  Amt,  so  notwendig  ihr  weiterer  Aufbau  aus  dem  Gemeinde- 
prinzip.  Gemeinde  im  weitesten  Sinne:  als  die  Einheit  des  evan- 
gelischen Laienstandes.  Geistliche  und  Laien  sind  zu  organischem 
Zusammenwirlcen  im  Dienste  der  Kirche  berufen.  Seine  positivrechtliche 
Ausgestaltung  findet  dieser  Grundsatz  in  der  repnuentativen  Otganisation 
der  kirchlichen  Ortagemeinden  und  der  Synodalverb&nde.  In  der 
„Presbyterial-  und  Synodalverfassung"  der  reformierten  Kirche  von  Aniiang 
als  Ausgang  gewählt,  hat  das  Gemeindeprinzip  in  den  lutlierischen  und 
unierten  Gebieten  der  „Konsistorial-",  d.  h.  rein  kirchenregimentlichen  Ver- 
fassung, erst  durch  die  Entwickelung  des  19.  Jahrhunderts  Bestand  ge- 
wonnen. Unter  den  deutschen  evangelischen  Landeskirdien  haben  sich 
ihm  vollständig  nur  die  beiden  MecUenbuig  versagt  Alle  fOMrigen  haben 
durch  Verbindung  des  GMnmndeprinaps  mit  d«n  Oiganismua  des  lande»- 
herriichen  Kirchenregiments  die  sog.  „gemischte  Verfassungsform** 
angenommen. 

Hiemach  sind  auf  unterer  Stufe  die  Ortsgemeinden  zunächst  durch  Oraf  ■todw. 
ihre  Gemeindekirchenräte,  Presbyterien,  Kirchenvorstände  usw.  zu  den 
Aufgaben  der  lokalen  Kirchenregierung,  als  Aufsichtsfuhrung,  Kirchen- 
xuchty  Armen-  und  Krankenpflege,  Vexmogensverwaltnng  usw.  berufen. 
In  gewissen  Angdegenheiten,  wie  wicfatigefen  Akten  der  Vennogens- 
verwaltung,  Bau-  und  Umlage wesen,  Aufstellung  der  Etats,  Ausübung 
der  Autonomie,  auch  Pfarrwahlen,  ist  außerdem  in  kleineren  Gemeinden 
die  Urversammlung  der  wahlberechtigten  GemeindegUeder,  in  größeren 
eine  Gemeindevertretung  oder  Repräsentation  beteiligt  Wahlrecht  und 
Wählbarkeit  zu  diesen  Köiperschaften  ist  durch  kirchliche  Qualifikation  im 
Gmste  evangelischer  Freiheit  bedingt  Das  Verhältnis  beider  Organe  xum 
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g^eistlichen  Amt  bestimmt  sich  durch  den  Gruntfsatz,  daß  das  Pfarramt 
den  ordnungsmäßigen  Mittelpunkt  aller  kirchlichen  Tätigkeit  in  der 
Gemeinde  bildet.  Daraus  ergibt  sich  einerseits,  daß  die  Ortsgeistlichen 
selbst  notwendige  Mitglieder  aller  Gemeindekörperschaften  sind,  anderseits, 
daA  grundsätzlich  der  Pfiurrar  in  seiner  qwafisch  geistlichen  Amtstätigkeit 
▼on  den  Gemeindef»ganen  unabhängig  bleibt  Die  oiganisterte  Orts- 
4yMdM.  gemeinde  bildet  die  Grundlage  fOr  die  nach  oben  in  den  Synoden  sich 
fortsetzende  und  abschließende  repräsentative  Gliederung  der  Kirche.  Un- 
entbehrliche Stufen  difiser  aus  Laien  und  Geistlichen  zusammengesetzten 
evangelischen  Synoden  bilden  die  Kreis-  oder  Diozesan-  und  die  Landes- 
oder Generalsynoden.  In  Preußen  schieben  sich  nach  den  besonderen 
geschichtlichen  Bedingungen  der  Landeskirdie  noch  die  Frovinzialsynoden 
ein.  NatuigemSß  bilden  die  Gemeindeorgane  die  Wahlk&per  fBr  die 
unteren  und  diese  hinwiederum  solche  für  die  oberen  synodalen  Stufen, 
woneben  gnmdsätzlich  für  die  Landessynoden  auch  die  Vertretiuig  der 
evangelisch-theologischen  Wissenschaft  zu  fordern  ist  Mit  Unrecht  wird 
jenes  Wahlverfahren  als  sog.  „Fütriersystem"  getadelt.  Gegenteilig  kann 
es  allein  dem  Geist  des  Kirchenwesens  entsprechend  sein,  welchem  jede 
demagogische  Massenwirtschaft  widerstrebt  Nur  dafSr  ist  gewissenhaft 
Sorge  zu  tragen,  daß  auf  allen  synodalen  Stufisn  auch  die  Minoritäten 
entsprechende  Vertretung  finden.  Als  maßgebendes  Prinzip  für  die  Zu- 
ständigkeitsverteilung ist  anzusehen,  dafi  die  Kreissynoden  vorwiegend 
als  Körper  der  kirchlichen  Selbstverwaltung  der  Kreisgemeinden,  die 
Provinzialsynoden  zur  Bewahrung  der  provinziellen  Eigenart  iniierlialb  der 
landeskirchlichen  Einheit,  die  Generalsynoden  dagegen  als  Organe  der 
Obexau^cht  über  alle  Tätigkeiten  der  kircfalichen^Verwaltung,  als  Faktoren 
der  landeskirchlichen  Gesetzgebung  und  als  Vertretungskorper  der  Landes- 
kirchen nach  außen  berufen  sind. 
ijindp»hcrriichc$  Ihre  SpitzB  findet,  nicht  mit  prinzipieller  Begründung,  sondern  ledig- 
Kkcbeoragimeat. ]^3f^  geschichtUchor  Entwickelung,  die  evangelische  Kircheaverfassung 
in  den  Landeskirchen  der  deutsch -monarchischen  Staaten  im  landes- 
herrlichen Kircheuregituent  (Jus  in  sacra).  Erwerb  und  Verlust  der 
landesherrlichen  Kirdiengewalt  vollziehen  sich  unterschiedslos  nach  den 
Regeln  fiber  Erwerb  und  Veriust  der  Staat^walt  Insbesondere  kann 
hiemach  die  Konfession  des  Landesherm  einen  Untersdiied  für  den 
Besitz  der  Kirchenge walt  nidlt  begründen.  Immerhin  ist  die  ältere  rein 
territorialistische  Aiiffassungsweise  verlassen.  Dies  tritt  darin  hervor,  daß 
in  Landeskirchen  unter  katholischem  Landesherrn  die  Ausübung  der  dem 
Träger  des  Kirchenregiments  persönlich  vorbehaltenen  Kechte  (Jura  in 
Sacra  res«rvata)  besondere  kirchlichen  Instanzen  zu  relativ  selbstindigrar 
Wahrnehmung  übertragen  ist;  so  in  Bayern  und  Sachsen,  und  für  die 
Zukunft  in  Württemberg.  Der  im  angeblichtti  Namen  der  kirchlichen 
Freiheit  gelegentlich  noch  immer  versteckt  oder  ofifen  gegen  das  landes- 
hexrUche  Kirchenr^giment  geführte  Kampf  v«rrät  Mnen  bedauerlichen 
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Mangel  an  Verständnis  für  das  geistliche  Wesen  der  evangelischen  Kirche 
und  die  Realität  der  geschichtlichen  Erfahrungstatsachen.  Jenes  tritt  wahr- 
haft nicht  in  dem  Streben  nach  rechtlicher  Macht  und  Unabhängigkeit  in 
die  Eracheinung.  Diese  haben  das  landedierriiche  Kirchenr^iment  als 
llfittel  zur  Eriudtnng  der  evangeUachen  VoUcskirche  erkennen  und  schätzen 
gelehrt  Unter  dem  Landesherm  wird  die  kirchliche  Verwaltung  von  den  Kircbao- 
in  den  größeren  Landeskirchen  hierarchisch  abgestuften  kollegialen 
Kirchenregimentsbehördon  geführt.  Sie  sind  aus  Geistlichen  und 
kirchlich  bewährten  Liiien  zusammengesetzt  Xicht  selten  ertönt  der  Ruf: 
hinaus  mit  den  „Juristen"  aus  den  Konsistorien,  aus  der  Regierung  der 
Kirche.  Erfohrene  Leute  sagen,  daß  mn  ausschließlich  von  Geistlichen 
gehandhabtes  Kjrchenr^[iment  noch  viel  juristischer,  bureaukratischer  und 
päpstlicher  sich  gestatten  würde.  Zu  den  gdsttlchen  Mitgliedern  der 
Konnstorien  gehören  vif  Ifach  Generalsuperintendenten.  Der  ihrem 
Amt  zugjunde  liegende  Gedanke  ist  nicht  irgendwie  eine  Analogie  mit 
dem  Bischoftum,  sondern  vielmehr  der,  daß  durch  sie  die  kollegiale  Tätig- 
keit der  Kirchenregimentsbehörden  eine  Ergänzung  üude  überall  da,  wo 
es  auf  das  Einsetzen  der  Persönlichkeit,  mit  dem  Bewufitsdn  und  dem 
Einfluß  der  persönlichen  Verantwordichkeit  ankommt  In  Preußen  sind  im 
Gebiet  der  Landeskirche  der  neun  älteren  Provinzen  die  Pro^dnzial» 
konsistorien  dem  Evangelischen  Oberkirchenrat,  in  den  neueren  Provinzen 
die  Konsistorien  dem  Kultusminister  unterstellt.  Den  Abschluß  im  Orga- 
nismus des  landesherrlichen  Kirchenregiments  bilden  endlich  die  einem 
kirchlichen  Kreise  (Diözese)  vorgesetzten,  bald  kirchenregimentÜch  er> 
nannten,  bald  synodal  gewählten  Superintendenten  (Ddcane),  welchen 
in  der  Regel  neben  der  Fuhrung  des  P&namts  bestimmte  jurisdüctifmdle 
Funktionen  vorbehalten  sind.  Die  oiganisdie  Verladung  von  Kirchen- 
regiment und  Synoden  wird  durch  die  neueren  Verfassungsgesetze  in  der 
Art  hergestellt,  daß  auf  allen  Stufen  die  Synodalvorstände  für  wichtige 
Fragen  der  Kirchenregierung,  so  namentlich  auch  bei  Entscheidungen 
über  die  Irrlehre  von  Geistlichen,  zu  einheitlichen  Kollegien  mit  den 
Kirchenregim^tsbehörden  verbunden  sind. 

n.  Kirchenregierung.  Die  im  Gebiete  des  Rechtes  spezifisch  her-  Kirchea 
vortretenden   Funktionen    der  Kirchenregierung    sind    die  Vermögens- 
Verwaltung,  die  Ämterbesetzung  und  die  Aufrechterhaltung  der  Kirchen- 
ordnung. 

I.  Unter  ihnen   ist  die  Vermögensverwaltung   die    äußerlichste  v 
Funktion.    Zugleich  diejenige,  an  welcher  prinzipielle  Gegensätze  der 
Kirchen  uch  am  wenigsten  entwidcelt  haben.  Hat  doch  auch  die  katholische 
Kirche  die  Mitwhrkung  des  Laienelements  hier  unbedenUich  eingeräumt. 

Die  Kirchen  bedux^  der  wirtschaftlichen  Güter  zur  Deckung  ihrer  Real- 

imd  Personalexigenz.  Als  Vermögensrechtssubjekte  treten  sie  zunächst 
notwendig  unter  die  Privatrechtsordnung  des  Staates.   Sie  unterliegen 
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hier  hinsichtlich  der  Bedingungen,  der  Formen  und  des  Maßes  des  Ver- 
mögenserwerbs (Amortisationsgesetze)  den  Vorschriften  des  bürgerlichen 
Rechtes.  Aber  es  ergeben  sich  aus  der  mannigfachen  Gliederung  und 
Zweckbestimmung  des  KiidiMiTennSgens  auch  ebenso  vide  Beaehungen 
zum  öffentlichen  Recht  Vor  allem  treten  xa  den  ans  kirchlichen 
Quellen,  wie  eigenem  Vermögen,  Gebühren,  Steuern  usw.  aufgebrachten 
Mitteln  ergänzend  freiwillig  geleistete  ordentliche  wie  außerordentliche 
Zuschüsse  aus  Staatsmitteln  hinzu.  Von  hier  aus  rechtfertigt  sich  vor 
allem  die  Staatsaufsicht  über  die  kirchliche  Vermögensverwaltung,  welche 
rieh  wirksam  insbesondere  in  der  Begrenzimg  dar  Lianspruchnahme  der 
Steneikraft  der  KirchenaagidiSrigen  und  im  Voibdialte  der  Genehn^rm^ 
zu  geinssen  Rechtsgesdiaften  erwebt  IMe  Verwaltui^  des  örtlichen 
Kirchenvermögens  gehört  überall,  auch  in  der  katholischen  Kirche,  zur 
Zuständij^koit  von  kirchlichen  Gemeindeorganen,  und  es  sind  die  materiell 
rechtlichen  Normen  hierüber  vielfach  in  besonderen  „Verwaltungsordnungen" 
enthalten.  Die  Einzelheiten  dieses  privatrechtlich  und  pubhzistisch  be- 
simdeis  rdehen  und  interessanten  Verwi^timgsgebiefces  kAnnen  in  dieser 
Obersicht  nicht  einmal  anzudeuten  smn. 
AirtH^  s.  GroBer  schon  ist  die  prinzipielle  Kluft  zwischen  katholischem  und 
tiiitjuf  evangelischem  Kirchenrecht  im  Verwaltungsgebiote  der  Ämterbesetzung. 
Der  Gegensatz  ist  hier  durch  die  Verschiedenheit  der  Verfassung  bedinget 

xtA-Ktekt  Die  Bischofsstühle  werden  nach  der  Regel  des  kanonischen  Rechtes 
durch  Wahl  der  Domkapitel  mit  nachfolgender  päpstlicher  Bestätigung 
besetzt  Dabei  ist  zur  Wahrung  der  staaUchen  Interessen  in  FreoBen  und 
der  obmlieinischen  Kirchenpfovinx  die  Knsendung  efaier  durch  Vorwahl 
festgestellten  liste  Toigesehen,  von  wddier  der  Landediecr  die  nidit  ge- 
nehmen Kandidaten  streicht  In  Bayern  geschieht  nach  Konkordat  die 
Besetzung  durch  landesherrliche  Nomination  mit  nachfolgender  päpstlicher 
Institution.  Die  Kanonikate  in  den  Domkapiteln  werden  in  partikular- 
rechtlicher Verschiedenheit  divch  alternierende  Emennungen  von  Bischof 
Kapitel  oder  Landesherm  veffiehen.  Die  freie  Besetzung  der  Pfarr- 
ämter innerhalb  der  Diözese  gdiiSrt  zu  den  «mientüchen  Jniisdiktimis- 
rechten  des  Bischöfe,  soweit  ihn  nicht  im  TOnselfaÜe  das  Prisentatums- 
recht  eines  Patrons  beschränkt  Das  staatliche  Recht  wird  dabei  ent- 
weder durch  landesherrliche  Bestätigung,  wie  in  Bayern,  oder  durch  den 
Vorbehalt  eines  Einspruchrechts,  wie  in  Preußen  und  anderwärts,  gewahrt 

Kfmt  Rffchti  Gegenüber  der  im  ganzen  einheitlichen  und  geschlossenen  Ordnung  des 
kanonischen  Redites  Uetet  hier  das  evangelische  Kirchenrecht  dn  anfief^ 
ordentlich  wechsdvolles  Bild.  Zwar  die  Ämter  des  Kirchenregiments 
werden  fiut  ananahmsloe  nach  gutachtiichem  Vorschlag  kircUidier  oder 
staatlicher  Beliorden  durch  den  Inhaber  der  Kirchengewalt  besetzt  Große 
Rechtsverschiedcnhciten  dat^egen  bestehen  hinsichtlich  der  Besetzung  der 
Pfarrämter.  Reformatorisches  Prinzip  wäre  die  allgemeine  Berufung 
durch  Gemeindewahl  gewesen.    Statt  dessen  wurde  in  den  Gebieten  der 
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Konsistorialverfassung-  die  freie  landesherrliche  Besetzung^,  höchstens  ver- 
bunden mit  einem  Einspruchsrecht  der  Cxemeincle,  die  Regel.  Das  Patronat- 
recht  wurde  wesentlich  aut'  kanonischer  Gnmdlage  übernommen.  Erst 
dnrch  die  Rechttentwidcdiiiig  des  19.  Jahrimndmts  ist  das  Recht  der 
Pfarrwahl  m  weiterem  Umfti^  an  die  Ganeinden  gekommen.  Doch 
Terbiigt  sich  unter  der  ]l^nheiüichkeit  derWahlfoim  eine  nicht  geringe 
Mannigfaltigkeit  der  juristischen  Struktur.  Insbesondere  wird  die  Pfarr- 
wahl entweder  nur  als  Recht  der  Auswahl  unter  mehreren  von  Kircheo- 
regiment  oder  Patron  Vorgeschlagenen  oder  als  reines  Wahlrecht  ausgeübt 
Hinwiedenmi  stehen  die  manchen  politischen  Gemeinden  zukommenden 
Wahlbefugnisse  rechlich  imter  dem  GesichtapmJcte  eines  korporativen 
Patronats« 

3.  Am  breitest«!  und  charakteristia^sten  endlich  ist  die  Kluft  katfioliF  st»frecht. 

scher  und  evangelischer  Regiemngsweise  im  Crebiete  der  Aufrecht»  ^jl^Iw! 
erhaltung  der  Kirchenordnung. 

Die  katholische  Kirche  schützt  nicht  nur  ihr  Rechts-,  sondern  Katitiucii«. 
auch  ihr  Glaubensgebiet  durch  Strafrecht.  Ketzerei  (Abfall  von  der 
Lehre),  Sciiisma  (AbfeU  von  der  Ver&ssung)  und  Apostasie  (Ab&ll  vom 
Chrialieatam)  sfaid  aU^femeine  Kirdienverbrechen.  Der  Glaube  ist  Rechts- 
pffidit  Die  Stra%ewatt  wegen  Caaubensverlehmng  tritt  hiemach  gegen 
alle  Kirchenglieder,  gegen  Laien  und  Kleriker  in  Wirksamkeit  Daneben 
besteht  gegen  letztere  die  besondere  Disziplinarstrafgewalt  wegen  Ver- 
letzung der  geistlichen  Amts-  und  Standespflichten.  Auswahl  und  Gliederung 
der  Strafmittel  stehen  im  engsten  Zusammenhang  mit  den  letzten  Grund- 
gedanken.und  Zislen  der  kirchlichen  Straftätigkeit  übeiiiaupt  Als  ihr  uop 
mittdbarer  Zweck  etachemt  die  Besserung  des  Sünders.  Li  zweiter  Linie 
steht  die  Sahne  fBr  den  Bruch  der  Recht8<Hnbini|g;  nicht  naturlich  der 
Rechtsordnung  von  Staat  oder  menschlicher  Gesellschaft,  sondern  der 
Ordnung  des  rechtlich  organisierten  Gottesreiches  auf  Erden.  Auf  dieser 
doppelten  Zwecksetzung,  welche  in  bewußtem  Gegensatz  zum  römischen 
und  germanischen  schon  das  ältere  kanonische  Recht  bestimmt  heraus- 
gearbritet  hat,  beruht  der  Dualismus  des  Strafeosystems,  die  Zweiteilung 
in  poenae  medicinales  und  vindicattvae.  Jene,  auch  kurz  Zensuren 
genannt,  dienen  der  Besserung;  sie  kdmien  auf  Grand  dnidigefQhrten  Ver- 
fahrens als  censurae  ferendae,  oder  als  Selbstfolge  eines  begangenen 
Kirchenverbrechens  als  censurae  latae  sententiae  eintreten  und  werden 
daher  erst  nach  erreichtem  Zweck  durch  den  Akt  der  Absolution  wieder 
gelöst  Diese  werden  als  eigentliche  Strafen  von  vornherein  in  Art  und 
MaA  auf  bestimmte  Zeit  oder  dauernd  auferlegt  Zu  den  Zensuren  ge- 
boren allgemein  anwendbar  ezcommnnicatio  major  und  minor  und  inter- 
dictum,  d.  h.  Einstdlui^  der  Idrdilichen  Funktiraen,  für  das  Gebiet  des 
Dissiplinarverfahrens  im  besonderen  Suspension  von  Weiherecht,  Amt  und 
Pfründe,  allein  oder  in  Verbindung.  Als  allgemeine  eigentliche  Kirchen- 
strafe hat  sich  nur  die  Versagung  des  kirchlichen  Begräbnisses,  als  eine 
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in  ihren  Wirkungen  in  die  Ewigkeit  hineinreichende  Äußerung  der  Kirchen- 
gewalt erhalten;  dagegen  ist  für  das  Gebiet  der  Disziplinarstrafgewalt  die 
schon  dem  älteren  Recht  angehörig^e  Abstufung  der  depositio,  privatio 
beneficii,  degradatio  und  suspensio  temporalis  mit  verschiedengradigen 
Wirkungen  geblieben.  Einfache  Korrektion&strafen  können  sowotil  medizinal 
wie  vindilcativ  auüsrl^  werden. 
bmh»  Grundsätzlich  abweichend  ist  der  Standpunkt  des  evangelischen 

''^^""^  Kirchenrechts.  Wohl  ist  das  positive  Recht  der  Landeskirchen  noch  vielp> 
£Eich  rückständig  gegenüber  den  letzten  und  höchsten  Forderungen  des 
refonnatorischen  Prinzips.  Aber  gerade  in  der  Gegenwart  hat  der  Kampf 
um  diese  mit  Energie,  zum  Teil  mit  Leidenschaft  eingesetzt  und  der 
kirchenrechtlichen  Entwickelung  neue,  wenn  auch  noch  ferner  hegende 
Ziele  gesteckt  Um  so  weniger  ist  <fie  DUStenm  der  Prinzipien,  wie  zwiscbm 
Katholiasmus  und  Frotestantismus,  so  innerhalb  des  letzteren  selbst,  zu 
verhüllen. 

Als  Folge  ihrer  abweichenden  Grundauffassung  über  das  Verhältnis 
von  Glaube  und  Recht  muß  die  evangelische  Kirche  zunächst  eine  all- 
gemeine Strafgewalt  wegen  Glaubensverbrochen  nach  Art  cies  kanonischen 
Rechtes  ablehnen.  Wenn  älteste  Kirchenoiünungen  hierin  noch  eine  andere 
Richtung  kundgegeben  habra,  so  bieten  sie  nidit  eine  Norm  des  Kirdten- 
redits  für  die  Gegenwart,  sondern  erklären  sich  als  unter  die  fibermächtilge 
Tradition  des  vctfrefonnatoffiscliea  Rechtes  gebundene  geschichtJidie  Ober- 
gänge. An  Stelle  der  kanonischen  Strafgewalt  wegen  Glaubensverhrechea 
ist  die  gemeindliche  Kirchenzucht  gegen  solche  Kirchenglieder  ge- 
treten, welche  sich  zu  grundsätzlichen  Ordnungen  des  kirchlichen  Rechts- 
lebens in  Widerspruch  setzen  und  halten.  Für  Deutschland  insbesondere 
hat  nach  Uatgem  völligen  Verfidl  der  Kirdienzndit  die  R^chsgesetzgebung 
über  den  Personenstand  (6  II  75),  wdche  die  zwangsweise  Verbindung  der 
Staatsängehörigen  mit  dem  Kirchenwesmi  und  die  Staatshilfe  zur  Erfüllung 
kirdilicher  Verpflichtungen  vollends  löste,  den  Anstoß  zur  Aufrichtung 
neuer  Kirchenzuchtsordnungen  gegeben.  Sie  ist  in  allen  evangelischen 
Landeskirchen  mit  wesentlich  übereinstimmendem  Inhalte  vor  sich  ge- 
gangen (z.B.  Preuß.  K.  G.  V.  30.  VL  80).  Hiernach  wird  wegen  notorisch 
unldrchlichen  Lebenswandels  oder  Verletzung  der  besooderen  kbclilichen 
Pflichten  in  bezug  auf  Taufe,  Konfirmation,  EhesddieAung  und  Trauung 
die  Kircfaenzuclit  von  Pfarrer  und  Gemeindeoiganen  untmr  Vorbetiatt  einer 
synodalen  Instanz  und  des  Aufsichtsrechts  der  Kirchenregiraentsbehörden 
ausgeübt.  Ihre  Mittel  sind  die  völlige  oder  teilweise  Entziehung  von  kirch- 
lichen Gemeinde-  und  Ehrenrechten  (Ausschluß  vom  Abendmahl,  Entziehung 
von  Wahlrecht  und  Wählbarkeit,  Versagung  der  Trauung  und  der  Taufpaten- 
schal^  Daneben  haben  dch  kdcal  audi  wohl  noch  ältere  Formen  der 
Kirdienzttcht  (z.  B.  Versagung  des  Myrtenkranzes)  eriislten  und  nahezu 
allgemeui  whrd  die  Versagung  des  Icirchlichen  Begräbnisses  gegenüber  SdbsU 
mordem,  Duellanten  usw.  als  eine  Tätigkeit  der  Kirchenzudit  au%e&fit 
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Auch  diese  Neuordnimg*  der  Kirchenzudit  hat  im  evaogidischen  Gesamt  Onadta^nka 

bewtifitsein  nicht  zu  Ansehen  gelangen  können.  Dies  wird  so  lange  nicht  iri,n|]^fn 
der  Fall  sein,  als  sie  nicht  in  ihrem  Grundgedanken  reformiert,  d.  h.  dor 
Bruch  mit  dem  katholischen  Kirchenrecht  vollständig  vollzogen  ist.  Der  ent- 
scheidende Gesichtspunkt  liegt  darin:  evangelische  Kirchenzucht  kann  nicht 
strafende  Tätigkeit  im  Sinne  der  kanonischen  Ordnung  sein.  Als  solche 
ist  sie  dem  Geiste  des  Kirchenwesens  nicht  gemSfi  und  wird  sie  vom  all- 
gemein«! evangelischen  RechtsbewuAtsein  nicht  ertn^;en.  Die  Geschichte 
der  Kircfaenzuchtsubung  nach  Art  katholischer  Strafgewalt  ist  eine  Ge- 
schichte ununterbrochener  Mißerfolge  gewesen.  In  dem  Umstand,  daß  sie 
noch  heute  von  der  in  Synoden,  Geistlichkeit  und  Kirchenregiment  vor- 
herrschenden Anschauung  als  Betäligfung  einer  Strafgpwalt  über  Kirchen- 
glieder festgehalten  wird,  liegt  das  wesentliche  Hindernis  ihrer  Wieder- 
belebung. Kirchenzucht  im  Sinne  evangelischer  Freih«t  und  Wahrhaftigkeit 
kann  nichts  anderes  und  nicht  mehr  sein  wollen,  als  das  f^erliche  Zeugnis 
der  Kirchengemeinde  über  den  in  dnem  bestimmten  Falle  ganz  oder 
teilweise  gelösten  rechtlichen  Zusammenhang  zwischen  ihr  und  dem 
zuchtfälligen  Kirchenglied.  Diese  Kirchenzucht  hat  prinzipaliter  einen 
objektiven  Zweck,  niclu  eine  subjektive  Richtung.  Sie  soll  nicht  wieder- 
vergelten und  beschämen  durch  Strafe.  Sie  ist  Gemeindereaktion  gegen 
Sünde,  eine  äußerste  Tätigkeit  zum  Zwecke  der  Reineihaltung  des  Leibes 
der  Gemeinde  selbst,  indem  sie  den  Zuchtfiliigen  an  wichtigen  Äußerungen 
des  G«meindelebens  nicht  mdir  teilnehmen  läßt  oder  sidi  ihm  in  der  Dai^ 
bietung  kirchlicher  Segnungen  versagt.  Daher  hat  sie  auch  nicht  den 
Strafzweck  der  Besserung.  Diesem  dient  allein  das  dem  Eintritt  der 
Kirchenzucht  vorangehende  seeLsorgerliche  und  Mahnverfahren  von 
Pfarrer  und  Altesten.  Erst  wenn  dieses  ergebnislos  verlaufen  ist,  tritt  die 
Beschlußfassung  des  Gemeindeoigans  über  Kirchenzucht  und  die  An- 
wendung ihrer  lifittel  ein,  abgestuft  nach  dem  Gesichtspunkte,  daß  die 
eine  voUige  Lösung  des  Zusammenhangs  darstellenden  äußersten  Formen 
nur  bei  kundgegebener  Verachtung  gottlichen  Willens,  >iei  Verletzung 
äußerlicher  (Temeinschaftsordnung  dagegen  lediglich  die  Entziehung  einzelner 
Mitgliedschaftsrechte  einzutreten  habe.  Indem  dem  Zuchttalligen  der  Emst 
der  Tatsache  vor  Augen  gestellt  wird,  daß  ganz  oder  teilweise  die  Kirche 
den  rechtlichen  Zusammenhang  mit  ihm  ablehnen  muß,  mag  darin  immerhin 
ein  Antrieb  zur  Einkehr  und  Besserung  gdegen  sein.  Um  so  besser.  Aber 
Zweck  der  Kirchenzucht  ist  nicht  Besserung.  Das  evangelische  Kirchenrecht 
kennt  keine  kanonischen  Zensuren,  keine  poenas  medicinales.  Welcher 
Evangelische  sollte  auch  ern.sthaft  glauben,  daß  durch  Entziehung  des 
politischen  Wahlrechts  oder  des  Ehrenrechts  der  Taufpatenschaft  jemand 
gebessert  werde?  Daß  einem,  der  auf  die  Segnungen  der  Kirche  kein 
Gewidit  mehr  legt,  nach  Absdduß  einer  kirdienordnui^;swidrigen  Ehe  die 
Versaguni^  der  kirchlichen  Trauung  Besserung  bringe?  Daß  jemand,  der 
vom  Abendmahl  überhaupt  nidits  wissen  will,  durch  Ausschluß  vom  Sakr»- 
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ment  gebessert  wird?  In.  allen  Fillen  m  wenig,  wie  der  Tote  durch  Ver>' 
sag^ng  des  kirchlichen  Begräbnisses  gebessert  werden  kann.  Alle  diese 
unklaren  VorsteUung-en  beruhen  auf  der  irrigen  Auffassung  der  Kirchen- 
zucht als  einer  strafenden  Tätigkeit  der  Kirche.  Daher  lehnt  sich  das  evcin- 
gelische  Bewußtsein  gegen  sie  auf  und  empfindet  sie  selbst  in  gerechten 
FSUen  als  Intoleranx.  Kirdienzncht  kann  nur  gedeihen  als  Akt  der  Selbst- 
sucht der  Cremeinde,  richtend  in  erster  Linie  Aber  sich  selbst,  nidit 
fiber  die  Gewissen  anderer;  bedenkend,  daß  jeder  Zuchtfallige  zugleich  ein 
Opfer  mangelhafter  Gemeindepflege  ist,  also  die  Gemeinde  selbst  eine 
Mitschuld  zu  tragen  und  zu  verantworten  hat;  daher  in  Emst  und  Liebe 
diejenigen  Maßnahmen  der  Selbsterhaltung  treffend,  welche  notwendig 
sind,  um  die  Gemeinde  als  Abbild  des  Leibes  Christi  rein  und  fleckenlos 
SU  eriudten.  Auf  der  linie  eber  grundsätiHchiwi  Refiann  nach  dieser 
Richtung  liegt  die  gesetigeberisdie  Reform  der  Zukunfe  Nur  so  werden 
Tatbestinde  und  Ifittel  der  Kirdienzucbt  richtig  abzumessen,  und  ins- 
besondere der  Ausschlufl  vom  Sakrament  und  die  noch  immer  grund- 
irrtümlich  unter  den  Gesichtspunkt  strafender  Kirchenzucht  gezogene  Ver- 
sagiing  des  kirchlichen  Begräbnisses  zutreffend  zu  handhaben  sein.  Zu- 
gleich ist  erwiesen,  daß  diejenigen  auf  unseligem  und  verhängnisvollem 
Irrwege  sind,  wddie  in  straifer  Wiederbelebung  ^ner  Ktrchenxuciit  nach 
Art  kanonischer  Strafgewalt  ein  Heilmitlel  für  das  kranke  kirchliche  Ge- 
meindeleben  erblicken  wollen.  Jeder  Versuch  einer  solchen  Rfldcbüdung 
ist  energisch  abzuweisen. 
■rwurfiirW  Noch  brennender  ist  die  Reformfrage  hinsichtlich  der  evangelischen 
Kirchendisziplin  über  Geistliche.  Daß  im  Verhältnis  der  Kirche  zu 
ihren  Beamten  eine  eigentliche  Disziplinarstrafgewalt  nicht  zu  entbehren  sei, 
wird  auch  hier  allgemein  vorausgesetzt  und  anerkannt  OberaU  bestehen  daher 
landeskirchHche  DtszipUnargesetze  über  die  Dienstvergehen  der  Kirchen- 
beamten aus  Kirdienregiment  und  Pfarrerstand  (z.  B.  Preofi.  K.  G.  v.  1 61. VE.  86). 
Die  neueren  dieser  Ordnungen  schließen  sich  in  den  Grundgedanken  eng 
an  die  Disziplinargesetze  für  Staatsbeamte  an.  Die  Verletzung  der  be- 
sonderen Amts-  und  Standespflichten  bildet  den  Tatbestand  des  kirchlichen 
Disziplmarvergehens.  Als  Disziplinarmittel  finden  sich  unterschieden  Ord- 
nungssü'afen  und  Entfemui^  aus  dem  Kirchenamte.  Jene  sind  Warnung, 
Verweis  und  gesetzlich  begrenzte  Geldstrafe.  Diese  kann  bestehen  In  Veib 
setfut^,  Amtsenthebung  mit  Verbleib  der  Anstellungsf&higkeit  und  der 
Rechte  des  geistlichen  Standes,  endlich  Dienstentlassung  mit  Vexhist  aller 
Ansprüche  und  Rechte.  Bloße  Ordnung-sstrafen  können  von  den  vor- 
gesetzten Kirchenbehördeii  verhängt  werden.  Der  Entfernung  aus  dem 
Kirchenamte  muß  ein  förmliches  Disziplinarverfahren  vorhergehen.  Zu- 
ständig dafifar  sbd  in  der  Regel  die  Konsistorien  mit  Vorbehalt  von  Rechte 
mittdn  an  obere  Kirchenregimentsbehorden.  Insoweit  ist  aodi  in  der 
evangeUsdien  Kirche  das  BedflrMs  nach  Aufirechterlialtung  der  Kurchen- 
ordnung  durch  Stra&wang  notwendig  und  befriedigend  gedeckt 
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Das  R^Mmbedftrftige  liegt  hier  an  einem  einzelnen  Punkt,  an  tinem  hMkn, 
Zeatralnerv  allerdings  des  evangelisch  kirchenrechtlichen  Systems.  Es  ist 

die  Behandlung  der  Irrlehre  als  Disziplinarstraftatbestand.  Nicht  daran 
ist  Anstoß  zu  nehmen,  daß  an  \ind  für  sich  eine  Grrenze  der  Lehr-  und 
Gewissensfreiheit  auch  hier  gezogen  wird.  Das  ist  vielmehr  selbstverständlich 
und  notwendig.  Der  rechtlich  organisierten  Kirche  gegenüber  muß  die 
Stellung  des  Geisthchen  im  Glaubensgebiete  eine  von  derjenigen  des  Laien 
grundsätzlich  verschiedene  sein.  Der  Pfiurrer  hat  hierin  eine  persönlidie 
Verantwortlichkeit,  welche  der  Laie  mcht  zu  tragen  hat  Er  ist  Organ 
der  Kirche.  Er  steht  in  einem  besonderen  Dienstverhältnis  und  konkreten 
Pflicfalenkreis.  Dieser  Pflichtenkreis  ist  durch  Zweck  und  Inhalt  des  geist- 
lichen Amtes  objektiv  bestimmt  Er  ist  also  unabhängie^  von  der  Selbst- 
bestimmung und  Willkür  des  Anitsinhabers.  Der  redliche  Sinn  auch  der 
weitestgehenden  ordinatorischcn  Verpflichtimg  schließt  eine  schrankenlose 
GMtendmadmng  des  individuellen  Glaobens  und  Meinens  gegenfiber  Leine 
und  Bekenntnis  der  Khrdie  ans.  Der  SdiluB  ist  unvermeidlich,  daft  andi 
^e  evangelische  Kirche  offenkundige  Irrlslirsr  im  geistlichen  Amte  nicht 
dulden  kann.  Die  Zumutung  des  Gegenteils  wäre  die  Forderung  der 
Selbstauflosung  der  Kirche. 

Ein  anderes  aber  ist  die  Frage  nach  den  Mitteln  der  Lösung  eines 
solchen  Konflikts.  Weitverbreitet  wird  gefordert:  Selbstverzicht  auf  das 
Amt  Gewift  die  einfachste  und  dne  fStr  mamäne  FiUe  billige  und  red- 
lidie  Losung.  Aber  mdit  immer  ist  «e  zu  veilangen.  Der  Streit  kann 
eben  darum  dch  drdien,  ob  niclit  die  abweidiende  Lxhre  die  wahre  Lehre 
der  Kirche  sei,  oder  ob  sie  nicht  wenigstens  innerhalb  eines  Freigfebietes 
liege,  welches  noch  wohl  vereinbarlich  ist  mit  redlicher  Erfüllung  der 
Amtspflicht.  Das  Recht  muß  also  für  alle  Regelfalle  die  Mittel  der  un- 
freiwilligen Lösung  des  Konflikts  vorsehen.  Hier  liegt  der  Anlaß  zur 
Beschwerde  vnd  dte  Forderung  der  RflAmn.  Das  bestdiemle  Redit  be- 
handelt Irrlehre  als  „DiszipUnarvergehen*.  Mit  dieser  Ordnui^  ist  der 
Frolestantismus  noch  tief  im  kanonischen  Recht  verstrickt  Instinktiv 
wird  dies  vom  evangelischen  BewuEtsein  gefühlt  Daher  die  Aufregung, 
die  Unruhe  des  öffentlichen  Gewissens,  die  nicht  selten  bis  zur  Ungerechtig- 
keit ^ot^en  die  Kirchenregimentsheluirden  sich  steigernde  Kritik.  Sie  ver- 
fehlt das  ZieL  Die  Kirchenregimentsbehörden  trifft  keine  Verantwortlich- 
keit Das  Recht  seihst  ist  schuldig.  Es  hat  sein  VerUDtnis  zum  Glaubens- 
gebiet im  Lmenten  verkannt  Es  hat  sich  vom  System  der  Glaubens- 
verbrechen no<^  nicht  firei  gemacht  Nach  evangelisdier  Grundaulfossung 
kann  Lehrah weichung  kein  strafbarer  Tatbestand  sein.  Glaube 
ist  ein  in  innerlich  freier  Stellung  zu  Gott  gewonnenes  Verhältnis.  Also 
kann  Unglaube  oder  Irrglaube  nicht  ein  vor  menschlichen  Richtern  nach 
Art  begangener  strafbarer  Handlungen  zu  verantwortendes  Verhalten  sein. 
Irrlehre  keine  Disziplinarsache.  Disziplinarvergehen  ist  äufleiüch  mefibare 
Verletzung  der  Dienstpflicht:  Amtsungehorsam,  Nachlässigkeit,  Untreu^ 
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Vexgeben  im  Amt  durch  UnterscUagung,  Unsittllchkeifc  usw.  Es  ist  un^ 

erträglich,  daß  nach  gleichem  Verfahren  wie  ein  ungetreuer,  ehebrecherischer 
oder  trunkenor  Pfarror  derjenige  Geistliche  behandelt  werden  soll,  der  im 
ehrlichen  Ringen  um  d  i  e  Wahrheit  von  der  von  der  Kirche  bekenntnis- 
mäßig formulierten  Wahrheit  abgekommen  ist  Es  fehlt  die  Grund- 
voraussetzung aller  SlrafverantWMtlldikeit;  die  Schuld,  das  Unrecht  im 
menschlichen  Sinne.  Dieses  Mißverhältnis  muft  gdost  werden.  Die  Losung 
ist  Lebensfrage  für  die  evangdiscbie  Kirche; 
lUfamtoVer  Ich  kenne  zurzeit  nur  einen  ^rancrbaren  Weg,  auf  den  ich  schon 
bknM  wegen  5^^1-5  hingewiesen  habe,  und  auf  welchen  ich  hinzuweisen  gedenke,  bis 
etwas  geschehen  ist.  Die  Irrlehre  muß  aus  dem  Tatbestand  der  Disziplinar- 
gesetze heraus  und  ihre  Behandlung  einem  Sonderverfahren  unterstellt 
werden,  welches  neben  der  juristischen  Konsequenz  auch  die  geistliche 
Natur  und  Freiheit  evangelischen  Kirchmwesens  zur  Geltui^  kommen 
ISAt  Hierfür  muB  die  sadigemiße  Form  des  Verfahrens  und  das  zu* 
treffende  materielle  Prinzip  der  Entscheidung  ermittelt  werden. 

In  ersterer  Beziehung  ist  davon  auszugehen:  auch  der  offenbare  Irr- 
lehrer kann  nicht  zur  Strafe  seines  Amtes  entsetzt  werden;  denn  er  hat 
kein  Verbrechen  begangen.  Vielmehr  sollte  für  diesen  Fall  ohne  allen 
entwürdigenden  und  strafenden  Beigeschmack  die  Erledigung  des  Kirchen- 
amts als  objektive  Selbstfolge  des  Tatbestandes  nachgewiesener  Irrlehre 
im  Gesetze  ausgesprochen  sein.  Es  handdt  sich  also  darum,  dafi  und  wie 
dieser  Tatbestand  festgestellt  werde.  Nicht  durch  ein  Dlsziplinarstrafgerich^ 
sondern  durch  eine  für  diesen  Zweck  besonders  zu  bildende  Kirchen- 
instanz: zusammengesetzt  aus  Vertretern  des  Kirchenregiments,  der  Synoden, 
der  theologischen  Wissenschaft  und  der  beteiligten  Gemeinde.  Diese  Zu- 
sammensetzung wäre  nur  der  verfassungsmäßige  Ausbau  eines  evangelischen 
Reditsgedankras,  welcher  schon  jetzt,  nur  in  ganz  unvollkommener  Weise, 
seinen  Ausdruck  darin  gefunden  liat,  daA  nach  Landeskirchenrecht  hei 
Entscheidungen  über  Irrlehre  eines  Geistiichen  Sjmodalvorstände  in  unterer 
und  oberer  Instanz  mitzuwirken  haben.  Diese  Feststellungsbehörde 
habe  die  höchste  kirchliche  Funktion  zu  verrichten,  das  „Lehre  Urteilen". 
Sie  habe  namens  der  Kirche,  allein  mit  Verantwortlichkeit  vor  Gott  und 
ihrem  Gewissen,  inappellabel  festzustellen,  ob  jener  Tatbestand  vorliege. 
Sie  habe  nur  die  Frage  zu  entscheiden,  ob  das  Verbleiben  des  Geistlichen 
im  Amte  mit  der  Lehmorm  der  Kirdie  und  dem  Interesse  der  Giemeinde 
weiterhin  vereinbarlich  ist  Verneint  sie  diese  Frage,  so  trete  die  Amts- 
erledigung kraft  objektiver  Wirkung  des  Gesetzes,  nicht  der  Amtsverlust 
kraft  richterUchen  Schuldspruchs  ein,  als  ipso  jure  Folge  des  Umstandes, 
daß  die  Voraussetzung  der  Amtsverleihung  in  ihrem  wesentlichsten  Punkte 
in  Wegfall  gfekommen  ist  Gestattet  es  die  Vermögenslage  der  Kirchs 
so  wäre  noch  besonders  vorzusehen,  dafi  einem  solchen  Geistlichen  ein 
nach  Billigkeit  und  Umständen  zu  bemessender  Untorhalt  f3r  bestinmite 
Zeit  zu  gewähren  ist 
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Erst  die  weitere  Frage  freilich,  nach  weldiem  materiellen  Prinzip  MaMrieu» 
jene  Lehrinstanz  ihre  Entscheidung  zu  suchen  hätte,  enthüllt  den  Kern  ^^l^^jj* 
des  schwierigen  Problems  und  die  ungeheure  Kluft  der  Anschauungen. 
Auf  allen  Synoden  der  Gegenwart  wird  um  dieses  Prinzip  gerungen.  Ich 
kann  auch  hier  nur  einen  oft  vertretenen  Standpunkt  wiederholen.  Die 
rafimnatofiMibeii  BefcenirtiiiMchiifteii  als  Ausdrudc  des  wesentlidien  Schrift 
verstSndnisses  der  evaiigeliscfaen  Kirche  sind  menschlichen  Vtsptanga, 
Sie  unteiliegen  hiernach  unvermeidlich  der  Möglichkeit  einer  geschieht* 
liehen,  d.  h.  mit  Erweiterung  und  Vertiefung  der  theologischen  Erkenntnis 
fortschreitenden  Entwickelung.  Der  evangelische  Begriff  von  Lehre  und 
Irrlehre  ist  nicht  kanonisch  stereotypiert  Es  bleibt  daher  ein  weites  Frei- 
gebiet der  Ausleg^g.  Der  Katholizismus  kennt  dieses  Gebiet  nicht. 
IMxn  und  Iniehre  sind  ins  Kldne  durch  eine  unfidühare  Gewalt  in  rech^ 
lidi  zwingender  Weise  festgestellt  und  immerwahrend  festzustellen.  Der 
Tatibestand  der  Häresie  ist  in  jedem  Augenblick  klar.  In  der  evangelischen 
Kirche  nicht  Aus  dieser  Verschiedenheit  der  Glaubensnorm  hätte  jene 
lehrurteilende  evangelische  Kircheninstanz  die  gewissenhafte  Folgerung 
zu  ziehen.  Die  Bekenntnisse  haben  nicht  den  Inhalt  und  nicht  die  rechts- 
verbindliche Kraft  von  Gesetzen.  Der  Pfarrer  kann  nicht  verbal  und 
fimnal  juristisch  daran  zu  binden  sein.  Das  Gmstliche  will  geistlich 
geriditet  werden.  Die  viel  stärkere  ethisch-religiöse  Gebundenheit 
des  evangelischen  Fforrers  besteht  darin,  dafi  er  das  in  Freiheit  ihm  an* 
vertraute  Bekenntnis  zum  Aus-  und  Aufbau  der  Gemeinde  verwaltet, 
nicht  zu  ihrer  Zerstörung.  Das  ist  der  evangelische  Maßstab.  Ob  der 
Geistliche  bekenntnismäßig  lehre,  kann  sich  nicht  nach  der  Summe  der 
von  ihm  in  einer  bestimmten  Auitassung  für  wahr  gehaltenen  und  vor- 
getragenen Einzelsätze,  sondern  allein  danadi  bemessen,  mit  welcher 
Frucht  das  von  ihm  Gelehrte  geeig^net  sei,  dem  Aufbau  der  evangelischen 
Gemeinde  zu  dienen.  Es  ist  nicht  geeignet,  der  Gemeinde  zu  dienen, 
wenn  an  Stelle  der  Position  die  Negation  gereicht  wird,  an  Stelle  der 
Erbauung  die  Kritik,  an  Stelle  der  schlichten  Grundwahrheiten  des  Evan- 
geliums das  kompliziert  Spekulative,  an  Stelle  des  religiösen  Gehaltes 
die  theologische  ForrauUerung,  an  Stelle  der  Friedensbotschaft  der  wissen- 
schaftliche Streit,  an  Stelle  der  Offenbarung  die  Vernunft,  an  Stdle  des 
Wortes  Gottes  die  Autorität  des  Ich.  Der  £hiwand  kann  nicht  gelten, 
diese  Norm  sei  zu  w^t,  zu  unbestimmt  Sie  ist  eng  und  bestimmt  genug, 
um  aus  dem  Gesamtbilde  an  jedem  Tatbestand  des  Einzelfalles  festzustellen, 
ob  ein  aufbauender  Dienst  an  der  Gemeinde  im  Segen  weiter  möglich  ist 
oder  nicht.  Darauf  allein  kommt  es  zuletzt  an.  Wer  weitere  Garantien, 
rechtliche  Kriterien  der  Orthodoxie,  Buchstabenglauben  und  ähnliches  ver- 
langt, betritt  einen  W^,  wdcher  unvermeidlich  im  kancmisdien  Recht  endet 
Es  g^bt  keine  Geseta^bm^frage  fSr  die  nächste  Zukunft  der  evat^^dischen 
Kirche,  welche  dringender  wäre,  als  diese.  Hier  liegt  in  Wahrheit  das  verant- 
wortungsvollste Problem  ihrer  Kulturentwickelung  auf  geistlichem  Grebiet 

Ob  KoLmi  am  Onninua.  S.*.  I7 
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Kirchen-  m.  Kirchenmitg-liedschaft.    Es  kommt  ein  DreifiBChes  in  Betracht: 

nutgUedichafL  ^^^^  Begründimg,  ihre  Wirkung  und  ihre  Beendigung. 
Bcgraadoiig.  I.  Die  Begründung  der  KirchenmitgUedschaft  geschieht  bei  Er- 
wachsenen kraft  eigener  Wahl,  bei  nicht  Erwachaenen  kraft  fremden  Willens. 
Die  Altersgrenze  dieser  religiSeen  SellMtheatiminiingsfihigkeit  ist  landes- 
geaetdich  versdiieden  bestmunt  Sie  schwankt  zwischen  dem  14^  18. 
und  21.  Lebensjahr.  Erstere  ist  voriierrschend,  aber  zweifellos  zu  niedrig 
gegriffen.  GrundsätzHch  würde  das  16.  Lebenqahr,  als  Termin  der  £ides- 
fahigkeit,  zu  billigen  sein. 
Füi  Erwach»««»  FÜT  E  T  w  a  c  h  s  c  D  c  in  diesem  gesetzlichen  Sinne  ist  die  Selbstbestimmung 
ihrer  Kirchenmitgliedschaft  ein  Ausfluß  des  bürgerlichen  Grundrechts  der 
Gewisseosfireihrit  Kraft  dieses  haben  sie  von  Staats  wegen  die  Freiheit 
des  Eintrittes  in  jede  der  im  Staate  bestehenden  lUrchen-  nnd  Religions- 
gesellschaften, sowie  des  Religions-  uid  Konfesrionswechsels.  In  allen 
diesen  Fällen  ist  die  staatliche  Anerkennung  nur  von  dem  Vorhandensein 
der  freien,  d.  h.  nicht  durch  die  verbotenen  Mittel  des  Zwanges  und  der 
Überlistung  beeinflußten  Willensentschließung  abhängig.  Im  Falle  des 
Konfessionswechsels  ist  sie  außerdem  noch  durch  Beobachtung  der  im 
Interesse  der  Reditssicheilteit  staatagesetzlicfa  voigeechriebenen  Form  b^ 
dingL  Li  der  Hegd  wird  daiu  ausdrüddiclie  WiUenserldSrang  erfordert 
Das  Preußische  Allgemeine  Landrechtkemutanch  Anschluß  durch  konkludente 
Handlungen.  Die  Preußische  Maigesetzgebung  hat  das  bestehende  Recht 
über  die  Form  des  Konfessionswechsels  unberührt  gelassen.  Will  jedoch 
der  Übertretende  von  den  Leisten  seines  bisherigen  Verbandes  befreit 
werden,  so  muß  er  die  im  Gesetze  vom  14.  V.  73  über  den  Austritt  aus 
der  Kirche  vorgeschriebene  Form  (s.  unten  3)  beobaditen. 

Unabhängig  von  diesen  Bedingfungen  der  staatlichen  Anerlcemuug 
besteht  aber  die  volle  SelbstSndiglceit  der  Kirchengesellschaften,  Art  nnd 
Maß  der  kirchlichen  Voraussetzungen  des  Ein-  und  Übertrittes  er- 
wachsener Staatsaugehöriger  festzusetzen.  Die  Aufnahme  erwachsener 
Nichtchristen  (Eintritt)  setzt  in  der  katholischen  wie  in  der  evangelischen 
Kirche  Kenntnis  der  Glaubenslehre  und  Glaubensbekenntnis  voraus;  außer- 
dem wird  zur  Taufe  v<m  Nichtehristen  dort  die  Zustimmung  des  Bischoft» 
hier  nur  vereinxdt  kirchenregimentliche  Genehmigung  verlangt  Li  An- 
sehung der  Aufnahme  erwachsener  Christen  (Übertritt)  besteht  dagegen, 
abgesehen  von  Kenntnis  und  Bekenntnis  der  Glaubenslehre,  zwischen  den 
Ansprüchen  der  katiiolischen  und  der  evangelischen  Kirche  auch  hier 
wieder  eine  grundsätzliche  Verschiedenheit  Zwar  wurde  wechselseitig  bis 
in  die  neuere  Zeit,  unterbrochen  nur  durch  vereinzelte  unduldsame  Vor- 
ginge, das  Anerkenntnis  einer  biblisch  vollzogenen  Taufe  festgdialten 
und  daher  eine  M^ederholung  der  Taufe  abgelehnt  Weil  aber  die  katho- 
lische Kirche  alle  gültig  Getauften  als  durch  die  Taufe  ihr  ohnehin  rech^ 
lieh  und  immerwährend  mitgliedschaftlich  zugeeignet  in  Anspruch  nimmt, 
und  hiemach  die  Glieder  einer  anderen  Kirchengemeinschaft  als  solche 
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ansieht,  welche  sich  ihr  nur  tatsidüich  imd  zeitlich  dnrch  das  Verbrechen 
4«r  Ketserei  entzogen  haben,  so  edcennt  sie  In  dem  Obeftritt  des  Christen 

in  ihre  Gemeinschaft  nur  Rückkehr  aus  verbrecherischem  Zustand  und  hat 
folgerichtig  zu  den  anderweitigen  Erfordernissen  des  Konfessionswechsels 
noch  die  förmliche  Abschwörung  der  Häresie  hinzugefügt  Sie  fordert 
also  von  dem  übertretenden  Christen  ein  Mehreres,  als  von  dem  ein- 
tretenden NichtChristen.  Der  evangelischen  Kirche  mufi  das  Verlangen 
einer  Abjnxation  firend  seini  wnl  de  in  der  Häresie  einen  btuni,  aber 
Iceinen  Straftatbestand  nkennen  kann. 

Die  vollkommene  Wirkun^f  des  Übertrittes  Erwachsener  bestimmt 
sich  in  Ansehung  der  verlassenen  Kirche  nach  den  Rochtsreg[eln  über 
den  völligen  Austritt  aus  der  Kirche  überhaupt  (s.  unten  3). 

Nicht  erwachsene  Personen  im  Sinne  der  erwähnten  Altersgrenzen  Kirchen, 
haben  keine  Selbstverfugung  über  ihre  Kirchenmitgliedschaft.  Nach  der  °>*««'i^'>** 
Regel  difistlicher  Ordnung,  welche  als  soldie  auch  die  gesdüchtliche  A»*  awichnpn. 
«tlceonnng  des  Staates  beutst,  geadiieht  der  Eintritt  in  die  Kirche  durch 
die  Kindertaufe.  Diese  zu  veranlassen,  ist  der  Kirche  gegenüber  Rechts- 
pflicht, dem  Staate  gegenüber  Gewissensrecht  der  Eltern.  Die  Taufe  allein 
entscheidet  aber  nach  staatlichem  Recht  nicht  unbedingt  über  den  Verbleib 
des  Kindes  in  einer  bestimmten  Konfessionskirchc.  Vielmehr  bildet  nach 
festst^ender  Auffassung  des  deutschen  Rechtes  die  intellektuell-reli- 
giöse Enddning  des  Kindes  mit  dem  Eintritt  der  gesetslieliai  Scfan^iflicht 
«inen  Bestandtnl  der  staatlidi  kontrollierten  Eraehnng  fiberiiaupt  Daher 
steht  grundsätzlich  mit  Beginn  der  gesetzlichen  Schulpflicht  die  Entscheidung 
über  die  Kirchenmitgliedschaft  den  nach  bürgerlichem  Rechte  mit  der 
allgemeinen  Erziehungsgewalt  betrauten  Personen  zu.  Dies  gilt  un- 
bedingt zunächst  für  alle  Regelfalle  der  religiösen  Erziehung  von  Kindern 
aus  ungemischter  Ehe.  Die  einer  Religion  oder  Konfession  angehören- 
den Eltern  haben  daher  die  staatlidi  nnbednfluflte  Freiheit,  ihre  eheUdien 
Kinder  andi  in  einer  von  der  eigenen  Konfession  abweidienden  Rdigions- 
lehre  unterrichten  zu  lassen  und  durch  eben  diesen  Unterricht  deren 
Kirchenmitgliedschaft  bis  zum  Eintritt  des  Diskretionsalters  endg^tig  zu 
bestimmen.  Bei  diesem  allgemeinen  Grrundsatz  konnte  aber  die  staatliche 
Einwirkung  auf  die  rechtliche  Ordnung  der  religiösen  Kinder erziehung  in 
Deutschland  nicht  stehen  bleiben.  Vielmehr  war  es  unvermeidlich,  daß 
teils  ans  Rftcksiditen  auf  die  Sicherhett  des  Personenstandes,  teils  zur 
Sicherstellung  des  reUgionsgesellschafüidien  Tatbestandes  und  zur  Wahrung 
des  konfessionellen  Friedens  wdtetgebende,  absolute  oder  dispositive  Normen 
über  die  religiöse  Erziehung  von  Dissidentenkindem,  von  Adoptiv-  und 
Pflegekindern,  von  Findel-  und  unehelichen  Kindern,  endlich  aber 
.von  Kindern  aus  gemischter  Ehe  getroffen  wurden. 

Aus  dem  weiten  Gebiete  der  hiermit  eröilaeteu  Fragen  hat  namentlich  Religiöse  Er- 
die  letzte  schon  seit  dem  WestfSlischen  Frieden,  besonders  aber  seit  Ende  ^f'*;'"'  ""^ 
des  18.  Jalufamiderts  die  deutsche  Greset^ebnng  ununterbrochen  besdiäftigt  iMiMhMr  xh« 
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Der  harte  ZusanunensloB  der  hierin  «ch  auascUiefieQden  AnqirQche  der 
Konfesdonen  erforderte  das  vermittelnde  Angreifen  der  eteatHchen  Söhnte 

und  Aufsichtsirc  wallt  Schon  vor  Eintritt  des  neuen  bürg-erlichen  Rechtes 
gab  es  neben  den  sog.  gemeinrechtlichen  Gebieten  mit  unbeschränkt  freiem 
elterlichem  Bestimmungsrecht  nicht  weniger  als  21  partikuläre  Rechts- 
gebiete mit  den  verschiedenartigsten  Gesetzen  und  Prinzipien  über  die 
religiöse  Erziehung  von  Kindern  aus  gemisditer  Ehe.  Auf  das  Dmüadm 
BOrgeriidie  Gesetzbuch  war  daher  die  Hoffimng  der  Recbtseinhdt  auch 
hier  gerichtet  Statt  ihrer  nahm  A.  134  d.  Hn£-G.  die  Bestimmung  anf; 
„Unberührt  bleiben  die  landesgesetsiichen  Vorschriften  über  die  zeligiBse 
Erziehung  der  Kinder."  Man  begründete  den  Vorbehalt  mit  der  „vor- 
wiejrenden"  Zugehörigkeit  dieser  Vorschriften  zum  „öffentlichen  Recht, 
nämlich  dem  interkonfessionellen  Staatskirchenrecht".  Sein  realer  Grund 
lag  in  dem  Streit  und  der  Eifersucht  dar  Kcmfessionen.  Li  Wahrheit 
handelt  es  ach  «vorwiegend*  um  eine  privatredifliche  Frage,  um  das 
Endehungsredit  Dieses  verändert  dadurch,  daA  es  die  Ridigion  sum 
Gegenstande  hat,  nicht  seine  rechtliche  Natur.  Die  zersetzenden  und  ewig 
gärenden  öffentlich  rechtlichen  Elemente  sind  erst  historisch  und  politisch 
eingemischt  Die  Wirkung  des  erwähnten  Vorbehaltes  für  die  Gegenwart 
ist  nun  die,  daß  durch  Revision  der  früheren  oder  Hinzutritt  neuer  Landes- 
gesetze neben  wenigen  gemeinrechtlichen  Gebieten  im  älteren  Sinne 
30  FSartikularreditsgebiete  das  Bild  dnes  sehr  verschiedenartigen  Redits- 
xustandes  über  die  rdigiose  Erddiui^  von  Kindern  aus  gemischten  Ehen 
abwerfen.  Zwei  Grundprinzipien  greifen  in  dieser  bunten  Gesetzgebung 
durcheinander:  das  des  freien  Bestimmungsrechts  und  das  der  gesetz- 
lichen Anweisung.  Dabei  haben  diese  Prinzipien  teils  exklusiven 
Charakter,  teils  sind  sie  in  eventuelle  Verbindung  gesetzt  Das  erstgenannte 
Grundprinzip  hat  wiederum  eine  dreifache  Anwendung  gefunden.  Zunächst 
in  dem  primiren  Rechte  elterlicher  Vertragsfreiheit  (z.B.  Bayern, 
Württembeiig»  Sachsen,  Mecldenburg-Sdtwerin,  Lippe,  Waldeck,  Franl> 
fiirt  a.  M.,  Hamburg);  über  Zi^tiwmlct  und  Form  der  Verträge  gfdien  dabm 
die  gesetzlichen  Bestimmungen  auseinander.  Zweitens  in  einer  von  der 
Vertragsform  unterschiedenen  Zulassung  der  freien  Einigung  der  Eltern 
(so  z.  B.  im  Preuß.  Landrechtsgebiet,  in  Nassau,  Gotha  und  Schleswig). 
Drittens  in  dem  Rechte  einseitiger  Verfügung  des  Vaters  (so  z.  Bb. 
Hannover»  Kurhessen,  Holstein,  Baden,  Hessen,  Braunschweig,  Lübeck) 
oder  der  Mutter  (so  event  in  Holstein)  oder  des  nadi  büzgeriidiem  Recht 
jeweils  erziehungsberechtigten  Teiles  (so  schon  länger  in  Oldenburg  und 
in  den  meisten  neueren  auf  Grund  des  B.  G.  B.  erlassenen  Gesetzen,  w4e  in 
Altenburg,  Schwarzburg-Rudolstadt,  S.-Meiningen,  Reuß).  Das  andere 
Grrundprinzip  hat  eine  zweifache  positivrechtliche  Ausprägung  erhalten. 
Zuerst  in  der  schon  einer  weitverbreiteten  Observanz  im  älteren  deutschen 
Rmch  entsprechenden  konfessionellen  Teilung  der  Kinder  nach  dem. 
Gesdüecht  der  Eltern  (event  in  Bayern,  Meddenburg-Sdiwerin,  Gotiia). 
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Sodann  in  der  gesetzlichen  Nachfolg-e  aller  Kinder  in  die  Konfession 
des  Vaters  (so  primär  im  Preuß.  T,andrechtsg-ebiet  und  in  den  westlichen 
Provinzen,  Nassau,  S.-Weimar  mit  Bestimmungsrecht  zugunsten  der  Mutter, 
ebenso  in  Schwanbuisf-Sondenhaiuen;  event  in  Wfirttembeiügf  mitVerzidits- 
reclit  zugunsten  der  mfitterUciien  Religion,  femer  Fiankftart  a.  ütl,  Sadisen, 
Waldeck,  Lippe,  Baden,  Braunscliweig,  S^Meiningen,  Lübeck;  subevent 
in  Holstein).  Diese  Rechtszersplitterung  ist  überaus  bedenklicb  und  be- 
dauerlich. Allerdings  wollte  ihr  der  sog,  Toleranzantrag  von  1900  durch 
einen  Vorschlag  einheitlicher  Regelung  abhelfen.  Aber  diese  Gelegenheit 
des  Versuchs  einer  reichsgesetzlichen  Regelung  der  Religionsfreiheit  war 
nidkt  die  geeignete.  Rdigionsfireiheit  ist  isine  fidsdie  und  poUtiscb  ge- 
fShriicfae  Flagge  für  diese  Frage  des  bfngerUdien  Rechtes.  Sie  ist  für 
eine  erstmafige  Revidon  des  B.G.B.  suruckzustellen.  Ober  das  materielle 
Prinzip  selbst  kann  man  billig  verschiedener  Ansicht  sein.  Vertragsfieüieit 
mit  eventueller  Teilung  der  Kinder  nach  dem  Geschlecht  der  Eltern  er- 
achte ich  für  die  mangelhaftosto,  gesetzliche  Nachfolge  in  die  Konfession 
des  Vaters  mit  billigen  Ausnahmen  zugunsten  der  Konfession  der  Mutter 
f&r  die  erreidibar  beste  Lösung. 

2.  IMe  Wirkung  der  Kircfaenmi^liedscfaaft  iuAert  ticfa  in  Rechten 
und  Pflichten. 

Die  Rechte  der  Kirchenglieder  sind  teils  unmittelbar  in  ihrer  Kirchen- 
mitgliedschaft begründet,  teils  stellen  sie  sich  als  Reflexwirktingen  der 
gleichzeitigen  vStaatsangehörigkeit  der  Kirchenglieder  dar. 

Die  Rechte  der  ersteren  Art,  der  Kirchenglieder  als  solcher  lassen 
sich  in  allgemeine  und  in  besondere  unterscheiden.  Die  allgemeinen  er- 
sdiSplien  «di  in  der  auf  Grund  des  Eintrittes  in  die  Kirche  allai  Kircfaen- 
gliedem  zustehenden  Befugnis  zur  Teilnahme  an  den  khrddidien  Gnaden- 
Mitteln,  an  Gottesdienst,  Sakramentsverwaltung  und  allen  Anstalten  und 
Veranstaltungen  zur  Pflege  des  kirchlichen  Lebens,  Seelsorge,  kirchlicher 
Armenpflege  usw.  Während  aber  tlie  katholische  Kirche  die  Befugnisse 
zur  Teilnahme  an  den  Gnadenmitteln  virtuell  bereits  mit  der  in  ihr 
empfangenen  Taufe  eintreten  läßt,  ist  nach  evangelischer  Kirchenordnung 
<üe  aktive  Gemeindemi^liedschaft  und  insonderheit  die  Teilnahme  am 
Sakrament  des  Abendmahls  an  die  erst  ndt  der  Konfirmation  zwischen 
dem  14.  und  16.  Lebensjahre  erreichte  kirchliche  Mündigkeit  geknüpft 
Die  besonderen  Rechte  der  Kirchenglieder  fassen  sich  zusammen  in  dem 
Besitze  des  kirchlichen  Bürgerrechts.  Es  steht  nur  den  nach  Alter, 
Geschlecht  und  anderen  Eigenschaften  besonders  qualitizierten  Kirchen- 
gliedem  zu.  Es  äußert  sich  vomelunlich  in  der  Fähigkeit  zur  Bekleidung 
kirddidier  Amter  sowie  in  der  alctiven  und  passiven  WahUlhigkeit  zu  den 
Vertretungen  der  Kirchei^emdnden  und  Synoden.  Ln  Gebiete  des  kaihd^ 
sehen  Kirchenrechts  modifiziert  sich  jedoch  der  Inhalt  des  kirchlichen 
Bürgerrechts  durch  das  allgemeine  Verfassungsprinzip,  welches  Laien  von 
der  potestas  jurisdictionis  auf  allen  Stufen  der  ordentlichen  oder  außer« 
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ordentlichen  Leitung  der  Kirche  ausschließt  und  nach  dem  geschicht- 
fidien  Eatwickelungsgange  lediglich  und  äuflerstenfalls  zur  Teilnahme  an 
Akten  der  kirdilichen  Vennogensverwatamg  zugelassen  liat.  Aadeiseits 
ist  in  «rangelisdien  Kizchenkreisen  eine  Bewegung  dngeileitet,  welche  die 

Übertragung  des  kirchlichen  Bürgerrechts  anch  auf  Frauen  mindestens 
im  Umfang  der  örtlichen  Gemeinde -Verfassung  und  -Verwaltung-  erstrebt. 
Diese  Bewegung  ist  in  hohem  Grade  beachtsam  und  kann,  wenn  maßvoll 
geleitet  und  zu  richtigem  Ende  gefuhrt,  dem  evangelischen  Gemeindeleben 
wertvolle  Kräfte  der  Zukunft  sichern.  Jedenfalls  steht  mit  apostolischen 
Ordnungen  vnd  Eüuichtungen  die  aktive  Beteiligung  der  Frauen  audi  am 
Reclitdeben  der  Ktrdieogenieinde  nicht  in  WiderspmdL 
EiaaoB  der  Die  Rechte  der  Kirchenglieder  sind  endlich  auch  von  dem  Verhältnis 

der  gleichzeitigen  Staatsangehörigkeit  nicht  unberührt    Zwar  äußert 


einerseits  in  den  Beziehungen  zum  staatlichen  Leben  selbst  die  Tatsache 
der  Kirchenmitgliedschaft  einen  gnmdsätzlichen  Einfluß  insoweit  nicht 
mehr,  als  die  deutsche  Reichsgesetzgebung  die  Unabhängigkeit  der  bürger- 
Udien  und  staatsbürgerlidien  Rechte- vom  religiösen  Bdcenntnis  gewährt, 
und  hiemach  mcht  nra:  keinem  Retchsai^horigen  um  des  Glaubens- 
bekenntnisses willen  der  Aufenthalt  die  Niederlassung,  der  Gewerbebetrieb 
oder  der  Erwerb  von  Grundeigentimi  verweigert,  sondern  auch  nicht  die 
Befähigung  zur  Teilnahme  an  der  Gemeinde-  und  Landesvertretung  sowie 
ziu- Bekleidung  öffentlicher  Amter  versagt  werden  darf.  (Freizügigkeits-G. 
v.  I.  XL  1867  vb.  RG.  v.  3.  VIL  1Ö69  über  die  Gleichberechtigung  der 
Koofinsioiien  in  bfixgexUdier  und  staatsbfiigexUcher  Bedehnng.)  Ander- 
sdts  dagegen  reflektiert  die  Tatsache  der  Staatsangdiorigkeit  darin,  daft 
die  Kirchenglieder  den  besonderen  Scbntx  des  Staates  gegren  Mißbrauch 
der  geistlichen  Amtsgewalt  in  Anspruch  zu  nehmen  haben.  Der  ge- 
schichtlich im  Systeme  der  gallikanischen  Freiheiten,  daher  auf  französi- 
schem Boden  wurzelnde,  seit  dem  16.  Jahrhundert  auch  in  der  Praxis  des 
älteren  deutschen  Reiches  anerkannte  „recursus  ab  abusu"  hat  freilich  im 
gegenwärtigen  Landesrecht  eia  ungleiches  Maß  von  widcsamer  Durch- 
bildniqi'  esfidirso*  Er  besteht  vexfhasungsmäKg  ansgq»3gt  in  Bayern, 
Sachsen,  Hessen  nnd  anderen  Staaten,  ht  Preußen  Ist  der  Reditszustand 
nicht  befriedigend.  Ein  recursus  ab  abusu  kann  hier,  nachdem  die  be- 
sonderen Bestimmungen  der  Maipfesetze  von  1873  zum  Schutze  gegen 
Mißbrauch  der  geistlichen  Amtsgewalt  für  alle  Kirchenglieder  und  die 
Kirchenbeamten  im  besonderen  durch  die  ^'ovellengesetzgebung  von  x886 
und  1887  wieder  in  Fall  gebradit  waren,  hfidistens  in  der  abgeblaßten 
Form  einor  allgemeinen  Verwaltungsbeschworde  gehend  su  machen  sein. 
Pflicht«  Auch  die  Pflichten  der  Kirchenglieder  stehen  unter  der  doppelten 
<tor  xirdMo.  Cin^rkung  der  Kirchenmitgliedschaft  und  der  StaatsaagehSfigkeit  Dabei 
scheiden  natürlich  aus  dem  gegenwärtigen  Zusammenhange  diejenigen 
Verpflichtungen  aus,  welche,  auf  einem  besonderen  kirchlichen  Amts- 
verhältnis beruhend,  ihren  Inhalt  durch  den  konkreten  kirchlichen  Dienst 


i 

Digitized  by  Google 


Iii.  Kirchenmitgliedscbaft. 


«63 


und  ihre  Sicherstellungf  durch  die  kirchliche  Disziplinarordnung-  empfangen. 
Von  ihnen  war,  wie  von  den  spezitischen  Amtsrechten  auf  den  einzelnen 
Stufen  der  Kirchengewalt,  schon  vorher  zu  reden.  Hier  stehen  die  all- 
gemeinen Pflichten  der  Kirchenglieder  als  solcher  in  Frage. 

Wiederum  bestellt  in  ihrer  Inhaltsbestimmung  und  Sicherstellung  eine  aummg  m 
bemerkenswerte  grundsatzliche  Differenz  des  katholischen  und  des  eran- 
gelischen  Kirchenrechts.  Den  katholischen  Laien  vcrpflidltet  die  Kirchen- 
mi^liedschaft  g^onerell  und  rechtlich  auch  zur  unbedincften  Unterwerfung 
unter  die  Kirchen  lehre  und  das  Jus  divinum,  sowie  zur  ausnahmslos  ge- 
horsamen Hingabe  an  die  Leitung  des  Klerus;  eben  darin  übt  er  nach 
dem  Catechismus  Komanus  seinen  durch  das  Taufsakrament  empfangenen 
Anteil  am  interins  sacerdotium.  In  der  evangelischen  Kirche  dagegen 
kann  der  Kreis  der  Rechtspflicfaten  überall  erst  da  beginnen,  wo  es  sich 
um  das  äußere  Verhalten  der  Kirchen^eder  gegenüber  der  menscb- 
lichen  Kirchenordnung  handelt.  Daher  kommt  die  Stellung  des  evangeli- 
schen Laien  zu  Lehre  und  Bekenntnis  niemals  zur  formalen  Ent- 
scheidung, indem  weder  die  Voraussetzvmgen  seiner  Berufung  zu  kirch- 
lichen Ehrenämtern,  noch  sein  Grelübde  als  Mitglied  eines  Gemeinde-  oder 
Sjmodalmgans  eine  rechtlich  gebundene  Stellung  zum  Dogma  einschliefien. 

Soweit  außerhalb  Lehre  und  Bekenntnis  eine  Spezialisierung  der  all- 
gemeinen Rechtspflichten  der  Kirchenglieder  Stattgefunden  hat,  tritt  ne 
insbesondere  in  der  Pflicht  der  Unterordnung  unter  die  Vermögens-, 
die  Kultus-  und  die  Eheordnung  der  Kirchen  hervor.  Die  erste 
unterstellt  das  Kirchenglied  namentlich  der  Beitragspflicht  zu  den  kirch- 
lichen Lasten  und  Abgaben.  Durch  die  zweite  ist  es  angehalten,  im  Ge-  stoUnog  m 
brauch  der  kirchlichen  Gnadenmittel  durch  Beteiligung  an  Wort  und 
Sakrament  nach  Maßgabe  der  Idrdienordnungsniä^g  bestehenden  Zu- 
ständigkeitsverhältnisse die  Kirchenmitgliedschaft  aktiv  zu  betätigen.  Auch 
hier  freilich  sind  wesentliche  Unterschiede  der  Konfessionen  nicht  zu  ver- 
kennen. Der  Katholik  ist  vielfach,  so  hinsichtlich  der  österlichen  Kom- 
munion, an  zwingende  Vorschriften  gebunden.  Da-s  evangelische  Gemeinde- 
recht ist  freier  und  knüpft  an  die  Unterlassung  der  Pflicht  eine  rechtliche 
Folge  überhaupt  nur  in  dem  einen  Punkt,  daß  wählbar  in  die  Gemeinde- 
organe nur  diejenigen  sind,  welche  „nicht  durch  beharrliche  Femhaltnng 
vom  öffentlichen  Gottesdienste  und  von  der  Teilnahme  an  den  Sakramenten 
ihre  kirchliche  Gemeinschaft  zu  betätigen  aufgehört  haben"  (Preuß.  K. Gem. 
u.  Syn.  O.  V.  lo.  IX.  187,3,  §  35).  Am  meisten  jedoch  tritt  der  Gegensatz 
des  konfessionellen  Rechtes  hinsichtlich  des  Verhältnisses  der  Kirchen- 
glieder zur  Eheordnung  hervor. 

Durch  die  Reichsgesetzgebuog  ist  anerkannt,  daß  „die  kirchlich«!  sttOaatnr 
Verpflichtungen  in  Ansehung  der  Ehe  durch  das  bürgerliche  Eherecht 
nicht  berührt  werden"  (B.G.B.  §  1588).    Inhalt  und  Umfang  dieser  Ver- 
pflichtungen ist  aber  wiederum  prinzipiell  verschieden  von  der  katholischen 
und  evangelischen  Kirche  bestimmt  Die  katholische  Kirche  hat  fort- 
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dauernd  einen  Ausgleich  ihrer  Ehegesetzgebung  mit  dem  durch  Einfuhrung 
der  obligatorischen  Zivilehe  und  büxgerlidie  Ordnung  der  Ehesdieidung 
wie  Ehegerichtsbaikett  slknlaiisieften  Eherecht  des  Deutschen  R^dies 
abgelehnt  Durch  den  fast  grondaätzlichen  Anschluß  des  Reichseherechts 

an  die  dogmatischen  Voraussetzungen  und  an  die  Formen  des  kanonischen 
Eherechts  wäre  ein  solcher  Ausgleich  ohne  Preisgabe  wesentlicher  kirch- 
licher Ansprüche  möglich.  Aber  die  romische  Praxis  verzichtet  nicht 
prinzipiell,  sondern  konzediert  nur  tatsächliches  ratione  temporum  habita. 
So  hat  sie  auch  hier  durch  Festhaltung  der  Unterscheidung  von  matri- 
mooium  ratum  und  legitimum  den  DuaUsmüs  von  Urddiciier  und  bfiiger- 
licher  Ehe  dauernd  oi^ganinert  Die  katiiolische  Kirche  beiiarrt  demnach 
imverändert  auf  dem  gesamten  Quellcnbestande  ihres  Eherechts  hinsichtlich 
der  kanonischen  Ehehindemisse,  der  Tridentinischen  Eheschließungsforra 
wie  der  Ehescheidung,  und  besteht  für  ihre  Kirchenglieder  nach  wie  vor 
auf  der  Erfüllung  aller  darin  vorgesehenen  Pflichten  und  auf  der  Unter- 
werfiing  unter  die  kirchliche  Ehegerichtsbarkeit  Umgekehrt  hat  nach  den 
Grundanschauungen  der  Reformation  «fie  evangelische  Kirdie  das  ur- 
sprüngliche Recht  des  Staates  auf  gesetzliche  Regelung  des  Ehewesens 
vorbehaltlos  anerkannt  und  gegenüber  der  geschehenen  Tatsache  solcher 
Reg^elung  eine  dem  Rechte  des  Staates  wie  den  Bedürfnissen  der  Kirchen- 
gemeinschaft entsprechende  Revision  ihres  Ehewesens  durch  ihre  neuen 
Trauordnungen  (Preuß.lCG.v.  27.  VII.  1880)  herbeigeführt.  Diese  Revision  ist 
in  allen  Landeskirchen  mit  wesentlicher  Übereinstimmung  in  demjenigen 
Sinne  vollzogen,  welcher  schon  ursprünglich  beim  Eintritt  der  Kirche 
unter  das  römische  Recht  die  erstmalige  Entstehung  einer  christlichen  Ehe- 
ordnung geleitet  hat  So  nämlich,  daß  die  Kirche  die  vom  weltlichen 
Recht  gelassene  Freiheit  des  Handelns  für  ihre  Mitglieder  nach  dem 
Maßstabe  christlicher  Sittlichkeit  und  dem  Bedürfnis  äußerer  Ordnung  durch 
Auflage  kirchlicher  Pflichten  gewissen  Beschränkungen  unterwirft  Nach 
sämtlichen  Trauordnungen  ist  vor  allem  die  Innehaltimg  der  Eheschließ ungs- 
vorschriften  des  büigeriichen  Rechtes  selbst  eine  kirchliche  Pflicht,  ohne 
deren  Erfullimsr  die  Trauung  versagt  werden  muß.  An  Stdie  der  Ehe- 
hindemisse dnd  Trauungshindemisse  getreten.  Die  kirchliche  Pflicht  er- 
fordert daher,  von  einer  Eheschließung  abzusehen,  welcher  ein  solches 
entgegensteht  Die  Eheschließungsfunktion  ist  aus  der  Trauung  entfallen 
und  diese  ihrerseits  rein  religiöse  Ergänzung  des  Eheschließungsaktes  ge- 
worden. Die  kirchliche  Pflicht  erfordert,  in  die  eheliche  Lebensgemeinschaft 
vor  erfolgter  Trauung  nicht  dnsutreten.  ^dlich  begründet,  wie  schon  eiv 
wähnt,  ^e  Verletzung  der  kirddichen  Pflichten  in  Beaehimg  auf  Ehe- 
schließimg  eine  Voraussetzung  für  den  Eintritt  der  Kirchenzucht 
EUofluB  der  Was  zuletzt  die  Rückwirkung  der  Staatsangehörigkeit  auf  die  all- 

k^llTpfii'chten  gemeinen  Pflichten  der  Kirchenglieder  angeht,  so  wird  sie  gemeingültig 
der  Kirchen-   durch  zwei  Verfassungsgrundsätze  bestimmt    Einerseits  ist  in  der  staats- 
gesetzlich  gewährleisteten  Gewissensfireiheit  den  Kirchengüedem  verbürgt. 
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daß  durch  die  zwangsweise  Durchsetzung  kirchlicher  Pflichten  mittels  der 
kanonischen  Strafgewalt  oder  evangelischen  Kirchenzucht  ihren  bürger- 
lichen oder  staatsbürgerlichen  Rechten  kein  Abbruch  geschieht  Ander- 
seits und  umgekehrt  kann  aber  auch  die  Tvdle  EEfSIhmg  der  büigerlicheii 
und  ataatsbülgexlichen  Ffliditea  nicht  durdi  Beruftug  auf  angeblich  enfc- 
gegenstethende  kirchliche  Verpflichtungen  ausg^eschlossen  werden.  (Preufi. 
Verf.  a.  1 2.) 

3.  Die  Beendigung  der  Kirchenmitgliedschaft  geschieht  durch  Tod 

oder  Austritt.  .tor  Kirch«. 

Das  Begräbniswesen  ist  hinsichtlich  des  Ortes,  der  Zeit  und  der 
Bestattungsweise  teils  auf  der  Grundlage  privatrechtUcher  Eigentums- 
▼ethütolsse,  teils  aus  pabliristischen  RficksicliteQ,  namentlich  den  Intei^ 
essen  der  polizdlichen  Ordnung  säkularisiert  Innerhalb  der  durdi  das 

staatliche  Recht  gezogenen  Schranken  ist  die  Freiheit  der  Kirchen  xur 
selbständigen  Aufrichtung  und  Handhabung  kirchlicher  Begräbnisordnungen 
geschichtlich  und  positiv  rechtlich  anerkannt.  Insbesondere  bezieht  sich 
diese  Freiheit  nicht  bloß  auf  die  autonome  Ausgestaltung  des  Begrräbnis- 
kultus,  sondern  ebenso  auf  das  Recht  der  Versagung  des  kirchlichen  versa^ung  de« 
BegvSbniases.  Auch  hier  aber  wirkt  die  prins^elle  Diffscens  der  Kon-  ^^J;^ 
fesaionen  entsch^dend  dn.  Li  der  kalbolischen  Kirche  ist  die  Ver- 
weigerung des  kirchlichen  Begräbnisses  Strafe,  welche  entweder  als 
Selbstfolge  von  Zensuren  (ofiFentlicher  Exkommunikation,  namentlichen 
Interdikts)  oder  aus  selbständigem  trrunde  (so  bei  Selbstmördern,  Duel- 
lanten) eintritt  Sie  ist  wirkliche  Strafe  von  der  Voraussetzung  aus,  daß 
sie  der  Seele  des  Verstxnbenen  mit  einer  in  die  Ewigkeit  ragenden  Rechts* 
gewalt  ein  Grnademuittel,  das  suf&agium  animae  vorenthält  Diese  Auf- 
fassung ist  in  der  evangelischen  Kirche  unmöglich.  Unmöglich  daher 
auch,  die  Versagung  des  kirchlichen  Begräbnisses  irgendwie  unter  dm 
Gesichtspunkt  einer  strafenden  Kirchenzucht  zu  stellen.  Die  Versagong 
des  kirchlichen  Begräbnisses  in  der  evangelischen  Kirche  muß  prinzip- 
gemäß zur  Voraussetzung  nehmen,  daß,  aus  w^elchem  Grunde  immer,  der 
mitgliedschaftliche  Zusammenhang  zwisdien  ihr  und  dem  Ver- 
storbenen schon  bei  dessen  Lebzeiten  gelöst  war.  IMe  Nichtbeteiligung 
am  Begräbms  ist  der  folgerichtige  Ausdruck  dieses  VerhUtnisses.  Die 
Gründe  jener  Voraussetzung  kasuistisch  und  formalistisdi  bestimmen  zu 
wollen,  widerspricht  evangelischem  Kirchenwesen  ganz  und  gar.  Ihm  ist 
allein  entsprechend,  daß  im  weitherzigsten  Geiste  evangelischer  Freiheit, 
luter  Berücksichtigung  vor  allem  auch  der  Einwirkung  auf  Angehörige 
und  Gemeinde,  Pfarrer  und  Gemeindeorgane  im  Einzelfolle  entscheiden. 
Audi  zur  Leichenverbrennung  stellen  ddi  bdde  Konfessionen  grund- 
sätzUdi  versdiieden.  In  den  neueren  Entsdieidungen  der  Congregatio 
Inquisitionis  ist  sie  als  „detestabilis  abusus"  bezeichnet  und  sind,  wenn 
sie  auf  eigener  AnordnunjT  cles  Verstorbenen  beruht,  jeder  kirchliche 
Leichenritus  und  die  Exequien  versagt  In  der  evangelischen  Kirche  ist 
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noch  kein  allgemeiner  und  prinzipiell  abgeklärter  Standpunkt  gewonnen. 
Doch  ist  die  anfangs  schroff  ablehnende  Haltung  bereits  einer  milderea 
Praxis  gewichen.  lAndASteiis  wird  tiiadicili»  Beteiligung  des  Geistlichen 
mcht  verwehrt  IMe  «vangeliache  Kirche  mnA  gmtidwätiKch  Kiütiir- 
ratwickehuigeii,  welche  dem  Worte  Gottes  nicht  zuwider  sind,  andi  in 
ihrer  Rechtsordniing  Rechmui^  tragen.  Dogmatisch  ist  das  Verbot  der 
Leichenverbrennung  niemals  zu  begründen.  Die  Bestattung  in  der  Erde 
ist  nur  eine  durch  die  Geschichte  geheiligte  christliche  Sitte.  Daher  wird 
bei  fortschreitendem  Gebrauche  der  Leichenverbrennung  die  evangelische 
K&ehe  wach  der  Sffeaffidi  amlBchen  Beteiligung  aidi  auf  die  Dauer  nicht 
entzielten  können,  falls  sie  sich  nicht  selbst  eines  der  wichtigsten  Mttel 
reimloser  Einwirkung  auf  das  Volksleben  berauben  wilL  Unter  keinen 
Umstanden  aber  kann  die  eigene  Anordnung  zur  Leichenverbrennung  als 
solche  zu  den  Gründen  gerechnet  werden,  aus  welchen  einem  Kirchen- 
gliede  die  kirchliche  Beteiligung  zu  versagen  ist.  Dies  könnte  nach  den 
vorgetragenen  Grundsätzen  nur  in  dem  einen  Falle  in  Erwägung  kommen, 
daß  die  Anordnung  aus  dem  Grunde  und  zu  dem  Zwecke  ausgesprochener- 
mafien  erfolgt  war,  schon  bei  Lebzeiten  der  Tatsache  des  gelösten  Zu- 
sammenhanges zwischen  Kirche  und  KirchengHed  einen  Aiwdmck  zu 
geben.  Dann  ist  die  Nichtbeteiligung  der  Kirche  selbstverständliche  Folge. 
UtenaK  der  Der  Austritt  aus  der  Kirche  kann  mit  einem  Wechsel  der  Konfession, 

Kirchon-     ^^^^  ^-^^  cincm  Eintritt  in  eine  andere  Kirche  verbunden  sein.  Dann 

raitglicdschaft 

durch  AMtritt.  Unterliegt  er  den  bereits  besprochenen  Regeln.  £r  kann  aber  auch 
ohne  nachfolgenden  Anschluß  an  irgend  eine  Kirchen-  oder  Religion«» 
gemeinachaft  erfo^fen.  Denn  kein  Staatsangehm^fer  ist  gegenwärtig  von 
Staats  wegen  genötigt,  Mitglied  einer  solchen  zu  sdn.  Für  diesen  Fall 

kommt  eine  kirchenrechtliche  Ordnung  überhaupt  nicht  in  Betracht 
Die  Freiheit  des  völligen  Austritts  aus  der  Kirche  stellt  sich  als  ein  rein 
bürgerliches  Recht  der  Staatsangehörigen  dar,  welches  hinsichtlich 
seiner  Voraussetzungen,  Formen  und  Wirkungen  allein  den  staziLsgcsetz- 
lichen  Bestimmungen  unterliegt  Die  Voraussetzungen  bürgerlich  gültigen 
Auttritts  sind  Unterscheidungsalter  und  Freiheit  dar  WUlenaentschließung. 
Die  Formen  wechseln  zwischen  gerichtlicher  oder  sonst  amtlidier  Verlaut- 
barung. Die  Wirkung  besidit  in  dem  Verlust  aller  kirchlichen  Rechte 
und  in  der  Ledigung  von  allen  kirchlichen  Pflichten,  für  welche  die  bis- 
herige Kirchenmitgliedschaft  die  Grundlage  und  Voraussetzung  war.  Auf 
vermögensrechtlichem  Gebiete  insbesondere  ist  die  Wirkung  gültig  voll- 
zogenen Austritts  die  nach  Ablauf  eines  gewissen  Zeitraums  eintretende 
Befreiung  von  allen  Leistungen,  welche  auf  der  persönlichen  Kirchen-  oder 
Kirchengemetttdeangfdiörigkeit  beruhen.  Dagegen  werden  Leistungen, 
welche  nicht  auf  dem  Parochial verbände,  sondern  auf  besonderem  Rechte 
titel  oder  auf  dinglicher  Grundlage  beruhen  (wie  Patronats-,  Kommunal-, 
Reallasten)  durch  den  Austritt  aus  der  Kirche  nicht  berührt.  Das  einzelne 
gribt  das  Landesrecht  (z.  B.  Freuß.  Gr.  v.  14.  V.  1873).   Daß  anderseits  der 
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Austritt  aus  der  Kirche  auf  den  Genuß  der  bürgerlichen  und  staats- 
bürgerlichen Rechte  einen  grundsätzlichen  Einfluß  nicht  mehr  zu  äußern 
vermöge,  geht  aus  dem  Inhalte  des  schon  oben  erwähnten  Reichsgesetzes 
über  die  Gleichberechtigung  der  Koc^essifMiea  hervor. 

IV.  Die  Kirchellgesellschaften  in  ihrem  gegenseitigen  Rechts-  Kirchs- 

Verhältnis.  Dieses  beruht  gegenwärtig  auf  dem  großen  Cmindsatze  der 
Parität  Es  gibt  aber  keinen  Grundsatz,  welcher  vieldeutiger  und  miß- 
bräuchlicher angewendet  würde.  Darum  bedarf  es  vor  allem  einer  ge- 
naueren Begriffsbestinunung.  Demnächst  des  Hinweises  auf  die  konkrete 
Ausgestaltimg  im  positiven  Recht  Endlich  »nd  die  Grenzen  der  staat> 
liehen  Paritätspflege  zu  erwägen. 

I.  Begriffsbestimmung.  Die  dchere  Handhabung  des  Faritits-  PaiMu. 
begriffB  setzt  eine  dreifache  Unterscheidung  voraus:  Parität  im  kirchea- 
politischen, im  staatsrechtlichen  und  im  engeren  kirchonrechtlichen  Sinn. 
Parität  im  kirchenpolitischen  Sinn  ist  das  Prinzip  der  religions-  KixOm- 
gesellschaftlichen  Gleichheit  der  rechtlichen  Selbständigkeit  wie 
Unterordnung  im  Verhältnis  zum  Staat  Sie  bedeutet  nicht  die  Einerleiheit 
des  Rechtes,  sradem  die  Gleidiheit  der  Lebensbedingungen  im  VeifaSItnis 
des  Staates  zu  der  libnnigfidtigkeit  der  Rel^onsgesellschaften.  Die  Dai^ 
stdlung  des  Verhältnisses  von  Staat  und  Kirche  wird  nachfolgend  auf  die 
Anwendung  dieses  Prinzips  zurückführt- n  fs.  unten  V).  Parität  im  staats-suati 
rechtlichen  Sinn  bedeutet  die  Forderung  der  Gleichheit  der  bürger- 
liehen  und  staatsbürgerlichen  Rechte  der  einzelnen  Staatsangehörigen 
ohne  Rücksicht  auf  das  religiöse  Bekenntnis.  Von  ihr  war  schon  vor- 
stehend (s.  oben  VI}  im  Zusammenhange  der  reditiicihen  Sfedlung  der 
Kirdieo^eder  die  Rede.  Ifier  ist  nur  eine  Bemerkung  nachzuholen, 
welche  sich  auf  die  irrtumliche  Anw  endungsweise  dieses  an  sich  schon  im 
Reichsgesetz  vom  3.  VIL  1 869  richtig  niedergelegten  paritätischen  Prinzips 
bezieht.  Es  ist  seine  Verzerrung  zur  mechanischen  Parität.  Es  kann 
nicht  als  Konsequenz  der  staatsrechtÜchen  Parität  eine  zahlenmäßige, 
konfessionell  prozentuale  Beteiligtmg  der  Staatsangehörigen  an  den 
Ämtern  der  Staatsverwaltung  oder  an  den  richterlichen  Stellen  gefordert 
werden.  Diese  äußerliche  Handhabung  der  Parität  ist  unter  allen  Um- 
ständen abzulehnen.  Sie  läuft  ihrem  Geist  und  Wesen  schnurstracks  zu- 
wider und  hebt  sie  im  letzten  Erfolge  wieder  auf.  Sie  erinnert  an  die 
primitivsten  Anfänge  der  Hntwickelung  des  paritätischen  Prinzips  in  der 
Verfassung  und  Verwaltung  des  älteren  Reiches,  wonach  dem  Höchst- 
kommandierenden der  Reichsarmee  ein  „aus  beiden  Religionsparteien  zu- 
sammengesetzter Kriegsrat**  zur  Seite  st^en  mußte*  In  der  gegenwärtigen 
Staatsordnung  entscheidet  über  die  Bekleidung  v€m  Staatsämtem  grund- 
sätzlich die  Tüchtigkeit  und  nicht  die  Konfession.  Parität  im  engeren 
kirchenrechtlichen  Sinne  endlich  bedeutet  das  Prinzip  der  Unabhängig-  Klrcbenrecht- 
keit  und  grundsätzlichen  Rechtsgleichheit  der  Konfessionen  und  ihrer  An-  ""^^ 
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gehörigen  in  ihrem  Wechselverhältnis  untereinander.  Der  paritätische 
Staat  in  diesem  Sinne  schließt  den  Konfessionsstaat  mit  einer  ecclesia 
dominaiis  ans»  IMe  staatliche  An^iralie  hinrfchtlich  dieser  Parititt  ist  die 
Haadfaabiing-  der  Gerechtigkeit  und  die  Wahrung  des  Rechtsfriedens 
unter  den  mehreren  Religionsgesellschaften.  HierfOr  kann  die  Differenz 
hinsichtlich  der  staatsrechtlichen  Stellung  der  letzteren,  ob  bloße  Vereine 
ohne  Rechtsfähig^keit,  ob  juristische  Personen  des  Privatrechts,  ob  öffent- 
liche und  privilegierte  Korporationen,  grundsätzlich  einen  Unterschied  nicht 
machen.  Alle  haben  den  Anspruch,  im  Umfang  der  durch  die  Gesetz- 
gebung ihnen  zugeteilten  Freiheit  und  Selbständigkeit  gegen  widerrecht- 
liche Beeintraciitigung  seitens  der  anderen  geschfitst  zu  amau  Dadurch 
ist  nicht  ausgeschlossen,  daß  das  Maß  dieser  Zuteilung  selbst  ein  ver- 
schiedenes sei,  daß  namentlich  die  Beziehungen  der  großen  historischen 
Kirchen  und  ihrer  Anpfehörig-en  untereinander  positiv  rechtlich 
durch  besondere  Schutzmaßregeln  sichergestellt  seien.  Denn  nach 
Geschichte  und  Natur  der  Sache  sind  die  Berühnmgen  unter  ihnen  am 
zahhrdchsten  und  die  Gelegenheiten  von  GregensStzen  und  KoUirionen 
am  häufigsten.  Es  fragt  ach  im  weiteren,  welche  Maßnahmen  das  po- 
sitive Recht  zur  Verwirklichung  des  paritätischen  Prinzips  in  diesem 
Sinn,  d.  h.  fOr  das  Wechselverliältnis  der  Konfessionen,  getroffen 
habe. 

PoMümchi&che        2.  Die   konkrete   Ausgestaltung  der  religionsgesellschaft- 
liehen  Parität  Die  hierfür  eintretenden  staatlichen  Ordnungen  und  Yer- 
rpatMt.  anstaltungen  liegen  auf  vier&chan  Gebiet 

Die  paritätische  Ordnung  garantiert  die  Integrität  der  konfessionellen 
Ehre.  Hiemach  besteht  die  landes-  und  reichsgesetzlich  begrOndete  und 
durch  Strafbestimmung  (R StGB.  §  166)  geschützte  Verpflichtung  z\ir  Unter- 
lassung von  Beschimpfungen.  Es  wird  eine  wichtige  Aufgabe  der  be- 
vorstehenden Revision  des  deutschen  Strafgesetzbuchs  sein,  die  in 
dieser  Beziehung  unbeabsichtigt  gegenwärtig  noch  bestehenden  Reste  von 
Lnparität,  hisbesondere  die  ungleiche  RüdEwirkung  des  Strallgesetzes  auf 
den  Schutz  der  katlioltsdien  und  dsr  protestantischen  Kirche  und  die  Be- 
schränkung des  Strafechutzes  auf  die  mit  Korporationsrechten  ausgestatteten 
Religionsgesellschaften  zu  besdtigMi. 

Die  paritätische  Ordnung  garantiert  ferner  die  Integrität  des  kon- 
fessionellen Kultus.  Die  Sicherstellung  in  dieser  Hinsicht  wird  zunächst 
wiederum  dadurch  geboten,  daß  beschimpfende  Unfugsverübung  anKultus- 
orten  und  die  voraätzUche  Vodiinderung  oder  Störung  gottesdienst- 
licher Versammlungen,  sowie  die  Verletzung  des  Gräberfriedens 
mit  emster  Strafe  (RStGB.  §§  166—168)  bedroht  sind.  Die  Kultusübung 
ist  aber  auch  individuell  subjdcti^  geschützt  Es  darf  einerseits  niemand 
an  der  persönlichen  Ausübung  seines  Kultus  widerrechtlich  gehindert 
(RStGB,  §  167)  oder  zur  Ausübung  eines  fremden  Kultus  genötigt 
(ib.  §  240)  werden.    Eine  besondere  Anwendung  des  letzteren  Verbots  ist 
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nameotiich  auch  <fie  Aufhebung  des  sog.  Parochialzwanges,  kraft  deren 
gegenwärtig  sowohl  den  Mtgliedem  einer  Rellg^on^fesellsdiaft  freisteht^ 

ob  sie  im  Notfall  eine  Parochialhandliing  (Taufe,  Beerdigung)  von  dem 
Geistlichen  einer  anderen  Konfession  erbitten,  als  auch  den  Geistlichen 
selbst  anheimgeg^eben  sein  muß,  ob  sie  die  erbetene  Funktion  ausnahmt 
weise  leisten  wollen. 

Die  paritätische  Ordnung  garantiert  weiterhin  die  Integrität  des  SchuU  dn 
religionsgesellschaftlichen  Tatbestandes.  Kraft  dieser  GmaHä» 
darf  keine  Religionsgesellschaft  durch  die  unerlaubten  Mittel  von  Zwang  -M^Mtnam 
und  Überlistung  die  Anhänger  einer  anderen  Religion  oder  Konfession 
auf  die  eigene  Seite  ziehen  (V'erbot  df^r  Pr oselytenmacherei).  Ihre 
wirksamste  Sicherstellung'  findet  die  Parität  in  dieser  Hinsicht  darin,  daß, 
wie  schon  früher  (s.  oben  III)  dargelegt,  die  Voraussetzungen,  Formen 
und  Wirkungen  eines  bürgerlich  rechtsgültigen  Konfessionswechsels 
staatsgesetzlidi  festgestdh  ^d.  Partikularrechdich  finden  sich  übrigens 
auch  Stra&ndiohungen  gegen  widerrechtlidie  Verlritung  zum  Übertritt 
Dem  gleichen  Zwecke  der  Sicherung  des  religionsgesellschaftlichen  Tat^ 
bestandes  dienen  femer  die  staatsgesetzlichen  Vorschriften  über  die 
religiöse  Kindererziehunj:»-,  insbesondere  über  die  religiöse  Erziehung 
von  Kindern  aus  gemischter  Ehe.  Die  schon  nachgewiesene  Zersplitterung 
und  Ungleichheit  des  Landesrechts  (s.  oben  Hl)  steht  hier  der  vollkommenen 
^ehemng  des  religionsgesdlschaftlichen  Tatbestandes  frelHch  vieUhch 
hindernd  im  Wege. 

Die  paritätische  Ordnung  garantiert  etMllich  die  Litegrität  des  Ver-  Schau  des 
mögens.   Jede  Kirchen-  und  Religionsgesellschaft  hat  imter  der  Staats- 

aufsieht  und  nach  näherer  Maßgabe  der  Gesetzgebung  die  ausschließliche 
Verfügung  über  ihr  rechtmäßig  erworbenes  Vermögen.  Daher  kann  niemand 
einer  anderen  Religionsgesellschaft  zu  Vermögenswerten  Leistungen  oder 
Duldungen  an  und  für  sich  verpflichtet  sdn.  Zur  Begründvmg  solcher 
Verpflichtungen  bedarf  es  jeweils  eines  besonderen  Rechtstitels.  An> 
wendungsfiUle  dieser  Art  dnd  z.  B.  die  erwähnte  freiwillige  Leistung  von 
Parochialhandlungen  durch  den  Geistlichen  einer  fremden  Konfession  gegen 
Entschädigung;  oder  das  Bestehen  dins^-licher,  d.  h.  auf  Grundstücken 
ruhenden,  daher  ohne  Ansehen  der  Konfession  auf  jeden  Rechtsnachfolger 
Übergehenden  Verbindüchkeiten ;  oder  die  Zugehörigkeit  zu  einer  Icistimgs- 
pflichtigen  poetischen  Cremeinde.  Ein  besonderer  Rechtstitel  ergibt  sich 
vielfkch  auch  daraus»  daß  nach  einer  an  den  Westfilisdien  Friedoi  aiw 
geschlossenen  Übung  die  Verschiedenheit  des  christlichen  Bekenntnisses 
keinen  Unterschied  begründet  in  der  Fähigkeit,  das  Patronatrecht  über 
eine  Kirche  der  anderen  Konfession  zu  erwerben  und  auszuüben.  Mit 
dies(^m  Recht  übernimmt  der  Patron  auch  alle  aus  dem  Patronatverhältnis 
entstehenden  vermögensrechtlichen  Pflichten,  und  namentlich  die  jeweils 
nach  gemeinem  od«r  partikuUrem  Recht  bestehende  Beitragspflidit  zur 
Bestreitung  der  kirchlichen  Baulast 
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^Bmrtiwim.  Hauptaowendungsfall  dieser  Art  aber  ist  das  sog.  Simultaneitm, 
d.  h.  der  gemeinschaftliche  Gebrauch  eines  und  desselben  Kultusgegen- 
standes durch  mehrere  Konfessionen,  insbesondere  im  Verhältnis  von 
Katholiken  und  Protestanton.  Zwischen  ihnen  haben  lokale  Notstände 
vielfach  namentlich  zum  gemeinschaftlichen  Gebrauch  von  Kirchen- 
ge bättden  gefahrt  Da  auch  bier  ein  Gien^biet  schwerer  Gefthren 
für  den  konfessiondien  Frieden  vorlag»  hat  in  gxofien  Redbtsgebietm,  wie 
vor  allem  in  Preufien  (Allg.  LdR.  v.  1794  11  §§  309—317)  und  Bayern 
(Rel.  Ed.  §§  90 — 97)  die  Staatsgesetzgebung  unter  dem  Gesichtspimkt  der 
Paritätspflege  ordnend  eingegriffen.  Xach  dieser  grundsätzlich  überein- 
stimmenden Ordnung  können  Simultaneen  an  Kirchen  durch  Gesetze  oder 
Verträge  begründet  sein,  nach  welchen  sich  die  beiderseitigen  BeteiÜgungs- 
recfat»  beortdlen.  Idangelt  es  an  solchen  Rechtsqndlen,  so  wird  ver- 
mutet, daB  jede  Gemeinde  mit  der  anderen  gliche  Redite  habe.  Be- 
stehen Streitigkeiten  bloß  über  Art  und  Maß  der  „Ausübung"  des  Rechtes, 
so  ist,  falls  die  Beteiligten  sich  nicht  selbst  zu  einigen  vermögen,  in 
Preußen  landesherrliche  Entscheidune  vorbehalten,  während  in  Bayern 
nach  neuerem  Recht  Verwaltungsgerichte  entscheiden.  Entsteht  aber  Streit 
über  das  Recht  selbst,  so  entscheiden  die  ordentlichen  Gerichte.  Haupt- 
s&dilich  ist,  im  Zusammenhange  mit  den  geschichtiichen  Erfolgen  der 
Gegenreformation,  neben  Schieden  der  Westen  und  Südwesten  des  Rmches 
(Rhebptovinjs,  Westfolen,  P£eüz,  Reichslande,  rechtsrheinisches  Bayern, 
Hessen)  an  Simultaneen  dieser  Art  beteiligt  Bemerkenswert  ist  auch  hier 
die  prinzipiell  verschiedeno  StoUunt'i'  der  Konfessionen.  An  und  für  sich 
lehnt  das  kanonische  Recht  die  Mitbenutzuni^"  eines  Kirchengebiludes  durch 
Häretiker  ab.  Aus  Zweckmäßigkeitsgrüuden  hat  aber  die  katholische 
Kirche  schon  im  eigenen  Interesse  Protestanten  gegenfiber  von  der  Strenge 
dieses  Standpunictes  abgesehen.  Dagegen  hat  dne  pSpstlicihe  Verfugung 
von  1873  den  Alticafboliken  gegenüber  die  strenge  Konsequenz  festgehalten. 
Diesen  ist  die  protestantische  Kirche  in  der  schwierigen  Zeit  des  Ober- 
gangs durch  Einräumung  des  Mitgebrauchs  von  Kirchengebäuden  vielfach 
hilfreich  entgegengekommen.  Denn  ein  Grund  prinzipieller  Ablehnung 
von  Simultaneen  besteht  für  sie  nicht.  Da  sie  aber  ihren  Besitzstand  unter 
fortwährmdm  K&nf^n  zu  verteidigen  hat,  strebt  sie  der  Ablösung  dieser 
Verhaltmsse  zu  und  es  kommt  vor,  daft  aus  landes-  oder  provinaaUdrchp 
liehen  ^ttehi  den  Graaeinden  Beihilfen  für  diesen  Zvntk.  gelltet  werden. 
Eine  Neubegründung  von  Simultaneen  ist  in  den  deutschen  Gebieten 
fransörisdien  Rechtes  ausgeschlossen. 

GfMMBder  3.  Die  Grenzen  der  staatlichen  Paritätspflege  liegen  in  ihrem 
Zweck.  Sie  bezweckt  die  Handhabung  der  Grerechtigkeit  und  die  Er- 
hattnng  des  Rechtsfriedens  im  Verhiltais  der  Konfisssionen.  Dagegen 
kann  die  Überwindung  der  innerkirchlichen  dogmatischen  oder  recht> 
liehen  Gegensätze  der  Konfession«!  nicht  in  der  Aufgabe  der  staatlichen 
Paritat^ege  gelegen  seb.  Dies  äußert  Wirkungen  nadi  zwei  Settetti 
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ZunScIist  für  den  Bestand  des  innerkirchlichen  Gegwisatres  nrisdien  in  ViscUltBlf  von 
dem  Katholizisnitis  lind  der  Einheit  des  Protestantismus.   Der  amtiiche 

Katholizismus  verweigert  noch  heute  der  Gemeinschaft  der  Evangelischen 
die  Anerkennung  als  „Kirche".  Er  verweigert  damit  grundsätzlich  die 
Anerkennung  des  paritätischen  Staates  im  Sinne  gleichberechtigter  Ko- 
existenz einer  Mehrheit  von  „Kirchen"  (Syll.  §  10).  Die  Eesüialtung  dieses 
EsklusivitStsansprachs  kann  durdi  Staatsgnetx  nicht  veriiindeit  werden. 
Vexliindeit  wird  durch  cUe  FaritätspAege  nnr  die  lltniksanikeit  der  Kon- 
sequenzen jenes  Anspruchs  auf  dem  äußeren  Rechtsgehiet  Die  Sicher« 
Stellung  der  Parität  erfolgt  hier  hauptsächhch  durch  die  staatliche  Be- 
grenzung der  kirchlichen  Strafgewalt  und  durch  die  erwähnte  Einwirkung 
des  Staates  auf  Begründung,  Folgen  imd  Beendigung  der  Kirchen- 
mitgliedschaft. 

Die  Zwedcb^tinmiung  der  Psritit  SnAert  ihre  beschiänkenden'Wiricungen  im  VaHdoirit 


aber  nicht  weniger  auf  das  Wedisehrerhiltnts  der  beiden  evaAgelischen  ^'^J^^^^^ 

Konfessionen  unterwnandOT.  Dem  innerkirchlichen  Gegensatze  der 
lutherischen  und  reformierten  Kirche  steht  der  Staat  prinzipiell  un- 
beteiligt gegenüber.  Er  erkennt  einerseits  diesen  Gegensatz  als  tatsächlich 
vorhanden  an  und  hat  ihm,  als  einem  geschichtlich  begründeten,  in  seiner 
Gesetzgebung  selbst  vielfach  Rechnung  getragen.  Er  hat  ihn  anderseits 
zn  ignorieren,  soweit  er  rein  auf  dem  Ghrunde  der  Lehrdifferens  beruht 
Freilich  ist  geschichtlich  diese  Schranke  der  Parität  nicht  immer  ver- 
standen und  eingehalten  worden.  Störend  war  dies  namentlich  in  der 
Gescluchte  der  preußischen  Union  hervorgetreten.  UrsprüngUch  von  Rchnicic  uc 
großem  und  echt  roformatorischem  Geiste  eingegeben,  in  zweihundert-  JJ'^*«''""«  der 
jähriger  Tradition  des  Hohenzollemhauses  verkörpert  in  den  Kurfürsten  Uaiom. 
Johann  Sigismund,  Georg  Wilhelm,  dem  Großen  Kurfürsten,  in  den 
Königen  Friedrich  L  und  Friedrich  Williehn  L,  und  nodi  in  dem  berfilkoiten 
Aufrufe  Friedrich  Wilhdms  IIL  vom  27.  September  181 7  nur  als  Tat  des 
frden  Entschlusses  der  Gremeinden  festgehalten,  hat  doch  die  Ausführung 
des  Unionsgedankens  unter  der  Einwirkung  einer  felsch  verstandenen 
Paritätsaufgabe  \ieirach  gelitten.  Es  war  nicht  reinlich  unterschieden 
worden,  daß  bei  den  Bestrebungen  auf  Wiedervereinigung  der  getrennten 
evangelischen  Konfessionen  die  Vermittlerrolle  nicht  dem  Staat  auf  Grund 
seiner  Kirchenhoheit  gebührte,  stmdem  alldn  dem  Landesherm  auf 
Grund  seiner  geschichtlich  erworiMnen  Kirchengewalt  Wesendich  in 
dem  Mangel  dieser  Unterscheidung,  welcher  ^e  Übertragung  stciatlicher 
Gewaltsmaßregeln  auf  das  kirchhche  Gebiet  verschuldete,  lag  die  Quelle 
der  tiefen  Mißstimmung  und  Gewissensnot,  deren  Spuren  die  Geschichte 
der  evangelischen  Union  aufzuweisen  hat,  und  deren  Folgen  noch  heute 
nicht  überwunden  sind.  Diese  Folgen  traten  nicht  nur  schon  in  der 
Separation  der  Altiutheraner  und  in  der  Weigerung  der  neu  erw<»benen 
prenflischen  Provinsen,  der  Union  der  Landeskirche  beizutreten,  hervor. 
Sie  SuBem  sich  bis  zu  dieser  Stunde  in  dnem  bedaueriichen  und  ungerecht- 
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fertigten  Mifitnuen  gegen  die  preuAische  Union,  welches  g^roßzüg^gen, 
auf  den  engeren  Zusammenschluß  der  deutschen  evangelischen  Landes- 
kirchen g-erichteten  Bestrebungen  nicht  geringe  Schwierigkeiten  entgegen- 
setzt, ihnen  mindt'stens  eine  Notwendigkeit  der  Vorsicht  und  Reserve  auf- 
erlegt, die  es  bisher  zu  der  erfolgsbedingenden  volkstümlichen  Begeisterung 
fOr  die  grofira  kirchlichen  und  nationalen  Sele  jenes  Znsammenachliisses 
nicht  hat  kommen  lassen.  Um  so  bestimmter  ist  f3r  G^fenwart  und  Zu- 
kunft die  Unterscheidung  der  Rechtstitel  und  Grenzen  festzulegen.  Unions- 
gestaltungen  gehören  zunächst  grundsätzlich  in  das  Zuständigkeitsgebiet 
der  Kirche,  nicht  des  Staates.  Eine  prohibitive  Einwirkung  kann  dem 
Staate  höchstens  hinsichtlich  der  Stufe  der  sog.  Verfassung.su nion, 
d.  L  der  Einrichtung  gemeinschaftlichen  Kirchenregimentü  für  beide  Koa- 
ftsrionen,  insoweit  mstehen,  als  der  Staatsgeset/gebung  überhaupt  eine 
geschichtlich  bogrOndete  und  positiv  rechlich  bogrenste  Beteiligung  an 
der  Forttrildiug  der  evangelischen  Kirchenverfassung  zukommt.  Unbedingt 
gilt  dagegen  der  Grundsatz  des  Ausschlusses  der  Staatskompetenz  für  die 
höheren  Stufen  der  Kultus-  und  der  Lehrunion.  Aber  auch  soweit  für 
diese  die  Zuständigkeit  der  Kirchengewalt  allein  begründet  ist,  sind  durch 
die  Entwickelung  der  Synodalverfassung  Schranken  gezogen,  welche 
die  vnedetkehr  gewissensverietsender  Eingriffe  in  das  geschichtliche  Redit 
der  Konfessionen  aussdilieflen.  Die  Greneral^ode  der  preufiischen  £van> 
gdischen  Landeskirche  hat  seit  1891  zu  wiederholten  Malen  die  feierliche 
Eiklärong  und  Versicherung  der  Unantastbarkeit  des  konfessionell  landes- 
oder  provinzialkirchlichen  Bekenntnisstandes  abgegeben.  Dadurch  und 
durch  die  ein  wandsfrei  gerechte  Praxis  des  preußischen  Kirchenregiments 
sollten  endlich  die  Quellen  jenes  Mißtrauens  geschlossen  werden  können. 
Wer  inneiüxdi  übeneugt  ist,  daß  die  Erhaltung  und  Miduning  des  Wahrheits- 
gehaltes der  Reformation  im  eddsten  und  besten  Sinne  ^e  Kuhur- 
bedingung  fOr  Gegenwart  und  Zukunft  bildet,  muß  in  der  allmählichen 
Losung  der  Spannung  zwischen  den  evangelbchen  Konfessionen  auch 
in  Wahrheit  eine  dankbare  und  wichtige  Kulturaufgabc  erkennen  und 
ergreifen.  Durch  die  Mittel  des  Rechts  läßt  sich  diese  Spannung  freiUch 
nicht  lösen.  Aber  das  Recht  allein  schafft  die  Voraussetzungen  und 
Garantien,  unter  deren  Schutz  die  Oberwindung  der  Gegensätze  von  innen 
heraus  gelingen  kann.  Aus  diesem  Grunde  ist  es  so  ungemein  wichtig, 
daß  audi  die  für  das  äußerlich  paritätische  Verhältnis  der  Kirchen- 
gesellschaften maßgebende  Rechtsordnung  im  Geiste  gerechter  Freihat 

und  Gebundenheit  aufgerichtet  sei. 

Die  hier  berührten  Gedankenkreise  haben  unvermeidlich  bereits  in 
das  Verhältnis  der  Kirchen  zum  Staat  hinübergeführt.  Dieses  Problem  ist 
abschließend  noch  selbständig  in  Betracht  zu  ziehen. 

V.  Kirchen  und  Staat  Der  universalgetdiichtliche  Entwickelungs- 
gang  zeigt  zwei  Grundveriialtnirformen  von  Staat  und  Kirche:  ihre  Einheit 
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imd  felgeweise  Verbindung,  ihre  Verschiedenheit  und  felgeweise  Lösung^ 
Innefhelb  beider  Gmndtypen  liegen  die  konkreten  Ansgestaltungen  und 
Übetgengsfbrmen,  deren  geschichtlich  abgeschlossenen  Resultate  oder 

im  positiven  Recht  der  Gegenwart  ausgepcSgten  Darstellungen  man  als 
„kirchenpolitische  Systeme"  bezeichnen  kann.  Dieser  Art  haben  sich  auf 
der  Linie  der  Einheit  und  Verbindung  die  kirchenpolitischen  Systeme  des 
Kirchenstaatstimis,  des  Staatskirchentums  und  des  Staatschristentums  ent- 
wickelty  auf  der  linie  der  Venddedenheit  und  LSnmg  die  Systeme  der 
Koordination,  der  Staatskirchenhohdt  und  der  Trennung  von  Staat  und 
Kirche.  Unter  diesen  Systemen  hat  sdt  ]&ide  das  18.  Jahrhunderts  je 
ISnger  je  bestimmter  da^enige  der  Kirchenhoheit  des  Staates,  als  die 
grundsätzlich  auf  der  sachlichen  Scheidung-  der  Zuständigkeits- 
gebiete beider  Gemeinschaften  beruhende  Verhältnisordnung  von  Staat 
und  Kirche,  den  positiv  rechtlichen  Entwickelungsgang  in  Deutschland 
bestimmt  Es  ist  hier  auch  heute  das  herrschende  kirchenpolitiache 
System* 

Ein  korrekter  wissenschaftlicher  Aufbau  würde  im  folgenden  den  Vor- 
rang der  geschichtlichen  Frage  vor  dem  geltenden  Recht  bedingen.  Ich 
stelle  indessen  mit  bestimmter  Absicht  die  Grrundzüge  des  letzteren  in  ge- 
drängter Kürze  voran.  Denn  die  Ziele  der  Entwickelung  und  in  ihnen 
die  Aufgaben  der  Gegenwart  sind  dergestalt  unmittelbare  Folgerungen 
der  Vergangenheit,  daß  es  hier  aus  inneren  Gründen  sich  empfiehlt,  Ge- 
schichtliches und  Frinsi|»dles  nicht  zu  trsnnen. 

I.  Grundzüge  des  geltenden  Rechts.  Man  bezdichnet  mit 
Kirchenhoheit  (Jus  circa  sacra)  den  Inbegriff  der  dem  Staate  als  solchem  ^JJ^^^^ 
auf  dem  Grunde  seiner  allgemeinen  Staatshoheit  über  alle  Kirchen-  und 
Religionsgesellschaften  innerhalb  des  Staatsgebiets  zukommenden  Rechte, 
Diese  gliedern  sich  ihrem  Inhalte  nach  zufolge  einer  bereits  an  den  West- 
fälischen Frieden  anknüpfenden  Entwickelung  in  das  sog.  Reformations- 
redit,  das  Oberaufidchtsrecht  und  daa  Schutzredit 

Das  gegenüber  dem  Siteren  geschichdidien  Begriffe  eflieblich  ein- safamdau- 
geschränkte  Reformationsrecht  des  Staates  begreift  im  gegenwärtigen 
Sinne  ein  Doppeltes:  das  Recht  der  Aufnahme  neuer  und  das  Recht 
der  staatsrechtlichen  Differenzierung  der  bestehenden  Kirchen- 
und  Religionsgesellschaften.  Hinsichtlich  des  ersteren,  also  der  Neu- 
bildung von  Religionsgesellschaften  kreuzen  sich  im  geltenden  Recht 
zw^  verschiedene  Systeme.  Nach  dem  tmea  besteht  die  volle  Freiheit 
der  Vereinigung  zu  Religionsgesellschaften.  Diese  Freiheit  bildet  dann 
lediglidl  einen  Bestandteil  der  gesetzlich  gewährleisteten  Vereinsfreiheit 
Die  Bildung  neuer  Religionsgesellschaften  kann  sich  hiemach  in  den 
Formen  und  unter  den  Bedingungen,  welche  für  öffentliche  Vereine  über- 
haupt vorgeschrieben  sind,  vollziehen.  So  beispielsweise  in  Preußen.  In 
anderen  Staaten  ist  die  Neubildung  von  Religionsgesellschaften  an  das 
Erf<Mrdends  ausdrückUcher  staatUcher  Genehmigung  geknüpft,  wdche  ihreiw 
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seits  entweder  in  der  Form  des  Gesetzes  oder  der  administrativen  Be- 
willigung^ za.  erfolgen  hat.  Das  letstere  ist  die  RegeL  So  ist  beispiel^ 

weise  in  Bayern  königliche  Genehmigung  erforderlich-  In  der  staatsrecbt- 
suatirechtucho  lichen  Klassifizierung  der  bestehenden  Rcligionsc»-esel]schaften  treten,  un- 
d''"Reii^o""''  geachtet  außerordentlicher  Mannigfaltigkeiten  des  partikulären  Rechtes  in 
niiMintrhiftnn  den  Einzelheiten,  doch  gewisse  juristische  Grrundtypen  gleichmäßig  auf. 

Es  sind  zu  unterscheiden  die  Kirchen  mit  öffentlich-rechtlicher  Kozporations- 
qualität,  Religionsgesdlschaften  mit  privatrechtlicher  ReditsfShigkeit  und 
bloBe  religfiose  Vereine.  Die  rechtiidie  Stellung  von  öffentlichen 
Korporationen  haben  die  evangelischen  (lutherischen,  reformierten, 
unierten)  und  ausnahmslos  die  römisch-katholischen  Landeskirchen,  in  den 
meisten  deutschen  Staaten  (nicht  in  Bayern)  auch  die  altkatholischen  Ge- 
meinden. Durch  welche  Merkmale  sich  die  Eigenschaft  einer  öffentlichen 
Korporation  bestimme,  ist  freilich  eine  ungemein  schwierige  und  bestrittene 
Frage.  In  Anwendung  des  Begriffs  auf  die  Kirchen  lassen  sidi  aber 
jedeo&Us  nbereinstimmend  als  charakteristische  Grundmetkmale  bezeichnen: 
das  staatlich  anerkannte  Recht  auf  Ausübung  einer  obrigkeitlichen  Gewalt 
über  die  Kirchenglieder,  die  Ausstattung  mit  besonderen  Privilegien  und 
dementsprechend  ein  geordnetes  staatliches  Oberaufsichtsrecht  Zur  Gruppe 
der  Religionsgesellschaften  mit  privatrechtlicher  Rechtsfähigkeit  ge- 
hören allgemein  die  jüdischen  Synagogengemeinden  imd  von  christlichen 
ReligionsgcseUschaften  s.  B.  in  Preußen  Hemihuter,  AMutheraner,  Menno» 
nüb&a,  Baptisten,  in  Bayern  audi  die  griechisch-katholische  Gemeinde  in 
Mfinchen  und  seit  1890  die  Altkatholiken.  Die  rechtliche  Stellung  dieser 
Religionsgesellschaften  beruht  zumeist  auf  besonderen  Konzessionsurkunden, 
in  denen  das  Maß  ihrer  Berechtigung  näher  festgestellt  ist  Allgemein  ist 
nur  der  Besitz  der  juristischen  Persönlichkeit  im  Gebiete  des  Privatrechts. 
Der  Wert  dieser  Eigenschaft  liegt  aber  nicht  allein  in  der  damit  ge- 
gebenen Vennögensfahigkeit,  sondern  ist  nach  der  gegenwärtigen  Lage 
der  Reichs-  und  Landesgeset^nebung  nodi  dadurch  gesteigert,  dafl  mit 
dem  Bedtz  der  Korporationsqualität  von  selbst  gewisse  Vorrechte  in  Be- 
ziehung auf  Strafrecht,  Heeres-  und  Steuerwesen  verbunden  sind.  Die 
dritte  Gruppe  bilden  die  religiösen  Vereine.  Bayern  kennt  diese 
Kategorie  von  Religionsgesellschaften  nicht  Wohl  aber  Preußen.  Ihre 
Rechtsstellung  bemißt  sich  hier  nach  dem  Vereinsgesetz  vom  11.  III.  1850 
und  älteren  Vorschriften  des  Landrecbts.  Fdilt  ihnen  zwar  die  juristische 
Persönlichkeit,  so  ist  ihnen  doch  in  Preufien  durch  Art  12  der  Vv&ssung 
allgemein  das  Recht  der  öffentlichen  Religionsübung  zugesidiert  Die 
anderwärts  noch  immer  bestehende,  im  älteren  Reichsrecht  wurzelnde 
Unterscheidung  von  exercitium  religionis  publicum  und  privatum  besteht 
also  hier  nicht,  während  in  Bayern  jede  Religionsgesollschaft,  welche  nicht 
ausdrücklich  „als  öö'entliche  aufgenommen"  ist,  nur  „die  freie  Ausübung 
des  FriTatgottesdienses«  beutst  Damit  ist  ausgedrückt,  daß  dem  Kultus 
die  nach  Sitte  und  Recht  gebildeten  Zeichen  oder  Wirkungen  der  Offene 
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licbk^  (KirchengebSiidey  Glocken,  l^nfluA  der  Smin-  und  Festtagsfeier 
auf  das  bfiigerHdie  und  soaale  Leben)  versagt  sind.  ReligionsgeseUp 
Schäften,  welche  Korpimatioosreclite  nicht  besitzen,  können  solche  nach 
der  preußischen  Verfassung  Art  13  nur  im  Wege  der  Gesetzgebung  er- 
langen. Diese  Notwendigkeit  ist  für  alle  deutschen  Staaten  gleichen 
Rechtes  ausdrücklich  durch  das  £.  G.  zum  BGB.  Art  84  aufrecht  erhalten. 

Mit  diesem  Refonnatioasrecht  steht  die  zweite  der  genannten  Aufie- 
rungen,  das  Oberaufsichtsrecht  des  Staates,  in  einem  leicht  erkenn- 
baren, den  innerlich  fortschreitenden  Zweckgedanken  der  Kirchenhoheit 
offenbarenden  Zusammenhang.  Mit  der  Entscheidung  über  Zulassung  einer 
Religionsgesellschaft  und  ihrer  Anerkennung  als  öfTcnitlicher  oder  Privat- 
korporation hat  der  Staat  den  religionsgesellschaftlichen  Tatbestand  inner- 
halb seines  Gebietes  geschaffen.  Es  handelt  sich  nunmehr  erst  um  die 
nähere  Bestinunvmg  und  Begrenzung  ihrer  Bewegungsfreiheit,  sowie  um 
Veranstaltungen,  wdche  die  Einhaltung  dieser  Grenz«i  Schern.  Hier  liegen 
die  Funktionen  des  staatltchen  Oberanfeichtsrechts.  Zu  diesem  Zwecke 
äußert  sie  sich  rechtsschopferisch,  richtend  und  regierend.  Rechts- 
schöpferisch äußert  sie  sich  in  der  Staatskirchengesetzgebung,  welche 
die  materielle  Verhältnisordnung  zwischen  dem  Staat  und  den  einzelnen 
Kirchengesellschaften  normiert  Sie  äußert  sich  richtend  darin,  daß  gegen 
Verletzung  der  gesetzlich  geordneten  Aufsicht  die  Rechtshilfe  der  staat- 
lichen Zivil-,  Verwaltungs-  und  Strafgericfatsbaikeit  besteht  Sie  äufiert 
sich  Mdlich  regierend  durch  fordaufende  administrative  Au&iditsäbung 
über  die  zweckdienliche  und  ordnungsgemäße  Ausfuhrung  des  Staats- 
kirchenrechts.  Diese  administrative  Aufsichtsübung  bildet  im  besonderen 
Sinne  den  Inhalt  des  Jus  inspicicndi  cavendL  Die  Organe  dieser  Auf- 
sicht sind  die  staatlichen  Verwaltungsbehörden  in  dem  durch  die  Ver- 
waltungsorganisation der  l^inzelstaaten  geordneten  Instauzenzug,  an  oberster 
Stdle  die  Kultusministerien.  Das  Sachgebiet  der  administrativen  Auf»  sackgduai 


sichtsttbnng  umfkfit  auf  Grund  und  im  Rahmen  der  staatlichen  Au6ichtB-„^f^^' 
gesetze  im  wesentlichen  ein  Fünffaches.    Im  Greblete  der  Kirchen« 

Verfassung  betätigt  sich  die  Staatsaufsicht  durch  gesetzlich  bemessene 
Beteiligung  an  der  Verleihung  von  Kirchenämtern  (Einspruchs-  oder  Be- 
stätigungsrechte), namentlich  durch  Mitwirkung  an  der  Besetzung  der 
Bischofsstühle,  femer  durch  Einflußnahme  auf  die  wissenschaftliche  Vor- 
bildung der  Geisdidien  und  Kontrolle  Aber  die  hierfür  errichteten  kirddichen 
Anstalten,  sodann  durch  die  schon  erwihnten  Vorbehalte  staatUcher  Zu- 
ständigkeit hinsichtlich  der  Zulassung  und  Tätigkeit  von  geistlichen  Gesell- 
schaften (Orden,  Kongregationen).  Der  Oberaufsicht  untersteht  der  Kultus 
in  seinen  äußeren  Beziehungen  zu  Staat  und  Gesellschaft,  namentlich  also 
insoweit  er  etwa  in  Prozessionen  und  religiösen  Begräbnisfeierlichkeiten 
in  die  Öffentlichkeit  tritt  Es  bestehen  ferner  Äußerungen  der  Staats- 
aufticht  im  Gebiete  der  kirchlichen  Straf-  und  Disziplinargewalt,  durdi 
welche  die  Kirchen  bestimmten  Besdir&nkui^en  in  Ansdiung  der  Stea£' 
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mittel  und  ihrer  bürgerlichen  Wbrkangen,  hinrichtlidi  des  Zweckes  ilurer 
Anwendung  und  der  formellen  Garantien  eines  gerechten  Verfahrens  unter- 
worfen, endlich  auch  die  kirchlichen  Dementen-  und  Korrektionsanstaltcn 
einer  staatlichen  Überwachung  unterstellt  sind;  alles  dies  freilich  in  außer- 
ordentlicher partikularrechtlicher  Verschiedenheit  Ein  weiteres  imd  praktisch 
ungemdii  vichtiges  Grebiet  der  adminirtrativen  Anfaichtsftbqng  ist  die 
Idrchlidie  VermogensTerwaltungr;  rechtfartigt  nch  prinz^ell  unter 
tlemGeMChtspunkte  der  weitgehenden  Staatsleistungen  für  kirchliche  Zwecke 
und  SnAert  sich  namentlich  in  dem  Vorbehalte  der  staatlichen  Grenehmigung 
zu  wichtigeren  Akten  der  kirchlichen  Vermögensverwaltung,  bei  welchen 
ein  besonderes  Staatsinteresse  an  der  Erhaltung  und  zweckgemäßen  Ver- 
wendung des  Kirchenvermögens  in  Frage  kommt  Zuletzt  imterliegen 
selbstverstftndlich  die  Kinnen  und  Kirchenbeamten  einer  Obannfiridit  auf 
allen  deigenigen  Gebieten,  auf  w^dien  Ae  an  urqjHrQnglidien  Au%aben  der 
Staatspllege  selbst  beteiligt  werden,  als  namentlich  da,  wo  standige 
Gottesdiensteinrichtungen  in  gewissen  Anstalten  der  staatlichen  Wohlfahrts- 
und  Sicherheitspflege,  wie  Krankenhäusern,  Strafanstalten  getroffen  sind; 
ferner  in  der  großen  Organisation  der  Militärseelsorge  und  namentlich  auf 
dem  Gebiete  des  staatlichen  Unterrichtsweseas,  bei  welchem  aui  allen 
Stnlim,  Ml  Volks*,  Ifiltel»  lud  Hochsdiulen  dae  organisdie  Beteiligung 
lotMi  4w  iler  Kirche  ▼ocgesehen  ist  Die  allgemeinen  Formen  und  Mittel  der 

stMiMiMcfee.  Anfiichtsubnng  fiber  die  Kirchen  und  Udigionsgesellschaften  sind  die- 
selben, wie  in  allen  Zweigen  der  Staatsverwaltung  (Verfügimgen,  Vitsita- 
tionen,  Ordnungsstrafen,  polizeiliche  Zwangsmittel).  Daneben  haben  sich 
Unter  dem  besonderen  Gesichtspunkt  der  Kirchenhoheit  noch  spezielle 
Mittel  der  Staatsaufsicht  teils  präventiven,  teils  repressiven  Charakters  aus- 
gfebildet  Als  das  am  meisten  umstrittene  Mittel  pr&ventiver  Auisichts- 
rmm.  fibung  hat  dch  in  mdneren  dentsdien  Staaten  das  sog.  Pläcet,  d.  h.  der 
Voibehalt  staatlicher  Grenehmigung  zur  Verkfindigung  oder  mm  Vollzug 
kirchlicher  Gesetze  und  blasse  erhalten,  so  in  Bayern,  Sachsen,  Württem- 
berg, Baden,  Hessen  und  anderwärts.  In  Preußen  wurde  es  schon  durch  die 
Verfassung  von  1850  beseitigt  Grundsätzlich  ist  diese  veraltete  Maßregel 
der  Staatsaufsicht  nicht  zu  billigen.  Sie  hält  sich  unvermeidlich  nicht  von 
Eingriffen  in  innere  Angelegenheiten  der  Kirchen  zurück  und  ist  außerdem 
▼öUig  wirkungslos.  Andere  Formm  prilventlyer  Stsatsaufticht,  weldie 
aidi  led^ch  geschichUich  etldiren,  wie  z.  R  Besdirinkui^fen  des  amt* 
Uchen  Verkehrs  zwischen  Papst  und  Bischöfen,  sind  allgemein  längst  be- 
seitigt Als  Mittel  der  Repression  hat  sich  unter  dem  besonderen  Gesichts- 

TMvocaUea-  punkte  der  Kirchonhoheit  die  sog.  Temporaliensperre,  d.  h.  die  Ein- 
behaltung  der  aus  staatlicher  Quelle  fließenden  Amtseinkünfte  von  Kirchen- 
dienern, sei  es  bei  Verweigerung  des  staatlichen  Gehorsams  im  allgemeinen, 
ad  es  zur  Erzwingung  einer  einzelnen  MaBregel  'erhalten.  Der  Vorbehalt 
dieses  Ifittds  der  Staatsanfticht  ist  prinztEuell  gereditfertigt  und  fOr  äußerste 
FSlle  unentbehrlich.   Für  seine  Anwendbaikeit  ist  die  rechtliche  Natur 
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der  zu  sperrenden  Amtseinkünfte  entscheidend.  Beruhen  solche  auf  privat» 
rechtlichem  Titel,  so  kann  die  Temporaliensperre  nur  auf  Grund  besonderer 
gesetzlicher  Ermächtigung  anwendbar  sein.  So  in  Bayern.  Beruhen  da- 
gegen die  Amtseinkünfte  auf  öffentlich-rechtlichem  Titel,  so  ist  die  Ver- 
hängung  der  TeiiqMjfalieiiq)eixe  auf  administrativem  Wege  zulässig.  So 
die  Rechtslage  in  Preußen  Ar  diejenigen  Staatdeistungen  an  die  katho- 
lische Kirche,  wdche  auf  der  Qrcumscr^ilioosbiille  De  salnte  animanim 
beruhea 

Die  dritte  Äußerung  der  Kirchenhoheit  bildet  der  Schutz  der  scteiwit 
Kirchen  durch  den  Staat.  Dieses  Schutzrecht  ist,  nach  Ablösung  des 
Jus  Advocatiae  von  seinen  im  Mittelalter  gelegenen  geschichtlichen  Wurzeln, 
gegenwärtig  als  Miegxiff  derjenigen  staatlichen  Tätigkeiten  m  venidien, 
in  welchen  der  Staat  durch  positiTe  Förderung  des  Kirchenwesens  sein 
AneikenntiiiB  von  dem  Werte  desselben  für  Volksleben  und  Volkswobl 
zum  Ausdruck  bringt.  Auch  die  Ausübung  der  Advokatie  steht,  genau 
•u'ie  ihre  beiden  koordinierten  Erscheinungsformen  der  Kirchenhoheit,  aus- 
schließlich unter  dem  Cxcsichtspunkt  eines  staatlichen  Rechts.  Denn 
ihren  Inhalt  bildet  die  ausschlieüUche  Berechtigung  des  Staates,  Mittel 
und  Grenzen  des  Kirchenschutzes  nach  Mem  Ermessen  zu  bestimmen* 
Die  einzelnen  AuBerungen  dieses  Schuizrechts  sind  gegenwSrtig  auf  sehr 
verschiedenen  GeMeten  da:  Besieifaiingen  zwtsdien  Staat  und  Kirche  ge- 
legen. Es  lassen  sich  vier  Ghrundrichtungen  unterscheiden.  Die  Advokatie 
äußert  sich  zuerst  in  dem  Verhältnis  der  Kirchen  Verfassung  zur  staat- 
lichen Rechtsordnung.  Jene  ist  Bestandteil  des  öffentlichen  Rechts.  Die 
Kirchenämter  als  solche,  d.  h.  sowohl  die  Ämter  des  Kirchenregiments, 
als  das  Pfarramt  sind  öffentliche  Ämter  und  es  fallen  diese,  sowie  die 
Sdbstverwaltungsoigane  der  Kirchengemeinden  unter  den  technischen 
Begriff  der  Behörde.  Dies  ist,  wie  im  öffientlichen  Rechtsverkehr,  so  in 
der  strafrechtlichen  Praxis  allgemein  anerkannt  Die  Advokatie  äußert 
sich  femer  in  der  Gewährung  unmittelbarer  Staatshilfe.  Dies  wiederum 
in  doppelter  Weise.  Zunächst  durch  Vermögenszuwendungen  des 
Staates.  Diese  sind  teils  fortdauernde,  d.  h.  in  den  Staatshaushaltsetats 
regelmäßig  wiederkehrende  Leistimgen,  so  die  Positionen  für  Bischöfe  und 
Domkapitel,  evangdische  Kirchenr^fimentsbdioKden,  F&rrgdstiidie  nsw^ 
teils  einmalige  aufierordenti&che  Staatszuschnsse,  wie  solche  gdegentüch 
für  Kirchenbauten,  kirchliche  Anstalten,  Besoldungsverhältnisse  von 
Kirchendienern  und  andere  kirchliche  Zwecke  bewilligt  werden.  Eine 
Gewährung  besonderer  vermögensrechtlicher  Vorteile  liegt  auch  in  den 
kirchlichen  Steuerprivilegien,  wie  solche  in  verschiedenem  Umfang  in  der 
Steuergesetzgebung  der  deutschen  Einzelstaaten  anerkannt  sind.  Die  un- 
mittelbare StaatshiUb  bietrt  och  charakteristisch  nodi  in  einer  anderen 
Form  dar:  in  der  V^leihung  des  weltlichen  Armes,  d.  h.  jdarin,  daft 
zur  Verwirklichung  gewisser  Bestandteile  der  kirchlichen  Rechtsordnung 
der  staatliche  Verwaltui^rsswang  zur  Verfügung  steht  Auch  hier  handelt 


Digitized  by  Google 


278 


WlLHBUf  Kahl:  Kiichenredit 


es  sich  gegenwärtig  überall  nur  um  einen  freiwillig  dargebotenen  Schutz 
des  Staates.  Daraus  folgt  nicht  nur,  daß  der  Staat  nach  eigenem  Er- 
messen im  allgemeinea  das  Gebiet  begrenzt,  für  welches  die  Vermittelung 
seiner  Zwangsgewalt  znr  VerfOgung  stdieii  soll,  scmdem  dafi  andi  die 
einzelne  kirddiche  MaBregel,  für  weldie  der  biixgeriiclie  Rechtsschutz  in 
Anspruch  genommen  wird,  der  staatlichen  Vorprofung  unterliegt  Ifit 
dieser  Maßgabe  sind  gegenwärtig  die  Hauptanwendungsfälle  der  Verleihungr 
des  weltlichen  Armes  der  staatliche  Vollzug  kirchlicher  Disziplinar- 
erkenntnisse  und  di(t  Beitreibung  kirchlicher  Abgaben  im  Wege  des  staat- 
lichen Verwaltungszwangs.  In  allen  Fällen  ist  Voraussetzung,  daß  dort  die 
kircUichen  Diadplinarurtdle,  hier  die  gemeindlidien  Hebeüsten  staatlich 
fSr  vollstreckbar  erklärt  worden  sind.  Die  Advokatie  äußert  sich  zum 
dritten  in  der  Bwacksichtigung  des  Kirchenwesens  im  öffentlichen 
Leben.  Obenan  steht  hier  der  staatliche  Schutz  der  kirchlichen  Sonn- 
und  Festtagsfeier.  Er  verfolget  einen  doppelten  Zweck.  Er  dient  zunächst 
der  Kirche  unmittelbar,  nämlich  der  Würde  des  Kultus  selbst.  Unter 
diesem  Gtesichtspunkt  stehen  die  zahlreichen  Verbotsgesetze,  welche  ge- 
wisse Handlungen  und  Veranstaltungen  an  Sonn-  und  Festtagen  übexfaaiipt 
oder  wahrend  der  gottesdienatiichen  2Mten  und  in  der  Umgebung  von 
Kuttnsgebauden  aiisschlieften  oder  beschränken.  Mittelbar  dienen  ferner 
der  Kirche  diejenigen  staatlichen  Ordnungen,  welche  den  Zweck  ver- 
folgen, die  einer  wirksamen  Entfaltung  ihrer  gottesdienstlichen  Arbeit  im 
Wege  stehenden  Hindernisse  zu  beseitigen.  Unter  diesem  Gesichtspunkt 
stehen  die  neueren  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Sonntagsruhe, 
durch  welche  gewisse  arbeitende  Klassen  in  der  Freiheit  der  Sonntags- 
ftAer  überhaupt  und  in  der  Möglichkeit  zur  Benulzui^  der  gotlesdienst- 
lichen  Veranstaltungen  überhaupt  geschützt  werden.  Das  eigentUche  Sei 
dieser  staatlichen  Sonntagsruhe  ist  freilich  bis  jetzt  nur  unvollkommen  er- 
reicht. Durch  die  staatlich  gewährleistete  Freiheit  ist  lediglich  ein  Vakuum 
entstanden,  dessen  im  Geiste  christlicher  Sittlichkeit  gelegene  Ausfüllung 
namentlich  für  die  jugendliche  Arbeiterwelt  nur  durch  freie  soziale  Organi- 
sationen gelingen  kann.  Endlich  änfiert  sich  ^e  Advokatie  in  dem  be- 
sonderen strafrechtlichen  Schutz  der  Kirdien-  und  ReUgionsgesdl- 
achaften,  dessen  Gtegenstand,  wie  schon  in  früherem  Zusammenhang  er- 
wähnt, der  Relig^ionsfriede,  die  r^gionsgesellschaftliche  Bire,  die  Ordnung 
und  Sicherheit  der  Kultusübung  imd  das  Kirchenvefm5gen  bilden 
(RStGB.  §§  166—168,  243',  304,  306»,  366^). 

Wie  ist  diese,  hier  in  den  äußersten  Grundrissen  gezeichnete  Ver- 
hältnisordnung von  Staat  und  Kirche  in  Deutschland  entstanden?  Besitzt 
de  prinzipielle  Berechtigung  und  welches  sind  die  Aussichten 
ihrer  Zukunft?  In  Lesern  Fragenkreise  scUieftt  sich  die  Losung  der  hier 
gestellten  Aufgabe  ab. 
nncMditiirii II  2.  Geschichtliches  und  Prinzipielles.  Die  Geschichte  eines  recht- 
AviPBCipimiu.       geordneten  Verhältnisses  von  Staat  und  Kirche  konnte  erst  mit  der 
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Anerkennung  des  Christentums  im  römischen  Reiche  beginnen.  Diese 
Anerkennimg  erfolgte  im  Muländer  Toleranxedikt  von  313.  In  ihm  ist 
die  Parit&t  ▼00  Ifetdentumy  Christentum  und  Judentum  erUiit  Aber 
dieie  Gl^hberechtigimg  blieb  nicht  die  Grrundlage  der  wetteren  En^ 
«idcelung  des  Verhältnisses  von  StMt  und  Kirche.  An  ihre  Stelle  trat 
schon  380  die  Alleinberechtigung  des  Christentums.  Tbeodosius  er- 
klärt die  christliche  Relig'ion  zur  Staatsreligion.  Die  Kirche  ist  Staats- 
kirche  geworden.  Es  ist  die  Einheit  von  Staat  und  Kirche  proklamiert 
Diesen  Werdegang  bis  zur  GrrQndnn|r  der  Staatskirche  hat,  wie  schon  im 
Eingang^  erwShnt,  Adolf  Harnack  in  einem  frOheren  Teile  dieses  Werkes 
au%eseigt  Ich  habe  also  hier  die  Grundlinien  der  nachfolgenden  EnU 
wickdung  mit  ihren  in  die  Gegenwart  reichenden  Ausläufern  zu  ziehen. 

Mit  der  im  Jahre  380  reichsgesetzlich  proklamierten  Einheit  von  irirtiiimiiwu 
Staat  und  Kirche  w^ar  die  Möglichkeit  einer  doppelten  Entwickelung  in 
die  Weltgeschichte  gelegt  Der  Staat  konnte  sich  die  Kirche  eingliedern 
und  unterordnen,  die  Kirche  konnte  den  Staat  in  sich  auf-  und  unter- 
gdien  lassen.  Die  Zukunft  zog  beide  Konsequenzen.  Die  Herrschaft 
des  Staates  fiber  die  Kirche  und  die  Herrschaft  der  Kurche  über  den 
Staat  losten  einander  ab.  Jene  etablierte  sich  nach  der  Trennung  des 
römischen  Reiches  (395)  zunächst  in  der  ostlichen  Reichshälfte  mit  ihrem 
Mittelpunkt  in  Byzanz.  Hier  verengert  sich  der  Einheitsgedanke  zur  Bjtn/Mmn. 
völligen  Herrschaft  des  Staates  über  die  Kirche.  Dieser  Byzantinismus  hat 
seinen  gesetzlichen  Ausdruck  vor  allem  in  dem  Codex  Justinianeus  von 
534  efbalten.  Das  ganze  der  kirchlichen  Rechtsordnung,  Äufieres  und 
Inneres,  Gesetzgebung  und  Verwaltung  werden  durch  den  llf^en  des 
Kaisers  maßgebend  bestimmt  Den  Nadiwirkungen  dieses  morgenländischen 
Staatskirchentums  bis  in  die  Gegenwart,  wie  sie  sich  ausprägen  in  den 
bestehenden  Verhältnisformen  zwischen  Staat  und  griechischer  Kirche, 
ist  hier  nicht  zu  folgen.  Die  geschichtlichen  Entwickelungsbedingungen 
für  Deutschland  liegen  allein  in  den  Schicksalen  der  westlichen  Hälfte 
des  römischen  Rdches. 

Hier,  im  Abendland,  hat  nch  durch  eine  metkwfirdige  Gruppierung  KircbeuuM. 
der  gedankengebenden  Personen  und  der  entscheidenden  geschichtlichen  *^ 
Tatsachen,  nach  endlosen  Reibungen  und  Schwankung^en  und  erst  nach 
heftigem  Widerstand  der  christianisierten  germanischen  Staaten  der  Ein- 
heitsgedanke im  Sinne  der  absoluten  Kirchenherrschaft  abgeschlossen  und 
in  dieser  Ausprägung  noch  positiv  rechtlich  während  des  Mittelalters  er- 
halten. Die  Gredankenreihen  Fäeudoisidors  haben  gesiegt  Es  hat  sich 
die  Verhaltnisfenn  des  Kirchenstaatstums  gebildet;  der  Staat  ein- 
geschlossen, umklammert  vom  Kirchentunu  Seinen  klassischen  gesetz- 
lichen Ausdruck  findet  das  System  im  Corpus  Juris  Canonici.  Seine 
monumentale  Einzelurkunde  ist  die  Bulla  Unam  Sanctam  Bonifaz'  Vill. 
von  1302.  Die  Kirche  ist  der  die  ganze  Menschheit  umfassende  göttliche 
Universalstaat    Die   päpstliche  Gewalt  umspannt  alles.    Sie  ist  dne 


Digitized  by  Google 


zSo  WOUELU  Kaul:  Kircbeorecbt 

priesterliche  und  königliche  zugleich.  Jede  andere  Gewalt  ist  von  ihr  ab- 
geleitet und  daher  von  ihr  abhängig.  Allgemein  und  tatsächlich  hat  sich 
dieser  Anspruch  der  Kirchenherrschaft  nicht  lange  über  den  Anfang  des 
14.  Jahrhunderts  hinaus  durchgesetzt  Aber  ist  er  darum  untergegangen? 
UodeniM  KomiDt  das  System  für  die  Kirchenpolitik  der  Gegenwart  noch  irgendwie 
^^^^  in  Bebaclit?  Die  Frage  ist  von  groflter  praktischer  Wichtigkeit,  und  sie 
ist  zu  bejahen.  Der  mittelalterlicfae  Anspruch  der  Kirchenhnrsdiaft 
sdbst  ist  geblieben.  Allerdings  nur  fikdv,  nur  als  prinzipielle  Verwahrung 
gegenüber  der  veränderten  Weltlage.  Aber  er  ist  noch  heute  als  nach- 
mittelalterliches Kirchenstaatstum  lebendig.  Gelegentlich  wurde  und  wird 
er  durch  einen  Hoheitsakt  oder  gesetzgeberischen  Vorstoß  des  Papstes 
in  Erinnerung  gebracht  £s  wiurden  Könige  nicht  anerkannt,  Staatsgesetze 
f&r  nidttig  erldSrt,  Verdammungsurtdle  gegen  Kotier  edassen.  Durch 
^llabus,  Vatikanisches  Konal,  Leos  XTTT.  Enqrldika  nber  den  dirisUidien 
Staat  vom  i.  November  1885  ist  das  ganze  der  mittelalterlichen  Hoheits- 
anqnrüche  dauernd  und  prinzipiell  dem  Quellenkreise  des  geltenden  katho- 
lischen Kirchenrechts  einverleibt  Das  Prinzip  der  Kirchenherrschaft  ist 
verwahrt  Ihre  Wiederherstellung  wird  immerhin  als  ein  mötfliches  Ziel 
der  Entwickelung  offen  gehalten.  In  diesem  Sinne  muß  noch  heute  in 
der  staatlichen  Kirchenpolitik  mit  dem  mittelalterlichen  Kirchenstaatstum 
gerechnet  werden.  Dieser  latente  Vorbehalt  ist  die  bldbende  und  ti^be 
Quelle  von  Beunruhigung  imd  Mißtrauen.  Grundbedingung  einer  Ver- 
söhnung der  katholischen  Kirche  mit  dem  modernen  Staat  würde  der 
gnmdsätzliche  Verzicht  auf  den  fiktiven  Fortbestand  der  mittelalterlichen 
Kirchenherrschaft  sein.  Zu  erwarten  ist  ein  solcher  Verzicht  nicht  Aber 
er  könnte  erklärt  werden  ohne  Schädigmig,  ja  mit  Gewinn  für  das  religiöse 
Wesen  der  IcaÜioUsdien  Kirche. 

SiMMUithM»  lifit  Beginn  des  14.  Jahrhunderts  setzen  diejenigen  Kräfte  ein,  welche 
*^  in  fortgesetzter  Steigerung  der  tatsächlichen  Verwirklichung  des  mittel- 
alterlichen Kirchenstaatstums  den  Boden  entziehen.  Die  Anzeichen  einer 
grundsätzlich  veränderten  Weltanschauung,  die  Rezeption  des  romischen 
Rechts  als  Teilorschoinung  der  Renaissance,  die  Ausbildung  der  Landes- 
hoheit in  Deutschland,  die  Tatsache  und  der  Geist  der  Reformation,  end- 
lidi  der  das  ganze  Vollcflleben  aufiai^(«ide  Staatsabsotutkmus  haben  die 
Bedingungen  der  papstlichen  Ein-  und  Alleinherrschaft  zerstört  Das  Er- 
gebnis ist  die  vSllige  Umkehr  der  Herrschaftsverhiltnisse:  das  Staats- 
kirchentum.  Die  Kirche,  und  seit  dem  16.  Jahrhundert  die  Kirchen  ein- 
geschlossen, umklammert  vom  Staatstum.  Je  nach  der  Eigenart  der  Staaten 
und  Herrscherpersönlichkeiten  hat  sich  dieses  kirchenpolitische  System 
ungemein  reich  und  verschiedenartig  entwickelt   Anders  im  Cäsareo- 

ONreppapu  papismus  des  14.  und  15.  Jahrhunderts,  in  welchem  das  Problem  von  Staat 
und  Kirche  zu  einer  Personenfiage  sich  zu  verengem  sdieint,  zur  Frage 
des  Vorrangs  des  Kaisers  vor  dem  Pi^,  in  der  Dante  und  Marsüitts  von 
Padua  die  treibenden  geistigen  Krifte,  ^e  Trager  des  Staatsgedankens 
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sind.  Anders  wiederum  im  Territorialismus  der  protestantischen  Staaten  TerrKodaltimM. 
des  i6.  und  17.  Jahrhunderts,  welcher,  allerdings  im  direkten  Gregensatz 
2a  dm  Priiu^en  der  Refonnstton  und  den  Anachamu^fea  derRefliniDaliomi, 
das  Kirdienwesen  im  ganzen  UmÜMBg  sdner  fechüichen  Daxstellnng  ver- 
staatUchte  und  Merin  ein  ySSßgm  Seitenatock  sdiuf  mm  kiidieiqwltttaGlien 
System  des  neu  belebten  oströmischen  Kaiserrechts.    Anders  und  ganz 
eigenartig"  endlich  im  kirchlichen  Staatsabsolutismus  der  katholischen  *'«"*~*— '""^ 
Staaten  des  17.  und  18.  Jahrhunderts  mit  seinen  t>'pischen  Ausprägungen  ""** 
und  geschichtlichen  Höhepunkten  in  der  brutalen  Willkürherrschaft  Lud- 
wigs XIV.  von  Frankreich,  im  kirchlichen  Polizeiregiment  des  Kurfarsten 
Maximilfan  von  Bayern  und  in  der  qrstemloaen  Autokratie  ^owflbB  JL  von 
Österreich.  Oberall  verschieden  und  dodi  übenU  der  gleidie  Grundgedanke: 
die  Kirche  kein  vom  Staat  unterschiedener  Lebenskreis,  der  Staat  selbst 
.Träger  einer  bestimmten  Konfession,  daher  die  Kirche  vom  Staat  nach 
Art  des  Staates  regiert  Ein  einheitlicher  Zeitpunkt  für  den  geschichtlichen  übwstag» 
Abschluß  dieses  kirchenpolitischen  Systems  läßt  sich  nicht  fixieren.  Einzelne 
Staaten  waren  ihrer  Zeit  vorangeeilt    So  Brandenburg-Preuften  schon 
seit  dem  Großen  Kurf&rsten.  Das  Preußische  Allgemeine  Landrecht  von 
1794  bedeutete  trotz  seines  im  einzelnen  nodi  ausgeprägt  staatddrdilichen 
Charakters  den  ersten  grundsätzlichen  Bruch.   Denn  die  Staatsomnipotenz 
ist  bereits  gemildert  zur  Staatsaufsicht    In  den  anderen  deutschen  Staaten 
beginnt  die  Abkehr  vom  Staatskirche nt um  erst  im  ly.  Jahrhundert  Zu- 
meist schon  in  der  kirchenrechtlich  überaus  bedeutsamen  Gesetzgebung 
der  Rheinbundszeit  Die  Entwickelung  vollendet  sich  in  den  konstitutionellen 
.Verfiusungen.  Das  Frinzq»  des  Staatskirclientums  ist  veilassen.  Der  Ge- 
danke der  Wesensverscbiedenbeit  von  Staat  und  Kirche  mit  einer 
sich  darauf  gründenden  Unterscheidung  der  Verfassung  und  Verwaltimg 
ist  eingezogen.   Das  System  der  Kirchenhoheit  kündigt  sich  an.  Gleich- 
wohl erhebt  sich  auch  hier  die  Frage:  kommt  das  System  des  Staats-  auan« 
kirchentums  noch  irgendwie  für  die  Kirchenpolitik  der  Gegenwart  in  ^.'*""*'" 
Betracht?  Prinzipiell  in  Deutsclüaud  sicher  nicht   Tatsächlich  sehr  wohL 
In  doppeltem  Sinne.  Es  können  sich  trotz  des  Bruches  mit  dem  System 
im  ganzen  onzelne  Reste,  einzelne  Einriditungen  ausgeprägt  staatskirchp 
Uchen  Charakters  erhalten  haben.    Ein  Beispiel  ist  das  oben  erwähnte 
Placet    Oder  der  Staat  kann  in  einzelnen  Maßnahmen  der  Gesetzgebung 
und  Verwaltung  rückfallig  werden  in  das  verlassene  kirchenpolitische 
System,  indem  er  die  grundsätzliche  Schranke  der  Selbstbeschränkung 
durchbricht  imd  störend  in  das  innere  Freiheitsgebiet  der  Kirche  eingreift 
Das  ist  modernes  Staatskirchentum.  Kein  deutscher  Staat  kann  nch 
far  das  19.  Jahrhundert  freiqneciken  von  scdchen  RückfiDen.  Bin  ylttt- 
beaditetes  Beispiel  neuerer  2^t  bietet  die  preuflische  Maigesetzgebung  müUaAm 
von  1875.  Kerngesund  in  ihrem  Grrundgedanken,  an  Stelle  eines  unklaren  *'j|S|||J^ 
Freiheitsprinzips  der  Verfassung  (Art  15)  eine  spezialrechtliche  Regelung 
zwischen  Staat  und  Kirchen  treten  zu  lassen,  kerngesund  auch  in  einer 
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großen  Anzahl  ihrer  gesetzlichen  Bestimmungen,  hat  sie  doch  im  einzelnen 
mehr&ch  ditrdi  Überspannung  der  Staatsmacht  oder  ftlsdien  Grebrauch 
strafirecbtlichen  Zwanges  yerletsend  in  die  Kirdienfireiheit  eingegriffen. 
So  etwa  in  den  Bestimmungen  über  die  AbsetzbadcMt  von  Kirchea- 
beamten  und  die  Bestrafung  des  Messelesens.  Das  Urteil  über  das  ver- 
werfliche Einzplne  hat  aber  unvermeidlich  das  Urteil  über  das  Ganze  be- 
stimmt Daher  der  kirchenpolitische  Konflikt.  In  dem  teilweisen  Unrecht 
des  Staates  lag  auch  der  Grund  für  die  Notwendigkeit  seines  Rückzugs 
und  im  letzten  Erfolg  die  Uissidie  der  noch  gegenwärtig  so  viel  b^ 
klagten  Abhängigkeit  des  Staates  von  dem  durch  seine  dgene  Sdmld 
gestaricten  politischen  Kathidizismiis  im  Reidi.  Die  Lehre,  welche  der 
moderne  Staat  aus  diesen  Erfahrungen  zu  ziehen  hat,  liegt  auf  der  Hand; 
jeder  Rückfall  in  das  Staatskirchentum  schwächt  die  durch  das  System 
der  Kirchenhoheit  gewährleistete  feste  und  gerechte  Position  des  Staates. 
wider»tindo  Bevor  aber  das  letztere  im  1 9.  Jahrhundert  zum  grundsätzlich  herrschen- 
Ir^tw^  System  in  der  Gesetzgebung  sich  durchringen  konnte,  hatte  es  die 
KUbtMkot  Aoseinandeisetzung  mit  zwd  weiteren  VorsteUungsreihen  über  das  Ver* 
'"iiMflirt^  hiltnis  von  Staat  mid  Kirche  zu  bestdien,  deren  «ne  vormegfend  von 
evangelischer  Seite  aufgenommen  war,  deren  andere  ihre  praktische  Be- 
deutung ausschließlich  in  den  Beziehungen  des  Staates  zur  katholischen 
Kirche  besitzt:  christliche  Staatsidee  und  Koordiuationstheorie. 
OfittUcb«  Der  Gedanke  des  Staatschristentums  hatte  seinen  Anknüpfungs- 
punkt  in  einem  bekannten  geschichtlichen  Vorgang,  in  der  heiligen  Alliance 
von  1815.  In  Alexander  L  von  Rufiland,  Franz  L  von  Österreich  und 
Friedrich  Wilhelm  IIL  von  Flreuften  schlössen  die  europüschen  Reprisen- 
tanten der  drei  großen  christlichen  Kirchen  einen  Bund,  um  „über  den 
Zwiespalt  des  Bekenntnisses  hinaus  das  Christentum  zum  höchsten  Gesetz 
des  Völkerlebens  zu  erheben".  Internationale  Realität  fand  der  phantastische 
Plan  nicht  Aber  innerhalb  Deutschlands  fand  der  Gedanke  vom  christ- 
lichen Staat  wirksame  literarische  und  parlamentarische  Vertreter.  Im 
einzdnen  unter  ihnen  eine  weitgdiende  Diveigenz  der  F&derungen  und 
Folgerungen.  Aber  allgemnn  die  Voraussetzung:  das  Christentum  ist 
Staatsrdigion.  Nicht  das  Christentum  in  der  Bekenntnisprägung  einer 
bestimmten  Konfession,  sondern  als  Abstraktion  aus  den  allen  christlichen 
Bekenntnissen  gemeinschaftlichen  Grundwahrheiten,  Die  Ansprüche  treten 
vor  allem  im  Einfluß  auf  das  Schulwesen,  das  Ehcrccht,  die  Strafrechts- 
püege,  den  bürgerlichen  Charakter  der  Sonn-  und  Eeiertagsordnung  und 
auf  die  politische  RechtafShigkdlt  der  Staatsangehörigen  hervor.  Micht- 
christen  sollen  Bürger  minderen  Rechtes  sein.  Als  eine  im  ganzen  folge- 
richtig durchgeführte  VerUltnisform  von  Staat  und  Kirche  hat  das  System 
nicht  Bestand  gewinnen  können.  £s  ist  in  seinen  Grundvoraussetzungen 
unwahr,  insofern  das  als  tatsächliche  Unterlage  fingierte  christliche  Volks- 
tum ebensowenig  existiert,  als  ein  Christentum  mit  interkonfessionellem 
Inhalte    real   anerkannt   wird.    Diese  Art  der  Verbindung  von  Staat 
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und  Kirche  stünde  mit  dem  Wesen  beider  im  Widerspruch.  Das  Ideale 
und  Durchführbare  aus  den  Gedanken  dieses  Systems  läßt  sich  daher 
praktisch  nur  im  Rahmen  des  Systems  der  Kirchenhoheit,  und  zwar  durch 
den  rechtlich  geschützten  Einüuß  des  Christentums  auf  Staate-  und  Volks- 
leben berncksichtigeii.  Wie  wei^fehend  dies  in  der  deutschen  Gesetz- 
gi^ung  geschehen  ad,  hat  schon  die  po^v  rechtüdie  Darsldhing  gezeigt 

Der  Katholizisnius  hat  mit  der  Idee  des  interkonfessionell  christlichen  Koonuaatw 
Staates  nichts  anfangen  können.  Denn  er  versteht  unter  Christentum  das 
konfessionell  Katholische.  Er  hat  daher  ratione  temporum  habita  im 
ig.  Jahrhundert  eine  andere  Verhältnisform  von  Staat  und  Kirche  dar- 
geboten. Beide  seien  koordinierte,  rechtlich  gleichgeordnete  souveräne 
Gremeinaduiften:  Koordinationstheorie.  Daher  Wegfall  dm  Kirdienp 
hohdt,  soweit  rie  Staatsaufsicht  ist  W^^fiiU  der  Grenzregufiwung  von 
Staat  und  Kirche  durdi  einariti^  und  souveräne  Staatagesetsgebung.  So* 
weit  es  Ghrenzgebteto  zwischen  ihnen  überhaupt  zu  regeln  gibt,  geschehe 
diese  Regelung  im  Wege  des  Vertrags.  Daher  sind  Konkordate  der 
sprechende  Ausdruck  des  Systems.  Die  praktische  Bedeutung  der  Sache 
liegt  darin,  daß  dieses  System  vor  allem  das  Programm  des  gegenwärtigen 
politischen  Katholizismus  in  Deutschland  geworden  ist  Hier  hat  es 
sich  mit  sichtbarem  Erfcdg  im  preußischen  kirchenpolitischen  Konflikt  der  sieb- 
ziger Jahre,  in  dem  nichtssagend  sogenannten  „Kulturkampf",  zur  Gdtung 
gebracht,  dessen  scharfe  Spannung  in  dem  Augenblick  gelöst  war,  von 
welchem  an  zwecks  Revision  der  Maigesetze  „Vertragsverhandlungen"  mit 
Rom  einjreleitet  wurden.  Ebenso  beruhte  der  wesentliche  Teil  des  sog. 
Toleranzantrags  des  Zentrums  vom  23.  November  1900  auf  dem  Anspruch  der 
Komdination.  „Wir  wollen  von  Reichsgesetzgebungs  wegen  die  Staats- 
kirchenhoheit beseitigt  wissen«  (Dr.  Liebei).  Eine  folgerichtige  Durch- 
fOhrungr  dieses  Systems  wurde  schon  deshalb  unmöglich  sein,  w«l  sein 
Bestand  die  Paritat  ausschließen  wilrde.  Es  ist  aber  auch  aus  den  tiefsten 
prinzipiellen  Gründen  abzulehnen.  Die  Kirche  ist  stiftungsgemäß  nicht 
eine  dem  Staat  aequal  zu  setzende  Rechts-  und  Machtanstalt.  Rechtliche 
Beherrschung  kann  ihr  nur  als  Mittel  zur  Verwirklichung  ihrer  transzenden- 
talen Zwecke,  nicht  als  Selbstzweck  zuzugestehen  sein.  Ober  vereinzelte 
Erfolge  konnte  es  daher  auch  dieses  System  nicht  hinausbringen.  StUbst 
in  der  rechtlichen  Behandlung  der  Konkordate  haben  es  die  Staaten  nicht 
voll  anzuerkennen  vermocht  Jene  erlangten  Geltung  überall  nur  nach 
Maßgabe  der  sie  begleitenden  und  einschränkenden  Staatsgesetze:  so  das 
neuestens  aufgehobene  französische  vom  15.  Juli  1801  nach  Maßgabe  der 
organischen  Artikel  vom  8.  April  1802,  das  bayerische  vom  5.  Juni  18 17 
nach  Maßgabe  des  Religionsedikts  vom  26.  Mai  18 16,  das  1870  wieder 
gekündigte  österreichische  vom  i8.  August  1855  nach  Maßgabe  des  kaiser- 
lidien  Patents  vom  5.  November  1855.  DweUjr  ch  d 

So  hat  sidi  im  Kampf  mit  diesen  Vorstellungsreihen  über  das  Ver- 
haltnis  von  Staat  und  Kirche  im  19.  Jahrhundert  je  langer  je  mehr  das  "^^Z'a" 

KirdMBbolieit. 
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System  der  Kirchenhoheit  in  Gresctzgebung  und  Staatspraxis,  Wissen- 
achaSk  und  aUgemdiunii  Reditiibewufitaeia  durchgesetzt  Unendlich  mannig- 
fiülig  ist  seine  positiv  rechHidie  AusbUdiuifi^  in  den  deutadien  Staaten  ge- 
staltet Die  an  die  Spitze  gestdlte  Oberricht  gßat  ^nen  ni^iefiliiren  Ein- 
druck von  dem  geltenden  Recht  Sein  berechtigter  prinzipieller  Grund- 
g-edanke  ist:  «Staat  und  Kirche  sind  organisatorisch  und  funktionell 
so  weit  voneinander  zu  scheiden,  als  dies  durch  die  Verschicdcnartig- 
keit  ihres  Wesens  bedingt  ist;  sie  bleiben  verbunden,  soweit  letzteres 
nicht  der  Fall  und  die  Verbindung  durch  die  Bedürfnisse  von  St<iat 
und  Kirche  eifordert  wird.  Für  die  rechUiche  Anwendung  des  Prinzips  er- 
geben sich  folgende  allgemeine  Begrifbrnetkaiale.  i.  Parität  in  dem  oben 
(S.IV1)  entwickelten  dreifachen  Sinn.  Für  ihre  Handhabung  hat  die  Norm 
ZU  gelten,  daß  sie  sich  nicht  allen  Kirchen-  und  Religionsgesellschaften 
gegenüber  nach  dem  Grundsatze  abstrakter  Gleichheit  betätig-en  darf. 
Vielmehr  wird  eben  die  Vernunft  und  Gerechtigkeit  ihrer  Handhabung 
darin  bestehen,  daß  Gesetzgebung  und  Verwaltimg  die  einzelnen  Kirchen- 
und  Religionsgesdlsdiaften  nadi  ihrer  öffentiichen  Bedeutung,  nach  ihren 
Machtmitteln,  sowie  nach  ihrer  prinzipiellen  und  geachichüichen  Stellui^ 
zum  Staate  spezifisch  differenzieren.  Insbesondere  kommt  im  Ver- 
hältnis des  Staates  zu  katholischer  und  evangelischer  Kirche  in  Betracht, 
daß  letztere  bereits  unter  der  viel  weitergehenden  landesherrlichen  Kirchen- 
gewalt steht,  und  daß  aus  oben  diesem  Grunde  ihr  gegenüber  manche 
selbständige  Äußerungen  der  Kirchenhoheit  entbehrt  werden  können,  ohne 
daß  darin  ein  berechtigter  Grund  zu  Beschwerden  über  Imparität  jgelegen  ist 
2.  Der  Grundsatz  der  Bekenntnisfreiheit  nach  ihren  beiden  Ersdieinangs- 
formen:  der  individuellen  Gewissensfreiheit  und  der  gesellschaftlichen 
Kultusfireiheit.  Die  selbstverständlichen  Grenzen  für  jene  liegen  im  Gebiet 
der  hürgorlichen  Pflichten.  Die  Schranken  für  diese  ergeben  sich  aus 
dem  oben  dargelegten  Reformationsrecht  des  Staates.  3.  Der  Grundsatz 
der  materiellen  Selbständigkeit  der  Kirchen- und  Religionsgesellschafteu 
in  ihren  inneren  Angelegenheilen,  also  namenfttdi  in  Kixthengesefae* 
gebung,  Kirchenlehre  und  internem  Kultus.  Eine  aktuelle  Mtwirknng 
des  Staates  findet  hi«r,  als  auf  einem  seinem  Wesen  grundsätzlich  fremden 
Gebiete,  ni^t  statt  Er  muß  sich  darauf  beschränken,  staatsbedenkliche 
Einflüsse  von  Lehre  und  Kultus  auf  das  bürgerliche  Gebiet  abzuwehren. 
4.  Der  Grundsatz  der  Staatsaufsicht  in  sog.  gemischten  Ant^^eleg-en- 
heiten.  Es  sind  solche,  welche  wohl  an  sich  zu  den  Funktionen  der 
Kirchenregienmg  gehören,  gleichwohl  aber  eine  tatsächliche  und  dämm 
unyenneidliche  Begehung  zum  Staate  haben. .  Dahin  gehören  mindestens 
und  notwendig:  der  Kjultns  in  seinen  äuAerfichen  Bezidiungen  zur  gesellp 
schaftlichen  Öffentlichkeit  (Prozessionen,  Begräbnisse  usw.);  das  kirchliche 
Amterwesen  mit  Rücksicht  auf  die  Staatsleistungen,  auf  die  Ordnung  der 
Zuständig'keitsverhältnisse  im  \'erhakiiis  zu  Staatsbehörden,  auf  die  öffent- 
hch  rechtliche  Stellung  und  die  dadurch  bedingte  Beteiligung  des  Staates 
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an  VortHldung  und  Ansteliiing  der  Kirchenbeamteii;  ferner  Kirdiendisziplin 
nnd  Kirchenzadit  mit  Rfickddit  auf  den  Schutz  der  bfirgerlichen  und 

staatsbürgerlichen  Freiheit  der  Staatsangehörigen;  sodann  das  kirchliche 
Vereins- (Ordens-)  Wesen  mit  Rücksicht  auf  die  Stellung  der  religiösen 
Genossenschaften  im  privaten  und  öfFentlichen  Recht  wie  im  politischen 
Leben;  namentlich  zuletzt  auch  das  Kirchrnvermögen  mit  Rücksicht  auf 
die  bürgerlich  rechtliche  Natur  des  Objektes  an  sich,  auf  das  Staats- 
interesse  an  der  Edudtung  des  KirchenTennSgens  und  die  staatlidien  Auf- 
wendungen Ar  Kirchenzwedce  in  den  Kultusbuil^^ets.  Endlich  5.  der 
Grundsatz  der  Advokatie,  d.  h.  des  Schutzes  und  der  Forderung  dea 
Kirdienwesens  durch  den  Staat  auf  den  in  der  positiv  rechtlichen  Dar- 
stellung genannten  Gebieten  und  mit  den  dort  verzeichneten  Mitteln. 
Trotz  der  rechtUchen  und  notwendigen  Unterordnung  unter  den  Staat  setzt 
er  durch  die  Betätigung  der  Advokatie  die  großen  historischen  Kirchen 
In  ein  Veihlltnis  ethischer  Grleichordnung.  In  Gesetzgebung  und  Ver- 
waltung, durdi  FHinlegien,  Staatszuwendungen,  Sonn-  und  Feiertagssdmt^ 
stcafirechtlichen  Sdnitz,  Beteiligung  der  Kirdie  an  Au%aben  der  Staats- 
pAege  bringt  der  Staat  seine  hohe  Wertschätzung  der  in  den  Kirchen  ge- 
legenen geistlich  idealen  Kräfte,  das  Anerkenntnis  der  schlechthin  öfFent- 
lichen Bedeutung  von  Kirchentum  und  Christentum  für  Staatsleben  und 
Volkswohl  zum  Ausdruck.  Eben  hier  hndet  auch  im  Rahmen  des  Systems 
dw  Kirchenholi^  der  unvMliabare  Walulidtsgehalt  der  christlichen  Staats- 
idee seine  wahxhaft  befriedigende  VerwirUicfaung. 

Diese  Grundprinzipien  des  Sjrstems  der  Kirchenhoheit  bezeichnen  auf 
der  universalgeschicfafKchMl'  Entwickelungslinie  den  ungefähren  Ruhe- 
punkt, auf  welchem  gegenwärtig  das  positiv  rechtliche  Verhältnis  von 
Staat  und  Kirche  in  Deutschland  sich  befindet.  Darüber  hinaus  geht  von 
der  Voraussetzung  der  Verschiedenheit  beider  nur  noch  das  System  der 
Trennung  von  Staat  und  Kirche.  Nach  ihm  sind  auch  diejenigen  Be- 
ziehungen zwischen  beiden  gelost»  wdche  unter  dem  Systeme  der  Kirdien> 
hoheit  inmraihin  nodi  einen  weitgdimden  Zusammenhalt  aufrechteriialten: 
Staatsaufsicht,  Beteiligung  der  Kirchen  an  Au^gfaben  der  Staatspflege, 
Advokatie.  Die  Kirche  als  Freikirche  ist  nicht  öffentliche  Korpo- 
ration, sondern  Privatverein.  Die  christliche  Religion  hat  aufgehört, 
öffentliche  Angelegenheit  mit  bestimmender  Einwirkung  auf  die  staatliche 
Rechtsordnimg  zu  sein.  Aus  der  Kirchenhoheit  des  Staates  entlassen, 
treten  die  Kirchen  lediglich  unter  die  staatliche  VereinapolizeL  Alle 
Kirchen-  und  ReUgionageseHschaften  erscheinen  dem  Staate  gegenüber 
als  gleichwertige  Grroßen.  Daher  finden  auch  Staatsleistungen  für  kirch- 
liche Beamte,  Institute  und  Zwecke  nicht  mehr  statt.  Ebenso  keine 
organische  Beteiligung  der  Kirche  an  ursprüngliche:!  Aufgaben  der  Staats- 
pflege. In  Deutschland  war  vorübergehend  das  System  das  Zugprogramm 
der  KIrcihenpolitIk  von  1848.  Aber  es  fehlen  hier  zurzeit  noch  voIIp 
kommen  die  geschichtlichett  und  prinzipiellen  Voraussetzungen  seiner  Ver- 
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wirklichuog.  Vollkommen  ist  es  nirgends,  teilweise  höchst  widef^Mruchs- 
»nriMiiiti,  voll  durchgeführt   Ersteres  gilt  auch  für  Nordamerika,  das  angeblich 
klassische  Land  seiner  Verwirklichung-,   So  be5?tehen  Ausnahmen  hinsicht- 
lich des  Einflusses  der  Relig^ionsangehörigkeit  auf  die  bürgerlichen  Pflichten, 
z.B.  Möglichkeit  der  Geldablösung  der  Militärpflicht  aus  religiösea  Gründen. 
Di»  Sonn-  und  Feiertagaordnung  ist  teQs  im  Sinne  des  Staatschristentnms 
durch  strenge  Veiliote,  selbst  durch  Bestrafung  der  GotteslSsterung  ab 
eines  gegen  Gott  selbst  gerichteten  Verbrechens,  t«Us  durdi  staatliche 
Anordnung  kirdilicher  Gottesdienstfeiem  oder  religiöse  Eröffnung  des 
Kongresses  durch  einen  besonders  angestellten  Geistlichen  geregelt.  Die 
Religrionsgesellschaften  als  solche  unterliegen  besonderen,  zum  Teil  sehr 
weitgehenden  Beschränkungen  Iiinsichtlich  des  Vermögenserwerbes,  ins- 
besondere <tes  Gnmdbedtses.   Es  itfnd  also  axuk  in  Nordamerika  die 
Kirchen  einerseits  mehrfiuh  privil^ert,  anderseits  üb»  das  MaA  des  alt- 
gemeinen  Rechtes  hinaus  beschrankt  'WldnspmdtsvoU  ist  die  Trennung 
Bdgko.  in  Belgien.    Sie  hat  dort  zu  einem  Zustande  gefuhrt,  den  man  treffend 
als  die  „freie  Kirche  im  unfroien  Staat"  bezeichnet  hat   Der  Staat  speist 
ein  Kultusbudget,  dotiert  Amter  und  Klerus  (Art.  117  der  Verf.  v.  183 1), 
hat  aber  auf  jede  Betätigung  der  Steiatsaufsicht  Verzicht  geleistet.  So- 
lange noch  ein  staatliches  Kultusbudget  besteht,  sind  Staat  und  Kirche 
Knaknickb  tatslchllch  nicht  getrennt  Umgekehrt  whnd  ^ch  das  BUd  in  Frankreich 
darstdlen  auf  Grund  des  in  sonen  Haiqitteilen  am  i.  Januar  1906  in 
Wirksamkeit  getretenen  Trennungsgesetzes  vom  9.  XIL  1905.   Das  staat- 
liche Kultusbudget  wird  nach  Ablauf  einer  gewissen  Zeit,  für  welche 
billige  und  maßvolle  Übergänge  vorbehalten  sind,  zu  bestehen  aufhören. 
Aber  die  Staatsaufsicht  ist  in  weitgehendem  Umfange  erhalten  geblieben. 
Insbesondere  durch  die  sonderrechtliche  Ordnung  des  geistlichen  Grenossen- 
schaftswesens  im  dritten  Titel  des  forfbestelienden  Verrinagesetzes  vom 
X.  VIL  1901.  Das  Trennung^esetz  hat  wesentUdb  praktische  Bedeutung 
überhaupt  nur  im  Verhältnis  des  französischen  Staates  zur  kathoÜSChOtt 
Kirche.    Gerade  hier  indessen  bleiben  sehr  berechtigte  Zweifel  offen,  ob 
unter  dem  neuen  kirchenpolitischen  System  neben  der  Freiheit  der  Kirche 
auch  die  Freiheit  des  Staates  und  umgekehrt  gewahrt  bleiben  werde. 
Die  staatliche  Einheit  der  Kirche  hat  sich  in  „Kultus vereine"  aufgelöst 
Aber  das  Vereinswesen  in  Frankreidi  schwankt  seit  der  Revolution  un- 
unterbrochen und  unvermittdt  zwischen  Freiheit  und  Kneditschaft.  W«r 
und  was  gewährleisten  dem  Werke  Waldeck-Rousseaus  von  1901  einigen 
Dauerbestand?    Man  wird  antworten:  die  Verfassungsform  der  Republik. 
Die  Wahlen  vom  10.  V.  1906  scheinen  das  zu  bestätigen.    Eine  Prognose 
für  dieses  Land  der  staatlichen  und  kirchenpolitischen  Überraschungen 
zu  stellen,  ist  gleichwohl  schwierig  und  gewagt    Trügen  nicht  alle  Er- 
fthrungen  snner  Geschieht^  so  rucken  zwei  Möglichkeiten  in  die  Perspek- 
tive. Sie  werden  sich  wahrscheinlich  ablösen.  Hat  die  katiioUsdie  Kirche 
in  Frankreich  ihre  innerliche  Aktionskraft  noch  nicht  eingebflfit,  so  wird 
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die  Trennung  vom  Staate  ihr  die  Fxeiheit  geben,  unter  schrankenloser 
Ausnützung  der  demokratischen  Verfassnngsform  sowie  unter  dem  Schutze 
und  durch  die  Ifittol  der  frmen  Vereinstätigkeit  ihren  Einfluß  auf  die 
Staatddtnn^  zu  verstarken.   Auch  die  Strafbestimmimgen  im  5.  Teil  des 

Trennungfsgesetzes,  welche  Geistliche  treffen,  die  in  der  Kirche  politische 
Reden  halten,  werden  sie  daran  nicht  hindern  Die  damit  cingfeleitete 
Kirchenherrschaft  wird  aber  der  Staat  der  gallikanischen  Traditionen  auf 
die  Dauer  nicht  ertragen.  Die  Reaktion  wird  daher  unvermeidlich,  wahr- 
scheinlich ebenso  rasch  und  unvermittelt  erfolgen,  wie  dort  alle  kirchen» 
politischen  Erschütterungen  seit  Ende  des  16.  Jahriiunderts.  Sie  wird 
endigen  in  einem  verstärkten  Staatskirchentum  und  ein  neuer  Kreis- 
lauf kirchenpolitischcr  Systeme  wird  beg"innen. 

Aber  sei  dem,  wie  ihm  wolle.  Für  Deutschland  ist  die  Zeit  der 
Trennung  von  Staat  und  Kirche  jedenfalls  nicht  vorhanden.  Prinzipielle 
Bedenken,  d.  h.  solche,  welche  sich  gegen  das  System  überhaupt  richten, 
stelle  ich  bei  diesem  Urteil  zurück.  Ober  sie  wird  man  nicht  leicht  zur 
Verständigfung  kommen.  Sie  beziehen  sich  vornehmlich  darauf,  dafi  der 
Staat  die  Einbuße  an  Kirchenholieit,  welche  mit  einer  korrekt  durch- 
geführten Trennung  notwendig  verbunden  ist,  nicht  ertragen  kann,  ohne  sein 
Wesen  zu  verleugnen  und  seine  Selbständigkeit  preiszugeben;  zumal  nicht 
der  paritätische  Staat,  der  sich  in  dieser  Hinsicht  in  ungleich  schwierigerer 
und  verantwortimgsvollerer  Lage  befindet,  als  der  ausschließliche  oder 
&st  ausschließlich  konfessionelle  Staat  Sodann  erstrecken  sich  prinzipielle 
Bedenken  auch  darauf,  daß  die  großen  historischen  Kirchen  ohne  weitest- 
gehende Gefahren  nicht  durch  Riecfatssatz  kunstlich  zu  Privatvereinen  ge- 
macht werden  können,  d.  h.  zu  etwas,  was  sie  nach  Wesen  und  Bestand, 
nach  Zweck  und  Bedeutung-  nicht  sind  und  nicht  sein  können.  Bei  dem 
an  sich  schlechthin  öflFentlichen  Charakter  des  Kirchenwesens  in  Deutsch- 
land erträgt  dieses  nicht  den  Rechtszwang  einer  Form,  welche  seinem 
Geiste  widerstrebt  Die  Phrase  von  der  Religion  als  Privatsache  hat  ihre 
Geltung  im  Gebiet  der  individuellen  Gewissensfreiheit,  sie  hat  aber  keine 
Wahrheit  im  Verhältnis  der  Religion  zur  Gesamtheit  von  Staat  und  Volk. 

Aber  von  prinzipiellen  Gründen  auch  abgesehen  bestehen  für  Deutsch- 
land geschichtlich  bedingte  tatsächliche  Hindernisse,  welche  nahezu 
unüberwindlich  der  Trennung  von  Staat  und  Kirche  auf  imabsehbare  Zeit 
entgegenstehen. 

Das  erste  liegt  im  bundesstaatlichen  Verhältnis  von  Reich  und 
Einzelstaaten.  Unser  Staatakirchenrecht  ist  seit  Entstehung  der  Landes- 
hoheit in  seinem  weseotiichen  Bestände  partikuläres  Recht.  Diesen  Charakter 

hat  es  reichsverfassungsmäßig  behalten.  Wohl  kann  es  geschehen  xmd 
geschieht,  daß  die  Reichsgesetzgebung  kraft  ihrer  Zuständigkeit  über 
bürgerliches  Recht,  Strafrecht,  Prozeß,  Militär-,  Gewerbe-,  Vereinswesen  u.a. 
derogierend  oder  positiv  ordnend  eingreift  in.  den  Bestand  des  Landes- 
kirchenrechts.  Aber  überall  ist  dies  eine  mittelbar  wirksame,  nicht  eine 
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umnittelbar  verfiusangsinäBige  Reichskompetenz  in  Rdigionssadieii.  Die 
VefSttche,  eine  solche  za  begründen»  sind  seit  dem  konstitnierenden 
Reichstage  bis  zu  den  jüngsten  Verhandlungen  über  den  Toleranzantrag 
stets  gescheitert  an  dem  grundsätzlichen  Verhältnis  von  Reich  und  Einzel- 
staaten. Aber  selbst  wenn  es  der  Macht  einer  politischen  Partei  gelänge, 
eine  teilweise  unmittelbare  Reichskompetenz  für  einzelne  paritätische 
Rechtsverhältnisse  durchzusetzen,  so  liegt  darin  noch  lange  kein  Beweis- 
moment fOr  die  reidisgesetdidie  DorchfiUirbarkeit  der  Trennung  von  Staat 
und  Kirche.  Denn  bei  ihr  handelt  es  sich  um  etwas  unvergleichlich 
anderes.  Sie  würde  die  grundsätzliche,  die  totale  und  radikale  Beseiti- 
gung des  bestehenden  Landeskirchenrechts  bedingen.  Kein  RealpoUtiker 
wird  emsthaft  mit  dieser  Möglichkeit  rechnen.  Sie  wäre  schon  nicht  mehr 
der  Ausdruck  eines  Bundesstaatsverhältnisses,  sondern  das  Anzeichen  seiner 
Auflösung  und  des  Überganges  zum  Einheitsstaat  Eben  hierin  liegt  einer 
der  idelen  Unterschiede  im  Vorgldcfa  zur  Lage  der  Dinge  in  FrankreiciL 
Da  hatte  es  die  Staatagesetzgebung  nur  mit  der  Aufranmung  mnes  aof 
einheitlichen  Rechtsquellen  beruhenden  Staatskirchearecilts  zu  tun.  In 
jener  geschichtlichen  Gebundenheit  liegt  ebenso  die  grundlegende  Yet^ 
schicdenheit  im  Vergleich  zu  Nordamerika.  Hier  wurde  das  System  der 
Trennung  von  Staat  und  Kirche  sofort  im  Anfang  der  Staaten-  und 
Kirchengründung  eingeführt.  Ein  intimer  geschichtlicher  Assimilations- 
pfDzeS  war  von  vornherein  abgeachirittMi.  Wir  aber  können  nicht  heute  eine 
vidhunder^Shrige  Vergangenhnt,  in  welcher  der  Staat  und  die  Kirchen  sidi 
eng  indnander  verschlungen  haben,  ein&ch  ignorieren  und  ein  kircheiqtoli^ 
tisdies  System,  seihst  wenn  es  vom  Standpunkte  der  Theorie  uns  noch  so  preis- 
würdig erscheinen  sollte,  durch  Rechtssatz  in  die  Entwickclung  hineinstellen. 
BlaiiirkwK  Aber  auch  wenn  man  sich  die  Entwickelung  der  Dinge  so  denken 

wollte,  daß  im  Wege  allmählicher  Umbildung  des  Landeskirchenrechts  die 
Trennung  von  Staat  und  Kirche  zu  vollziehen  sei,  so  sfc^t  dem  dodi  ^ 
zwMtes,  dnrdi  die  Gesetzgebung  nldit  zwangsweise  zu  beseitigendes 
Hindenats  im  Wege:  die  Tatsache  des  landesherrlichen  Kirchen- 
regiments über  die  evangelischen  Landeskirchen.  Von  dem  freien  Ver- 
zichte darauf  würde  die  Durchführbarkeit  des  Systems  schlechthin  ab- 
hängen. Welche  Rückwirkung  die  Vernichtung  des  I^ndeskirchentums 
auf  das  evangelische  Kirchenwesen  selbst  ausüben  würde,  ist  eine  Frage 
für  sich.  Es  fehlt  in  der  evangelisdira  Kirche  iddit  an  soldien,  weldie 
die  Verantwortlichkeit  dafür  zu  tragen  bereit  sein  wSrden»  ja  in  hellem 
Unverstand  die  Entwickelung  dahin  zn  treiben  rieh  bemfihen.  Aber  das 
Eintreten  jener  Voraussetzung  selbst  ist  so  nebelhaft,  daß  es  mit  keiner 
Wedirschcinlichkoit  in  eine  kirchenpolitische  Zukunftsrechnung  eingestellt 
werden  kann.  Ein  Verzicht  der  deutschen  Landesherren  auf  ihr  Jus  in 
Sacra  ist  nicht  zu  erwarten. 

Endlich  aber  steht  der  Trennung  die  Notwendigkeit  ein«r  umfiusenden 
Vermögensauseinandersetzung  zwischen  dem  Staat  und  d«i  Kirchen 
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unüberwindlich  entgegen.  Auch  hier  ist  die  Rechtslage  in  Deutschland 
so  ziemlich  umgekehrt  wie  in  Frankreich.  Das  meiste  immobiliare  Kirchen- 
vermSgea  in  Frankrdch  ist  ursprüngliches  Staatsvermogen.  Es  war  eine 
Axt  von  GfoAmut,  wran  der  firansosisdie  Staat  diese  VermSgensbestand- 
teile  den  Kirchen  auch  für  die  Zukunft  überläßt,  solange  Kultusvereine 
an  einem  bestimmten  Ort  bestehen.  In  Deutschland  haben  die  Säkulari- 
sationen  des  1 9.  Jahrhunderts  das  gegenteilige  Verhältnis  geschaffen.  Aus 
ihnen  sind  den  einzelnen  Staaten  Verbindlichkeiten  zu  fortgesetzten 
Leistungen  an  die  einzelnen  Kirchengesellschaften,  in  landesrechtlich 
wiedenim  außerordentlich  verschiedeomn  Maße,  erwadisen.  Selbst  wenn 
jene  Verlnndlichkeiten  war  als  moralische  fortbestehen,  ISllt  dies  bei  der 
Entsdieidnng  des  Obergangs  zu  einem  neuen  kirchenpolitischen  System 
um  so  schwerer  ins  Gewicht  Eine  einmalige  Ablösung  der  bestehenden 
Verpflichtungen  ist  nach  den  Vermögensverhältnissen  der  deutschen  Staaten 
tatsächlich  unmöglich.  Solange  aber  staatliche  Kultusbudgets  bestehen, 
ist  eine  Trennung  von  Staat  und  Kirche  nicht,  oder,  wie  in  Belgien,  nur 
scheinbar  vorhanden. 

"Wie  stellen  sich  hiernach  die  kirchenpctiilischen  Au^juben  der  Ad^^  d« 
Gegenwart  und  die  Ziele  der  Zukunft?  Ich  kann  auch  heute  darauf  "jjy^' 
nur  antworten,  wie  ich  es  schon  in  meiner  Schrift  von  1902  über  die  Be-  Zdtoik 
deutung  des  Toleranzantrages  getan  habe.  Versuche,  die  Entwickelung 
auf  dem  Weg  zur  Trennung  von  Staat  und  Kirche  zu  überstürzen, 
widerstreiten  den  Gesetzen  gesund  organischer  Entwickelung  und  sind  für 
Deutschland  aussichtslos.  Ifit  den  bisherigen  kirchenpolitischen  Systemen 
aber  ist  bei  der  fortschreitenden  Staatddrchengesetzgebunsr  in  der  Art 
Abrechnui^  zu  hatten,  daß  anadtronistische  AnqxrQcfae  des  Kirchenstaats- 
tums  ebenso  entsclüeden  zurSckgewiesen,  als  anderseits  Rückfalle  in 
das  Staatskirche ntum  vermieden  und  bestehende  Reste  veralteter  Be- 
schränkungen der  Kirchenfreiheit  weitherzig  beseitigt  werden.  Nicht 
weniger  wäre  aber  auch  die  Verhältnisordnung  nach  den  Ansprüchen  der 
kirchlichen  Koordination  grundsätzlich  aufzugeben.  Die  Grenzlinie 
zwisdien  Staat  und  Kirche  kann  all^  durdi  die  souveräne  Staatsgesets- 
gebung  gezogen»  dagegen  kann  über  unveräußerliche  Hoheitsrechte  des  - 
Staates  nicht  in  Verträgen  irgendwelcher  Art,  deren  Auslegung  und 
Durchführung  jederzeit  nur  die  Quelle  zahlloser  Irrungen  und  Mißverständ- 
nisse gewesen  ist,  paktiert  werden.  Die  Theorie  des  Staatschristentums 
kann  niemals  als  selbständige  Verhältnisform  von  Staat  und  Kirche  etabliert, 
wohl  aber  muß  ihr  unverlierbarer  Wahrheitsgehalt  im  Rahmen  des  Systems 
der  Kixchenhoheit  bei  der  staatlichen  Advokatie  fiber  die  Kirchen  und 
ilurer  Betei^ung  an  den  Angaben  der  Staatspflege  weitblickend  und 
hochherzig  verwertet  werden.  Der  Ausbau  des  herrschenden  Systems  der 
Kirchenhoheit  selbst  endlich  ist  nach  seinen  Grundprinzipien  in  der 
Art  fortzuführen,  daß  individuelle  Gewissensfreiheit  und  gesellschaftliche 
KuUusfreiheit  in  dem  weitesten,  mit  den  bürgerlichen  Pflichten  und  dem 
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Staatswohl  Terdnbariichen  Mafie  gewähileiateti  die  Sdbstandigkeit  der 
Kirchen  auf  ihrem  inneren  und  eigenen  Lebenagebiete  gewissenhaft 

respektiert,  die  Staatsaufsicht  anderseits  auf  dem  ihr  gesetzlich  begrenzten 
Gebiete  der  gemischten  Angelegenheiten  mit  Emst  und  Konsequenz  ge- 
handhabt, endlich  die  Parität  unter  dem  Gesichtspunkte  gerechter  Differen- 
zierung der  Kirchen  und  ReUgionsgesellschaften  aufrecht  erhalten  werden. 
In  allem  aber  muß  es  das  besondere  Ziel  der  Korchenpolitik  sein, 
einen  klaren  Boden  für  die  VeihlltnisMdnung  v<ni  Staat  und  Kirchen 
in  Deatschland  zu  gewinnen  und  zu  behaiqpten.  In  Geset^bnng  nnd 
Praxis  fliefien  Bestandteile  aller  kirchenpolitischen  Systeme  ineinander. 
Es  erregt  notwendig  Irrungen,  wenn  die  Behandlung  der  Beziehungen 
zwischen  Staat  und  Kirche  schwankend  geführt  und  mit  Mitteln  unter- 
nommen wird,  welclie  in  ihren  Voraussetzungen  und  Wirkungen  sich  wider- 
sprechen. Auf  dem  Wege  zu  einer  nach  den  gezeichneten  Richtungen 
prinzipiell  abgeklärten  KifChenfK^itik  stehen  gegenwärtig  die  Staaten  des 
Deutschen  Reiches  noch  im  Anfang  der  Entwidcelm^.  Die  groften 
Einheitssysteme  von  Staat  und  Kirche  haben  einer  Zeit  von  Jahrhmulerten 
bedurft,  sich  ein-  und  auszuleben.  Das  herrschende  System  der  Kirchen- 
hoheit des  Staates  hat  sein  erstes  Säkulum  jetzt  eben  durchschritten.  Ihm 
gehört  die  deutsche  Zukunft  für  absehbare  d.  h.  für  eine  solche  Zeit, 
deren  Kultuhnhalt  vom  Geschlechte  der  Lebenden  noch  mit  verantwortet 
werden  muß. 
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Eine  selbständige,  nach  Stoß  und  Methode  von  der  Theologie  abgesweigte  Literatur 
des  Kiieheniedits  beginiit  nicht  tot  der  Mitte  des  la.  Jahrhunderts.  Von  da  bis  ia  das 

|6.  Jahrhundert  blieben  überwie^jend  nur  die  in  das  Corpus  Juris  Canonici  aufgenommenen 
Rechtssammlungen  die  Gnindlage  dieser  schnltsteUeiischen  Tätigkeit.  Universitäten  und 
geistliche  Orden  stellten  ihre  Fuhrer.  Der  kosmopolitische  Charakter  des  Kirchenwesens 
zog  nach  und  nach  alle  Kultumationen  des  Abendlandes  lur  Mitarbeit  heran.  Hervorra,  r  ti  l 
beteiligt  waren  Italien,  Deutschland,  Frankreich,  Spanien,  England.  Die  nachfolgende  drei 
Jahrhunderte  umspannende  Kntwickciungbpcriode  der  kircbenrecbtlichen  Literatur  wird  im 
t6i.  Jahrhundert  entscheidend  cii^ideitet  durch  ReformatioD  und  iridenttniKhes  KooaL  Jene 
begründet  eine  selbständige  Wissenschaft  und  Literatur  des  evangelischen  Kirchenrechts. 
Diese  bedingt  durch  die  tiefgreifende  Veränderung  des  mittelalterlichen  Recbtszustandes  eine 
neue  wissenschaMiche  Bdiandhing  auch  des  kadraGsdien  Kiicfaenrecbts.  Die  geistige 
Führung  erhält  bis  tief  in  das  17.  Jahrhundert  Frankreich,  um  sie  dann  endgültig  an  Deutsch« 
land  abzugeben.  Die  in  stetigem  Aufblühen  begriffenen  inländischen  Hochschulen  wurden 
zunächst  auch  hier  der  £ast  ausschließhche  Nährboden  der  wissenschaftlichen  Arbeit  und 
fitmariattea  Leitungen  im  Gebiete  des  Kirdienrechts.  Dabei  blieben  die  Kreise  des  kon- 
fessionellen Kirchenrechts  zumeist  noch  streng  und  vorwiegend  polemisch  gegeneinander 
abgeschlossen.  Die  besonderen  Probleme  innerhalb  des  evangelischen  Kirchenrechts  bildeten 
dai  VerliSltnis  nun  kanonisdien  Redit  und  die  Kirchenveffioning,  innerhalb  der  kathoKsdmi 
Küche  die  Vereinigung  des  vor-  und  nachtridentinischen  Rechtes  sowie  die  Auseinandersetzung 
mit  der  unter  dem  Namen  ,,Febronianismus"  aufgetretenen  freieren,  nach  Reformen  drängen- 
den episkopalistiscben  Richtung.  Im  19.  Jahrhundert  erhält  die  deutsche  kirchenrechtliche 
Literatur  ihre  Riditiiiv  und  HAlienlage  duidi  dm  luatoniclie  Rechtsachule.  VoDatiadige 
Beschaffung  des  geschichtlichen  Materials,  streng  kritische  Behandlung  der  Quellen,  exakte 
dogmengeschichtliche  Erforschung  der  einseinen  Recbtsinstitute,  endlich  objektiv  wissen- 
sdudUidie  Bearbeitung  des  IranfeMMMidlea  Kirdiemedits  waren  die  Forderungen,  mit  wdcben 
die  deutsche  historische  Schule  andi  an  die  Verbesserung  der  Kirdienrechtswissenschaft 
herantrat.  Karl  Friedrich  Eichhorn  und  Ae.milius  Ludwig  Richter  wurden  ihre  bahn- 
brechenden Meister.  Der  letztere  bat  die  jetzt  in  Deutschland  herrschende  Schule  begründet. 
Seitdem  liat  liier  die  IQrcliCBreclitswissensdiaft  wieder  einen  liolien  Auftdiwnng  genommen. 
Neben  der  durch  die  reiche  Frucht  stiller  Gelehrtenarbeit  ihr  gewordenen  Förderung  ver- 
dankt sie  dies  zugleich  dem  Umstand,  daB  durch  die  Zeitereignisse  selbst  die  Probleme  des 
KirchenreditB  und  der  iQrdienpofitik  mit  in  den  Voideigiund  des  öffendidien  Interesses  ge- 
schoben  wurden.  Ein  auBerordentlicher  Gewiim  für  sie  wurde  ferner  die  Handreichung, 
welche  ihr  gleichzeitig  durch  die  Meister  der  politischen  Geschichtschreibung,  durch  die 
Idrchengeschichtlichen  Forschungen  der  Theologen,  durch  die  bereitwillige  Mitarbeit  der 
juristisdien  Praxis  und  dnvdi  die  Verhandlungen  der  Parlamente  über  Akte  der  Staatskirchen- 
gesetigcbung  dargeboten  ward.  Zahlreiche  Kräfte  wurden  auf  diese  Weise  auch  literarisch 
in  den  Dienst  der  Kirchenrechtswissexischaft  gezogen.  Den  zahlreichen  hochverdienten 
SchriftsteUem  gerecht  zu  werden,  ist  hier  unmöglich.  Aus  der  unermefilichen  Literatur  hebe 
ich  nur  zur  weiteren  Orientierung  hervor: 

K.  Fr.  Eichhorn,  Grundsätze  des  KRs.  der  kath.  und  der  evang.  Religionspartei  in 
Deutschland,  2  Bde.,  1831/33.  A£M.  LUDW.  Richter,  Lb.  des  kath.  und  evang.  KRs.,  i.  Aufl. 
1843,  8.  Aufl.  1886,  h.  V.  DOVS  und  Kahl.  P.  Hmscmus,  Das  KR.  der  KathoUken  und 
Protestanten  in  Deutschland,  Bd.  i  bis  6  und  7',  1869 — 1897,  enth.  das  System  des  kath.  KRs. 
(unvoll.).  £.  FKiKDRRgG,  Lb.  des  kath.  und  evaiv*  KRs.,  i.  Aufl.  1879,  5.  Aufl.  1903.  v.  Schulte, 
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Lb.  des  kath.  und  evang.  KRs.,  1886.  R.  SOH.M,  KR.,  I.  Bd.,  Die  geschichtlichen  Grondbgai, 
1892.  K.\HL,  Lehrsystem  des  KRs.  und  der  KirchenpoUtik ,  I,  1894  (unvoll.).  P.  HiNSCHIUS, 
Das  Kircbeorecht,  in  Birkmeyers  Enzyklopädie,  2.  Aufl.  1904,  durchgesehen  v.  E.  Sf<T«nr.. 
U.Stutz.  Khcheiirecht,  in  H(n.TZiiiD0itfr*K0HLn8  EmyUoidUlie,  6.  Aull.  1904.  a.  Bd.  — 
Kath.  KR.;  v.  Schulte,  Das  kadi.  KR.,  :  Tie.,  1856/60.  v.  Scherer,  Hdb.  des  KRs., 
3  Bde.,  1886/9&  Heiner,  Kath.  KR.,  2  Bde.,  1893/94.  Sägmüixer,  Lb.  des  kath.  KRs., 
1900/04.  H£RGBintÖTHER-HOU.WECK,  Lb.  des  kath.  KRs.,  1905.  —  Zum  evang.  KR.: 
Fribdbbrg,  Das  gdtende  Verfrssongsrecht  der  evang.  Landeskirchen  usw.,  1888.  K.  KOblbr, 
T.b.  des  deutsch -evang.  KRs  .  iSo;.  K.  RiEKER,  Die  rechtliche  Stellung  der  evang.  Kirche 
Deutschlands  usw.,  1893.  Frieoberg,  Die  geltenden  Ver£assungsgesetze  der  evang.  deutsch. 
LaadeslDrcheii,  sdt  1885  mit  Ergiiwii4r>biiideii.  —  Die  Lit  mm  Piutiknliicii  DeMBdieB 
KR.  s.  i.  m.  Lehrs>'Stem  S.  jofE  —  Zeitschriften:  Archiv  für  kath.  KR.,  seit  1857,  jetzt 
h.  V.  Heiner.  Deutsche  Zeitschrift  für  KR.,  seit  1892,  h.  v.  Friedberg  und  Sehunc: 
als  Fortsetzung  der  mit  22  Binden  und  3  Ergänzungsbänden  1861— 1889  von  DOVB  nnd 
Futiama  h.  Zeitschrift  fttr  KirchearechL  Zar  Lit  über  das  Veifa.  ran  Stiat  und 
Kirche  s.  m.  Lehrsystem  S.  249  ff.  und  endlidl  bflsondeis  Tftlllrtimtig  dieLitentur  sor Gesduchte 
des  Kirchenrechts  bei  U.  Stutz  a.  a.  O. 
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STAATSRECHT. 


Von 

Paul  Laband. 

Einleitung.  Wie  auf  jedem  Gebi^  des  gesemten  Recihtes  eine  Bwdiräakang 
wechselseitige  Einwirkung  der  Kviltur\'51ker  stattfindet  und  die  Rechts-  i^nlTlm?! 

entwickelung  jeder  Nation  durch  die  Rezeption  fremden  Rechtes  be-  imtmr^ 
fruchtet  und  gefordert  wird,  so  ist  auch  die  geschichtliche  Entwickelung 
des  öffentUchen  Rechtes  nirgends  eine  in  dem  Sinne  nationale,  daß  sie 
völlig  isoliert  von  den  Rechtszustäuden  anderer  Staaten  sich  vollzieht  und 
nur  ans  sich  s^bst  verstanden  werden  kann.  Für  die  Entwidcelung  des 
Veifassungsrechts  ist  diese  HnwirkuQg  firemder  Reditsbüdungen  vieUeicht 
noch  eing^reifender  und  offensichtlicher  als  für  irgendeinen  anderen  Zweig 
des  Rechtes.  Welches  fremde  Recht  zu  einer  gegebenen  Zeit  diesen 
mächtigen  Einfluß  äußert,  hängt  von  politischen  Verhältnissen,  historischen  . 
Ereig^nissen,  g-eistig-on  Richtungen  ab;  es  gibt  dafür  keine  Regel,  sondern 
nur  eine  geschichtliche  Eeststellung.  Die  Geschichte  des  deutschen  Staats- 
red&ts  zeigt  für  gewisse  Entwicklungsstufen  desselben  die  ^wiikung 
des  italienischen,  rBmisdien,  firanzSsisdien,  englisdien,  ja  selbst  nord- 
amerikanischen Rechtes  in  freilich  sehr  versdiiedener  StStke.  Dazu  komm^ 
daß  je  lebhafter  der  geistige  und  wirtschaftliche  Verkehr  unter  den  VoUcem 
wird,  desto  mehr  sich  die  Tendenz  einer  Ausgleichung  geltend  macht,  so 
daß  eine  ansehnliche  Masse  bedeutungsvoller  RechtsvorstoUungen  und 
Rechtseinrichtungen  als  ein  gemeinsamer  Besitz  aller  zivilisierten  Völker 
und  fOr  die  „Ktdtur  der  Gegenwart"  charakteristisdi  anzusehen  Ist  Daher 
drai^  sich  gerade  fOr  das  Verfessungsrecht  die  Rechtsvergleicfaung  auf; 
die  Wissenschaft  ist  bemüht,  in  den  fremden  Rechten  die  Keime  und 
Wurzeln  des  eigenen  nachzuweisen  und  den  einheimischen  Rechtsinstituten 
gleichartige  bei  anderen  Völkern  an  die  Seite  zu  stellen.  Die  Resultate 
dieser  Forschungen  sind  vom  historischen  Standpunkt  aus  sehr  bedeutend 
und  interessant;  je  mehr  man  aber  in  die  positive  Ausgestaltung  der 
einzelnen  Rechte  eindringt,  desto  deuüicher  erkennt  man,  dafi  die  schein- 
bar fibereinstimmenden  Reditrideen  doch  fiberall  dne  andere  Ausprägung 
erhalten  haben  und  daB  die  sdieinlMtr  gleichen  Xastitutionen  je  nach  ihrem 
Zusammenhang  mit  anderen  Einrichtungen,  nach  den  Eigenheiten  und  An- 
lagen des  Volkscharakters  und  nach  der  Art  ihrer  Aufnahme  in  das 
Rechtssystem  von  sehr  verschiedener  staatsrechtlicher  und  politischer  Be- 
deutung sind.   Das  englische,  belgische,  preußische  Königtum,  der  eng- 
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lische,  fraiuüsische,  deutsche  Parlamentarismus  sind  trotz  ihrer  äußerlichen 
Gleichartigkeit  ihrem  wirUichea  Wesen  nach  verschiedene  RechtsUldungen. 
Wer  die  deutsche  Reichsver&ssung  aus  dem  amerikanischen  Bundesrecht 
oder  dieses  ans  jener  «rlauteni  will,  verwirrt  die  Erkenntnis  beider.  ]Sn 
gemeinsames  Staatsrecht  der  Volker  gibt  es  noch  nicht  und  die  gelegent- 
liche Anführung'  einzelner  Übcreinstimmung^en  und  Unterschiede  zwischen 
den  Verfassung-soinrichtungen  ist  in  der  Regel  von  sehr  problematischem 
Wert  Jede  dogmatische  Darstellung  eines  positiven  Rechtes  muß  sich 
auf  einen  bestimmten  Staat  und  dnen  gegebenen  Zeitpunkt  beschranken; 
in  dieser  Erw&gung  beschränkt  sich  audi  die  hier  folgende  kurse  Dar- 
gtdlung  auf  das  deutsche  Staatsredit 
Rocht-  und  Das  gegenwärtige  Staatsrecht  Deutschlands  hat  info%e  der  geschicht- 
^"f^T"*  liehen  Entwickelung  der  politischen  Verhältnisse  eine  doppelte  Gestaltung 
aufzuweisen.  Die  aus  den  feudalen  Verfassungszuständen  hervorgegangenen 
territorialen  Herrschaften  sind  weder  wie  in  den  anderen  Großstaaten 
Europas  zu  dnem,  ihre  Hoheitsredite  abawMerenden  Sjnheitsstaat  zup 
sammengesdmiolzen,  noch  als  selbständige  und  voneinander  unabhängige 
Staatswesen  auseinandetgefaUen;  sie  sind  unter  Wahrung  ihrer  staatlichen 
Lidividualitat  zu  einem  Staatswesen  höherer  Ordnung  miteinander  ver- 
bunden; sie  bilden  einen  Bundesstaat,  welcher  die  einzelnen  Staaten  über- 
wölbt und  zusammenfaßt;  sie  sind  die  Glieder  einer  verfassungsmäßig 
organisierten  staatlichen  Gemeinschaft,  des  Deutschen  Reiches. 

Es  gibt  mithin  überall  in  Deutschland  ein  Reichsstaatsrecht  und  ein 
Landesstaatsrecht  Beide  haben  ^e  lange  und  verwidcehe  Vocgeschichte^ 
deren  verschiedene  Phasen  gegensditl^  aufeinander  einwirkten  und  deren 
Spuren  noch  im  Recht  der  Gegenwart  sichtbar  sind.  Von  erheblicher 
praktischer  Bedeutung  für  die  heutigen  Rechtszustände  ist  aber  erst  die 
Entwickelung,  welche  mit  dem  Anfang  des  19.  Jahrhunderts,  dem  Zusammen- 
bruch des  Römischen  Reiches  deutscher  Nation  und  den  Einwirkungen 
der  französischen  Revolution  und  der  napoleonischen  Vorherrschaft  beginnt 

Die  Zerstorai^  des  Riehes,  dieser  tiefste  Stand  der  staatlichen  Zo- 
sammenfttssnng  der  deutschen  Nation  war  zugleich  die  Grundstdnlegung 
fBr  den  Wiederaufbau  einer  neuen  Reichsverfassung.  Zunächst  freilich 
war  die  Auflösung  des  Reiches  die  vollkommene  Verwirklichung  des  End- 
ziels der  partikularistischen  und  zentrifugalen  Tendenzen,  welche  die  Staats- 
gewalt des  Reiches  zersetzt  hatten.  Die  Staaten,  die  aus  der  Katastrophe 
hervorgingen,  waren  im  staatsrechtlichen  und  völkerrechtlichen  Sinne 
souverän  und  nur  zu  einem  Landfidedensbund  vereinigt 

Aber  die  Vernichtung  des  R^dies  besatigte  zugleich  zwei  der  grSAten 
Übelstände,  nämlich  die  geistlichen  Fürstentümer  mit  ihrer  unerträglichen 
Mißwirtschaft  und  die  Zersplitterung  des  Reiches  in  unzählige  kleine  Terri- 
torien, die  nur  nach  den  privatwirtschaftlichen  Grundsätzen  einer  Guts- 
herrschaft verwaltet  werden  konnten,  zur  Türfüllung  staatlicher  Aufgaben, 
wie  sie  die  neuere  Zeit  stellte,  dagegen  untauglich  waren.  Wenngleich 
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eildge  ^eser  Zwergstaaten  tkstk  In  den  RheblniDd  und  darfiber  liinans 
gerettet  haben»  so  war  doch  die  Masse  derselben  von  grSfieren  Staats- 
gebttden  aufgesaugt  wenden  und  dadurch  eineKaosolidiemng  der  Territorien 

eingetreten,  welche  politisch  und  staatsrechtlich  unendlich  wichtiger  war 
als  der  Untergang  des  ohnehin  morschen  und  in  Verwesung  begriffenen 
Reiches.  Die  Entstehung  dieser  Staaten  von  mittlerer  Größe  und  politischer 
Lebensfähigkeit  war  aber  zugleich  eine  wesentliche  geschichtliche  Voraus- 
setzung für  ihre  spätere  Zusammenfassung  zu  einem  Bundesstaate,  der 
ohne  ehie  Mehrheit  solch»  Staaten  nicht  denkbar  ist  Die  Gründung  des 
Deutschen  Bundes  auf  dem  liVienw  Koi^reB  von  1815,  seine  Ver&ssung 
und  seine  Untauglichkeit,  den  politischen  Bedürfnissen  der  deutschen  Nation 
zu  genügen,  die  Geschichte  der  Einheitsbestrebungen,  die  Ereignisse,  die 
zur  Auflösung  des  Deutschen  Bundes,  zur  Errichtung  des  Norddeutschen 
Bundes  und  zur  Erweiterung  desselben  zum  Deutschen  Reich  führten, 
dürfen  als  bekannt  vorausgesetzt  werden  und  müssen  hier  mit  Rücksicht 
auf  den  zur  Verfügung  stdienden  Raum  fibergangen  werden. 

Auch  die  historischen  Wurzdn  des  Landesstaatsrechts  rnchen  in  ent- 
fernte Zeiten  zurück.  Aber  es  bedarf  keines  Eingehens  auf  die  Entstehung 
und  den  allmählichen  Untergang  des  feudalen  Staates  und  auf  die  Ver- 
fassung des  absoluten  Fürstenstaates,  der  durch  sein  eigenes  Werkzeug, 
die  Bureaukratie,  überwunden  wurde;  denn  wenngleich  in  einigen  Grund- 
prinzipien des  heutigen  ö£fentlichen  Rechtes  ein  Zusammenhang  mit  diesen 
historischen  Grundli^n  erkennbar  ist,  so  trat  doch  seit  dem  Beginn  des 
19.  Jahrhunderts  durch  die  Entwickelung  des  organischen  Staates  eine  so 
tiefgreifende  Veränderung  des  öffentlichen  Rechtes  in  allen  deutschen 
Staaten  ein,  daß  mit  diesem  Zeitpunkt  eine  neue  Periode  des  deutschen 
Verfassungsrechts  beginnt.  Die  völlige  Umgestaltung  der  Territorial- 
verfassung, die  Auflösung  der  feudalständischen  Korporationen,  die  Be- 
seitigung der  Gutsuntertänigkeit  und  der  grundherrlichen  Beschränkungen 
des  ländlichen  Grundbesitzes,  der  Begriff  des  Staatsbfirgertums,  die  verw 
Snderte  Vorstellung  vom  Wesen  und  den  Angaben  des  Staates  und  der 
Gemeinden,  die  Einwkungen  der  franzosischen  Revolution  vaid  der 
napoleonischen  Staatsgründungen  in  Deutschland  auf  die  politischen  An- 
schauungen des  Volkes  und  manche  andere  Gründe  haben  zu  derselben 
Zeit,  in  der  die  reaktionäre  Romantik  der  historischen  Schule  in  der  Theorie 
ihre  höchsten  Triumphe  feierte  und  die  Kontinuität  der  Rechtsentwickelung 
als  ein  unverletzbares  Frinz^  lehrte,  die  wirldidie  Gestaltni^  des  Rechtes 
in  ganz  neue  Bahnen  gelenkt  und  einen  Bruch  mit  dem  historisdi  Ge- 
wordenen herbeigeführt,  wie  er  so  jäh  und  so  vollkommen  sonst  niemals 
in  der  Geschichte  des  deutschen  Rechtes  ddi  ereignet  hat  Diese  neuen 
Recht.ssätze  sind  in  den  deut«:chen  Staaten  weder  gleichzeitig  noch  gleich- 
mäßig zur  Geltung  gelangt;  jeder  Staat  hat  seine  besondere  Verfassung 
und  sein  besonderes  Verwaltungsrecht;  es  gibt  daher  so  viele  Landesstaats- 
rechte als  Staaten.  Da  aber  in  allen  deutschen  Staaten  diesdben  politi- 
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sehen  Anschauungen,  dieselben  sozialen  und  wirtschaftlichen  Bedürfiusse, 
dieselben  Tendenzen  wirksam  waren,  so  vollzog-  sich  die  Neuordnung  des 
Verfassungsrechts  überall  in  der  gleichen  Richtung,  so  daß  trotz  zahl- 
reicher Abweichungen  in  den  Einzelheiten  eine  große  Übereinstimmung  in 
den  Grundprinzipien  und  Knxichtungen  bestellt  Die  anfuis^ch  voxlianden 
gewesenen  Versdüedenheiten  sind  im  Laufe  des  Jahilnindeits  unter  der 
fortschreitenden  Gemeinsamkeit  der  Interessen  und  polttisdien  Bedfixfiiisse 
mehr  und  mehr  ausgeglichen  worden,  besonders  seit  der  Zusammen&ssung 
der  Einzelstaaten  im  Norddeutschen  Bunde  und  Deutschen  Reiche  unter 
der  Einwirkung  der  Reichsgesetzgebung.  Man  kann  daher  auf  der  (rrund- 
lage  dieser  Übereinstimmimg  ein  gemeines  deutsches  Landesstaatsrecht, 
freilich  nur  als  ein  Produkt  der  Theorie,  abstrahieren. 


A.  Reich  und  Einzelstaat. 

stniMtnr  I.  Das  Grundprinzip.   Bevor  das  Verhältnis,  in  welchem  das  Reich 

r GiMitmiten.  Einzelstaatcn  zueinander  stehen,   darv^estellt  werden  kann,  muß 

zimächst  hervorgehoben  werden,  daß  sowohl  das  Reich  als  auch  seine 
Glieder  den  Charakter  von  Staaten  haben.  Wenn  man  freilich  annimmt, 
daB  die  SonverSnität,  d.  h.  die  volle,  freie,  uneingeschränkte,  höchste 
Gewalt  nun  Wesen  des  Staates  gehört,  so  kann  es  mcht  auf  demselben 
Gebiet  xwei  einander  übergetnrdnete  Staatsgewalten  geben  und  man 
hat  von  diesem  Standpunkt  aus  entweder  dem  Reich  die  Eigen- 
schaft des  Staates  abgesprochen  und  es  für  einen  Staatenbund  er- 
klärt (v.  Seydel)  oder  man  hat  umgekehrt  die  Einzelstaaten  trotz  dieser 
Bezeichnung  nur  als  Verwaltungsbezirke  des  Reiches  gelten  lassen  (Zorn 
und  andere).  Alldn  beide  Theorien  widenprechen  den  Tatsadton  und 
dem  ^riiklichen  Rechtsnistande.  Der  wesendiche  Unterschied  zwischen 
dem  Staat  und  dem  Kommunalverband  besteht  nicht  in  der  Souver&nität 
oder  ihrem  Mangel,  sondern  darin,  daß  der  Staat  kraft  eigenen,  nicht  ab- 
geleiteten Rechtes  die  Macht  hat,  nicht  nur  zu  befehlen,  sondern  auch 
den  Gehorsam  gegen  seine  Befehle  zu  erzwingen  und  hierzu  Vermögen, 
Freiheit,  Körperintegrität  und  Leben  seiner  Untertanen  anzugreifen;  während 
die  GemeindeveiUUide  aller  Stufen  diese  Ifacht  nidit  haben,  soweit  de 
ihnen  nidit  in  beschranktem  MaBe  vom  Staat  rar  Ausübung  übertragen 
wird.  Die  Gremeinde  hat  keine  anderen  Rechte  als  die  ihr  vom  Staat 
verliehmen.  Der  Einwand,  dafi  viele  Gemeinden  älter  sind  als  die  Staaten, 
denen  sie  angehören,  ist  unbegründet;  er  beruht  auf  einer  historischen, 
statt  einer  juristischen  Auffassung.  Die  Gemeinde  besteht  nur  durch  den 
Willen  des  Staates;  er  gibt  ihr  durch  die  Gemeindeordnung  ihre  Verfassung, 
ihre  Organe,  ihre  Au%'ab«i,  Pflichten  und  Rechte;  er  kann  Gremeinden 
zu  einer  vereinigen  oder  in  mehrere  zerttilen;  er  kann  Ae  erriditen  oder 
unterdrücken;  er  kann  durch  eine  Änderung  der  Gemmndeordaung  alle 
ihre  Einrichtungen  umgestalten,  ohne  daB  die  Gemeinde  dabd  ein  VHder- 
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spruchsrectit  hat  Alles  dieses  verhält  sich  beim  Staat  entgegeqgasetzt 
Der  Rechtsgrund  des  Staates  ist  sein  eigener  VflSLe,  er  sdbst  gibt  sidi 
seine  Vexüusnng^  oidnet  seine  Verwaltung  vnd  Ofganisation,  setzt  sidli  seine 
Angaben  und  hat  zn  ihrer  Durchführung  seine  eigenen  Maditnuttd.  Bei 

dieser  Auffassui^  eigibt  sich  hinsichtlich  der  deutschen  Staaten,  welche 
bis  zu  ihrem  Eintritt  in  den  Norddeutschen  Bund  bzw.  das  Reich  un- 
bezweifelt  die  volle  souveräne  Staatsgewalt  hatten,  daß  sie  auch  geg-en- 
wärtig  noch  wirkliche  Staaten  sind;  denn  wenngleich  ihre  Zuständigkeit 
und  ihr  freies  Selbstbestimmungsrecht  durch  die  Unterordnung  unter  das 
Rjridi  besdurinkt  worden  ist  und  ihnen  daher  die  Eigensdiaft  der 
Souveränität  nicht  mehr  snkommt,  so  sind  de  dodi  auf  dem  wdten 
Gebiet,  auf  das  ihre  Kompetenz  sich  erstreckt,  im  Besitz  der  erwähnten 
\'is  jubendi  et  cogendi  geblieben.  Diese  Rechtsmacht  ist  ihnen  nicht  vom 
Reich  genommen  und  wieder  zu  rück  üb  ertragen  worden,  sondern  es  ist 
das  historisch  begründete,  angestammte,  eigene  Recht,  die  alte,  ehemals 
souverine  Staatsgewalt,  soweit  sie  nicht  von  ihnen  selbst  durch  Eintritt 
in  das  Rdch  und  Annahme  der  Reidisverftssuqg  besdirSnkt  worden  ist 
Die  BehaiqitUQg,  dafi  FreuBen,  Bayern,  Sachsen  usw.  aufgehört  haben 
Staaten  zu  sdn,  hat  auch  wenig  Anklang  gefunden;  sie  steht  in  zu  großem 
Gegensatz  zu  den  täglichen  Wahrnehmungen  und  ist  ein  imfruchtbarer 

Doktrinarismus. 

Anderseits  ist  das  Reich  kein  bloßes  Vertragsverhältnis,  kein  volker-  sta*i(iuu»r 
rechtlicher  Verein  der  deutschen  Staaten,  sondern  ein  ihnen  übergeordnetes,  *^  K^t«^ 
vetftssungsmlAig  oiganisiertes  Staatswesen.  Ifit  Unrecht  beruft  man  sich 
für  die  entgegenstehende  Lehre  darauf,  daB  der  Norddeutsdie  Bund,  bzw. 

das  Reich,  durch  Verträge  der  deutschen  Staaten  erriditet  worden  ist 
und  diese  Tatsache  in  der  Einleitung  der  Verfassung  hervorgehoben  wird. 
Denn  diese  Verträge  betrafen  nur  das  Recht  und  die  Pflicht  der  kon- 
trahierenden Staaten  zur  Gründung  des  Bundes  und  zum  Eintritt  in  den- 
selben; durch  die  Errichtung  des  Bundes  bzw.  Reiches  wurden  diese 
Vertrige  erffillt;  das  vertragsmäßige  Verhältnis  hSrte  auf;  die  ver&ssungs- 
miBige  Reditsofdnung  trat  an  sdne  Stelle.  Das  Rdch  hat  eigene  Organe, 
durch  die  es  staadiche  Willensakte  unabhängig  von  den  Gliedstaaten  aus- 
übt; die  Reichsgesetze  gehen  den  Landesgesetzen  vor  und  erlangen  ihre 
verpflichtende  Kraft  durch  ihre  Verkündigfung  von  Reichs  wegen  (Reichs- 
Verfassung  Art  2);  das  Reich  kann  seine  Zuständigkeit  im  Wege  der 
Reichsgesetzgebung  ausdehnen,  ohne  daß  Einstimmigkeit  der  Bundesstaaten 
dam  erfordedldi  ist  (RV.  Art.  78;  sog.  Kompetenz-Kompelens);  das  Retch 
aussdüiefilidi  hat  die  Entsdiddung  über  Krie^  und  Frieden  und  ist  im 
völkerrechtlichen  Veikdur  ab  sdbständige,  staatlidie  Persönlichkeit  an- 
erkannt Das  Reich  kann  den  Gehorsam  gegen  seine  Befehle  erzwingen 
teils  unmittelbar  durch  seine  eigenen  Machtmittel,  teils  —  was  die  Regel 
ist  —  mittelbar,  indem  es  die  Staatsgewalt  seiner  Gliedstaaten  dazu  ver- 
wendet 
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IL  Verhältnis  der  beiden  StaatsgeWAlten  xueiaaiider.  Der 
Mittelpuiikt  der  politischen  Gesamtordnungr  wird  nun  durch  das  Ver- 
hältnis gebildet,  in  welches  die  beiden  Stastagewvlten  —  des  Ruches 

tmd  des  Gliedstaates  —  zueinander  gesetzt  werden.  Darin  gerade  bestdit 
die  „Verfassung"  des  Bundesstaates;  durch  die  besondere  Art,  wie  dieses 
Problem  in  den  verschiedenen  Bundesstaaten  gelöst  worden  ist,  unter- 
scheiden sie  sich  voneinander;  die  Reichsverfassung  vom  i6.  April  1871 
hat  im  wesentlichen  dieses  Verhältnis  zum  Gegenstand  und  enthält  seine 
grundgesetzliche  R^r^ung. 

Nach  der  zur  Zeit  der  Gründung  des  Norddeutschen  Bundes  allgemein 
dMRricka.  hemschenden,  von  der  Verfassung  der  nordamerikanischen  Union  abstra- 
hierten Lehre  (Toqueville,  Rüttimann,  Waitz  u.  a.)  nahm  man  an,  daß  die 
Rechts-  und  Handlungssphären  des  Gesamtstaates  und  der  Gliedstaaten 
möglichst  scharf  voneinander  geschieden  und  jede  der  beiden  Staats- 
gewalten in  der  ihr  zugewiesenen  Sphäre  selbständig  und  von  der  anderen 
unabhängig  sein  müsse;  Bismarck  dagegen  ging  bei  der  Reform  der  deutsdien 
BundesveiiiSItnisse  von  der  «i^gegengesetsten  Tendenz  aus.  Es  handelte 
«ich  ja  auch  nicht  tun  die  völUgfe  Neuschöpfung  einer  staatlichen  Ordnung 
„von  wilder  Wurzel",  sondern  um  die  Verbesserung  des  bisherigen  Zu- 
Standes, um  die  Beseitigung  von  politischen  Mißständen,  aber  unter  mög- 
lichster Schonung  des  Althergebrachten  und  Bestehenden.  Statt  einer 
Auseinanderreißung  der  staatlichen  Funktionen  und  der  Aufrichtung  einer 
rechlichen  Sch^demauer  zwischen  Rddi  und  ]Snzdstaat  wurde  vielmehr 
das  Zusammenwirken  beider  auf  allen  Gebieten  der  Staatwtütigicwt  zum 
wesentlichen  Gnmdprinzip  der  Verfossung  genommen  und  nur  in  wenigen 
Punkten  davon  eine  Ausnahme  gemacht.  Worauf  es  ankam,  war  riner- 
seits  die  Einheit  Deutschlands  nach  Außen  im  völkerrechtlichen  Verkehr 
zu  betätigen  und  zu  diesem  Zweck  eine  einheitliche  Vertretuncf  und 
eine  Konzentnerung  der  Machtmittel  zu  schaffen,  anderseits  im  inneren 
Gleichmäßigkeit  des  Redites  und  dor  Einrichtungen  auf  denjenigen  Ge- 
bieten herzustellen,  auf  denen  es  durch  den  Verkehr  und  durch  die  nationale 
Zusammengehörigkeit  erforderlich  war,  und  zu  diesem  Zweck  dem  Reich 
das  Recht  der  Gresetzgebung  beizulegen.  Die  Verfassung  regelt  daher 
die  Reichsgesetzgebung,  bestimmt  die  dabei  mitwirkenden  Organe,  beseitigt 
das  —  dem  völkerrechtlichen  Bundesverhältnis  entsprechende  —  Erfordernis 
der  Einstimmigkeit  und  die  Verkündigung  der  Gesetze  durch  die  Einzel- 
Staaten  und  sichert  den  Reichsgesetzen  den  unbedingten  Vorrat^  vor  den 
Landesgesetzen.  Sie  stellt  ferner  ein  umfangreiches  Verzeiciuiis  derjenigen 
Materien  auf,  die  der  Gesetzgebung  des  Reiches  unterliegen  (Art  4)  und 
gewährt  dem  Reich  im  Art  78  die  Befugnis,  den  Kreis  dieser  Materien 
nach  Bedürfnis  zu  erweitem.  Hierdurch  war  der  Weg  geebnet  und  die 
rechtliche  Möglichkeit  geschaffen,  in  diesem  großen  Bereich  Einheit  und 
Gleichheit  im  ganzen  Bundesgebiet  herzustellen.  In  diesen  an  die  Spitze 
der  Verfiusung  gestalten  Artikdn  über  die  Reicfasgesetzgebung  ist  der 
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spezifische  Gegensatz  des  neuen  Bundesstaates  zum  ehemaligen  Staaten- 
bund zum  prägnanten  Ausdruck  gebracht 

Dagegen  wurde  den  Engelutaaten  die  Venraltnng,  die  HaAShahttagMbKa^*» 
und  Durehffihrung'  der  Gesetze,  sowie  die  Reditsprechmig  audi  liinstcht- 
lieh  der  durch  Reichsg-esetze  geregelten  Materien  gelassen.  Die  Ein- 
richtungen, welche  im  Zollverein  bestanden  hatten,  wurden  auch  für  die 
übrigen  Zweige  der  Staatstätigkeit  vorbildlich.  Den  Untertanen  gegen- 
über blieb  der  Staat  die  Obrigkeit;  die  Behörden  und  Beamten  blieben  — 
mit  einzelnen  Ausnahmen  —  Behörden  und  Beamte  der  Staaten;  die  Staaten 
behielten  ihre  ägenen  Truppen,  ihr  Vennfigen  und  ihre  eigene  Finaniwir^ 
Schaft;  aber  die  Regidn,  nach  denen  diese  Hl^kttt  der  Staaten  sich  zu  richten 
hatte,  wurden  ihnen  vom  Reich  vorgeschrieben.  Aus  dem  Grundprinzip,  daß 
das  Reich  die  Gesetze  gibt  und  die  Einzelstaaten  sie  ausfuhren,  ergeben  sich 
noch  zwei  andere  Sätze.  Dem  Reich  muß  die  Beaufsichtigung  zustehen,  daß 
die  Einzelstaaten  tatsächlich  die  Reichsgesetze  befolgen  und  richtig  zur 
Durchführung  bringen,  weil  ohne  diese  Befugnis  die  Geltimg  der  Keichs- 
gesetze  wenig  gesichert  wire.  Art  4  der  RV.  legt  daher  dem  Rrich  das 
Recht  der  Kontrolle  in  demselben  UmÜMig  bei  me  das  Recht  der  Greset»« 
gebung  imd  Art.  17  betraut  den  Kaiser  mit  der  Überwadiung  der  Au»> 
fuhrung  der  Reichsgesetze.  Da  femer  die  Behörden  und  Beamten,  welchen 
die  Handhabung  der  Keichsgesetze  und  die  Verwaltung  obliegt,  in  keinem 
Dienstverhältnis  zum  Reich,  sondern  nur  zu  ihrer  Landesregierung  stehen, 
so  ist  auch  diese  allein  berechtigt,  ihnen  Dienstanweisungen  und  Vor- 
sdu^ften  Ar  die  von  ihnen  zu  fOfarende  Verwaltunfi^  zu  ertdlen.  Der 
Kaiser,  welcher  nidit  der  Dienstherr  der  Landesbeamten  ist,  oder  in  seiner 
Vertretung  der  Reichskanzler,  Icann  dazu  nicht  befiigt  sdn.  Dadurch  ent> 
steht  aber  die  Gefahr,  daß  die  Einheit  der  Gesetqfebung  wieder  au& 
gelöst  wird  durch  die  \'erschiedenheit  der  Dienstanweisungen  für  die  Ver- 
waltung dieser  Geschäfte.  Aus  diesem  Grunde  hat  die  RV.  in  Art  7  dem 
Bundesrat  die  Befugnis  beigelegt,  über  die  zur  Ausfühnmg  der  Reichs- 
gesetze erforderlichen  allgemeinen  (d.  h.  f3r  alle  Staaten  gdtnoden) 
Verwaltungsvorschriften  und  Einrichtungen  Beschluß  zu  fessen»  sofern 
nicht  durch  Reidu^pesetz  etwas  anderes  bestimmt  ist 

Das  durch  die  vorstehenden  Sätze  skizzierte  Verhältnis  der  Glieds 
Staaten  zum  Reich,  welches  eine  unverkennbzire  Ähnlichkeit  mit  dem  Ver- 
hältnis der  Selbstvenvaltungskörper  zum  Staat  hat,  ist  das  regelmäßige. 
Die  Verfassung  des  Reiches  ist  nun  aber  dadurch,  daß  von  diesem  Ver-  Abwcichiuig« 
hältnis  nach  beiden  Richtungen  hin  Abweichungen  bestehen,  dem  Anschein  n^riiiia«^  v«. 
nach  etwas  prinziplos  oder  inkonsequent  In  Wahrheit  ist  dies  nur  die  uiiii'> 
Folge  davon,  daß  die  Bestimmungen  der  Verfhasung  nidit  nach  einer 
tiieoretischen  Schabl<me,  sondern  nach  dem  praktischen  BedÜrfiiis  getroffiBo 
worden  sind. 

Soweit  nämlich  die  Gesetzgebungsbefugnis  des  Reiches  ausgeschlossen 
ist  oder  das  Reich  von  ihr  keinen  Gebrauch  gemacht  hat,  ist  dieselbe  den 
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Einzelstaaten  verblieben  und  demgemäß  unterliegen  de  auch  hinsichtlich  der 
richtigen  Handhabung  dieser  Gesetze  nicht  der  Beanfeichtigung  des  Reidhes. 
Jedodi  ist  ihnen  anch  hier  die  Sdiranke  gezogen,  daft  äLt  nicht  in  die 
Zuständigkeit  des  Reiches  flbergreifen  oder  die  reichsgesetzlichen  Vor- 
schriften verletzen  dürfen. 

Anderseits  gibt  es  einige  Zweige  der  vStaatstätigkeit,  welche  dem 
Reich  vollständig  überw^iesen  sind,  so  daß  die  Verwaltung  nicht  von  den 
Einzelstaaten,  sondern  von  eigenen  Behörden  des  Reiches  gefuhrt  wird. 
Dies  ist  der  Fall  hinncifatfich  der  Marine,  des  Konsulatswesens,  der  oberen 
Post-  und  Telegraphenverwaltung,  sowie  des  Patentwesens.  Dazu  kommen 
diejenigen  Verwaltungen,  welche  ihrem  Wesen  nach  tmmittelbar  das  Reich 
betreffen,  insbesondere  die  auswärtigen  Angelegenheiten  und  die  Reichs- 
finanzen mit  Einschluß  der  Reichsbank. 

Endlich  hat  die  Reichsgesetzgebung  bei  ihrer  fort.schrcittnden  Ent- 
wickelung  für  eine  Reihe  von  Materien  die  Rechtsprechung  in  oberster 
Listenz  oder  die  Zentralleitung  der  Verwaltung  Reichsbehfirden  fiber- 
tragen. Zrtt  diesen  Behörden  gehören  das  Reichsgericht,  das  Reichs- 
militärgericht, das  Oberseeamt,  das  Reichsversicherungsamt,  das  Bundes- 
amt für  das  Heimatwesen,  die  Normaleichungskommission,  das  Reidia- 
•gesundheitsamt,  das  Aufsichtsamt  für  die  Privatversicherungen  u.  a. 

Ist  hiernach  das  Verhältnis  der  Einzelstaaten  zum  Reich  ein  recht 
verwickeltes  imd  nur  für  jeden  einzelnen  Zweig  der  staatlichen  Tätigkeit 
genauer  zu  bestimmen,  so  kommt  noch  hinzu,  dafi  den  sQddeutsdien 
Staaten  verfitssungsmäBig  Sonderrechte  bewilligt  wurden;  namenUich  Bayern 
und  Württemberg  hinsichtlich  der  Post-  und  Telegraphenverwaltus^, 
Württemberg  und  in  viel  größerem  Maße  Bayern  hinsichtlich  des  Ifilitarw 
Wesens,  Bayern,  Württemberg  und  Baden  hinsichtlich  der  Bierbesteuerung  usw. 
Diese  Sonderrechte  oder  Reservatrechte,  welche  namentlich  für  Bayern 
vielfache  Exemtionen  von  der  Zuständigkeit  des  Reiches  begründen,  sind 
jura  singulorum  und  können  nur  mit  Zustimmung  des  berechtigten  Staates 
au%ehoben  oder  abgeändert  weiden. 
MitBtied<cb«ft.-  Abgesehen  von  diesen  Sonderrechten  gilt  für  alle  Gliedstaaten  das 
'^^^  Prinzip  der  Gleichheit;  sie  haben  gleichmäßig  Anspruch  auf  den  Schutz 
und  die  Fürsorge  des  Reiches  für  sich  und  ihre  Untertanen  und  sie  trt^^en 
nach  Verhältnis  ihrer  Große  und  Einwohnerzahl  nach  gleichem  Maßstab 
zu  den  Kosten  und  Lasten  des  Reiches  bei.  Sie  sind  in  ihrer  Gesamtheit 
die  Träger  der  Keichsstaatsgewalt  und  haben  durch  ihren  Anteil  an  der- 
selben wieder  gewonnen,  was  sie  durch  die  Beschränkung  ihrer  Staats- 
gewalt eix^ebfifit  haben.  Sie  ^nd  anderseits  gldchmäfiig  zur  Befolgung 
und  Durchfuhrung  der  Reichsgesetze  und  zur  Erfullimg  ihrer  vwrfassungs- 
mäßigen  Obliegenheiten  verpflichtet  und  können  imWeigerungsfalle  vom  Reich 
zwangsweise  dazu  angehalten  werden  (sog.Reichsexekution.  R\'.  Art.  19).  Vor 
allem  aber  bietet  die  Zugehörigkeit  zum  Reich  den  Einzelstaaten  die  Garantie 
ihrer  Existenz  und  Integrität  Denn  das  Reich  ist  gegründet  „zum  Schutze  des 
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Bundesgebietes  und  des  innerhalb  desselben  gültigen  Rechtes";  es  schließt 
jede  Gewalttat  und  jeden  Friedensbruch  unter  seinen  Gliedern  aus;  es 
wehrt  mit  der  imposanten  Macht  der  Gesamtheit  jeden  Angriff  auf  das 
Bundesgebiet  mb.  Des  Rridi  selbet  kaim  zwar  —  wie  «nnrähiit  —  seine 
Zuständigkeit  ausddmen  und  die  der  Gliedstaaten  dadurch  «nschrSnken; 
aber  es  kann  nidit  wiUkürlidi  einzelnen  Staaten  ohne  ihre  Zustimniui^ 
Hoheitsrechte  entddien  oder  sie  gänzlich  ontnrdrflcken. 

III.  Das  Gebiet  des  Reiches.  Aus  dem  Mitgliederbestand  des 
Reiches  ergibt  sich  zugleich  der  Umfang  seines  Gebietes  (RV.  Art  i). 
Jeder  Staat  gehört  mit  seinem  ganzen  Gebiet  zimi  Reich;  die  sonder- 
bare und  nnpFaktisdie  Bestiinmung  der  Bundesakte  von  1815,  daB  manche 
Staaten  nur  mit  einem  Teil  ihres  Gd>iete8  dem  ]&mde  ai^;eh8rten,  bt  in 
der  RV.  ausgemmt  Daß  vom  Großherzogtum  Hessen  nur  der  Teil  nörd- 
lich des  Maines  zum  Norddeutschen  Bunde  gehörte,  war  eine  durch  den 
Prager  Frieden,  also  durch  Rücksichten  der  auswärtigen  Politik  notwendig 
gewordene  Anomalie,  welche  zwar  formell  durchgeführt  wurde,  in  Wirk- 
lichkeit aber  fast  gar  keine  andere  Bedeutung  hatte,  als  daß  Hessen 
eine  geringere  Zahl  von  Stimmen  im  Bundesrat  und  von  Abgeordneten 
im  Reichsti^  hatte  und  daA  die  Bundesgesetze  fSac  Südhessen  durch 
Landesgesetz  besonders  eingeführt  werden  muAten.  Ebenso  gibt  es 
nach  der  RV.  aber  auch  kein  Gebiet  des  Bundes,  welches  nicht 
Gebiet  eines  Staates  ist.  Die  RV.  kennt  keine  Reichsländer.  Dieser 
Grundsatz  ist  aber  sogleich  nach  Gründung  des  Reiches  durch  den  Erwerb 
von  Elsaß -Lothringen  durchbrochen  worden  (s.  imten).  Das  Bundesgebiet 
bildet  in  den  Rddi^fesetzen  den  Gegensatz  zum  Andand;  auswärtigen 
Staaten  gegenüber  ist  es  der  einheitliche  Machtb«mch  des  Bundes;  hin- 
dchtlich  der  Bafipflicfat,  ZoOpflicht»  Ein-  und  Ausfuhrverbote  usw.  smd 
seine  Auslandsg^enzen  maßgebend.  Die  Binnengrenzen  der  Staaten  haben 
ihre  Bedeutung  aber  für  die  Ausübuncf  der  Landesstaatsgewalt  in  Gesetz- 
gebung, Verwaltung  und  Rechtsprechung  bewahrt.  Gebiete,  die  bisher 
Ausland '  waren,  können  nur  durch  ein  Rcichsgesetz  dem  Bundesgebiet 
einverleibt  werden  (Elsaß-Lothringen,  Helgoland);  ebenso  ist  die  Zu- 
stimmung des  Radies  erforderlidi,  wenn  ein  Gliedstaat  einen  Teil  snnes 
Gebietes  einem  auswärtigen  Staat  abtreten  will  (Gebietsaustausch  zwischen 
Baden  und  der  Schw^  1879  und  zwischen  Preußen  und  östeneidi  und 
Dänemark  1902);  dagegen  können  die  Staaten  ihre  Binnengrenzen  ab- 
ändern ohne  der  Genehmigung  des  Reiches  dazu  zu  bedürfen,  was  in 
sehr  zahlreichen  Fällen  geschehen  ist  (sog.  Grenzregulierungen). 

IV.  Die  Reichsangehörigkeit  Das  fOr  das  Gebiet  gellende 
Gtundprinzq»  ist  auch  für  die  Reichsangehörigkeit  maßgebend.  Wer 
Bürger  eines  zum  Reich  gehörr üclen  Staates  ist,  ist  zugleich  ipso  jure 
Reichsbürger  und  niemand  kann  Reichsangehöriger  sein,  ohne  einem 
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deutschen  EinzeLsiaat  anzug-ehören.  Eine  Ausnahme  von  diesem  letzteren 
Grundsatz  ist  nur  tür  die  Angehörigen  der  deutschen  Schuugebiete  durch 
das  Rdidug«8etx  vom  15.  Min  1888,  §  6,  genudit  worden;  ibnon  kann 
die  Reichsangdidrigfcdt  veriiehen  werden,  ohne  dafi  sie  in  einem  deutschen 
Staat  das  Staatsbüz^gerrecht  erwerben.  IMe  Zugehörigkeit  zum  Schutzgebiet 
ersetzt  in  diesem  Falle  die  Angehörigkeit  zu  einem  deutschen  Staat  Das 
Reichsland  ist  in  dieser  Hinsicht  einem  Einzelstaat  gleichgestellt.  Das 
Staatsbürgerrecht  ist  das  primäre  Verhältnis  und  zieht  ohne  weiteres  das 
Reichsbürgerrecht  nach  sich  und  wer  keinem  deutschen  Staate  mehr  angehört, 
hört  auch  zugleich  auf  r^chsangehörig  zn  sein.'  Daher  mtssen  in  aDen 
Staaten  übereinstimmende  R^pehi  über  den  Erwerb  wid  Veriust  des  Staat»- 
firwerb  der  bürgenechts  gelten.  Diese  Regelung  ist  erfolgt  durch  das  Reichsgesetz 
^'Ttfr^*^  1870.  Danach  wird  die  Staatsangehörigkeit  erworben  teils  aus 

familienrechtlich on  Gründen,  durch  Geburt,  Legitimation  und  Verheiratung, 
teils  durch  Verleihung.  Wenn  ein  Angehöriger  eines  Bundesstaates  sich 
in  einem  anderen  Bundesstaate  niedergelassen  hat,  so  muß  ihm  auf  sein 
Verlangen  in  diesem  Bundesstaat  die  Angehörigkeit  prteilt  werden,  fedls 
kein  gesetzlicher  Grund  zu  seiner  Abwdsung  aus  diesem  Staatsgebiet 
vorli^;  die  Veileihung  wird  als  Aufnahme  bezeidmet  Wenn  dag^fen 
ein  Reichsiremder  die  Verleihung  nachsucht,  die  in  diesem  Falle 
Naturalisation  heißt,  so  darf  sie  ihm  nur  erteilt  werden,  wenn  die  im 
§  8  des  Reichsgesetzes  aufgeführten  Voraussetzungen  gegeben  sind  (Dis- 
positionsfahigkeit,  Unbescholtenheit,  eigene  Wohnung  oder  Unterkommen 
und  Fähigkeit,  sich  und  seine  Angehörigen  zu  erhalten).  Wenn  jemand, 
der  dem  Staate  bisher  nicht  angehört  hat,  im  Staatsdienst  oder  im 
Kirdien-,  Schul-  oder  Kommunaldienst  angestellt  wird  und  für  «fiese  An^ 
Stellung  eine,  von  der  Regierung  oder  von  einer  Zentral-  oder  höheren 
Verwaltungsbehörde  eines  Bundesstaates  vollzogene  sog.  Bestallung  erhäl^ 
so  gilt  eine  solche  Urkunde  zugleich  als  Aufnahme-  oder  Naturalisations- 
urkunde,  wenn  nicht  das  Gegenteil  in  ihr  selbst  ausgedrückt  wird.  Der 
Uir  varioit.  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  tritt  ein  durch  die  entsprechenden  familien- 
rechtlichen Akte  (Legitimation,  Verhdratung^;  ferner  durch  Entlassung, 
welche  zum  Zweck  der  Überwanderung  in  ^einen  anderen  Gliedstaat  des 
Reiches  nicht  verweigert  werden  darf,  zum  Zweck  der  Auswanderung  in  das 
Ausland  dagegen  solchen  Personen,  welche  sich  ihrer  Militärpflicht  ent- 
ziehen wollen,  nicht  erteilt  werden  darf.  Sodann  geht  die  Staatsangehörig- 
keit verloren,  wenn  ein  Deutscher  sich  zehn  Jahre  lang  ununterbrochen 
im  Auslande  aufhält  —  die  Schutzgebiete  gelten  in  dieser  Beziehung 
als  Ldand  — ,  ohne  sich  in  die  Matrikel  eines  Reichskonsuls  eintragen 
zu  lassen.  Kdut  der  Deutsdie  aber  nach  Verlust  der  Reichsangehorig- 
keit  in  das  Bundesgebiet  zurück,  so  mufi  ihm  von  dem  Staate,  in 
dessen  Gebiet  er  sich  niederläßt,  die  Aufnahme  erteilt  werden;  auch 
ist  der  frühere  Heimatsstaat  dazu  befugt,  auch  ohne  daß  sein  ehemaliger 
Angehöriger  sich  in  seinem  Gebiet  niederläßt,  wenn  dieser  keine  andere 
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Staatsangehörigkeit  erworben  hat  (Ges.  §  21.)  Endlich  kann  durch  ein- 
seitigen Rechtsakt  der  Staatsregrieruug  die  Staatsangehörigkeit  entzogen 
werden  Deutsdien,  weldie  im  Falle  ^nes  Krieges  oder  einer  Kriegs- 
gefiahr  dner  kaiserlichen  Rfickkehronler  nicht  Folge  Idaten  oder  welche 
der  Aufforderung  der  Regierung  ihres  Heimatstaates  zum  Austritt  aus  einem 
fremden  (d.h.  außerdeutschen)  Staatsdienste  nicht  gehorchen.   (Ges.  §  20.) 

Das  dem  Gesetz  zugrunde  liegende  Abstammungsprinzip  hat  innerhalb  Kiiiik4M 
des  Reichsgebietes  sehr  eigentümliche  und  bedenkliche  Folgen.  Die  Staats- 
angehörigkeit  vererbt  sich  von  Generation  zu  Generation  in  alle  Ewigkeit; 
weder  der  Wohnsits  noch  der  Ort  der  Geburt  rind  in  dieser  Ifindcht  von 
iigenddner  Bedeutung.  Durch  noch  so  langen  Aufentlialt  in  dem  Grebiet 
anderer  Bundesstaaten  gdit  die  ererbte  Staatsangdiorigkeit  nidit  verloren 
und  wird  eine  neue  Staatsangehörigkeit  nicht  erworben.  Die  Folgfe  hietw 
von  muß  sein,  daß  bei  der  im  Rnichsg^ebiet  bestehenden  Freizügigkeit  in 
dem  Gebiet  jedes  Staates  zahlreiche  Angehörige  anderer  Bundesstaaten 
wohnen  und  dafür  zahlreiche  Angehörige  des  eigenen  Staates  in  den  Ge- 
bieten der  andem  Bundesstaaten  verstreut  sind,  und  daB  es  innner 
schwieriger,  ja  mit  der  Zeit  ganz  unmöglich  wird,  die  Staatsangehörigkeit 
der  einzelnen  Personen  festzustellen.  In  ößt  Regel  kann  weder  der  dnzelne 
über  seine  Staatsangehörigkeit  Auskunft  geben,  noch  sind  die  Behörden 
im  Besitz  des  urkundlichen  Materials,  welches  zur  sicheren  Feststellung 
der  Staatsangehörigkeit  der  in  ihrem  Bereich  vorhandenen  Personen  er- 
forderUch  ist  Da  ferner  durch  Aufnahme  oder  Anstellung  im  Staatsdienst 
die  Usherige  Staatsangehörigkeit  lüidit  verloren  wird,  sondern  die  neue 
hinzu  enrorben  wird,  so  kann  ein  Deutscher  gleichzmtig  mehreren  Bundes 
Staaten  angehören  und  aUe  diese  Staatsangdiorigkeiten  auf  seine  agnatisdie 
Deszendenz  in  alle  Ewigkeit  vererben,  und  es  können  bei  s^en  Nach- 
kommen immer  noch  neue  hinzukommen.  Diese  Häufung  von  Staats- 
angehörigkeiten hat  keinen  Sinn,  da  es  tatsächlich  doch  nur  auf  die  Zu- 
gehörigkeit zu  dem  Staate  ankommt,  in  dessen  Gebiet  man  seinen  Wohn- 
sitz hat 

Von  der  Staats*  und  Reichsangehdrigkeit  zu  untersdieiden  ist  das  baigaaat 
sog.  Indigenat  oder  Reichsbfirgerrecht,  d.  L  der  im  Art  s  ^  R-V.  aua- 
geafnochene  Grundsatz,  daß  der  Angehörige  eines  jeden  Bimdesstaates  in 
jedem  anderen  Bundesstaate  wie  ein  Inländer  zu  behandeln  ist  Diese 
Vorschrift  hat  nur  noch  insoweit  Bedeutung,  als  nicht  durch  die  Reichs- 
gesetze ein  einheitlicher  imd  gleichmäßiger  Rechtszustand  für  das  ganze 
Reichsgebiet  hergestellt  worden  ist 

V.  Das  Reichsland.  Das  Rdchsland  unterscheidet  sich  von  den  Bundes-  b»k^ 
Staaten  dadiu'ch,  daß  in  demsdben  keine  eigene,  selbständige,  von  der  Reichs- 
gewalt verschiedene  Staatsgewalt  besteht,  sondern  das  Reich  die  volle 
Staatsgewalt,  nicht  nur  die  in  der  RV.  und  den  Reichsgesetzen  ihm  zu- 
gewiesene Zuständigkeit  hat  Das  Reichsland  ist  demnach  kein  Staat,  kein 
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Bundesglied,  sondern  ein  unmittelbares  Reichsterhtorium.  Die  RV.  Ist 
zwar  ia  ^sftfi-Lotimngen  vom  i.  Januar  1874  ab  eingeführt  worden»  nnd  tat- 
sachlich  wird  das  Reichalaad  in  vielen  Beaehungen  ebenso  behandelt  wie  die 
Gfiedstaalen;  dies  darf  aber  nicht  über  den  G^^ensats  tiuschen,  der  zwiadien 

der  staatsrechtlichen  Stellni^  des  Reichslandes  und  derjenigen  der  Bundes- 
staaten besteht  Es  wird  zwar  zwischen  den  Behörden  der  Reichsverwaltung 
und  denen  der  Landesverwaltung'  unterschieden,  aber  auch  die  Landes- 
verwaltung ist  nichts  als  ein  besonderer  Zweig  der  Reichs  Verwaltung.  Das 
Reichsland  ist  eine  Einrichtung  des  Reiches;  das  Reich  hat  es  geschaffen, 
ihm  seine  Verfiusung  gegeben  und  luum  diese  zu  jeder  Znt  nnd  in  jeder 
belieb^fen  Art  abindemu  ElsaA-LoUuingen  hat  im  Reidi  kdne  IfÜglied- 
schaftsrechte,  also  auch  keine  Stimme  im  Bundesrat;  anders^ts  ist  es 
auch  nicht  der  Trailer  von  Pflichten.  Dag-eg-en  hat  die  Bevölkerung  1 5  Ab- 
geordnete zum  Reichstag  zu  wählen;  das  Reichsland  ist  ein  Teil  des 
Bundesgebietes,  seine  Bevölkerung  ein  Teil  des  deutschen  Volkes.  Die 
Landesangehörigkeit  wird  wie  eine  Staatsangehörigkeit  behandelt  und  nach 
den  Vorschriften  des  Reichsgesetzes  vom  i.  Juni  1870  erworben  und  verloren. 

Das  Reichsgesetz  vom  9.  Juni  1871  |  3  bestimmt:  „Di»  Staatsgewalt 
in  Elsaß  und  Lothringen  übt  der  Kaiser  aus",  nidit  als  Landesherr, 
sondern  als  Organ  des  Reiches.  Der  Bundesrat  nimmt  an  allen  Akten 
der  Gesetzgebung  teil.  An  Stelle  des  Reichstages  fungiert  eine  als  Landes- 
ausschuß bezeichnete  Vertretung  der  reichsläudischen  Bevölkerung  für 
alle  Angelegenheiten,  welche  im  übrigen  Reichsgebiet  der  Zuständigkeit 
der  Knzdstaaten  unterliegen;  jedoch  ist  die  Eriassung  von  Landesgesetzen 
im  Wege  der  Reichagesetzgebung  ausdrftddich  vorbehalten.  Dem  gegen- 
wärtig (1Q05/06)  tagenden  Reichstag  liegra  Antr^;«  vor,  welche  die  IG^ 
Wirkung  des  Bundesrates  an  der  Landesgesetzgebung  und  den  Erlaß  von 
Landesgesetzen  im  Wege  der  Reichsgesetzgebung  auszuschließen  bezwecken. 
Eine  praktische  Folge  haben  sie  bisher  nicht  gehabt.  Als  Minister 
des  Kaisers  für  die  Regierung  von  Elsaß  -  Lothringen  ist  an  die 
Stdle  des  Rdchsfcanriew  dorcfa  das  Rrichsgesetz  vom  4.  Juli  1879  der 
Kaiserliche  Statthalter  getreten,  welchem  überdies  kaiseriidheBeftigmsse 
cmr  Ausübung  übertragen  werden  können,  was  b^  der  Emennui^  eines  Statt- 
halters bisher  jedesmal  geschehen  ist  Die  Zentralverwattongsbehorde  ist 
das  Ministerium  in  Elsaß -Lothringen  zu  Straßburg,  an  dessen  Spitze  der 
Staatssekretär  steht.  Zur  Begutachtung  von  Gesetzentwürfen  besteht 
auf  Grund  des  Reichsgesetzes  vom  4.  Juli  1879  ein  Staatsrat  Die  Landes- 
beamten Mlden  eine  beaimdnre  Kategorie  von  Reichsbeamten,  deren 
oberster  Qief  vicbt  der  Reichakander,  sondern  der  Statthalter  ist,  und 
welche  ihren  Gehalt  nicht  aus  der  Reichskasse,  aondem  aus  der  Landes- 
kasse beziehen.  Das  Reichsbeamtengesetz  ist  auf  sie  für  anwendbar  eridär^ 
jedoch  mit  mehrfachen  Ergänzungen  und  Abänderungen.  In  finanzieller 
Beziehung  wird  das  Reichsland  vollkomniLn  wie  ein  Gliedstaat  des  Reiches 
behandelt  und  hat  seinen  eigenen,  vom  Reichsüskus  abgezweigten  Landesfiskus. 
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VI.  Die  Schutzgebiete.    Das  Deutsche  Reich  besitzt  gegenwärtig  Recbtucbe 
acht,  nämlich  SÜdwestaMka,  Westafiika  (Kamenm  und  Togo),  OstaiUka,  *^ 
Kwser  Wilhebnsland  nebst  dem  Bismarck- Archipel  nnd  den  Salomonsinseln, 

die  Marschall-,  Brown-  und  Pro vidence -Inseln,  Kiautschou,  die  Inselgrappen 
der  Karolinen,  Palau  und  Marianen  (mit  Ausnahme  von  Guam)  und  Inseln 
der  Samoagruppe.  Sie  sind  teils  durch  Okkupation,  teils  durch  Abtretung 
erworben  worden.  Sie  bilden  keinen  Bestandteil  des  Reichsgebietes,  sondern 
sind  als  Pertinenzen  desselben  zu  bezeichnen;  die  RV.  ist  in  denselben 
nicht  eingefOhrt  Dadurch  stehen  sie  im  Gegensatz  zum  Reichsland.  Ihr 
staatsrechtliches  Vexhiltnis  xam  Reich  ist  durch  das  SchutzgeUet^esetz 
vom  la  September  1900  geregelt  Dasselbe  aberträgt  dem  Klüser  die 
Ausübung  der  Schutzgewalt  im  Namen  des  Reiches.  Er  ist  dabei  weder 
an  die  Mitwirkung  des  Bundesrates  noch  an  diejenige  dos  Reichstages 
gebunden;  doch  kann  er  den  Weg  der  Reichsgesetzgebung  beschreiten 
und  die  in  dieser  Form  getroffenen  Anordnungen  können  nur  durch 
Reichsgesetz  aufgehoben  oder  abgeändert  werden.  Die  dem  Kaiser  zu- 
stehende Ausübung  der  Schutsgewalt  ist  sachlich  unbesdoiakt;  üb  um&flt 
alle  Zweige  der  Staatstätigkeit;  jedoch  richten  sich  das  bürgerliche  Rechte 
das  Strafrecht,  das  gerichtliche  Verfahren  und  die  Gerichtsverfassung  nach 
den  Vorschriften  des  Konsulargerichtsbarkeitsgesetzes,  also  nach  den  reichs- 
gesetzlichen Bestimmungen,  welche  jedoch  in  gewissen  Punkten  durch 
kaiserliche  Verordnungen  abgeändert  werden  können.  Die  Verwcdtung 
der  Schuta^blete  gehört  nun  Resswt  des  Auswärtigen  Amtes,  in 
welchem  eine  besondere  Kolonialabteilung  dalnr  dngeriditet  ist  Die  Er- 
hebung derselben  zu  einer  seÜMtändigen  obersten  Reichsbeh&rde  ^ECfdonialp 
amfi  ist  vom  Reichstage  bisher  abgelehnt  worden.  Als  sachverständiger 
Beirat  ist  ein  Kolonialrat  gebildet  worden.  Nur  die  Verwaltung  von 
Kiautschou  ist  dem  Marineamt  unterstellt.  An  der  Spitze  jedes  Schutz- 
gebietes steht  ein  kaiserlicher  Kommissar,  welcher  den  Titel  Gouverneur 
führt;  ihm  ist  ein  weittragendes  Verordnungsrecht  übertn^n.  Alle  ZiviU 
bebten  des  Scfauta^bietes  und  die  Schutztruppen  in  den  afrikaaladien 
Schutzgebieten  sind  ihm  untergeordnet;  in  den  afrikanischen  Gebieten 
soll  jedoch  die  Militär\'erwaltung  von  der  Zivilverwaltung  getrennt  werden. 

Die  Schutzgebiete  zerfallen  in  Amtsbezirke,  denen  Bezirksamtmänner 
vorstehen.  Die  Gerichtsverfassung  ist  für  Weiße  und  Farbige  verschieden. 
Für  die  Schutzgebiete  von  Ostafrika,  Südwestafrika  und  Kamerun  sind 
Schutztruppen  errichtet  worden,  deren  ReditsverfaUtniBse  durdi  das  Gesets 
vom  t8.  Juli  1896  geregelt  worden  «nd.  Jedes  Schutzgebiet  hat  seine  be- 
sondere Fiaanzwirtschaft,  ^  sowohl  von  der  der  anderen  Schutzgebiete 
als  von  der  Finanzwirtschaft  des  Reiches  getrennt  ist  Für  jedes  Schutz- 
gebiet wird  alljährlich  ein  besonderer  Etat  im  Wege  des  Roichsgesetzes 
festgestellt  Für  die  aus  der  Verwaltung  eines  Schutzgebietes  entstehenden 
Verbindlichkeiten  haftet  nur  das  Vermögen  dieses  Gebiets,  also  nicht  das 
Reich.  Das  gleiche  gilt  von  den  von  einem  Schutzgebiet  au^nonmienen 

Sb  Xouw  mh  OMBnuBSL  U.  a.  JO 


Digitized  by  Google 


306 


Paul  Labamd:  Staaimdit 


Anleihen^  fiJIs  nicht  das  Reich  für  dieselben  eine  Garantie  übeminunt 
Kolonialgesellschaften,  welche  im  Rdchagebiet  oder  in  den  deutschen 
Schutzgebieten  ihren  Sitz  haben  und  den  im  Rjeichsgesetz  vom  la  Sep- 
tember igoo  aufgestellten  Bedingrungen  entsprechen,  kann  vom  Bundesrat 
die  Rechtspersönlichkeit  verliehen  werden;  sie  unterstehen  aiarian«  der 
Au£ucht  des  Reichskanzlers. 


B.  Dfo  OrgßMdMtMm  dei  Reidw. 

Das  RMch  mu6,  wie  jede  jnrisdache  Person,  Organe  haben,  mittdst 

deren  es  wollen  und  handeln  kann.  Man  pflegt  oberste  oder  un- 
mittelbare und  abgeleitete,  mittelbare  Orq-ane  zu  unterscheiden.  Die 
ersteren  sind  für  die  Verfassuns^sform  maßgebend  und  von  ihrer  Ge- 
staltung ist  der  politische  Charakter  einer  Staatsverfassung  abhängig. 
Das  Reich  hat  drei  solche  Organe,  den  Kaiser,  den  Bundesrat  und  den 
Reichstag,  in  denen  die  politisdien  Elemente  imd  Krille  sidi  wieder- 
finden, welche  das  Wesen  der  konstitutionellen  Erbmonarchie  bilden. 
In  juristischer  Hinsicht  besteht  diese  Gleichheit  aber  nur  hinsichtlich  des 
Reichstag-cs,  nicht  hinsichtlich  der  staatsrechtlichen  Natur  des  Kaisertums 
und  des  Bundesrats. 

L  Der  Kaiser.  Die  RV.  bestimmt  im  Art  ii  Abs.  i:  »Das  Präsidium 
des  Bundes  steht  dem  Könige  von  Preußen  zu,  welcher  den  Namen 
Deutsdier  Kaiser  fuhrt**  Diese  untrennbare  VeiUndung  der  kaisexlidien 

Stellung  mit  der  Krone  Preußens  gibt  der  Reichsverfassung  ihre  charakte- 
ristische Eigenheit  Das  Kaisertum  ist  erblich;  der  Kaiser  ist  ein 
Monarch,  mit  der  dem  Monarchonrecht  eiq^enen  Befreiung  von  jeder 
politischen  und  rechtlichen  Verantwortlichkeit  Jeder  Konflikt  zwischen 
dem  Reich  imd  Preitßen,  der  die  Existenz  des  Reiches  in  Gefahr  bringen 
mfiflte,  ist  ausgeschlossen.  Allein  der  Kaiser  ist  idcht  der  Monarch  des 
Reidies,  aonden  er  fuhrt  „das  Präsidium**;  „Deutsdier  Kaiser**  ist  nur 
der  Name,  unter  welchem  er  es  fuhrt  (RV.  Art.  1 1  Satz  i.)  'Wihrend  der 
Monarch  im  konstitutionellen  Staate  alle  in  der  Staatsgewalt  enthaltenen 
Rechte  und  Befugnisse  hat,  welche  nicht  durch  die  X'erfassung  oder  die 
Landesgesetze  ihm  entzogen  sind,  hat  der  Kaiser  nur  diejenigen  Reclite, 
welche  ihm  durch  die  Reiciisvertai»sung  oder  die  Keichsgesetze  über- 
tragen sind;  er  Qbt  tHe  nicht  ans  als  Landesherr  als  angestammte  eigene 
Rechte  (proprio  iure),  sondern  als  Organ  des  Reiches  im  Namen  des 
Reiches.  Der  Kaiser  hat  sonach  im  Reich  eine  Doppelstellung;  er  ist 
als  König  von  Preußen  Mitglied  des  Reiches  und  hat  als  solches  alle 
verfassungsmäßigen  Rechte  der  Bundesfürsten  und  überdies  den  unentzieh- 
baren  Anspruch  auf  die  K.iiserwürde,  und  er  ist  als  Kaiser  Organ  des 
Reiches  und  hat  als  solches  die  Funktionen  auszuüben,  mit  denen  die  RV. 
und  die  Rridisgesetce  dieses  Organ  betrauen.   Praktisch  tritt  dieser 
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Gr€g"ensatz  insbesondere  daxin  hervor,  daß  der  Kaiser  das  Recht  zur 
Sanktion  der  Reichsgesetze  und  zum  ErlaB  von  Rechtsverordnungfen  nicht 
hat,  soweit  ihm  nicht  das  Verordn;mgsrecht  durch  spezielle  Anordnungen 
der  RV.  oder  der  Reichsgesetze  besonders  übertragen  ist  Dagegen  sind 
im  übrigen  dem  Kaiser  &st  alle  Rechte  eingei&amt,  welche  den  Monarchen  rmim*  im 
der  konstitutionellen  Staaten  eigen  sind.  Ihm  steht  zu  die  alleinige  und  '*>^ 
ausschließliche  Vertretung  des  Reiches  sowohl  auswärtigen  Staaten  geg^n^ 
über  als  auch  im  Verhältnis  zu  den  Gliedstaaten  und  anderen  Personen. 
Er  hat  die  Reichsgesetze  auszufertigen  und  zu  verkündigen  und  ihre  Aus- 
führung seitens  der  Gliedstaaten  zu  überwachen.  Iir  führt  die  Regierung 
des  Reldies  und  eraennt  und  enUSBt  die  Reicbsbeamten.  Er  hat  den 
Oberbefdil  Über  die  bewaffisete  Madbt  des  Rdches  und  eine  Zahl  damit 
in  Zusammenhang  stellender  Rechte.  Er  hat  den  Bundesrat  und  dmi 
Reichstag  zu  berufen,  zu  eröffnen,  zu  vertagen  und  zu  schließen;  er  bringt 
die  Vorlagen  im  Bundesrate  zur  Beratung  und  in  seinem  Namen  werden 
die  Beschlüsse  des  Bundesrates  an  den  Reichstag  gebracht  Endlich  ist 
die  Ausübung  der  Staatsgewalt  in  ii.isaü- Lothringen  und  der  Schutzgewalt 
in  den  dentsdien  Schntigebieten  dem  Kaiser  übertragen. 


IL  Der  Bundesrat  Der  Bundesrat  besteht  aus  Bevollmächtigten  der 
Gliedstaaten.  Die  Stimmen  der  einzelnen  Staaten  sind  nach  demselben  Ver- 
hältnis verteilt  wie  im  ehemaligen  Plenum  des  Bundestages  mit  der  Ausnahme, 
daß  Bayern  statt  vier  Stimmen  sechs  Stimmen  führt  Preußen  vereinigt  die 
ehemaligen  Stimmen  von  Preußen,  Hannover,  Kurhessen,  Holstein -Lauen- 
buig,  Nassau  und  Frankfurt,  hat  demnach  17  Stimmen  und  führt  außerdem 
die  Stimme  von  Waldeck;  Sachsen  und  Württemberg  haben  je  4,  Baden 
und  Hessen  je  3,  Mecklenburg-Schwerin  und  Braunsdiweig  je  2  Stimmen, 
die  übrigen  17  Staaten  je  eine  Stimme;  zusammen  58  Stimmen.  Elsaß-  • 
Lothringen  hat  keine  Stimme,  weil  es  nicht  Mitglied  des  Reiches,  sondern 
Reichsland  ist  Der  Bundesrat  entspricht  dem  äußeren  Anschein  nach 
einem  Staatenhaus;  er  ist  aber  seinem  Wesen  nach  keine  parlamentarische 
Körperschaft;  denn  sdne  Mitglieder  mfissen  nadi  den  Listruktionen,  welche 
sie  von  der  Regierung  ihres  Staates  erhatten,  abstimmen.  Daher  können 
mehrere,  einem  Staate  zustehende  Stimmen  nur  einheitlich  abgegeben 
werden.  Wenn  die  Regienmgen  der  größeren  Staaten  sich  über  eine 
Maßregel  verständigt  haben,  ist  der  Beschluß  des  Bundesrats  nur  eine 
politisch  unerhebliche  Form  oder  betrifft  Einzelheiten  und  Fassungsfragen. 
Dadurch  wird  der  politische  Einfluß  der  Mittelstaaten  erhöht,  derjenige 
der  kleinen  Staaten  herabgedrfickt  Die  Instruktion  der  Bevollmächtigten  bMnkSon 
ist  Sache  der  Einzelstaaten  und  gehört  zu  den  Res^erungsgeschSAen  der»  ^^'^^^ 
selben;  die  Landesregierungen  sind  ihren  Landti^n  dafOr  verantwortiich. 
Die  Bevollmächtigten  sind  ihrerseits  den  Landesregierungen  dafür  ver- 
antwortlich, daß  sie  den  ihnen  erteilten  Aufträgen  gemäß  abstimmen  und 
ihre  anderen  Obliegenheiten  erfüllen.   Den  Oiganen  des  Reiches  sind  sie 
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nicht  verantwortlich;  sie  stehen  in  keinem  Dienstverhältnis  zum  Reich. 
Der  Bundesrat  hat  das  Recht  und  die  Pflicht,  die  VoUmacht  (Legitimation), 
abor  lücht  die  Instndctionen  sdner  IfitgUeder  zu  prSfeiL  Es  ergibt  sidi 
ans  diesem  Verliältiiis  der  Buodesratsbeypllmachtigten  zu  den  B^fienmgen 

der  Bundesstaaten,  daß  diese  ihren  Anteil  an  der  Staatsgewalt  des  Reiches 
und  ihre  Mitgliedschaftsrechte  durch  ihre  Stimmen  im  Bundesrat  ausüben, 
BwdMfrt»-  Der  Bundesrat  als  Gesamtheit  aber  ist  kein  Gesandtenkongreß,  in 
Iriinliliinn  ^ygichem  der  Wille  jedes  einzelnen  Staates  isoliert  und  unabhängig  zur 
Geltung  kommt,  sondern  ein  Organ  des  Reiches  imd  als  solches  befähigt, 
einen  alle  Einzelstaaten  bindenden,  aus  einer  ilmen  übergeordneten  poU- 
tisdien  Macht  entstammenden  ^Willen  herznsCdlen.  £in  Bundesratsbesdilnft 
ist  kein  Gesamtwillensakt  der  Einzelstaaten,  sondern  ein  einheitlicher  Willenft> 
akt  des  Reiches,  wodurch  aber  nicht  ausgeschlossen  wird,  daß  sich  die 
Bundesstaaten  auch  hinsichtlich  solcher  Maßregeln,  welche  zu  der  ihnen 
vorbehaltenen  eigenen  Zuständigkeit  gehören,  im  Bundesrat  über  ein  gleich- 
mäßiges Verhalten  verständigen,  z3.  über  eine  einheitliche  Orthographie.  Solche 
Vereinbarungen  sind  t<mi  den  BescUHssen,  welche  der  Bundesrat  inneilialb 
seiner  verfassungsmäßigen  Zustandigk^t  fiifit,  wohl  zu  unterscheiden.  Die 
Zuständigkeit  des  Bundesrats  ist  [eine  sehr  mannigfache.  Er  beschließt 
über  die  dem  Reichstage  zu  machenden  Vorlagen  und  die  von  demselben 
gefaßten  Beschlüsse  und  durch  seinen  Beschluß  erfolgt  die  Sanktion  der 
Reichsgesetze.  Zum  Erlaß  von  Rechtsverordnungen  ist  er  nicht  ermächtigt 
wenn  ihm  diese  Befugnis  nicht  durch  Reichsgesetz  besonders  beigelegt 
wird;  dagegen  kann  er,  wie  oben  berdts  erwähnt,  die  zur  gleichmäßigen 
Handhabung  der  Reich^esetze  erfiwderlidien  DienstwMrschriften  (Ver- 
waltungsverordnungen) beschließen.  Er  beschließt  auch  über  Mängel,  welche 
bei  der  Ausführung  der  Reichsgesetze  oder  der  allgemeinen  Verwaltungs- 
vorschriften hervortreten,  d.  h,  über  deren  BeseitigTang.  Bei  den  einzelnen 
Zweigen  der  Verwaltung  sind  dem  Bundesrat  oder  einem  Ausschuß  desselben 
teils  durch  die  Verfassung  selbst  teils  durch  Bestimmungen  der  Reichsgesetze 
woMtmg  VM  sehr  zahirdche  und  versddedenartige  Funktioaen  fibertragea  Strdtigkeiten 
®J^j[J*^  zwischen  verschiedenen  Bundesstaaten,  sofsm  ne  nicht  privatrecbtlicher 
Bi  iiiiiiiiiin  Natur  und  daher  von  den  kompetenten  Gerichtsbehörden  zu  entscheiden 
sind,  hat  der  Bundesrat  auf  Anrufen  des  einen  Teiles  zu  „erledigen". 
(RV.  Art.  76  Abs.  i  .)  Der  Bundesrat  kann  den  Streitfall  entweder  selbst 
schlichten  oder  die  Entscheidung  einem  Gerichtshofe  übertragen.  Endlich 
hat  der  Bundesrat  „Verfassungsstreitigkeiten"  in  solchen  Bundesstaaten, 
in  denen  nicht  eine  Beh&rde  zur  Entschddung  solcher  Streitigkeiten  be- 
stimmt ist,  auf  Anrufen  «nes  Teiles  gütlidi  auszugleichen  oder,  wenn 
das  nicht  gelingt,  im  Wege  der  Reichsgesetzgebung  zur  Erledigung  ZU 
bringen.  Ob  der  Bundesrat  auch  zuständig  ist,  Streitigkeiten  über  Thron- 
folge und  Regentschaft  zu  entscheiden,  ist  bestritten.  Der  Bundesrat  hat 
sich  auf  Grund  des  Art.  76  Abs.  i  sowohl  1885  in  der  Braunschweigschen 
ais  auch  1Ö98  in  der  Lippeschen  Thronfolgesache  für  zuständig  erklärt. 
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Aber  auch  wenn  man  Art.  76  nicht  für  anwendbar  hält,  ergibt  sich  die 
Zuständigkeit  aus  dem  bundesstaatiichen  Verfailtnis  s^bst;  denn  niemand 
kann  in  einem  deutschen  Staate  Landesherr  sein,  der  nidit  als  Ifitglied 
des  Bundes  anerkannt  ist  und  diese  Aneikennung  kann  nur  einheitlich 
vmi  der  Gesamtheit  der  Staaten  erteilt  oder  versagt  wwden,  fOoe  mne 
Gesamterklärung  der  Bundesstaaten  gibt  es  aber  kein  anderes  Organ 
als  den  Bundesrat  und  keine  andere  Form  als  einen  Beschluß  des- 
selben. 

Der  Vorsts  im  Bundesrate  und  die  LeitunCT  ^  Geschäfte  steht  dem  c-rMfti 
Reichskanzler  zu,  welcher  sich  durch  schnfUiche  Substitution  durch  jedes 
andere  Bfitjglied  des  Bundesrats  vertreten  lassen  kann.  Bayern  hat  die  Zuf 

Sicherung  erhalten,  daß,  wenn  kein  preußischer  Bevollmächtigter  den  Vor- 
sitz fuhrt,  ein  bayrischer  damit  betraut  werden  soll.  Jedes  Bundesglied  ist 
befugt,  Vorschläge  zu  machen  und  in  Vortrag  zu  bringen,  und  das  Präsidium 
ist  verpflichtet,  dieselben  der  Beratung  zu  übergeben.  Die  Beschlußfassimg 
erfolgt  regdmaflig  mit  ein&cher  Mehrheit  der  abgegebenen  Stimmen;  im 
Falle  der  Stimmengleichheit  gibt  die  Fkftsidialstimme  d.h.  Flceufien  den  Aus- 
schlag. Veiindemngen  der  Vetftssung  suid  abgdehnt^  wenn  ste  14  Stimmen 
gegen  sich  haben.  (Art  73  Abs.  i.)  Gesetzesvorschläge  über  das  Militar- 
wesen,  die  Kriegsmarine  und  die  im  Art  35  der  RV.  bezeichneten  Ab- 
gaben, sowie  Beschlüsse  über  Verwaltungsvorschriften  und  Einrichtungen, 
welche  zur  Ausfuhrung  der  erwähnten  Zoll-  und  Steuergesetze  dienen, 
können  nur  mit  Zustimmung  Preußens  gefaßt  werden.  (Art  7  Abs.  3.)  Im 
übrigen  hat  der  Bundesrat  seine  Geschäftsordnung  selbst  su  beschliefien. 
Aus  der  Mitte  des  Bundesrats  werden  Aussdifisse  geUldet;  sie  sbd  teils  ikmmvhm 
in  der  RV.  angeordnet,  teils  werden  sie  vom  Bundesrat  eingesetzt  Die 
Zusammensetzung  erfolgt  von  Jahr  zu  Jahr  durch  Wahl  des  Bundesrats; 
nur  der  Ausschuß  für  das  Landheer  und  die  Festungen  und  derjenige  für 
das  Seewesen  werden  vom  Kaiser  ernannt  Die  Geschäfte  der  Ausschüsse 
bestehen  hauptsächlich  in  der  Abfassung  der  Berichte  an  den  Bundesrat; 
jedoch  sind  durch  qiesielle  Anordnungfen  der  RV.  und  der  Rdchsgesetse 
einzelnen  Ausschflssen  gewisse  Angelegenheiten  zur  sdbstindigen  Eiw 
ledigung  zugewiesen. 

m.  Der  Reichstag.  Der  Reichstag  unterscheidet  sich  seinem  Wesen  waUimM. 
und  seiner  Stellung  nach  von  anderen  Volksvertretungen  nicht;  die  Be- 
stimmungen der  RV.  über  den  Reichstag  sind  der  Preulttsdimi  Vec&ssung»- 
urlcunde  vom  31.  Januar  1850,  zum  Tctil  wordidi,  entnommen.  Jedoch  geht 
er  im  Gregensatz  zum  preußischen  Abgeordnetenhause  aus  allgemeinen  und 
direkten  Wahlen  mit  gehdmer  Abstimmung  hervor.  (RV.  Art  20  Abs.  i.) 
Die  näheren  Anordnungen  enthält  das  Wahlgesetz  vom  31.  Mai  1869.  Wahl- 
berechtigt ist  jeder  Deutsche,  welcher  das  25.  Lebensjahr  zurückgelegt 
hat;  d<is  Stimmrecht  ist  für  alle  Wähler  gleich  ohne  Rücksicht  auf  Per- 
sonenstand, Beru^  direkte  Steuer  oder  Bildimg.  Frauen  dnd  vom  Wahlrecht 
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ausgesdUosseo.  Personen  des  SoldatenMandes  können  es  nicht  ansüben, 
solange  sie  sich  bei  der  Fahne  befindeo. 

Wählbar  ist  jeder  Wahlberechtigte,  «vidier  einem  zum  Bunde  ge- 
hörigen Staate  seit  mindestens  einem  Jahre  ang-ehört  hat.  Die  Gesamtzahl 
der  Reichstapsabj^pordneten  beträgt  397.  Jeder  AbR^eordnete  wird  in  einem 
besonderen  Wahlkreise  gewählt,  welcher  gesetzlich  abgegrenzt  ist  und  nur 
durch  Reichsgesete  abgeSndert  werden  kann.  Die  Bestimmung  des  WahU 
gesetzes  §  5,  dafi  auf  je  100000  Seelen  der  Bevölkerungszahl  ma  AbgBord* 
neter  gewählt  werden  soll,  trifft  langst  nicht  mehr  zu.  Die  Wahlen  sind  all- 
gemeine, d.h.  sie  werden,  ausgenommeii  wenn  Ersatzwahlen  für  einzelne 
Abgeordnete  notwendig  werden,  im  ganzen  Bundescfobiete  an  demselben 
Tage  vorgenommen.  Die  Wahl  erfolgt  durch  geheime  Abstimmung  mittelst 
Stimmzetteln ;  das  Wahlgeheimnis  ist  durch  zahlreiche  Vorschriften  sorgsam 
geschätzt;  ebenso  die  freie  Aiisübung  des  Wahlrechts.  Beamte  bedürfen 
keines  Uriaubs  zum  Eintritt  in  den  Reichstag.  Die  Wahlprufimg  erfolgt 
durdi  den  Reichstag  selbst  ohne  Mitwirkung  der  Regierung.  Die  Legis- 
laturperiode ,  welche  die  Verfassung  auf  drei  Jahre  bestimmt  hatte,  ist  auf 
fünf  Jahre  verlängert  worden  (Ges.  v.  10.  März  1888);  sie  beginnt  mit  dem 
Tage  der  allgemeinen  Wahlen.  Dem  Kaiser  steht  es  zu,  den  Reichstag 
zu  berufen,  zu  eröffnen,  zu  vertagen  und  zu  schließen  und  imter  Zuf 
Stimmung  des  Bundesrats  vor  Ablauf  der  Legislatiuperiode  aufzulösen. 
Die  Verhandlungen  des  Reichstags  »nd  öffentlich.  (RV.  Art  22  Abs.  i.) 
niirMiMnni  Der  Ausschlufl  der  Öffentlichkeit  ist  verfiiissungswidrig.  Die  Beschlnßfiusung 
erfolgt  nach  absoluter  Stimmenmehrheit;  im  Falle  der  Stimmengleichheit 
ist  der  Antrag  abgelehnt.  Zur  Beschlußfähigkeit  ist  die  Anwesenheit  der 
ilälfte  der  gesetzlichen  Anzahl  der  Mitglieder,  also  mindestens  igq,  er- 
forderlich. Diese  Verfassungsvorschritt  wird  aber  tatsächlich  sehr  oft  ver- 
letzt; die  Beschlußunfahigkeit  wird,  so  offensichtlich  sie  auch  ist,  nur  fest- 
gestellt, wenn  ein  Ifitglied  des  Reichstags  es  verlangt  oder  eine  nament- 
Hebe  AKtritwtwtiwg-  stattfindet. 

Der  Reichstag  wählt  seinen  Präsidenten,  seine  Vizepräsidenten  und 
Schriftführer  und  hat  das  Recht,  seine  Geschäftsordnung  selbständig  fest- 
zusetzen. Die  Abgeordneten  genießen  vollständige  Immunität;  sie  dürfen 
wegen  ihrer  Abstimmungen  und  wegen  der  in  Ausübung  ihres  Berufs  ge- 
tanen Äußerungen  außerhalb  der  Versammlung  nicht  zur  Verantwortung 
gezogen  werden.  IMe  geschäftsordnungsm&ftigen  Mittel  zur  Aufirechterhaltung 
der  IHszipUn  in  der  Versammlung  sind  unzulänglich.  Die  Mitglieder  des  Reichs- 
tags eclialten  bisher  keine  Diäten;  der  Reichst!^  hat  aber  schon  oft  die 
Währung  von  Diäten  verlangt,  und  diesem  Verlangen  ist  jetzt  unter  Auf  hebung 
des  Art  32  der  RV.  durch  das  Reichsgesetz  vom  21.  Mai  1906  willfahrt  worden. 
p^^UkIm  Der  wichtigste  Vorzug  der  Reichsverfassung  vor  der  ehemaligen 

"i?"ni«'iilii*'  ^^"'^^'^^'^'^^^8^  besteht  in  der  Einfügung  des  Reichstags  in  den 
Organismus  des  Bundes.  Ohne  die  Mitwirkung  der  Volksvertretung,  ohne 
die  öffentliche  Erörterung  staatlicher  Maßnahmen,  ohne  die  pailamen> 
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tarische  Kontrolle  der  Regierung  könnte  das  Reich  seinen  vielseitigen 
Aufgaben  nicht  geredit  werden.  Nur  dnrdi  die  Volksvertretnng  wifd  die 
Zttsainmeofiwsiiiiff  atter  Kzifte  des  V<dkes  und  üure  Verwefüuig  im  Staat» 
lidien  Gesamtinteresse  möglich;  während  die  Volksvertretung  die  Macht 
der  Fürsten  beschränkt,  steigert  sie  die  Macht  des  Staates  in  einem  un- 
geahnten Maße.  Dem  alten  Bundestag^c  in  Frankfurt  hätte  keine  Er- 
weiterung seiner  Zuständigkeit,  keine  Verbesserung  seiner  Zusammen- 
setzung imd  Geschäftsordnung  politische  Tatkraft  zu  verschätzen  vermocht 
und  der  Bund  wire  ohne  VoiUcsvertretung  ungeeignet  gebfieben,  die  Lutei^ 
essen  des  deutsdien  Volkes  su  verwirklMÄen.  IHe  intensive  StSrke,  wdche 
die  Reichsgewalt  seit  der  Gründung  des  Norddeutschen  Bundes  erlangt  hat^ 
und  ihre  umfangrdclie  Entfaltung  auf  allen  Grebieten  staatlicher  Tätigkeit  be- 
ruhen auf  dorn  Zusammenwirken  der  Bundesregierungen  und  des  Reichstags. 

Der  Reichstag  ist  eine  so  radikal -demokratische  Einrichtung,  wie  sie 
sich  schwerlich  in  einem  anderen  Grroßstaate  wiederfindet;  denn  infolge 
des  allgemeinen  gleidien  Wahlrechts  ist  er  vMzngsweise  ehie  Vertretung 
der  besitzlosen  und  ungebildeten  Klassen,  und  dn  nach  anderen  Grund- 
sätzen gebildetes  und  andere  Literessen  zur  Greltung  bringendes  Oberhaus 
steht  üun  nicht  zur  Seite.  Die  geheime  Stimmzettel  wähl  entzieht  der  Re- 
gierung imd  ihren  Organen  jede  Einwirkung  auf  den  Ausfall  der  Wahlen, 
wälu-end  die  Wahlbeeinflussung  durch  den  Klerus,  durch  Arbeiterdiktatoren 
und  andere  Demagogen  sich  frei  entfalten  und  der  verwerflichsten  Mittel 
bedienen  kann.  Unter  dem  Sdiutz  absoluter  Straflosigkeit  stdlen  sidi 
manche  Redner  die  sonale  und  koofesnooelle  Verhetzimg  der  Volksmassen 
zur  Au%abe  und  ihr»  Reden  finden  Vacbrd,tung  und  Widerhall  in  der 
Tagespresse,  welche  sich  hinsicIltiSch  wshxheitsgetreuer  (?)  Berichterstattung 
über  die  Reichstagsverhandlungen  einer  unbeschränkten  Freiheit  erfreut 
Die  Macht  des  Reichstags  ist  eine  sehr  gproße.  Er  hat  nicht  nur  das 
Recht  der  Mitwirkung  an  der  Gresetzgebung  und  au  der  Festsetzung  des 
Etats  und  eine  um&ssende  Kontndle  der  Rrichsverwaltungen,  sondern  er 
behensdit  audi  infolge  des  Systems  der  Matrikularbeitragey  wddie  nur 
in  der  vom  Rmchstage  beirilligten  Hohe  erhoben  werden  dürfen,  die  ge- 
samte Finanzwirtschaft  des  Reiches  imd  mittelbar  selbst  die  der  Einzel- 
staaten. Durch  die  Verlängerung  der  Legislaturperiode  ist  die  Macht 
des  Reichstags  gesteigert  worden,  denn  das  Recht  der  Auflösung  kann 
nur  selten  und  nur  unter  besonders  günstigen  politischen  Umständen 
mit  Erfolg  ausgeübt  werden.  Der  Einfluß  der  großen  Fraktionen  und 
ihrer  Fuhrer  auf  die  Regi«naig  des  Rdches  ist  daher  ein  stetig  wadiseiH 
der  und  muß  schließlich  zur  Parlamentsherrschaft  führen,  wenn  ihm  nicht 
wiiksame  Schranken  gezogen  werden.  Durch  eine  Abstimmung  den  Reichs- 
kanzler oder  die  Staatssekretäre  der  Reichsämter  zu  stürzen,  ist  der 
Reichstag  freilich  nicht  in  der  Lage;  diese  Ämter  werden  bisher  noch 
nicht  von  den  Parteiführern,  sondern  vom  Kaiser  besetzt  Dies  ist  die 
Garantie  dner  ui^arteüschen,  gesetanäßigen  Verwaltung. 
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Der  Rdchstag  als  die  Vertretung  des  gesamten  dentsdien  Volkes 
sollte  nadi  der  Absicht  Bismarcks  ein  Gregmigewicht  gegen  den  Partiktt- 
larismus  der  Regierungen  der  Bundesstaaten  sein;  dies  ist  —  wenn  auch 
nicht  vollständig  —  erreicht  worden;  dafür  ist  aber  der  Partikularismus 
der  Fraktionen  groß  gezogen  worden.  Nachdem  die  beiden  großen  poli- 
tischen Ziele,  die  bundesstaatliche  Einigung  der  deutschen  Staaten  und 
die  Durchführung  des  konstitutionellen  Systems  erreicht  worden  sind, 
ist  an  die  Stelle  der  politischen  ICSnq;ile  der  Widerstreit  der  wirtschaft- 
lichen Interessen  der  sodalen  Klassen  getreten,  dessen  Sdiaupiatz  die 
Gewarbegesetzgebung  und  die  Verteilung  der  finanziellen  Lasten  ist  Auf 
diesem  Gebiet  finden  Haß,  Neid  und  Sgennntz  der  Parteien  reidilich  Gre- 
legenheit  sich  zu  entfiEdten. 

jjariui^  IV.  Die  Reichsbehörden.  Nach  Art  17  der  RV.  bedürfen  alle  An- 
Ordnungen  und  Verfügungen  des  Kaisers  m-  ihrer  GiUtigkeit  der  Gegen- 
zdchnung  des  Reichs  kanxlers,  weicher  dadurch  die  Vnantwortlidikeit 
übernimmt  Hiemach  ist  der  Reichskansler  der  einzige  und  alleinige 

Minister  des  Kaisers;  es  gibt  kein  Ressort  der  Rmchsverwaltung,  dessen 
oberster  Chef  nicht  der  Reichskanzler  wäre.  Eine  Durchbrechung  hat 
dieses  Prinzip  jedoch  erfahren  durch  das  Reichsgesetz  vom  4.  Juli  1879  §  z 
hinsichtUch  des  Statthalters  in  Jiisaß -Lothringen.  Außerdem  ist  der  Reichs- 
kanzler preußischer  Bevollmächtigter  im  Bundesrat  und  hat  als  solcher 
den  Vorsitz  und  die  Leitung  der  Geschäfte  des  Bundesrats.  Die  Vw- 
aatwortlichkeit  des  Rdchskanzlers,  von  weklmr  Art  17  der  RV.  qpridit^ 
bezieht  sich  nur  auf  seine  Tätigkeit  als  Reichsminister,  nicht  als  Bundes- 
ratsbcvollmächtigtor;  sie  ist  bisher  nicht  zu  einem  Rechtsinstitut  gestaltet, 
denn  es  fehlt  an  Anordnungen,  worauf  sie  sich  erstreckt,  wer  befugt  ist 
sie  geltend  zu  machen,  welches  Verfahren  dabei  einzuhalten  ist,  welche 
Wirkungen  mit  ihr  verknifft  dnd. 
sriMsirite«^  Die  verantwordiche  Stdlvertretung  des  Reichskanders  wurde  durch 
das  Reichsgesetz  vom  17.  Vßat  1878  gwegdit  Das  Gesetz  Uftt  zwei  Arten 
von  verantwortlichen  Stellvertretern  zu,  einen  Generalstellvertreter  für  den 
gesamten  Umfansr  der  Geschäfte  des  Reichskanzlers  und  Ressortstellver- 
treter für  diejenigen  einzelnen  Amtszweige,  welche  sich  in  der  eigenen 
und  unmittelbaren  Verwaltung  des  Reiches  befinden.  Zu  solchen  können 
nur  die  Vorstände  der  obersten  Reichsbehorden  für  ihrm  Geschlflakr^ 
ernannt  werden.  Die  Ernennung  eines  Graeralstellvertreters  (Vizemchs- 
kanzlers)  hat  sich  als  nicht  zwedcmäßig  erwiesen  und  ist  seit  langer  Zeit 
nicht  erfolgt;  dagegen  ist  die  Bestdlung  der  Ressortstellvertreter  zu  einer 
dauernden  Einrichtung  des  Reiches  geworden. 
DiaKaichdmter.  Für  die  dem  Bundeskanzler  obliegenden  Geschäfte  wurde  durch  den 
Präsidialerlaß  vom  12.  August  1867  eine  Behörde  unter  dem  Namen 
„Bundeskanzler- Amt"  errichtet,  welche  anfangs  drei  Abteilungen  (Zentral* 
abt^ung,  Post,  Telegraphie)  um&ßte.  Sodann  wurden  schon  im  Nord- 
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deutschen  Bunde  die  preußischen  Ministerien  der  auswärtigen  Angelegen- 
heiten und  der  Marineangelegenhdten  auf  den  Bundesetat  genommen  imd 
«1  Bimdesbeh6(den  erkUürt  Durdi  die  Fortschritte  der  Geset^hvmg  und 
Verwaltung  des  Reiches  hat  sidi  diese  einfiidie  Behordenverfassung  immer 
mehr  entwickelt;  das  Reichskanzleramt  wurde  in  eine  Anzahl  von  selb- 
ständigen obersten  Zentralverwaltungsbehorden  zerlegt  und  es  sind  im  Laufe 
der  Zeit  neue  Behörden  hinzugekommen,  von  denen  wieder  zahlreiche  Be- 
hörden mit  selbständigen  Geschäftskreisen  ressortieren.  Auch  eine  Reihe 
von  richterlichen  Behördm  wurde  geschaffen,  namentlich  das  Reichs» 
gericht  in  Leipzig,  das  R^chsmilitirgericht  in  Berlin,  Disaplinaigericht» 
für  die  Reidisbeamten  und  eine  eihebfidie  Zahl  von  Verwaltungsgerichten. 

Die  Rechts^erhiltnisse  der  Reichsbeamten  sind  geregelt  durch  das 
Reichsgesetz  vom  31,  März  1873,  welches  durch  eine  große  Zahl  von 
Reichsgesetzen  und  Verordnungen  ergänzt  und  abgeändert  worden  ist 


C.  Die  Pormea  der  Tätigkeit  dos  Reloba. 

L  Die  Reichsgesetsgebung.    Zum  Zustandekommen  eines  Cre-  Der  Weg  der 
setzes  im  formellen  Sinne,  glndiviel  ob  es  einen  Rechtssatz  oder  irgend- 
eine  andere  Willenserklärung  xum  Inhalt  hat,  g^ehdren  folgende  vier  £r> 

fordemisse: 

Die  Feststellung  des  Gesetzesinhalts  oder  Gesetzentwurfs, 
die  durch  übereinstimmende  Mehrheitsbeschlüsse  des  Kmdesrats  und  des 
Reichstags  erfolgt,  während  im  diemaligen  Deutschen  Bunde  zur  Be- 
scUuBiassung  über  „gemeinnützige  Anordnungen**  Einstimmig^ett  aller 

Staaten  erforderlich  war.  Bundesrat  und  Reichstag  sind  einander  gleich- 
gestellt; jede  der  beiden  Körperschaften  hat  das  Recht  der  Initiative,  der 
Amendierung,  der  Ablehnung.  Vorschläge  des  Bundesrats  werden  vom 
Reichskanzler  im  Namen  des  Kaisers  an  den  Reichstag  gebracht;  Be- 
schlüsse des  Reichstags  werden  durch  den  Präsidenten  desselben  dem 
Reichskanzler  übermittelt  und  von  diesem  dem  Bundesrat  in  dessen  n&clister 
l^tzung  vorgelegt 

Die  Sanktion  ist  die  Ausstattung  des  Gesetzentwurfs  mit  rechts- 
verbindlicher Kraft,  der  Gesetzesbefehl.  Sie  erfolgt  durch  einen  Beschluß 
des  Bundesrats  als  desjenigen  Organs,  welches  die  Gesamtheit  der  deutschen 
Bundesstaaten,  des  Trägers  der  Reichsgewalt,  vertritt  Die  RV.  erwähnt 
zwar  die  Sanktion  nicht;  da  aber  in  jedem  Gesetz  ein  Befehl  enüialten  is^ 
so  ist  es  auch  selbstv^ständlidi,  daft  jemand  diesen  Befi^  erteilen  muB^ 
und  es  ergibt  rieh  aus  der  allgemdnen  Ordnung  der  Verfassung  eines 
Staates  zugleich,  welches  Organ  dazu  berufen  ist,  ohne  daß  dies  einer 
ausdrücklichen  Festsetzung  bedarf.  Daß  dem  Kaiser  die  Sanktion  der 
Reichsgesetze  nicht  zusteht,  ergibt  sich  aus  Art.  5  und  i  7  der  RV.,  welche 
den  Anteil  des  Kaisers  an  der  Reichsgesetzgebung  mit  ausschließender 
Vollständigkeit  festsetzen.   Der  Reichstag  ist  an  der  Sanktion  nicht  b^ 
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teiligt;  denn  seine  Beschlüsse  sind  nicht  an  das  Volk  gferichtet  md  ent- 
halten keine  Anordnaogen»  sondern  sie  eiklizea  dem  Bundesrat,  daft  der 

Reichstag  der  Sanktion  des  Gesetzes  seine  Zustimmung^  erteilt. 

Die  Ausfertigung  ist  die  Herstellung  der  Gresetzesorkunde,  des 
Gesctzesoriginals  im  körperlichen  Sinne  und  des  authentischen  Wortlauts. 
Die  Verfassunc^,  Art.  17,  überträgt  diese  Funktion  dem  Kaiser.  Da  er  ein 
Gesetz  nur  dann  ausfertigen  kann,  wenn  es  ordnungsmäßig  zustande  ge- 
koflUiMii  ist,  so  hat  der  Kaiser  das  Redit  vnd  die  Pflidit,  dies  zu  prüfen, 
und  die  Veraatworüichkeit  des  Reichskaaders,  welcher  die  Ausfert^fnng 
gegenzeichnet,  erstreckt  sich  darauf,  daft  dies  der  Fall  ist  und  daß  der 
dem  Kaiser  vorgelegte  Text  genau  dem  vom  Bundesrat  und  Reichstag 
beschlossenen  Wortlaut  entspricht.  Dadurch  ist  zugleich  die  Zuständigkeit 
der  Gerichte  und  Verwaltungsbehörden,  die  Verfassungsmäßigkeit  der  VOflH 
Kaiser  ausgefertigten  Keiclisgesetze  zu  prüfen,  ausgeschlossen. 

IMe  Verktadigung  ist  im  Art  17  ebeofiills  dem  Kaiser  übertragen. 
Sie  geschieht  nach  Art  2  der  RV.  vermtttdst  des  Reichagesetzblatles; 
ohne  diese  Verkfindignng  eilai^  kein  Reidiagesetz  verbindliche  Kraft. 
Die  letSEtere  begannt  mit  dem  14.  Tage  nach  dem  Ablauf  desjenigen  Ti^s, 
an  welchem  das  betreffende  Stück  des  Reichsgesetzblattes  in  Berlin  aus- 
gegeben worcien  ist,  wofern  nicht  das  Gesetz  selbst  einen  anderen  Zeit- 
punkt seines  Inkrafttretens  festsetzt 


Dmtm  sdMr      IL  Die  Rechtsverordnungen.  Die  RV.  enthilt  im  Gegensatz  zur 
^     Frantfsdien  nnd  vielen  aadareii  dentschen  Verfiusiingen  krine  allgemeine 

Enaftdlt^fung  irgendeines  Reichsorgans  zum  Erlaß  von  Rechts  Verord- 
nungen. Jede  Verordnung,  welche  Rechtsvorschriften  enthält,  kann  daher 
nur  cfültig  erlassen  werden  auf  Grund  einer  speziellen  reichsgeset/.lichcn 
Delegation.  Diese  kami  erteilt  werden  dem  Bundesrat  oder  dem  Kaiser 
oder  dem  Kidser  mit  Zustimmm^  des  Bundesrates;  femer  dem  Reicbs- 
Icander  oder  euier  anderen  Reichsbehörde;  endlich  den  Regieruqgen  der 
Einzelstaaten.  Die  Reditsverordnuiigeii  bedBrfen  wie  die  Gesetze  dner 
Sanktion;  Ausfertigung  und  ordnungsmäßigen  VerlcQndigong.  Da  das 
Reichsgesetzblatt  das  einzige  gesetzliche  X'erkündigungsorgan  des  Reiches 
ist,  so  können  auch  Rechtsverordnungen  nur  in  ihm  ordnungsmäßig  ver- 
kündigt werden.  Für  kaiserliche  Anordnungen  ist  dies  ausdrücklich  vor- 
geschriebe in  der  Verordnimg  vom  26.  Juli  1867  §  i ;  hinsichtlich  der  Bundes^ 
zatsverordnungen  ist  die  Praxis  adiwankend. 

Ihre  wirkunK  HL  Dlo  St*at s v  6  rträgo.  Staatsverträge  wirken  nach  zwei  Richc 
"^''ftinT  ""^  tungen  hin;  einerseits  begründen  sie  Rechte  und  Pflichten  gegenüber 
dem  anderen  kontrahierenden  Staate,  anderseits  erfordert  ihre  Er- 
füllung ein  gewisses  Verhalten  der  Behörden  und  Untertanen  des 
eigenen  Staates.  Die  eine  Wirkung  ist  eine  völkerrechtliche,  die  andere 
eine  staatsrechtUcfae;  jene  bemlit  auf  einem  Verspredien,  diese  auf 
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emem  Befehle.  Wenn  es  sich  lediglich  vaa  Verwaltimgsgeschäfte  der 
BdiScden  handdtt  wekhe  dem  geltenden  Recht  ent^predwn,  kSnaen 
diese  Befohle   von  der  Regierung ,  «bo  den  Reidisbdiörden  vom 

Kaiser  erteilt  werden;  wenn  aber  der  Staatsvertxag  in  den  Bereich  der 
formellen  Gesetzgebung  eingreift,  ist  seine  Erfüllung  an  dieselben  Voraus- 
setzungen gebunden,  wie  jede  Abänderung  eines  Gesetzes,  d.  h.  an  die  Be- 
obachtimg des  Gesetzgebungsweges.  Diese  Unterscheidung  wird  auch  in 
der  RV.  Art  1 1  gemacht  Nach  Abs.  i  daselbst  hat  der  Kaiser  das  Reich 
völkerrechdich  xa  vertreten  . . .  und  Bündnisse  imd  andere  Vertrige  mit 
fremden  Staaten  einzugehen;  nach  Abs.  3  aber  bedürfen  solche  Verträge 
wenn  sie  in  den  Berich  der  Reichsgesetzgebung  eingreifen,  zu  ihrem 
Abschluß  der  Zustimmung  des  Bundesrates  und  zu  ihrer  Gültigkeit  der 
Genehmigung  des  Reichstages.  Ob  durch  diese  Bestimmung  die  völker- 
rechtliche Legitimation  des  Kaisers  zum  Abschluß  solcher  Verträge  be- 
schränkt wird,  ist  bestritten,  aber  aus  überwiegenden  Gründen  zu  ver- 
nünen.  Es  ergibt  sich  aber  aus  dem  Abs.  3  die  Rechtspflicht  des  Kaisers» 
vor  dem  definitiven  Abschlufi  des  Vertrages  die  Zustimmung  des  Bundes 
rates  und  die  Genehmigung  des  Reichstages  einzuholen,  um  jede  Kollision 
zwischen  der  völkerrechtlichen  Verbindlichkeit  und  der  staatsrechtlichen 
Vollziehbarkeit  des  Vertrages  zu  verhüten.  Dem  entspricht  auch  die  Praxis 
denn  der  definitive  Abschluß  des  Vertrages,  welcher  durch  die  Auswechse- 
lung der  sog.  Ratifikationsurkunden  erfolgt,  hndet  erst  statt,  nachdem  der 
Vertragsentwurf  die  verfiusungsmäfUge  Crendmiigung  erhalten  hat  Die 
Ratifikationsurkunde  wird  vom  Kuser  unteiznclmet,  vom  Rdchskander 
gegengezeidmet  Zur  staatsrechtlichen  Wirksamkeit  ist  die  ordnungsmäßige 
Verkündigung  des  Staats  Vertrages  im  Reichsgesetzblatt  erforderlich,  die 
freilich  in  einer  sehr  inkorrekten  Weise  erfolgt.  Die  in  Preußen  vor  1848 
übliche  Form  der  \'erkündigung  ist  nach  Einführung^  der  konstitutionellen 
Verfassung  beibehalten  worden,  in  den  Norddeutschen  Bund  und  aus 
diesem  in  das  Deutsche  Reich  fibergegangen. 

rv.  Die  Verwaltungsverordnungen  des  Bundesrats.  (Ober  diese 
s.  oben  S.  299.)   

D.  Die  Reichsverwaltungen. 
I.  Die  auswärtigen  Angelegenheiten.  Es  besteht  nach  der 
RV.  ein  Unterschied  zwischen  dem  Gesandtschaftsrecht  und  dem  Konsulat- 
wesen. Der  Kaiser  hat  das  Reich  völkerreclitlich  zu  vertreten  und  dem- 
gemäß die  Befugnis,  Gresandte  zu  l)eglaubigen  und  zu  empfangen.  Aber 
die  RV.  enthält  kein  Verbot  für  die  Einzelstaaten,  mit  fremden  Staaten 
oder  unter  sich  einen  diplomatischen  Verkehr  zu  unterhalten  und  Gesandte 
zu  entsenden  oder  zu  empfangen.  Sie  können  auch  neben  der  Reichs- 
gesandtschatt  eine  Landesgesandtschaft  errichten;  nur  für  Preußen  ist  dies 
wegen  der  Personenidentitit  des  Kaisers  und  Königs  nicht  möglich,  jedeiif- 
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£ü]ft  nicht  erforderlich.  Die  Rmchsgesaadtschafteii  haben  nicht  nur  die 
Geaamtintereasen  dea  Reichea,  aondem  auch  die  Rechte  und  Intereaaen 

aller  Einzelstaaten  und  ihrer  Angehörigen  wahrzunehmen;  wenn  aber  an 
demselben  Hofe  eine  Reichsgesandtschaft  und  eine  Landesgesandtschaft 
besteht,  so  Hegt  der  letzteren  zunächst  die  Vertretung  der  Sonderinteressen 
des  Einzelstaates,  seines  Souveräns  und  seiner  Ang-ehörigen  ob.  Alle  An- 
gelegenheiten, welche  gemeinschaftliche  des  Reiches  sind,  gehören  aus- 
schliefllidi  au       Geschäftakreiae  der  Reichsgesandten. 

Ffir  das  Konaulatweaen  hat  die  RV.  Art  4  Z.  7  und  Art  56  dagegen 
den  Grundsatz  au^eateUt,  daß  aeine  Verwaltung  ausschließlich  dem  Reich 
zugewiesen  ist  Die  Einzelstaaten  dürfen  daher  im  Auslande  Konauln  nicht 
bestellen;  nur  innerhalb  des  Reichsgebietes  bestehen  noch  einige  ziemlich 
bedeutuni^slose  Konsulate.  Dem  ausschließlichen  Rechte  des  Reiches  ent- 
spricht die  Pilicht  desselben,  überall  die  Konsulatsvertretungen  einzurichten, 
WO  diea  durch  daa  Intereaae  auch  nur  einea  Bundeaataates  geboten  iat 
Die  Amtspffiditen  der  Konauhi  ^d  durch  daa  Konaulatageaetz  vom 
8.  November  1867  und  durch  zaUreiche  KonauIarvertrSge  geregelt 

I. Poitond  II.  Die  öffentlichen  Verkehrsanstalten,  i.  Hinsichtlich  der  Post 
Ti»«tr»piiifc  und  Telegraphie  hat  das  Reich  für  das  ganze  Reichsgebiet  die  aus- 
scliließliche  Befugnis  zur  Gesetzgebung  über  die  Vorrechte  der  Post  und 
Telegraphie,  über  die  rechtiidien  Vetfalttniaae  bdder  Anstalten  mm  Publi- 
Icum,  über  die  Portofreiheiten  und  das  POattazwesen,  mit  Ausnahme  der 
reglementariachen  und  Tarifbeattmmungen  f&r  den  internen  Verkehr  inner- 
halb Bayerns  bzw.  Württembergs. 

Dem  Reich  steht  forner  für  das  pfanze  Roichscrebiet  mit  Ausnahme 
von  Bayern  und  Württcnibcrg^  die  unmittelbare  Verwaltung  der  Post  und 
Telegraphie  für  Rechnung  des  Reiches  zu.  Den  Landesregierungen  ist 
jedoch  die  Anatellung  der  fOr  den  Idealen  und  teduüschen  Betrieb  be- 
stimmten und  der  niederen  Beamten  vorbehalten.  (RV.  Art  50  Abs.  5.) 
Dieser  Vorbelialt  ist  aber  dadurch  gegenstandslos  geworden,  daß  Preußen  und 
die  meisten  kleinen  Staaten  die  gesamte  Post-  tmd  Telegraphenverwaltung 
dem  Reich  übertragen  haben,  wälirend  in  Sachsen,  Baden,  Mecklen- 
burg und  Braunschweig  die  Anstellung  der  Postbeamten  durch  Verein- 
barungen mit  dem  Reich  geregelt  ist  Bayern  und  Württemberg  verwalten 
ihre  Pos^  und  Telegraph«iverwaltung  selbalßnd^  und  für  eigene  Rechnung; 
doch  iat  zmachen  dem  Reich  und  Württemberg  eine  Einnahmegemeinachaft 
mit  anteilsmäßiger  Verteilung  verdnbart  worden;  daher  diesdbenBriefinaiken. 

Post  und  Telegraphie  sind  öffentliche  Anstalten,  deren  Benutzung 
niemandem  verweigert  werden  darf,  der  sich  den  für  die  Benutzung  be- 
stehenden allgemeinen  Vorschriften  unterwirft  Den  Beamten  dieser  Ver- 
waltungen ist  die  Bewahrung  des  Brief-  und  Telegraphengeheimnisses  zur 
Pflicht  gemacht;  die  Rechtsfolgen  einer  widerrechtlichen  Veiietnmg  ^eser 
Pflicht  können  bestehen  tdls  in  Disziplinazbestrafung,  teils  in  der  Pflicht 
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zum  Schadenersatz,  teils  in  öffentlichen  Strafen.  (Strafgesetzb.  §  354.  355.) 
Dem  Postzwang  (Monopol)  sind  unterworfen  verschlossene  Briefe  und 
Zeitungen  politischen  Inhalts,  welche  öfter  als  einmal  wöchentlich  erscheinen. 
Das  Telegraphenregal,  d.h.  die  aiisscliUeUidie  Befugnis,  Telegraphenanlagen 
fBac  £e  Venmttelimgf  von  Nadmchten  zu  enichten  und  zu  betreiben,  hat 
durch  das  Reichsgesetz  vom  6.  April  1892  seine  Rechtsgrundlage  erhalten. 

Die  Organisation  imd  Leitung  des  Dienstes,  soweit  sie  nicht  durch 
die  Postgesetze  normiert  ist,  ist  im  Gebiet  der  Reichspost  dem  Kaiser, 
in  Bayern  und  Württemberg  dea  Regierungen  dieser  beiden  Staaten  über- 
lassen. (KV.  Art  50  und  52.) 

z.  Die  Eisenbahnen  stehen  im  Eigentum  und  der  selbständigen  Ver-  «.  mwbiim« 
waltung  der  Einzelstaaten  mit  Ausnahme  der  Reichsttsenbahnen  in  Elsaft- 
Lothringen,  welche  das  Reich  aus  der  französischen  Klriegskosten- 
entschadigung  der  französischen  Ostbahn  abgekauft  und  aus  eigenen  Mitteln 
ausgebaut  und  erweitert  hat  Auch  0ht  es  noch  einige  Vollbahnen,  welche 
im  Eigentum  von  Aktiengesellschaften  stehen.  Das  Reich  hat  die  Zuständig- 
keit zur  Gesetzgebung  und  Beaufsichtigung  des  Eisenbahnwesens  (Art  4 
Zi£  8);  bisher  aber  ein  Hsenbahngesetz  nicht  erfassen.  Die  Bundesregierungen 
sfaid  verpflichtet,  die  deutschen  ^senbahnen  im  Interesse  des  allgemeinen 
Vokehrs  wie  ein  einheitliches  Netz  verwalten  und  zu  diesem  Bdiuf  audi 
die  neu  herzustellenden  Bahnen  nach  einheitlichen  Normen  anlegen  und 
ausrüsten  zu  lassen.  (Art  42.)  Es  sollen  femer  übereinstimmende  Betriebs- 
einrichtungen  getroffen  und  gleiche  Bahnpolizeireglements  eingeführt 
werden.  Dem  Reich  steht  die  Aufsicht  über  den  baulichen  Zustand,  das 
Betriebsmatexial  und  das  Tarifwesen  zu.  Zum  Zweck  der  Verteidigung 
Deutschlands  haben  alle  Qsenbahnverwaltttngen  den  Anforderungen  der 
Reidisbehörden  unweigerlich  Folge  zu  leisten.  (Art  47.)  Auf  Grund  dieser 
Verfassungsbestimmungen  hat  der  Bundesrat  Normalbestimmungen  über 
die  Konstruktion  und  Ausrüstung  der  Eisenbahnen,  ein  Hctriebsreglement 
(Verkehrsordnung),  ein  Bahnpolizeireglement  und  andere  Verordnungen 
beschlossen.  Zur  Ausübung  der  in  der  RV.  dem  Reiche  zugeschriebenen 
Befiign&sse  ist  das  Reidiseisenbahnamt  in  Berlin  errichtet  worden,  gegen 
dessen  Verfügungen  der  Rekurs  an  das  durch  richterliche  Beamte  ver- 
stSricte  Reichseisenbahnamt  zulässig  ist 

Bayern  ist  von  der  Anwendung  der  in  den  Artikeln  42 — 45  der  RV. 
getroffenen  Bestimmungen  und  von  der  Zuständigkeit  des  Reichseisenbahn- 
amtes ausgenommen  ;  dag^eg-en  sind  die  im  Interesse  der  Landesverteidigung 
getroffenen  Anordnungen  auch  für  Bayern  geltend. 

HL  Das  Gerichtswesen.  Es  ist  in  dem  engen  Rahmen  dieses 
Auftatses  selbstverständlich  unmöglich,  die  Grerichtsverfassung,  die  Prozefi- 

ordnungen  und  den  fast  unübersehbaren  Inhalt  der  zahlreichen  anderen 

die  Rechtspflege  betreffenden  Reichsgesetze  auch  nur  andeutungsweise 
darzustellen;  die  £rörterung  muß  sich  auf  die  Einwirkung  des  bundes- 
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staatlichen  Verhältnisses  auf  die  Gerichtsbarkeit  beschränken.  Die  bürger- 
lichea  Crerichte  im  Reichsgebiet  sind,  mit  Ausnahme  des  in  letzter  Instanz 
entschrideaden  Kdch^periclits,  Staatsgerichte;  stA  I6ili6ii  ilifB  Gcfidits* 
gewalt  von  der  Staatog^ewalt  ihres  Staates  ab  und  diese  ist  gnindsatzliGli 
auf  das  Gebiet  des  betreffenden  Staates  beschränkt  So  wie  aber  die 
Einzelstaaten  bei  der  Ausübung  ihrer  Gerichtshoheit  an  die  Vorschriften 
der  Reichsg^csetze  gebunden  sind,  so  erstreckt  sich  anderseits  die  staats- 
rechtliche Rechtskraft,  d.  h.  die  Vollstrcckbarkeit  der  gerichtlichen  Urteile 
auf  das  ganze  Bundesgebiet  Das  gleiche  gilt  hinsichtlich  der  Wirkungen 
der  bri  dnem  Geridite  eing^retraen  Rechtdiingigkcit,  sow&e  auf  die 
verpflichtende  Kraft  der  zur  Erledigung  der  Prozesse  erfordeiHchen  richter- 
lichen Gebote  oder  Verbote  an  Personen,  die  sidi  isa  Bundesgebiete  be- 
finden. Mithin  übt  jeder  einzelne  Staat  eine  Gerichtsbarkeit  über  das 
ganze  Bundesgebiet  nach  Maßgabe  der  reichsgesetzlichen  Vorschriften  aus. 
Auch  das  Begnadigungsrecht  haben  die  Einzelstaaten,  soweit  es  nicht 
durch  spezielle  Vorschriften  der  Reichsgesetze  dem  Kaiser  eingeräumt 
worden  ist  In  jeder  Straftadie  kann  immer  nur  ein  deutscher  Staat  be- 
gnadigungsberecht^  sein,  und  zwar  ist  es  immer  derjenige,  dessen  Grericfat 
erster  Instanz  in  der  Sad^  das  Urteil  ge^Htocfaen  hat.  Der  B^paadigungs- 
akt  des  zustandigen  Staates  erstreckt  sdne  'Wirksamkeit  über  das  ganze 

Reichsgebiet. 

RMdMsbiUe.  Es  besteht  ferner  für  alle  Gerichte  des  Bundesgebietes  die  Ver- 
pflichtung, in  bürgerlichen  RechLsstreitigkeiten  und  in  Strafsachen,  auch  in  den 
bei  den  Militärgerichten  anhängigen,  sowie  in  Angelegenheiten  der  frei- 
willigen Gerichtsbaikeit  sich  gegensntig  Rechtshilfe  zu  leisten,  ohne 
daA  es  einen  Untersdiied  macht,  ob  das  enadiende  und  das  ersuchte 
Gericht  demselben  Bundesstaate  oder  ob  sie  verschiedenen  Bundesstaaten 
angehören.  Diese  Verpflichtung  ist  auch  erstreckt  worden  auf  die  Anträge 
der  Seeämter,  Gewerbegerichte,  der  Kaufmannsgerichte,  des  Patentamtes, 
der  Konsular-  und  Schutzgebietsgerichte,  der  Behörden  der  Arbeiterver- 
richerung  und  anderer  Behörden.  Ein  Gericht  darf  Amtshandlungen 
auBerlialb  seines  Bearks  regelmafiig  nicht  ▼omehmen;  wenn  daher  in  einem 
Verlkhren  eine  richterliche  Handlung  erforderlich  wird,  welche  in  einem 
anderen  Gerichtsbezirk  vorzunehmen  ist,  so  muß  das  Gericht  dieses  anderen 
Bezirks  um  die  Vornahme  der  Handlung  ersucht  werden.  Die  Bundes- 
staaten sind  verpflichtet,  die  gerichtliche  Rechtshilfe  einander  unentgeltlich 
zu  leisten. 

OiaadpiMpiN'  IV.  Das  Reichskriegswesen.  Auch  hier  ist  es  nicht  möglich, 
den  reichen  Inhalt  der  viden  umfisuigreichen  Gesetze  des  R^dies  auch 
nur  summarisch  wiederzugeben,  sondern  die  Darstellung  muß  sich  auf  die 
verfassungsrechtlichen  Grundprinzipien  beschränken.  Die  bewaffnete  Macht 
des  Reiches  zerfällt  in  zwei  große  Bestandteile,  das  Heer  und  die  Kriegs- 
marine, für  welche  sehr  verschiedene  staatsrechtliche  Grrundprinzipien 
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maßgebend  sind.  Der  Grund  dieser  Verschiedenheit  ist  ein  historischer; 
er  liegt  in  den  Verhältnissen,  welche  der  Norddeutsche  Bund  und  das 
Reidi  bei  ihrer  Grrundong  vorgefunden  haben.  Kein  Staat  außer  Preußen 
hatte  dne  Kri^fsflotte,  dagegen  hatte  jeder  sein  eigenes  MHitSrwesen.  Iiw 
fblgedesaen  bestdit  hinsiditlich  der  Kri^faaiaxine  der  Grundsatz  daA  ne  dne 
reine  Reichseinrichtung  ist,  bei  welcher  dieVerwaltungBbefligiüsse  derEtnzel- 
staaten  völlig  ausgeschlossen  sind;  sie  ist  kraft  innerer  Notwendigkeit  eine 
einheitliche.  Für  das  Heer  dagegen  besteht  das  Kontingentssystem; 
jeder  Staat  hat  nach  der  KV.  seine  eigenen  Truppen  und  das  Keich 
hat  abgesehen  von  den  Schutztruppen  keine  Truppen,  die  nicht 
Tnqjpen  der  Einzelstaaten  wlren.  Diese  Landestruppen  üad  aber  sn 
einem  „einhdfUchen**  Heer  msanuneng^JIti  indem  ne  glmdmiiffig 
organisiert  und  bewaffnet  sind,  im  Krieg  und  Frieden  unter  dem  Befehl 
des  Kaisers  stehen  und  die  gesamten  Kosten  gemeinschaftlich  von  den 
Bundcsstajiten,  also  aus  Keichsmitteln  getragen  werden.  Die  Militär- 
hoheitsrechte sind  daher  zwischen  dem  Reich  und  den  Einzelstaaten  ver- 
teilt; den  Organen  des  Reiches  steht  zu  die  Militärgesetzgebung,  der 
Oberbefehl,  die  Feststellung  des  Rekrutenbedaife  und  des  UilitSntats; 
den  Einzelstaaten  die  Kontii^fentshertlichkett,  die  Ifilitirvniraltang  und 
die  ldilitärg<aichtsbarkeit  (ausgenommen  in  dritter  Instanz). 

Von  diesen  in  der  RV.  gezogenen  und  in  einzelnen  Punkten  modifi-  TattSchBcw 
zierten  oder  näher  bestimmten  Grundlinien  weicht  aber  der  tatsächlich  Zn»tw»d. 
bestehende  Zustand  erheblich  ab.  In  Preußen  und  in  Elsaß-Lothringen 
sind  die  kaiserlichen  und  die  landesherrlichen  Rechte  in  einer  Person  ver- 
einigt; Bayern  hat  ein  writrricfaendes  Sonderrecht,  hadern  die  bayerischen 
Truppen  im  Frieden  dem  Oberbefidil  des  Kaisers  nicht  ontersteUt  sind; 
die  übrigen  Staaten,  mit  Ausnahme  von  Sachsen  und  Württemberg,  haben 
durch  Militärkonventionen  ihre  Kontingente  dem  preußischen  angegliedert 
und  ihre  militärischen  Hoheitsrechte  dem  König  von  Preußen  zur  Aus- 
Übung  übertragen.  Der  verfassungsmäßige  Normalzustand  besteht  drilier 
nva  in  Sachsen  und  Württemberg  und  auch  mit  diesen  beiden  Staaten  sind 
durch  MilitSikonventionen  einzelne  Abweichungen  von  den  Bestimmungen 
der  RV.  fes^esetzt  worden.  Das  Reichsheer  besteht  daher  aus  vier  Kontin- 
genten, dem  preußischen,  sächsischen,  württembergischen  und  bayerischen.  • 

Die  Einheitlichkeit  des  Rechtes  ist  für  alle  Kontingente  durch  lOiiinMht 
zahlreiche  Militärgesetze  in  allen  Beziehungen  hergestellt  worden,  nament- 
hch  hinsichtlich  der  Wehrpflicht,  des  Ersatzes  an  Mannschaften  und  Offi- 
zieren, der  Rechtsverhältnisse  der  Militärpersonen,  der  Pensionen,  des 
Militirstrafrechts  nndStrafprozesses,  der  Friedens-  und  Kriegsleistungen  usw. 

Den  Befehlen  des  Kaisers  sind  alle  deutsche  Truppen  unbedingte  Kaiser  Ii  eher 
Folge  zu  leisten  verpflichtet  und  diese  Verpfliditung  ist  in  den  Fahneneid 
aufzunehmen.    Er  ist  bprochtigt,  den  Höchstkommandierenden  eines  Kon- 
tingents, sowie  alle  Offiziere,  welche  Truppen  mehr  als  eines  Kontingents 
befehligen,  und  alle  Festung^kommandanten  zu  ernennen.  £r  hat  das 
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Recht  der  Inspektioa  und  kana  die  Abstellung  der  dabei  vorgefundenea 
Mangel  anordnen.  Er  hat  unter  Lmehaltung  der  rdchsgesetzlich 
stehenden  Vorschriften  den  Pcisenzstend,  die  Gliedenmg  und  Einteilung' 
der  Kontingente  des  Reichsheeres  zu  bestimmen.  Dies  erstreckt  sich 
auch  auf  die  Landwehr  mit  der  Maßgabe,  daß  die  Einteilung  des  Bundes- 
prebietes  in  22  Armeekorpsbezirke  als  Grundlag-e  zu  dienen  hat.  Die 
Kriegsformation  des  Heeres  und  die  Organisation  des  Landsturms  bestimmt 
der  Kaiser,  ohne  daß  er  hierbei  gesetzlichen  Einschränkungen  unterliegt. 
Er  hat  das  Recht,  die  Garnisonen  der  einsdnen  Truppenkörper  innerhalb 
des  ganzen  Bundesgebietes  zu  bestimmen;  in  den  Militarkonventionen  nnd 
aber  über  die  Auaübung  dieses  Rechtes  den  meisten  Staaten  bestimmte 
Zusicherungen  erteilt  worden.  Der  Kaiser  hat  endlich  das  Recht,  die 
kriefifsbereite  Aufstellung  eines  jeden  Teiles  des  Reichsheeres  anzuordnen, 
die  Reserve,  Landwehr  und  Seewehr,  sowie  den  Landsturm  zu  den  Fahnen 
einzuberufen  und  einen  jeden  Teil  des  Bundesgebietes,  falls  die  öffentliche 
Sicherheit  bedroht  ist»  in  Kriegszustand  zu  erklSren. 
Komm  n<  Die  Kosten  und  Lasten  des  gesamten  Kriegswesens  shid  von  allen 
^^"^  Bundesstaaten  und  ihren  Angdiürigen  gleichmiAig^  zu  tn^en,  so  daA 
weder  Bevorzugfungen  noch  Überbürdungen  einzelner  Staaten  oder  Klassen 
grundsätzlich  zulässig;  sind.  Dieser  Grundsatz  findet  auch  auf  Bayern  volle 
und  uneingeschränkte  Anwendung.  Der  Ersatzbedarf  an  Mannschaften  ist 
nach  Art.  60  der  RV.  von  den  einzelnen  Bundesstaaten  pro  rata  der  Be- 
völkerung zu  stellen;  seit  dem  Reichsgesetz  vom  a6.  Mid  1893  ist  dies 
aber  in  der  Art  modifiziert,  daB  jede  der  vier  Kcmtiiqienteverwaltungen 
das  in  einem  ihrer  Armeekorpsbezirke  hervortretende  Manko  an  Rekruten 
selbst  zu  decken  hat,  daß  dagegen  keine  auf  den  im  Bezirk  einer  anderen 
Kontingentsverwaltung  vorhandenen  Überschuß  übergreifen  darf. 

Die  gesamten  Kosten  für  die  bewaffnete  Macht  (Heer  und  Marine) 
werden  aus  der  Reichskasse  bestritten  und  durch  das  Etatsgesetz  fest> 
gesetzt  Der  auf  Bayern  entfallende  Teil  der  Kosten  für  das  Heer  wird 
in  dner  Gesamtsumme  festgestellt;  die  Verwendung  derselben  ist  Bayern 
überlassen,  jedoch  ^d  die  Ansätze  des  Reichsetete  hierbei  zur  Richt- 
schnur zu  nehmen. 

iUeirt«  dir  Kon-  Die  Kontingentsherrlichkeit  steht  nach  der  RV.  den  Landesherren 
und  den  Senaten  der  freien  Städte  zu;  infolire  der  Militärkonventionen 
gibt  es  aber  nur  vier  Kontingentsherreu,  nämlich  die  vier  deutschen 
Könige.  Ihnen  steht  die  Kmnmandogewalt  Über  ihre  Tnqipen  zu,  wdche 
dadurch  verwirklicht  wird,  daA  ne  die  Offiziere  ihrer  Kontingente  ernennen. 
Die  0£Bziere  stehen  in  eüiem  Dienstverhältnis  nur  zu  demjenigen  Kontii:^ents> 
herm,  von  welchem  sie  angestellt  sind  und  leisten  ihm  den  Fahneneid, 
mit  der  Klausel,  dem  Kaiser  gehorsam  zu  sein.  Die  Kontingentsherren 
haben  ferner  die  Militärgerichtsbarkeit;  nur  für  die  Revisionsinstanz  ist 
das  Reichsmilitärgehcht  errichtet.  Auch  die  Disziplmargewalt  und  das 
Begnadigungsrecht  steht  den  Kontingentsherren  hinsichüich  ihrar  Truppen 
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ZU.  Endlich  ist  auch  die  MilitärverwalUmg  Kontingentsverwaltung;  es  gibt 
keine  Reichsmilttärverwaltung;  die  vier  Kriegsministerien  sind  Landes- 
bdkSrden;  die  MiUtäxbeamten  Laadesbeamte  (sog.  mittenNure  Rddisbeamt^ 
aiugenommen  in  Bayern). 

Den  Landesherren,  auch  denjenigen,  welche  nicht  Kontingents-  R«ciit«  dar 
herren  sind,  stehen  gewisse  Ehrenrechte  zu;  sie  stehen  zu  den  in  ihren  ^*'^**'*™'* 
Gebieten  gamisonierenden  oder  vorübergehend  dorthin  kommandierten 
Truppen  in  dem  Verhältnis  eines  kommandierenden  Generals  und  sie  haben 
das  Recht,  diese  Truppen  zu  polizeilichen  Zwecken  zu  verwenden  resp.  zu 
requirieren.  Die  Wehrpflicht  bestd&t  gegenüber  dem  Landeshetm  und  die 
Maimsdiaften  leisten  ihm  den  Fahnraeid  mit  der  Klausa  „dra  Befehlen 
des  Kaisers  unbedingte  Folge  zu  leisten**.  Doch  besteht  die  sog.  militärische 
Freizügigkeit,  d.h.  die  dem  Landesherm  gegenüber  bestehende  Wehrpflicht 
kann  auch  durch  den  Dienst  in  anderen  Truppenkörpem  oder  in  der 
Kriegsmarine  erfüllt  werden. 

Die  Friedenspräsenzstärke  des  Heeres,  d.  h.  die  Jahresdurchschnitts- FkMMvdtae» 
stSike,  wdlche  den  Ansätsea  des  Ifilstäretats  zugrunde  zu  legen  ist,  wird 
periodlsdi  für  einige  Jahre  durch  Reichsgesetz  festgestellt  2^ifblge 
dem  Reichsgesetz  vom  15.  April  1905  ist  sie  bis  zum  31.  März  191 1  bb 
auf  50583g  Mann  an  Gemeinen,  Gefreiten  und  Obergefreiten  ohne  An- 
rechnung der  Einjährig-Freiwilligen  zu  erhöhen. 

Die  Wehrpflicht  ist  die  staatsbürgerliche  Verpflichtung  zur  Dienst-  wehrpflki* 
l«stung  in  der  bewaffineten  Macht  (Heer,  Marine,  Landsturm).  Sie  dauert 
vom  vollendeten  17.  bis  zum  vollendeten  45.  Leben^ahre.  Nach  dem 
Gesetz  vom  15.  April  1905,  durch  weldbes  Art  59  Abs.  i  der  RV.  ab- 
gfeSadert  worden  ist,  dauert  der  Dienst  im  Stehenden  Heere  vom  vollendeten 
20.  bis  zum  beg-innenden  28.  Lebensjahre.  Von  dieser  siebenjährigen  Zeit 
sind  die  Mannschaften  dor  Kavallerie  und  reitenden  Feldartillerie  die 
ersten  drei,  alle  übrigen  Mannschaften  die  ersten  zwei  Jahre  zum  ununter- 
brochenen aktiven  Dienste  bei  den  Fahnen  verpflichtet;  während  der 
folgenden  Jahre  ^d  sie  zur  Reserve  beurlaubt  Die  folgendeo  fünf 
Lebensjahre  geboren  sie  der  I.andwehr  L  Au%ebots  und  sodann  Ims  zum 
31.  Mär/  des  Kalenderjahres,  in  welchem  das  39.  Lebensjahr  vollendet 
wird,  der  Landwehr  IL  Aufgebots  an.  Die  Mannschaften  der  Kavallerie 
und  reitenden  Fehiartillerie,  welche  im  stehenden  Heere  drei  Jahre  aktiv  ge- 
dient haben,  gehören  dafür  nur  drei  Jahre  zur  Landwehr  L  Aufgebots; 
dasselbe  gilt  für  Mannschaften  der  Fußtruppea,  der  fahrenden  Feldartillerie 
und  des  Trains,  welche  freiwillig  im  stdienden  Heere  drei  Jahre  gedient 
haben.  Die  Mannschaften  der  LandwehricavaUerie  werden  im  Frieden  zu 
Übungen  nicht  herangezogen;  alle  übrigen  Mamischaften  der  Landwehr  L  Auf- 
gebots können  zu  zwei  Übungen  von  einer  Dauer  von  8  bis  1 4  Tagen  einberufen 
werden.   Die  Landsturmpflicht  dauert  bis  zum  vollendeten  45.  Lebensjahre. 

Wehrpflichtige,  welche  nicht  zur  Einstellung  in  einen  Truppenteil  ge- 
langen, werden  der  Ersatzreserve  überwiesen  und  sind  zur  Ableistiuig  von 
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drei  Übungen  von  lo,  6  und  4  Wochen  verpflichtet   Die  Zugehörigkeit 
zur  Eraatzieaenre  dauert  12  Jahre. 
riiijiMMhfc       Die  Kriegsmarine  ist  noch  in  der  Entwickdung  und  Forthüdung 

begriffen.  Die  RV.  enthält  im  Art.  53  nur  die  beiden  Sätse»  daA  der 
Oberbefehl  über  die  Kriegsmarine,  die  Organisation  und  Zusammensetzung 
derselben  und  die  Ernennung  der  Offiziere  und  Beamten  dem  Kaiser  zu- 
steht und  daß  die  Gesamtkosten  der  Kriegsflotte  aus  der  Reichskasse  be- 
stritten werden. 

Hierdurch  wird  die  Kriegsmarine  zur  unmittelbaren  Reichsanstalt 
erUSrt  und  die  Zuständigkeit  der  Einzelstaaten  voOag  ansgesdiloasen. 

Eine  reichsgesetzliche  Grundlage  erhielt  die  Organisation  der  Marine  aber 

erst  durch  die  Flottengesetze  vom  10.  April  1898  und  vom  14.  Juni  1900, 
und  ein  Gesetzentwurf  über  die  Vergrößerung  und  Verstärkung  der  Kriegs- 
flotte liegt  dem  gegenwärtigen  Reichstage  (1905/06)  vor.  Die  Flotte  zer- 
fallt in  die  Sclüachtflotte,  die  Auslandsflotte  und  die  Malerialreserve. 
Hierzu  treten  nodi  Torpedos,  SchulscfaifTe,  Spezialschiffe  und  Kanonen^ 
boote,  d«ren  Bestand  nicht  gesetzlich  bestimmt  ist 

Die  gesamte  seemännische  Bevölkerung  des  Reiches,  einschließlich 
des  Maschinenpersonals  und  der  Schiffshandwerker,  ist  vom  Dienste  im 
Landheer  befreit,  dagegen  zum  Dienst  in  der  Marine  verpflichtet,  auf 
welchen  die  Vorschriften  über  die  Wehrpflicht  entsprechende  Anwendung 
finden. 

a«iBhamari%N.  V*  Das  Relchsflnanzwesen.  Das  R«ch  hat  seine  «gene  Finanz- 
wirtschaft, eigenes  Vermögen,  eigene  Einnahmen  und  Ausgaben  und  dem^ 
gemäß  besteht  ein  Reichsfiskus,  welcher  als  ein  besonderes  Rechts- 
subjekt den  Landeskassen  der  Bundesstaaten,  des  Reichslandes  und  der 
Schutzgebiete  gegenüber  steht 

Das  Reichsvermögen  ist  teils  Finanz  vermögen,  welches  durch  die 
Staat8au%aben  selbst  nicht  geboten  ist,  dessen  Erträge  aber  zur  Deckui^ 
finan^eller  Beduzfidsse  dienen,  teils  Verwaltungsvermögen,  wddies  dßa 
fOr  die  staatliche  Tätigkeit  erforderlichen  Apparat,  das  Inventar  der  Staats- 
verwaltungen bildet  Das  Finanzvermögen  des  Reiches  besteht  gegen- 
wärtig aus  den  Reichseisenbahnen  in  Elsaß -Lothringen,  dem  Kriegsschatz 
im  Betrage  von  1 20  Millionen  Mark,  über  welchen  nur  zu  Ausgaben  für 
Zwecke  der  Mobilmachung  verfügt  werden  darf,  dem  noch  vorhandenen 
Restbetrag  des  Invalidenfonds  und  den  gewerblidien  Betrieben  der  Post 
und  Tdegraphie,  dw  Reidisdruckerei,  dem  Anteil  an  dem  Rmngefdnn 
der  Reichsbank  und  des  mit  Preußen  zusammen  herausgegebenen  Reichs- 
und Staatsanzeigers.  Auch  bestehen  für  die  Reichsverwaltungen  Betriebs- 
fonds.   Die  Unterscheidung  zwischen  Finanzvermögen  und  Verwaltungs- 

ReichMdwM«!.  Vermögen  findet  auch  Anwendung  auf  die  passiven  Vermögensbestandteile 
und  hat  hier  eine  besondere  staatsrechtliche  Wichtigkeit  Denn  die  Ent- 
stdiung  von  V^rwaltnugsschulden  ist  eine  notwendige  Folge  der  FShrung 
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der  Verwaltung  selbst;  die  Behörden,  welche  mit  diesen  Verwaltungfs- 
geschäften  betraut  sind,  sind  dadurch  auch  ipso  jure  zur  Eingehung  der 
davon  imtrennbarea  VezbindUchkeiteii  ennäcbtigt  und  diese  Schulden 
finden  ihre  Deckung  in  den  im  Reichshaushaltsetat  dafür  angewiesenen 

Beträgen;  sie  haben  daher  in  der  Regel  eine  nur  kurze  Dauer,  erneuern 
sich  aber  unablässig.  Zur  Eingehung  von  Finanzschulden  dagegen  ist  die 
Regierung  durch  den  allgemeinen  Auftraq^  zur  Führung  der  Verwaltung 
nicht  ermächtigt,  sondern  sie  bedarf  einer  besonderen  Ermächtigung  durch 
Reichsgesetz  für  jeden  einzelnen  Fall  einer  Inanspruclmalune  des  Reichs- 
kredits. Die  RV.  Art  73  schrribt  dies  vor  ffir  die  beiden  Hauptfonnen 
der  staatlichen  Kreditgeschäfte,  die  Aufiuhme  von  Anleihen  und  die 
Obemahme  von  Bürgschaften.  Die  Rechtsvorschriften  über  die  Reichs- 
anleihen sind  in  der  Reichsschuldenordnung  vom  19.  März  igoo  zusammen- 
gefaßt worden.  Die  Verwaltung  der  Reichsschulden  ist  der  preußischen 
Hauptverwaltung  der  Staatsschulden  unter  der  Oberleitung  des  Reichs- 
kanzlers übertragen. 

Die  Einnahmen  des  Reiches  bestehen  in  den  Erträgen  desReichsfinans- 
vennogens  und  dec^  Überschüssen  der  Betriebsanstalten,  in  den  Gebühren 
der  Reichsbehörden  und  den  Nebennutzungen  des  Verwaltungsvennögens, 
femer  in  den  Erträgen  der  Zölle  und  gemeinschaftlichen  Verbrauchssteuern, 
der  Reichsstempelabgaben  und  der  Banknotensteuer.  Dazu  kommen  etwaige 
Überschüsse  der  Vorjahre  und  außerordentliche  Einnahmen  durch  Hegebuug 
von  Anleihen.  Soweit  diese  Einnahmen  zur  Deckung  der  Bedürfnisse  nicht 
ausreichen,  sollten  sie  nach  dem  ursprünglichen  WorUaut  der  RV.  Art  70  „so- 
langfe  Reichssteuem  nicht  eingeführt  rind**  durch  Beiträge  der  einzelnen 
Bundesstaaten,  sog.  Matrikularbeiträge,  ergänzt  werden.  Dieses  System 
ist  durch  die  sog.  Frankensteinsche  Klausel  umgestoßen  worden,  indem 
der  größte  Teil  der  Einnahme  aus  den  Zöllen  und  der  Tabaksteuer 
und  der  volle  Ertrag  der  Branntweinverbrauchsabgabe  und  der  Stempel- 
steuer den  Einzelstaaten  überwiesen  wurden,  die  dafür  entsprechend 
größere  Matrikularbeiträge  zu  entrichten  hatten.  Da  durch  diese  An- 
ordnungen in  Verinndnng  mit  der  unmäßig  anwachsenden  Schulden- 
last des  Reiches  sowohl  die  flnanzwirtschaft  des  Reiches  als  auch  die 
der  Einzelstaaten  zerrüttet  und  aller  festen  Grundlagen  beraubt  wurden, 
hat  das  Reichsgesetz  vom  14.  Mai  1904  eine  —  allerdings  ungenügende 
—  Verbesserung  eingeführt,  indem  es  das  System  der  Überweisungen  ein- 
schränkte, die  ohnehin  längst  nicht  beachtete  Klausel  „solange  Reichs- 
steuem nidit  eingeführt  dnd"  aus  dem  Art  70  strich  und  bestimmte,  daft 
etwaige  Überschüsse  aus  den  Voijahren  sur  Deckung  außerordentlicher 
Ausgabst  dienen  sollen,  vorbehaltlich  anderer  Bestimmung  durch  das 
Etatsgesetz.  Die  völlige  Zerrüttung  der  Reichsfinanzen  in  Verbindung 
mit  dem  Anschwellen  der  Ausgaben  für  die  bewafiFnete  Macht,  die  Schulden- 
tilgung, die  Alters-  und  Invalidenversicherung,  die  Pensionen  usw.  macht 
eine    bedeutende  Erhöhung    der  Reichseinnahmen  zum  unabweisbaren 
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Bedürfnis,  zu  dessen  Befriedigung  1906  zahlreiche  neue  Steuern,  dar- 
unter eine  Reichserbschaitssteuer  und  eine  Fahrkartensteuer  eingeführt 
worden  sind. 

AMgAwk       Die  Attsgftbeiides  Reiches  twflian  ebenso  wie  ggwiase  Elndahmeninfo^ 

der  Sonderrechte  einzelner  Staaten  nicht  alle  Staaten  gleichmäßig;  es  gilt 
Äes  namentlich  von  den  Ausgaben  und  Einnahmen  der  Post  und  Telegraphie, 
der  Biersteuer  und  den  Kosten  derjenigen  Reichsbehörden,  deren  Zu- 
ständigkeit sich  nicht  auf  das  ganze  Reichsgebiet  erstreckt,  sowie  der 
Ausgaben  für  die  Keichsschulden,  insoweit  dieselben  für  Bedürfhisse, 
wddie  nicht  allen  Staaten  gemeinsam  sind,  aufgenommen  wwden  sind. 

Die  Matrikularbeitrige  werden  vcm  den  einzelnen  Bundesstaaten 
nach  Maßgabe  ihrer  (ortsanwesenden)  Bevölkerung  aufgebracht  und  werden 
vom  Reichskanzler  in  derjenigen  Höhe  ausgeschrieben,  welche  im  Etats* 
gesetz  festgestellt,  also  vom  Reichstag  bewilligt  ist.  Daher  die  Vorliebe 
desselben  für  die  Matrikularbeiträge,  denen  die  Mängel  einer  Kopfsteuer 
anhaften,  i'alls  der  Fall  eintreten  sollte,  daß  am  Jahresschluß  die  aus- 
gesdiriebenen  Beitri^  sich  als  su  hoch  erweisen,  so  soll  der  Überschufl 
den  Staaten  zurückgewährt  werden. 
Am.  Der  Reichshaushaltsetat  wird  durch  ein  Gesetz  festgestellt;  es  be- 
zeichnet dies  den  Weg  seiner  Feststellung;  seinem  Inhalt  nach  ist  er  ein 
Voranschlag  der  zu  erwartenden  Einnahmen  und  Ausgaben;  eine  Rechnimgs- 
aufstellung;  ein  Akt  ordnungsmäßiger  Verwaltung.  Er  soll  alle  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  enthalten.  Die  Wirtschaftsperiode  beträgt  ein 
Jahr  und  beginnt  mit  dem  i.  A^NriL  Der  Etat  scdl  vor  Beginn  des  Etatsjahres 
festgestellt  werden;  doch  wird  diese  V<nschrift  der  RV.  nicht  immer 
befolgt 

Eoatnie.  Die  Rechnungskontrolle  wird  von  Jahr  zu  Jahr  durch  besondere 
Gesetze  der  preußischen  Oberrechnungskammer  unter  der  Benennung 
„Rechnung;sh(»f  des  Deutschen  Reiches"  übertragen  und  nach  den  für 
Preußen  geltenden  Regeln  geführt.  Die  Kontrolle  umfaßt  die  kalkulatorische 
Mftmg  der  Kassenrechnungen  und  die  Ofdnungsmlfiigkeit  der  Belege; 
ferner  die  Prüfung,  ob  die  Kinnahmen  und  Ausgaben  rieh  im  EinUang 
mit  den  bestehenden  Gesetsen  und  Verwaltungsvorschriften  befinden;  end- 
lich inwieweit  die  Verwaltung  dem  Etat  gemäß  gefuhrt  ist 

Die  allgemeine  Rerhnunc^  über  den  Jahreshaushalt  des  Reiches  und 
die  Bemerkungen  des  Rechnungshotes  sind  dem  Bundesrat  und  Reichstag 
vorzulegen,  welche  dem  Reichskanzler  die  Entlastung  (Decharge)  zu  er- 
teilen haben,  wenn  sie  begrfindete  Ausstdlungen  an  der  Redmung  nicht 
eiheben*   


T,  Allgemeiner  Charakter  der  Staatsverfassungen.  Die 
EiBfShnaffdM  deutschen  Staaten  sind  mit  Ausnahme  der  drei  freien  Stadtetaateu  (Hain- 
^■SJJJJjjJ*"  bürg,  Bremen  und  Lübeck)  und  Mecklenburgs  konstitutionelle  Monarchien. 
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Die  Eiaführung  dieser  Verfassungsform  erfolgte  in  den  süddeutschen 
Staaten  (Bayern,  Württemberg,  Baden  und  Hessen)  bald  nadi  Gründung 
des  Deutidieii  Bundes  in  den  Jahren  1818 — 1820;  eine  zweite  Gmppe 
folgte  unter  den  Einwiilcnngen  der  franzoaiaclien  Julirevointion  in  der  Zeit 

von  1831  — 1833  (Sachsen,  Kiu'hessen,  Braunschweig,  Hannover);  endlich 
Preußen  nebst  einigen  anderen  Staaten  1848  und  in  den  nächstfolgenden 
Jahren.  Alle  diese  Verfassungen  beruhen  auf  dem  monarchischen 
Prinzip  im  Gegensatz  zu  dem  auf  der  Volkssouveränität  beruhenden 
Parlamentarismus,  d.  h.  die  gesamte  Staatsgewalt  ist  in  dem  Oberhaupt 
des  Staates  vereinigt  geblieben;  der  Landesherr  ist  der  Tfiger  der  dnheit- 
lichen  Staatsgewalt;  alle  Redite,  wdiche  ihm  vor  der  Verbssung 
gestanden  haben,  sind  ihm  insoweit  verblieben,  als  ihre  Ausübung  nicht 
durch  die  Verfassung  und  I^ndesgesetzgebung  beschränkt  worden  ist  Der 
I^ndesherr  hat  nicht  sein  Monarchenrecht  erst  durch  die  Verfassung  er- 
halten, sondern  er  hat  vielmehr  die  Verfassung  dem  Lande  verliehen  imd 
sich  dadurch  selbst  beschränkt  Durch  die  Kntwickelung  des  modernen 
Staates  zu  einem  ozganiaerten  Gemeinwesen,  zu  einer  Person  des  SflSent« 
liehen  Rechtes  hat  sich  aber  das  VerhUtnis  des  Monaxdien  zum  Staat 
allerdings  wesentlich  verändert;  er  ist  nicht  mehr  wie  im  sog.  patrimonialen 
oder  feudalen  Staat  der  Eigentümer  oder  Lehnsbesitzer  der  Territorien, 
Herrschaften,  Schlösser  und  Güter,  aus  denen  sich  das  landesherrliche 
Gebiet  zusammensetzte;  er  steht  nicht  mehr  über  dem  Staate  als  der 
Herr,  dem  Land  und  Leute  gehörten  nach  Art  eines  privatrechtlichen  Be- 
sttzredits  (dominium  eminens),  sondern  er  steht  innerhalb  des  Staates  und 
sdner  Reditsordnung;  er  ist  das  Haupt  des  Staates,  ein  Organ  des  staaU 
liehen  Gemeinwesens.  Diese  Veränderung  ist  aber  nicht  die  Folge  der 
Einführung  der  konstitutionellen  Verfassungsform  vmd  durch  sie  nicht 
bedingt,  sondern  hat  sich  schon  viel  früher  im  absoluten  Staat  vollzogen 
oder  vorbereitet;  besonders  in  Preußen. 

Dem  Landesherm  ist  aber  zur  Seite  gestellt  ein  Landtag,  dessen 
historische  Wurzeln  weit  hinauf  reichen  in  längst  vergangene  Zeiten,  der 
aber  eben&lls  seinen  rechtlichen  Qiaraktv  geändert  hat  und  ans  einer 
Einrichtung  zur  Geltendmachung  der  subjdrtiven  Rechte  der  privilegierten 
Stände,  der  Kirchen,  Klöster,  Grundherren,  adligen  Gutsbesitzer  und 
Kommunen  zu  einem  Organ  des  staatlichen  Gemeinwesens,  zu  einer  Volks- 
vertretung sich  vungewandelt  hiit  Unter  der  Einführung  der  konstitutionellen 
Verfassungsform  verstand  man  vorzugsweise  die  Umbildung  der  alten 
Stände  in  eine  VoUcsvertretung  und  die  Regelni^  ihrer  Zusammensetzung 
und  ihrer  Befugnisse.  Die  Volksvertretung  ist  nicht  Träger  der  Staats- 
gewalt; sie  hat  auch  keinen  Anteil  an  derselben;  sie  hat  keine  obri^^Eei^ 
liehen  Herrschaftsrechte  über  die  Staatsangehörigen;  sie  kann  den  Staat* 
liehen  Willen  nicht  zur  Ausführung  bringen;  aber  sie  beschränkt  den 
Landesherrn  in  der  Ausübung  der  Regierungsrechte,  indem  er  an  ihre 
Mitwirkung,  Bewilligung  und  Kontrolle  gebunden  ist.  « 
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KdodTcOnc  Es  g\ht  daher  in  den  deutschen  Staaten  keine  Teilung"  der  Gewalten 
im  Omaliiio.  j^jj  Sinne  der  von  Montesquieu  beg^ründeten,  weitverbreiteten  und  nament- 
lich in  der  nordamerikanischen  Verfassung  scheinbar  verwirklichten  Theorie. 
IMe  l^aat^walt  ist  dnlieitiidi  und  mizerslAi^lL  Aber  Funktionen 
der  Staatsgewalt  sind  ihrer  Eigenart  entsprechend  an  vexsdiiedene  Organe 
verteilt  und  an  verschiedene  Fcwmen  gebunden.  Wenn  der  Monarch  unter 
der  Mitwirkung  oder  Zustimmung  der  Volksvertretung  handelt,  gleichviel 
ob  er  dazu  verfassung-srechtlich  icfenötigt  ist  oder  freiwillig'  diese  Zu- 
stimmung einholt,  bezeichnet  man  diese  Form  der  staatlichen  Willens- 
äußerimg  als  Gesetz  und  den  Landtag  als  den  gesetzgebenden  Körper 
und  stellt  dem  Bereich,  in  weldiem  der  Landesherr  allein  Regierungaakte 
vormnehmen  befugt  ist,  die  geset^bende  Gewalt  und  ihre  ^hare  gegen- 
über. Da  es  femer  ein  allgemein  empfundenes  Bedürfiiis  und  eine  für  die 
Rechtsordnung  und  den  Rechtsschutz  unentbehrliche  Sicherung  ist,  daß 
die  Gerichte  unabhäng-igf  von  Anordnungen  der  Regierung^sbehörden  nach 
eigener  freier  Übcrzcuv^ung  entscheiden,  so  faßt  man  die  den  Gerichten 
übertragenen  1  unktionen  mit  Rücksicht  auf  diese  Unabhängigkeit  als  die 
xidlitexliche  Gewalt  zusammen.  Endlich  bezeichnet  man  die  fibrigfen  Staat» 
liclien  Funktionen,  die  AnsfQlurung  der  Gesetze,  die  Verwaltung  der  staat- 
lichen Geschäfte  als  die  exekutive  oder  administrative  Gewalt  Eine 
objddiTe  Abgrenzung  der  staatlichen  Funktionen  und  eine  Einteilung  der 
staatlichen  Tätigkeiten  wird  dadurch  aber  in  keiner  Weise  gegeben.  Zum 
Inhalt  eines  Gesetzes  kann  alles  yemacht  werden,  was  nur  überhaupt 
denkbarerweise  Gegenstand  eines  staatlichen  Willensaktes  sein  kann; 
nichts  ist  von  dieser  Form  aufschlössen.  Die  gesetzgebende  Gewalt  ist 
daher  ein  unbegrenzter  und  deshalb  nichtssagender,  inhaltsloser  Begrifit 
Ebenso  kann  den  Gerichten  alles  zugewiesen,  alles  entzogen  werden; 
haben  auch  in  der  Tat  nicht  bloß  Entscheidungen  zu  fallen,  sondern 
massenhaft  Verwaltuntrscfeschäfte  zu  erledigen,  wahrend  anderseits  zald- 
reiche  Rechtsstreitigkeiten  vom  Rechtsweg  ausgeschlossen  sind.  Auch 
kann  man  jede  Behörde  gesetzlich  als  Gericht  bezeichnen,  wenngleich  ihre 
Zusammensetzung  und  ihr  YetfUiren  geringe  Garantien  der  Unabhängig- 
keit bieten.  Der  Begriff  der  richterlichen  Gewalt  ist  daher  ebenfiiUs 
inhaltslos  und  niditssagend.  Das  gleiche  gät  demzufblge  auch  von  dem 
übrigbleibenden  Rest  der  staatlichen  Tätis^eit,  der  sog.  Ezdcutive  oder 
Verwaltimg. 

Die  erwähnte  Einteilung  der  Staatsgewalt  hat  dagegen  in  anderer 
Richtung  eine  staatsrechtlich  praktische  Bedeutung.  Die  im  konstitutionellen 
Staat  bestehende  IBidrterverantwortlichkdt  ist  vollkommen  ausgeschlossen 
für  alle  unter  Mitwirkung  oder  Genehmigung  der  Volksvertretung  erfblgtan 
Res^erui^fsakte.  Für  alle  zur  Zuständigkeit  der  Gerichte  gdiSrenden  Gre- 
sdiäfte  hat  sie  nur  den  negativen  Inhalt,  daß  keine  widerrechtliche  Ein- 
wirkung und  Beeinflussung  auf  die  gerichtliche  Tätigkeit  ausgeübt  wird. 
Für  alle  übrigen  durch  Verwaltungsbehörden  zu  fuhrenden  Geschäfte  er- 
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stredct  de  sich  positiv  auf  die  Art  ihrer  Erledigungy  ihre  GesetzmSfiig-- 
keit  uml  Zweclonaßigkeit  Die  sog.  Teilung  der  Gewatten  ist  sonach  im 
koostitutioiielleD  Staat  eine  Eintdühwg  der  staatlichen  Funktionen  in 
Beziehung  auf  die  Ministerversntwortlichkeit 

II.  Das  Mooarchenrecht.    Der  Monarch  ist  das  Oberhaupt  des  nnrUmmiiMg 
Staates;  der  ataatlidie  VnSle  ersdieint  als  sein  Wüle.  Er  ist  der  Vei^  »»«"^ 
treter  des  Staates  in  völkerrechtiicher,  staatsrechtUcher  und  vermogens- 
rechtfichMr  Hinsicht;  auch  dem  Reich  gegenüber.  Er  ist  der  Führer  der 

Regierungfsgeschäfte  und  verwirklicht  dieses  Recht  durch  die  Ernennung 
und  Entlassung  der  Beamten;  insbesondere  kann  er  Beamte,  deren  Amts- 
führung in  Einklang  mit  der  von  ihm  befolgten  Politik  stehen  muß 
(Minister  usw.),  jederzeit  in  den  Ruhestand  versetzen.  Er  hat  das  Recht, 
den  Landti^  zu  berufen,  zu  vertagen,  zu  sdilieBen  und  aufzulösen  und 
ihm  Vorliefen  zur  Beratung  und  Beschlußfassung  zuzuweisen. 

Der  Monarch  Icann  innerhalb  des  Staates  von  niemandem  zur  Ver- 
antwortung gezogen  werden.  Dies  gilt  sowohl  in  strafrechtlicher  als  in 
politischer  Hinsicht.  Dieser  Unverantwortlichkeit  entspricht  aber  eine  Be- 
schränkung seiner  staatsrechtlichen  Handlungsfähigkeit.  Alle  Regierungs- 
akte des  Landesherrn  bedürfen  der  Gegenzeichnung  eines  Ministers,  welcher 
dadurch  die  Verantwordiclikeit  für  sie  übernimmt  In  privatrechtlichen 
VeihSltnissen  unterliegt  der  Lande^err  dagegen  der  Gerichtsbariceit  der 
ZivUgeridite,  indem  man  sdne  Vermögensverwaltung  als  vcm  seiner  Persern 
getrennt  ansieht 

Der  Monarch  genießt  einen  besonderen  Rechtsschutz;  Verletzungen 
seiner  Person  und  Beleidigungen  sind  mit  schweren  Strafen  bedroht 
£r  ist  durch  gewisse  Ehrenrechte  ausgezeichnet;  insbesondere  ge- 
bfUiren  ihm  die  dem  Range  des  Staates  entsprechenden  Titulaturen,  die 
Instgnien  (Krone,  Zqpter,  Thron  usw.),  die  dem  HofiEeremonieU  und  dem 
militärischen  Gebrauch  entsprechenden  Ehrenbezeigungen ,  Erwähnung  im 
Kirchengebet  Er  hat  einen  Hofstaat.  Thm  gebührt  eine  Krondotation 
oder  Zivilliste  zur  Bestreitung  der  Kosten  der  Hofhaltung  und  Repräsentation. 

Das  Monarchenrecht  ist  ein  erbliches  Recht.  Der  Anspruch  auf  ThnMlgn, 
den  Thron  beruht  auf  Abstammung  aus  der  landesherrlichen  Familie  oder 
Dynastie.  Thronfolgeberechtigt  sind  die  agnatisdien,  ebenbürtigen  Abkömm- 
linge des  ersten  Erwerbm  der  Krone;  die  meisten  deutschen  Ver&ssungen 
lassen  aber  beim  Aussterben  des  Mannesstammes  subsidiär  eine  Throne 
folge  der  weiblichen  Linien  (Erbtochter)  und  Kognaten  zu.  Die  Thron- 
folgeordnung ist  die  Primogcniturordnung,  d.  h.  die  agnatische  Linealfolge 
mit  dem  Vorzug  des  Erstgeborenen  und  seiner  Deszendenz.  Beim  Aus- 
Sterben  der  Dynastie  und  in  Ermangelung  aller  erbberechtigten  Anwärter 
ist  durch  ein  Spezialgesetz  die  Thronfolge  zu  ordnen. 

Wenn  der  Monarch  wegen  Mindexjährigkeit  oder  w^nen  eines  geistw  Uminwun 
gen  oder  körperlichen  Grebrecheos  dauernd  regierungsunfilüg  ist,  so  wird 
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er  nach  dem  jetzigen  Recht  nicht  von  der  Thronfolge  ausgeschlossen, 
sondern  in  der  Führung  der  Regieningsgeschäfle  durch  einen  Regenten 
vertreten.  Über  das  bei  Einsetzung  einer  Regentschaft  zu  beobachtende 
Yetiaibxea  enfbalten  die  deutschen  Verfassungen  Vorschriften,  die  im 
^nzelnen  vielfitch  voneinander  abweichen.  Der  Regent  Übt  die  Staats- 
gewalt In  demselben  Umfange  und  mit  dersdben  Unabhängigkeit  und 
Freiheit  von  aller  Verantwortlichkeit  aus  wie  der  Monarch;  jedoch  nicht 
im  eigenen  Namen,  sondern  im  Namen  des  Monarchen.  Er  ist  nicht  der 
Mandatar  des  letzteren,  sondern  hat  ein  eigenes,  in  der  Verfassimg  des 
Staates  und  dem  Hausgesetz  der  Dynastie  begründetes  Recht  auf  die 
Regentschaft.  Die  Berufung  zur  Regentschaft  erfolgt  nach  der  Primogenitur- 
ordnung  mit Obergehung  der  regienmgsunfahigen  Prinzen;  in  Ermangelung 
eines  r^giemi^psfShigen  Agnaten  berufen  viele  deutsche  Verfiusungen  die 
Mutter  des  mindeijährigen  Thronefben  zur  Regentschaft;  es  ist  dies  ^ 
Rest  der  dem  patrimonialen  Staat  entsprechenden  Auflassung  der  Regent 
sdiaft  als  Regiprung^svormundschaft.  Nach  der  preuAtschen  Verfassung 
Art.  57  haben  die  beiden  Kammern  in  vereinigter  Sitzung  einen  R^eoten 
zu  wählen,  wenn  kein  regierimgsfahiger  Agnat  vorhanden  ist 

Die  ebenbürtigen  Mitglieder  des  landesherrlichen  Hauses  haben 
^en  erhöhten  Rechtsschutz  gegen  Verletzungen  und  Beleidigungen,  ge- 
wisse Ehrenrechte  und  Anspruch  auf  Apanage  re^.  Wttwenversorgimg. 
Die  gro%'ihrigen  Prinzen  smd  in  der  Regd  Mitglieder  der  Ersten  Kammer. 

R«c)itiicbe Katar  III.  Dcr  Landtag.  Der  Landtag  ist  ein  unmittelbares  Oigan  des 
dM  Laadtaci.  g^a^^tp«;.  jj^^  ^yj]!  sagen:  er  leitet  seine  Zuständigkeit  unmittelbar  aus  der 
Verfassung  ab,  ohne  Übertragung  von  sciten  eines  anderen  Organs,  auch 
nicht  vom  Volke;  denn  das  Volk  ist  kein  Organ  des  Staates.  Der  Ausdruck 
„Volksvertretung"  hat  nur  eine  politische  Bedeutung,  indem  er  auf  die  Be- 
tdligung  des  Volkes  an  der  Bildung  des  Landtags  hfarirrist;  ein  juristisdier 
Sinn  liegt  in  der  Bezeichnung  nicht  Denn  das  Volk  ist  kein  vom  Staat  ver- 
schiedenes Rechtssubjek^  weldies  vertreten  werden  konnte  und  der  Landtag 
ist  kein  Rechtssubjekt,  welches  Vertreter  sein  kann.  Die  Funktionen,  welche 
der  Landtag  ausübt,  sind  staatliche;  das  Volk  hat  keine  Rechte,  welche  sich 
gegen  den  Staat  kehren;  Volk  und  Staat  sind  eins,  denn  der  Staat  ist  die 
rechtliche  Ordnung  und  Personifikation  des  Volkes.  Auch  der  einzelne 
Abgeordnete  ist  nicht  Vertreter  oder  Mandatar  des  Volkes  oder  eines  Wahl- 
kreises oder  seiner  Wähler;  er  hat  vielmehr  sein  Amt  auf  Grund  der  Ver- 
flMsung  und  die  WaU  ist  nur  eine  Art  —  und  nicht  die  rinzige  —  wie 
ihm  dieses  Amt  übertragen  wird.  In  dem  in  den  Verfossui^en  zegelmiAig 
wiederkehrenden  Satz,  daß  der  Abgeordnete  an  Instruktionen  nldit 
bunden  ist,  findet  dies  Ausdruck. 

Der  I-andtag  hat  kein  Imperium,  keinen  Anteil  an  der  Staatsgewalt; 
er  kann  niemandem  etwas  befehlen  oder  verbieten;  er  kann  den  Staat  in 
keinem  Falle  vertreten.   Der  Landtag  kann  nur  Beschlüsse  fassen,  aber 
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sie  nicht  zur  Ausführung  bringen-  Diese  Beschlüsse  sind  nicht  an  die 
Untertanen  gerichtet,  sondern  —  von  einzelnen  Ausnahmefallen,  nament- 
üch  Wahlprüfungen,  Ministeranklagen,  Wahl  eines  Regenten,  abgesehen  — 
immer  an  den  Landesherm  oder  die  Regierung  adressiert  Der  Land- 
tag erUirt  dem  Landesherrn  die  Zustiiiimung  zu  Gesetzen;  richtet  an 
den  Laadesherm  oder  die  Regit  rung  Bitten»  Beschwerden,  Adressen,  An- 
fragen; erteilt  der  Regierung  die  £ntlastung.  Den  Untertanen  gegenüber 
haben  die  Beschlüsse  des  Landtags  an  und  für  sich  gar  keine  Rechts- 
wirkung, aber  "sie  sind  die  verfassungsmäßige  notwendige  Vorbedingung 
für  gewisse  Regierungsakte  des  Landesherm,  insbesondere  für  Gesetze. 
Da  der  Lsmdeshaushaltsetat  im  Wege  der  Gesetzgebung  festgestellt  wird, 
so  erstreckt  sich  der  Einflufl  des  Landtags  auf  die  gesamte  Verwaltung, 
soweit  sie  tmt  Einnahmen  und  Ausgaben  verbunden  ist;  und  auch  soweit 
sie  dies  nicht  ist,  imterliegt  sie  der  Kritik  und  Kontrolle  des  Landtage 
Hierin  liegt  eine  wichtige  und  wertvoUe  Garantie  nicht  mir  gegen  eine 
parteiische  und  gc>setzwidrige  Verwaltung,  sondern  auch  gegen  den  Eigene 
sinn,  Schlendrian  und  anderen  Unfug  der  Bureaukratie. 

Der  Landtag  besteht  in  Preußen,  Bayern,  Sachsen,  Württemberg,  ^uummiM- 
Baden  und  Hessen  aus  zwei  Kammern  (Häusern),  in  den  übrigen  Staaten  "***"*• 
aus  einem  Kollegium.  Wo  das  Zweikammeraystem  besteht,  besdüieflt 
jede  Kammer  selbständig  fOr  sidi,  und  zu  einem  Landtagsbesdduft  ist  ein 
flbereinsHinmendes  Votum  beider  Kammern  exforderlich.  Ausnahmsweise 
werden  fOr  gewisse  Beschlüsse  beide  Kammern  zu  einer  gemeinschaftlichen 
Sitzung  vereinigt  In  den  inneren  Angelegenheiten  beschließt  jedes  Haus 
selbständig  für  sich.  Für  die  Zusammensetzung  der  Kammern  fehlt  es  an 
einer  gemeinrechtlichen  historischen  Gnmdlage;  die  Rechte  der  Einzel- 
staaten weichen  sehr  voneinander  ab.  Die  zweite  Kammer  wird  überall 
durch  Wahlen  gebildet;  doch  treten  in  einzelnen  Staaten  lifitglieder  des 
Landadels,  Vertreter  der  Höchstbesteuerten  usw.  hinzu.  Das  Wahlrecht 
ist  sehr  verschieden  gestaltet  Bald  ist  es  ein  allgemeines  glddies,  bald 
—  wie  in  Preußen  — -  nach  Klassen  abgestuft  oder  durdk  die  Entrichtung 
einer  direkten  Steuer  von  gewisser  Höhe,  Wohnsitz  von  gewisser  Dauer 
usw.  bedingt.  Bald  erfolgt  die  Wahl  öffentlich  zu  Protokoll,  bald  geheim 
durch  Stimmzettel.  Die  Wahl  ist  in  den  meisten  Staaten  eine  indirekte,  durch 
sog.  Wahlmänner  vermittelte,  in  anderen  Staaten  eine  direkte.  Am  Ende  der 
L^fislaturperiode  findet  in  maachm  Maaten  dne  Totalemeaemng  statt,  in 
anderen  scheidet  periodisch  die  Hüfte  oder  ein  Drittel  der  lifilglieder  aus. 
Gregenwirtig  besteht  in  mehreren,  namentlich  suddeutschen  Staat«!  eine  Be» 
wegung  zur  Reform  des  Wahlrechts  imd  der  Zusanmxensetzung  des  Landtags, 
welche  in  Baden  bereits  einen  Abschluß  g^efunden  hat  durch  das  Gresetz  vom 
24.  August  1904.  Neuerdings  auch  in  Bayern  und  sie  steht  in  Aussicht  in 
Württemberg.  Die  ersten  Kammern  bestehen  in  der  Regel  aus  erblichen 
oder  lebenslänglichen  MitgUedem,  doch  treten  in  einigen  Staaten  auf  Zeit 
gewählte  Vertreter  hinzu.    Mitglieder  sind  die  großjährigen  Prinzen  des 
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landesherrlichen  Hauses,  die  im  Staatsgebiet  mit  Grundbesitz  angesessenen 
Staadesherren,  Großgrundbentzer,  Vertreter  des  landsässigea  Adels,  derKir- 
cfaeOtUoiTersitiltea,  gröAeren  Städte  und  vom  landesherm  berufene  Persoaen. 
Jede  Kammer  hat  das  Recht,  die  Legitimation  ihrer  llfitglieder  za 

prüfen,  ihren  Präsidenten,  Vizepräsidenten  und  die  Schriftfiihrer  zu  waUen 
und  —  in  der  Regel  —  sich  selbst  die  Geschäftsordnung  zu  geben.  Alle 

Mitglieder  haben  die  parlamentarische  Immunität;  sie  können  für  ihre  Ab- 
stimmung und  für  die  im  parlamentarischen  Beruf  getanen  Äußerungen 
außerhalb  der  Kammer  nicht  zur  Verantwortung  gezogen  werden.  Die 
gewählten  Mi^lieder  erhalten  Tagegelder. 

uriMw.       IV.  Die  Behörden.   An  der  Spitze  der  Landesverwaltung  steht  in 
den  kleinen  Staaten  ein  Minister,  in  den  groBeren  ein  Ministerium, 

dessen  einzelne  Mitglieder  Ressorts  verwalten,  welche  nach  der  Große 
der  Staaten,  ihren  besonderen  Bedürfnissen  und  hergebrachten  Einrichtungen 
in  sehr  mannigfacher  Weise  verteilt  und  abgegrenzt  sind.  In  den  Staaten 
mit  eigener  Kontingentsverwaltung  muß  infolge  reichsrechtlicher  Bestim- 
mungen ein  Kriegsministerium  bestehen.  Der  Minister  der  auswärtigen 
Angelegenheiten  hat  die  Beziehungen  zum  Reich  und  zu  den  anderen 
deutsdien  Staaten  wahrzunehmen  und  ist  in  der  Regel  zugleich  der  Ifinister 
des  landesherrlichen  Hauses.  Während  im  Reicfa  nur  dn  Minister  sSmt* 
liehe  Ressorts  beherrscht  und  die  Staatssekretäre,  welche  die  Chefs  der 
obersten  Reichsbehörden  sind,  ihm  staatsrechtlich  untergeordnet  sind,  be- 
steht in  den  Kin/.elstaaten  in  der  Regel  für  das  Ministerium  das  Kollegial- 
system, so  daß  der  sog.  Premierminister,  wo  ein  solcher  existiert,  nur  den 
Vorsitz  in  den  Beratungen  führt,  einen  Jiiniiuß  auf  die  Leitung  und  Ver- 
teilung der  Geschäfte  hat,  im  übrigen  aber  nur  primus  inter  pares  ist 

Der  Afinister  ist  zunichst  dem  Landesherm  dafSr  verantworüich,  daß 
in  dem  ihm  unterstellten  Zwdige  der  Verwaltung  die  Gesdhafte  nach  den 
Gresetzen  und  Verordnungen,  gemäß  den  Interessen  des  Landes  und  in  Ober- 
einstimmung mit  den  Ansichten  und  Wünschen  des  landesherm  gefuhrt 
werden.  T^ios  ist  dadurch  gesichert,  daß  der  Minister  jederzeit  ohne  Angabe 
von  Gründen  aus  dem  Amt  entlassen  oder  zur  Disposition  gestellt  werden  kann. 

Zugleich  ist  der  Minister  aber  auch  dem  Landtage  für  seine  Amts- 
fihmng  verantwortlich  (sog.  konstitutionelle  Verantwortlidik«t).  Sie  wird 
dadurch  geltend  gemadit,  dafi  der  Ifinister  dem  Landtage  Rede  stehen 
mufl  auf  Interpdlationen  und  Anfragen,  welche  sein  Ressort  betreffen,  und 
daß  der  Landtag  durch  Beschlüsse  odw  durch  Beschwerden  und  Adressen 
an  den  Landesherm  seine  Mißbilligung  aussprechen  und  Abhilfe  verlangen 
MäMmnsa^tß.  kann.  Außerdem  hat  in  vielen  Staaten  der  Landtaj^f  das  Recht,  den  Minister 
wegen  Gesetzesverlctzunj^en  oder  anderer  Pflichtverletzungen  anzuklagen. 
In  der  preußischen  Verfassung  ist  dieses  Recht  anerkannt;  es  fehlt  aber 
bisher  an  einem  Gesetz,  welches  die  erforderliche  nähere  Regelung  dieses 
RechtriosHtuts  enthSlt;  in  dui  Mittdstaaten  ist  diese  Regelung  durch  die 
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Vcrfassungfen  und  durch  besondere  Gesetze  erfolgt.  Der  Gerichtshof,  welcher 
auf  Ministeranklagen  zu  erkennen  hat,  kann  keine  öffentliche  Strafe,  sondern 
nur  Amtsentsetzung  aussprechen.  Aus  diesem  Grrunde  stehen  diese  „Staate 
gnichtsh5f(e<*  nicht  im  Widerspruch  mit  dem  Gerichtsverfiusungsgesetz. 
Das  landesherrliche  B^poadigungsrecht  ist  ausgeschlossen.  Bd  den  heutigen 
Verhiltnissen  ist  das  ganze  Rechtdnstitut,  welches  in  der  Verfassuiqrs- 
geschichte  Englands  ehemals  eine  so  wichtige  Rolle  gespielt  hat  und  eng- 
lischen Einrichtungen  nachirobildet  ist,  nicht  mehr  von  praktischer  Bedeutung. 

Um  die  Verantwortlichkeit  des  Ministers  nach  zwei  Seiten  hin  möglich  zu 
machen,  ist  er  berechtigt,  die  Gegenzeichnung  und  Ausführung  landesherr- 
licher Anordnungen  zu  verweigern,  ohne  daß  ein  landesherrlicher  Befehl  ihn 
daran  hindern  kann,  und  jederzeit  seine  Entlassung  aus  dem  Amt  su  verlangen. 

Den  Ministem  sind  die  anderen  Behörden  untergeordnet  Das  Be- B«iai*MHir 
hordensystem  der  einseinen  Staaten  ist,  sdion  wegen  der  versduedenen 
GrOfie  derselben,  sehr  verschieden;  Bezeichnui^,  Geschäftsverteilung  und 
Organisation  sind  mannigfach.  Jedoch  ist  teils  wegen  der  Gleichartigkeit 
der  Aufgaben  und  Bedürfnisse,  teils  infolge  der  in  den  Reichsgesetzen  ent- 
haltenen Vorschriften  die  Verschiedenheit  in  Wirklichkeit  nicht  so  groß 
wie  es  den  Anschein  hat  Überall  sind  drei  Hauptarten  von  Behörden  zu 
untMTScheideny  Creiichte,  Verwaltungsbehörden  und  MilitAihdidrden.  Ifin- 
sichtlich  der  inneren  Verfassung  serüsdlen  die  Behörden  in  k<^egia]i8che 
und  nadi  dem  Bureauqrstem  organisierte»  d*  h.  solche,  bei  denen  der  Chef 
allein  die  endgrültige  Entscheidung  hat  und  demgemäß  auch  die  Ver- 
antwortung trägt.  Zur  Prüfung  der  Rechnungen  und  zur  Sichenmg  einer 
ordentlichen,  sparsamen,  zweckmäßigen  und  dem  Etatsgesetz  entsprechenden 
Verwaltung  besteht  eine  Rechnungsbehörde,  welche  dem  gesamten  Ver- 
waltungsorganismus, auch  dem  Ministerium,  selbständig  und  unabhängig 
gegenübersteht 

• 

V.  Die  Beamten  oder  Staatsdiener.  Zur  Besorgung  der  Staat-  htwUM. 
liehen  Geschäfte  werden  die  dazu  geeigneten  (z.B.  durch  Ablegung  der 
vorgeschriebenen  Prüfungen  qualifizierte)  Personen  angestellt.  Nicht  jeder, 
welcher  staatliche  Geschäfte  besorgt,  ist  ein  Beamter.  Einerseits  unter- 
scheidet er  sich  von  Personen,  welche  wie  Lieferanten,  13auuntemehmer 
u.  dgl.  dem  Staat  in  einem  privatrechtlichen  Verhältnis  gleichberechtigt 
gegenüberstehen;  anderseits  von  denjenigen,  weldie  rine  gesetzliche  Untei^ 
tanenpflichl^  z.  B.  als  Soldaten,  Geschworene,  Schöffen  usw.  erffillen  müssen; 
sie  mögen  wollen  oder  nicht;  Niemand  kann  Beamter  werden  ohne  ein 
zweisMtiges  Rechtsgeschäft,  cUe  sog.  Anstellung,  welches  zwischen  ihm 
und  dem  Staate  abgeschlossen  wird.  Es  genügt  nicht,  daß  er  einer  An- 
stellungsverfugung  nicht  widerspricht;  er  muß  positiv  einwilligen  und  ge- 
schäftsfähig sein.  Die  Anstellung  ist  sonach  ein  Vertrag.  Aber  das  durch 
diesen  Vertrag  begründete  Verhältnis  ist  kein  obligatorisches,  sondern  ein 
öffentlich-rechtliches,  indem  der  Beamte  in  ein  Gewaltverluiltnis  zum  Staate 
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tritt;  nur  bei  der  Begründung  des  Verhältnisses,  bei  dem  Abschluß  des 
AnstdlnngsvertCBges  ist  «r  frei;  ist  er  in  den  Staats^eost  eingetreten,  so 
befindet  er  sich  in  einer  seine  Person  eigrrifenden  Unterordnung  uirter 
eine  Herrschait  Man  hat  dies  als  dnen  „Zustand"  chaiakteriaert;  damit 

ist  aber  wegen  der  Unbestimmtheit  dieses  Begriffes  wenig  gewonnen;  auch 
durch  einen  privatrechtlichen  Dienstvertrag,  Gesellschaftsv  ertrag  und  andere 
Geschäfte  entsteht  ein  „Zustand".  Das  Wesentliche  ist,  daß  das  Verhältnis 
nur  mit  dem  Willen  des  Beamten  entstehen  und  fortbestehen  kann  und  daß  der 
Beamte  einer  besonderen  Gewalt,  der  Dienstgewalt  des  Staates  unterworfen  ist. 

Daß  der  Beamte  tatsächlich  ein  Amt  fuhrt,  gehört  nicht  zum  Wesen 
dieses  Veihältnisses,  sondern  nur,  daB  er  verpifliditet  ist,  wenn  ihm  tm 
Amt  übertragen  wird,  es  zu  fuhrea  Auch  der  beurlaubte,  zur  Dispodtion 
grestellte,  zeitweilig  nicht  verwendete  Beamte  bleibt  Beamter.  Die  diensU 
Uchen  Rechtsverhältnisse  der  Landesbeamten  sind  in  den  meisten  Staaten 
nach  dem  Vorbilde  des  Reichsbeamtengesetzes  geregelt 
■■iHpllrMw  Die  Pflicht  des  Beamten  besteht  im  wesentlichen  in  der  Führung  des 
ihm  übertragenen  Amtes;  er  ist  dabei  zum  Gehorsam  gegen  gesetzmäßige 
Dienstbefehle  der  vorgesetzten  Behörde  und  zur  Treue  verpflichtet,  d.  h. 
er  soll  sein  Amt  nach  bestem  Wissen  und  Können,  nötigenfalls  sdbst  mit 
Aufopferung  persönlicher  Interessen  wahrnehmen.  Dahin  gehört  auch  die 
Amtsverschwiegenheit  Der  Beamte  muA  ferner  in  und  auAer  dem  Amt 
ein  achtungswürdiges  Verhalten  beobachten  und  er  unterliegt  gewissen 
Beschränkungen  (Verbot  des  Gewerbebetriebs;  der  Bekleidung  von  Neben- 
ämtern, der  Annahme  von  Geschenken,  Titeln,  Ehrenzeichen;  Heirats- 
konsens). Die  Verletzung  von  Amtspflichten  als  solche  ist  mit  Disziplinar- 
strafen bedroht,  durch  welche  die  Dienstgewalt  sich  geltend  macht, 
unabhängig  davon,  ob  die  Pflichtverletzung  den  Tatibestand  eines  mit  öfTen^ 
lidier  Strafe  bedrohten  Delikts  bildet  oder  die  Verpflichtung  zum  Schaden- 
ersatz begründet  • 
lUdM.  Die  Rechte  des  Beamten  bestehen  in  dem  Anspnidli  auf  Schutz  in 
Ausübung  seiner  Amtstätigkeit,  auf  Ersatz  der  im  Dienst  gemachten  Aus- 
lagen und  Verwendungen  und  in  der  Regel  auf  Gehalt  Dazu  Icommen 
die  Ehrenrechte  des  Titels,  Ranges  und  Amtskleides. 
Booadiguag  de«  Das  Dienstverhältnis  des  Beamten  hört  auf  durch  Versetzung  in  den 
Virbiiiiiiim  ]^|]]|estand  wegen  körperlicher  oder  gütiger  Dienstunfahiglceit  oder  wegen 
Erreichung  eines  gewissen  Alters  oder  Ablauf  ^er  gewissen  ZAhl  von 
Diens^ahren;  der  Beamte  behält  den  Anspruch  auf  Pension  und  AmtstiteL 
Ohne  daß  dem  Beamten  diese  Rechte  verbleiben,  hört  das  DienstveiliJUtms 
auf  infolge  gewisser  richterlicher  Strafurteile  oder  eines  auf  Dienstendassung 
lautenden  Disziplinarerkcnntnisses.  Auch  kann  der  Beamte  jederzeit  seine 
Entlassung  unter  Verzicht  auf  Pension  imd  Ehrenrechte  verlangen;  sie 
kann  ihm  nicht  venveigert  werden. 

In  der  Regel  wird  auch  der  Witwe  und  den  Hinterbliebenen  des  Be- 
amten eine  Penrion  gewählt 
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Schluß. 

Das  öffentliche  Recht  und  namentlich  das  Verfassungsrecht  der 
Staaten  hat  keine  so  ruhij^e  und  kontinuierliche  Geschichte  wie  das  Privat- 
recht.  Bestimmte  Ereigfnisse,  gewaltsame  Eingriffe,  plötzliche  Erschütte- 
rungen bringen  Umwälzungen  hervor,  welche  den  geschichtlichen  Zusammen- 
hang zu  zerreißen  scheinen  und  zum  Teil  auch  wirklich  stören.  Während 

Geschichte  des  Privitrechts  rnhig  dahinfließt  wie  ein  breiter  Strom 
in  der  Ebene,  mrd  der  Lauf  der  Verfossungsgeschichte  von  Zeit  zu  Zeit 
durch  wildbrausende  Katarakte  unterbrochen  und  die  Richtung  durch 
scharfe  Biegungen  verändert  Wenn  man  freilich  gurfickschanend  die  £nt- 
wickelung  des  Rechtes  durch  Jahrhunderte  in  einem  Blick  zusammenfaßt, 
erkennt  man  wohl  ein  einheitliches  Gesetz,  eine  einheitliche  Richtung; 
aber  die  konkrete  Gestaltung  ist  immer  durch  Umstände  beeinflußt,  welche 
dem  Entwickelungsgesetz  fremd,  im  Verhältnis  zu  diesem  zufällige  Ein- 
griffs sind.  Der  Ausgang  eines  Krieges,  der  Charakter  eines  Fürsten 
oder  Staatsmannes,  der  Erfolg  einer  Volksbewegung,  das  Aussterben  einer 
Dynasde  und  manche  andere  historisdie  Tatsadien  bewirken  dne  Ver- 
änderung des  Zustandes  des  Staatsrechts,  welche  ohne  diese  Einwirkung 
nicht  oder  anders  eingetreten  wäre.  Namentlich  haben  gfroße  Persönlich- 
keiten wie  Friedrich  der  Große,  Napoleon,  Bismarck,  für  die  Gestaltung 
des  Verfassungsrechts  eine  Bedeutung,  welche  ihnen  für  das  Privatrecht 
niemals  zukommt,  selbst  dann  nicht,  wenn  sie  eine  Koditikation  desselben 
veranlassen.  Die  Lehre  der  historisdien  Rechtsschule  von  der  Kontinuität 
der  Rechtsentwickelung  hat  fOr  das  Verfassungsrecht  nur  eine  gans 
al^emdn-geschichtsphilosophische  Richt^keit  Allerdings  ist  audi  ein 
jäher  Bruch  der  Rechtscwdnung  immer  geschichtlich  vorbereitet,  oft  nur 
der  Abschluß  einer  langsam  und  im  stillen  vollzogenen  Veränderung;  das 
Grundgefüge  der  alten  Ordnung  verschwindet  nicht  ganz  aus  der  neuen; 
aber  die  juristische  Form,  in  welcher  der  Stoff  drr  politischon  Ver- 
hältnisse und  Zustände  ausgeprägt  ist,  wird  plötzlich  eine  andere.  Bei 
dieser  Abhängigkeit  der  verfassungsgeschichtltchen  Entwickelung  von  zu^ 
fälligen  Ereignissen  ist  es  daher  auch  unmöglich,  die  zukünftige  Fort- 
bildung vorauszusehen;  es  ist  eine  Betrachtung  darüber  jedenfalls  nur  imter 
der  Voraussetzung'  möglich,  daB  diese  Fortbildung  si<di  ruhig  und  ohne 
gewaltsame  EingriflFe  vollziehen  werde.  Für  das  Verfassungsrecht  Deutsch- 
lands kommt  es  in  der  Hauptsache  auf  zwei  Verhältnisse  an ,  auf  das  Ver- 
hältnis des  Reiches  zu  den  Finzelstaaten  und  auf  das  Verhältnis  der  Krone 
(Regiening)  zu  der  Volksvertretung.  Was  das  erste  anlangt,  so  wird  der 
uralte  Widerstreit  der  zentr^talen  und  zentrifugalen  Kräfte,  der  zentralisti- 
sehen  und  partikularistiscfaen  Tnndeozen  zwar  nidit  aufhören,  aber  not> 
wendigerwetse  sdne  Bedeutung  und  Gefährlichkeit  immer  mehr  verlieren; 
denn  die  Gemeinsamkeit  der  Interessen»  die  Gleichheit  des  Rechtes,  die 
gemeinsame  Tragung  aller  militärischen  und  finanziellen  Lasten,  die  Ein- 
heit im  völkerrechtlichen  Verkehr,  die  Zusammen&ssung  der  Streitkräfte 
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unter  dem  kaiserlichen  Oberbefehl  und  viele  andere  Einrichtungen  schließen 
die  einzelnen  Staaten  so  fest  aneinander,  daß  sie  immer  mehr  miteinander 
verwachsen  und,  ohne  ihre  individuelle  BxistMiz  anheben  za  oiQasen,  sich 
immer  enger  verdnigeo.  Die  Gefohr  dnes  Zusammenbnidis  des  Reldies,  es 
sei  deon  infolge  eines  unglücklichen  Krieges»  ist  ausgeschlossen  und  die  Unter- 
drückung der  Einzelstaaten  imd  ihre  Aufsaugimg  durch  das  Reich  ist  zur 
Erfüllung  der  nationalen  Aufgaben  und  zur  Befriedigung  der  politischen  Be- 
dürfnisse des  deutschen  Volkes  unnötig^.  Das  Nationalg'efiihl  des  Gesamtvolkes 
und  das  Staatsbewußtsein  der  Bevölkerung'en  der  Einzelstaaten  stehen  nicht 
mehr  in  einem  unversöhnlichen  Gegensatz,  sondern  ergänzen  sich  einander. 

Schwieriger  ist  es,  eine  Ansicht  darüber  zu  gewinnen,  wie  sich  das 
VeiMltnis  zwisdien  den  obersten  Organen  des  Reidies  weiter  entwickeln 
wird.  Der  von  manchen  Seilten  ausgestochene  Gedanke,  das  allgemeine 
gliche  Wahlrecht  zu  beschranken,  wird  von  emsthaften  Politikern  wohl 
niemals  in  Betracht  genommen  werden.  Politische  Rechte  kann  man  den 
breiten  Massen  des  Volkes  nicht  wieder  nehmen;  jeder  Versuch  einer  Be- 
schränkung des  Wahlrechts  würde  das  Reich  in  seinen  Grundlagen  er- 
schüttern und  seine  Existenz  bedrohen;  er  wäre  vmdurchfuhrbar  und  selbst 
wenn  er  unter  besonderen,  nicht  vorher  zu  sehenden  Umstanden  durch- 
geführt werden  sollte,  würde  er  ekie  Verbitterung  und  ReichsflnndBchaft 
der  uberwi^ienden  Mehrheit  des  Volkes  zurücklassen,  w^che  für  das 
Reidi  eine  dauernde  Gr^shr  bilden  würden  Auch  würde  es  weder  der 
Billigkeit  noch  der  Wohlfahrt  des  Reiches  entqnrechen,  den  Agrariern 
und  Großindustriellen  den  alleinigen  oder  überwieg-enden  Einfluß  auf  die 
Gesetzgebung  und  die  Ausbeutung  der  arbeitenden  Klassen  einzuräumen. 
Das  allgemeine  Wahlrecht  aber  führt  zu  einer  fortschreitenden  Demokrati- 
sierung des  Reichstags,  da  die  niederen  Klassen  naturgemäß  sich  in  einem 
viel  höheren  Grade  vennehren  als  die  oberen  und  daher  das  Stimmen- 
veihSltnis  mch  fortwährend  zu  ihren  Grünsten  verschiebt  Darauf  muA  man 
rechnen,  denn  es  ist  unabwendbar.  Um  so  widiH^er  ist  es  aber  zu 
hüten,  daB  die  liCacht  des  Parlaments  nicbt  noch  mehr  anwächst,  als  es 
bereits  geschehen  ist;  denn  Parlamentarismus  ist  nicht  Freiheit  und  Ge- 
rechtigkeit, sondern  Parteiherrschaft  Wemi  das  Parlament  die  Regierung 
beherrscht,  wird  diese  schließlich  eine  von  der  Majorität  eingesetzte  \'er- 
waltungskommission.  Das  Mittel  aber,  durch  welches  das  Parlament  seine 
Macht  fortwährend  steigert,  ist  die  Bewilligung  neuer  Steuern  und  Ab- 
gaben. Eine  Kegierung,  weiche  immer  mit  der  Forderung  größerer  Geld» 
mittel  an  das  Farlament  herantritt,  gerat  notwendig  in  Abhingigkeit  von 
demselben.  In  der  festen  Ordnung  der  Finanzwirtschaft,  in  der  dauernden 
Ausgleichung  der  Ausgaben  und  Einnahmen  liegt  der  Angelpunkt  fiir  die 
Richtung,  welche  die  Entwickelung  des  Verfassungsrechts  einschlagen 
wird;  sie  wird  auch  im  Reichstag  selbst  den  Parteikämpfen  einen  großen 
Teil  ihrer  Schärfe  nehmen.  In  der  auswärtigen  Politik  und  in  der  Finanz- 
politik fiegt  die  Zukunft  des  Reidtes. 


Digitized  by  C 


Literatur. 


Laband,  Das  Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches,  Tübingen  1876  ff. ;  4.  Aufl.  4  Bde.  1901, 
Georg  Meyer,  Lehrbuch  des  deutschen  Staatsrechts,  Leipzig  läjS,  6.  Aufl.,  bcrausgeg.  von 
Ansdiati  1905.  HXmL,  Stadial  sam  dentscbeB  Staatarädit,  2  Bde.  Leipng  1873  S,  und 
Deutsches  Staatsrecht,  Bd.  i  Leipzig  1892.  ZORN,  Das  Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches, 
2  Bde.  2.  Aufl.  Berlin  1895,  1^97.  Sortlzk,  Lehrbuch  des  deutschen  Staatsrechts,  2  Bde.  1881, 
18S6.  V.  Seydel,  Kommentar  zur  Keichsverfassung ,  2.  AutL  1897.  Arndt,  Staatsrecht  des 
Dentsdwn  Rndm,  Beilin  1901.  AmschOtz,  GknadsOge  des  deutsdten  Staataredits  (m 
der  Kohlerschen  Enzyklopädie  der  Rechts wissetttdnft,  Teil  II  S.  451  ff.)  Leipzig  1903. 
V.  Jacemann,  Die  deutsche  Reichsverfassung,  Heidelberg  1904.  Rkinecke,  Die  Verfassung 
des  Deutschen  Reiches,  Berlin  1906. — Jelunek,  Allgemeine  Staatslehre,  2.  Aufl.  Berlin  1905. 
Marquabdsen  ,  Handbuch  des  ftftndichen  Reditm,  a.  Aufl.  1895  fi.  endüDt  Bearbeitungen 
des  St-uitsrechts  des  Reiches  und  der  Einzelstaaten  (zum  Teil  in  3,  Aufl.).  Für  Preußen: 
V.  KÖNNE,  Das  Staatsrecht  der  preußischen  Monarchie,  4.  Aufl.  4  Bde.  1881  flg.;  5.  Aufl.  be- 
arbeitet Ton  Zorn,  Bd.  I  Leipzig  1899.  SCRULZS,  Das  preutttche  Staatareclit,  3  Bde.  a  Aufl. 
1888  flg.  Bornhak,  PreuBisches  Staatsrecht,  3  Bde.  Fretburg  1888  flg.  £.  Schwartz,  Die 
Verfassungsurkunde  für  den  preußischen  Staat.  Kommentar,  2.  Aufl.  Breslau  1899.  Für 
Bayern:  v.  Seydel,  Bayrisches  Staatsrecht,  2.  Aufl.  4  Bde.  Leipzig  18960'.  Für  Württem" 
berg:  x,  Sarwbv,  Staatsredit  des  Kteigreichs  Wiiitlembeig,  a  Bde.  Tübingen  1883.  FBr 
Sachsen;  Omz,  Das  Staatsrecht  des  Königreichs  Sachsen,  2  Bde.  Leipzig  1884  und  1887. 
Für  Hamburg:  v.  Meixe,  Das  Hamburger  Staatsrecht,  1891.  —  Für  das  Verwaltungsrecht: 
LÖNING,  Lehrbuch  des  deutschen  Verwaltungsrechis,  Leipzig  1884.  GEORG  Meyer,  Lehrbuch 
des  dendbdien  Venraltungsrechts,  s.  Aufl.  a  Bde.  Letpdg  1893, 1894.  Otto  MAim,  Dentsdies 
Verwahmgsncfat,  a  Bde.  L^dg  189$,  1896^ 


Digitized  by  Google 


■  VERWALTUNGSRECHT, 
l  JUSTIZ  UND  VERWALTUNG. 

Von 

Gerhard  AkschOtz. 

AaspaDgtpuakte:       Einleitung.    Justiz  und  Verwaltung  sind  im  Gedankenaufbau  des 
StMt  und     heutigen  öffentlichen  Rechtes  zwei  voneinander  geschiedene  Staatsfunktionen, 


das  heißt:  typische  Formen,  in  denen  der  Staat  seinen  Willen  äußert  und 
betätigt  Ihr  Wesen  ist  zu  bestimmen  im  Abstände  voneinander  und  im 
Verhältnis  zu  der  dritten  Staatsfunktion,  der  Gresetzgebung. 

Den  Ausgangspunkt  bilden  die  Begriffe  des  Staates  und  der  Staats- 
gewalt Der  Staat  ist  die  Vereinigung  dnes  seAhaften  VoUces  zu:  dnem 
willensbegabten  und  handlungsfähigen  Gemeinwesen.  Sr  stellt  sonach  im 
Sinne  Rechtens  eine  Persönlichkeit  vor.  Als  solcher  hat  er  seinen  Willen. 
Dieser  Wille  ist  von  aller  andoron  Willensmacht,  von  jedem  Willen  inner- 
und  unterhalb  des  Staates  nicht  nur  im  Maße,  sondern  nach  der  Art  ver- 
schieden durch  die  ihm  allein  innewohnende  Fähigkeit  des  Herrschens. 
Herrschen  bedeutet  Befehlenkönnen,  Gewalt  haben  über  freie  Menschen. 
Das  Wesen  des  Staatswillens  ist  also  die  Gewalt,  und  es  rechtfertigt  sich 
daher  die  Bezdchnung  dieses  Willens  als  Staatsgewalt  IMe  Begriffe 
Staat  und  Staatsgewalt  stehen  mithin  zueinander  wie  eine  Person  zu  ihrem 
Willen. 

Die  Gewalt  ist  dem  Staatswillen  wesenhaft,  aber  der  Staatswille  ist 
nicht  immer  und  nicht  notwendig  Gewalt  Nicht  immer  tritt  der  Staat 
seinen  Untertanen  mit  Schwert  und  Purpur  des  Herrschers  entgegen,  es 
steht  auch  bei  ihm,  das  Gewand  des  Privatmanns  anzutun,  nur  ebenso 
und  in  der  Art  zu  wollen  und  zu  handeln  wie  die  Untertanen,  in  Erwerb 
und  Besitz,  in  Eigentum  und  Vertn^  nach  Privatrecht  zu  leben,  wie  jene. 
Der  Staat  ist  Privatrecfatssubjekt,  „Ftskus***  soweit  er  es  sein  wilL  Die 
Staatstätigkeit  als  Justiz  ist,  wie  aus  dem  Folgenden  erkennbar  werden 
wird,  stets  Staatsgewalt  im  eigentlichen  Sinn,  eine  hoheitliche  Betätigungs- 
form, während  die  Verwaltung  nicht  nur  in  hoheitlichen,  sondern  auch 
in  privatrechtlichen,  fiskalischen  Formen  sich  gebärden  kann. 
Die  Teüaog  der  Unter  den  mannigfachen  Eigenschaften  der  Staatsgewalt  ragt  hervor 
die  der  ]Snhdlt:  der  Einheit  der  Staatspersönfichkeit  entspricht  notwendig 
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die  Einheit  ihres  Willens.  Einheit  bedeutet  Unteilbarkeit,  aber  nicht  Un- 
einteilbarkeit;  das  heißt:  die  Einheit  der  Staatsgewalt  schließt  es  nicht  aus, 
daß  man  die  mannigffachen  Richtungen  und  Formen,  in  denen  diese  Ge- 
walt tätig  wird,  gruppenweise  ordnet  Die  ▼wrschiedeiuteii  jBnteaungeii 
^nd  mSglich,  An^Mruch  auf  AUemriclitigkett  hat  keine  von  ihnen.  Doch 
hat  eine  von  ihnen  wegen  ihrer  Übersichtlichkeit  und  w^en  ihres  nicht  nur 
wissenschaftlichen,  sondern  polittslAeo  Wertes  seit  langem  eine  besondere 
Beliebtheit  in  der  Theorie  und,  was  mehr  ist,  einen  tiefgehenden  Einfluß 
auf  die  wirkliche  Gestaltung-  der  Staatseinrichtungen  zu  verzeichnen:  das 
ist  die  Dreiteilung  der  Staatsgewalt  in  die  Grundfunktionen  Gesetzgebung, 
Justiz,  Verwaltung. 

Die  Staatsgewalt  als  gesetzgebende  Gewalt  stdlt  allgemdne 
Nonnen  auf,  nach  denen  Jeder,  den  sie  angehen,  rieh  zu  richten  hat,  und 
die  auch  für  die  Organe  der  beiden  anderen  Staatsfunktionen,  fibr  die 
Gerichte  und  die  Verwaltungsorgane,  schlechthin  verbindlich  und  un- 
verbrüchlich sind.  Die  gesetzgebende  Gewalt  ist  die  Staatsgewalt  in  ihrer 
höchsten  Macht:  als  Justiz  und  als  Verwaltung  steht  der  Staat  unter,  als 
Gesetzgeber  steht  er  über  dem  Recht. 

Die  Staatsgewalt  als  Justiz  —  richterliche  Gewalt  —  entscheidet  über  die  joatu. 
Streitfalle,  welche  sich  bei  Anwendung  jener  Normen,  der  Gesetze,  ergeben. 

Endlich  ist  das  Wesen  der  Verwaltung  —  vollziehenden  Gewalt  — 
dieses:  ErfQllung  der  staatlichen  Au%aben  und  Zwecke  in  handelnder 
Betätigung  des  Staatswillens.  Verwaltung  ist  die  innerhalb  der  Schranken 
des  Gesetzes,  zuweilen  auch  in  bloßem  Vollzuge  gesetzgeberischer  An- 
ordnungen sich  bewegende  zweckbewußte  Umsetzung  des  Staatswillens 
in  die  Tat 

Die  Bezeichnung  der  drei  Grundftihktionen  als  „Gewalten"  {pouvoirs, 
puissances,  powers)  entstammt  der  dogmatischen  Grundfestigxmg  der 
Teilungalehre  durdi  Montesquieu  (Esprit  des  Lois,  1748:  pouvoir 
l^gislattf,  pouvmr  [puissance]  de  juger,  pouvoir  extotif  (puissance 
ex^cutrice])  und  beherrscht  seitdem  nicht  nur  den  wissenschafUichen, 
sondern  auch  den  gesetzgeberischen  Sprachgebrauch.  Man  lesp  rum 
Beispiel  die  Art.  62,  86,  45  der  preußischen  Verfassungsurkuiide  vom 
31.  Januar  1850:  „Die  gesetzgebende  Gewalt  wird  gemeinschaftlich 
durch  den  König  und  durch  zwei  Kammern  ausgeübt"  .  .  .  „die  richter- 
liche Gewalt  wird  im  Namen  des  Königs  durch  unabhängige,  keiner 
andwen  Autorität  als  der  des  Gesetzes  unterworfme  Gerichte  ausgeübt«' . . . 
^dem  Konige  allein  steht  die  vollziehende  Gewalt  zu«.  Diese  „Ge- 
walten«  nnd  nun  nicht  etwa  sdbständige  Willen  und  Wesen,  drei  Staaten 
im  Staat,  sondern  nichts  als  verschiedenartige  Ausstrahlungen  einer 
einzigen  Gewalt.  Es  handelt  sich  überall  um  eine  und  dieselbe  Staats- 
gewalt, von  drei  Seiten  aus  gesehen.  Theoretische 

Die  Dreiteilung  hat  zunächst  den  Sinn  einer  theoretischen  Distinktion,  EintaUiing 
einer  Einteilung.    Sie  bedeutet  aber  weiterhin,  schon  und  gerade  bei 
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MMitesquieu,  ein  praktiadi-politisches  Oiganisatiooqiriiidp,  sie  bezweckt 
die  Trennungf  der  Grewelten  (s^paratioii  des  pouvoirs),  das  hdfit:  ihre 

Verteilung  aa  besondere  und  selbständige  Organe  des  Staates.  Weder 
in  dem  einen  noch  in  dem  anderen  Sinne  widerspricht  das  Prinzip  der 
Gewaltenteilung  der  Einheit  von  Staat  und  Staatsg-ewah.  Einteilen  heißt 
nicht  zerreißen:  die  logische  Operation  des  Einteilens  hebt  die  Einheit 
des  Ganzen  nicht  auf,  bestätigt  sie  vielmehr.  Und  wer  die  Verteilung  der 
verschiedenen  Funktioiieti  aa  vMsdiiedene  Organe  f&r  imvertrigllch  halten 
wollte  mit  der  Idee  der  staatlichen  Einhdt,  der  müite  ungereimter  Weise 
auch  behaupten,  dafi  Lebewesen  und  Maschine  keine  Einheiten  srien,  weil 
jenes  virie  Organe»  diese  viele  Räder  hat 

Der  verfiassungstheoretischen  Frage,  in  welcher  Art  und  mit  welchen 
Einschränkungen  die  Gewaltenteilung  durchgeführt  werden  kann  und  in 
den  verschiedenen  Ländern  durchgeführt  worden  ist,  kann  hier  nicht  nach- 
gegangen werden.  Die  Verfassungen  der  deutschen  Einzelstaaten  und  des 
Deutschen  Reiches  zeigen  die  Durchfuhrung  in  folgender  Gestalt  Die 
gesetzgebende  Gewalt  steht  bei  Regierung  und  Volksvertretung  im  ver- 
fiassungsmäfligen  Zusammenwirken^  wird  also  im  Elnzelstaate  von  Krone 
und  Landtag  (vgl.  den  oben  angezogenen  Art  62  der  Preußischen  Ver- 
fassung), im  Reiche  aber  durch  Bundesrat  imd  Reichstag  ^eichsverfassung 
Art.  5)  ausgeübt  Die  Justiz  ist  Gerichten  übertragen,  welche  von  den 
Organen  der  Ver\s'altung  ebenso  getrennt  wie  unabhängig  sind;  diese 
Unabhängigkeit  bedeutet  Selbständigkeit  der  richterlichen  Urteiltindung 
gegenüber  jedem  anderen  Willen  im  Staate  außer  dem  des  Gesetzgebers, 
bedeutet  Freiheit  von  jedem  Einflufi  der  Verwaltungsorgane,  auch  der  obersten 
Staatsleitung,  der  „Regierung"  (Landeaberr,  Kaiser»  Bundesrat,  weldie 
den  Richter  zwar  anstellt,  ihm  aber  nicht  vorschreiben  kann,  wie  er  zu 
urteilen  hat  Die  Verwaltung  steht  teils  Staatsbehörden:  den  Verwaltungs- 
behörden (System  der  reinen  Sta/ifsvcnvalfung),  teils  den  Gemeinden  und 
anderen  selbständigen  körperschaftlichen  X'erbänden  {Sclbstvenvaltung)  zu. 
Die  Verwaltungsbehörden  sind,  in  hierarchischer  Unterordnung  der  niederen 
unter  die  höheren,  der  Leitungsgewalt  des  Staatsoberhauptes  unterstellt 
(dies  der  Sinn  des  angeführten  Art  45  der  Preuflischen  Veiftssung);  die 
oberste  Leitung  der  Reichsverwaltung  ist  Sache  des  Kaisers.  Die  Tätig- 
keit der  Selbstverwaltungskdrper  steht  unter  gesetzlich  geordneter  Staats- 
au&icht 

MMi^Wart  Die  wesentlichsten  politischen  Fortschritte,  die  wir  der  Gewalten- 
Kimi^H^ai^-z  teilung  verdanken,  sind:  die  Bindung  des  Zustandekommens  aller  Gesetze 
an  Formen,  welche  den  Erwählten  derer,  die  den  Gesetzen  zu  gehorchen 
haben,  den  gleichen  Machtanteil  gewähren,  wie  der  Regierung;  die  Über- 
tragung der  gesamten  rechtsetzenden  Gewalt  an  diese  konstitutionelle 
Legislative,  wodurch  jede  eigene  Macht  der  Regierung  und  der  Ver- 
waltungsorgane, das  bestehende  Recht  zu  ändern,  verneint  ist;  die  Un- 
abhängigkeit der  Justiz  und  die  Trennung  derselben  in  allen  Listanzen 
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von  der  Verwaltung,  damit  aber  auch  die  Selbstäiidigkeit  der  Verwaltung 
gegenüber  der  Justiz;  endUch  die  Unterstellung  nidit  nur  der  Gerichte, 
sondern  auch  der  Verwaltung  unter  das  Gesetz»  derart,  daft  die  Verwaltung 

nicht  nur  nach  Zweckmäßigkeitsrücksichten,  sondern  nach  solchen  inner- 
halb der  Schranken  des  Gresetzes  zu  führen  ist 


A.  Begriff  und  Grenzen  der  Jnatis  und  der  Verwaltung. 

L  Die  Justiz.  „Justiz**  ist  nach  dem  heutigen  Stande  der  Dfaige  in  n»  w« 
Deutschland  nicht  dasselbe  wie  „Rechtspflege**,  s<mdem  etwas  anderes; 

teils  weniger,  teils  mehr.  Recht^fiege  (das  Wort  „Rechtsprechung"  be- 
deutet das  gleiche)  ist,  der  Name  sagt  es,  alle  auf  „Pflege",  d.  h.  auf  Er- 
haltung des  objektiven  Rechtes  und  der  subjektiven  Rechte  zielende  Tätigkeit 
ohne  Einschränkung  auf  bestimmte  Gebiete  des  Rechtes  (Privat-,  Straf-, 
Staatsrecht)  oder  bestinunte  Arten  von  Rechten.  Rechtspflege  ist  es, 
wenn  der  deutsche  Bundesrat  einen  Streit  zwisdim  Snzelstaaten  oder 
zwischen  Einzelstaat  und  Reich  entscheidet,  wenn  die  Reichslegislative 
auf  Grund  von  Art  76  Abs.  2  R-Ver£  einen  Ver&ssungskonflikt  zwischen 
Krone  und  Landtag  im  Einzelstaat  erledigt,  wenn  die  zuständige  Behörde 
{Gerichtsverfass.-Ges.  §  17)  einen  Zuständigkeitsstreit  zwischen  Justiz  und 
Verwaltung  (Kompetenzkonflikt)  schlichtet  Das  alles  ist  Rechtspflege, 
wiewohl  es  sich  überall  nicht  um  Privatrechtsstreiiigkeiten  und  in  den 
beiden  letzten  Fällen  nicht  um  Beschützung  subjektiver  Rechte,  sondern 
um  Klarstellung  des  objektiven  Rechtes,  um  den  Schutz  der  Rechts- 
ordnung als  solcher,  handelt,  Justiz  aber  ist  all  das  nicht  Justiz  ist 
auch  nicht  der  Reditqprechungsakt,  durch  welchen  ein  Beamter  mit  einer 
Disziplinarstrafe  belegt  wird,  nicht  die  Kognition  der  höheren  Verwaltungs- 
behörde über  die  Legalitat  der  Verfugung  einer  ihr  unterstellten  Behörde, 
nicht  die  Entscheidung  des  Finanzministeriums  über  die  Berechtigung  einer 
Steuerreklamation.  Denn  auch  hier  ist  überall  nicht  der  in  Aktion  getreten, 
dessen  Tätigkeit  im  System  unserer  Gewaltenteilung  und  nach  der  darauf 
gegründeten  Sprechweise  der  Gesetze  und  der  Wissenschaft  allein  Justiz 
ist  und  Justiz  heißt:  der  ordenüiche  Richter.  Justiz  ist  Zuständigkeit 
und  Tätigkeit  der  ordentlichen  Gerichte.  Der  Begriff  wurde  Mch  mit 
dem  der  Rechtspflege  nur  dann  decken,  wwn  diese  den  ordentlichen 
Gerichten  in  ihrem  vollen  Umfange  und  wenn  außer  ihr  den  ordentlichen 
Gerichten  nichts  übertragen  wäre.  In  Deutschland  Hegt  die  Sache  aber 
nicht  so.  Die  Rechtspflege  ist  den  ordentlichen  Gerichten,  wie  bereits 
die  vorhin  angeführten  Beispiele  zur  Genüge  zeigen,  nicht  ausschheßlich 
ubertragen:  auf  weiten  und  breiten  Gebieten  der  Rechtsordnung  ist  von 
einer  Kompetenz  der  ordentlichen  Gerichte  kdne  Rede.  Nicht  jede 
Rechtqtflegesache  ist  eine  Justizsache.  Und  andererseits:  es  gibt  Justiz- 
sachen, die  materidl  gewertet^  keine  RechtspAegeakte  sind.  Die  deutsche 
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Art  der  Grewaltenteilung  überträgt  den  Grerichten  viele  administratiTe 

Greschäfte  auf  dem  Gebiete  des  Justizwesens  (Justinrerwaltungssachen)  und 
weist  ihnen  ferner  den  beträchtlichsten  Teil  der  sog.  freiwilligen  Gerichts- 
barkeit zu,  wiewohl  es  sich  dort  wie  hier  nicht  um  rechtspflegende,  sondern 
um  Verwaltungstätigkeiten  handelt  Es  ist  daran  festzuhalten:  die  Gren/en 
der  Justiz  reichen  einerseits  nicht  so  weit,  als  die  des  Gesamtgebietes  der 
Rechtspflege,  sie  reichen  andererseits  darüber  hinaus.  Justiz  ist  weniger 
und  mehr  als  Rechtqifl^pe. 
Ihr  wirtui»!  Justiz  ist  Tor  allen  Dingen  weit  wemger  als  Recht^ege.  Das  heiflt: 
*■"*••  in  den  meisten  Ländern,  vorab  in  Deutschland,  Österreich,  Frankreich 
bleibt  der  Wirkungskreis  der  Justiz,  die  sachliche  Zuständigkeit 
der  ordentlichen  Gerichte  weit  zurück  hinter  dem  Gesamtbegriff  aller 
denkbaren  und  vorkommenden  Rechtsstreitigkeiten.  Auf  welche  Rechts- 
streitigkeiten erstreckt  sich  nun  die  Zuständigkeit  der  Gerichte,  auf 
welche  i^cht? 

Es  versteht  nch,  daB  diese  Frage  nur  nach  dem  pontiven  Redit  eines 
jeden  einzelnen  I.andes  beantwortet  werden  kann:  ein  Wdtstaatsrecht  gibt 
es  ja  nicht,  ebensowenig  ein  Naturrecht,  also  auch  kein  Universa^;ninzip 
über  die  Grenzscheidung  zwischen  Gericht  und  Verwaltung.  Nur  davon 
kann  die  Frage  sein,  inwieweit  die  Kompetenzgrundsätze  der  einzelnen 
Staaten  und  Länder  untereinander  übereinstimmen  und  voneinander 
abweichen.  Und  hierüber  läßt  sich,  mit  weitgehender  Außerachtlassung 
alles  minder  Wesentlichen,  folgendes  sagen.  In  der  Gestaltung  jenes 
Grenzzuges  treten  von  alters  her  zwei  typisch  verschiedene  Anschauungen 
hervor,  welche  auch  heute  noch,  die  eine  hier,  die  andere  dort  herrschend 
nebeneinander  stehen.  Die  eine  Anschauung  ruht  auf  dem  Gedanken  der 
Einheit  des  Rechtes  xind  der  Rechtspflege.  Sie  verneint  den  Gegensatz 
zwischen  Privat-  und  öffentlichem  Recht,  oder  doch,  sie  gibt  ihm  in  bezug 
auf  die  Organisation  des  Rechtsschutzes  keine  praktische  Folge.  Die 
Rechtsschutzorganisation  erscheint  als  ein  einheitliches  System  ordentlicher 
Gerichte,  welche  zuständig  sind  in  jedem  Falle  behaupteter  Verletzung 
v(m  Einzelredkten  tmd  dieeexhalb  erhobener  Klage;  wo  ein  Individualrecht^ 
da  «ne  Klage  bei  dem  ordenüichen  Richter;  es  macht  lur  ifie  gerichtiiche 
Klagbaxkeit  des  individudlen  Anspruches  keinen  Unteiachied,  ob  er  sich 
gegen  eine  Privatperson  oder  gegen  den  Staat  und  dessen  Organe  richtet; 
auch  die  Träger  der  öffentlichen  Gewalt,  also  auch,  sofern  solche  schon 
differenziert,  die  Verwaltungsbehörden  und  -beamten  stehen  nicht  sowohl 
unter  dem  Recht  als  unter  dem  Richter.  Ks  ist  deutlich,  daß  nach  dieser 
Grundanschauung  nicht  nur  die  Privatrechts-  und  Strafrechtspliege,  sondern 
anch  die  Pflege  des  Verwaltungsrechts,  der  Sdmts  des  einzelnen  in  sdnen 
Rechtsbeziehnngen  zur  handelnden  Staatsgewalt,  zum  Wirkungskreis  der 
Justiz  gebort  Diese  Anschaum^  darf  nach  Herkunft  und  Wesen  als 
spezifisch  germanisch  bezeichnet  werden.  Sie  beherrscht  Altertum  und 
Mittelalter  der  deutschen  Staats-  und  Rechtsentwickelung.    Das  alte 
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deutsche  Reich,  bis  ans  Ende  seiner  Tage  ein  nuttelalterlicher  Staat,  hat 
zu  allen  Zeiten  an  ihr  festgehalten;  die  Zuständig-kcit  der  Reichsgerichte 
erstreckt  sich  gleiclierweise  auf  Privatrechtsstreitigkeiten  wie  auf  Fragen 
des  öffentlichen  Rechtes,  und  namentlich  auf  Klagen  der  Untertanen  gegen 
ihre  Landesherren  wegen  Mißbrauch  der  Landeshoheit  Auf  derselben 
Anschauung  beruhen  noch  heute  Wesen  und  ^^kungskreis  der  richtep- 
lidiien  Grewalt  in  England.  Endlich  hat  eine  selbständige  Rezeption  des 
angegeb'enm  Prinzips  durch  die  moderne  Gresetzgebung  stat^fefimden  in 
Italien,  wo  durch  das  Gesetz  vom  20.  März  1865  im  Sinne  möglichster 
Vereinheitlichung  aller  Rechtspflege  die  Kompetenz  der  ordentUchen 
Grerichte  auf  alle  Fälle  ausgedehnt  wurde,  wo  die  Verletzung  eines  In- 
dividualrechts behauptet  wird,  einerlei,  ob  als  verletzender  und  daher 
beklagrter  Teil  eine  Privatperson  oder  eine  Staatsbehörde  erscheint  (Weiteres 
hierüber  s.  u.  S.  381.)  —  Das  andere  Prinzip  begrenzt  die  Zuständi^^^t 
der  Grerichte  weit  enger,  es  beschränkt  sie  grundsätzlich  auf  die  Entschddung 
der  Streitigkeiten  zwisdien  Priva^rsonen  und  auf  die  StrafrechtspAege, 
schließt  sie  aber  aus  in  allen  anderen  Angelegenheiten  des  öffeatÜdien 
Rechtes  abgesehen  vom  Strafrecht,  läßt  also  insbesondere  bei  behaupteter 
Verletzung  von  Einzelrechten  durch  die  Träger  und  Organe  der  öffent- 
lichen Gewalt  eine  gerichtliche  Klage  nicht  zu.  Dieser  Grundsatz  galt 
in  Rom.  Aus  römischem  Staats-  und  Rechtsgeist  ist  die  Scheidung  von 
Privat-  und  öfTenÜlchem  Recht  geboren,  von  ebendaher  stammt  der 
Gredanke,  diese  Scheidung  zur  Grrundlage  zu  nehmen  fOr  die  Begrenzung 
des  Wirkungskreises  der  richteriichen  Grewalt  Sache  des  Richters  ist  nach 
römischer  Anschauung  außer  und  abgesehen  von  der  Strafrechtspflege 
nur  die  Entscheidung  von  Streitigkeiten  des  Privatrechts,  nicht  aber  auch 
von  solchen  des  öffentlichen  Rechtes,  und  als  ein  Verhältnis  des  öffentlichen 
Rechtes  gilt  jedes,  wobei  der  Staat  beteiligt  ist,  quod  ad  statum  rei  Ro- 
mauae  spectat  i  Dig.,  1,1),  einerlei,  ob  es  sich  dabei  um  öffentliche  Be- 
fehlsgewalten, um  das  imperium,  oder  um  das  Eigentum  des  Staates  oder 
um  Verträge  handelt,  welche  der  Staat  gesdüossen  hat:  der  rSmische 
Staat  lebt  ausnahmelos,  auch  als  Subjekt  von  Vermögensrechten,  als 
E^entümer,  Gläubiger,  Schuldner,  nach  jus  publicum,  er  unterwirft  sich 
auch  in  dieser  seiner  Eigenschaft  —  als  Fiskus  —  den  Entscheidungen 
der  Gerichte  nicht  Kurzum,  nach  römischem  Recht  ist  die  jurisdictio, 
die  Zuständigkeit  und  Tätigkeit  des  Richters,  grundsätzlich  nur  „jurisdictio 
inter  privatos",  nicht  „jurisdictio  inter  populum  et  privatos";  die  Erledigung 
von  Streitfällen,  wobei  es  sich  um  das  imperium  oder  auch  nur  um  das 
dominium  des  Staates  handdt,  ist,  modern  ausgedrückt,  nicht  Justiz-, 
sondern  Verwaltungssache. 

IMese  romischen  Anschauungen  sind  seit  neuerer  Zeit  in  den  radaten 
Staaten  des  europäischen  Kcmtinents  —  während  England,  wie  erwähnt, 
in  unverändertem  Festhalten  an  dem  germanisch -mittelalterlichen  Gedanken 
mit  seiner  Lidifferenzierung  von  Privat-  und  öffentlichem  Recht  eine  ab- 
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weichende  Stellung  einnimmt  —  mehr  oder  minder  zur  Greltimgf  gelangt. 
Nicht  als  ob  sie,  als  unmittelbar  anzuwendendes  Recht,  formell  rezipiert 
worden  wären;  die  Rezeption  des  romischen  Rechtes  hat  sich  auf  die  hier 
in  Betracht  kommenden  Sätze  des  antiken  jus  publicum  so  wenig  erstreckt, 
wie  auf  die  anderen.   Es  liegt  vielmehr  eine  selbständige,  nach  Abschluß 
des  Mittelalters  einsetzende  Eatwickelung  vor,  welche  besonders  in  Frank- 
reich zu  Ergebnissen  führt,  die  mit  dem  r&oiischen  Staatsrecht  und  seinen 
Kompeten^rundsätzen  auffallend  übereinstimmen.  Es  ist  eine  Entwickehmg, 
die  nur  eine  Teilerscheinung  bildet  in  dem  Gesamtverlauf  des  Werdens  und 
Wachsens  des  modernen  Staates.    Der  moderne  Staat  verkörpert  sich  zuerst 
in  der  Gestalt  einer  starken  Monarchie  und  in  einer  von  dieser  Monarchie 
geschaffenen  und  geführten  Verwaltung:  einer  Verwaltung,  die  gerade 
dadurch  an  Macht  und  Zwecken  wuchs,  dadurch  den  modernen  Staats- 
gedanken emportrag,  dafi  sie  rieh  der  Unterordnung  unter  die  Greridite 
erwehrt  und  mit  Erfolg  den  Anspruch  erhob,  in  ihrem  Redits-  und 
IntHressenkreise  *ihr  eigener  Richter  su  sein.  Diese  Entwickelung  yoUsieht 
sich  mit  aller  Schärfe  namentlich  in  Frankreich;  anden  regime  und  Revo- 
lution stimmen  in  ihrer  Stellung  zu  der  Frage  der  gerichtlichen  Kompetenr 
ganz  überein;  jenes,  wie  diese,  und  zwar  diese  noch  folgerichtiger  und  in 
reinlicherer  Scheidung  wie  jenes,  schränken  den  Wirkungskreis  der  Gerichte 
auf  Privatrechtsstreitigkeiten  und   Strafsachen   ein  und   verneinen  jede 
Erstredomg  desselben  auf  die  Streitfragen  zwischen  Lidtviduum  und 
Staat,  wobei  —  wie  dnst  in  Rom  —  kein  Untersdiied  gemacht  wird 
zwisdien  dem  Staat  als  Träger  des  Imperiums  und  dem  Staat  als  Subjekt 
von  Vermögensrechten.  So  tkoA  insbesondere  die  Gesetze  über  die  Trennung 
von  Justiz  und  Verwaltung  von  lyno  und  1795,  in  l'rankreich  noch  heute 
geltende  Normen,  aufzufassen.  Noch  heute  ist  dort  für  Streitigkeiten  auch 
mit  dem  Staate  als  Privatrechtssubjekt,  als  Fiskus,  der  ordentliche  Rechts- 
weg nicht  grundsätzlich,  sondern  nur  im  Rahmen  positiver  Einzelvorschriften 
der  Gesetze  zugelassen  (vgl.  auch  unten  S.  373  ff.). 

Auch  in  Deutschland  —  nicht  im  alten  Reich,  wddies  liir  das  Werden 
des  modernen  Staates  nicht  in  Betracht  kommt,  sondern  in  den  Territorien, 
den  heutigen  Hnzelstaaten  —  gravitiert  die  Entwickelung  der  Konq>etenz- 
verhältnisse  in  neuerer  Zeit  von  den  mittelalterlichen  Anschauungen  fort 
und  auf  das  römische  Prinzip  zu.  Auch  die  deutschen  Landesherren  des 
17.  und  18.  Jahrhunderts  stehen  —  freilich  vor  den  Reichsgerichten,  deren 
Jurisdiktion  aber  bei  der  Schwäche  der  Reichsgewalt  den  mächtigeren 
Fürsten  gegenüber  praktisch  bedeutungslos  war  — ^  nicht  aber  vor  ihren 
Landesgeriditen  zu  Recht,  und  sie  lassen  auch  Aber  die  Handhabung  der 
Landeshohmtsrechte  durch  ihre  Behörden  und  Beamten  Prozesse  vor  den 
Landesgerichten  nicht  zu.  Nur  darin  weicht  die  Kompetcnzgestaltung  in 
Deutschland  von  dem  römischen  und  französischen  Recht  schließlich  ab, 
daß  die  jurisdiktionelle  und  prozessuale  Gleichstellung  des  Staates  mit  den 
Untertanen  in  allen  privatrechtlich-fiskalischen  Beziehungen  anerkannt 
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wird.  Diese  Gleichstellung^  der  zufolge  der  Staat  als  Privatrechtssubjekt, 
als  Eigentümer,  Gläubiger,  Schiildner,  kurz  als  Fiskus,  vor  den  ordent- 
lichen Gerichten  Recht  gibt  und  nimmt,  vollzog  sich  im  Laufe  des  iS.Jahr- 
himderts,  sie  wurde  im  1 9.  Jahrhundert  zu  einem,  zuweilen  sogar  verfassungs- 
mäßig verbrieften  Satz  des  übereinstimmenden  dentsdien  Landesrechts  ond 
ist  durch  die  Reidugustizgesefa^bung'  gemeinrechtlich  geworden:  das 
Sn£-Gres.  zur  Zivilprozeßordnung  vom  30.  Januar  1877  verfügt:  »Für  bürgei^ 
liehe  Reditsstreitigkeiten,  für  welche  nach  dem  Gegenstand  oder  der  Art 
des  Anspruchs  der  Rechtsweg  zulässig  ist,  darf  aus  dem  Grunde,  weil  als 
Partei  der  Fiskus  .  .  .  beteiligt  ist,  der  Rechtsweg  durch  die  Landesgesetz- 
gebung nicht  ausgeschlossen  werden." 

Vorbehaltlich  dieses  Grrundsatzes  und  einiger  anderer,  ebenfalls  zwingend- 
gemdnreditlicher  Normen,  welche  in  d«n  Geridttsverfossungsgesetz  und 
den  Prozeßordnungen  enthalten  dnd,  hat  das  Reich  die  Abgrenzung  der  Wir- 
kungskreise von  Justiz  und  Verwaltung  der  Landesgesetzgebung  überlassen, 
—  in  der  ErwSgung,  daß  es  rieh  hier  weniger  um  technisch-prozeßrechtUche 
Fragen,  als  um  Prinzipien  des  „inneren  Staatsrechts"  der  Einzelstaaten 
handle,  in  welche  einzugreifen  das  Reich  keinen  Beruf  habe.  Es  ist  dem- 
zufolge durch  das  Reichsgerichisverfassungsgesetz,  §  13,  zwar  der,  das 
Ergebnis  der  neueren  Rechtsentwickelung  in  den  deutschen  Ländern 
zusammenftssende  Grundsatz  aufgestellt  worden,  daß  vor  die  ordent- 
lichen Gerichte  alle  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  und  Straf- 
sachen gehören,  der  Wiikungslcrds  der  Justiz  also  auf  alle  2ävil-  und 
alle  Strafsachen,  und  nur  auf  sie  sich  erstreckt  Aber  dieser  Girundp 
satz  gilt,  wie  sich  aus  dem  weiteren  Wortlaut  des  §  13  a.  a.  O.  ergibt^ 
nicht  so,  wie  die  Gesetze  des  neuen  Deutschen  Reiches  sonst  gelten:  er 
gilt  nicht  als  zwingend -gemeines,  sondern  als  subsidiär-gemeines  Recht, 
welches  den  Landesgesetzen  nicht  vorgeht,  sondern  hinter  ihnen  zurück- 
tritt Es  bleibt  der  Landesgesetzgebung  jedenftUs  vorbdiaiten,  einzelne 
Kategorien  von  Privatrechtsstreitigkeiten  dem  ordentlichen  Rechts- 
wege  zu  entziehen  und  rie  auf  den  Verwaltungsweg  —  vor  die  Ver- 
waltungsbehörden oder  Verwaltungsgerichte  —  zu  verweisen.  (Geschehen 
ist  dies  in  manchen  deutschen  Einzelstaaten  mit  solchen  Streitigkeiten, 
welche  zugleich  eine  privat-  und  eine  öffentlich-rechtliche  Seite  haben 
oder  administrative  Interessen  nahe  berühren:  Streitfragen  des  Wege-, 
Wasser-,  Jagdrechtä  u.  a,  ra,).  Viel  enger  ist  dagegen  für  die  Landes- 
gesetzgebung die  MSglichkdt  b^^renzt,  in  Strafsachen  den  ordent- 
lichen Reditsweg  auszuschließen:  es  kann  dies,  im  Hinblick  auf  §§  453  fll 
der  Stra^wozeßordnui^,  nur  gesdtehen  im  Rahmen  der  dort  geregelten 
bzw.  vori)ehaItenen  Materien:  polizeiliche  Strafverfugungen  wegen  Obei^ 
tretungen  und  Strafbescheide  der  Finanzbehörden.  Unter  Berücksichtigung 
des  vorhin  angegebenen  Satzes  über  die  Gleichstellung  des  Fiskus  mit  den 
anderen  Privatpersonen,  sowie  einer  anderen  reichsrechtlichen  Vorschrift 
(Einf.-Ges.  zum  G.  V.  G,  §  4),  wonach  den  Gerichten  außer  der  Zivil-  und 
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Strafrechtspflege  „j*^^^  andere  Art  der  Gerichtsbarkeit",  also  auch  die 
Greridktsbarkeit  in  Verwaltungsrechtssachen,  nicht  aber  die  Verwaltung 
selbst  (außer  Justizverrndtungsgeschäften)  übertn^n  werden  kann,  ergeben 
^ch  also  folgende,  heute  in  Deutschland  geltende  Kompetenznormen.  Vor 

die  ordentlichen  Gerichte  gehören:  i.  alle  bürgeiüchen  Rechtsstreitigkeiten, 

welche  der  Justiz  nicht  durch  Reichs-  oder  Landesgesetz  entzogen  sind; 
2.  alle  Strafsachen,    vorbehaltlich   der   durch  Landesgesetz   eingeführt cn 
provisorischen  Strafgerichtsbarkeit  der  Polizei-  und  P'inanzbehörden;  3.  die- 
jenigen Streitigkeiten  über  öffentliches  Recht,  abgesehen  vom  Strafrecht, 
welche  der  Justiz  durch  Reichs-  oder  Landesgesetz  ausdrücklich  übertragen 
mnd.  —  In  den  mdsten  deutschen  Einzelstaaten  ist  übrigens  von  dem  Recht 
der  Landesgesetqfebung,  Privatreditsstreitigkeiten  dem  ordenlJichen  Rechts- 
wege zu  entziehen,  und  publizistische,  z.B.  Verwaltungsrechtsstreitigkeiten 
auf  diesen  Weg  zu  verweisen,  kein  sehr  erheblicher  Gebrauch  gemacht 
worden,  so  daß  die  durch  jenen  §  13  G.  V,  G.  mit  nur  subsidiärer  Kraft 
festgestellte  Xormalzuständigkeit  der  Justiz:  Zivilsachen  und  Strafsachen, 
alle  sie  und  nur  sie,  cJem  in  Deutschland  tatsächlich  geltenden  Kompetenz- 
zustande  im  großen  und  ganzen  entspricht.  Diesen  Zustand  zugunsten  der 
Justiz  zu  verändern,  besteht  dermale  um  so  weniger  Anlaß,  als  IBr  den 
Rechtsschutz  auf  dem  GreUete  des  öffentlichen  Redites,  jetzt  and«rwest 
—  durch  die  Einrichtung  der  Verwaltungsrechtspflege  (s.  u.  S.  s^jfL)  — 
ausreichend  Sorge  getragen  ist 
Dm  hmnnt        Ausübung  und  Organisation  der  Justiz  sind  in  Deutschland  heute  ein- 
gehend durch  die  Reichsjustizgesetze  zwingend  gemeinrechtlich  geregelt 
word(!n.    An  der  Spitze  stehen  die  Gedanken  der  Staatli  chkeit  und  der 
Unabhängigkeit  der  Justiz.    „Die  Gerichte  sind  Staatsgerichte.  Die 
Flrivat-(Patrimomal-) Gerichtsbarkeit  ist  aufgehoben'*  .  .  .  „Die  Ausübung 
einer  geistlichen  Greriditsbarkeit  in  weltlichen  Angelegenh^n  ist  ohne 
bfirgerliche  Wurkung"  (G.  V.  G.  §  15).    „Die  richterliche  Gewalt  wiid 
durch  unabhängige,  nur  dem  Gesetze  unterworfene  Gerichte  ausgeübt* 
(das.  §  i).    „Ausnahmegerichte  sind  unstatthaft.     Niemand  darf  seinem 
gesetzlichen  Richter    entzogen    werden"    (das.  §  16).      Mit  alledem  sind 
wichtige  und   wesentliche   Grundsätze  des  modernen  Staates,  denen  vor 
1877  allerdings  schon  in  allen  deutschen  Einzelstaaten  (ausgenommen  die 
beiden  Mecklenburg)  durch  die  Landesgesetzgebung  genügt  war,  nunmehr 
auch  reichsrechtUch  festgelegt  worden.  IMe  Justiz  ist  restlos  verstaatlicht 
und  in  ihrem  Verhältnis  zu  den  anderen  Staatsfünktionen  verselbstindigt 
worden  nach  dem  RichtmaA  der  Gewaltentmlung.    Die  justtzausübenden 
Staatsofgane,  die  ordentlichen  Gerichte,  and  von  den  gesetzgebenden 
wie  von  den  verwaltenden  vollkommen  getrennt.     Die  Trennung  bedeutet 
aber  in  dem  einen  und  dem  anderen  Falle  etwas  ganz  Verschiedenes:  dort 
Unterordnung,  hier  Gleichordnung  und  Unabhängigkeit;  dem  Gesetz  sind 
die  Gerichte  ganz  unterworfen,  der  Verwaltung  gar  nicht    Dem  Gesetz 
ganz.   Das  heißt:  die  Vorschrift,  welche  CMfdnungsmäüig  als  Gesetz  ver- 
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kundigrt  (als  tüeaicbBgea/eitx  Im  Reichsgesetzblatt,  als  Landesgesetz  in  der  Ge- 
settsammlung  des  Landes  publiaert)  ist,  hat  der  Richter  einfiich  anrawenden, 
oicht  aber  erst  auf  ihre  Vemliiiftigkeit  zu  prüfen  —  denn  das  Gesetz  ist 

verbindlich,  nicht  weil  es  gut,  sondern  weil  es  Gesetz  ist  —  oder  auf  ihre 
Verfassungsmäßigkeit  zu  untersuchen  —  denn  die  Innehaltung  der  Ver- 
fassungsnormen  über  das  Zustandekommen  der  Gesetze  und  insbesondere 
auch  der  \  erfassungsänderndeii  Gesetze  ist  nach  deutschem  Staatsrecht  eine 
Frage  ausschÜeßlich  zwischen  den  gesetzgebenden  Faktoren,  zwischen  Regie- 
rung und  Volksvertretung.  Der  Verwaltimg  gar  nicht  Das  bedeutet:  die 
Verwaltungsorgane,  einschließlich  des  obersten,  des.  Staatsoberhauptes, 
können  dem  Richter  nicht  vorschreiben,  wie  er  zu  urteilen  hat  Verwalk 
tnngsvonK^hriften  im  w^teren  Sinne  sind  auch  die  von  den  Organen  der  Ver- 
waltung erlassenen,  Rechtssätze  enthaltenden  Verordnungen:  die  RechtsVMw 
ordnung-en.  Sie  sind  vom  Richter  als  geltendes  Recht  anzuwenden,  aber  nur 
insoweit,  als  sie  dem  deleg-ierenden  und  schrankenziehenden  Willen  des  Ge- 
setzgebers entsprechen.  Gesetze  nicht,  wohl  aber  Verordnungen  hat  der 
Richter  auf  ihre  Rechtsgültigkeit  (Verfassungs-  und  Gesetzmäßigkeit)  zu 
prüfen,  —  es  sei  denn,  daB  ihm  dieses  Frülungsrecht  durch  ausdrackliche 
Verfossungs*  oder  Gresetzesvorschrift  entzogen  wäre,  wie  dies  z.R  in  Preußen 
in  bezug  auf  königliche  Verordnungen  geschoben  ist  (preuß.Ver£  Art  106 
Abs.  2).  —  Die  obersten  Regierungsorgane  —  der  Monarch  in  den  monar- 
chischen (leutschon  I.ändcm,  in  den  Hansestädten  der  Senat,  im  Reiche 
Kaiser  und  Bundesrat  —  sind  der  Justiz  gegenüber  auf  die  sog.  gerichts- 
herrlichen Rechte  beschränkt:  Justizverwaltung  und  Aufsicht  über  die 
Gerichte,  oberste  Leitung  der  Strafverfolgung  und  Strafvollstreckung, 
Begnadigungsrecht 

Ober  die  Vezfeasung  und  das  Verfahrra  der  Gerichte  findet  man  in 
anderen  Teilen  dieses  Werkes  Belehrung. 

IL  Die  Verwaltung.  Die  dritte  Gewalt  des  Staates,  das  Stück  Hf^riff 
Staatsgewalt  idso,  welches  bleibt,  wenn  man  von  dem  Ganzen  die  gesetz-  "^'^  verwaJ»uog. 
gebende  Gewalt  und  die  Justiz  hinwegdenkt,  wird  seit  Locke  und  Montes- 
quieu meist  die  Exekutive  oder  vollziehende  Gewalt  genannt  Wir  geben 
ihr  den  Namen  Verwaltung.  Die  Bezdchnung  voUzidliende  Grewalt, 
pouToir  ex^cutif,  ist  imrichtig  und  richtig.  Unrichtig,  wenn  sie  so 
gemeint  ist,  als  bestdie  das  Wesen  der  dritten  Staatsfunktion  ausschließlich 
im  Vollziehen  der  Befehle  des  Gesetzgebers.  Es  wäre  ganz  einseitig  und 
widerspräche  dem  Recht  ebenso,  wie  den  Tatsachen,  wenn  man  behaupten 
wollte,  alle  Verwaltungstätigkeit  sei  bloßer  Gesetzesvollzug.  Die  Verwaltung 
begreift  viel  mehr  und  anderes  in  sich  als  die  Verwirklichung  gest  tz- 
geberischer  Willensimpulse  und  Anordnungen.  Wenn  der  Staat  Verträge 
sddleßt  mit  Priva^ersonen  oder  anderen  Staatm,  wenn  er  eine  Eiaenbahn- 
konzessimi  «rtdlt,  wenn  er  Beamte  ein-  und  absetzt  so  ^d  das  alles  Verwal- 
tungshandlungen, aber  solche,  gestalt  deren  die  Staatsrerwahung  ihren 
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eigenen  Willen,  nicht  den  der  Legislative,  vollzieht    Wenn  die  Verwaltung 
eine  neue  Behörde,  eine  öffentliche  Anstalt  oder  Einrichtung  ins  Leben  ruft, 
so  kann  das  Gesetzesvollzug  sein;  dann  nämlich,  wenn  ein  Gesetz  diese 
Behörde,  Anstalt,  Eioriditang  angeordnet  und  die  Verwaltung  entsprediefid 
beauftragt  hat;  —  es  muß  aber  nidit  GesetsesvoUzug  sein  und  es  ist  dies 
dann  nidit  der  Fall,  wenn  die  Verwaltung  aus  eigener  Initiative  gehandelt 
hat   Die  Sache  liegt  also  nicht  so,  daß  der  Greset^eber  immer  erst  im 
Einzelfallt;  „wollen"  muß,  damit  die  Verwaltung  „vollziehen"  darf.  Die 
Bezeichnung  „vollziehende  Gewalt"  ist  nur  dann  richtig,  wenn  man  den 
Gedanken  ausschaltet,  als  müsse  der  Gegenstand  des  Vollziehens  stets  in 
einem  gesetzgeberischen  Befehl,  die  Ursache  des  Vollziehens  in  einem 
vom  Gesetzgeber  ausgehenden  'WUlensinqiuIs  liegen;  —  ae  ist  liditig, 
wenn  man  dem  „vollziehen**  den  ein&chen  Sinn  unterlegt:  handeln. 

Die  Verwaltung  ist  die  handelnde  Staatsgewalt  Gesetz  ist  Willem 
^'"^  Verwaltung  Tat.  Das  heiflt,  wie  gesagt,  nicht,  daß  die  Legislative  jedesmal 
erst  wollen  muß,  damit  es  zur  administrativen  Tat  komme,  sondern  es  be- 
deutet, daß  das  Tun  der  Verwaltung  durch  das  Gesetz  beschränkt  ist 
Das  Gesetz  ist  regelmäßig  weder  Ursache,  noch  Zweck,  immer  aber 
Schranke  der  Verwaltungshandlungen.  Schranke;  das  will  sagen:  das  Ge- 
setz ist  der  Verwaltung  gegenüber  der  rechtlich  hShere  Wille,  die  Ver- 
waltung darf  niemals  contra  legem  handeln,  nie  etwas  tun,  was  das  Gresetz 
verbietet  „Schranke"  bedeutet  aber  noch  ein  anderes  und  mehr:  die  Vei^ 
waltung  hat  den  Untertanen  gegenüber  nur  diejenigen  Machtbefugnisse 
ztun  Eingriff  in  Freiheit  und  Eigentum  der  einzelnen,  welche  das  G-esetz 
ihr  verleiht.  Die  Verwaltung  kann  sich  also,  soweit  sie  zur  Erreichung 
ihrer  Zwecke  die  Freiheit  Dritter  beschränken,  deren  Leistungen,  deren 
Vermögen  in  Anspruch  nehmen  will,  nur  intra  legem  bewegen.  Oder 
anders  ausgedrückt:  die  Verwaltung  darf  die  ihr  Unterworfenen,  die 
Untertanen,  nicht  ultra  l^em  mit  Pflichten  belasten. 

Die  Maxime:  ne  canira  le^etn,  ne  uUra  l^em,  sid  inira  legem  ist  gleidip 
bedeutend  mit  dem,  was  man  sonst  auch  das  Prinzip  der  gesetzmäAigen 
Verwaltung  nennt  Dieses  Prinzip  ist  nicht  ohne  w^eiteres  selbstver* 
ständlich;  heute  aber  ist  es,  im  Verfassungs-  und  Rechtsstaat  der  Gegen- 
wart, maßgebend  für  das  Verhältnis  von  Gesetz  und  Verwaltung,  Verwaltung 
und  Untertanen;  es  ist  maßgebend  kraft  und  infolge  der  konstitutionellen 
Gewaltenteilung  (s.  oben  S.  337  ff.).  Das  Prinzip  galt  nicht  in  dem  Staate  ohne 
Grewaltentdlung,  in  der  absoluten  Monarchie,  deren  Verwaltung  nicht  ttne 
Verwaltung  nach  Gesetzen,  sondern  eine  Verwaltung  nur  nach  Zwe<d> 
mäßigkeitsrucksichten  war. 
v«nraiiDog  and  Auch  die  Justiz  ist  dem  Gesetz  untergeordnet,  wie  die  Verwaltimg, 
aber  das  Unterordnungsverhältnis  ist  von  anderer  Art.  Für  das  Verhältnis 
des  Richters  zum  Gesetz  trifft  zu,  was  das  Verhältnis  der  Verwaltung 
zum  Gesetz  nicht  richtig  charakterisiert:  der  Zweckgedanke.  Dem  Richter 
ist  das  Gesetz  Zweck.    In  der  Berufsübung  des  Richters  ist  die  Gesetzes- 


Digitized  by  G' 


B.  Die  Verwaltnogmditipflm«.  L  In  DentscUand. 


347 


aawendiiii^,  die  Findung  des  Rechtes  gemifi  dem  Gesetz  der  mnage  Zwedc; 
Zweck  der  Verwaltiingstatigkeit  ist  dagegen  die  Erhaltung  und  Beförderung 

des  gemeinen  Wohles  mit  den  Mttela,  welche  das  Gresetz  erlaubt.  Durch 
diese  Verschiedenheit  des  Verhältnisses  zum  Gesetz,  sowie  durch  das  Moment 
des  „Handelns",  der  lebendigen,  schaffenden  Aktion  hebt  sich  das  Wesen 
der  Verwaltung  von  dem  der  Justiz  ab. 

£s  ist  ein  spezifischer  Gegensatz,  kein  ausschließender.  £s  läBt 
ddi  nicht  leugnen,  daß  die  Tätigkeit  der  Verwaltongsbehörden  in  vi^en 
FSnen  der  richterlichen  völlig  gleidit  Die  Verwaltung  handelt  nicht 
sowohl,  rie  entscheidet  auch  Rechtsstreitigk^ten,  diejenigen  nämlich, 
welche  nach  der  oben  geschilderten  Kompetenzabg^enzung  dem  ordent- 
lichen Rechtswege  entzogen  sind.  Damit  öfihet  sich  der  Ausblick  auf 
die  der  Verwaltung  beigelegte  Jurisdiktion:  auf  die  Verwaltungsrechtspflege. 


B.  Die  Verwaltungsreditapllege. 

L  Die  Verwaltnngsrechtspflege  in  Deutschland,    i.  Begriff-otpift 

liehe  und  geschichtliche  Grundlagen.  Eine  weitspannende  materielle 
Bedeutimg  des  Wortes  Verwaltungsrechtspflege  würde  sich  aus  der  ein- 
fachen Anwendung  des  oben  {S.  339)  festgestellten  Begriffes  „Rechts- 
pflege" auf  das  Verwaltungsrecht  ergeben.  Jede  auf  Erhahung  der  Ver- 
waltungsrechtsordnung (jenes  Teiles  der  öffentlichen  Rechtsordnung,  welche 
Sdnaaken  iMt  swischen  der  verwaltenden  Staatsgewalt  und  den  Unte»* 
*  tanen)  und  auf  Schutz  der  aus  ihr  ffieflenden  subjektiven  Redite  gerichtete 
Tätigkeit  wäre  hiernach  Verwattung8recfatq;>flege  und  als  solche  zu 
bezrichnen,  gleichviel,  durch  welches  Staatsorgan  de  au^peübt  wird. 
Verwaltungsrechtspflege  wäre  es,  wenn  die  höhere  Verwaltungsbehörde, 
auf  erhobene  Beschwerde  oder  von  Amts  wegen  im  Dienstaufsichtswege  Ent- 
scheidung trifft  über  die  rechtliche  Zulässigkeit  der  Anordnung  einer  unter- 
stellten Behörde;  Verwaltungsrechtspflege  läge  in  dem  Urteil  des  Zivilrichters, 
wonach  der  vor  ihm  auf  Sdiadensersatz  verklagte  Beamte  die  ihm  dem 
Kläger  gegenüber  obliegende  Amtqxflicht  veiletzt  (B. G.B.  §  839),  diesor  also 
Grund  zur  Klage  habe,  —  oder  des  Strafrichters,  welcher  in  einem  Straf- 
verfahren wegen  Widerstandes  gegen  die  Staatsgewalt  (Str. G.B.  §  113) 
die  maßgebende  Präjudizialfrage  der  rechtmäßigen  Ausübung  des  Amtes 
in  einem  dem  Angeklagten  günstigen  Sinne  entscheidet.  Auch  der 
Beschluß  des  Bundesrates  des  Deutschen  Reiches,  welcher  über  Mängel 
befindet,  die  bei  der  Ausführung  eines  Verwaltungsgesetzes  des  Reiches 
durch  die  einzelstaatlichen  Behörden  hervorgetreten  sind  (R. V.Art  7*), 
wäre  hierher  zu  zählen,  denn  auch  er  „pflegt  Verwaltungsrecht**. 

Es  ist  jedoch  weder  in  der  Wissenschaft  noch  in  der  Praxis  des 
Rechtslebens  gebräuchlidi,  das  Wort  Verwaltongsrecht^ege  in  einem 
so  ausgedehnten  Sinne  zu  verwenden,  welcher  auch  noch  die  laufende 
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gegebenenfalls  streitschlichtende  Handhabung  der  Verwaltungsgcsetze  durch 
die  Verwaltungsbehörden  und  die  gelegentlichen  Streifzüge  des  ordent- 
lichen Richters  in  das  ihm  gewöhnlich  verschlossene  Gebiet  des  Ver- 
waltungsrechts noch  mit  umfaßt  Das  Wort  Verwaltimgsrechtspflegre  — 
und  das  gleiche  gilt  von  dem  ihm  synonymen  Ausdrudc  ,»Verwaltungs- 
gerichtsbaxkeit**  —  hat  vietanehr  eine  wesentlich  engere  Bedeutung  an- 
genommen,  welche  als  die  allein  übliche,  technische  anzusehen  ist 
Verwaltungsrechtspflege  (Verwaltun^rsoorichtsbarkeit)  ist  danach  die 
streitontst  hoidonde  Anwendung  des  X'erwaltungsrechts  durch  be- 
sondere, dem  Organismus  (icr  Justiz  nicht  angehörige,  aber  nach  Art 
der  ordentlichen  Gerichte  eingerichtete  Verwaltungsorgane  ; Verwaltungs- 
gerichte), in  einem  Verfahren,  welches  der  Prozedur  der  ordentlichen  Ge- 
richte ähnlich  ist  (Verwaltungsstrdtverfehren). 
w«Ma.  Trennung  der  rechtfindenden  (streitentscheidenden)  y<Mi  der  fibrigen 
Verwaltungstatigkeit,  Verselbständigung  der  ersteren  in  organisatorischer 
und  prozessualer  Ifinricht,  nicht  aber  Hinausverlegung  dieser  Tätigkeit 
aus  dem  Verwaltungsorganismus  überhaupt  und  Übertragung  derselben 
an  die  ordentlichen  Gerichte;  nicht  Unterstellung  der  Verwaltung  unter 
die  Rechtskontrolle  der  Justiz,  sondern  Schaffung  justizähnlich  er  Kechts- 
schutzvorrichtungen  innerhalb  des  Rahmens  der  Verwaltungsorganisation 
adbrt;  besondere  Institutionen,  besondere  Organe,  ein  besonderes  Ver- 
ehren für  die  besonderen  Zwedce  des  Rechts-  und,  weitexgdiend,  des 
reinen  Interessenschutzes  auf  dem  Gebiete  der  Verwaltui^,  —  Einrichtungen, 
welche  dem  IndividuaUnteresse  an  der  NichtÜberschreitung  der  Verwaltnngs- 
befugnisse  weit  entgegenkommen,  ohne  doch  das  Gemeininteresse  an  der 
Erfüllung  der  Verwaltungspflichten  zu  schadigen:  —  darin  beruhen  Wesen 
und  Idee  der  Verwaltungsrechtspflege. 
Ander«  Schau-  Die  Verwaltungsrechtspflegc  ist  von  mehreren  Rechtsschutzeinrichtungen 
•^dMBG^bUM  Gebiete  des  öffentlichen  Rechtes  eine:  die  vornehmste,  wirksamste 

—  nidit  die  einzige.  Dies  ergibt  sich  sdion  aus  der  voriiin  angedeuteten 
Stellung  der  ordentlichen  Gerichte  gegenüber  verwaltungsreditlichen 
Rräjudiziallragen,  ^e  Stellung,  welche  dem  Zivil-  und  Strafrichter,  in 
Deutschland  wenigstens,  die  nämliche  Freiheit  und  Unabhängigkeit  des 
Urteils  gewährt,  wie  er  sie  in  jeder  anderen  Rechts-  imd  Tatfrage  besitzt 
und  kraft  deren  er  Verwaltungsakte  aller  Art,  Einzelverfügungen  nicht 
minder  wie  Verordnungen  (z.  B.  Polizeistrafverordnungen  i,  wenngleich  nicht 
aufheben  oder  beseitigen,  so  doch  incid^ntcr  für  rechtsungültig  oder 
rechtswidrig  eridaren  und  durdi  die  daran  geknüpfte  Entsch^dui^  (Frei- 
sprechung des  wegen  Übertretung  einer  ungültigen  Polizeiverordnung 
Angeklagten,  Verurteilung  des  Beamten  oder  des  Staates  zum  Schaden- 
ersatz) eine  zwar  nur  indirekte,  aber  doch  praktisch  sehr  wirksame 
Rechtskontrolle,  administrativer  Tätigkeit  auszuüben.  Dabei  kann  es  sich 
freilich  immer  nur  um  eine  Nachprüfung  in  iure,  um  eine  Rechts- 
kontrolle im  strengen  Sinne  handeln.    Weit  darüber  hinaus  geht  der 
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Umfang  der  Kontrolle  der  Verwaltung  durch  die  Verwaltuncf  srlbst:  die 
obere  Behörde  kann  Akte  der  ihr  untergeordneten  Behörden  und  Organe 
aufheben  (direkt  wirksame  Kontrolle!),  nicht  nur  wegen  Rechtswidrigkeit, 
sondern  auch  wegen  Unzweckmäßigkeit;  sie  kann  dies  tun  von  Amts  wegen 
oder  aber  auch  auf  Annifen  Beteiligter.  IXeses  Aarufen  der  Dienst 
gewalt  des  Vorgesetzten  über  den  Untexgebenen  heifit  tedmisch  Be- 
schwerde oder  Verwaltmigsbeschwerde  (Hdnirs):  es  ist  deutlich^ 
dafi  damit  nicht  nur  ein  Rechtsmittd,  SMidem  mehr,  ein  Mittel  zur  Geltend- 
machung rein  tatsachlicher  Interessen  der  einzelnen  gegenüber  der  \'er- 
waltung  gegeben  ist.  Das  gleiche  gilt  von  der  hier  schließlich  noch  zu 
erwähnenden  parlamentarischen  Kontrolle  der  Verwaltung  und  der 
jedem  Staatsangehörigen  eröffneten  Möglichkeit,  diese  Kontrolle  durch 
Eimreidiaiig  einer  Petition  bei  der  Yotkawcttetimg  in  Beweg^ung  zu 
setsen.  Demgegenüber  ist  durch  den  Begriff  der  Verwaltungsrechtspflege 
Streng  genommen  die  Einschränkung  der  Institution  auf  den  Zweck  des 
Ä^ol^fschutzes  (Schutz  des  subjektiven  Rechtes  oder  des  objektiven  Rechtes 
als  solchen)  gefordert;  die  positive  Entwickelung  hat  aber  darüber  hinaus- 
geführt, sofern  in  manchen  Ländern,  vorab  in  Preußen,  die  Verwaltungs- 
gerichte ermächtigt  sind,  in  gewissem  Umfange  auch  administrative 
Zweckmäßigkeitsfragen  vor  ihr  Forum  zu  ziehen,  angefochtene  Verwaltungs- 
akte wegen.  Unbilligkeit  oder  Unzweckmifllgkeit  au&uhehen,  mithin  nicht 
nur  Rechtsschutz,  sondern  auch  Interessenschuts  zu  gewähren. 

Damit  kehrt  die  Betraditung  su  dem  Problem  der  Verwaltnngsredits-  dm  pmUm 
I^ege  zurück.  ü^h^*"**'*'^ 

Die  Verwaltungsrechtspflege  ist  für  Deutschland  und  Österreich  eine  die  ccchichtc 
durchaus  neuzeitliche,  eine  moderne  Einrichtung,  deren  Anfange  nirgends  »«"»»LatBag. 
hinter  die  sechziger  Jahre  des  iq.  Jahrhunderts  zurückreichen.  Die  ersten 
Einrichtungen,  welche  den  Namen  \'erwaltungsrechtspflege  verdienen, 
wurden  1863  in  Baden  geschaffen;  der  Atifbau  der  preußischen  Ver- 
waltungsgerichtsbaxkeit  ward  187s  begonnen;  östenreich  folgte  1875, 
Württemb(»g  1876,  Bayern  1878.  Die  Sache  ist  also  überall  noch  nicht 
sehr  alt;  eine  eigentliche  Geschichte  kaum  vorhanden.  Mit  besserem 
Recht  kann  man  von  einer  Vorgeschichte  der  Verwaltungsrechtspflege 
reden.  Diese  Vorgeschichte  verdient  Beachtung,  denn  sie  ist  es,  welche 
darüber  aufklärt,  wie  man  dazu  gekommen  ist,  die  Probleme  überhaupt 
aufzuwerfen,  deren  schließliche  Lösung  in  Gestalt  der  deutschen  Verwaltungs- 
gerichte heute  dem  Betrachter  entgegentritt 

In  früheren  Epodien  der  deutschen  Staatsentwickelung  hat  man  Yuer 
zunächst  gar  kein  Problem  gesehen;  es  fragt  sich,  warum  nicht 

Zu   alten  Reichszeiten   einmal   deshalb   tikstt,  weil  es  an  einem,    imb  atn 
theoretisch  sogar  sehr  weitreichenden  Schutze  gegen  rechtsverletzenden  **'**«««"*^** 
Mißbrauch  der  Landeshoheit,  also  auch  der  in  ihr  enthaltenen  administra- 
tiven Gewalt,  nicht  mangelte,  indem  jedem  deutscheu  Untertanen  frei  stand, 
dieserhalb  Klage  bei  den  Reichsgerichten  zu  erheben.    Davon  ist  oben 
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S.  341  gesprochen  worden.  Es  ist  zuzugeben  und  wurde  bereits  betont,  daß 
diese  Zuständigkeit  der  Reichsgerichte  in  den  gpröfleren  Ländern,  deren 
Fürsten  die  Macht  hatten,  der  Reichsgewalt  und  ihrer  (xerichtsurteile  zu 
spotten,  praktisch  versagte;  den  zahhrdchen  kleinen  Territorien  gegenüber 
war  sie  jedoch  auch  noch  in  den  letzten  Reichsseiten  keineswegs 
wirkungslos. 

Ow  Aber  auch  abgesehen  von  dieser,  immerhin  gegebenen  Möglichkeit, 

die  Reichsgerichte  anzurufen,  war  ein  Bedürfnis  nach  besonderen  Schutz- 
einrichtungen zugunsten  des  Individuums  für  Fälle  des  Konflikts  zwischen 
seinen  Rechten  und  der  ötfentlichen  Gewalt  nicht  so  vorhanden,  wie  später 
und  heute.  Freilich  war  damals  —  zu  denken  an  das  letzte  Jahrhundert 
des  alten  Rddkes — die  Zeit  des  landesfurstUchen  PoUzeistaate^  seine  eigent- 
liche Blütezeit,  eine  Epoche,  von  der  man  glauben  sollte,  dafi  ne  mehr  und 
häufiger  zu  Klirren  über  VerwaltungswiUkür  Anlaft  gab,  als  iigendeine 
andere.  Demgegenüber  ist  jedoch  folgendes  zu  beachten:  einmal  bestand 
die  den  Polizeistaat  kennzeichnende  Schrankenlosigkeit  vielfach  mehr  in  der 
Theorie  wie  in  der  Wirklichkeit:  gewiß  durften  die  Behörden  alles  Mögliche 
und  Unmögliche,  aber  sie  taten  es  nicht,  sicher  nicht  in  dem  Maße,  wie 
man  geneigt  ist,  anzunehmen  und  wie  es,  bei  gleicher  Rechtslage,  heute 
vielleicht  der  Fall  sein  würde.  Man  darf  sich  von  der  Intensität  der  polizei- 
staadichen  Verwaltung  keine  zu  hohen  Vorstdlungen  machen:  sdbst  in 
dem  l^euBen  Fxiedridi  Wilhelms  L  und  Friedrichs  d»  GroBen  wurde 
eher  weniger  als  mehr  regiert  wie  heute;  die  moderne  Verwaltung  greift 
auf  Grund  ihrer  gesetzlich  begrenzten  Vollmachten  tatsächlich  viel  tiefer 
und  empfindlicher  in  Freiheit  und  Eigentum  der  einzelnen  ein,  als  die 
administrative  Omnipotenz  tlcs  alten  Systems,  dessen  Behördeninstruktionen 
meist  gefährlicher  aussahen  als  seine  Praxis.  Andererseits  aber,  wenn 
diese  Praxis  nch  Angriffe  erlaubte,  die  mit  heutigem  Mafie  gemessen 
Obergriffe  sein  wurden,  so  durfte  darin  nach  dem  damaligen  Veriiältnis 
zwischen  Staat  und  Untertan  eine  Verletzung  der  Rechte  des  letzteren 
nicht  erblickt  werden,  denn  dieses  Verhältnis  war  eben  in  Verwaltuogs- 
sachen  vorerst  noch  ein  bloßes  Gewaltverhältnis  ohne  gesetzliche  Ordnimg; 
die  heute  so  scharf  und  sorgfältig-  gezogene  Grenze  zwischen  Staats-  und 
Individualinteresse  existierte  einfiich  noch  nicht.  Schließlich  konnte  ja 
auch  damals  schon  jeder,  der  durch  das  Vorgehen  oder  Verlangen  der 
Behörde  rieh  beschwert  fühlte,  den  Beschwerdeweg  beschreiten,  und  nun 
bewirkte  die  ältere  deutsche  Behordeneinridktung:  die  koUegiaüsdie  For> 
mation  der  oberen  und  obersten  Landesstellen  im  Verdn  nut  der  man- 
gelnden Trennung  von  Justiz  und  Verwaltung,  daß  der  Beschwerdezug 
in  Verwaltungssachen  als  Schutzeinrichtung  für  Recht  und  Freiheit  des 
einzelnen  keine  schlechteren  Dienste  leistete,  wie  der  Rechtszug  in  „Justiz- 
sachen", in  Zivilstreitigkeiten  und  Strafsachen.  Es  war,  anders  ausgedrückt^ 
mit  dem  Rechtsschutz  in  Zivil-  und  Strafsachen  nicht  besser  bestellt,  wie 
mit  dem  Interessenschutz  in  Verwaltimgssachen:  in  den  kleineren  Ländern 
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war  es  meist  eine  und  dieselbe  Behörde,  welche  zugleich  als  oberster 
Gerichtshof  und  als  oberste  Verwaltungsbehörde  auftrat;  und  wo,  wie  nament- 
lich in  PreuAeii,  die  oberste  Verwaltungsbehörde  (Generaldiiektoriiim)  schon 
im  18.  Jahrhundert  von  dem  obersten  Crenchtshof  jfetrennt  {gewesen  is^  war 
sie  ebenso,  wie  ein  soldiw  Gerichtshof,  namUch  kollegialisdi  organiner^ 
nnd  der  oberste  Gerichtshof  war  ebensowenig  unabhängig,  wie  die  oberste 
Verwaltungsbehörde.  Kurz:  der  Verwaltungsweg  mit  dem  Besch werde- 
zug  an  die  höheren  Instanzen  war  so  gut  und  so  schlecht,  wie  der  ordent- 
liche RechtswejT  mit  seiner  Appellation  und  seinen  sonstigen  Rechtsmitteln. 

Im  19.  Jahrhundert  iiaben  sich  tille  diese  Verhältnisse  und  Voraus-  Veränderungea 
Setzungen  von  Grund  aus  geändert  Das  alte  Reich  ging  unter,  y,^J^^„^ 
mit  ihm  erlosch  die  Jurisdiklion  seiner  Grerichte  in  Landeshoheitssachen,  ib 
und  nichts  tritt  an  die  Stelle  dieser  Jurisdiktion.  Die  Zustand^k^t  der 
Reichsgerichte  wächst  den  Landesgerichten  nicht  zu,  die  Verwaltung  auch 
der  kleineren  Staaten  beschreitet  das  Stadium  der  Freiheit  von  jeder 
richterlichen  Kontrolle,  erwirbt  die  Souveränität,  welche  die  größeren 
faktisch  längst  besessen  hatten.  Und  die  von  nun  ab  allenthalben 
beginnende  Modernisierung  der  Justiz-  und  Verwaltuugs Verhältnisse  weckt 
Schutzbedürfnisse,  wo  früher  keine  waren;  sie  läßt  zwischen  Rechtsweg 
und  Verwaltungsweg  eine  Unterschiedlichkeit  hervortreten,  welche  vom 
Standpunkt  des  Individualinteresses  aus  ges^en,  geradezu  gleichbedeutend 
ist  mit  dem  Gegensatz  von  Gut  und  Böse.  Justiz  und  Verwaltung  werden 
getrennt  Wie  es  das  Prinzip  der  Gewaltenteilung  zu  bedingen  schien, 
wurden  die  Gerichte  auf  Zivil-  und  Strafsachen  beschränkt,  von  der  Rechts- 
anwendung in  streitigen  Verwaltungssachen  dagegen  grundsätzlich  aus- 
geschlossen. Den  Fortschritten,  welche  die  Entwickelung  der  Justiz- 
einrichtungen zeigt,  scheinen  Rückschritte  der  Verwaltungseinrichtungen 
gegenüberzustehen.  Der  Gedanke  der  richterlichen  Unabhängfigkeit 
bricht  dch  Bahn,  der  konstitutionelle  Staat  nimmt  ihn  in  seine  VÖfas- 
sungen  auf.  Gericbtstwganisation  und  Prozeß  werden  stetig  verbessert: 
Regelung  des  Instanzenzuges  und  der  Rechtsmittel,  Mündlichkeit  und 
ÖfiFentlichkeit  dos  Verfahrens,  Anklageprozeß,  Schwurgerichte.  Alle  diese 
und  andere  Garantien  für  Rechtlichkeit  und  Sachlichkeit  der  Streit- 
entscheidung kommen  aber  eben  nur  der  Justiz,  also  der  Zivil-  und  der 
Strafrechtspflege  zugute.  Wer  statt  mit  dem  Nachbar  mit  der  Polizei-  oder 
einer  anderen  Verwaltungsbehörde  streiten  will,  dem  ist  der  Reditsweg 
verschlossen,  er  ndit  ach  einz^  auf  den  Weg  der  Beschwerde  b^  den 
höheren  Verwaltungnnstanzen,  damit  aber  auf  einen  Weg  angewiesen,  der  dem 
Schutzinteresse  der  Partei  nicht  sowohl  weniger  Garantien  bot,  als  die  Ver- 
fassung und  das  Verfahren  der  ordentlichen  Gerichte,  sondern  unter  diesem 
Gesichtspunkt  sogar  schlechter  war  als  die  Verwaltungseinrichtungen 
und  der  Verwaltungsweg  der  älteren  Zeit  Justiz  und  Verwaltung  hatten 
sich  seit  Beginn  des  19.  jalurhunderts  nach  dem  Vorgänge  und  Vor- 
bilde Frankreichs  audi  in  Deutschland  nidit  sowohl  geschieden  als  sich 
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in  entgegengesetzten  Richtungen  entwickelt    Vorher  waren  de,  soweit 
überhaupt  diffcronziort,    in   organisatorischer   wie  prozessualer  Hinsicht 
gleichförmig  eingerichtet  gewesen;  kollegiale  Formation  der  zweiten  und 
dritten  Instanzen  in  der  Justiz  wie  in  der  Verwaltung,  schriftliches  und 
geheimes  Verfahren,  Entscheidung  auf  Grund  der  Akten  hier  wie  dort, 
Unabhängigkeit  der  Urteilsfinder  weder  hier  noch  dort,  der  Beschwerde- 
weg im  Instaosenrag  der  Verwaltiuig»  alles  in  allem,  IQr  die  Fartm  nicht 
schlechter  als  der  RedUsw^.    Eine  Versdilechterung  in  diesem  Sinne 
trat  aber  ein,  als  in  den  deutschen  Ländern  die  KoUegialverÜEissung  der 
administrativen  Zentralstellen  durch  das  bureaumäßige  Ministerialsystem 
ersetzt  (Preußen  t8o8 — iKio,  Bayern  und  Württemberg'  1806,  Baden  i8og), 
damit   aber   eine    sehr   wesentliche    Gewährleistung   unparteiischer  und 
gerechter  Verwaltvmgsentscheidungen  beseitigt  wurde,  während  außerdem 
—  ^e  beabsichtigte  Wirkung  des  Iffimsterialsystems  —  die  Abhängig- 
keit der  unteren  Verwaltungsorgane  von  den  Ministem  verschärft,  die 
EneiiG^e  und  Intensität  der  gesamten  Verwaltung  stetig  gesteigert  wurde. 
So  wi^en  Justiz  und  Verwaltung  in  ihrer  Formation,  imd  mehr,  in  ihrer 
ganzen  Art,  immer  weiter  voneinander  ab.  Wälu-end  die  moderne  Gestal- 
tung von  Gericht  und  Prozeß  die  individualistischen  Forderungen  berück- 
sichtigt und  befriedigt,  bleiben  diese  Forderungen,  auch  die  berechtigtsten, 
unerfüllt  gegenüber  der  Verwaltung,   deren  Einrichtungen  einseitig  das 
Übergewicht  der  offentlichMi  Gewalt,  die  Staatsautorität  betonten,  was  in 
den  Augen  vieler  nichts  anderes  bedeutete,  als  ein  ungereclitflertigtes 
Nachgeben  gegen  die  Machtinteressen  des  herrschenden  Beamtentums, 
t       Dann  sind  die  deutschen  Staaten,  einer  nach  dem  anderen,  zum  kon- 
stitutionellen System  übergegangfen.  Man  täusche  sich  nicht:  gerade  dieser 
Wandel  der  Verfassung  hat  das  Verhältnis  des  Staatsbürgers  zur  \'enval- 
tung  zunächst  nicht  \  erbessert  sondern  nochmals  verschlimmert.   Die  kon- 
stitutionelle Bewegung  beruht  nicht  sowohl  auf  individualistischen  Gedanken 
und  Forderungen,  als  sie  ihrerseits  diese  Gedanken  und  Forderungen  fort- 
während steigert  Die  Ver&ssungsurkunden  lassen  es  sich  angelegen  sein, 
die  hauptsächlichsten  Wünsche    des   individualen  Fruheit^gefühls  als 
„Grundrechte*^  der  Staatsbürger  zu  verbriefen,  sie  beruhen  weiterhin  alU 
geraein  auf  dem  Grundsatz  der  gesetzmäßigen  Verwaltung  (vgl.  oben  S.  346)* 
All  das  hatte  aber  zunächst  mehr  programmatische  als  reale  Bedeutung. 
Die  Verfassung  war  gegeben,  der  Rechtsstaat  proklamiert,  der  Polizeistaat 
dauerte  fort.    Denn  wer  war  der  Hüter  des  neuen  öffentlichen  Rechtes, 
seiner  individualistischen  Grundsätze  und  Grundrechte?    Niemand  anderes 
als  die  Verwaltung  selbst,  eben  sie,  gegen  derm  Expansions-  und 
Betätigungsdrang  jene  Grundsätze  gegeben,  jene  Grundrechte  verUehoi 
worden  waren.  Die  Verwakui^  bei  Streitßllen  mit  den  einzelnen,  ohne 
irgendweldie  Vorbehalte  und  Modifikationen,   stets  Richter  in  eigener 
Sache,  —  das  war  keine  befriedigende  Antwort  auf  die  schwerwiegende 
Frage:  seä  ftUs  custodit  ipsos  custodes?    In  Verwaltungssachen  gab  es 
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fortdauernd  nur  den  Beschwerdeweg  zur  oberen  Instanz.  Das  hieß:  an 
oberster  Stelle  verfugt  und  entscheidet  der  Ressortminister,  insbesondere 
andbi  dann,  wenn  den  Behörden  seines  Ressorts  ein  Recht  auf  Eingriff 
und  Zwang  von  der  Partei  streitig  g^emacht  wird.  Er  entscheidet  in 
solchem  Falle»  wie  stets,  per  decretum  simpUx,  in  einem  formlosen, 
schrifUichen  Verfahren,  auf  den  Bericht  der  Behörde,  gegen  deren  Vor- 
gehen die  erhobene  Beschwerde  sich  richtet,  nach  Akten,  auf  deren  In- 
halt der  Beschwerdeführer  keinen  Einfluß  und  auf  deren  Kenntnis  er  kein 
Recht  hat.  Das  gesamte  Verwaltiuigsrecht  des  Ressorts  wird  so  ge- 
handhabt, wie  der  jeweilige  Chef  desselben,  der  Minister,  es  auffaßt  Das 
alles  gilt  —  und  nicht  nur  in  den  Jugendjahren  des  deutschen  Konstitutio- 
nalismus —  für  „konstitutionell''.  Und  namentlich  gilt  es  für  „kon- 
stitutionell«, wenn  der  l£nister  bei  Handhabung  des  seiner  Pflege  anver- 
trauten Verwaltungsrechts  die  Interessen  der  politischen  Partei,  dio  ihn 
stutzt  und  deren  parlamentarische  Stärke  zugleich  seine  Stärke  und  Sicher- 
heit vor  Angriflfen  bedeutet,  für  das  Staatsinteresse  hält.  So  hat  die  kon- 
stitutionelle Ära  in  der  Auffassung  und  Behandlung  des  Verhältnisses  zwischen 
Verwaltimg  und  einzelnen  sich  zunächst  sehr  unvorteilhaft  eingeführt  Auch 
und  besonders  gegen  das  erste  Jahrzehnt  konstitutioneller  Regierung  in 
Preußen  ist  dieser  Tadel  eiiioben  worden  (Gneist,  Lasker);  sicher  mit  »-»^ — ». 
Recht,  denn  zu  keiner  Zeit  hat  die  preußische  Verwaltung  so  andauernd  ^"»^ 
und  ungescheut  nach  dem  Grundsatz  handeln  dürfen:  erlaubt  ist,  was  mir 
gefallt  —  als  in  jener  sog.  Reaktionszeit  Nur  ist  es  nicht  richtig, 
wenn  man  diesem  Regime  von  1850 — 1858  „systematische  Partei- 
mäßigkeit" vorwirft.  Es  ist  nicht  einzusehen,  was  für  spezifisch 
parteikonservative  Züge  den  willkürlichen  Ausweisungen,  Konzessions- 
entziehungen und  sonstigen  PoHseiscbikanen  jener  £fK>che  anhaften  sollen. 
Das  war  kein  „Farteiregiment«,  ein  konservatives  oder  irgendein  anderes^ 
sondern  etnfiudi  der  alte  Polizeistaat,  der  sich  durch  das  „Blatt  Fairer*', 
die  Ver&ssungsurkunde,  in  seinem  Dasein  zunächst  nicht  stören  liefib 
Nicht  dafür  ist  jene  Epoche  beweisend,  daß  der  Konstitutionalismus 
die  Gefahr  parteimäßiger  Handhabung  der  Regierungsrechte  selbst  in 
einem  vStaate  wie  Preußen  nahelegt,  wohl  aber  dafür,  daß  auch  nach 
und  trotz  Emiührung  einer  Verfassung,  welche  den  Rechtsstaat  fordert, 
der  Pdiz^staat  nodbi  lange  fortieben  kann,  —  so  lange,  als  man  es  ver* 
abs&umt,  den  rechtsstaatiichen  Grundsatz  der  gesetzmäßigen  Verwaltung 
durdi  «usrdchende  Schutzeinrichtungen  zu  stehe». 

So  hatte  der  eintretende  Konstitutionalbmus  das  Bedürfnis  nach  einem  Der  streit  n 
besonderen  Rechtsschutz  auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Rechtes  zunächst  ^^^^^^j^^Hl^lJI^ 
nicht  befriedigt,  sondern  nur  verstärkt  Die  Frage  dieses  Rechtsschutzes 
war  um  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  in  Deutschland  brennend  geworden, 
und  unter  den  zahlreichen  Schriftstellern,  die  sich  in  dieser  Zeit  mit  der 
Angelegenheit  beschäftigten,  war  kaum  einer,  der  den  bestehenden  Zustand, 
die  Vereinigung  von  laufender  Verwaltuiig  md  Verwaltungsrechtqprechung 
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in  der  Ifinisterialiastan^,  gebilligt  hätte.  Daß  zur  Besserung  dieser  als 
unhaltbar  empfundenen  Verhaltnisse  izigendein  entscheidender  Schritt 
geschehen  müsse,  darin  waren  alle  einig,  über  das  DVle  und  Wohin 
freilich  gingen  die  Ansichten  weit  auseinander. 

Zwei  Meinungen  vornehmlich  standen  sich  seit  Ende  der  fünfziger  und 
Beginn  der  sechziger  Jahre  des  vei^gangenen  Jahrhunderts  gegenüber.  Die 
^e  —  Sltere  —  wollte  Abhilfe  sduflSsn  dufdi  Ausdehnung  der  ZustSndig- 
keit  der  orden^chen  Gerichte  auf  die  Gresamfheit  aDer  Reditsstfeiti^- 
keiten.  Der  ofdentiiche  Richter  sollte  nidit  nur  in  Privatrechtsstrsitigkeiten 
und  Stra&achen,  sondern  überall  auch  dann  entscheiden,  wenn  zwischen 
dem  einzelnen  und  der  öffentlichen  Gewalt  der  Umfang  der  Staatshoheits- 
rechte streitig-  wurde;  jede  Rechtssache  sollte  zur  Justizsache  erklärt,  die  Ver- 
waltung der  Rechtskontrolle  der  ordentlichen  Gerichte  unterworfen  werden, 
wogegen  diejenigen  Fälle,  in  denen  es  sich  nicht  um  Rechts-  sondern 
um  bkifien  Interessensdmtz  handelte»  in  denen  nidit  die  Rechtmafiigkeit, 
sondern  die  Notwendigkdt  und  Zweckmäßigkeit  eines  Verwaltuqgsalctes 
angefochtm  wurden  der  Erledigung  im  Verwaltungswege^  im  administrstiven 
Instanzenzuge  vorbehalten  bleiben  sollten.    Diese  Ansicht,  gipfelnd  in  der 
Verwerfung  jeder  nicht  durch  die  ordentlichen  Gerichte  ausgeübten  Rechts- 
pflege, war  schon  vor  1848  theoretisch  vielfach  vertreten  worden  und 
spielte  imter  den  politischen  Forderungen  jenes  Jahres  eine  gewichtige 
Rolle,  —  wie  aus  §  182  der  Frankfurter  Reichsverfassimg  von   1849  zu 
ersehen:  „Die  Verwaltungsrechtspflege  (gemeint  ist  jede  den  Verwattung»* 
beh&rden  zustdiende  Gerichtsbarkeit)  hört  aui^  über  aQe  Rechtsrerietzungen 
entscheiden  die  Gerichte.**    Audi  der  Liberalismus  der  sedudger  Jahre 
hielt,  namentlich  in  Preußen,  an  diesem  nicht  sowohl  rechtsstaatlichen 
als  justizstaatlichen  Ideal  fast  einstimmig  fest    Als  Vollender  aber  und 
beredtester  Anwalt  der  Richtung  muß  Bahr  bezeidmet  werden  (»Der 
Rechtsstaat",  erschienen  1864). 
BihrudGneut        Das  Bährschc  Buch  zeigt  die  justizstaatliche  Theorie  bereits  in  eine 
VMteidig^gsstellung  zurückgedrängt   Es  war  ihr  inzwischen  eine  Gegen* 
macht  erwadtsen,  die  zweite  der  beiden  Meinungen  über  die  Rechtsschuts- 
bage  war  hervorgetreten:  zunädist  und  audi  soglmch  mit  der  vollen  Tiefe 
historischer,  reditsveigleichender  und  politisdier  BsgrOadm^  in  den  Ar- 
beiten Gneists  über  Englisdies  Verwaltungsrecht  (zuerst  1860— 1863  ef^ 
schienen).    Schon  damals  verwarf  Gneist,  wie  später  stets,  den  Gedanken 
der  Rechtskontrolle  der  Verwaltung  durch  den  ordentlichen  Richter:  die 
erforderliche  Garantie  gesetzmäßiger  Verwaltung  dürfe  nicht  in  der  Unter- 
ordnung der  Verwaltung  unter  die  Justiz  gesucht,  sondern  müsse  gefunden 
weiden  in  einer  dem  Zweck  des  Reditsschutzes  entspredienden  Neu- 
gestaltung der  Verwaltung  selbst;  eine  gewisse  Gerichtsihnlidikeit  derVec^ 
waltung  in  Organisation  und  Verfiduen  sei  anzustreben.    Damit  war  die 
Forderung  besonderer  Verwaltungsgerichte  —  justizformige  Einrichtungen 
mit  prozeßfthnlichem  VerfiJiren  innerhall^  nicht  außerhalb  desVerwaltungs- 
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organisBms  —  im  Kerne  bereits  eilioben  und  die  J^nsetzung  solcher  Ver- 
waltung^erichte  als  ein  Hauptpunkt  organisatcMtischer  Verwateingarefoim 
hingestellt    Verstindnis  fand  Grneist  in  Preußen  zunächst  vi^  weniger 

bei  seiner  liberalen  Partei  als  bei  den  politischen  Gegnern  zur  Rechten, 
wie  denn  schon  1861  die  konservative  Partei  im  preußischen  Abgeordneten- 
hause sich  (durch  Wajafener)  sehr  deutlich  im  Sinne  der  Grneistschen 
Gedanken  ausgesprochen  hat,  —  während  andererseits  außerhalb  Preußens, 
im  Großherzogtum  Baden,  jenem  Gedanken  von  einer  entschieden  liberalen 
Regierung  und  Laadtagsmehriieit  der  erste  praktische  Erfolg  bereitet 
wurde:  es  ist  das  badische  Gesets  über  die  Organisation  der  inneren  Ver- 
waltung vom  5.  Oktober  1863.  Die  Einfahrnng  besonderer  Rechtssdiutz«n- 
riclitnngen  in  das  bestehende  und,  soweit  erforderlich,  umzugestaltende 
System  der  Verwaltungsbehörden,  —  kurz  das  Problem  der  Verwaltungs- 
rechtspflege im  modernen  Sinne  konnte  offensichtlich  nicht  als  Partei- 
frage, als  Streitfrage  zwischen  konservativ  und  liberal,  monarchisch  und 
demokratisch  aufgefaßt  werden.  Dies  hat  die  werbende  Kraft  des 
Gedankens  der  VerwaUungsrechtspflege  gestäikt  und  die  Vefst&ndigung 
zwischen  Regierung  und  Volksvertretung  und  zwisdien  den  Rurteien  der 
letzteren  unter  sich  über  die  Durchführung  jenes  Gedankens  namentlich 
in  Preußen  wesentlich  erleichtert 

Nicht  die  Idee  von  1848,  nicht  Bahr,  nicht  der  „Justizstaat"  ist  es,  Recht«taat. 
der  sich  die  Wirklichkeit  des  Rechtes  in  Deutschland  erobert  hat,  sondern  ''•^'"J"*''*«**'- 
Gneist  und  sein  Gedanke,  das  Problern  der  Verwaltungsrechtspflege  zu 
lösen  durch  die  Reform  der  Verwaltimg  selbst:  durch  Aufstellung  besonderer 
Verwaltungsgerichte  im  Rahmen  der  Verwaltungsorganisation.  Den  vollen 
Sieg  dieses  Gedankens  und  die  endgültige  Ablduung  jener  anderm,  mit 
dem  Schlagwort  „Jnstizstaat*  bezeicfaneten  Gedankenreihe,  bedeutet  die 
Einführung  der  Verwaltungsrechtqtfl^^  in  Freuflen  durch  die  Refoni^ 
gesetzgebung  von  1872  — 1883. 

Es  sind  weniger  theoretische  Erwägungen  als  praktische  Gründe  von  Oriind«  gegM 
schwerstem  Gewicht  gewesen,  welche  den  »Streit  um  die  Verwaltungs-  «'*°  "J"*«" 
rechtspflege  in  dem  angegebeneu  Sinne  entschieden  haben. 

Einer  dieser  Gründe  wurde  der  Tatsache  entnommen,  daß  der  deutsche 
Richterstand  in  seiner  vorwiegend  privatrectatlichen  und  strafireditlichen 
Ausbildung  und  BerufiMcIhhrung  der  Au%abe,  wdche  ihm  die  Übertragung 
der  Rechtsprechung  in  Verwaltungsangelegenheiten  stellen  würde,  eine 
AufgabOi  welche  volle  Beherrschung  des  Vcrwaltungsrechts  und  der  Ver- 
waltungspraxis verlangt,  nicht  gewachsen  sein  mochte.  Dieser  Befürchtung 
mangelhafter  Rechtskenntnis  trat  zweitens  die  Besorgnis  hinzu,  daß  die 
geforderte  Jurisdiktion  der  ordentlichen  Gerichte  in  Verwaltungssachen 
auch  die  nötige  Sachkenntnis  werde  vermissen  lassen.  Ist  doch  in  vielen, 
heute  vor  das  Forum  der  Verwaltungsgerichte  gehörigen  Fällen  „weniger 
die  Rechtsfrage  als  die  Tatfrage  streitig^.  Der  Schweipunkt  der  ver- 
wattungsrichterlichen  TStigiedt  liegt  nicht  so  häufig  in  der  Anstellung 
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rein  logisch -juristischer,  rechtswissenschaftlicho  FachbÜdimg  voraus- 
setzender Gedankenoperationen  als  in  der  soxgfSltigen  PrGfnng  und 
objektiven  Würdigung  des  Sachverhaltes.  Um  Beispide  hentuszugrufen: 
die  Bedürfiaisfrage  bei  Schankkonzessionen,  die  Frage  der  „sittlichen, 

artistischen  und  finanziellen  Zuverlässigkeit"  (Reichsgewerbeordnung-  §  32) 
eines  die  Erlaubnis  zum  Betriebe  seines  Gewerbes  nachsuchenden  Schauspiel- 
untemehmers,  die  Notwendigkeit  oder  Entbehrlichkeit  eines  von  der  zu- 
standigen Behörde  geforderten  Wege-  oder  Schulhausbaues,  die  so  häufig 
unter  Strdt  stehende  Frage,  ob  die  tatsächlichen  V<»aussetzuDgen  vor- 
gelegmi  haben,  welche  die  Poliseib^OTde  zum  ErlaB  einer  Bau-,  Feuer<> 
Gesundheits-  oder  sonstigen  polszeilidien  Verfugung  bereditigen,  —  diese 
und  viele  ähnliche,  in  dmr  verwaltung^fericfatUchen  Praxis  fortwährend 
vorkommenden  Fragen  asd  ganz  gewiß  keine  Rechtsfragen  im  spezifischen 
Sinne,  die  nur  der  im  Richteramt  geschulte  Jurist,  oder  doch  er  am  besten 
beantworten  kann.  Rechtskunde  nützt  hier  wenig,  um  so  mehr  sind  Sach- 
kunde und  administrative  Erfahrung  vonnöten,  Kenntnisse,  welche  der 
dem  Verwaltungswesen  entfremdete  und  fernstehende  Richter  sich  regel- 
mäßig erst  durch  weitläufige  Beweisaufnahmen  verschaffen  und  von  Sach- 
verständigen erborgen  mufl.    Drittens  aber,  und  dies  ist  der  schwer* 
wiegendste  Einwand  gegen  den  „Justizstaat":   die  intendierte  Rechts- 
kontrolle der  Verwaltung  durch  die  Justiz  würde  die  Selbständigkeit  der 
Verwaltung  lähmen,  deren  diese   durchaus  bedarf,  um  ihre  Aufgaben 
wirksam  erfüllen  zu  können.    Die  Kognition  in  Verwaltungssachen  all- 
gemein den  ordentlichen  Gerichten  übertragen  heißt,  letzten  Eudes  die 
Verantwortlichkeit  in  diesen  Sachen  auf  die  Justiz  üb  er  wälzen. 
Es  dürfte  niemand  leicht  fallen,  die  Verantwortlichkeit  für  eine  solche  Ver- 
antworüichkeitsverschiebung  zu  übernehmen.  Man  denke  doch  darüber  nach, 
wohin  eine  folgerichtige  Durchführung  des  hier  bekämpften  Prinzips  führen 
würde.  Wenn  jedermann,  von  dem  die  Pofizeibehörde  im  Interesse  der  öffent» 
liehen  Sicherheit  und  Ordnung  etwas  verlangt,  aufs  Amtsgericht  gehen 
und  gegen  die  Polizei  Klage  erheben,  nach  Befinden  eine  einstweilige 
Verfügung  erwirken  kann,  welche  den  Polizeiverwalter  anweist,  die  Partei 
klaglos  zu  stellen,  sie  z.B.  ihr  Haus  so  bauen  zu  lassen,  wie  es  ihr  und 
dem  mit  ihr  einigen  Richter  gefSUt,  der  Polizei  aber  nicht  geföllt,  —  dann 
liegt  die  Frage  nahe,  ob  es  nicht  zwe<^mäfliger  wäre,  noch  einen 
Schritt  weiter  zu  gehen  und  den  Amtsrichter  wieder  zum  „Amtmann"  zu 
machen,  ihm  nicht  sowohl  die  Kognition  über  die  Polizei  als  die  Polizei 
selbst  zu  übertragen,  den  Grundsatz  der  Trennung  von  Justiz  und  Verwaltung 
wieder  aufzuheben  und  damit  eine  hundertjährige  Entwickelung  rückgängig 
zu  machen,  welche  bisher  allgemein  für  einen  Fortschritt  gehalten  wiurde. 
Bhnhmt         Soldie  Erwägungen  dnd  es  gewesen,  welche  aaf  die  deutsche  Ver- 
waltungsgesetzgebung  seit  den  sechziger  und  siebziger  Jahren  des  ver- 
iaOeMMUud.  rangenen  Jahrhunderts  bestimmend  eingewirkt  haben.   Ihre  natüriiche 
Überzeugungskraft  machte  sich  überall  geltend,  wo  man  dem  Problem 
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der  Verwaltungsrechtspflege  emsUidi  nahe  trat;  leuditeten  mehr  und 
mehr  audi  denen  ein,  w^che  früher  der  Mrämng  gewesen  waren,  daA 

der  vollkommene  Rechtsstaat  nicht  anders  als  im  Gewände  des  Justizstaates 
erscheinen  könne.  Interessante  Belege  hierfür  liefert  das  Verhalten  der 
liberalen  Parteien  des  preußischen  Abgeordnetenhauses  bei  Beginn  und 
im  weiteren  Verlaufe  der  Beratungen  über  das  Gesetz,  welches  die  Ver- 
waltungsrechtspflege in  PreuBen  eingeführt  hat:  die  Kreisordnung  vom 
13.  Dezember  1872. 

Die  grofie  geseti^berische  Au%abe,  auf  dem  Gebiete  des  Verwaltunga- 
rechts  einen  Rechtsschutz  zu  gewahreii,  d)enso  wirksam  wie  der,  den  in 
Frivatrechtsentscheidungen  und  Strafsachen  Justiz  und  Prozeß  darbieten,  bt 
noch  nicht  in  sämtlichen  deutschen  Staaten  gelöst,  aber  in  allen  größeren: 
Preußen,  Bayern,  Sachsen,  Württemberg,  Baden,  Hessen  und  in  mehreren 
Kleinstaaten.  Auch  das  Reich  hat  hierin,  von  sich  aus  und  für  sein 
Verwaltungswesen,  das  Seinige  getan.  Wo  immer  aber  das  Problem 
gelöst  oder  auch  nur  aufgerollt  wurde,  —  nirgends  hat  man  den  Weg 
besdiritten  oder  bef&rwortet,  den  Rechtsschutz  in  Verwaltungssachen  den 
ordentHchen  Gerichten  zu  übertragen,  wobei  zu  bemerlcen  ist,  daB  der 
landesgesetdichen  Einführung  dieses  „justizstaatlichen'*  Systems  von 
Reichs  wegen  nichts  entgegenstehen  würde,  den  Einzelstaaten  vielmehr 
durch  Einf.-Ges.  zum  G.V.G.  §  4  freie  Hand  gelassen  ist,  den  ordentlichen 
Gerichten  außer  der  Privat-  und  Strafrechtspflege  „jede  andere  Art  der 
Gerichtsbarkeit",  mithin  auch  Verwaltungsgerichtsbarkeit,  zuzuweisen 
(vgl.  oben  S.  343,  344).  Man  hat  es  vielmehr,  den  oben  ent^clcelten  Grün- 
den folgend,  vorgezogen,  besondere  Verwaltungsgerichte  zu  schaffen, 
welche  nicht  in  den  Rahmen  der  Gerichtsver&ssmig,  scmdem  in  den  der 
Verwaltungsorganisation  ^gefügt  sind.  Die  unteren  Instanzen  dieses 
Systems,  die  Verwaltungsgerichte  erster  und  —  wo  es  eine  solche  gibt — 
zweiter  Instanz  sind  überall  zugleich  Verwaltungsbehörden  im  engeren 
und  eigentlichen  Sinne:  betraut  mit  der  laufenden  administrativen  Ge- 
schäftsführung, so  daß  hier  die  Trennung  zwischen  reiner  und  streit- 
entscheidender  Verwaltungstätigkeit,  zwischen  administralion  pure  und 
amUtMmx  adminisiraH/,  wie  die  Franzosen  sagen,  eme  nur  prozessuale 
ist,  indem  die  Behörden  dann,  wenn  sie  als  Verwaltungagerichte  auftreten, 
ein  bestimmtes,  besonders  hierfür  konstruiertes  Verfiduren  (das  Verwaltungs- 
streitverfahren) zu  beobachten  haben.  Nur  in  der  obersten  Instanz  ist  die 
Verwaltungsrechtspflege  auch  organisatorisch  von  dem  laufenden  Voll- 
zug der  Verwaltungsgeschäfte  abgetrennt,  sofern  diese  Oberinstanzen  — 
Oberverwaltungsgerichte,  Verwaltungsgerichtshöfe  —  nur  Verwaltungs- 
rechtspflege ausüben  und  mit  der  Leitung  der  laufenden  Verwaltung 
(weldie  den  administrativen  Zentralbehörden,  insbesondere  den  lifintstem, 
ungeschmälert  geblieben  isQ  nichts  zu  tun  haben. 

Verwaltungsrecht8pifl^[ie  in  diesem  Sinne  besteht  jetzt  im  weitaus 
größten  Teile  Deutschlands,   nämlich  in  Preußen,  Bayern,  Sachsen, 
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Wfirttembefg,  Baden,  Hessen»  Oldenbuisr»  Anhalt,  Bfannsdiweig,  Sachsen^ 

Koburg^  \xnd  Gotha,  Sachsen-Meiningen  und  Lippe,  ferner  im  Reichalaiide 
Elsaß -Lothringen.  Auch  in  dem  Organismus  der  eigenen  und  umnit^- 
baren  Verwaltung  des  Reiches  —  abgesehen  von  Elsaß-Lothringen  — 
finden  sich  mehrere  Spezialbehörden,  welche  nach  Formation,  Zuständigkeit 
und  I'rozedur  als  Verwaltungsgerichte  anzusehen  sind. 
ObMUUk.  2.  Die  Organisation  der  Verwaltungsgerichte.  Li  allen  deutschen 
Eingelstaaten  mit  Ausnahme  des  Herzogtums  Sachsen-Kob  arg  -  Gotha, 
waches  nch  mit  der  fangen  Instanz  eines  „Verwaltnog^^chtshofes" 
begnügt,  ist  der  O^ganismiis  der  Verwaltangareditqiflege  in  mehrere  In- 
stanzen gefiedert;  Preußen  imd  Bayern  haben  deren  drei,  die  anderen 
Staaten  zwei.  Wie  bereits  hervorgehoben,  findet  eine  vollständige,  orga^ 
nische  Trennung  der  Verwaltungsrechtspflege  von  der  reinen  Verwaltung 
nur  in  der  obersten  Instanz  statt,  als  Unter-  und  Mittelinstanzen  der  Ver- 
waltungsrcchispflege  fungieren  durchweg  Behörden,  welche  zugleich  oder 
sogar  in  der  Hauptsache  reine  Verwaltnngsbdiorden  sind,  so  daß  in  diesen 
unteren  Instanzen  die  Eigenschaft  einer  Sache  als  Verwaltungsrechtspfleg»- 
sadie  („Verwaltungsstreitsache'^  nur  in  der  Art  des  Verfehrens,  in  dem 
sie  zu  erledigen  ist,  zum  Ausdruck  kommt.  Ln  allgemeinen  hat  man  die 
Verwaltungsrechtspflegeeinrichtungen  der  unteren  Instanzen  an  das  Behörden- 
system der  inneren  (preußischer  Ausdruck:  „allgemeinen*')  Staatsvcrw^lltung 
angesclüossen ;  in  Preußen,  Baden,  Hessen  und  mehreren  Kleinstaaten 
vorzugsweise  an  die  neueren,  stets  größtenteils  mit  bürgerlichen  Beisitzern 
(„Laien«)  besetzten  Formationen  (preußisdm  Krda-  und  Bezirksausschfisse, 
badische  Beacksrate  usw.),  in  Bayern,  Sachsen,  Württembetg  dagegen  an 
die  alteren,  nur  beamtete  lifi^lied«r  aulweisenden  Behörden  (Beriiksnmter, 
Kreisregierungen,  Kreishauptmannschaften).  Die  erforderliche  Garantie 
für  Gesetzlichkeit,  Unparteilichkeit  imd  Stetigkeit  derVerwaltung^rechtspflege 
ist  angestrebt  worden  einmal  durch  die  Gestaltung  des  Verfahrens  (Vet' 
waltungsstreitverfahren,  s.  u.  S.  367  ff.),  sodann  in  der  Art  der  Organi- 
sation der  Verwaltungsgerichte.  Dieselben  sind  durchweg  (mit  einziger 
Ausnahme  der  als  Einzelbeamte  entscheidenden  bayerischen  Bezirksamter) 
kollegialisch  organisiert  und  in  Ausfibung  ihres  Amtes  mit  derselben 
Unabhängigkeit  au^restattet  wie  die  ordentlichen  Gericlite,  so  daA  «e,  wie 
diese,  dem  Cresetze  ganz,  DienstbeMden  vorgesetzter  Behörden  gar  nidit 
unterworfen  und  Verordnungen  nur  insoweit  anzuwenden  verpflichtet  und 
berechtigt  sind,  als  sie  diese  nach  freier  Prüfung  für  rechtsgültig  er- 
achten. Betreffs  der  personlichen  Unabhängigkeitsgarantieen  der  Mitglieder 
der  Verwaltungsgerichte  ist  zu  unterscheiden.  Vervvaltungsrichter  im 
Hauptamt  sind  nur  die  Mitglieder  der  obersten  Instanz,  der  Überver- 
waltungsgerichte (Verwaltnngsgerichtsh^);  nur  diese  geniefien  uberaU 
das  volle  Ausmaft  xichterlicher  Unabhinglgkeit:  mustergSltig  inaibesoiidere 
die  Bestimmungen  des  preuAischen  Rechtes,  wonach  die  Mitglieder  des 
Oberverwaltungsgerichts  nur  unter  denselben  Voraussetzungen  wie  die 


Digitized  by  Google 


B.  TM  Vemltmignnditqiflqie.  L  In  DeutirWaiid.  359 

Ifi^lieder  des  Reichsgerichts  (vgL  G.  V.  G.  §  128)  durch  Renaibeschluß 
des  Gerichtahofes  ihres  Amtes  und  Gehaltes  fOr  verlustig  erklärt  werden 
4connen.  "Die  Verwaltnngsrichter  der  Unterinstaoxen  dagegen  sind,  soweit 
"fiberiiaiipt  Beamte,  Verwaltnngs-  und  nicht  richterliche  Beamte;  IMensl^ 
Pragmatik  ond  Dissiptinarrecht  der  Richter  gelten  für  sie  im  allgemeinen 
nicht,  auscfenommen  hiervon  sind  nur  die  Verwaltung-sjrerichtsdirektoren  und 
zweiten  ernannten  Mitglieder  der  preußischen  Bezirksausschüsse,  welche  nach 
ausdrücklicher  Vorschrift  des  Gesetzes  vom  König  auf  Lebenszeit  angestellt 
werden,  wider  ihren  Willen  nicht  versetzt  werden  können  und  dem  richter- 
lichen Diariplinanecht  unterliegen.  Endlich  versteht  sich  die  rechtliche 
Unabhangigfcrit  der  unbeamteten  oder  sog.  Laienmilglieder  der  Verwaltung^ 
geridite  von  sdbst;  dam,  da  diese  Personen  der  Hierarchie  des  Staats- 
dienstes nicht  eingegliedert  ^d,  haben  de  auch  keinen  Dienstvorgesetstm 
und  sind  nicht  in  der  Lage,  von  einem  solchen  Befehle  zu  empfangen. 
Eine  Beteiligung  von  Laien  an  der  Verwaltungsrechtspflege  findet  fireilich 
nicht  in  allen  Staaten  statt:  es  ist  dies  der  Fall  in  Preußen,  Baden,  Hessen 
und  den  Kleinstaaten,  während  die  bayerischen,  säclisischen,  württem- 
beigischen  Venmdtimgsgeridite  lediglich  mit  Beiuftbeamten  besetzt  sind. 
Die  erste  Staatengruppe  hat  sich  b«  Bejahung  der  Frage  der  Laien- 
betdligmig  von  denselben  BeweggrOnden  leiten  lassen,  welche  fflr  die 
Einfihrung  unbeamteter  Elemente  in  den  Verwaltungsorganismus  überliaupt 
(Selbstverwaltung  im  politischen  Sinne)  und  andererseits  für  die  Aufnahme 
des  SchofFentums  und  der  Geschworenenbank  in  die  Gerichtsverfassung 
maßgebend  waren:  alle  diese,  der  weiteren  Durchführung  des  konstitutio- 
nellen Staatsgedankens  dienenden  Einrichtungen  sollen  die  Vertrauens- 
würdigkeit von  Rechtspflege  imd  Verwaltung  erhöhen,  die  Staatsregierung 
und  das  berufimifiige  Beamtentum  von  Verantwortlichkeit  entlasten,  sollen 
Staat  und  Staatsgewalt  volkstümlich  machen.  Demgegenüber  hat  in  jenen 
anderen,  das  Schöffentum  in  der  Verwaltimgsrechtqpdege  ablehnenden 
Staaten  die  Erwägung  gesiegt,  daA  eine  Beamtenvwwaltung  technisch 
besser  und  schneller  arbeite  wie  eine  Laienverwaltung,  daß  man  den 
Bürger  nicht  mit  öffentlichen  Dienstpflichten  überhäufen  dürfe  und  ihn 
namentlich  mit  solchen  Ämtern  verschonen  müsse,  denen  er,  in  Ermange- 
lung der  erforderlichen  Sach-  und  Rechtskenntnis,  nicht  gewachsen  seL 
Übrigens  ist  auch  in  Preußen,  Baden  und  Hessen  das  Gewicht  dieser  Gründe 
durchschb^end  gewesen,  sofern  für  die  Formaticm  des  obersten  Ver- 
waltungsgerichtshofes cUe  Laienbeteiligung  niemals  in  Frage  gekommen 
ist;  in  der  Tat  gehören  Laien  dort  nicht  hin.  Wo  es  sich,  wie  dies  doch 
bei  der  Tätigkeit  oberster  Gerichtshöfe  überwiegend  der  Fall,  nicht  um 
Tat-,  sondern  um  reine  Rechtsfragen  handelt,  da  ist  für  den  juristischen 
Dilettantismus  kein  Platz,  da  soll  nicht  der  Sachverständige  richten,  son- 
dern der  Rechtsverständige.  MMk™* 

Im  einzelnen  zeigt  die  Verwaltnngsgerichtsorganisation  der  deutschen  b  im 
LSnder  manche  Verachiedenbriten. 
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Wenden  wir  uns  zunächst  Preußen  zu.  Hier  stand  die  Ein- 
fuhrung der  Verwaltun^srcchtspflege  mit  zwei  andereni  gleichwichtigen 
Forderungen:  Beteiligung  gewShlter  Volksvertreter,  Uen,  den  Ge- 
sdiäften  der  allgemeinen  Staatsverwaltung  und  zweitens  Organisation  der 
Selbstverwaltong  in  lioheren  (Kreis-  und  Fh>vinaal-)  Veibanden,  auf  dem 
Programm  der  groBen  Verwaltungsreform,  welche  mit  der  Kreisordnung 
vom  13.  Dezember  1872  ihren  Anfang  nahm.  So  ist  denn  diese  Kreis- 
ordnung  zugleich  auch  das  erste  Grundgesetz  der  preußischen  „Ver- 
waltungsgerichtsbarkeit" (so,  nicht  „Verwaltungsrechtspflege",  sagen  die 
preußischen  Gesetze).  Die  Kreisordnung  übertrug  dem  durch  sie  ge- 
sdiaflienen,  ans  dem  vondtsenden  Landrat  und  sedis  vom  Krdstage  aus 
den  Einwohnern  des  Krdses  gewählten  lifitgliedem  bestehenden  Kreis- 
ausschufi  neben  seiner  Zuständi|^iE«t  als  Vorstand  der  Kretskommunal- 
Verwaltung  und  neben  zahlreichen  Gesdiäften  der  reinen  Staatsverwaltung 
eine  Reihe  von  Verwaltungsstreitsachen,  und  damit  die  Verwaltungsrechts- 
pflege in  erster  Instanz.  Zweite  Instanz  sollten  vorläufig  die  kurz  vorher 
(Ges.  vom  8.  März  1871)  zur  Entscheidung  armenrechtlicher  Streitigkeiten 
gebildeten  Deputationen  für  das  Heimatswesen  sein,  welche  den  Namen 
,,Verwaltungsgericbte<*  erhidten.  D«r  Ausbau  und  die  Weiterfflhrung 
dieser  Einrichtungen  erfolgte  durch  das  Gesetz  betreffend  die  Vefw 
fassung  der  Verwaltungsgerichte  und  das  Verwaltungaslreilverfahren  vom 
3.  Juli  1875.  Es  organisierte  die  Verwaltungsrechtqiflege  in  drei  Instanzen: 
Kreisausschüsse  in  den  Kreisen,  Bezirksverwaltungsgerichte  in  den 
Regierungsbezirken,  ein  Obcrverwaltungsgericht  für  den  ganzen  Staat 
und  regelte  das  Verfahren  dieser  Behörden,  während  die  sachliche 
Zuständigkeit  derselben  in  erster  Instanz  durch  ein  besonderes  Gesetz 
(ergangen  1876,  sog.  älteres  Zuständigkeitsgesetz)  geordnet  wurde.  Ge- 
kennzeichnet ist  diese  Verwaltungsgerichtsverfossung  von  1875  durch  die 
organische  Trennung  von  rdner  Verwaltung  und  Verwaltuo^[srecfatq»flege 
nicht  nur  in  der  obersten,  sondern  auch  schon  in  der  Mittelinstanz,  welche 
nebeneinander  die  Kollegien  des  Bezirksrats  (nur  für  reine  Verwaltungs- 
sachen) und  des  Bezirks  verwaltungsgerichts  (nur  für  Verwaltungsstreitsachen) 
zeigt.  Diese  Konstruktion  erwies  sich  aber  bei  der  praktischen  Durch- 
fuhrung als  unnötig  kompliziert;  die  endgültige  Ordnung  der  Behörden- 
Organisation  —  Gesetz  über  die  allgemeine  Landesverwaltung  vom 
30.  Juli  1883  („L.V.G.<()  —  hat  sie  deshalb  beseitigt,  Bezirksrat  und  Bezhrks- 
verwaltungsgericht  zu  dem  einheitlichen  ,,Beziilcsaussdiuft<*  verschmolzen 
und  auf  diese  Weise  den  die  Kreisinstanz  (KreisausschuB)  beherrschenden 
Gedanken  organisatorischer  Vereinigung  bei  bloß  prozessualer  Trennung 
von  reiner  Verwaltung  und  Verwaltungsrechtspflege  auch  in  der  Bezirks- 
instanz durchgeführt.  Nachdem  dann,  unter  Aufhebung  des  älteren  Zu- 
stäudigkeitsgesetzes  eine  Neuregelung  der  sachlichen  Zuständigkeit  der 
Verwaltimgs-  und  Verwaltungsgerichtsbehörden  durch  das  Zuständigkeits- 
gesetz vom  I.  August  1883  („Z.G.<')  stattgefunden  hattOi  wurden  in  den 
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Jahren  1884 — 1889  die  Verwaltungsrechtspflegeeinrichtungen  auf  die  west- 
lichen und  neuen  Provinzen,  sowie  auf  die  Provinz  Posen,  wo  sie  bis 
dahin  noch  nicht  galten,  eingeführt,  so  daß  die  abschließende  Gestaltung 
der  Dinge,  L.V.G.  und  Z.G.  von  1883,  seit  1890  das  ganze  Staatsgebiet 
als  «nheitiüches  Recht  beherrscht  Die  organisatorischen  Bestimmungen 
dieses  Rechtes  nnd  in  großen  Gnmdzügen  folgende. 

Die  Verwaltungsrechtsf^ege  wird  ausgeübt  durch  die  Kreisausschüsse 
(an  deren  Stelle  mit  gewissen  Maßgaben  in  den  Stadtkreisen  Stadtaus- 
schüsse und  in  größeren  kreisangehörigen  Städten  die  Magistrate  treten), 
die  Bezirksausschüsse  und  da3  OberverwaltungsgerichL  Die  Zusammen- 
setzung des  Kreisauisschusses  ist  unverändert  wie  nach  der  Kreis- 
ordnung von  1872  (s.  oben),  der  Bezirlcsatisschuß  besteht  aus  dem  Regierung^ 
prS^enten,  zwei  anderen,  vom  Kdnig  auf  Lebenszeit  ernannten  Beamten 
(dner  muß  zum  höheren  Verwaltungsdieast,  der  andere  zum  Riditeramt 
befähigt  sein)  und  vier  vom  FScoi^nzialausschuß  auf  6  Jahre  gewählten 
Laienmitgliedem,  das  Oberverwaltungst^oricht  ist  ausschließlich  mit  Berufs- 
beamten besetzt,  indem  sein  Präsident,  seine  Seiiatspräsidenten  und  Räte 
vom  Konig  auf  den  Vorschlag  des  Staatsrainisteriums  auf  Lebenszeit 
ernannt  werden:  die  eine  Hälfte  der  Mitglieder  muß  zum  höheren  Ver- 
waltungsdienst, die  aa^we  zum  Richteramt  befähigt  sein.  S&ntUdie  ]£t- 
glieder  des  Obenrnrwaltungagefichts  sind  im  Hauptamt  angestellt,  die  Ver- 
leihung ^er  M^fiedsstdle  als  Nebenamt  ist  unünlSssig.  Das  Ol>erver- 
waltungsgericht  ist  gegenwärtig  in  acht  Senate,  jeder  der  dr^  sog.  Steuec^ 
Senate  (zuständig  in  Staatssteuersachen)  wieder  in  Kammern  mit  mindestens 
drei  Mitgliedern  eingeteilt.  Die  Senate  entscheiden  regelmäßig  in  der 
Besetzung  mit  fünf  Mitgliedern. 

Die  Kreisausschüsse  erkennen  stets  in  erster,  die  Bezirksausschüsse 
teüs  in  dieser,  teils,  ab  Berufungsgeridite  dar  Kreisausschüsse,  in  zweiter 
Listanz.  Das  Oberverwaltnngsgericlxt  ist  regelmäßig  Revisionsmstanz 
gegenüber  den  Bezirksausschüssen,  bisweilen  aber  auch  Berufungsgericht 
der  letzteren  als  erster  Instanzen,  endlich  in  gewissen  FSUen  Verwaltungs- 
gericht erster  und  letzter  Instanz. 

In  Bayern  sind  die  Unterinstanzen  der  Verwaltungsrechtspfloge  die  a.B«|«n. 
Unter-  und  Mittelstellen  der  allgemeinen  Staatsverwaltung,  also  die  Distrikts- 
verwaltungsbehörden: Bezirksämter  und  Magistrate  der  unmittelbaren  Städte 
und  die  Kreisregierungen.  Besondere  organisatorische  Vorschriften  für 
diese  Behörden  in  ihrer  Eigenschaft  als  Verwaltungsgeridite  bestehen  nur 
insofern,  als  die  Stadtmagistrate  in  besonderen  Senaten  entscheiden  können, 
die  Kreisregierungen  so  entscheiden  müssen:  bei  den  Kreisregierungen, 
Kammern  des  Innern  und  der  Finanzen  werden  für  die  V erwaltungsrwäit^ 
pflege  besondere  Senate  gebildet,  die  einschließlich  des  Vorsitzenden  aus 
drei  Mitgliedern  bestehen.  Eine  Beteiligung  von  Laienelementen  bei  der 
Verwaltungsrechtspflege  kennt  die  bayerische  Gesetzgebung  auch  in  den 
Unterinstanzen  nicht   Die  Oberinstanz  bildet  der  Verwaltungsgerichtshof 
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—  teils  dritte,  teils  zweite,  teils  erste  und  einzige  Inskans  — »  dessen 
Präsident,  Direktoren  und  Räte  auf  Lebenszeit  und  mit  den  Grarantieen  der 
Richter  aus  den  zum  Richteramt  Befähigten  ernannt  werden.  Bei  dem 
Verwaltungsg-erichtshof  besteht  eine  Staatsanwaltschaft.  Alles  dieses, 
sowie  Zuständigkeit  und  Verfahren,  ist  grundlegend  geordnet  durch  das 
Gesetz  vom  8.  August  1878. 
3-wirtiMBbOT»  Württemberg  (Gesetz  vom  16.  Dezember  1876)  ISAt  als  erste 
Instanz  tn  sog.  Parteistreitigketten  des  dflSentUchen  Recfates  die  Krei^ 
regiMmi^reü  (besetzt  mit  drei  Mi^liedem,  ohne  Laienbeteiligung,  wie  in 
Bayern)  entscheiden;  der  Rechtszug  geht  alsdann  an  den  Verwaltung:^ 
gerichtshof,  welcher  im  übrigen  erste  und  in  der  Regel  rinzigo  Verwaltungs- 
gerichtsinstanz  ist.  Von  (\pn  Mitgliedern  des  Verwaltungsgerirhtshofes 
werden  zwei  aus  dem  Geheimen  Rat,  zwei  aus  dem  Oberlandesgericht 
entnommen,  die  übrigen  lebenslänglich  im  Hauptamt  angestellt 
»WiriiM  In  Sacbsen  ist  die  Verwaltungsrechtspflege  erst  dorch  das  Gesetz  vom 
19.  Juli  1900  eingefShrt  worden;  im  ganzen  in  ziemlich  enger  Anlehnoi^ 
an  die  bayerischen,  namentiich  aber  die  wnrttembergischen  Sänrichtongen. 
Wie  die  beiden  süddeutschen  Königreiche,  so  lehnt  auch  Sachsen  (]vn 
Gedanken  der  I.aienbeteiligung  bei  (irr  Verwaltung-srechtspflcge  ab:  nicht 
den  im  Jahre  1873  geschaffenen  Laienbohördon,  den  Bezirks-  und  Kreis- 
ausschüssen, sondern  den  (den  bayrisch-württembergischen  Kreisregierungen 
entsprechenden)  Kreishauptmannschaften  ist  die  Verwaltimgsrechtspflege 
erster  Instanz  übertragen  worden,  so  zwar,  daß  diese  ordentlichen  Mittel- 
stdien der  allgemeinen  Staatsverwaltung  als  Verwaltungsgeridit  eine  ihnen 
sonst  fremde  koU^^alische  Formation  annelmien:  Kretahauptmann  und  zwei 
der  ihm  beigegebenen  Beamten.  Als  Oberinstanz  über  den  Krcishaupt* 
mannschaften  und  in  den  Fällen  der  sog.  Anfechtiuigskle^e  als  Crerichts- 
hof  erster  und  letzter  Instanz  fungiert  das  Oberverwaltungsgericht. 
S.B«deo.  War  das  Königreich  Sachsen  der  letzte,  so  ist  das  Großherzogtum 
Baden  der  erste  unter  den  größeren  deutschen  Staaten  gewesen,  welcher 
sich  zur  Einfuhrung  der  Verwaltungsrechtspflege  entschlossen  hat:  Badisches 
Gesetz  über  die  Organisation  der  inneren  Verwaltung  vom  5.  Oktober  1863 
(wesentlich  geändert  und  verbessert  durch  die  Gesetze  vom  24.  Februar  1880^ 
den  Verwaltui^gerichtshof  betr.,  und  vom  14.  Jimi  1884,  die  Verwaltungs- 
rechtspAege  betr.).  Verwaltungsgerichte  sind  die  Bezirksräte  und  der  Ver- 
waltungsgerichtshof. Der  Bezirksrat  besteht  unter  dem  Vorsitz  des  Bezirks- 
beamten aus  „6 — 9  durch  Kenntnisse,  Tüchtigkeit  und  Gemeinsinn  aus- 
gezeichneten Bewohnern  des  Amtsbezirks",  welche  vom  Ministerium  des 
Innern  auf  Vorschlag  der  Kreisversammlimg  berufen  werden.  Der  Ver- 
waltungsgericshlBhof  ist,  wie  in  den  anderen  Staaten,  nur  aus  Berufebeamten 

Al^dT^d  die  V«wiat«««.el>t.pe.g.d»iel>^  Gn». 

herzogtums  Hessen  (Gesetze  vom  12.  Juni  1874,  11.  Januar  1875),  be- 
stehend aus  —  in  ihrer  Formation  den  preußischen  Kreis-  und  Bezirks- 
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ausschüssen  nachgebildeten  —  Kreisausschüssen  und  Proviadalausschüssen 
und  aus  dem  Verwaltungsgerichtshof. 

Außer  in  den  sechs  genannten,  den  größten  Einzelstaaten,  g^ibt  es     ?■  Anhalt, 
Verwaltungsgerichte  noch  in  Anhalt  (Gesetz  vom  27.  März  1888},  Braun-  ^J^J^ 
schweig  (Gresetz  vom  5.  Marz  1895},  Sachsen-Meiningen  (Gesetz  vomsMhMa-coborg- 
15.  MSrz  1897),  Lippe  (Gesetz  vom  9.  Februar  1898),  Sachsen-Koburg-  ouL'b",. 
Gotha  (Gesetz  vom  14.  November  1899)  und  Oldenburg  (Gesetz  vom 
9.  Idai  1906).     Auf  die   l^zelheiten    dieser   kleinstaatlichen  Gesetz- 
gebungen kann  hier  nicht  eingegangen  werden.    Im  Reichslande  Elsaß- 
Lothringen   bestehen    die  Institutionen    dos   französischen  contentieux 
(s.  u.  S.  374),   allerdings  eher   in  Rückbildung,  als   in  Fortentwickelung 
ihres  Wesens  und  ilu-er  Bedeutung,  weiter:  an  die  Stelle  der  conseils  de 
pröfecture  sind  die  Bezirksräte  (bestehend  aus  dem  Bezirkq>rSsidenten 
und  den  ihm  beigegebenen  beeren  Beamten)  getreten,  über  denen  als 
Rekursinstanz  der  Kaiserliche  Rat  steht 

Schließlich  ist  noch  ein  Blick  zu  werfen  auf  die  eigene  und  unmittel- im«  aaaitteibare 
bare  Verwaltungfsrechtspflege  des  Deutschen  Reiches  (abgesehen  von  ^^^'^^^'J^ 
den  reichsländischen  Einrichtungen).  Eine  solche  besteht,  aber  sie  ist 
nicht  einem  einheitlichen  Verwaltungsgerichtshof,  sondern  mehreren  selb- 
ständigen Spezialbehörden  übertragen,  welche  den  einzelstaatlichen  Ver- 
waltungsgerichten im  Wesen  gleichen,  sofern  sie,  wiewohl  Verwaltungs- 
behörden, doch  in  ihrer  strdtentscheidenden  Zuständigkeit  von  der  obersten 
Lotung  der  R^chsverwaltung,.  dem  Reichskanzler,  unabhängig  gestellt 
sind  und  auch  sonst,  angesichts  ihrer  kollegialen  Formation  und  des  ihnai 
vorgeschriebenen  Verfahrens,  die  Garantieen  eines  Gerichtshofes  darbieten. 
Diese  Reichsverwaltungsgerichte  sind:  das  Bundesamt  für  das  Heimat- 
wesen (zuständig  für  die  Entscheidung  von  Streitsachen  zwischen  Armen- 
verbänden), das  Reichsversicherungsamt  (Unfall-,  Alters-  und  Invaliden- 
versicheruogssachen),  das  Reichspatentamt  (Annullierung  von  Patenten), 
das  Kaiseifidie  Aufiücfatsamt  fSr  Privatverdcherung  (Rekursinstanz  in 
Sachen  der  Beau&tchtigung  privater  Verridienmgsuntemehmungen,  das 
durch  Richter  verstärkte  R^ichseisenbahnamt  ^echtskontroUe  über  MaB- 
regeln  des  Reichseisenbahnamtes).  Die  Vereinigfung  dieser  Sondeigerichte 
zu  einem  zentralen  Reichs-Verwaltungsgerichtshof  ist  eine  kaum  noch  au£> 
geworfene  Frage. 

Vollzug  und  Handhabung  der  Verwaltungsgesetze  des  Reiches,  z.  B. 
der  Gewerbeordnung,  des  Freizügigkeits-,  Preß-,  Krankenversicherungs- 
gesetzes  ist,  einschlidUich  der  dabei  entstehenden  Streitigkeiten,  nach  der 
geltenden  Kompetenzabgrenzung  im  allgemeinen  Sache  der  Einzelstaaten, 
ihrer  Verwaltungsbehörden  und  Verwaltungagerichte. 

3.  Die  Zuständigkeit  der  Verwaltungsgerichte.    Die  zur  Zu- DieVerwaituo«. 
standigkeit    der    Verwaltung^gerichte    gehörigen    Sachen    heißen   Ver-  »»""»«^«^ 
waltungsstreitsachen.     Sie    decken    sich   keineswegs   mit   den  Ver- 
waltungssachen überhaupt  (dem  Inbegriff  aller  von  den  Verwaltungsorganen 
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kompeteium&fiig  zu  erledigenden  Angelegenheiten),  ja,  nidit  einmal  mit 
der  Geaamtlkeit  der  Fälle,  in  denen  nüt  der  Verwaltung  oder  Aber  sie 
gestritten  wird,  ^dit  alle  ans  AnlaB  der  dCfentUchen  Verwaltung  nch 

erhebenden  Streitfalle  sind  Verwaltungsstreitsachen,  sondern  nur  diejenigen, 
die  das  Gesetz  als  solche  bezeichnet.  Das  Gesetz  trifft  eine  Auswahl 
von  Verwaltungssachen,  welche  im  verwaltungsgerichtlichen  Wege  (im 
Verwaltuny-sstreitverfahren)  zu  erledigen  sind,  oder  welche  unter  bestimmten 
Voraussetzungen  von  dem  reinen  Verwaltungswege  auf  jenen  W^eg  hinüber- 
geleitet werden  müssen  oder  Iconnen.  Entscheidend  hierfür  ist,  wie  IBr 
die  Abgrenzung  von  Justiz  und  Verwaltung  (von  der  die  Verwaltungs- 
redktspflege  doch  nur  dnen  Tdl  bildet)  überhaupt,  grundsitzlich  nidit 
das  Reichs-,  sondern  das  Landesgesetz  (s.  oben  S,  343);  jedoch  mit 
folgenden  reichsrechtlichen  Maßgaben  xmd  Beschränkungen:  i.  Fiskalische 
Streitigkeiten,  also  Streitigkeiten,  wo  die  Verwaltung  nicht  als  Organ  der 
Staatsgewalt,  sondern  als  Träger  von  privatrechtlichen  Ansprüchen  und 
Verbindlichkeiten  des  Staates  erscheint,  können  als  solche  nicht  den  Ver- 
waltungsgerichten übertragen  werden;  sie  gehören  nach  deutschen 
griffen  in  den  Kreis  der  Verwaltungsstreitsachen  nicht  hinein,  der  Fiskus 
gibt  und  nimmt  Recht  vor  den  ordentlichen  Gerichten  (Bnf.-Ges.z.Z.P.O. 
§  4;  vgl.  oben  &  343,  344).  2.  Strafsachen  dürfen  den  Verwaltungsgerichten 
nicht  übertragen  werden  (s.  oben  S.  343),  wohl  aber  allerdings  die 
Disziplinargerichtsbarkeit  über  Beamte.  3.  Für  eine  Reihe  öffentlich- 
rechtlicher  Streitfalle  ist  in  denjenigen  Staaten,  welche  N'erwaltungsgerichte 
haben  (gezwungen,  solche  einzuführen,  ist  keiner),  die  Zuständigkeit  dieser 
Gerichte  von  Reichs  wegen  obligatorisch;  hierher  gehören  die  Entziehung 
der  Eigenschaft  als  rechtsßUüger  Verem  (B.G.B.  §  43),  ^e  Anfechtung 
des  administrativen  Einsprudis  gegen  die  Eintn^fung  eines  Vereins 
(das.  §  62),  die  sog.  Konfliktsentscheidungen  bei  Zivil-  und  Strafprozessen 
gegen  Beamte  (Einf-Ges.  z.  G.V.G.  §  xi),  mehrere  Streitfragen  des 
Krankenversicheningsrechts  u.  a.  m. 
GMWkiUatuei  Bei  der  Abgrenzung  des  Kreises  der  Ven\'altungsstreitsachen  kann 
■miwiiiiiniii  Gesetz  verschieden  verfahren.  Es  wäre  denkbar,  diese  Abgfrenzung 
mthod*.  durch  eine  allgemeine,  zusammen&ssende  Formel  zu  bewirken,  etwa  dahin 
lautend:  die  Verwaltungsgerichte  entscheiden  über  alle  vor  sie  gebrachten 
Streitigkeiten  des  öffentlichen  Rechtes.  Ein  Versuch  mit  einer  derartigen 
Generalklausel  (welche  den  Wirkungskreis  der  Verwaltungsrechtqifl^^ 
freilich  weit  enger  begrenzt  als  die  vorstehend  fingierte)  ist  in  Österreich 
gemacht  worden  (s.  unten  S.  372);  in  Deutschland  nicht.  Wenigstens  insofern 
nicht,  als  keine  deutsche  Gesetzgebung  es  unternimmt,  die  Gesamt- 
zuständigkeit der  Verwaltungsgerichte  mit  einer  einzigen  Generalklausel 
erschöpfend  zu  bezeichnen.  Wo  das  System  der  G^neralklausel  überhaupt 
angenommen  ist  (Württemberg,  Sachsen;  in  gewissem  Sinne  kann 
man  auch  FreuSen  und  Baden  hieiherzShlen),  wkd  es  nicht  statt,  sondern 
neben  dem  System  namentlicher  Aufzählung  der  Verwaltungsstreit» 
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sadien  (Enumerations-  oder  Taxationsmethodc)  angewandt,  derart,  daß 
der  eine  Teil  des  verwaltungsgerichtlichen  Wirkungskreises  aufzählend, 
der  andere  durch  Zusammenfassung  in  einer  Generalklausel  bestimmt  wird. 
So  zählen  die  \'erwaltungsrechtspflegegesetze  Württembergs  und  Sachsens 
zunächst  eine  Reihe  von  sog.  Parteistreitigkeiten  des  öffentlichen  Rechtes 
(Streitigkeit«!  iwUichen  Gemeinden  und  QllbnfUchen  Korporationen  und 
ihren  Mitgliedern  oder  unter  sich  oder  zwischen  «inaselnen  untereinander 
über  ihre  Anqnrüche  und  Veihindlichkeiten  aus  dem  öflhnflichen  Recht), 
als  zur  Zuständigkeit  der  unteren  Verwaltung^ferichte  gehörend,  namentlich 
auf,  geben  aber  außerdem  noch  eine  Generalklage  bei  dem  Verwaltungs- 
gerichtshof bzw.  Oberverwaltuncfsgericht  (die  „Rechtsbeschwerde"  des 
württembergischen,  „Anfechtungsklage"  des  sächsischen  Rechtes)  in  allen 
Fällen,  wojemand  durch  eine  ungesetzlicheVerf  ügungderVerwaltung  (Sachsen: 
der  inneren  Verwaltung)  in  seinen  Rechten  verletzt  oder  mit  einer  ihm  nicht 
obliegenden  Verbindlichkeit  bdastet  zu  sdn  behauptet  Der  preuftischen  und 
badischen  Gesetzgebung  ist  diese  Unterscheidung  zwischen  „Parteistrettig- 
keiten*'und  Rechtsbeschwerden  gegen  Akte  der  Staatsbehörden  fremd;  in  dem 
einen  wie  in  dem  anderen  Falle,  einerlei  also,  ob  es  sich  um  Streitig* 
keiten  zwischen  „Parteien"  (Privatpersonen,  Gemeinden  usw.)  oder  um 
Streitfragen  zwischen  Individuen  und  Staat  handelt,  ist  die  verwaltungs- 
gerichtliche Klage  nur  in  den  Fällen  gegeben,  welche  das  Gesetz  auf- 
zählend bezeichnet  Die  sachliche  Zuständigkeit  der  Verwaltungsgerichte 
ist  demnach  in  Preußen  und  Baden  wesentlich  nach  der  Enumerations- 
methode  bestimmt;  saks  maieriae  für  FreuAen  ist  vornehmlich  das  bereits 
erwähnte  Znstandigkeitsgesetz  vom  i.  August  1883:  eine  sehr  weitschichtig^ 
164  Paragraphen  zählende  kompetenzrechtliche  Novelle  zu  der  gesamten 
damals  (188;?)  in  Kraft  stehenden  Verwaltungsgosetzt^ebung.  Das  Z.G.  hat 
nur  transitorische  Bedeutung,  da  es  mit  dem  Fortschreiten  der  Ver^valtungs- 
gesetzgebung  in  dem  Maße  außer  Kraft  tritt,  als  jedes  seither  und  neuer- 
dings erlassene  Verwaltungsgesetz  seine  Zuständigkeitsfragen  selbst  regelt 
Neben  dem  Z.G.  und  den  anderen  Spezialgesetzen,  welche  in  weit  mehr 
als  hundert  Einzelfällen  den  Weg  des  Verwaltungsstreitvetfalirens  er&ffioen, 
stehen  nun  aber  noch  andere  Bestimmungen,  denen  praktisch  die  Be- 
deutung weitreichender  Greneralkl ausein  innewohnt  Einmal  ist  durch 
§§  I27ff.  des  L.V.G.  vom  30.  Juli  1883  die  verwaltung-sgerichtliche  Klage 
ganz  allgemein  zugelassen  gegen  polizeiliche  Verfügungen  (der  Orts-, 
Kreis-  und  LandespoHzeibehörden);  die  Klage  kann  darauf  gestützt  werden, 
dafi  die  angefochtene  Verfügung  durch  Nichtanwendung  oder  unrichtige 
Anwendung  des  bestehenden  Rechtes  den  Kläger  m  semen  Rechten  vei^ 
letze  (Rechtswidrigkeit),  oder  darauf,  daß  die  tatsächlichen  Voraus- 
setzungen nicht  voriianden  seien,  welche  die  Polizeibehörde  zum  Erlasse 
der  Verfügung  berechtigt  haben  würden  ^ach Widrigkeit).  Sodann  ist 
durch  das  Einkommensteuergesetz  vom  24.  Juni  189 1  und  das  Ergänzungs- 
steuergesetz vom  14.  Juli  1893  eine  Generalbeschwerde  gegen  die  Ver- 


Digitized  by  Google 


566  GutHARD  AmscbOiz:  Vvwaltnngindit  I  0iiitiB  pnd  Venraltnng). 

anlugung  zu  den  beiden  wichtigsten  direkten  Staatasteaern ,  welche  diese 
Gesetze  regdn,  gegeben.  Dandt  sind  in  FreoAen  —  und  das  glddie 
gUt  in  Baden  —  xwei  hervorragend  bedeutsame  StaatsliohMtsreciita:  die 
polizeilidie  VerfE^fungsgewalt  und  das  Recht  der  direkten  Beateuening, 

der  Kontrolle  der  Vervraltangsgerichte  unterstellt 

Rein  auf  der  Enumerationsmethode  und  auch  ohne  beschränkt  wirk- 
same  Generalklauseln  aufgebaut  sind  die  Zuständigkeitsabschnitte  der 
bayerischen  und  hessischen  Verwaltungsrechtspflegegesetze. 

Recht»-  und  Bei  zusammenfassender  Beurteilung  des  den  Verwaltungsgerichten  zu- 

j^^"**  geteilten  Wirkungskreises  ist  viel  darüber  gestritten  worden,  ob  der  Zwecik 

v«nniiagi-  der  Venraltiingsrechtspflege  in  dem  Schnts  der  subjektiven  Rechte  oder 
in  der  Aufrechterhaltung  des  otgektiven  Rechtes  bestehe.  Jede  der  beiden 
streitenden  Meinungen  ist  für  sich  einseitig  und  insoweit  unrichtig,  aber 
auch  durch  die  Vereinigung  beider  wird  der  Zweck  des  Instituts  nicht 
erschöpfend  bezeichnet.  Einmal  dient  jede  Rechtsschutzeinrichtung,  welche 
die  Sicherheit  des  subjektiven  Rechtes  gewährleistet,  damit  auch  von  selbst 
der  Aufrechterhaltung  der  Rechtsordnung,    auf  welcher  das  subjektive 
Recht  beruht;  dies  gilt  auch  von  der  Verwaltungsrechtspflege:  sie  ist 
„Pflege**  der  subjektiven  Rechte  gegenäber  der  Verwaltung,  nldit  minder 
aber  der  Verwaltung8reditS4»dnung  als  solcher,  und  es  kann  nicht  zu- 
gestanden werden,  daß  die  zweite  Seite  'dieser  Doppdau%abe  irgendwie 
hinter  der  ersten  zurücktrete.   Zweitens  aber  ULfit  sich  nicht  leugfnen,  daft 
in   vielen  Fällen   die  Venvaltungsrechtspflege  nur  dem  objektiven,  gar 
nicht  dem  subjektiven  Recht  dient:  so,  wenn  in  Preußen  Beschlüsse  des 
Kreisausschusses,  Bezirksausschusses,  Provinzialrates  von  den  Vorsitzenden 
dieser  Behörden  wegen  Machtüberschreitung  oder  Gesetzesverletzung  durch 
Klage  beim  Oberverwaltungsgericht  angefochten  werden  (L.V.G.  §  126), 
wenn  Gremeindevorstand  und  Gremeindevertretuqg  vor  dem  Verwaltnngs- 
gericht  darüber  streitm,  ob  ein  Beschluß  der  letzteren  von  den  ersteren 
mitRecht  wegen  Gesetzesverletzung  beanstandet  worden  ist  (Preuß.Z.G.  §  15), 
wenn  (was  in  allen  Ländern  zulässig  ist)  von  dem  Vorsitzenden  eines  Ver- 
waltungsgerichts  unterer  Instanz  gegen  ein  Urteil  dieses  Gerichts  Beruhing 
oder  Revision  eingelegt  wird,  um  im  öffentlichen  Interesse  die  durch  das 
Urteil  verursachte  Entstehung  oder  Fortsetzung  eines  objektiv  rechts« 
widrigen  Zustandes  zu  hindern.   Überall  ist  es  „llntörftt  de  la  kn*,  das 
Staatnnteresse  an  der  Aufrechteihaltung  der  Rechtsordnung  als  solcher, 
keineswegs  ein  bedrohtes  subjektives  Recht,  was  das  Einschreiten  der 
Vcrv\-altungsrechtspflege  veranlaßt    Drittens  endlich  gibt  es  Fälle  —  und 
diese  Seite  der  Verwidtungsgerichtsbarkeit  hat  besonders  die  preußische 
Gesetzgebung  ausgebildet  — ,  wo  es  sich  um  Rechtsschutz,  mag  man 
dabei  an  das  subjektive  oder  objektive  Recht  denken,  überhaupt  nicht 
handelt,  sondern  um  den  Schutz  bloß  faktischer  Interessen,  um  die 
Sichern!^  der  Untertanen  nidit  nur  vor  Rechtswidrigkeiten  sondern  andi 
vor  solchen  Unbilligkeiten  des  administrativen  Gebarensi  die  formell  nicht 
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als  reditswidrig  zu  bezeichiien  sind:  vor  «ner  sachlich  nidit  gebotenen 
Handhabung  des  administrativen  Ermessens.  So  hat  in  Frenfien  der  Ver- 

waltungsiichter  c  B.  über  die  Notwendigk^  und  Zweckmäßigkeit  der 

Anforderungen  zu  entscheiden,  welche  seitens  der  Unterrichtsverwaltung 
an  die  von  den  Gemoincicn  zu  errichtenden  und  zu  unterhaltenden  Schul- 
häuser gestellt  werden  (Z,G.  §  47),  er  urteilt  auf  erhobene  Popularklage 
(Z.G.  §  57)  über  die  Frage,  ob  die  Einziehung  eines  öffentlichen  Weges 
durdi  die  Behörde  zu  billigen  oder  aus  praktischen  und  veikehrstechnischen 
GrOnden  au&uheben,  ob  das  Bedurfiiis  zur  Erteilung  einer  Schankp 
wirtschaftskoozession  vorhanden,  ob  das  toh  der  zuständigen  Behörde 
bemängelte  Statut  einer  Innung,  einer  Krankenkasse  zu  bestätigen  sei 
oder  nicht:  —  alles  keine  Rechtsfragen  oder  doch  nicht  notwendig  solche 
und  meistens  keine.  Der  Satz  des  bayerischen,  württembergischen, 
badischen  Rechtes,  daß  die  Zuständigkeit  der  Verwaltungsgerichte  da  auf- 
hört, wo  das  freie  Ermessen  der  Verwaltung  anfängt,  gilt  in  der  wichtigsten 
deutschen  Landesgesetzgebung»  der  preußischen,  nicht,  jedenfalls  nicht 

grmiiHaSfr«Hr>'lt- 

4.  Das  Verwaltungsstreitverfahren.   Das  von  den  Verwattnngs-  v  u— ^ 

gerichten  bei  der  Erledigung  der  Verwaltungsstreitsachen  zu  beobachtende  n<  avSpcoMS. 
Verfahren  —  Verwaltungsstreitverfahren  —  ist  durch  die  Landesgesetze 
über  die  Verwaltung^srechtspflege  meist  ziemlich  eingehend  geregelt  und 
erscheint  in  seiner  Struktur  wie  in  vielen  Einzelheiten  als  eine  dem 
Zivilprozeß  nachgebildete  Verfahrensart  Die  Nachbildung  ist  freilich  weit 
entfernt  keine  einfache  und  vorbehaltlose  Kopie,  vielmehr  hat  der  Um- 
stand, daA  es  dch  bei  der  Verwaltungsrecht^flege  nicht  um  privatrecht- 
liche, der  Disposition  des  Inhabers  anheimgegebene  Aaappkih»,  sondern 
um  öffentliche  Angelegenheiten  handelt,  welche  ohne  Rücksicht  auf  das 
Belieben  der  Partei  dem  Gesetze  und  dem  öffentlichen  Interesse  gemäß 
zu  entscheiden  sind,  den  Gesetzgeber  veranlaßt,  in  wesentlichen  Punkten 
von  dem  Vorbild  abzuweichen.  Die  materielle  Verschiedenheit  der  hierher 
und  dorthin,  vor  die  Verwaltungs-  und  vor  die  Zivilgerichte  gehörigen 
Rechtsverhältnisse  ist  auch  in  Betracht  zu  ziehen,  wenn  gefragt  wird, 
inwieweit  Lfidcen  in  den  Ver&hrensvofsduiften  der  Verwaltungsgerichts- 
gesetze  durch  analoge  Anwendung  der  Reichszivilprozeßordnimg  ausgefüllt 
werden  können.  Solche  Analogie  ist  nicht  von  vornherein  und  unbedingt, 
insofern  aber  jedenfalls  ausgeschlossen,  als  es  sich  um  Einrichtungen  und 
Bestimmungen  der  Z.  P.  O.  handelt,  welche  durch  den  privatrechtlich -dis- 
positiven Charakter  der  im  Zivilprozeß  zum  Austrage  gelangenden  Streit- 
verhältnisse beding^  und  spezitisch  bestimmt  sind.  Rechtsinstitute  wie  die 
Vereinbarung  über  den  Gerichtsstand,  Streiterledigung  durch  Vergleich, 
Verzicht,  Anerkenntmsy  VersSnmnisurteil,  ^rteieid  ^nd  aus  diesem  Grrunde 
der  analogen  Anwendung  im  Verwaltungsstreitverfiduen  unfShig.  "Em» 
direkte  Anwendm^  der  Z.  P.  O.  durdi  die  Verwaltungagerichte  findet 
natfixlich  nur  insoweit  statt,  als  die  Gresetze  dies  ausdräcklich  vorschreiben. 
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wie  z.  B.  hiusichtlich  der  Ablehnung  und  Ausschließung  der  Cxerichtsper« 
sonen  (Preuß.  L.V.  G.  §  6i). 
Uia  Partaim         Jeder  Rechtsstreit,  mithin  auch  jede  Verwaltungsstreitsache,  setzt 
tttll^Jrtü^  im  materiellen  Sume  dieses  Wortes  voraus:  den  Klager,  der 

bdiauptet  und  den  Beklagten»  der  widerqmclit  Es  ist  dies  nichts  anderes 
als  die  triviale  Wahrheit,  daß  zum  Streiten  zwei  gehören.  Sne  andere 
Frage  ist  die,  ob  dieser  Gf^^eosatz  der  Zwei  auch  formell,  pnusessual  zum 
Ausdruck  gelanofe  oder  gelangen  müsse.  In  dieser  Beziehung  verhalten 
sich  die  deutschen  Gesetze  verschieden.  Folgerichtig  durchgeführt  ist  der 
Grundsatz,  daß  es  in  jedem  Verwaltungsprozeß  einen  Kläger  und  einen 
Beklagten  geben  muß,  in  der  preußischen,  auch  in  der  badischen  Gesetz- 
gebung. £s  gehört  in  PreuAen  zu  dm  Erfordeandssen  der  verwaltunga- 
gerichtlichen  Klage,  daB  sie  „die  Person  des  Beklagten  genau  bezeichnet** 
(L.V.  Gr.  §  63);  die  Falle»  wo  die  Klage  sidi  gegen  die  Anordnung  oder 
VerfOgung  einer  Staatsbehörde  richtet,  sind  hiervon  keineswegs  an^ 
genommen,  so  daß  nicht  etwa  nur  der  Armenverband,  der  von  einem 
anderen  Armenverband  auf  Rückerstattung  von  Unterstützungskosten  oder 
die  Gemeinde,  welche  von  ihren  Angehörigen  auf  Herabsetzung  in  der 
Konununalsteuer  belangt  wird,  sondern  auch  der  Amtsvorsteher,  der 
Landrat,  der  Regierungspräsident,  gegen  deren  Polizeiv«rfagimgen  man 
bei  den  Verwaltungsgerichten  Schutz  sucht,  vor  Gericht,  in  den  Akten,  im 
Rubrum  der  Streitsache  ab  „Beklagfter**  erscheinen  („in  der  Verwaltungs- 
streitsache des  N.  Ni,  Klagers,  wider  den  König].  Regierimgspräridenten 
zu  X.,  Beklagten,  wegen  Aufhebung  einer  polizeilichen  Verfügung..."). 
„Parteistreitigkeiten"  im  prozessualen  Sinne  sind  also  nach  preußischem 
Recht  nicht  nur  solche  Streitigkeiten,  wo  zwei  subjektiv  berechtigte  Per- 
sonen (Individuen  oder  Korporationen)  einander  gegenüberstehen,  sondern 
auch  diejenigen,  wdche  den  Untertanen  in  Angriffsstellung  zeigen  gegen- 
über oner  staadichen  VerwaltungsbehSrde.  Abweichend  hiervon  heißen  und 
sind  Parteistreitigkeiten  in  diesem  Sinne  nach  dem  in  Bayern,  Württem- 
befg  und  Sachsen  geltenden  Recht  nur  die  Verwaltungsprozesse  der 
ersteren  Kategorie,  während  da,  wo  das  Vorgehen  einer  Staatsbehörde 
(in  Württemberg  durch  „Rechtsbeschwerde",  in  Sachsen  durch  „Anfechtungs- 
klage") vor  Gericht  gebracht  wird,  der  Staat  auf  die  Stellung  der  Pro- 
zeßpartei verzichtet  und  die  Wahrnehmung  seiner  Interessen  dem  Gericht 
überläßt.  Übrigens  kann  in  jeder  eijuelnen  Verwaltungsstreitsache  und 
in  jeder  Instanz  des  Verfehrens  Ar  die  Vertretung  des  Staatsinteresses 
dadurdi  noch  besonders  S<Mrge  getn^n  werden,  daß  die  Verwaltung 
(die  höhere  Verwaltungsbehörde,  der  Ressortminister)  einen  Kommissar 
bestellt,  der  vor  Erlaß  des  Urteils  mit  seinen  Ausfuhrungen  imd  Anträgen 
zu  hören  ist  In  Bayern  ist,  wie  bereits  erwähnt,  zu  diesem  Zwecke  bei 
dem  Verwaltungsgerichtshof  eine  Staatsanwaltschaft  eingesetzt  —  Dritte 
Personen,  deren  Interesse  durch  das  Streitverfahren  berührt  wird,  können  vom 
Gericht  „beigeladen"  werden,  mit  der  Wirkung,  daß  die  Entscheidung 
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dann  auch  dem  Beigeladenen  geg-enüber  g^tig  wird.  Der  Beigeladene 
ist  nicht  Prozeßpartei,  hat  aber  in  gewissem  Maße  die  Rechte  einer 
solchen,  er  kann  insbesondere  Rechtsmittel  einlegen. 

Von  den  bekannten  Grundmaximen  des  Zivilprozesses  gilt  auch  für  PrinxlpieU« 
das  VerwattungsstreitvefftbreA  zunächst  der  Sats  nemo  judex  sine  ädere.  ^v,^^^|^ 
Die  Verwaltimgageiidile  sdimten  nicht  von  Amts  wegen  ein,  vidmehr 
immer  nxir  auf  Erhebimg  der  Klage.  Überall  gelten  femer  die  Gmndsatze 
des  beiderseitigen  Gehörs,  der  Mündlichkeit  und  Öffentlichkeit:  da.s  Ver- 
waltungsstreitverfahren  ist  ein  kontradiktorisches  Verfahren  (soweit  beide 
Parteirollen  besetzt  sind)  mit  mündlicher  und  öffentlicher  Verhandlung. 
Die  Beschränkungen  der  Öffentlichkeit  sind  den  entsprechenden  Vorschriften 
der  Z.  P.  O.  und  der  Str.  P.  O.  ähnlich;  in  der  Behandlung  des  Mündlichkeits- 
prinzipes weichen  die  einzdnen  Verwaltnngi^erichtsgcsetze  stazk  vondnander 
ab.  Unbedingt  und  ausnahmdos  notwendig  ist  die  mflndliche  Verhandlung  zur 
FaUnng  eines  Urteils  nirgends,  vielmehr  ist  die  Möglichkeit,  bei  ausdrück- 
lichem oder  stillschweigendem  Unverständnis  der  Parteien  ohne  mündliche 
Verhandlung  zur  Entscheidung  zu  gelangen,  überall  vorgesehen.  Hierher 
gehören  Bestimmungen  wie  die,  daß  bei  Verzicht  der  Parteien  auf  Ver- 
handlung oder  beim  Ausbleiben  im  Verhandlungstermin  nach  Lage  der 
Akten  zu  entscheiden  ist  und  daß  bei  klarer  Sachlage  der  Prozeß  vor  und 
ohne  Anberaumung  eines  Verhandlungstenninsi  nach  Befinden  sofort  auf 
Eingang  der  Kk^  durch  „Vorbeschdd**  des  Gerichts  oder  seines  Voc^ 
Mtzenden,  unbeschadet  des  Partdrechts»  mündliche  Verbandlung  zu  forden, 
erledigt  worden  kann  (VgL  Z.  B.  Preuß.  L.  V.  G.  §§  64,  67). 

Die  Verhandlungsmaxime  des  Zivilprozeßrechts  gilt  im  Verwaltungs- 
streitverfahren nicht,  jedenfalls  nicht,  soweit  man  sie  gleichsetzt  mit  dem 
Inhalt  des  Rechtssprichworts  quod  non  est  in  actis,  non  est  in  mundo. 
Die  EntscheiduDgsgrundlage  des  Verwaltungsrichters  ist  nicht  das  Partei- 
vorbringen, sondern  der  von  ihm  selbständig,  unabhängig  von  den  Aus- 
fihrungen  und  BeweisantrSgen  der  Parteien  zu  erforschende  Tatbestand. 
Aber  auch  der  Satz,  welcher  zuwrilen  als  der  zweite  Teil  der  „Vechand- 
lung^maxime"  bezeichnet  wird:  ne  eat  judex  ultra  petita  partium ^  gilt 
nicht  überall  £r  g^iit  z.  B.  nicht  im  bayerischen  und  sächsischen  Recht: 
hier  darf  der  Verwaltungsrirhtcr  der  Partei  mehr  und  ein  anderes  zu- 
sprechen, als  was  sie  beantragt  hat,  und  es  ist  folgerichtigerweise  auch 
die  reformatio  in  pejus ^  die  Abänderung  einer  vorinstanzlichen  Entscheidung 
zum  Nachteil  dessen,  der  gegen  sie  das  Rechtsmittel  eingelegt  hat, 
nicht  verboten,  sondern  erlaubt;  im  Gegensatz  zu  Preußen  und  anderen 
Ländern,  deren  Gesetze  den  Verwaltungsriditer  lünsachtlich  der  zu  treffen- 
den Entscheidungen  an  die  Anträge  der  Pturteien  tnnden.  Der  Verwaltnngs- 
prozefi  ist  also,  wenngleich  nicht  überall  in  gleichem  Maße,  wesenüich 
von  der  Untersuchnng-s-  oder  Instruktionsmaxime  beherrscht. 

Der  Betrieb  des  Prozesses  ist  nicht,  wie  im  Zivilprozeß,  Sache  der 
Parteien,  sondern  des  Gerichts  und  seines  Vorsitzenden  (Ofhzialmaxime). 
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Dies  gilt,  abg«8elieii  von  Ladui^fea,  ZustelluQgea  usw.,  insbesondere  auch 

für  die  Beweisaufnahme.  Das  Gericht  —  oder  eine  von  ihm  beaufln^rte 
ode^  ersuchte  Behörde  —  erhebt  den  Beweis,  und  zwar  in  dem  von  ihm 
für  erforderlich  erachteten  Umfange.  Die  Beweismittel  sind  die  des 
ZivUprozesses,  mit  Ausschloß  des  Parteieides  (s.  oben  S.  367).  Uber  das 
Ergebnis  der  Beweisaufnahme  entscheidet  das  Gericht  in  freier  Würdigung. 

Die  ordentlichen  Rechtsmittel  des  Verwaltungsstreitverfieihreos  sind  in 
Pkreuflen  Berufhng  und  Revision  sowie  Beschwerde;  Berufung  und  Revision 
lichten  sidi  gegen  Endurteile  erster  bsw.  zweiter  Instanz,  die  Beschwerde 
gegen  prozefileitende  Verfügungen;  Cliarakter  und  Unterschied  der  Rechts- 
mittel sind  dieselben  wie  im  Zivilprozefik  Die  anderen  Staaten  kennen 
die  Revision  nicht,  sondern  nur  Berufung  und  Beschwerde.  Als  außer- 
ordentliches Rechtsmittel  ist  die  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  nacli 
Analogie  des  Zivil-  bzw.  Strafprozeßrechts  überall  zugelassen. 

Die  Vollstreckung  der  verwaltungsgerichtlichen  Entscheidungen  er- 
folgt im  Wege  des  VerwaltungszwangsveriSütfens  (der  administrativen 
Esdcution). 

AoBordaoiadM        ü.  Die  Verwaltungsrechtspflege  in  auBerdeutschen  Ländern. 

I.  Die  Verwaltungsrechtspflege  in  Osterreich.    Am  nächsten  stehen 
der  deutschen  Verwaltungsrechtspflege   die   entsprechenden  Kinrichtunvren 
in  Osterreich.     Diese  Verwandtschaft,  übrigens  weitaus  nicht  das  einzige, 
was  die  österreichische  Alonarchie  mit  den  reichsdeutschen  Staaten  auf 
dem  Gebiete  des  Verflusungs-  und  Verwaltungsrechts  gemeitt  hat,  ist 
weder  eine  bloA  äufierliche  noch  dne  zufSUige;  sie  bezeugt  vielmdir  eine  tief- 
reichende  Obereinstimmnng  der  politischen  Grundlagen,  der  An&ssungen 
von  Staat  und  Recht,  Verwaltung  und  Verwaltungsrecht,  sie  beruht  auf 
einer  langandauemden   Gemeinsamkeit  der  Geschichte,     An   der  oben 
(S.  34c;  AT.)  geschilderten  Entwickelung  der  Ven^^iltung  und  der  Justiz  hat 
der  monarchische  Beamtenstaat  auch  in  Osterreich  voll  Anteil  genommen; 
die  österreichische  Staats-  und  Verwaltungsgeschichte  zeigt  sich  auch  und 
gerade  hierin  als  Teil  der  gesamtdeutsdien.   Es  ^d  dort  wie  in  den 
reidisdeutschen  Monarchieen  dieselben  Wandlungen,  welche  im  Laufb 
des  19.  Jahifaunderts  in  zundunendem  Mafie  jenes  Gefühl  der  Schutz» 
losigkeit  gegenüber  den  Verwaltungsbehörden  in  der  Individuation  hervor- 
riefen, es  sind  dieselben  Forderungen,  welche  zur  Besserung  dieser  Miß- 
stände erhoben  wurden  und  es  sind  schließlich  doch  auch  dieselben  Formen, 
in  denen  die  Forderungen,  zur  nämlichen  Zeit,  wie  in  Preußen,  Bayern, 
Württemberg,  in  den  siebziger  Jahren  des  verflossenen  Jahrhimderts,  erfüllt 
wurden.    Ein  Unterschied  des  gescliichtlichen  Verlaufs  tritt  aber  darin 
hervor,  dafl  der  Übergang  vom  Absolutismus  zum  Konstitutionalismus  sich 
in  Österreich  WMt  sp&ter  als  in  den  meisten  deutschen  Staaten  vollzog: 
endgfiltig  erst  durch  die  Dezemberverfassung  von  1867,  das  heißt,  zu  einer 
Zeit,  die  das  Problem  der  Verwaltungsrechtspflege  gedanklich  bereits 
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gelöst  hatte.  Die  Erfifthrttog  hatte  in  Deutschland  gelehrt,  daft  der  Ver- 
&S8ungsstaat  kein  Rechtsstaat  sein  kann  ohne  einen  wirksamen  Rechtsschutz 
auf  dem  Gebiete  der  Verwaltung;  Gneist  und  andere  hatten  gezeigt,  daß  und 
warum  es  sich  nicht  empfiehlt,  jenen  Rechtsschutz  den  ordentlichen  Gerichten 
zu  übertragen.  Es  ist  daher  ganz  erklärlich,  daß  der  österreichische  Kon- 
stitutionalismus die  Einführung  der  Verwaltungsrechtspflege  von  vornherein 
in  sein  Programm  aufgenommen  hat:  das  Staatsgrundgesetz  über  die 
richterliche  Gewalt  vom  tu  Dezember  1867  (Art  15)  verheißt  die  Ein- 
setzung dnes  Verwaltungagerichtshofes,  während  ein  anderes  Staatsgrund- 
gesetz  gleichen  Datums,  das  Gesetz  fiber  das  Rdcfasgericht,  unter  diesem 
Namen  ein  oberstes  Tribunal  anordnete,  welches  wesentliche  Eigenschaften 
und  Zuständigkeiten  eines  Verwaltimgsgerichtshofes  nach  deutschen  Be- 
griffen aufweist.  Die  Verheißung  eines  Verwaltungsgerichtshofes  ist  durch 
das  Gesetz  vom  22.  Oktober  1875  erfüllt  worden. 

Eigentümlich  ist  der  österreichischen  Verwaltungsrechtspflege  zunächst 
das  Nebeneinander  zweier  GerichtshSfe:  der  Verwaltungsgeriditaliof,  dem 
Namen  und  der  Sadie  nadi  ein  Verwaltungsgerichtshof  im  vollsten  Sinne, 
und  das  Reichsgericht,  der  Sache  nach  gleidiMls  ein  solcher,  weni^eidli 
in  beschränkterem  Sinne.  Beide  aber  —  und  dies  hebt  die  österreichische 
Verwaltungsgerichtsverfassung  ganz  wesentlich  von  der  deutschen  ab  — 
entscheiden  stets  in  erster  und  einziger  Instanz,  Die  österreichische  Ver- 
waltungsrechispilege  entbehrt  der  Gliederung  in  Instanzen.  Unterinstanzea 
der  VerwaltungsrechtspEege  bestehen  in  keinem  Sinne,  auch  nicht  in  dem, 
daß  etwa  gewissen  Verwaltungsbdiorden  fSf  gewisse  Zwecke  und  FlUe 
ein  besonderes  VerfUiren  vorgeschrieben  wäre:  die  atreitentscheidende 
l^tigkeit  der  Verwaltungsbehörden  ist  auch  prozessual  nidit  diflbrenziert 
Streitsachen  des  Verwaltungsrechts  sind  zunächst  im  ein£schen  Verwaltungs- 
wege, im  Instanzenzuge  der  Verwaltung  zum  Austrag  zu  bringen,  oder, 
vom  Standpunkt  der  Rechtsuchenden  aus  gesprochen:  es  ist  zunächst  das 
Mittel  der  Verwaltungsbeschwerde  zu  gebrauchen  und  zu  erschöpfen. 
Erst  nach  Erschöpfung  des  administrativen  Beschwerde-  und  Instanzen- 
weges kann  die  Sache  an  den  Verwaltungsgerichtshof  gelangen. 

Der  österreichische  Verwaltungsgerichtshof  ist,  wie  die  analogen  Be» 
horden  in  Deutschland,  ausschließlich  mit  Beru&beamten  besetzt  und,  was 
die  dienstliche  Stellung  seiner  PlrSsidenten,  Senatspräsidenten  und  Mit- 
glieder betrifft,  mit  allen  Garantieen  ob  erst  richterlicher  Unabhängigkeit 
ausgestattet.  Seine  Senate  erkennen  regelmäßig  in  der  Besetzung  mit 
fünf  MitgHedern  einschließhch  des  Vorsitzenden. 

Der  Verwaltungsgerichtshof  entscheidet  in  allen  Fällen,  in  denen 
jemand  dnrdi  eine  geaetziridr^re  Enladiddui^  oder  Verfögung  dn«r  Vei^ 
waltungsbehorde  in  sdnen  Rechten  verietzt  zu  sein  behaiqitet  Audi  in 
österrddi  ist  also  dem  Verwaltungsrichter  in  und  mit  dem  Schutz  des 
subjektiven  zii^leich  die  „Pflege«,  die  Aufrechterhaltung  des  olvjekliven 
Rechtes  anvertraut  (vgL  oben  S.  366)*  Abweichend  von  dem  System  der 
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meisten  deutschen  Staaten  ist  die  sachliche  Zuständij^keit  des  Verwaltung^ 
gerichtshofes  durch  die  angegebene,  also  eine  einzige  allgemeine  Formel 
abgegrenzt,  welche  sehr  weit  reicht,  sofern  unter  „Verwaltungsbehörde" 
nicht  nur  die  Oi^gane  der  rdnen  Staatsvenraltiing,  sondern  andi  die  der 
Selbst-,  insbesondere  der  Gemeindeverwaltung  zu  verstehen  sind.  Aus- 
geschlossen von  der  Kompetenz  des  Verwaltungsgerichtshofes  sind  nur 
die  vom  Gesetz  ausdrücklich  als  S(dche  bezeichneten  Sachen.  Unter  den 
letzteren  figurieren,  wie  in  manchen  deutschen  Gesetzen,  u.  a.  auch  die 
„Angelegenheiten,  in  denen  und  insoweit  die  Verwaltungsbehörden  nach 
freiem  Ermessen  zu  verfugen  berechtigt  sind",  —  eine  Formulierung, 
welche  der  Kontrolle  des  Verwaltungsgerichtshofes  vieles  entzieht,  was 
ihr  im  Interesse  des  Schutzsuchenden  nicht  entzogen  sein  sollte,  welche 
es  dem  Gerichtshöfe  2.  B.  nicht  gestaltet,  nadizuprOlien,  inwieweit  eine 
poSzeiliche  Verfügung  duidi  sachwidr^  UnteesteUungen  der  verffigenden 
Behörde  veranlaßt  worden  ist  Trotz  seines  sehr  ausgedehnten  Zuständig- 
keitskreises ist  die  Einwirkung  des  Verwaltungsgerichtshofes  auf  die  Ver- 
waltung in  Österreich  nicht  so  intensiv  wie  in  Deutschland,  insbesondere 
in  Preußen.  Es  hängt  dies  mit  der  bereits  hervorgehobenen  Tatsache 
zusammen,  daß  es  an  verwaltungsgerichtlichen  Unterinstanzen  fehlt  Der 
österreidiisdie  Verwaltungsgerichtshof  bildet  nicht  die  Spitze  dnes  An^ 
baues  von  Verwaltungsgerichten,  die  zugl^ch  Verwaltungsbehörden  sind, 
sondern  steht  der  gesamten  Verwaltung  gegenüber  in  der  Stellung  einer 
isolierten  Kassaüonsinstanz.  Er  kann  die  nach  ErsdiSpfiang  des  Beschwerde- 
zuges vor  ihn  gebrachte  administrative  Verfügung  nur  bestätigen  oder 
aufheben,  nie  aber  abändern.  Er  entscheidet  nie  in  der  Sache  selbst,  er 
kann  nur  aussprechen,  entweder,  daß  der  Beschwerdeführer  (Kläger)  mit 
seiner  Beschwerde,  oder  daß  die  Verwaltung,  so  wie  sie  gehandelt  hat, 
im  Unrecht  ist,  nie  aber  sagen,  was  die  Verwaltung  im  Einzelfalle  zu  tun 
oder  was  der  Kläger  sich  gefiiUen  su  lassen  hat,  während  die  deutschen 
Verwattnngagerichtshofe  in  ihrer  Stellui^  als  Berufongs-  und  Revirions- 
Instanzen  bei  ^ruchreife  in  der  Sache  selbst  erkennen,  andernfalls  aber 
den  Streitfall  unter  Beifügung  bindender  Direktiven  an  den  Vorderrichter 
—  der  doch  immer  zugleich  Organ  der  reinen  Verwaltung  ist  —  zur  Ent- 
scheidung zurückverweisen.  Von  autoritativer  Seite  (Unger)  ist  gesagt 
worden,  der  österreichische  Verwaltungsgerichtshof  stehe  nicht  innerhalb, 
sondern  aufterhalb  der  Verwaltung.  Er  wurde  vielleicht  mehr  über  ihr 
siehen,  wenn  er  in  ihr  stände. 

Das  Reichsgericht,  dessen  Präsident  und  Vizeprändent  vom  Kaiser 
fi-ei  und  dessen  übrige  Mitglieder  (zwölf,  sowie  vier  Ersatzmänner)  je  zur 
Hälfte  auf  Vorschlag  jedes  der  beiden  Häuser  des  Reidisrates,  mithin 
unter  ausschlaggebendem  parlamentarischen  Einfluß,  ernannt  werden,  übt, 
abgesehen  von  seiner  sonstigen  Zuständigkeit  (Entscheidung  von  Kompe- 
tenzkonflikten, von  Streitsachen  zwischen  Reich  und  Ländern  oder  den 
Ländern  imter  sich  usw.),  Verwaltuugsrechtspflege  aus,  sofern  seiner  Ent- 
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Scheidung  zugewiesen  sind  „Beschwerden  der  Staatsbürgfer  wegen  Verletzung 
der  ihnen  durch  die  Verfassung  gewährleisteten  politischen  Rechte".  Auf 
Grund  einer  nicht  unbedenklichen,  weit  ausdehnenden  Interpretation  des 
Begriffes  „politische  Rechte"  hat  sich  das  Reichsgericht  eine  Jurisdiktion 
beigelegt,  welche  in  4«i  Wltkui^faikn^  des  Verwaltungsgerichtshofes  tiefer 
eingreift,  als  dies  wohl  von  dem  Gesetzgeber  beabsichtigt  war. 

2.  Die  Verwaltnngsrechtspflege  in  Frankreich.  Der  Sinn  für  1  Frukraick. 
mne  starke  und  freie  Verwaltung  ist  dem  politischen  Denken  der  Franzosen  ^"^"li,»  Vbm 
von  jeher  in  hohem  Maße  eigen  gewesen.  Beides,  die  Stärke  wie  die  Frei-  Jmh«  »»d  Vmf 
heit  der  Vcns'altung  wird  anjjfcstrebt  und  erreicht  einmal  durch  (»ine  organi- 
satorische  Zentralisation  von  selten(?r  Geschlossenheit,  sodann  aber  durch  eine 
auffallend  weite  Bemessung  des  administrativen  Wirkungskreises  gegenüber 
der  Justizlcompeteaz,  eine  Weite,  welche  von  Dareste  (la  justice  administra- 
tive en  France,  2*  pb  203)  mit  den  Wortmi:  „en  France,  la  part  de  l'adp 
ministration  est  {»Ins  large  que  partout  aalleurs*,  vollkommen  richtig  gekenn- 
leichnet  wird.  Drittens  endlich  findet  die  französische  Verwaltimg  ihre 
Stärke  in  der  Freiheit,  das  heißt  in  einer  nahezu  absoluten  Unabhängigkeit 
von  der  Justiz.  Die  Verwaltung  lebt  nicht  sowohl  nach  dem  ihr  eigenen 
Verwaltungsrecht  —  nirgends  schärfer  als  wiederum  in  Frankreich  ist  die 
dogmatische  Grundverschiedenheit  von  Verwaltungs-  und  Zivilrecht  aus- 
geprägt — ,  sie  ist  auch  ihr  eigener  Richter.  Die  Möglichkeit,  in  Streitsachen, 
bei  denen  die  Verwaltung  beteiligt  ist,  den  ordentiidien  Richter  anzugehen, 
war  stets,  unter  der  alten  Monarchie,  zur  Revolutionszdt,  im  Kaiserreich, 
sie  ist  ebenso  noch  heute  enger  begfrenzt  als  irgendwo  anders.  In  (üesem,  aUem 
Schein  zum  Trotz  weder  justizfreundlichen  noch  individualistischen  Sinne 
ist  auch  der  Grundsatz  der  Gcwaltenteilung  in  Frankreich  immer  aufgefaßt 
worden.  Der  große  Bildner  dieses  Grundsatzes,  Montesquieu,  denkt  nicht 
daran,  für  die  richterliche  Gewalt  seines  konstitutionellen  Zukunftsstaates 
mehr  zu  fordern,  als  die  Zuständigkeit  in  Zivil-  und  Strafsachen:  die  streit- 
entsdieidende  Tätigkeit  auf  dem  Getriete  des  Verwaltungsrechts  gilt  ihm 
als  Funktion  der  vollaehenden,  nicht  der  riditerlichen  Gewalt  Die  Ge- 
setzgebung von  1790  und  1795  nimmt  die  Gedanken  Montesquieus  auf 
und  verbindet  damit  den  stark  betonten  Folgesatz,  daft  es  dm  Richtern 
bei  Strafe  verboten  sei,  die  Tätigkeit  der  Verwaltungsorg-ane  irgendwie 
zu  „stören",  die  Verwaltungsbeaniten  wegen  ihrer  Amtshandlungen  zur 
Verantwortung  zu  ziehen,  ja,  überhaupt  administrative  Akte  einer  Nach- 
prüfung zu  unterziehen  (de  connaitre  des  actes  dadministration),  sei  es 
anch,  daB  die  Rechtsgültigkeit  des  Aktes  nur  als  Inzidentfrage  eines  Zivil- 
oder Stra^Hrozesses  auftritt  An  diesen  Anschauungen  fiber  die  Grenzen 
zwisdien  Justiz  und  Verwaltung  hat  das  franzosische  Recht  seither  unvei^ 
ändert  festgehalten.  Bedenkt  man  nun  ferner,  daß  das  sachliche  Herrschafts- 
gebiet des  Verwaltungsrcchts  nach  französischen  Begaffen  viel  weiter 
reicht  als  nach  deutschen,  daß  den  ersteren  die  uns  so  geläufige  Unter- 
stellung des  Staates  als  Fiskus  unter  das  Privatrecht  im  allgemeinen  fremd 
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ist,  daA  danach  in  Frankreidi  nidit  nur  die  Verwaltiing»  welche  befiehk 

und  zwingt,  sondern  auch  die,  welche  besitzt,  erwiifot,  Verträge  schließt, 
z.  B.  die  Behörde,  welche  öffentliches  Eigentum  veräußert,  öffentliche 
Arbeiten  verdingt,  Lieferungen  für  öffentliche  Anstalten  vorgibt,  in  diesen 
uns  als  reine  Privatrechtshandlungen  erscheinenden  Operationen  der  Justiz- 
zuständigkeit  völlig  entrückt  ist,  —  so  ergibt  sich  das  Bild  nicht  sowohl 
dar  Trennung  als  vielmehr  einer  schroffen  Absperrung  der  Justiz  von 
aller  Verwaltung  und  allem  Verwattongsrecht,  welche,  mit  deutschem 
MaBe  graaessen,  auch  noch  weite  Gebiete  des  Brivatrechts  von  dem 
Wirkungskreis  der  Justiz  wegschneidet. 
WaMD  dar  Vornehmlich  zur  Kognition  in  solchen  Streitsachen,  die  wir  als  privat> 
vv!n!u^n'^  rechtlich -fiskaUsche  bezeichnen  würden,  und  die  bei  uns  von  jeher  vor  die 
nchtqtflece.  ordentlichen  Gerichte  gehörten,  —  nicht  so  sehr  zum  Schutz  des  Indivi- 
duums gegen  die  Verfügungs-  und  Zwangsgewalt  der  Verwaltung,  ist  nach 
Abschluß  der  Revolutionszeit  durch  Napoleon  die  Verwaltungsrechtspflege 
(le  contentieux  administratif,  la  justice  administrative)  in  Frankreich  ein- 
geführt worden.  Es  geschah  das  in  einem  Werke  mit  dem  Neuaufbau 
der  gesamten  Verwaltungsorganlsation,  durch  das  groAe  sog.  Fluvitee- 
gesetz,  das  Gesetz  vom  28  pluviftse  VIII  (17.  Febr.  1800),  welches,  in 
unveräiKlertor  Fortgeltung  aller  wesentlichen  Punkte  seines  Inhaltes,  bis 
auf  den  heutigen  Tag  die  Grundhige  der  Organisation  SOWOhl  der  reinen 
Verwaltung  wie  der  Vcrwaltungsrechtspllege  bildet. 

Der  große  Gedanke  dieses  Gesetzes  ist  die  Trennung  von  reiner  tmd 
streitentsdieldender  Verwaltung  (administration  pure  und  contentieux) 
durch  Übertragung  der  beiden  Funktionen  an  besondere  Oxgane,  der 
ersteren  an  ein  streng  hierardiisdi  gegliedertes  Sjrstem  von  Snzelbeamten 
(Minister,  Präfekten,  Unterprafekten,  Maires),  der  letzteren  an  Kollegien, 
welche  indes  nicht  aus  dem  Verwaltungsorganismus  hinausverlegt  sind, 
vielmehr  innerhalb  desselben,  als  ein  Stück  und  Teil  von  ihm,  ihren  Platz 
einnehmen.  So  bedeutet  die  Verwaltungsrechtspflege  in  Frankreich  seit 
Anbeginn  ihres  Bestehens  uichts  anderes  als  was  sie  heute  in  Deutschland 
darstellt:  die  Kontrolle  der  Verwaltung  nicht  durdi  eine  ihr  firemde, 
sondern  durch  eine  ihr  immanente  Macht,  durch  besondere,  gerichtsahnlich 
ftknnierte  und  prozedierende  Verwaltungsorgane. 

Die  wesentlichen  Hauptofgane  der  französischen  Verwaltungsrechts- 
pflege, die  ordentlichen  Verwaltungsgerichte  in  diesem  Sinne  (gewisse 
Spezialbehörden  mit  verwaltungsgerichtlichen  Attributionen  bleiben  hier 
außer  Betracht)  sind  seit  1800  und  heute  die  Präfekturräte,  conseils  de 
prefecture,  und  der  Staatsrat,  le  Conseil  d'Etat,  jene  stets  in  erster,  dieser 
stets  m  letzter,  teils  in  zweiter  und  letzter,  teils  ia  erster  und  letzter  Is^ 
stanz  entsdieidend.  Bdden  Stufen  ist  gemehisam  die  kollegialisdhe  Fop> 
mation  und  ein  von  der  Instruktionsmazime  beherrschtes,  im  Qlmgen  einem 
vereinfachten  Zivilprozesse  gleichendes  Streitverfahren  mit  Urteilsfällung 
nach  mündlicher  und  öffentlicher  Verhandlung  und  Anhörung  eines  Ver- 
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treters  des  Staatsmteresses  (minist&re  public).   Auf  beiden  Stufen  kommt 

der  enge  und  nahe  Zusammenhang  mit  der  reinen  Verwaltung  zum  Aus- 
druck: auf  der  unteren  darin,  daß  der  Verwaltungschef  (k-s  Departements, 
der  Präfekt,  von  Gesetzes  wegen  Vorsitzender  des  Präfekturrates  (wenngleich 
zur  Führung  des  Vorsitzes  nicht  ver|)llichtet)  ist,  sowie  darin,  daß  der 
Präfekturrat  als  Kollegium  und  seine  einzelnen  Mitglieder  (conseillers  de 
pr6fecbire),  ersteres  als  begutachtende  imd  beschHefiende  Behörde,  letitere 
als  Vertreter  und  Gehilfen  des  Fräfekten,  M  der  adminlstration  pure  des 
Departements  stark  beschäftigt  sind;  in  der  Zentralinstanz  darin,  daß 
der  Conseil  d'Etat,  wie  sein  Name  besagt,  nicht  sowohl  Oberverwaltungs- 
gericht, sondern  vor  allem  Staatsrat  ist:  eine  oberste,  das  Staatsoberhaupt 
und  die  Regierung  beratende  Behörde  mit  ausgedehnter,  konsultativer  aber 
faktisch  sehr  schwerwiegender  Zuständigkeit  auf  allen  Gebieten  der  staat- 
lichen Verwaltimgsgeschäfte  und  gesetzgeberischen  Arbeiten.  Diese 
organische  Verlnndung  von  Verwaltung  und  Verwaltungsrechtspflege  audi 
in  der  obersten  Spitze  der  letzteren  zeigt  eine  erhebliche  Abweichung 
von  den  deutschen  Institutionen.  Wie  in  manchen,  nicht  aber  in  allen, 
deutschen  Staaten  ist  von  der  Beteiligung  elirenamtUcher  Laienelemente 
an  der  Verwaltungsrechtspflege  ganz  Abstand  genommen;  die  Mitglieder 
sowohl  der  Präfekturräte  wie  des  Staatsrates  sind  durchweg  besoldete 
Berufsbeamte,  welche  übrigens  der  rechtlichen  Garantieen  richterlicher 
Unabhängigkeit  so  gut  wie  völlig  entbehren.  Die  conseillers  de  pr^fecture 
werden  vom  Ifinister  ernannt  und  können  von  ihm  jederzc^  „revoziert", 
d.  h.  abgesetzt  werden;  die  MügUed^  des  Staatsrates  ernennt,  nach  An* 
hSrung  dM  Ministeirates,  der  Präsident  der  Republik  auf  die  Dauer  von 
jeweils  9  Jahren,  und  wenn  es  auch  Sitte  sein  mag,  die  durch  Ablauf  ihrer 
Amtsperiode  ausscheidenden  Staatsräte  aufs  neue  zu  ernennen  und  während 
der  Periode  von  dem  diskretionären  Absetzungsrecht  der  Staatsregiening 
keinen  Gebrauch  zu  machen,  so  ist  das  doch  eben  nur  eine  tatsächlich 
zugestandene,  keine  rechtlich  gesicherte  Unabhängigkeit  Die  Verwaltungs- 
rechtspflege ist  eben  nach  ihrer  ganzen  Anlage  und  Organisation  in  Frank- 
reich nodi  viel  mehr  Verwaltung,  viel  weniger  Justiz  als  in  Deutschland. 

Die  Präfidcturrite,  deren  Zusammensetzui^f,  ZustSndigkdt  und  Veiw  Piiatomifc 
fehren  durch  die  Gesetze  vom  21.  Juni  1865  und  22.  Juli  1889  neu  geordnet 
worden  ist,  bestehen  außer  dem  versitzenden  Präfekten  —  an  dessen 
Stelle  nur  im  Seinedepartement  ein  besonderer  Vorsitzender  im  Hauptamt 
tritt  —  aus  3  oder  4,  im  genannten  Departement  aus  7  Mitgliedern.  Die 
sachliche  Zuständigkeit  ist  durch  zahlreiche  Gesetze  aufzählend  bestimmt; 
rie  umfaßt  zunächst  jenes  wette  Grebiet  fiskalischer  Streitsachen,  welche 
nach  unseren  Anschauungen  als  Privatrechtsstreitigfceiten  im  ordentiichen 
Rechtswege  auszutragen  nnd:  Firozesse  fiber  die  Grenzen  des  öffentlichen 
Eigentums,  über  Ansprüche  an  den  Staat  aus  Kanf-^  Taiisch>v  lieferonga- 
Dienstmietevertrigen  der  mannigfachsten  Art,  über  öffentiidie  Arbeiten 
und  Unternehmungen.  Sie  erstredrt  sich  sodann  in  der  Hauptsache  noch 
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«nf  das  Gebiet  der  dirdtten  Straem  und  auf  Streitigkeiten  über  die  GUtttigf- 
keit  der  Wahlen  in  Gemeinden  und  anderen  Selbstverwalbingskörpem, 
nicht  aber  s.  B.  auf  die  ReditdcontroUe  poMaeilicfaer  Anofdnnngen  und 
Verfügungen.  Gegen  die  Endurteile  der  Prifoktmrrite  findet  der  Reknis 

an  den  Staatsrat  statt 

Der  Staatsrat,  reorganisiert  durch  das  Gesetz  vom  24.  Mai  1872,  dessen 
Bestimmungen  durch  mehrere  spätere  Novellen  wiederum  abgeändert  sind, 
übt  die  ihm  übertragene  Zuständigkeit  in  streitigen  Verwaltungssachen 
{ffles  recours  contentieux'')  aus  in  einer  engeren  und  einer  weiteren  Ver- 
sammlung: der  eection  du  contentieux  nnd  der  assembl^e  dn  Cooseil 
d'Etat,  statuant  an  contentieux.  Die  section  du  contentieux  ist  eine  von 
den  fünf  Abtmlungen,  sections,  in  welche  der  Staatsrat  xerfSUt:  dicfenige^ 
welche  allein  mit  Verwaltungsstreitsachen  zu  tun  hat,  während  die  anderen 
vier  mit  rein  administrativen  und  mit  gesetzgeberischen  Arbeiten  beschaitigt 
sind.  Die  weitere  Versammlung  ist  die  section  du  contentieux  (acht  Mitglieder 
mit  Einschluß  des  Vorsitzendem,  verstärkt  durch  Zuzug  von  je  zwei  Mitgliedern 
der  vier  anderen  Sektionen.  Den  Vorsitz  in  der  section  du  contentieux 
wie  in  der  assemblöe,  statuant  an  contentieux  fahrt  regelmäßig  der  Via^ 
präddent  des  Staatsrates,  also  ein  im  Haiqrtamt  fungierender  Beamter, 
nidit  der  Jnstizminister,  weldier  kralt  Gesetzes  Chefyrisident  des  Staats- 
rates ist  Alle  an  den  Staatsrat  gdangenden  Streitsachen  werden  von  der 
section  du  contentieux  instruiert  und  bis  zur  Urteilsreife  vorbereitet, 
worauf  die  assembl^e  die  Entscheidung  fallt  Nur  in  bestimmten,  minder 
belangreichen  Sachen  entscheidet  die  section  du  contentieux  selbst.  Sämt- 
liche Entscheidungen  des  Conseil  d'Ktat  bedurften  früher,  um  Rechts- 
wirksamlceit  zu  erlangen,  der  bestätigenden  Unterschrift  des  Staatsober- 
hauptes, waren  also  von  Rechts  wegen  nicht  Urtnle,  sondern  nur  UrteÜs- 
entwurfe.  Erst  durch  das  Gesetz  vom  24.  Mai  1872  ist  dieses  Bestätigungs- 
etfordemis  abgeschafEt,  seitdem  erst  ist  der  Staatsrat,  wie  die  Franzosen 
es  ausdrücken,  une  COUr  souveraine,  exergant  une  juridiction  propre,  ein 
Gerichtshof,  wacher  nicht  Gutachten  (avis)  abgibt,  sondern  Urteile 
(arrets)  fällt. 

Der  Staatsrat  urteilt  zunächst,  wie  erwähnt,  über  die  Rekurse,  die  gegen 
die  Erkenntnisse  der  Präfekturräte  eingelegt  sind.  Er  entscheidet  sodann,  als 
erste  und  einzige  verwaltungsgerichtliche  Instanz,  „sur  les  demandes  d'anntt- 
lation  pour  excM  deponvoir  contre  les  actes  des  diverses  antoritte  adnunistra- 
tives**,  also  über  Michl^keitsbeschwerden,  welche  gegen  die  Akte  der  Ver- 
waltungfsbeborden  wegen  Machtüberschreitung  erhoben  worden  sind.  Diese 
sehr  weitreichende,  eine  allgemeine  Rechtskontrolle  der  gesamten  Ver- 
waltung durch  den  Staatsrat  ermöglichende  Zuständigkeit  beruhte  vor  1872 
mehr  auf  einem  vom  Gesetzgeber  stillschweigend  anerkannten  Gerichts- 
gebrauch, auf  der  Auffassung  des  Conseil  d'Etat  von  sich  selbst,  als  auf 
einer  formellen  gesetzlichen  Grundlage;  die  letztere  ist  erst  gesdiafiien 
worden  durch  das  mehifadi  angefahrte  Gesetz  vom  14.  Mai  1872,  dem 
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der  vorhin  zitierte  Sets  entnommen  ist  Ifit  der  demande  d'annulation 
können  Verfügungen  wid  Entscheidungen  aller  Staatsbehörden,  die 
Minister  nicht  ausgenommen,  vmd  Selbstverwaltungsorgane  vor  den  Staats- 
rat gebracht  werden,  zwecks  Nichtigkeitserklärung  wegen  „exct^s  de  pou- 
voir".  Dieser  Begriff  ist  durch  eine  umfangreiche  Rechtsprechung  des 
Staatsrats  fes^esteUt  worden.  Danach  gilt  als  exc^  de  pouvoir  erstens 
jede  Konqpeteniabersdureitiing,  sodann  die  VwnadJässigung  vorgeschrie- 
bener Formen  seitens  der  Verwaltungsotgane.  Drittens  ist  jeder  Verwaltungs- 
akt, Wucher  auf  mchtanwendung  oder  unrichtiger  Anwendung  der  Gresetze 
beruht,  mit  dem  Ntcfatigiceitsgrund  des  exc^  behaftet,  und  viertens  pflegt 
der  Staatsrat  Verwaltungsakte  selbst  dann  zu  kassieren,  wenn  sie  zwar 
nicht  dem  Text,  wohl  aber  der  Absicht  des  Gesetzes  widersprechen,  indem 
Vervvaltunpsbefugnisse  zu  Zwecken  benutzt  worden  sind,  denen  sie  nach 
dem  Willen  des  sie  begründenden  Gesetzes  nicht  dienen  sollen  („d^toume- 
ment  du  pouvoir*^ 

3.  Die  Verwaltungsrechtspflege  in  England.  Das  Wesen  der  > 
Verwaltung  und  die  F<nmen  des  Verwaltens  waren  in  diesem  Liselreiche 
von  jeher  andere  als  auf  dem  Festlande;  sie  sind  auch  in  ihrer  gegen- 
wärtigen Gestaltung,  und  gerade  in  dieser,  mit  den  kontinentalen  Verwal- 
tungseinrichtungen vollief  inkommensurabel.  Dies  gilt  auch  von  den  Insti- 
tutionen, welche  gewährleisten  sollen,  daß  bei  der  Ausübuns^  der  öffent- 
lichen Gewalt  alles  mit  rechten  Dingen  zugeht.  Frühzeitiger  und  schärter 
als  sonstwo  ist  in  England  der  Gredanke  des  Rechtsstaates  er&fit  worden, 
aber  seine  ErfBUungsgarantieen  suchte  und  fimd  man  anf  W^fen,  ifie  von 
den  tyiMsch*kontinentalen  weit  abwichen.  Verwaltnngsgerichte  und  Vei> 
waltungsrechtspAege  im  deutsdien  oder  französischen  Sinne  kennt  man  in 
England  nicht 

Bei  uns  herrscht  seit  Jahrhunderten  die  Gegensätzlichkeit  von  Privat 
und  öfifentlichem  Recht;  die  Entwickelung  der  staatlichen  Einrichtungen  Rechupr«»huog 
knüpft  hieran,  mit  immer  schärferer  Betonung,  die  Folgerung,  daß  Vollzug  in  EngUnd. 
und  Handhabung  des  öffentlichen  Rechtes  (abgesehen  von  der  Strafrechts- 
pflege) nicht  Sache  des  Richteramts,  sondern  der  Staatsleitung  seL  In 
England  aber  geht  man  zu  jeder  2Seit  und  heute  von  dem  Gedanken  der 
Einheit  desRedites  und  der  Rechtsprechung  aus;  die  uns  von  den  Römern 
überkommene  Auffassung,  daß  alle  Justiz  grundsätzlich  iurisdictio  inter 
privatos  sei,  ist  in  England  nie  anerkannt  worden,  und  daher  bestehen  dort 
unsere  prinzipiellen  Bedenken  gegen  eine  Erstreckung  der  Zuständigkeit 
der  ordentlichen  Gerichte  auf  Streitfragen  zwischen  Staat  und  Individuum 
nicht.  Polizeibefehl  und  Steuerauflage  sind  nach  englischer  Anschauung 
Talaachen  des  gemeinen  Rechtes  ebenso  wie  Eigentumserweib  und  Erbfoll, 
BesitzstSrung  und  Vertragsbruch;  wie  diese,  so  können  auch  jene  vor  den 
ordentlichen  Richter  gebracht  worden.  Eine  Verwaltung  mit  eigener  Juris- 
diktion in  allen  sie  berührenden  oder  interesrierenden  Fragen  hat  es  in 
fjigland  nie  gegeben,  nie  auch  eineEntsch^dung  von  Rechtsstreitigkeiten  im 
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Ven^-altungswege,  woraus  erhellt,  daß  für  jene  unter  unseren  Verhältnissen 
schließlich  nötig  gewordene  Reform  des  Verwaltungswegs  durch  Anähn- 
lichung  an  die  Formm  vtm  Geridit  und  ProzeA  in  Ei^land  der  GegeaStiaiA, 
also  auch  das  Bedürfiiis  fehlt 
Keine  vrr         Aiich  sottst  waTeu  uttd  sind  dort  die  staatsrechtlichen  Zust&ide  nicht 

^'"'^gflilfr'^  vorhanden,  welche  bei  uns  die  Verwaltungsrechtspflege,  erst  als  Problem, 
dann  als  Institution  hen'ortriobon.  Unsoro  Verwaltungsrechtspflege  bildet, 
wie  oben  gezeigt,  ein  Gegen-^ewii  ht  wider  die  Übermacht  der  Verwaltung 
i'genauer:  der  Verwaltungshierar^hie,  der  Ministerv'erwaltung)  im  Staat, 
ilirerseits  eine  Folge  der  Abschließung  der  Verwaltung  gegenüber  den 
anderen  Staatsfunktionoi.  Eines  solchen  ausgleichenden  Faktors  bedarf 
England  nicht,  denn  jenes  Übergewicht  der  Verwaltung  ist  weder  vor» 
banden  noch  zu  befurchten;  man  ist  in  der  Trennung  der  Gewalten  dort 
nie  auch  nur  entfernt  so  weit  gegangen  wie  in  Deutschland  oder  g^r  in 
Frankreich.  Soweit  die  Verwaltung  überhaupt  verselbständigt  und  nicht 
dem  Gesetzgeber  (d.  h.  dem  Parlament)  vorbehalten  oder  dem  Richter 
übertragen  ist,  erscheint  sie,  namentlich  als  innere  und  Finanzverwaltung, 
nicht  eigentlich  als  „übrigkeit",  sondern  als  Partei,  die  nicht  mit  dem 
Richter,  sondern  mit  dem  Privatmann  wie  gleich  und  gleich  steht 

Zunächst  wird  die  Verwaltung  in  emem  praktischen  Umilsnge,  von 
dem  man  sich  auf  dem  Kontinent  mdst  auch  keine  annähernd  richtige 
Vorstellung  macht  (vgl  die  aufklärende  Darsteüung  bei  Redlich,  EngL 
Lokal  Verwaltung  S.  682  £t),  von  dem  Gesetzgeber  selbst,  materiell  also 
durch  Parlamentsbeschlüsse,  im  Wege  der  Private  Bill  Legislation  geführt 
und  geleitet.  Insoweit  ist  für  irgend  etwas  der  Verwaltungsrechtspflege 
Ahnliches  kein  Raum. 

rHadeMricktar.  Auf  den  unteren  und  mittleren  Stufen  der  Staatsorganisation  bestand 
bis  in  die  Neuzdt  —  nämlich  in  den  Städten  bis  nur  Städteordnung  von 
1835  ^  Grafschaften  bis  zur  Local  Government  Act  von  1888  — 
völlige  Einheit  von  Justiz  und  Verwaltung,  wobei  aber  nicht  das  admini- 
strative, sondern  das  richterliche  Wesen  Einrichtungen  und  Verfahren  be- 
stimmte. Träger  dieser  Einheit  war  das  Amt  der  Friedensrichter, 
welche,  unvergleichbar  mit  allen  auf  dem  Kontinent  vorkommenden  Organ- 
typen, als  ehrenamtliche,  von  der  Krone  aus  den  notabeln  Grundbesitzern 
des  Landes  ernannte  Übrigkeiten  seit  dem  späteren  Mittelalter  bis  gegen 
Ende  des  19.  Jahrhunderts  das  englische  Local  Grovemment  ausscldiefiÜch 
beherrschten,  in  ungetrennter  Handhabung  von  Gerichtsbarkeit  und  Ver- 
waltung. Die  Medensrichterliche  Justiz  war  und  ist  —  denn  hierin  ist  den 
Friedensrichtern  nichts  genommen  worden  —  hauptsächlich  StraQustiz, 
weniger  Zivilrechtspflege:  die  letztere  konzentrierte  sich  früher  fast  ganz 
bei  den  obersten  Reichsgerichten  und  liegt  auch  heute  noch  wesentlich  bei 
diesen;  die  vSchaffung  von  Grafschaftsgerichten,  county  courts,  (seit  1846) 
für  kleine  uud  mittlere  Zivilsachen  hat  mit  dem  System  der  friedensrichter- 
lichen Behörden  nidits  zu  tun.  Die  Verwaltungskompetenz  der  Friedens- 
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lichter  erstreckte  sich,  der  mittelalterlichen  Beschränktheit  des  admini» 
strativen  Wirkungskreises  entsprechend,  jahrhundertelang  wesentlich  nur 
auf  die  Friedensbewahrung",  also  auf  die  Polizei;  später  erst  wuchsen  diesem 
Amtsorganismus  kraft  besonderer  Gesetze  auch  andersartige  Verwaltungs- 
tätigkeiten, auf  dem  Grebiete  der  Wohlfahrtspflege  imd  des  Finanzwesens 
za,  in  den  Grra&chaften  insbesondere  die  Verwaltung  des  Grra&chaftsver« 
m5gens,  die  Ausschreibung,  Verwaltung  und  Verwendung  der  Gra&cfaafts- 
steuem.  Man  sieht  also:  Richter,  welche  den  Frieden  bewahren  und 
darüber  hinaus  mit  sonstigen,  nicht  polizeilichenVerwaltimgsgeschäften  betraut 
sind.  Eine  Landesverwaltung,  geführt  mit  der  Justiz  zusammen  durch  die 
ordentlichen  Richter  des  Landes,  geführt  durch  richterliche  (jebote,  Ver- 
bote, Auflagen,  Entscheidungen,  in  prozessualen  Formen,  mit  dem  für  das 
richterliche  Wesen  der  Sache  selbstverständlichen  Vorbehalt  des  Rechts- 
suges  an  die  höheren,  d.  h.  an  die  obersten  R^chsgerichte;  —  Einrichtungen, 
die  durchweg  auf  der  Einheit  von  Justiz  und  Administration,  laufender  und 
streitentscheidender  Verwaltung  beruhen.  Auf  die  Einzelheiten  der  Organi- 
sation kann  hier  nicht  eingegangm  werden.  Die  Friedensrichter  fung-ieren 
teils  als  einzelne,  oder  zu  zweien,  teils  gemeinsam,  zu  kollegialischen 
Behörden  vereinigt;  die  letzteren  treten  in  „sessions"  periodisch  zusammen, 
man  unterscheidet  special  sessions  (für  jede  division)  und  quarter  session.s, 
Vierteljahrssitzungen  aller  Friedensrichter  der  Grafschaft  Die  quarter 
sesä<Mis  besddiefien  und  entscheiden  teils  in  erster  Instans,  t^  in  rweiter, 
über  Beschwerden  gegen  Entscheidungen  der  einzelnen  Richter  und  special 
ses^ons.  Es  ist  ganz  verftalilt  und  viel  zu  wenig  gesagt,  wenn  man  bei 
diesem  System  von  einer  Rechtskontrolle  der  Verwaltung  durch  die  Justiz 
sprechen  wollte.  Der  ordentliche  Rechtsweg  dient  hier  nicht  zur  Kontrolle 
der  Verwaltung,  sondern  zur  Führung  der  Verwaltunysgeschäfte  selbst; 
der  Friedensrichter  steht  nicht  außer  und  über  der  Verwaltung,  sondern 
er  ist  die  Verwalttmg. 

Er  ist  es  auch  heute  noch,  nachdem  ihm  —  weniger  dem  Friedens  n*  mod»nm 
richter  als  Einzelrichter  als  den  ses^ons,  namentUdi  den  quarter  sessions  —  ^u^t^ 
durdi  die  neuere  und  neueste  Geset^bung  viel  von  seiner  Verwaltungs- 
zuständigkeit genommen  und  auf  die  gewählten  Vertretungen  der  Steuer- 
zahler, die  neug^cbildeten  Stadträte  und  Grafschaftsräte,  town  Councils 
und  county  Councils,  übertrag-en  worden  ist.  Die  in  dieser  Übertragung 
liegende  Trennung  von  Justiz  und  Verwaltung  ist  nämlich  keine  vollständige 
und  folgerichtige.  Wenn  das  Lokalverwaltungsgesetz  von  1888  vorschreibt, 
dafi  das  „admiiüstralive  buniiMS"  der  Gmftdiaft  von  den  quarler  sessions 
der  Friedensrichter  fortab  auf  die  county  Councils  Übergehe,  so  ist  zu  be- 
achten, daß  dieses  „Verwaltungsgesdiift*'  längst  nidit  so  viel  bedeutet 
wie  „Verwaltung"  im  deutschen  oder  franzosischen  Sinne;  es  handelt  sich 
dabei  hauptsächlich  um  die  wirtschaftliche  Verwaltung,  Verwaltung  des 
Grafschaftsvermögens  und  der  Grafschaftsanstalten,  ferner  um  die  Steuer- 
verwaltung, aber  nur  um  einzelne  Zweige  der  obrigkeitlichen  inneren 
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Verwaltung  (z.  B.  Komxnunalaufsicht,  Konzeanonswesen),  nicht  um  alle. 
Die  Polizdimirakung  ist  dieaem  modMnen,  anMcUidUidi  mit  gewiUteii 
Elementen  besetzten  Behördensystem  nicht  übertragen  worden  und  «uch 
SOTSt  haben  die  Friedensrichter  nodi  eme  liCenge  von  rein  adniinistrative& 

Geschäften  behalten,  z.  B.  in  Wegesachen,  Armensachen,  gewerbepolize^ 
liehen  Angelegenheiten  (Erteilung  der  Konzessumen  für  Schankwirtschaften 
und  Privatheilan.staltcn),  Steuersachen  u.  a.  m. 

Das  alte  Administrationssystem  steht  vorläufig  noch  neben  dem  neuen, 
beide  sind  einander  koordiniert  und  grundsätzlich  voneinander  unabhängig. 
Die  £riedensrichterlichen  Behörden  sind  vorwiegend  Grerichte,  die  Gtaf* 
sdiaftsrite  vorwiegend  Verwaltungsbehörden,  doch  ist  eine  durchgreifende^ 
prinzipielle  Scheidui^  zwischen  Richter-  und  Verwaltungsamt  ebensowenig 
bewirkt,  wie  etwa  innerhalb  des  Verwaltungsamts  zwischen  laufender  und 
streitentscheidender  Tätigkeit  unterschieden  wird:  in  der  den  beiden  Be» 
hördenreihen  übertragenen  Verwaltungskompetenz  ist  die  Befugnis  zur 
Rechtsanwendung  im  Streitfälle  überall  inbegriffen.  Man  muß  also  sag^en, 
daß  die  quarter  sessions  auch  jetzt  noch  Strafgericht,  Landespolizeibehörde 
und  Verwaltungsgericht  im  kontinentalen  Sinne  sind,  daß  aber  auch  die 
oounty  Councils  rem  administrative  und  verwaltnngsrichteiliche  Titigkeit 
zusammen  ausüben. 

Oberste         Von  den  Medenarichterlichen  Bdidrden  geht  der  Rechtszug,  und  zwar 

iMchaiKtebt«.  ^j^^g  Unterschied  in  Justiz-  wie  in  Verwaltungssachen  an  die  obersten 
Reichsgerichte,  insbesondere  an  denjenigen  Senat  des  obersten  Gerichts- 
hofes (Her  Majesty's  Hig-h  Court  of  Justice),  welcher  den  Namen  King's 
Bench  Division  führt.  Dir-  I  atsaclie  dieses  Rechtszuges  hat  nichts  Auf- 
fallendes, da  ja  die  friedeasrichterlichen  Behörden  ungeachtet  ihrer  weit- 
reichenden Verwaltungszttständigkeit  Gerichte,  Untergeridite  sind;  es 
handelt  sich  nicht  eigentlich  um  eine  Kontrolle  der  Verwaltung  durch  die 
Justiz,  sondern  um  die  Kontrolle  des  unteren  Richters  durch  den  beeren. 
Der  Kontrolle  des  obersten  Gerichtshofes  —  stets  reine  Rechts-,  nie  Zweck- 
mäßigkeitskontrolle —  sind  auch  die  modernen  Behörden,  die  Stadt-  und 
Grafschaftsräte  unterworfen,  und  insoweit  läßt  sich  von  einer  Unterordnung 
der  Verwaltung  unter  die  Justiz  reden.  Die  Inanspruchnahme  dieser  Rechts- 
kontrolle geschieht  durch  besondere  Rechtsmittel,  welche  darauf  abzielen, 
daß  der  oberste  Gerichtshof  entweder  die  Entscheidimg  der  Sache  von  der 
Unterinstanz  bzw.  untwen  Bdiörde  abruft  (durch  writ  of  Certioraii)  oder 
(durch  writ  of  Mandamus)  die  untere  Stdle  dem  Antrag  der  Partm  ent- 
^rechend  anweist 

Locai  OoTVQ-  Die  durch  die  Verwaltimgsreformen  der  letzten  Jahrzehnte  neu- 
■aatBoud.  geschaffenen  Zentralbehörden,  insbesondere  das  einem  festländischen 
Ministerium  des  Innern  in  manchem  Betracht  vergleichbare  Local 
Government  Board  haben  nicht  die  Eigenschaft  von  Verwaltungsgerichten. 
Sie  sind  allerdings  Oberinstanzen  des  modernen  Administrationssystems, 
aber  nicht  im  Sinne  von  Beschwerde-  sondern  nur  von  Aufisichlainatanzen. 
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Ihr  Wesen  ist  das  von  zentralen  Inspektionen  ohne  Exekutivgewalt,  welche 
die  ihnen  unterstellten  Ämter  überwachen,  anleiten,  beraten  und  unter- 
stützen, welche  Staatszuschüsse  bewilligen  und  versagen  können,  aber 
nichts  zu  befehlen  und  zu  vollstrecken  haben. 

4.  Die  Verwaltungsrechtspflege  in  Italien.  Italien  hat  zwei4.  luium. 
„Verwaltungsgerichtsgesetse**:  ^  to|pge  mü  CMiteiitioao  amministrativo 
vom  2a  Min  1865  und  die  legge  siill'  ordinamento  della  giustkia 
anmuiiistsativa  y<Hii  i.  Mai  189a  Das  ante  Gesetz  adiaflt  die  bis  dahin 
bestehende,  den  französischen  Einrichtungen  (Präfekturräte  und  Staatsrat) 
nachgebildete  Verwaltungsrechtspflege  ab,  das  zweite  stellt  sie  in  eigen- 
artiger Zuständigkeit  und  in  neuen  Formen  wieder  her.  Das  Gesetz  vom 
20.  März  1865  überträft  allen  Rechtsschutz  in  Verwaltung^sachen  den 
ordentlichen  Gerichten,  welche  überall,  und  zwar  im  gewöhnlichen  Instanzen- 
zuge, zustandig  sein  sollen,  wo  die  Verletzung  eines  bürgerlichen  oder 
politischen  Individualrechts  unter  Streit  st^t,  eineiig,  ob  und  Inwieweit 
die  Verwaltung  bei  der  Streitfirage  interessiert  Ist  und  einerlei,  ob  die 
Veiletznng  einer  Priva^erson  oder  den  Staatsorganen  schuld  gegeben  wird. 
Man  sieht:  die  oben  (vgl.  S.  354)  mit  dem  Schlag^orte  „Justizstaat''  be- 
zeichnete Lehre,  welche  alle  Verwaltungsrechtspflege  als  einen  Einbruch 
in  die  Domäne  des  ordentlichen  Richters,  als  venverf liehe  Sonder-  und 
Ausnahmegerichtsbarkeit  betrachtet,  ist  zu  derselben  Zeit,  als  Gneist  ihr 
in  Deutschland  eine  entscheidende  Niederlage  beibrachte,  in  Italien  zum 
Siege  gelangt  Dieser  l^eg  ist  insofism  auch  ein  dauernder,  als  das 
Gesetz  von  1865  nicht  etwa  später  au%ehoben  worden  ist,  sondern  heute 
noch  gilt,  so  dafi  die  Verwaltui^  vor  den  ordentlichen  Geriditen,  tAant 
daß  ihr  ein  privilegierter  Gerichtsstand  vor  dem  obersten  Gerichtshof  (wie 
in  England)  eingeräumt  ist,  Recht  zu  geben  hat  in  allen  Fällen,  wo  ihre 
Akte  als  p^esetzwidrige  Eingriffe  in  bürgerliche  Rechte,  etwa  in  das 
Eigentumsrecht,  von  der  Partei  in  forum  deduziert  werden.  Jener  Sieg 
ist  dann  sogar  noch  erweitert  worden  durch  das  Gesetz  vom  31.  März  1877, 
wdches  die  Entscheidung  der  Kompetendconflikte  zwischen  den  Gerichten 
und  Verwaltui^bdiorden  von  der  höchsten  Verwaltungs-  auf  die  höchste 
Justizstelle,  vom  Staatsrat  auf  den  (römischen)  Kassationshof  fibertrug, 
so  daß  seitdem  die  Justiz  in  allen  Streitsachen  des  Verwaltungsrechts 
souverän  auch  über  ihre  eigene  Kompetenz,  über  die  Vorfrage  der  Zup 
lässigkeit  des  ordentlichen  Rechtsweg-es  zu  befinden  hat. 

Die  neuere  Gesetzgebung,  abgeschlossen  durch  das  oben  erwähnte  ordentiKhr  c.«- 
Gesetz  vom  i.  Mai  1890,  bedeutet  nun  nicht  etwa  eine  Wiedereinschränkung  ^^^^l^^^cto« 
des  in  so  aufiallend  weitem  Mafie  zugelassenen  ordentlichen  Rechtsweges,    i*  Jtutm, 
Sie  hat  vidmehr  unter  voll«r  Aufrediterhaltung  der  bestehenden  Justiz- 
zuständigiceit,  insbesondere  des  Gesetzes  von  1865,  «ne  neue  Organisation 
innerhalb  des  Rahmens  der  Verwaltung  geschaffen,  welche  als  ein  zweiter 
großer  Regulator   der  Verwaltung   unabhängig  und  selbständig  neben 
den  ersten,  neben  die  ordentlichen  Gerichte,  gestellt  ist  und  deren  Zu- 
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standigkeit  in  keiner  Weise  kreuzt  Diese  neue  Organisation  gliedert  sich 
in  zwei  Stufen:  Unterinstanz  ist  die  Giunta  provinciale  amministrativa 
(eine  für  jede  Provinz;  die  Giunta  besteht  aus  dem  Präfekten  der  Provinz, 
zwei  vom  IdSnister  des  Inneni  bezddmeten  Fkifekturr&ten,  also  Vei^ 
waltungsbeamteiiy  und  vier  vom  Frovinnakat  gewihlten  Laien:  es  ist  &st 
genau  die  Fotmation  des  preufiisdwn  Bearksattsschusses,  dem  die  Gionta 
auch  darin  gleicht,  daß  sie  zugleich  Verwaltungsbe1i5rde  und  Verwaltungs- 
gericht ist),  Oberinstanz  die  durch  Gesetz  vom  31.  März  1889  begründete 
vierte  Abteilung"  des  Staatsrats  (Quarta  sezione  del  Consiglio  di  Stato). 
Letztere,  wie  die  anderen  (^konsultativen)  Abteilungen  des  Staatsrats  aus 
einem  Präsidenten  und  acht  Mitgliedern  ^alle  auf  Lebenszeit  und  nüt  den 
Gaiantieen  lidiUnficher  Unabhängigkeit  vom  König  ernannt)  bestdiend, 
entscheidet  einerseits  dber  Rekurse  g^;en  Urteile  der  Giunta»  andererseits 
in  erster  und  rinziger  Instanz.  Die  sachliche  Zusändigkmt  der  Giunta  ist 
durch  die  Gesetze  aufzählend,  die  der  Staatsratssektion  aufzählend  und 
durch  Generalklausel  bestimmt  Es  handelt  sich  bei  dieser  Zuständigkeit 
durchweg  um  Streitsachen,  bezüglich  deren  der  ordentliche  Rechtsweg 
ausgeschlossen  ist,  sei  es,  daß  dieser  Ausschluß  auf  positiven  Einzel- 
vorschriften, sei  es,  daß  er  auf  dem  Prinzip  des  Gesetzes  von  1865,  das 
heißt  darauf  beruht,  dafi  im  Einzelüdle  entweder  kein  bfiigeriiches  oder 
politisdies  Individualrecht  oder  übeihaupt  kein  Recht,  sondern  nur  ein 
Interesse  der  durch  einen  Verwaltungsakt  benachteiligten  Partri  gidtend 
gemacht  werden  kann.  So  erstreckt  shch  insbesondere  die  Zulässigkeit 
des  Rekurses  bei  der  IV.  Sektion  des  Staatsrats  auf  alle  Fälle  administrativer 
Inkompetenz,  Machtüberschreitung  und  Gesetzesverletzung,  femer  auf  die- 
jenigen Fälle,  wo  die  Partei  durch  einen  Verwaltungsakt  in  ihren  Interessen 
verletzt  zu  sein  behauptet.  Gerade  der  Interessenschutz  steht,  neben  dem 
Schutz  der  VerW8ltungsrechts<»dnung  als  solcher,  im  Vordergrunde  der 
Auijgfabra  dieser  modernen  italienisdien  Giustizia  amministrativa. 


C.  Korapetenzkonflikte. 

Begriff.  I.  Begriff  des  Kompetenzkonflikts,  Konipetenzkonflikte  (franz. 
conflits  d'attributions)  sind  Zuständigkeitsstreitigkeiten  zwischen  Justiz  und 
Verwaltung.  Zur  Verwaltung  im  Sinne  dieser  Gegenüberstellung  rechnet 
auch  die  Verwaltungsrechtspflege:  auch  Streitigkeiten  über  die  Kompetenz 
zwischen  ordentlichen  Grerichten  und  Verwaltungsgerichten  smd  Kompetens- 
konflikte  iind  werden  als  solche  behandelt, 
poiiiiver  Es  ist  ZU  Unterscheiden  zwischen  positiven  und  negativen  Kompetenz- 

5  "^'f'^'^^*' konflikten.    Der  Fall  des  positiven  Konflikts  lipc-t  vor,  wenn  eine  Sache 
koikflikt     von  jedem  der  beiden  Streitenden  als  zu  seiner  Kompetenz  gehörig  in 
Anspruch  genommen  wird,  während  man  von  einem  negativen  Konflikt 
spricht,  wenn  beide,  Justiz  wie  Verwaltung,  ihre  Zuständigkeit  ablehnen. 
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Andere,  mit  den  Kompetenzkonflikten  nicht  zu  verwechselnde  Zuständig'« 
keitsstreite  sind  diejenigen,  welche  sich  innerhalb  der  Justiz  oder  der  Ver- 
waltunj^,  also  nicht  zwischen  Gerichten  und  Verwaltung-sorganen,  sondern 
zwischen  Gerichten  untereinander  oder  zwischen  Verwaltungsorganen  unter- 
einander abspielen.  Solche  Kontroversen  (franz.  conflits  de  juridiction) 
werden  von  dem  den  streitenden  Stellen  zunächst  vorgesetzten  Gericht 
bzw.  Verwaltungsotgaii  entschieden  (Aber  den  Fall  streitender  Gerichte  vgL 
Sinlpcozeflordnung  §  37,  Stra^[Mn»efiordniing  §  14). 

Kompetenzkonfiikte  sind  nur  möglich,  soweit  Justiz  und  Verwaltung 
organisch  getrennt  .sind.  Aber  auch  bei  durchgeführter  Gewaltentrennung  „^j^,^,,  ^ 
kann  die  Gesetzgebung  dem  möglichen  und  erfahrungsgemäß  nicht  seltenen  So«f«iMiitd« 
Falle  des  Kompetenzzweifels  gegenüber  sich  auf  den  Standpunkt  stellen,  daß 
solche  Zweifelsfragen  überall  von  den  Gerichten,  und  zwar  iiu  gewulm- 
liehen  Verfahren  und  Instanzenzuge  zu  entsdieiden  seien.  Es  fUitt  alsdann 
an  einem  besonderen  Richter  fiber  die  Kon^tmzfragen  zwischen  Justiz 
und  Verwaltung:  der  ordentlicbe  Richter,  also  das  Pkozefigericht  hat 
seine  Zuständigkeit  von  Amts  wegen  zu  prüfen  und  wahrzunehmen,  er  hat 
über  ihr  Vorhandensein  oder  Nichtvorhandensein  maßgebend  auch  im 
Streitfalle  zu  befinden,  sei  es,  daß  der  Streit  von  der  beklagften  Prozeß- 
partei durch  die  Einrede  der  Unzulässigkeit  des  Rechtswegs,  sei  es,  daß 
er  von  einer  Verwaltungsbehörde  erhoben  wird.  Es  ist  deutlich,  daß  es 
nach  dem  voibezdchneten  System  Kompetenzkonflikte  im  q>ezifischen 
Sinne  gar  nicht  gibt:  der  Konflikt  wird  nicht  anders  behandelt  und  er- 
ledigt^ wie  jeder  Zwischenstreit  über  das  Dasein  der  Ptozefivoraussetzungen. 
Dieses  System  gilt  in  England;  das  Institut  der  Kompetenzkonflikte  ist  dort 
sowohl  dem  Namen  wie  der  Sache  nach  imbekannt.  Ihm  entspricht  aber 
bemerkenswerterweise  auch  das  deutsche  Reichsrecht,  indem  das  Gerichts- 
verfassungsgesetz vom  27.  Januar  1877,  §  17  das  Prinzip  aufstellt:  die 
Gerichte  entscheiden  über  die  Zulässigkeit  des  Rechtswegs.  Doch  gilt 
dieser  Satz,  abwrichend  von  dem  RegelverhSltnis  des  Reicliarechts  zum 
Landesrechte,  nur  auwhilfiweise;  er  kann  durch  andersartige,  sogl^ch  zu 
bes](vechende  Normen  des  Landesredits  verdrSngt  werden,  und  eine  scddie 
Verdrängung  hat  im  größten  Teile  Deutschlands  stattgefunden. 

Von  dem  Dasein  des  Kompetenzkonflikts  als  eines  spezifisch  gestalteten 
Rechtsinstituts  darf  füglich  nur  da  geredet  werden,  wo  die  Kompetenz- 
frage von  dem  mit  der  Sache  befaßten  Gericht  (dem  Prozeßgericht)  abgerufen 
und  der  Entscheidung  einer  anderen,  besonderen  Instanz  unterbreitet  werden 
kann  oder  muL 

IL  Behandlung  der  Kompetenzkonflikte.  In  bezug  auf  Auswahl  und 

Konstruktion  dieser  besonderen  Instanz  bestehen  sehr  verschiedene  Systeme.  '  . 

Selten  (nur  in  einigen  Schweizer  Kantonen)  findet  sich  die  Übertragung 
des  Richteramtes  über  den  Streit  der  richterlichen  und  vollziehenden  Gewalt  Sjr«t«nfc 
an  die  dritte  Gewalt:  die  Legislative  und  den  Träger  der  Legislative. 
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Wesentlich  der  Vergangenheit  gehört  ein  zweiter  Modus  axi:  Ent- 
sch^dung  der  Kompetenzkonfiikte  diirdi  das  Staatsoberhaupt»  in  Ein» 
henschaften  also  durch  den  Monardien,  sei  es  mit  oder  ohne  obligatorisdie 
Begutachtung  des  Streit&lles  durch  den  Staatsrat  oder  den  lifimsterrat 
oder  die  beteiKgten  Ressortminister.  So  das  französische  Recht  1800 — 1848 
und  1852 — 1872  (Staatsoberhaupt  auf  Grund  eines  Gutachtens  des  Staats- 
rats), Preußen  1828 — 1847  (Königliche  Entscheidung  auf  Bericht  des  Staats- 
ministeriumsi,  Bayern  vor  1850,  Württemberg  iSig — 187g  (Königliche  Ent- 
scheidung nach  Anhörung  des  Staatsrats  bzw.  Geheimen  Rates).  Praktisch 
nicht  wesentlich  verschieden  von  diesem  System  ist  dasjenige,  welches  dem 
obersten  beratenden  Verwaltungsorgan,  dem  Staatsrate,  eine  nicht  nur 
begutachtende,  sondern  die  entsdieidende  Stinune  beilegt:  so  das 
italienische  Recht  1865— '1877  (Entscheidung  der  K<Mnpetendconflikte 
durch  den  Staatsrat^. 

Die  Kompetenzgferichtsbarkeit  des  vStaatsoberhauptes  bzw.  Staatsrats 
bedeutet  im  Grunde  nichts  anderes,  als  die  Entscheidung  des  Zuständigfkeits- 
streites  durch  einen  der  Streitteile  selbst:  die  Verwaltung.  Umgekehrt 
übertragen  manche  Gesetzgebungen  die  Entscheidung  dem  anderen  Teil: 
der  Justiz,  d.  1l  allerdings  nicht  dem  Frozeßgericht  (vgl  oben),  sondern  dem 
obersten  Gerichtshof  So  Italien  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  31.  Bfärz  1877 
(Kassaüondiof  in  Rom),  Belgien  auf  Grund  der  Verfiusnng  von  1831, 
Art  106  (Kassationshof);  auch  in  den  deutschen  Einzelstaaten  kann  dies 
System  eingeführt  werden,  da  nämlich  Einf.-Gesetz  z,  G.V.  G.  §17  gestattet, 
daß  die  Kompetenzgerichtsbarkeit  auf  Antrag  des  Einzelstaats  und  mit 
Zustimmung  des  Bundesrats  durch  Kaiserliche  Verordnung  dem  Reichs- 
gerichte zugewiesen  wird  ^ist  geschehen  für  Bremen:  Kaiserl.  Verordn. 
vom  26.  Septembw  1879)« 

Endlich  ist  es  ein  naheliegender  Gedanke,  mit  der  K<mq»etenzredits- 
pflege  besondere  Behörden  zu  betrauen,  welche  richteilidie  Unabhängig'' 
keit  genießen,  aber  nicht  lediglich  mit  richterlichen,  sondern  teils  mit 
solchen,  teils  mit  Verwaltimgsbeamten  besetzt  sind  und  in  dieser  ihrer 
Formatton  Gewähr  dafür  bieten,  daß  die  jedem  der  beiden  Staatsdienst- 
zweige eigene  besondere  Sachkunde  und  Berufserfahrung  ebenmäßig  zur 
Geltung  kommt,  daß  bei  den  Konfliktsentscheidungen  nicht  Einseitigkeiten 
und  Usuxpationsbestrebungen  auf  der  ^en  oder  anderen  Seite  mafigebend 
werden  können,  dafi  überhai^  der  Ressor^aitikularlsmus  in  jeder  (iestalt 
ausgeschaltet  wird. 

Dieses  System,  das  System  der  Kompetenzgerichtshofe,  gilt  in 
Preußen  seit  der  Einsetzung  des  Gerichtshofes  zur  Entscheidung  der  Kom- 
petenzkonflikte durch  das  Gesetz  vom  8.  April  1S47,  in  Bayern  seit  dem 
Gesetz  vom  28.  Mai  1850.  Frankreich  hat  es  vorübergehend  von  1848 — 1852 
und  endgültig  durch  das  Gesetz  über  den  Staatsrat  vom  24.  Mai  1872  an- 
genommen. Es  kann  ferner  in  den  deutschen  Einzelstaaten  durch  die 
Landesgesetzgebung  eingeführt  werden,  wobei  jedodi  die  durch  das  Reichs- 
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gerichtsverfassung'sg'esotz,  §  17  Abs.  2  getroffenen  Normativbestimmung"en 
zu  befolgen  sind.  T-eUtere  gehen  im  wesentlichen  dahin:  die  Kompetenz- 
gerichtshöfe genießen  richterliche  Unabhängigkeit,  sie  sind  mindestens  zur 
Hüfte  mit  hoberen  ridilexliclieii  Beamten  zu  besetzen,  de  entscheiden  in 
einer  Besetzung  mit  mindestens  5  lliigfiedeni  in  ofientUcher  Sitzung  nach 
Ladung  der  Parteien,  ihx«  Entscheidung  kann  nur  so  lange  angerufen 
werden,  als  nicht  die  Zulässigkeit  des  Rechtsweges  durch  ein  rechts- 
kräftiges Gerichtsurteil  festgestellt  ist.  Nach  Maßgabe  dieser  Vorschriften 
sind  die  bestehenden  Kompetenzgerichtshofe  reorganisiert  bzw.  solche  Be- 
hörden neu  eingeführt  worden  in  Preußen,  Bayern,  Sachsen,  Württemberg, 
Baden  und  anderwärts.  In  Hessen  ist  dem  den  Normativbestimmungen 
des  G.  V.  G.  entsprechenden  Verwaltungsgerichtahof  die  Kompetenzrechts- 
pflege  zugewiesen  worden.  OberaU  tritt  die  l&itschtidung  des  Kompetenz 
geiichtsho&  nur  auf  Antrag  ein;  der  Antn^  kann  im  Falle  des  positiven 
Konflikts  nur  von  der  Zentral-  oder  höheren  Verwaltui^behorde  (»Er« 
hebung  des  Kompetenzkonflikts**),  im  Falle  des  negativen  Konflikts 
von  der  beteiligten  Partei  gestellt  werden.  Das  gleiche  gilt  nach  dem 
französischen  Gesetz  vom  24.  Mai  1872,  welches  den  Kompetenzgerichts- 
hof (tribunal  des  oonflits)  unter  dem  Vorsitz  des  Justizministers  aus  3  Mit- 
gliedern des  Staatsrats  und  3  Räten  des  Kassationshofs,  die  von  ihren 
Kollegen  gewählt  werden,  sowie  aus  2  weiteren  Mitgliedern  und  2  firsats- 
männem,  diese  vier  vom  tribunal  des  oonflits  selbst  gewählt,  zusammensetzt 
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VERWALTUNGSRECHT. 
IL  POUZEI  UND  KULTURPFLEGE. 

VOH 

Edmund  Bernatzik. 

Einleitung.  Mit  dem  Wiederaufleben  der  antiken  Vorstellungen 
vom  Staat  wurde  an&ngs  des  15.  Jahrhunderts  zuerst  in  Frankreich  der  *^ 
Ausdruck  „Polizei"  (von  moJUttCcc,  dann  romanisiert  in  polifia,  Police)  üblich, 
um  damit  die  Vorstellung  zu  bezeichnen,  daß  der  Staat  die  Aufgrabe  und 
somit  das  Recht  habe,  das  Glück  und  die  Wohlfahrt  seiner  Angehörigen 
herbeizufuhren,  was  nach  mittelalterlicher  Auffassung  nicht  Sache  des 
Staates  war.  Von  allem  Anbeginn  an  schrieb  sich  dabei  der  moderne  Staat 
auch  noch  das  Recht  zu,  diesen  seinen  neuen  Aufgabenkreis  durch  Zwang 
zu  verwirklichen,  während  nach  mittelalterlicher  Anschauung  nur  der 
Richter  das  Recht  hat,  den  Zwangsapparat  su  handhaben.  Begriff  und 
Prinzip  der  Polizei  haben  sich  mit  der  Renaissance  bald  auf  dem  ganzen 
Kontinent  verbreitet  (nur  England  verhielt  sich  lange  ablehnend).  Trotz- 
dem herrscht  noch  heute  hinsichtlich  des  genaueren  Inhalts  des  Begriffs 
der  Polizei  eine  solche  Meinungsverschiedenheit,  daß  es  unmöglich  ist,  ihn 
in  einer  Weise  zu  bestimmen,  die  sich  allgemeiner  Billigung  erfreuen 
würde.  Doch  kann  man  feststellen,  daß  sich  (und  zwar  aus  tiefer  liegenden 
politischen  GrOnden)  die  Bedeutung  des  Wcnrtes  sehr  verengert  hat 
Wir  verstellen  heute  unter  Polizei  nidit  mehr,  wie  noch  zu  den  Zdten 
des  „PoUzeistaates'*  im  18.  Jahrhundert,  die  gesamte  innere  Verwaltung. 
Wir  haben  zwar  die  ganze  Weite  der  Zwecke,  die  sich  der  „Polizeistaat" 
setzte,  in  die  Gegenwart  herübergenommen,  aber  wir  haben  daneben  die 
Freiheit  des  Individuums  in  erheblichem  Maße  wieder  hergestellt.  Wir 
haben  daher  heute  sehr  viel  innere  Verwaltung,  wo  für  „Polizei"  kein 
Raum  ist  Diese  engere  Bedeutung  des  Wortes  hat  zuerst  J.  St.  Pütter 
1770  formuliert,  von  dem  audi  die  Scheidung  von  „Polizei"  und  «Kultur- 


pflege  stammt  die  vorliegender  Darstdlnng  zugrunde  liegt,  eine  Scheidung, 
die  zwar,  wie  ach  gleidi  zeigen  wird,  keine  scharfe  ist,  aber  doch  auf 

einem  berechtigten  Gedanken  berulit.    Die  Polizei  sichert  die  Erhaltung 

des  Friedens  und  der  Ordnung  im  Staate  und  schafft  so  die  allererste  und 
wichtigste  Voraussetzung  jeglicher  „Kultur".  Daneben  sorgt  sie  aber  oft 
mit  noch  größerem  Eifer  für  die  Erhaltung  der  fürstlichen  Macht.  Wo 
nun  die  Monarchie  eine  despotische  ^t,  kann  man  darin  keinen  Kultur« 
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fiüetmr  efblickeo.  SeUwt  die  „absolute  Monerchie",  weldie  den  „Polixel- 
staat<(  hauptsächlich  ausgebildet  hat,  schwankt  zu  leicht  zur  DeqKJtie  hin- 
über, und  wo  ne  überwunden  wurde,  ist  sie  zu  kurze  Zeit  und  vid  zu 
wenig  vollständig  aus  dem  Bewußtsein  der  eiA-opäischen  Zivilisation  ver- 
schwunden, als  daß  die  Tätigkoit  der  Polizei  nicht  auch  heute  noch  oft  als 
eine  kulturfeindliche  empfunden  würde.    Dazu  kommt,  daß  die  moderne 
Kultur,  im  Gegensatz  zur  mittelalterlich-katholischen,  die  Tendenz  zur 
Entwickelung,  zum  Fortschritt  in  sich  birgt.  Die  Polizei  aber  ist  die  natur- 
gemäße Hüterin  des  Bestehenden  in  Sitte  und  Recht  und  sie  bleibt  es 
allzeit,  auch  wenn  die  Sitte  längst  als  Undtte  etkaont,  die  Vernunft  zum 
Unsinn,  das  Recht  zur  Ui^rerechtilgkeit  gewtnrden  ist  Sie  konstruiert  sich, 
wie  Otto  Mayer  geistreich  bemerkt  hat,  einen  Normalmenschen,  an  dem 
sie  das  Verhalten  des  einzelnen  mißt    Wir  können  es  begfreifen,  wenn 
dieser  polizeiliche  Normalmensch  ein  etwas  spießbürgerliches  Gesicht  hat 
und  Kulturfortschritten   nicht  übermäßig  geneigt  ist     Auch  die  Mittel, 
deren  sich  die  Polizei  bedient,  stehen  keineswegs  ganz  im  Einklang  mit 
den  Anforderungen  unserer  Kultur.  Immer  wieder  und  wieder  beobachten  wir 
diesdben  Roheitsezzesse  des  polizeilichen  Exekutivpeisonales,  immer  von 
neuem  sehen  wir  die  polizeilichen  Oxgane  als  agents  provocateurs  aufr 
treten  und  mit  Bestechung,  S|nonage,  Verleitung  zum  Verrat  und  auf 
ähnliche  uns  sehr  unkultiviert  vorkommende  Weise  arbeiten.    Der  Sat^ 
daß  der  Zweck   die  Mittel  hcilis^e ,    widerspricht   unzweifelhaft  unserer 
modernen  Kultur.    Nichtsdestoweniger  huldigen  ihm  die  Polizeibehörden 
aller  Staaten  der  Welt  auch  heute  noch. 

Polizeiliche  Tätigkeit  und  Kulturpflege  stehen  indes  noch  aus  einem 
anderen  Grunde  im  G^pensatze  zudnander.  „"Püege**  ist  Forderung, 
Belehrung,  Erziehung,  Unterstützung,  mit  materiellen  und  geistigen 
liQtteln.  1^  sind  alles  Dinge,  mit  wichen  heute  die  Polizd  nichts  zu 
schaffen  hat  Der  „Polizeistaat"  des  17.  und  18.  Jahfhunderts  sah  zwar 
auch  diese  Dinge  als  Aufgabe  der  Polizeibehörden  an,  weil  er  zwischen 
Gesetzgebung  und  Verwaltung  nicht  schied  und  den  einzelnen  selbst  gegen 
seinen  Willen  zu  seinem  Glücke  oder  dem,  was  er  darunter  verstand,  zu 
zwingen  unternahm.  Diese  Auffassung  des  Wortes  Polizei  haben  wir  heute 
mcfat  mehr,  und  darum  müssen  wir  die  Sdiridung  derselben  von  der 
Kultufpflege  yorU^fender  Darstellung  zugrunde  legen.  Vorausschidcen 
müssen  wir  dabei  aber,  daß  hier  nur  die  formalen  Elemente  des  Polizei- 
vrrwandttciuft  wesens  entwickelt  werden  sollen.  Die  staatlichen  Tätigkeiten  sondern  sich 
von  PoUi«  und  jjj^^jj  Zwccken  oder  Angelegenheiten,  und  es  gibt  deren  wenige,  die 
nicht  ebensowohl  durch  pflegliche  als  durch  polizeiliche  Tätigkeit  besorgt 
werden  müssen.  Beispielsweise  ist  Beschaffung  guten  Trinkwassers  Sanitäts- 
pflege, Beseitigung  schädlichen  Trinkwassers  Sanitätspolizei.  Rechtlich 
macht  din  zwar  dnen  grofien  Uisterschied.  Aber  es  wäre  unmöglich, 
in  einer  Darstellung  des  Sanitätswesens  beide  Gedchtspunkte  zu  trennen. 
Dazu  kommt  nodi  folgendes,  und  das  Ist  von  grofier  Wichtiglceit  Wie 
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spStu  hervorgehoben  werden  wird,  bilden  öfFentliche  Anstalten  und  Sachen 
die  wichidgsten  llitt^  der  Kulturpflege  des  Staates.   Aus  den  Zeiten  des 

Polizeistaates  ist  nun  auf  die  heutige  Polizei  als  eine  ihrer  wesentlichsten 
Aufgaben  der  Schutz  und  die  Erhaltung  dieser  Anstalten  und 
Sachen  übergegangen.  Es  ist  klar,  wie  sich  auch  aus  diesem  Grunde 
Kulturpflege  und  Polizei  miteinander  verquicken  müssen.  Den  Bau  von 
Eisenbahnen  oder  Telegraphen  müssen  wir  zur  Kulturptiege  rechnen,  der 
Polizei  fSXtt  es  cu,  jede  Beeint^chtigung  der  Funktioiien  dieser  Anstalten 
tu  hindern.  Man  könnte  aber  das  Eisenbahn-  und  Telegraphenwesen  nicfat 
befriedigend  darstelleni  ohne  die  pflegliche  und  die  polizeiliche  Seite  der 
betreffenden  MatMie  miteinander  zu  verbinden.  Auch  in  der  Praxis  sind 
die  Kompetenzen  mannigfach  vermischt  Man  sieht,  die  Scheidung  von 
Polizei-  und  Kulturpflege  läßt  sich  weder  in  Theorie  noch  in  der  Praxis 
rein  durchführen.  Man  kann  daher  zwar  ein  allgemeines  Polizeirecht 
absondern;  die  speziellen  Gebiete  des  Polizeirechts  aber  (Sanitäts-,  Bau-, 
Eisenbahn-,  Berg-,  Flxurenpolizei  usw.)  kann  man  nidit  gut  ohne  die  dazu 
gehörigen  StScke  der  Kulturpflege  behandeln.  Nadi  diesen  Grenchtspunkten 
wird  im  folgenden  verGahren  werden. 

Es  ist  nim  vcae  allem  unsere  Au%abe|  zurückkehrend  zu  unserem  Aus-  ueatice  Bedea- 
gangapunktc,  genauer  zu  bestimmen,  was  man  heute  unter  Polizei  versteht,  '""'^^ml**** 

Sehen  wir  hierbei  ganz  ab  von  der  eben  erwähnten  Funktion  der 
Polizei,  die  öffentlichen  Anstalten  und  Sachen  zu  schützen,  so  glauben 
wir  im  Einklang  mit  dem  heute  am  meisten  verbreiteten  Sprach- 
gebrauch ZU  sein,  wenn  wir  von  Polizei  nur  dort  reden«  wo  em 
Zwang  geübt  oder  doch  nundestens  in  Ausncht  gestellt  ist  l^e  Zeit- 
lang wollten  manche  noch  weiter  gehen  und  jeden  staatiichen  Zwang 
Polizei  nennen.  Man  kam  damit  zu  einer  „Militärpolizei",  einer  „Finanz- 
polizei" usw.  Diese  Tendenz  ist  heute  aufgegeben.  Von  Polizei  sprechen  wir 
gegenwärtig  nur  auf  dem  Gebiete  der  inneren  Verwaltung.  Aber  selbst 
nicht  jeden  auf  diesem  Gebiete  geübten  uder  angedrohten  Zwang  nennen 
wir  Polizei.  Niemand  nennt  heute  den  Zwang  zu  statistischen  Angaben,  ' 
zum  Schulbesuch,  zur  Annahme  v<m  Ehrenämtern  „Polizeizwang'',  eb^iso- 
wenig  die  Enteignung.  'N^elmehr  dürfen  wir  woU  feststellen,  dafl  äas 
üUiche  Ausdrudesweise  unter  Polizei  nur  jenen  Zwang  auf  dem  Gebiete 
der  inneren  Verwaltung  versteht,  der  da  geübt  oder  angedroht  wird  zur 
Abwendung  von  Gefahren.  Sei  es  daß  diese  Gefahren  den  Öffentlichen 
Interessen  drohen,  sei  es  daß  sie  dem  einzelnen  drohen,  wenn  er  sich 
—  im  Durchschnitt!  —  gegen  sie  mit  eigener  Kraft  nicht  erwehren  kann. 
Dann  werden  auch  sie  zu  öffentlichen  Gefahren.  Gleichgültig  ist  dabei, 
ob  diese  Gefahren  von  menschlicher  Tätigkeit  oder  von  Naturgewalten 
stammen.  Dies  letztere  ist  freilidk  bestritten.  Man  pflegt  übrigens  die 
Abw^  von  Ge&hren,  die  zunächst  den  «nzelnen  bedrohen,  „Sidieiheits- 
polizei«  zu  nennen,  während  andere  allerdings  auch  die  Vereins-,  Prefl- 
polizM  u.  dgL  zur  „Sicherii«tap<^^«  rechnen.  Daneben  spricht  man  heute 
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aOgemein  ▼on  ,,gmichtlicher  Polizei"  (ein  der  Terminologie  der  franzSsiadien 
Revcdution  entiehnter  Ausdruck)  und  versteht  darunter  hauptsäctaUdi  die 
Abwehr  von  stni^esetdich  veip&iten  Handlui^en  inbegxifflidi  der  Ent- 
deckung und  Ergreifung  der  Täter.  Da  die  „gerichtliche  Polizei"  nach 
französischem  Muster  fast  überall  der  gerichtlichen  oder  .staatsanwaltlichen 
Weisung  unterstellt  ist,  so  wird  dieselbe  legislativ  wie  literarisch  im  Zu- 
sammenhang mit  den  l'rozeßordnungen  behandelt. 

Es  ist  leicht  ersichtlich,  kann  aber  hier  nur  angedeutet  werden, 
wie  schwankend  die  oben  angeführten  Elemente  des  Begriffis  der  Polizei 
sind.  Denn  was  „öffentliches  Literesse"  und  was  „eigene  Kraft"  ist,  dar^ 
über  gehen  die  Ansichten  ebenso  auseinander,  wie  hinsichtlich  des  Mo- 
mentes der  „Gefahr".  Und  zwar  nicht  nur  von  Generation  zu  Greneradon, 
sondern  zu  jeder  Zeit  und  an  jedem  Orte  differieren  die  Meinungen  darüber 
sehr  .stark.  Mit  diesen  Schwankungen  müssen  wir  uns  abfinden,  weil 
imsere  Gesittung  <'ben  die  ötfentHcheii  Interessen,  mit  deren  Verfolgung 
die  Polizei  betraut  ist,  höher  schätzt  als  die  des  Individuums.  Seine  Freiheit 
und  sein  Eigentum,  wie  nicht  minder  die  Rechtsgleichheit  sind  dadurch 
unvermeidlich  bb  zu  einem  gewissen  Grade  einem  „diskretionären*'  Er- 
messen der  Polizeibehörden  ausgdiefert,  das  in  jeder  Staatsfonn  leicht 
mißbraucht  werden  kann.  In  den  konstitutionellen  Staaten  hat  man  sich 
nun  im  in.  Jahrhundert  bemüht,  jene  beiden  widerstreitenden  Gesichts- 
punkte tunlichst  in  Einklang  zu  bringen,  und  so  entstand  im  iq.  Jahrhundert 
als  Teil  des  V'erwaltungsrechtes  das  Poli / eirecht,  welches  die  Befugnisse 
der  Polizeibehörde  an  eine  Reihe  von  rechtlichen  Bindungen  knüpfte, 
durch  welche  sich  der  Staat  des  19.  Jahrhunderts  auffällig  von  dem 
„Polizdstaat"  des  18.  Jahrhunderts  unterscheidet 


A.  Polizeirecht. 

Gebaadeabcit  I.  Grundzüge    des   Polizeirechtes.    Die   Grundzüge   des  Polizei- 

rechtes  in  den  konstitutionellen  Staaten  sind  folgende: 

I.  w  vatmm,  EistUch  Verlangt  unsere  politische  Gedttung,  die  auf  der  Anerkennung 
der  Rechtsgleichhat  und  der  Frdheit  des  Individuums  beruht,  daß  die 
Voraussetzung^  eines  polizeilichen  EingriflSs  in  Freiheit  oder  Eigentum 
möglichst  genau  in  abstrakten  Normen  geregelt  sein  sollen.  Denn  eise 
lange  Erfahrung  hat  bewiesen,  daß  die  Möglichkeit  des  Individmdisierens 
seitens  der  Behörde  desto  mehr  zur  Willkür  und  somit  zur  Zerstörung 
jener  „Grundrechte"  des  Individuums  führt,  je  größer  die  diskretionäre 
Gewalt  der  Polizeibehörde  ist.  Aber  auch  wenn  durch  möglichst  radikale 
Bindung  das  Individualisieren  der  Polizeibdborde  von  ftbstndclen  ITormen 
tunlichst  eingeschränkt  ist,  so  bleibt  nach  heutiger  Auffiusung  der  Polizei- 
behörde noch  immer  zu  viel  Spielraum. 
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Nadi  dem  englischen  und  fhuufidadien  System,  das  viel&ch  an-  « 

genommen  worden  ist,  müssen  deshalb  die  Normen,  welche  das  polizei- 
liche Eingreifen  regeln,  entweder  selbst  „Gesetze"  (das  heißt  mit  Zu» 
Stimmung^  des  Parlamentes  zustande  gfekommen)  sein  oder  doch  (als  sog". 
„Polizeiverordnungen")  auf  Erniächtigungfen  beruhen,  welche  in  „Gesetzen" 
enthalten  sind.  In  den  konstitutionellen  Monarchien  ist  dies  Prinzip  freilich 
keineswegs  ganz  durchgedrungen.  £s  hat  sich  vielmehr  in  verschiedenem 
Umfong  ein  Redit  der  Regierungen  erhalten,  auf  gesetzfireiem  Grebiet 
{^peatter  legem*^  von  sich  aus  polizeiliche  Normen  zu  erlassen. 

Auch  dort»  wo  dies  der  Fall  ist,  bemerkt  man  immerhin  noch  sehr 
erhebliche  Unterschiede,  je  nachdem  das  Erfordernis  angestellt  wird,  dafi 
auch  die  tatsächlichen  Voraussetzungen  des  polizeilichen  Eingfriffs  in 
den  Gesetzen  g'enau  enthalten  sein  müssen.  Dem  Wortlaut,  aber  freilich 
nicht  dem  Geiste  des  konstitutionellen  Systems  wird  ja  allerdings  auch 
dann  schon  Genüge  geleistet,  wenn  etwa  das  Gesetz  sich  darauf  beschränkt, 
nur  in  allgemeinen  Ausdrücken  das  Ziel  der  polizeilichen  Tätigkeit  zu 
bezeichnen,  oder  wenn  es  ach  gar  damit  begnügt,  zu  sagen,  cBese  oder 
jene  Behörde  sei  berecfal^t,  beiaiHielsweise  »SitdichkeitqMlizei''  zu  üben, 
ohne  im  übrigen  die  gef&hrdenden  Tatbestände  näher  festzusteUm.  Eng- 
lisches Prinzip  ist  es  dagegen,  diese  Tatbestände  möglichst  genau  zu  be- 
zeichnen. Die  „Gesetze"  schwellen  dadurch  zwar  zu  ungeheurem  Umfange 
an,  allein  in  eben  diesem  Maße  steigt  die  Sicherung  des  Individuums 
gegen  einen  Mißbrauch  der  polizeilichen  Gewalt.  Auf  dem  Kontinent 
pflegt  num  dem  Ermess«!  der  Polizeibehörden  dnen  viel  grSAeren  Ssielf 
räum  zu  gewähren.  Doch  ist  auch  hier  cße  Tendenz,  ihn  durdi  Gesetze 
mehr  und  mehr  zu  begrenzen,  fiberall  bemerkbar. 

Mit  diesen  zwei  verihssungsm&BigMi  Bindungen  der  Polizeibehörden: 
erstlich  an  eine  Norm,  zweitens  an  eine  Norm  mit  Gesetzescharakter 
hat  man  sich  aber  nirgends  begnügt,  weil  noch  weitere  Garantien  nötig 
sind,  um  auch  bei  der  Anwendung  der  polizeilichen  Normen  das  Indi- 
viduum gegen  polizeiliche  Willkür  der  Polizeibehörden  zu  schützen.  So  ge- 
langen wir  zu  der  dritten  und  vierten  Giruppe  der  verfassungsmäßigen 
l^dungen  der  Polizeibehörden,  welche  im  modernen  Staat  vorhanden  dnd. 
Auch  diese  beiden  Gruppen  vereinigen  sich  in  dem  Gedanken,  das  Lidi- 
viduum  gegen  die  PoUzeibehorden  zu  schützen,  und  zwar  dadurdi, 
daB  der  Zwang  soweit  als  timlich  in  die  Hände  von  Organen  gelegt 
wird,  welche  von  der  Zentralregierung  möglichst  unabhängig  sind: 
Selbstverwaltung  und  Gericht. 

Bei  der  Verwendung  der  ersteren  zur  Polizeiverwaltung  sehen  wir  die  3.  aa  di«  m«. 
modernen  Staaten  in  zahlreichen  Nuancen  zwischen  zwei  entgegengesetzten 
Prinz^en  schwanken.  Nach  dem  einen  (römischen,  nmianisdien,  franzö- 
sieben  Ursprungs)  werden  die  Selbstverwaltungskörper  als  staatliche  An- 
stalten m  mehr  oder  minder  intensiver  Weise  zur  HUfUmstung  der  staat- 
lichen P<dizeiv«waltung  herangezogen»  anderen  (germaiüsdien) 
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haben  sie  ein  „natürliches  Recht"  auf  die  Verwaltung  der  Polizeiagenden 
als  ihrer  eigenen  Angelegenheiten.  Es  schiebt  sich  freilich  hierbei  noch 
ein  anderer  Gedanke  ein:  die  Überzeugving,  daß  in  einem  großen  Staate 
die  „öffentlichen«  Intecessen  sehr  verscfaifiden  abgestuft  dnd  (lokale,  kommu- 
nale, provinzielle,  staaflidie),  dafi  die  Zentralstellen  nidit  üüug  sind,  sie 
alle  in  gleichem  Mafia  zu  verwiiklichen  und  daft  daher  ^  Heranzidrang 
der  Selbstverwaltungsk^per  nicht  nur  un  Interesse  dieser  letzteren,  sondeni 
auch  im  staatlichen  Interesse  selbst  liegt. 
«.udieRocbti-  Ausschließlich  dem  Interesse  des  Individuums  dagegen  dient  die 
«x'!^?^°^r  vierte  Gruppe  der  obgedachtcn  Maßregeln,  welche  zur  Handhabung  des 
0«richMu  Zwanges  die  Gerichte  heranziehen  oder  in  anderer  Weise  für  die  Un- 
abhängigkeit der  polizeilichen  Organe  Vorsorgen  wilL  Zahlreich  sind  auch 
in  ^eeer  Richtung  die  Unterschiede  von  Natimi  zu  Nation,  vom  englischen 
Recht  aagefimgen,  wo  bis  vor  kurzem  nodi  immer  das  mittelalterliche 
Prinzip  rein  erhalten  blieb,  da£  ausschliefilich  der  („Friedens^)  Richter 
den  Zwax^  zu  handhaben  habe,  bis  herab  zu  dem  franzosischen  „Contentieux 
administrativ*,  das  sich  mit  der  Herübcmahme  von  ein  paar  Stücken  des 
gerichtlichen  Verfahrens  in  den  administrativen  Prozeß  begnügt  Aber  man 
kann  wohl  sagen,  daß  kein  modemer  Staat  (etwa  Rußland  und  die  Türkei 
ausgenommen)  auf  derlei  Maßregeln  ganz  verzichtet  hat  Sie  bestehen 
teils  in  der  Binriditung  eines  Instanzenzuges,  teils  in  einer  koll^[ialen 
Organisation  der  mafigebenden  Behörden,  tdls  in  der  Heranziehung  eines 
„Laiendements*',  teils  in  der  Unterstdlung  der  polizeilichen  Zwangstatigkmt 
unter  richterliche  Rechtsk<mtroIIcn.  Das  erste  Institut  dieser  Art,  das  vor- 
bildlich für  ganz  Europa  geworden  ist,  war  die  berühmte  „Habeas  Corpus- 
akte"  in  England  1679,  welche  sich  zunächst  bemühte,  Schutz  gegen  will- 
kürliche Verhaftungen  zu  schatfen,  später  aber  in  mannigfaltig'fT  Weise 
auf  den  Schutz  anderer  individueller  Rechtsgüter  ausgedehnt  wurde.  Wo 
man  seither  „Verwaltungsgerichte**  od«r  doch  «ne  gerichtaihnliche  Recht- 
sprechung in  Verwaltnngssachen  ^contentieux  admintstratif *^  eingefBhrt  hal^ 
bilden  gewisse  Stucke  der  Polizeigewalt  wichtige  Bestandteile  der  Au%aben 
dieser  Soaderorganisati(Mien. 

IL  Die  Rechtsformen  der  polizeilichen  Tätigkeit  Über- 
blicken wir  nunmehr  die  Rechtsfornion  der  polizeilichen  Tätigkeit,  so 
können  wir  deren  folgende  fünf  unterscheiden:  die  Polizeiverordnung, 
die  Polizeiverfügung,  die  Polizeierlaubnis,  die  Polizeistrafe,  der  Polizeizwang. 
Die  Polizeiverordnung  ist  ehie  abstrakte  Norm,  ^e  von  den  Polizeibdidrden 
ausgeht  Die  PolizeiverfQgung  ist  dagegen  ein  Ge-  oder  Verbot  einer  Polizei- 
behörde im  individuellen  Falle.  Daneben  hat  ^h  in  einer  grofien  Zahl  von 
Fällen,  die  früher  übrigens  noch  häufiger  waren,  das  Bedürfioia  gezeigt  auch 
ein  solches  Verhalten,  welches  an  sich  nicht  gefährdend  zu  sein  braucht, 
aber  es  unter  Umständen  doch  werden  kann,  der  Ingerenz  der  Polizei  zu  unter- 
stellen. Dies  geschieht,  indem  man  ein  solches  Verhalten  generell  verbietet, 
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aber  dabd  der  FdlueibdiSrde  die  Befugnis  vocbdillt,  es  unter  gewissen  Pdiwiwhiiitiiii 
Voraussetsungen  und  Kontrollen  zu  edauben,  wdclie  letztere  dann  wieder 
mehr  oder  weniger  genau  nomunißig  bestimmt  sein  können.  Ein  solches 
allgemeines  Verbot  kann  in  den  mfisten  Staaten  nur  durch  Gesetz  oder 
auf  Grund  von  Gesetzen  erlassen  werden;  aber  auch  der  Erlaubnis -Vor- 
behalt bedarf  des  Gesetzes,  da  die  Polizeibehörde  sonst  das  Recht  hätte,  von 
der  Befolgung  des  Gesetzes  zu  dispensieren.  Die  Erlaubnis  ist  dann 
eine  besondere  Art  derPoEzeiverfügtug,  und  ihre  redi^die  Fünkdon  bertebt 
darini  die  natOrliche  Handlungsfreiheit^  die  ohne  das  Verbotsgesetz  bestände 
wieder  herzustellen. 

Selbstverständlich  kann  sich  die  polizeiliche  Tätigkeit  auf  bloßes  Be- 
fehlen, Verbieten,  Erlauben  nicht  beschränken.  Es  muß  die  Möglichkeit 
dazu  treten,  den  beabsichtigten  Erfolg  zu  erzwingen.  Der  Zwang  kann  be- 
stehen in  der  i^olizeistrafe  und  in  der  direkten  Gewaltanwendung.  Das  Recht, 
diese  letztere  zu  gebrauchen,  liegt  in  der  Natur  der  Polizei,  während  es  be- 
züglich der  ersteren  sehr  bestreitbar  und  bestritten  ist,  ob  ihr  eine  Straf- 
gewalt  zustehen  aolL  Allerdings  ist  die  Polizetstrafe  etwas  anderes  als  die  viauutni». 
„eigentUclie<*  oder  „kriminelle«*  Strafe  (über  diesen  Unterschied  existiert 
eine  groBe,  aber  wenig  ergiebige  Literatur);  aber  rie  ist  doch  eine  „Strafe«', 
die  anzudrohen  nur  Giesetze  und  die  zu  verhängen  nach  den  heute  herr- 
schenden Anschauungen  nur  unparteiische  Gerichte  berufen  sein  sollen. 
Diesem  Gedanken  entsprechend  hat  man  in  England  vorlängst,  dann  in 
der  Revolution  in  Frankreich  und  anderwärts  das  Prinzip  aufgestellt,  daß 
zur  Sicherung  polizeilicher  Zwecke  abstrakte  Strafandrohungen  nur  in  Ge- 
setzen ausgesprochen  werden  dürfen.  Das  Gesetz  verbindet  dann  entweder, 
wie  es  im  Kriminalrecht  üblich  ist,  das  Verbot  mit  der  Stra&ndrohun^f 
(„Wer  das  und  das  tut,  wird  usw.)  oder  es  beschränkt  sich  auf  die  letztere 
und  überlAfit  es  den  Polizeibehörden,  die  gefährdende  Handlungsweise  durch 
Verordnung  zu  verbieten.  Die  Strafandrohung  ist  dann  eine  bedingte,  sie 
wird  nur  wirksam,  wenn  die  Polizeiverordnung  dazu  tritt.  Ein  solches  Ge- 
setz nennt  man  nach  Bindings  Vorgang  ein  „Blankelt -Gesetz",  eine  Ein-  PoUs«- 
richtung,  über  deren  Nützlichkeit  die  Ansichten  sehr  geteilt  sind.  In  der 
Mehrzahl  der  Staaten  hat  man  den  PoliMibebSrden  die  weichend«!  Be- 
fugnisse eilialten,  welche  sie  aus  den  Zeiten  des  Polizeistaates  übernommen 
haben,  wo  gesetzgebende  und  vollziehende  Gewalt  nicht  getrennt  waren. 
In  diesen  Staaten  haben  die  Polizeibdiorden  das  Redit,  aeXbst  Stra& 
andruhungen  in  Form  abstrakter  Normen  zu  erlassen,  und  man  nennt 
solche  Normen  Polizeistrafverordnungen.  Indes  sind  dann  die  Polizei- 
behörden dabei  nicht  nur  an  gesetzliche  Ermächtigungen,  sondern  auch 
an  allerlei  andere  Schranken  gebunden,  indem  das  Gesetz  die  Strafarten 
begrenzt  und  Stratoaxima  feststellen  kann.  In  beiden  Systemen  hat 
man  zur  Handhabimg  der  Polizeistrafjustiz  richterliche  Elemente  heran- 
gesogen. Li  England,  indem  man  die  Polizdstrafe  den  Friedensricbtem, 
in  Belgien  und  anderwirts,  indem  man  sie  den  gewohnlichen  Grerichten 
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Überwies.  Genau  genommen  hört  damit  der  Begriff  der  Polizeistrafe  zu 
existieren  auf  und  sie  wird  ein  Stück  der  g^ewöhnlichen  richterlichen  Tätig- 
keit. In  den  meisten  Staatfn  ist  man  aber  nicht  so  woit  g-cgangen,  teils 
aus  Bequemlichkeitsgründen,  um  an  den  bisherigen  Zuständen  möglichst 
wenig  xa  ändern,  tdb  um  die  Madit  der  Polkeibdiordeii  nicht  xa 
schwächen,  teils  tun  die  Gerichte  nicht  dadurch  zu  demoralirieren,  daB  sie 
die  StraQustiz  in  den  Dienst  administrativer  Zweckmäfiigkeitserwi^nngea 
stellen  müssen.  Aber  man  hat  dann  die  Strafjustiz  der  Polizeibehörden 
meist  einer  richterlichen  oder  quasirichterlichen  Kontrolle  unterstellt.  Teils 
so,  daß  man  die  Polizeistraf ju.stiz,  wie  in  Frankreich  wenigstens  dem  be- 
.sonderen  \'erfahren  des  „contentieux  administratif"  zuwies,  da  Frankreich 
bis  heute  die  direkte  EinHußnahme  von  unabhängigen  Richtern  als  einen 
&xich  mit  dem  Prinzip  der  „Trennung  der  Grewalten'^  perhorresziert  Teils 
auch  so,  dafi  man  die  Verhangungr  der  Polizeistrafe  von  voniherein  »Ver- 
waltungagerichten<*  übertrug.  Anderwärts  hat  man  den  Parteien  eine  Be- 
rufung an  das  ordentliche  Gericht  oder  ein  Verwaltungsgericht  eingeräumt 
zum  Teil  aber  dabei  die  Tätigkeit  der  Gerichte  auf  eine  Prüfung  der 
Gesetzmäßigkeit  beschränkt  Das  Gericht  kann  dann  das  Polizeistraf- 
erkenntnis zwar  kassieren,  aber  nicht  reformieren,  und  in  der  Regel  kann 
es  dabei  die  Gesetzmäßigkeit  der  dem  Erkenntnis  vorhergegangenen  Ver- 
fugung, sowie  eventuell  die  der  Polizeiverordnung  oder  Polizebtrafverord- 
nungr  fibexprnften  und  ihre  Anwendung  wegen  Gesetzwidrigkeit  ablehnen. 
PflüMiBinnc.  Endlich  kommt  in  Betracht  der  von  der  Polizmbehörde  geübte  Zwang* 
Auch  dieser  Zwang  hat  seine  Formen:  Die  „Ersatzansfuhrung",  wobei  der 
von  der  Behörde  angestrebte  Zustand,  falls  es  tunlich  ist,  von  ihr 
selbst  auf  Kosten  der  Partei  herbeigeführt  wird;  dann  die  „Exekutiv- 
strafe", welche  den  Erfolg  indirekt  durch  Strafübel  erzwingt,  ähnlichen 
Normen  unterlieget,  wie  die  Polizeistrafc  und  häufig  mit  ihr  identifiziert 
wird;  endlich  der  direkte  Zwang  durch  unmittelbare  Gewaltanwendung. 
Erweist  sich  diese  letztere  ab  fruchtlos  oder  unanwendbar,  so  tritt  Zufugung 
anderweitiger  Übel,  insbesondere  Waffengewalt  ein,  zu  der,  falls  die  Kräfte 
der  Polizeibdiorden  nicht  ausreichen,  das  Heer  requiriert  wird.  Sdbst- 
verständlich  muB  die  Ermächtigung  zum  Gebraudi  solcher  Zwangsmittel  in 
Gesetzen  gegeben  sein.  Alle  vStaaten  haben  nach  französischem  Muster 
zur  Handhabung  der  polizeilichen  Waffengewalt  ein  besonders  ausgerüstetes 
militärisch  organisiertes  Exekutivpersonal  (Gendarmerie)  geschaffen.  Viel- 
fach ist  ein  ähnliches  Exekutivpersonal  zur  Handhabung  der  Lokalpolizei 
auch  den  größeren  Gemeinden  und  sonstigen  Kommunalverbänden  gegeben 
w<»rden.  Durch  die  Schaflüng  dieses  Exekutivpersonab  ist  die  Organisatitm 
der  Polizei  im  19.  Jahrhundert  so  sehr  vervollkommnet  worden,  daA  an- 
gesichts der  Aussichtslosigkeit  des  Widerstandes  die  tatsächliche  Anwendung 
der  Gewalt  etwas  Seltenes  werden  konnte,  und  ein  „Recht  des  Wider- 
standes gegen  die  Unterdrückung",  welches  noch  in  den  ersten  französischen 
Verfassungen  als  ein  „natürliches  Menschenrechf^  anerkannt  worden  war, 
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als  mit  der  Ordnung  im  Staatsleben  nnverembar,  im  19.  Jahrhundert 
überall  hinweggefallen  ist  Auch  hierin  liegft  ein  bedeutsamer  Gegensatz 
zum  mittelaherlichen  Staat,  in  welchem  ein  solches  individuelles  Wider- 
skandsrecht  (im  Prinzip  woiigstens)  stets  anerkannt  worden  war. 

III.  Die  Organisation  der  Polizeibehörden.  Was  die 
Organisation  der  Polizeigewalt  anbetrifft,  so  ist  dieselbe  auf  dem 
Kontinent  ein  Stuck  des  Ressorts  des  „Inneren«,  und  ihre  Handhabung 
liegt  grSfltentdls  in  den  Händen  des  Beru&beamtentums  des  Staates. 
Überall  hat  sidi  das  Bedürfois  herausgestellt,  gewisse  Gebiete  der  Polizei- 
gewalt den  Selbstverwaltung-skorpem,  und  zwar  den  Gemeinden  mit  mehr 
oder  minder  großer  Selbständii^koit  zu  übertragen.  Rs  handelt  sich  hier 
um  solche  Gefahren ,  \v(*lcho  zunächst  die  Gemeinden  berühren,  und  um 
solche  Vorbeugungsmittel,  welche  durch  die  eigenen  Organe  derselben 
und  auf  ihre  Kosten  angewendet  werden  können.  Auf  diese  Weise  ent- 
steht der  Begriff  der  „Lokalpolizei",  im  Gegensatz  zur  „Staatspolizei**. 
Zu  ersterer  gehört  bei^elsweise  die  Markt-StraBen-Flurenpolizei  u.  dgL, 
zu  letzterer  Prefi-,  Vereins-,  Versammlungspolizei,  die  PoUz^  zur  Wahrung 
militärischer  Interessen,  sowie  meist  die  ganze  gerichtliche  Polizei.  In 
England  und  den  übrigen  Staaten  der  englischen  Rasse  ist  der  Fnt- 
wickeluntrsgang  der  umgekehrte:  das  Normale  und  Ursprüngliche  ist  die 
LokalpolizeL 

IV.  Allgemeiner  Charakter  des  Polizeirechtes  der  Gegenwart  Di*G«aH«n>t. 
und  Ausblick  auf  die  Zukunft  Im  ganzen  betrachtet  unterscheidet  sldi 

das  Polizeirecht  der  Gegenwart  von  jenem  des  18.  Jahrhunderts  besonders 

darin,  daß  ersteres  ein  System  von  Schutzwehren  des  einzelnen  gegen  die 
Polizei  sein  will.  Dies  System  mag  in  den  Details  noch  sehr  verbesserungs- 
bedürftig sein;  aber  das  Ziel  ist  gegeben  und  viel  davon  ist  allenthalben 
erreicht,  und  es  kann  nicht  oft  genug  wiederholt  werden,  daß  wir  dies 
ganze  System,  ohne  das  kein  „modemer"  Staat  gedacht  werden  kann, 
ohne  welches  es  keine  politische  Gesittung  gibt,  der  englischen  Nation 
verdanken.  Indes  s^ebt  nch  in  den  letzten  Jahren  ein  ganz  anderer 
Gesicht^uhkt  ein,  der  seine  Quelle  in  der  Erkenntnis  hat,  daß  jenes 
System  viel  zu  einseitig  auf  die  Interessen  der  besitzenden 
Klassen  zugeschnitten  ist  und  die  der  besitzlosen  keineswegs  mit 
gleicher  Sorgfalt  schützt,  obgleich  gerade  für  diese  die  formelle  Gleich- 
behandlung in  Wahrheit  eine  Zurücksetzung  bedeutet  Denn  die  Ge- 
fahren, welche  den  Besitzlosen  bedrohen,  machen  ihn  im  allgemeinen 
relativ  viel  schwächer,  als  den  Vermögenden,  ja  vielen  Gefahren  steht  er 
geradezu  machtlos  gegenüber.  Vfir  erkennen  heute  sehr  wohl,  daft  die 
auch  sonst  dem  Liberalismus  zugrunde  liegende  Annahme  von  dem 
gleichen  Maß  der  „eigenen  Kraft**  aller  eine  fiktive  gewesen  ist,  welche 
bei  vielen  auf  einem  zu  weit  getriebenen  Optimismus,  bei  vielen  aber  uup 
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zweifelhaft  auf  dem  Bestreben  beruhte,  die  besitzlose  Klasse  ausbeuten 
zu  können,  ohne  vom  Staate  daran  gehindert  zu  werden.  Diese  Lehre 
überwunden  zu  haben,  ist  das  weltgeschichtliche  Verdienst  der  Zeit,  in 
welcher  wir  leben.  Wir  begreifen  heute ,  daß  der  Besitzlose  in  einem 
viel  höheren  Maße  vom  Staate  geschützt  worden  nmfi,  als  der  Wohl- 
habende. Diese  Erkenntnis  hat  u.  a.  eine  einsdineidende  Eiginzungr  und 
Un^^estaltung  der  Polizeigesetze  und  Verordnungen  notig  gemadit,  weldie 
in  allen  Staaten  je  nach  dem  Stande  ihrer  Kultur  bereits  begonnen 
wurde  und  sich  noch  lange  ins  20.  Jahrhundert  hinein  fortsetzen  wird. 

Die  Erfahrungen,  die  wir  aus  den  sozialen  Kämpfen  des  19.  Jahr- 
hunderts sammeln  konnten,  lehrten  uns  dabei,  wie  wenig  die  Erlassung 
von  Gesetzen  allein  nützt,  wenn  ihre  Ausführung  nicht  in  die  geeigneten 
Hände  gelegt  und  nicht  außerdem  sorgfaltig  beobachtet  wird.    Nur  all- 
zusehr hat  man  sich  in  der  Periode  des  Liberalismus  mit  der  ^lasaung 
von  polizeilichen  Schuta^fesetzen  bognügt  Ein  Hauptfdder  des  bisherigen 
Pcdizdrechtes  liegt  darin,  daß  es  zwar  sehr  weitgehende  Schutzmittel 
gegen  die  übertriebene  Tätigkeit,  so  gut  wie  gar  keine  aber  gegen 
die   Untätigkeit   und  Lässigkeit    der  Poli/xibehörden   geschaffen  hat, 
unter  welcher  hauptsächlich  die  besitzlosen  Klassen  leiden.    Die  zweite 
Hälfte    des    abgelaufenen    Jahrhunderts    charakterisiert    sich  dagegen 
durch  die  Schaffung  besonderer  speziell  die  Ausführung  der  sozial- 
pditischen  Gesetze  überwachender  Ämter,  der  sog.  „Inspelctorate* 
(Fabriks-,  Gewerbe-,  Bergwerks-,  Sanitäts-,  Wohnungs-Inspektorale)^ 
und  damit  steht  im  Zusammenhang  die  außerordentlidM  Bedeutui^,  wddie 
man  seither  auf  die  Statistik  ZU  legen  begann.    Allein  diese  Neuerungen 
Au»bUck      haben  sich  schon  als  nicht  ausreichend  erwiesen.    Von  dem  Moment  an, 
•uf  dl«  Zukunft        jjpj.  j^^^^^  begreift,  daß  die  Interessen  der  besitzlosen  Klassen  keines- 
wegs die  eines  „inneren  Feindes",  sondern   i^erade  so  seine  eigenen 
sind,  wie  die  der  besitzenden  Klassen  —  und  dieser  Moment  rückt  überall 
rasch  heran  —  ergibt  stdi  d^e  Notwendigkeit  weitem  Mocfifikalionen  des 
Polizeirechtes,  doren  Anfange  unverkennbar  vorhanden  sind.  Deuten  wir 
diese  Ansätze  recht,  so  ist  man  im  BegrifTe  den  besitzlosen  Klassen 
eine  Initiative  behufs  Erlassung  der  zu  ihrem  Schutze  notwendigen 
Normen,   eine  Überwachung  bei  deren  Durchfuhrung  und  eine  Teil- 
nahme bei  (kr  Judikatur  einzuräumen.    Die  freien  Org-anisationen  des 
Proletariats,    die  .sich    nach    der    notgedrungenen  Aufliebung  der  Koa- 
litionsverbote  gebildet  haben,   sind  ohne  Zweifel  berufen,  die  Träger 
dieser  Rechte  zu  werden,  wie  sie  ja  in  wirtschaftlicher  Beziehung  (Arbeits- 
vermittelui^,  kollektive  Arbeitsverträge,  Einigungsämter,  Versicherung) 
bereits  im  B^gri£fe  sind,  dem  staatlichen  Organismus  etn-  und  ai^gUedert  zu 
werden.   Denn  das  Mittel  zur  ^cherung  der  Rechtsgüter  des  einzelnen, 
wehdie  sich  das  liberale  System  ersonnen  hatte,  nämlich  das  soeben 
charakterisierte    Polizeirecht,    hat   sich    in    den    sozialen  Kämpfen  des 
19.  Jahrhunderts  für  den  Schutz  der  besitzlosen  Klassen  als  ebenso 
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wirkung-slos  erwiesen  wie  die  „Trennung-  der  Gewalten",  welche  nach 
Montesquieus  Traume  die  „politische  Freiheit"  eines  jeden  sicher  stellen 
sollte.  Die  Gegenwart  beginnt  an  die  Seite  dieser  „Gewalten"  zwei 
neue  xa  setzen,  und  es  wird  sieh  woid  audi  der  Mcmtesquieu  finden,  der 
im  geeigneten  Moment  für  die  neuen  Beduiftdsse  das  richtige  Schlagwort 
prägen  ^rird.  Nur  wird  es  nicht  auf  die  „Trennung**  dieser  Gewalten 
gem&ut  sein,  die  schon  von  der  Natur  der  Dinge  aufs  gründlichste  be- 
sorgt ist,  sondern  auf  ihre  Vereinigung  im  Interesse  der  Gesamtheit 


B«  Knttiirpfflsge* 

L  Begriff  und   Gebiete   der   Kulturpflege.    Die  zwdte  syMr 
Hälfte   des   19.  Jahrhunderts  ist   charakterisiert   durch   eine   Staats- ^^^""^ 

auffassung,  welche  von  der  des  Naturrechtes  und  des  Liberalismus 
sehr  erheblich  abweicht  Sicherung  des  Staates  nach  außen,  Siche- 
rung des  einzelnen  durch  Rechtspflccfo  und  Polizei  erscheint  uns 
keineswegs  mehr  als  ausreichend,  um  die  Autgabe  des  Staates  zu  er- 
füllen. Der  heutige  Staat  will  außerdem  eine  fördernde  und  pflegliche 
Tätigkeit  entfalten,  will  selbst  Güter  schaffen  oder  schafiFen  helfen  und 
sie  dem  Volke  darbieten.  Und  zwar,  wenn  nötig,  auch  mit  Ifilfe  des 
Zwanges.  Ja  der  heutige  Staat  greift  zwecks  Fördenmg  der  staadichen 
und  kommunalen  Kulturaufgaben  in  die  Freiheit  oder  das  Privateigentum 
mit  viel  leichterem  (weil  besserem)  Gewissen  ein,  als  der  Polizeistaat  Aber 
einmal  gewährt  er,  wie  meist  sclion  der  Polizeistaat,  fiir  die  dadurch  erzeugten 
vermögensrechtlichen  Nachteile  Entschädigung,  was  im  Polizeirecht  bislang 
nur  ausnahmsweise  vorkommt  (typischer  Fall:  die  Expropriation),  zweitens 
verlangt  er  (und  dies  unterscheidet  ihn  vom  Polizeistaat}  hier  stets  spezielle 
oder  gar  (wie  oft  in  England)  individudle  gesetzliche  Ermächtigungen.  Bei 
alldem  tritt  die  Bedeutung  des  Zwanges  hier  im  Gegmsatz  zum  Militär-^ 
Finanz-  und  Polizeirecht  sehr  zurück,  und  die  frei  schaffende  Tätigkeit 
die  Erzeugfung  geistiger  und  materieller  Güter  tritt  in  den  Vordergrund. 
Darum  ist  hier  der  gnmdlegende  Rechtsbegriff  nicht  wie  dort  der  durch 
bestimmte  Zwecke  geregelte  Befehl,  sondern  die  öffentliche  Anstalt 

Die  enorme  Steigerung  der  Zahl  und  auch  der  Arten  der  öffent-  öffeatuchen 
liehen  Anstalten  ist  eines  der  charakteristischen  Merkmale  imserer 
Zeit  Diese  Steigerung  verteilt  sich  ziemlich  gleichmäßig  auf  Staat 
und  Kommune.  In  den  Staaten  englischer  Zunge  dagegen  ist  das 
Wachstum  der  letzteren  besonders  bMnerkenswert  Die  englische  Rasse 
schwenkte  im  Mutterland  und  in  seinen  Kolonien,  sowie  in  den  Vereinigten 
Staaten  auf  dem  Wege  des  „Munizipal-Sozialismus"  auffallend  rasch  von 
den  Ideen  des  Liberalismus  ab.  Neben  den  Staats-  und  Kommunalanstalten 
bestehen  öffentliche  Anstalten  im  Privateigentum  fort  Aber  nur  jene  mit 
karitativen  Zwecken  scheinen  sich  erhalten  zu  wollen,  während  jene,  die 
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Gewinnzwecken  dienen,  zumal  wenn  sie  einen  monopolistischen  Chaiakter 
haben,  unverkennbar  im  Begriffe  sind,  ihre  Existenzberechtigung'  zu  ver- 
heren.    Dabei  geht  gerade  die  Tendenz  der  Zeit  dahin,  den  staatHchen 
und  kommunalen  öffenthchen  Anstalten,  soweit  sie  ihn  nicht  ohnedies  be- 
sitzen, einen  Alonopolcharakter  zu  verschaffen  und  außerdem  das  Entgelt 
lilr  lUe  Benatzung  mehr  und  mehr  herabzmnindem  oder  gar  ganz  Auixu^ 
heben.  In  die  Avtgea  springend  ist  die  erhöhte  Anteilnahme  der  kom^ 
mnnalen  Selbstverwaltung  an  d«r  Kuhurpflege,  wobei  firdl^  4S»  Titigkalt 
Teiinaimie  det  dcr  Städte  Stark  Überwiegt    Außerdem  bedient  sich  der  heutige  Staat  in 
'^"^in^**^  einem  weiten  Umfange  des  freien  Assoziationswesens,  welches  der 
Polizeistaat  nicht  geduldet  hat.    Viele  freie  Vereine  verfolgen  Zwecke, 
welche  denen  des  Staates  und  der  Kommunen  verwandt  sind.   Der  heutige 
Staat  fürchtet  üure  Konkurrenz  nicht  mehr,  sondern  er  benutzt  sie,  weil 
er  weift,  dafl  das  freie  Ver^nswesen  Kzifte  aaislöst,  die  er  sich  weder 
mit  Geld  noch  mit  Bajonetten  yerscfaaffen  kann.  Auch  dient  es  dazu,  das 
Anwachsen  der  Beamtenschaft,  die  allgemach  durch  die  Stngerung  der 
staatlichen  und  kommunalen  Konqpetenzen  unbequem  wird  und  alles  in 
Parteiherrschaft  aufzulösen  droht,  etwas  zu  vermindern.  Das  freie  Vereins- 
wesen ist  so  eine  unentbehrliche  Ergänzung  der  Verwaltungstätigkeit  ge- 
worden, für  welche  sich  freilich  feste  Rechtsformen  erst  zu  bilden  be- 
ginnen.   Dahin  gehört  Subventionierung,   Konzessionierung,  Förderung 
durch  Steuerbegünstigungen,  Einräumung  gewisser  obrigkeitlicher  Befug- 
nisse, Teilnahme  der  Behörden  an  der  Vereinsverwaltung  durch  EmU 
Sendung  von  Delegierten  und  anderweitige  Kontrolle  derselbe,  wie 
staatliche  Rechnungskontrolle,  öffentliche  Rechnungslegung  usw.  Charakte- 
ristisch ist  dabei,  daß  sehr  häufig  Dinge,  die  anfanglich  von  der  freien 
Vereinstätigkeit  besorgt  werden,  mit  der  Zeit  gänzlich  in  die  der  öffent- 
lichen Verwaltung  übergehen. 
G«i>i«te  der         Werfen  wir  nunmehr  einen  Blick  auf  die  Kulturpflege  des  heutigen 
Kdftnpteg«  Staates  selbst    Ihr  Gegenstand  ist  Sprache,  Sitte,  Recht,  Religion, 
Kunst,  Technik,  Wissenschaft  und  Bildung,  Gesundheit  und 
Wohlstand.  Die  Rechtsf^ege  wird  in  diesem  Werke  anderwärts  be- 
handelt Wir  scheiden  «e  daher  samt  der  staatsanwaltschaftlichen  und 
Gefängnisverwaltung  von  vornherein  aus.   Bezüglich  der  übrigen  An- 
gelegenheiten dürfen  wir  zunächst  als  grundlegendes  Prinzip  des  öffent- 
lichen Rechtes  der  Gegenwart  den  Satz  aufstellen,  daß  sich  der  heutige 
Staat   das  Recht  zuschreibt,   alle  diese  Gebiete,  und  zwar  allein  nach 
seinem  freien  Ermessen  zu  regeln,  zu  fördern  und  zu  pflegen.    Er  an- 
erkennt hier  nicht  mehr  „naturrechtliche<*  Schranken  weder  gegenüber 
dem  Individuum,  nodi  gi^fenfiber  Verbänden  irgendwelcher  Art,  auch 
den  rdigiösen  nicht  Er  alldn  aeht  die  Grenzen  seiner  eigenen  Kompetenz 
(sogenannte  „Kompetenzhoheit"  des  modernen  Staates,  ein  Ausfluß  seiner 
„Souveränität".)    Doch  erfolgt  die  Pflege  der  oben  bezeichneten  Kultur- 
gebiete in  sehr  verschiedenem  Ausmaß.   Eigentlich  haben  sie  alle  nur  ein 
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einziges  gemeinsames  Pflegemittel,  freilich  eines  von  besonders  tiefem 
und  nachhaltigem  Einflüsse:  den  Jugendunterricht  Alle  Staaten  schreiben 
sich  auf  Grund  der  hier  siegreich  durchgedrungenen  Auffassung  der  Refor- 
mation das  Recht  xu,  den  Jugenduntemdit  za  erteilen  oder  doch  2Xl  regehi 
und  zu  beaufsichtigen. 

Im  übrigen  wechsdt  das  Verhalten  der  Staaten  nicht  nur  nadi  den 
oben  genaanten  einzelnen  Kulturgebieten,  sondern  es  wechselt  auch  statk 
von  Nation  zu  Nation,  v'on  Staat  zu  Staat.  Freilich  gleicht  der  ungeheuer 
anwachsende  internationale  Verkehr  solche  Differenzen  zusehends  aus.  Wir 
können  diese  letzteren  kaum  streifen.  Tiefer  noch  greifen  die  Unterschiede 
in  der  prinzipiellen  Stellung  des  Staates  zu  den  einzelnen  Kulturgebieten. 

n.  Die  Sprache.  Am  wenigsten  scheint  sich  der  Staat  um  die  Sprache 
2U  bekümmern,  die  man  fSr  ein  ObjdEt  freier  „geseUschafÜicher*«  und  daher 

anarchischer  Entwickelung  halten  möchte.  Doch  ist  dabei  nicht  zu  übersehen, 
daß  die  Sprache,  das  Verständigungsmittel  der  Priester  und  Beamten,  ein 
Gegenstand  des  Unterrichtes,  einer  speziellen  Wissenschaft  und  daß  sie  es  ist, 
durch  welche  die  Poesie  wirkt  Auch  die  Sprache  wird  daher  vom  Staate 
gepflegt,  soweit  sich  seine  Tätigkeit  nach  diesen  Richtimgen  hin  erstreckt 
Doch  sind  dies  mehr  Reflexwirkungen.  AUdn  auch  dirdcte  Beeinflussung 
gibt  es  hier.  Demi  obwohl  die  Sprache  unstreitig  eines  der  Grund^emente 
aller  Kultur  ist  und  sie  daher  mit  all  dem  Reizvollen,  was  aus  ihr  und 
mit  ihr  an  Kuttuxgutem  erzeugt  wird,  einer  zivilisierten  Zeit  als  etwas 
Wertvolles,  Interessantes,  Schutz-  und  Pflegewürdiges  erscheinen  sollte,  so 
ist  doch  dieser  Gesichtspunkt  durch  die  Politik  sehr  stark  zurückgedrängt. 
Die  Sprache  ist  eben  nicht  bloß  ein  Kulturg^ut,  sondern  auch  —  wie  ehe- 
dem und  zum  Teil  heute  noch  —  Religion,  Kunst,  Tracht  u.  a.  ein  Merk- 
«mal  der  Nationalität,  das  heifit  &ii  gemeinsamer  geistiger  Beutz  und  da^ 
mit  ein  unerläßliches  Mittel  der  Herrschaft,  welch  letztere  ohne  das  ow  sm*  wad 
Verständignngsmittel  der  Spradie  nidit  möglich  ist  Nun  werden  in  fost  ^fa^nSiiiiiMi 
allen  Staaten,  auch  in  jenen  mit  scheinbar  „einheitlicher  Nationalität"  mehrere 
Sprachen  gesprochen,  wobei  die  Grrenzen  zwischen  Sprache  und  Dialekt 
unerörtert  bleiben  mögen.  Die  Einheit  der  Nationalität  aber  ist  stets  das 
Werk  einer  zielbewußten  staatlichen  Tätigkeit  gewesen,  welche  für  die 
eine  Sprache  eine  Pflege,  für  die  andere  aber  eine  absichtliche  Nicht- 
pflege  ist,  um  diese  von  der  Fähigkeit  amtliches  Verstindigungsmittel  und 
damit  von  der  MÖglidikeit  „Kultursprache**  zu  werdoi,  auszuschliefien.  Die 
Erreichung  dieses  Zieles,  welches  sich  durch  die  naturgemäfie  Abnmgung 
gegen  fremde  Nationalitäten  verschärft,  wird  jedoch  stark  beeinträchtigt,  wenn 
nationale  Minoritäten,  wie  es  bei  den  Polen,  Dänen,  Rumänen,  Armeniern 
u.  a.  der  Fall  ist,  Bestandteile  größerer  Nationen  bilden  und  noch  mehr 
dann,  wenn  diese  letzteren  zugleich  benachbarte,  selbständige  National- 
staaten bilden.  In  diesem  Verhältnis  stehen  die  Dänen  und  Franzosen  des 
Deutschen  Reiches,  die  Deutschen  Rußlands,  die  Rumänen  Ungarns  und 
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viele  andere.  Und  selbst  dort,  wo  keines  Ton  bdtden  der  Fall  ist,  iprie  bei 
den  ben,  Basken,  Geocgiera  u.  a,  haben  sich  MinoritStsoprachen  oft  mit 
einer  unglaublichen  ZihigkMt  echalten,  wahrend  andere,  wie  die  der 
Wenden  allerdings  völlig  venüchtet  worden  sind.    Eine  Vernichtungs- 
politik ist  zwar  so  g-ut   wie  unmog-lich,  seitdem  (hauptsächlich  infolge 
der   Reformation)    die    Schätzung-    der    Nationalität    und    der  Mutter- 
sprache  ein  Kennzeichen  unserer  Zivilisation  geworden  ist.     Aber  selbst 
die  mildere  Verkümmerungspolitik,  erweist  sich  heute  als  undurchführbar, 
wenn  die  Nationalititen  einander  dnigermaßen  die  Wage  halten.  Dann 
entstellt  das  Fkoblem  eines  Staates  mit  mehreren  Nationalitäten,  deren  kdne 
die  andere  b^erzschen  kann.  Seinen  reditiidien  Ausdruck  findet  dieser 
Zustand  in  dem  Prinzip  der  Gleichberechtigung  der  Nati<malitateii  im  Staat 
Eine  solche  ist  in  der  Tat  in  mehreren  Verfassungen  ausgesprochen,  aber 
sie  ist  bisher  nirgends  vollkommen  durchgeführt,  vielleicht  überhaupt  nicht 
durchführbar.    Schon  die  bloße  Annäherung  an  dieses  Prinzip  greift  so 
tief  in  das  Staatsleben  ein,  daä  das  Gefuge  eines  Einheitsstaates  damit 
schlechterdings  unverembar  ist   Es  muß  dann  zu  einer  zusammengesetzten 
Staatsform,  dnem  Bmidesstaat  oder  euier  monarcfalsdien  Uiüon  gegriffen 
werden.  Auch  dieser  Weg  ist  nur  gangbar,  wenn  die  Zahl  der  Natio- 
nalitäten zwei,  höchstens  drei  nicht  überschreitet  und  halbwegs  eine  nume- 
rische und  kulturelle  Gleichheit  besteht   Dies  trifft  nur  bei  der  Schweiz 
und   auch   bei   dieser  nicht  ganz  zu.    Tm    ro.  Jahrhundert  schien  das 
„Natinnalitätsprinzip"  eine   wenn   auch   gewaltsame  Lösung  zu  bringen, 
indem  jede  Nationalität  ein  Staat  werden  zu  wollen  schien.    Und  in  der 
Tat  ist  ja  die  Landkarte  in  diesem  Sinne  stark  umgestaltet  worden.  Be- 
trachtet man  aber  die  Gemenglage  der  Nationalitaten  in  Ruflland,  Öster- 
reich, Ungarn,  auf  dem  Balkan,  um  von  den  itbrigen  Weltteilen  zu 
schweigen,  wo  noch  ganz  andere  Rassegegensatze  hinzutreten,  so  muA  man 
zugeben,  daß  man  hier  vor  einem  der  schwierigsten  aller  politischen 
Probleme  steht,  zu  dessen  Losung  emsthaft  zu  nehmende  Versuche  fast 
nirgeiuls  gemacht  sind.    Beachtenswerte  Ansätze  dazu  finden  wir  nur  in 
Österreich. 

m.  Die  Sitte.  Ein  etwas  anderes  Bild  bietet  mis  die.  Sitte.  Ein 
Stück  derselben,  die  unerläfilichen  Regehi  des  gesellschaltlichen 
Lebens,  die  wir  mit  dem  Ausdrude  «Slttiiclikeit*'  bezridmen,  schützt 

der  Staat  durch  seine  Justiz  und  Polizei.  Das  ist  allerdings  noch  kdttS 
„Pflege".  Wohl  aber  läßt  ihr  der  Staat  eine  solche,  und  zwar  in 
höchst  bedeutsamer  Weise,  in  Form  der  „Erziehung"  angedeihen,  die 
einen  Teil  des  Jugenduntorrichtes  bildet.  Es  ist  eine  sehr  wichtige  Er- 
scheinung der  Gegenwart,  daß  die  staatliche  oder  konunimale  Erziehung 
—  und  zwar  in  aUer  Regel  Anstaltserzidiung  —  die  mangelhafte  oder 
ganz  fohlende  Erriehung  des  Ettemhauses,  die  bei  den  bedtzlosen  Klassen 
mehr  und  mehr  wegfiUt,  zu  ersetzen  beginnt   Ja  vidfiidi  fühlen  ndi 
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Staat  und  Gemeinde  heute  schon  verpflichtet,  über  das  Kindes-,  ja  selbst 
Jünglingsalter  hinaus  Individuen  mit  geschwächter  Willenskraft  (Irre, 
Trinker,  entlassene  Sträflinge),  teils  mit,  teils  geg-en  ihren  Willen,  teils  in 
Anstalten,  teils  auch  außerhalb  solcher  zum  Verharren  in  der  „Sittlichkeit" 
zu  bringen,  und  es  ist  bemerkenswert,  in  welch  hohem  Maße  die  Ver- 
waltung hierbei  durch  Vereinsätigkeit  ergänzt  wird.  Darüber  hinaus  aber 
überl£At  der  Staat  die  Sitte,  wie  die  Sprache,  Uiren  eigenen  Gesetzen  und 
ihrer  eigenen  Entwickelung.  So  sehr,  da0  der  hierdurch  entstehende 
Gegensatz  v<mi  Sitte  und  Recht  ein  ebenso  charakteristisches  Merkmal 
unserer  Kultur  gewOTden  ist,  wie  die  Autonomie  der  Religion.  Außer- 
ordentlich wichtige  gesellschaftliche  Beziehungen  wie  die  Behandlung  und 
Entlohnung  der  besitzlosen  Klassen  werden  auch  heute  noch  vorwiegend 
durch  ungeschriebene,  nichtsdestoweniger  aber  mit  eiserner  Kraft  wir- 
kende Gesetze  der  Sitte -geregelt 

Doch  darf  man  nidit  übersehen,  dafi  der  Staat  neben  der  Repression 
durch  Justiz  und  Polizei  und  neben  der  Jugenderaehung  die  Sitte  in 
mann^l&ltig  anderer  Art  beeinflußt,  indem  ja  der  ganze  Oxganismus  des 
Staates  selbst  ein  Stück  der  Sitte  ist  und  sich  ihr  fügt.  Nicht  selten  im 
Widerspruch  mit  dem  Sinn,  ja  hie  und  da  dem  Wortlaut  des  Gesetzes. 
Man  braucht  dabei  bloß  an  die  Art  und  Weise  zu  denken,  wie  die  Frei- 
heit bei  der  Amterbesetzung  durch  Ernennung  oder  Wahl  oft  zum  Aus- 
schluß ganzer  Gesellschaftsklassen,  Religionsgescllschaften  oder  Nationali- 
täten verwertet  wird,  obwohl  die  „Gleichheit**  veifisssungsmafiig  anerkannt 
sein  mag.  Oder  man  denke  an  das  Duell  t  Dabei  ist  die  staatliche  Tätig- 
keit gegenüber  der  Sitte  fosk  immer  eine  konservafiTe,  ganz  abgesehen 
davon,  dafi  die  Polizei  selbstverständlich  die  naturgemäße  Tendenz  besitz^ 
neue  Gestaltungen  der  Sitte  als  „Gefahren"  zu  betrachten  und  ihnen  en^ 
gegenzutreten. 

Allerdings  führt  manchmal  das  Gesetz  der  Wechselwirkung  auch  zu 
einer  Fortbildung  der  Sitte  durch  den  Staat  So  ist  die  Freigebung 
der  höheren  Bildungsanstalten  fOr  das  weibliche  Geschlecht  und  dessen 
Zulassung  zu  den  politischen  Rediten  zwar  stets  eine  erzwungene  Fo^e 
^er  bereits  angetretenen  Änderung  der  Sitte.  Dafi  aber  derartige  MaiB- 
regeln  des  Staates  diese  Ändern ng  der  Sitte  stürmisch  potenzieren  müssen, 
ist  klar.  Doch  sind  das  nur  Reflexwirkungen.  Direkt  auf  Änderung  von 
Sitten  gerichtete  staatliche  Tätigkeiten  sind  in  nicht  revolutionären  Zeiten 
eine  Seltenheit.  Ein  wichtiges  Beispiel  dafür  ist  die  Verbesserung  der 
üblichen  Arbeitsbedingungen  durch  den  Staat  und  die  Kommunen  als 
Arbeitgeber,  sowie  bei  der  Vergebung  von.  Lieferungen.  Ein  solches 
Beispiel  wirkt  schnell  auf  die  anderen  Betriebe  weiter,  nicht  so  sehr  als 
„gute  Lehre*!,  sondern  als  Beweis  für  das  wahre  Interesse  des  Unter- 
nehmers. Das  20.  Jahrhvmdert  wird  solche  Mttel  zur  Hebung  der  Lage 
des  Proletariates  sicherlich  desto  häufiger  anwenden,  je  melir  die  staa^ 
Uchcn  und  kommunalen  Gemeinwesefi  sich  demokratisieren. 
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IV.  Die  Religion.  Von  der  SteUung  des  Staates  zur  Religion  wird  an 
anderer  Stelle  dieses  Werkes  gehandelt  Hier  sei  nur  festgestellt,  da0  das 

19.  Jahrhundert  zwar  überall  die  groBe  Errungenschaft  des  Naturrechtes,  die 
individuelle  Gewissensfreiheit,  eing^&iirt  und  festgehalten  hat^  dafi  aber  audi 
hier  keincsweg's  die  letzten  Konsequenzen  des  Liberalismus  g^ezogen  wurden, 
welche   unzweifelhaft   keine   anderen   sein  können,    als   die  vollständige 
„Trennung  der  Kirche  vom  Staat"  bei  Unterstellung  der  Religioasgesell- 
schaften  unter  das  freie  Vereinsrecht  und  bloßem  Vorbehalt  polizeüidier 
Schranken  gegen  iinaitfliche  oder  staatsgefihrliche  Bekenntnisse  oder 
Betitigungen.   Eintig  in  den  Vereinigten  Staaten  Nordamerikas  ist  ao- 
nShemd  dieser  Zustand  heibeigefährt  Wo  sonst  ähnliche  Prinzipien  in 
den  Verfassungen  stehen,  werden  sie  in  der  Praxis  oder  durch  die  V«iw 
waltungseinrichtungen  meist  umgangen.    Überall  sind    die  Bekcnntniscp 
der  Majorität  begünstigt,  die  großen  Religionsgesellschaften  gegenüber 
neuen  und  freieren  Bildungen  bevorzugt,  überedl  erhalten   die  erstcren 
erhebliche  Zuschüsse  aus  Staats-  oder  Kommunalsteuern,  wo  nicht  gar 
der  ganze  Kultus  Tom  Staate  besaUt  wird,  uberall  begünstigt  der  Staat 
oder  erzwingt  sogar  direkt  einm  Religionsunterricht  fOr  die  Jugend,  gewährt 
den  konfessiondien  Privatsdiulen  öfPentlichkeitsrechte,  verleiht  auch  doit, 
wo  die  TOnffilimwg'  der  Zivihnatrikeln  und  der  Zivilehe  erfolgt  ist,  dea 
Kultusorganen  gewisse  obrigkeitliche  Rechte,  nimmt  einen  Einfluß  auf 
deren  Bestellung,  überwacht  ihre  Amtsführung  usw. 

Er  räumt  somit  den  großen  Religion.sge.sellschaften  eine  weit  über  die 
Rechtsfähigkeit  freier  Vereine  hinausgehende  Stellung  von  sogenannten 
öffenthchen  Korporationen  ein,  gliedert  sie  dadurch  in  verschiedenem  Am* 
maße  seinem  eigenen  Organismus  an  oder  dn  und  hat  sich  so  von  dem 
mittelalteilichen  Prinzip  der  Staatsrdigion  weit  weniger  entfernt  (oder 
besser  gesagt,  sich  ihm  im  19.  Jahrhundert  weit  mehr  wieder  genähert), 
als  man  nach  den  tönenden  Phrasen  der  Verüassungsurkunden  glauben 
möchte.    Untereinander    sind    die   Bekenntnisse    meist    formell   oder  im 
Prinzip  gleichgestellt,  doch  sind  Bevorzugungen  des  Bekenntnisses  der  Ma- 
jorität sehr  gewöhnlich.    „Dissentierende"  freie  religiöse  Verbände  sind 
zwar  gestattet,   wie   auch   gewöhnlich  die   Angehörigkeit   an  ein  bs- 
stimmtes  Bekenntnis  nicht  direkt  gefordert  wird*  Im  ganzen  ist  aber  in 
der  zweiten  Hüfte  des  19.  Jahrhunderts  die  Tendenz  nadi  dner  stirkeren 
Pflege  des  reUsn^nMU  Greistes  in  fast  aUen  Staaten  unverkennbar.  Schweriich 
irgendwo  auf  Grund  einer  aufrichtigen  Rückkehr  zu  dem  mittelalterlichen 
Gesichtspunkt  oder  infolge  wirklicher  und   aufrichtiger  Religiosität  der 
herrschenden  Elemente,  sondern  um  durch  finanzielle  Leistungen  die  Kcli- 
gionsgescllschaften  in  Abhängigkeit  vom  Staate  zu  erhalten  und  haupt- 
sächlich um  sich  ihrer  Macht  zu  politischen  Zwecken,  insbesondere  US 
Kampfe  gegen  die  extrem-radikalen  und  aozialistisdien  Parteien  su  be* 
dienen.  Bei  diesem  Kampfe  sind  im  19.  Jahrhundert  cUe  kirdilichen  Oi> 
ganisationen  meist  die  Verbfindeten  der  Regierui^n  gewesen,  wodvrcb 
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der  Einfluß  der  etateren  auf  die  Bevölkerung,  insbesondere  die  besitzlosen 
Klassen  vieleniiits  stark  vermindert  worden  ist 

Hier  liegt  der  Anlafi  der  mannigfaltigen  demokratisdieii  kirchlichen 
Unterströmungen,  die  sich  in  den  letzten  Jahren  des  abgelaufenen  Jahr- 
hunderts bemerkbar  gfemacht  haben,  selbst  im  Bereiche  der  katholischen 
Kirche.  Bisher  liaben  diese  Restrebunjren  das  erw'ähnte  politische  Ver- 
hältnis zwischen  Staat  und  Kirche  nicht  stören  können.  Und  solange  dies 
Verhältnis  bestehen  bleibt,  muß  man  sagen,  daß  der  Staat  auch  gegenüber 
der  Religion  eingemündet  ist  in  das  allgemeine  staatssozialistische  Fahr- 
wasser, wddies  für  die  zweite  Hüfte  des  19.  Jahrhmiderts  charakteristisch 
ist,  indem  er  in  schrriendemWider^ruch  zu  dem  revolutionirm  Natorrecfat 
des  17.  und  18.  Jahiliunderts  den  Rdigionen  gegenüber  keine  Ausnahme 
mehr  macht  von  dem  allgemeinen  Prinzip,  dafi  er  sich  verpflichtet  und 
berechtigt  fühlt,  allen  Kulturgütern  in  einem  gewissen  Ausmaße  seine 
Pflege  angedeihcn  zu  lassen.  Betrachtet  man  die  Programme  der  extremen 
sozialistischen  Parteien,  die  ja  den  Satz  enthalten,  daß  die  „Religion  Privat- 
sache" sei,  so  scheint  es  freilich,  als  ob  gerade  die  völlige  Trennung  der 
Kirdie  vom  Staat  vom  Sozialismus  gefordert  werde.  Allein  dem  ist  nicht 
so.  Dieser  Programmpunkt  ist  nur  ein  Produkt  der  momentanen  Koalition 
zwischen  Kirche  und.  Staat  gegen  die  besitdosen  Klassen.  FSUt  diese 
weg,  Weis  ja  vielleicht  im  20.  Jahrhundert  geschehen  kann,  so  fragt  man 
sich  vergebens,  warum  die  absolute  Majoritätsherrschaft,  welche  jene  Pro- 
gramme anstreben,  gerade  vor  der  religiösen  Freiheit  Halt  machen  sollte. 

V.  Die  Kunst  Werfen  wir  nunmehr  einen  Blick  auf  das  Verhältnis  des 
Staates  zur  Kunst  Während  Ströme  von  Blut  wegen  der  Stellung  des  Staates 
zur  Religion  geflossen  sind,  hat  die  Kwist  zu  so  heftigen  Kämpfen  kehien  Anr 
laß  geboten.  Das  zeigt  sich  schon  in  der  Dfirftigkeit,  welche  die  modemm 

Verfassungen  in  diesem  Punkte  charakterisiert  Auch  sonst  wird  im  öffent- 
lichen Recht  die  Kunst  ebenso  spärlich  berüdcsiditigt  wie  in  der  juristischen 
T,iteratur.  Ist  ja  doch  insbesondere  bei  den  germanischen  Nationen  die 
Kunst  erst  in  neuester  Zeit  mehr  in  den  Vordergrund  des  geistigen  Lebens 
getreten,  seitdem  eben  die  religiösen  Fragen  aufgehört  haben  in  dem  Maße 
zu  interessieren  wie  ehedem.  An  Debatten  und  Streitigkeiten  über  Kunst- 
fragen fehlt  es  in  der  Gegenwart  nicht,  und  audi  die  Stdlung  des  Staates 
zur  Kmist  wird  in  der  nicht  juristtsciien  Literatur  viel&ch  behandelt  Es 
ist  aber  sehr  schwierig,  aus  einem  Chaos  von  einzelnen  Stimmen  und  Maß- 
regeln diejenige  Auffassung  zu  erlauschen,  welche  man  als  die  herrschende 
und  als  diejenige  bezeichnen  kann,  der  die  Zukunft  gehört. 

So  individuell  und  frei  das  künstlerische  Schalfen  ist,  so  war  die 
Kunst  doch  stets  ein  gesellschaftliches  Phänomen.  Auch  der  religiöse 
Glaube  ist  etwas  Individuelles,  und  doch  ist  die  IsoHertmg  der  Frömmigkeit 
„im  stillen  Kämmerldn<*  nur  die  ülurion  ehies  Sdiwlrmers.  Wie  der 
Glaube  mit  Notwendigkeit  zur  geseUscihaftlidien  Betätigung,  zum  Kultus 
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drängt,  SO  das  künstlerische  Schaffen  zu  seiner  MitteUungf  an  die  Gresell- 
schaft,  mag"  sie  der  Künstler  in  heute  üblicher  Weise  noch  so  sehr  ver- 
achten.   In  einer  gewissen  Kulturepoche  fallt  beides  zusammen,  ICultus 
und  Kunst    Die  Reformation  hat  auch  die  Kunst  säkularisiert,  aber  nicht 
von  ihrem  Zusammenhang  mit  der  Gesellschaft  gelöst.   Freilich  ist  nicht 
alles  künstlerische  Scfaaflfen  in  dem  hohen  MaAe  von  ihr  abhängig,  wie 
etwa  das  Drama.  Aber  auch  der  verträumteste  Lyriker,  Maler  oder  Flar 
stiker  bedarf  der  Mitteilung  seiner  Sdiöpfungen.  Nicht  nur  aus  künsl- 
lerischem  und  priesterlichem  Drange,  sondern  auch  aus  einem  sehr  realen 
Motiv,  weil  der  Künstler  in  aller  Regel  davon  leben  muß.    Soviel  man 
auch   diese  Tatsache  beklaqt,  rs  ist  leider  nicht  zu  bestreiten,  daß  die 
Wohlhabenheit  mit  der  Künstlersi  haft  sehr  selten  vereinigt  ist    Es  ist  für 
die  menschliche  Natur  nicht  schmeichelhaft,  aber  leider  nur  zu  oft  be- 
obachtet, daA  dann  das  Talent  sidi  im  Dilettantismus  verli^   Konnte  dlas 
Privateigentum  abgeschafft  werden,  dann  würde  allerdings  auch  jener 
Obelstand  hinwegftllen.  Die  Künstler  würden  daim  staadidie  Beamte 
werden.    Unsere  Phantasie  reicht  nicht  aus,  sich  diesen  Zustand  auszi^ 
malen.    Daß  aber  heute  ein  Ansät/  zu  staatlicher  Kunstpflege  vorhanden 
ist,  läßt  sich  nicht  bezweifeln.    Historisch  reicht  dieselbe  zurück  zu  dem 
zuerst  in  der  Renaissance  ausgebildeten  „Mäccnatentuni dessen  erheb- 
liche Reste  in  den  Monarchieen  vielfach  noch  heute  erhalten  sind.  Die 
uitanfekk    Staatliche  Kuns^flege  beginnt  mit  dem  Unterricht  in  den  bildenden 
is  4m  KüMim.  Künsten,  in  den  „Akademieen'*.  Diese  gehen  zurück  Us  ins  17.  Jahrhund^ 
Im  19.  Jahrhundert  ist  manches  Neue  hinzugetreten.   Versudien  wir  die 
Formen  dieser  staatlichen  Kunstpflege  zu  scheiden,  so  finden  wir  nebst 
dem  Unterricht  und  der  Lehre  die  Förderung  fertiger  Künstler,  die  Er- 
haltung und  Festhaltung  von  Kunstwerken,  die  Zugänglichmachung  der- 
selben für  die  Menge  und  die  Ausbildung  des  Geschmackes  und  Kunst- 
sinnes. In  allen  diesen  Formen  hat  sich  staatliche  Kunstpllege  entwickelt. 
Daneben  dient  diesem  Zwedce  ein  reiches,  vom  Staate  gefordertes  fireies 
Vereinswesen,  während  die  Kommunen  allerdings  sich  kaum  noch  zu 
regen  beginnen.  Am  vexbrdtetsten  ist  die  Form  des  Unterrichtes  in  öflSent- 
lichen  Anstalten.   Er  erstreckt  sich  auf  alle  Stadien  von  der  höchsten 
Kunstbetätigung  bis  hinab  zur  primitiven  Handfertigkeit,  er  erstreckt  sich 
auf  alle  Gebiete  der  Kunst,  die  Dichtkunst  glücklicherweise  ausgenommen. 
Die  Geschichte  und  die  größe  Wichtigkeit  der  Kunstschulen  kann  hier 
nicht  weiter  besprochen  werden.    Doch  ist  erwähnenswert,  daß  mit  durch 
ihre  Tätigkeit  auf  dem  Gebiete  der  bildenden  Künste  die  Grenzen 
zwischen  der  sog.  „hohen**  Kunst  und  dem  Kunsthandwerk  oder  KunsU 
gewerbe  in  letzter  Zeit  sehr  starii:  verwischt  worden  sind.  Die  Kunst  ist 
auch  nach  dieser  Richtung  hin  demokratisiert  wtwden.  Das  hat  unter 
anderem  eine  volkswirtschaftliche  Bedeutimg.   Denn  indem  die  Kunst  die 
Tendenz  zu  verfolgen  begann,  nebst  dem  Schonen  auch  das  Nützliche  zu 
finden  oder  gar  beides  zu  identifizieren,  gelangte  sie  zu  dem  Bestreben, 
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möglichst  viele  Gebrauchsartikel  künstlerisch  zu  gestalten  und  verhinderte 
so  bis  zu  einem  gewissen  Grrade  das  Aufgehen  der  damit  befaßten  Be- 
triebe in  den  Großbetrieb,  die  Aulisaug^g  des  kleinen  Kaintals  durch  das 
große. 

Je  besser  nun  die  Kuns^ewerbeschulen  gediehen  sind,  desto  mehr 
sind  die  „Akademieen<*  zurückgegangren.  Ja  es  gehen  noch  heute  die  An- 
sichten darüber  sehr  auseinander,  ob  man  zu  selbständipfer  künstlerischor 
Produktion  in  Unterricht-sanstalten  überhaupt  anleiten  solle  und  könne.  Dieser 
Streit  scheint  sich  auch  in  das  folgende  Jahrhundert  fortspinnen  zu  wollen, 
obwohl  er  seit  langem  besteht,  und  schon  vor  mehr  als  hundert  Jahren  die 
Bezdchnung  „akademisch"  zum  Spottwort  geworden  war.  Unzweifelhaft 
entsprechen  die  Erfolge  der  Akademieen  der  bildenden  Künste  keineswegs 
der  Mühe  und  den  Auhagen,  und  es  ist  bezeidinend,  daft  sie  gerade  in  den 
Kreisen  der  Künstler  selbst  oft  für  direkt  schädlich  gehalten  wnden,  weil 
sie  es  den  Mittelmäßigen  ermöglichen,  in  ausgetretenen  Geleisen  wandelnd, 
unverdiente  Erfolge  zu  erringen,  während  sie  die  kräftigen,  neue  Bahnen 
einschlagenden  Talente  ersticken.  Ks  ist  das  mit  den  höheren  musikalischen 
Schulen  ganz  ähnlich  bestellt,  so  glänzend  sie  auch  für  die  reprodu- 
zierende Kunst  wirken.  Trotz  alledem  haben  sich  die  hohen  Kunst- 
schulen bisher  erhalten  und  werden  sidi  wohl  auch  in  Zukunft  erhalten. 
Vielleicht  weil  der  stets  konservative,  in  der  R^el  auch  geistig  mittel- 
mSAig  begabte  Mittelstand  em  Bedürfiais  nach  Kunstwerken  besitz^  wdche 
diesem  Niveau  entsprechen. 

Erheblich  jünger,  aber  zukunftsreicher  ist  die  Förderung  fertiger  Kordwa« 
Kunstler.  Die  Entwickelung  ist  hier  noch  sehr  verschwommen  und  ihre 
Resultate  ungeregelt  Aber  es  läßt  sich  nicht  verkennen,  daii  man  in 
den  letzten  Dezennien  audi  in  dieser  Beziehung  sich  mit  einer  Ausddinung 
der  Kompetenzen  von  Staat  und  Kommunen  befireundet  hat. .  Ja,  man 
fangt  an,  das  Eingreifen  derselbm  direkt  zu  fordern  und  von  Pflichten 
des  Staates,  hie  und  da  sogar  der  Kooununen  zu  sprechen.  Man  beginnt 
es  als  eine  Schmach  zu  empfinden,  wenn  sie  einen  bedeutenden  Künstler 
verkommen  oder  verkümmern  lassen,  während  es  vor  einem  halben  Jahr- 
hundert niemandem  einfiel,  darin  etwas  anderes  als  den  selbstverschuldeten 
Untergang  eines  „Gewerbetreibenden"  zu  erblicken-  Und  wälurend  man  es 
in  jener  Zmt  ganz  in  der  Ordnung  fand,  wenn  der  Staat  einem  siegreichen 
Fddherm  eme  staatliche  und  statUiche  Dotation  zuteil  werden  liefi,  hätte 
man  eme  derartige  Zuwendung  an  einen  Beetiioven  oder  Wi^er  als 
eine  unerhörte  und  unerlaubte  Verschwendung  von  Staatsgeldem  be- 
trachtet. Das  ist  heute  doch  stark  anders  geworden;  nur  haben  sich  feste 
Rechtsformen  für  derlei  Dinge  noch  nicht  gebildet.  Vielmehr  handelt  es 
sich  hier  bisher  mehr  um  zufällige,  vereinzelte  Ausnahmen  in  Foirn  von 
Ehreng(\schenken  oder  Pensionen,  und  auch  das  meist  nur  im  Falle  der 
Notlage,  gewissermaßen  als  verstärkte  Armenpflege.  Eine  wirkliche  gesell- 
scfaaMche  WertschStzung  des  Künstlers  z«gt  dch  heute  höchstens  bei 
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den  romanischen  Nationen,  bei  den  üt»rige&  meist  nur  in  der  Aus- 

sdmiückung  ihrer  —  Gräber  oder  Setzung  postmortaler  „Denkmäler".  Da^ 
gegen  sind  als  indirekte  Förderungsmittel  in  häufigen  Gebrauch  gekommen 

der  Ankauf  von  Kunstwerken  durch  Staat  und  Kommunen,  öflFentliche 
Konkurrenzen  und  Preisausschreibungen.  Die  bildende  Kunst  ist  hierbei 
sehr  stark  bevorzugt 

Anf gaben  de*  Im  Zusammenhang  damit  steht,  was  man  heute  vom  Staate  gegenüber 
suat»  ^K«-        Kunstwerk  verlangt  Wir  betrachten  es  nicht  nur  als  eb  Recht 

Bbw  d«m  Kunst-  ^ 

des  Staates,  sich  in  den  Besitz  mögliclist  vider  Kunstwerke  zu  setzen, 
selbst  wenn  ihre  Schdpfer  noch  nicht  gestorben  sind  (was  freilich  von 
mancher  Seite  bestritten  wird),  sondern  wir  betrachten  es  auch  als  seine 
I'flicht,  die  Kunstwerke  dem  Genuß  des  Volkes  darzubieten.  Am  ent- 
schiedensten ist  dieser  Gedanke  durchgedrungen  in  der  bildenden  Kunst. 
Hier  hat  er  seine  feste  Rechtsform  gefunden  im  „Museum",  das  seinen 
historischen  Grund  allerdings  im  fürstlichen  Mäcenatentum  hat  Unsere 
Zeit  verlangt  zweifdlos,  daß  das  „Museum"  zu  einer  öffentlichai  Anstalt 
gemacht  werde,  worin  Italien  und  Frankrdch  vorangi^(aagen  änd. 
Freilich:  das  Museum,  als  individu^e,  dgenbrodlerische  Liebhaberei 
sehr  verzeihlich,  ist  (in  seiner  bisherigen  Form)  weniger  ein  Mittel 
zur  Befriedigung  des  Kunstgenusses,  als  ein  Bildungsmittel  mit  päda- 
gogischen Zwecken.  Da  jedes  Kunstwerk  eine  bestimmte  Umgebung 
verlangt,  ja  oft  geradezu  dafür  berechnet  ist,  so  ist  das  bisher  übliche 
Zusammenpferchen  der  Kunstwerke,  um  daraas  etwas  lernen  zu  können, 
eine  künstlerische  Barbarei  Niemand  in  der  Tat  würde  ach  in  einem 
unserer  modernen  Museen  so  wenig  hämisch  fOhlen  als  die  Musen,  deren 
Kunst  MO  geweiht  und.  Es  ist  indes  begreiflich,  daß  man  die  gleidie 
Modalität  auch  angewendet  hat  für  solche  Veranstaltungen,  welche 
nebenbei  noch  dem  Zwecke  dienen,  Markthallen  für  Werke  der 
bildenden  Kunst  zu  sein,  nämlich  die  sog.  „Kunstausstellungen".  Neben 
diesen  beiden  wohl  sehr  reformbedürftigen  Mitteln  der  Kunstptiege  beginnt 
in  neuerer  Zeit  die  früher  meist  nur  bei  Denkmälern  vorkommende  Form 
dauernder  Ausstellung  von  Plastiken  an  öffentlichen  Plätzen  u.  dgL  üblich 
zu  werden,  und  endlich  beginnt  man  neuerdmgs  hie  und  da  zu  der  schonen 
Tradition  der  Renaissance  zurQckzukdiren,  alle  öffentlichen  Geb&ude  als 
schone  Kunstwerke  zu  bauen.  Auch  des  hoch  gesteigerten  staatlichen 
Bestrebens  ist  hier  zu  gedenken,  alte  Kunstwerke  zu  erhalten  imd  sich 
zu  erhalten.  Man  ist  in  dieser  Beziehung  vielenorts  zu  Veräußerungs- 
verhoien,  \'orkautsrechten,  Ausfuhrverboten  u.  dgl.  gelangt;  wahrscheinlich 
wird  man  im  20.  Jalirhundert  lüer  Expropriationen  gestatten.  Selbst  auf 
Natnrsch8üh»ten  hat  man  staatlichen  Schutz  zu  legen  begonnen.  Anders 
steht  es  bisher  mit  den  übrigen  Künsten,  die  freilich  auch  anderer  Formen 
bedüxien.  Die  Musik  verlangt  zum  Teile,  Oper  und  Drama  naturgemäB 
öffentliche  AufiÜhrung.  Der  Zusammenhang  mit  staatlicher  Kunstpflege 
scheint  damit  von  selbst  gegeben  zu  sein.  Nun  werden  allerdings  öffent- 
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liehe  AufiQhrungfeii  der  polizeilichen  Überwachung  unterstellt,  neuestens 
bejinnnt  man  sich  auch  um  das  Verhältnis  des  Personales  namentlich  des 
weiblichen  zu  der  Leitung  zu  bekümmern.  Im  übrigen  aber  sind  sie,  soweit 
sie  nicht  noch  aus  früherem  Mäcenatentum  der  Fürsten  als  höfische  Ver- 
anstaltungen übrig  geblieben  und  zu  öffentlichen  Anstalten  geworden  sind, 
im  allgemdnen  dem  gewerbUchen  Privatbetriebe  aoheimgestdlt  Es 
kommen  allerdings  nicht  nur  sehr  häufig  Subventionimmgen  durch  den 
Staat  und  die  Kommunen  vor,  soodera  die  Anstalten  selbat  stehen  hie 
und  da  in  deren  Eigentum,  werden  dann  aber  regelmäßig  verpachtet 
Durch  diese  Unterstellunir  des  Auffuhrungswcsens  unter  das  Gewerberecht 
leidet  freilich  einerseits  oft  tlcr  künstlerische  Gesichtspunkt,  und  es  wird 
andererseits  ein  Monopol  der  besitzenden  Klassen  daraus,  üb  die  Zukunft 
auch  hier  öffentliche,  vielleicht  sogar  unentgeltliche  Veranstaltungen 
bringen  wird,  wie  ne  Rousseau  vorschwebten  und  in  der  Tat  in  d« 
Schweiz  existieren,  läßt  sich  sdiwer  voraussagen.  Die  Idee  des  nationalen 
Festspides,  das  in  Bayreutii  inangurinrt  sn  haben  die  deutsche  Nation 
vor  allen  sich  rühmen  darf,  mag  wohl  weiterentwickelt  werden.  Aber 
abgesehen  hier\'on  verlangt  unsere  Zeit  gebieterisch,  daß  mit  der  Aus- 
schließung der  besitzlosen  Klassen  vom  Genüsse  der  Kunst  ein  Ende  KiaMiad 
gemacht  werde.  Das  20.  Jahrhundert  w^ird  unzweifelhaft  künstlerische  SouMpeHök.^ 
Veranstaltungen  aller  Art  von  Seiten  der  Kommunen  und  des  Staates  bringen 
und  neben  die  VoDubibttothek  wird  das  Volksäieater  und  das  Volkskonzert 
treten.  So  wichtig  und  notwendig  nun  alle  diese  Formen  öffentiicher 
KunstpAege  «nd,  so  dürfen  wir  doch  nicht  blind  sein  gegen  ihre  Gefahren  o«uirM  te 
und  Nachteile.  Einmal  wird  auch  durch  sie  die  Mittelmäfligkeit  gefordert 
Die  großen  bahnbrechenden  Talente  —  Genies  müssen  so  wie  so  außer 
acht  bleiben  —  werden  in  der  Regel  feindscliir  von  der  offiziellen  Kunst- 
pflege behandelt  werden,  mag  dann  diese  in  den  Händen  einer  bornierten 
Bureaukratie  oder  einer  bornierten  Parlaments-  oder  Stadtrats-Majorität 
liegen.  Der  naturgemäße  Haß  mittelmäßiger  Köpfe  gegen  alles  Neue 
äußert  sich  begrdflidierwdse  in  besonders  heftiger  Weise  gegen  jede 
neue  Kunstrichtung.  IXe  andere  noch  schlimmere  Gefohr  aber  liegt  darin, 
daß  der  Staatsmann  der  Versuchung  schwer  widerstehen  kann,  die  Kunst 
bewußt  für  seine  ptditischen  Ziele  zu  verwerten,  sie  mindestens  zu  neutrali- 
sieren und  zu  entmannen.  Nicht  die  ganze,  aber  ein  großer  Teil  der 
Kunst  steht  ja  stets  mit  der  Philosophie,  Rehgion,  Politik,  National-  und 
Sozialpolitik  ihrer  Zeit  in  einem  intimen  Zusammenhang.  Selbstverständlich 
sind  ihre  Beziehungen  zu  der  Sozialpolitik  für  die  Gegenwart  von  be- 
sonderer Bedeutung.  So  viel  Bestrebungen  von  redits  und  links  bemerk- 
bar Mnd,  um  die  Kunst  von  einer  sozialpolitischen  Einflußnahme  ferne  za 
halten  oder  gar  einen  geträumten  Selbstsweck  („VAxt  pour  L'Art<0  für 
sie  zu  ersinnen,  stets  wird  das  Mitleid  des  Künstlers  mit  Armut,  Schande 
und  Entbehnmg  und  das  ihm  so  fremde  und  doch  wieder  so  nah  ver- 
wandte Gefölü  der  Empörung,  stets  wird  der  dem  Kunstler  naturgemäß 
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dgene  Drang  2iir  Freiheit  und  seine  j^rmpalhie  mit  ihren  Kämpfern  eine 
unerschöpfliche  Quelle  künstlerischer  Produktion  bilden,  wie  es  von  je 
gewesen.    Und  außerdem  charakterisiert  die  jüng^ste  Vergangenheit  die 

Empfind unjT  für  die  Schönheit  der  Arbeit  (Handarbeit  natürlich!)  —  eine 
Empfindung,  die  bisher  in  der  Geschichte  nie  existiert  hat  und  die  ein 
zartes  und  schwaches,  aber  doch  verheißungsvolles  Band  der  Sympathie 
um  die  beiden  feindlichen  Gesellschaftsklassen  zu  schlingen  begonnen  hat 
Und  ganz  abgesehen  von  alledem:  es  wirkt  jede  bedeutende  kSnst- 
lerische  Individualität  revolutionierend,  und  zwar  nicht  nur  für  das  ihr 
eigene  Gebiet,  sondern  jeder  Einbrudi  in  die  Konvention  zieht  unaufhalt- 
sam seine  Kreise  bis  zu  dem  entlegensten  fort  Di6  ganze  Kunst  einer 
Kpoche  ist  von  der  scheinbar  „gedankenlosen",  wie  dem  Tanz  und  dem 
Ornament  bis  zum  Drama  eine  geistig-e  Einheit,  die  ihrerseits  wieder  mit 
den  übrigen  Gebieten  der  Kultur,  Religion,  Wissenschaft  usw.  im  innigsten 
Zusammenhange  steht.  Man  hat  bei  solcher  Beeinflussung  der  Kun^t 
keinesw  cgs  blofl  an  polizdliche  Eingriff»  zu  denken,  die  ja  s^  zurück- 
gegangen smd,  wdl  man  sich  von  ihrer  Snflunosigkeit,  ja  der  Verkehrt- 
heit ihrer  in^rkungen  mehr  und  mehr  überzeugt  hat  Viel  gefahrlidier  ist 
das  Mittel  der  politischen  Beeinflussung,  Welches  eine  starke  Kunstpflege 
dem  Staatsmanne  in  die  Hand  gibt,  um  gewisse  ihm  bequeme  Künstler 
einseitig  zu  fördern  und  andere  unter  denen  regelmäßig  die  bedeuten- 
deren Individualitäten  zu  finden  sein  werden)  zu  unterdrücken.  Von  da 
ist  dann  nur  ein  kleiner  Sclmtt  zu  dem  Standpunkt  jenes  Polizeipräsidenten, 
der  vor  kurzer  Zeit  zu  einem  berühmten  Dichter  v<m  s^en  Werken  sagte: 
„Die  ganze  Richtung  paBt  mir  nicht^  —  dn  Aussprudi,  der  ebenso  wie 
der  von  verwandter  Stelle  ausgegangene  vom  „beschränkten  Untertaneup 
verstände  würdig  ist,  durch  die  Jahrhunderte  zu  gehen.  Um  solchen  Ge> 
fahren  zu  begegnen,  gibt  es  nur  ein  Mittel:  Die  Selbstverwaltung  der 
Kunst  durch  die  Künstler.  Wir  können  diesen  Gedanken,  dem  ohne 
Zweifel  die  Zukunft  gehört,  hier  nicht  weiter  ausführen,  aber  es  i.st  leicht 
seine  Anfange  allerorten  zu  beobachten.  Wir  sind  reif  geworden  den  Wert 
der  Selbständigkeit  der  Ktmst  zu  würdigen  und  uns  abzufinden  mit  der  Not- 
w^digkeit  ihrer  Entwickelung,  die  der  Staatsmann  nie  begreift,  oder  wenn 
er  sie  begreift,  meist  verhindern  oder  ausbeuten  wilL  Auch  jener  Weg  hat 
seine  Domen:  denn  gerade  »wer  als  Meister  geboren,  hat  unter  Meistern  den 
schlimmsten  Stand".  Schlimmeres  als  Grillparzer  über  Wagner,  Wagner  über 
Brahms,  Brahms  über  Bruckner,  Kleist  über  Goethe  gesagt  hat,  kann  auch  der 
ärgste  Banause  nicht  über  die  Lippen  bringen.  Indes,  wie  schon  bemerkt,  die 
Genies  werden  durch  keine  Einrichtung  der  Welt  je  vor  dem  Schicksal  bewahrt 
werden,  „an  das  Rad  der  Gesellschaft  geflochten"  zu  werden.  Aber  im 
ganzen  ist  doch  nur  die  Künsderschaffc  selbst  berufen  und  Shig,  die  lebens- 
vollen Keime  des  Werdenden  von  den  Verwesungsprodukten  des  Absteiben- 
den  zu  unterscheiden.  Wer  in  der  Kunst  nicht  s^tist  schöpferisch  tätig 
ist,  der  kann,  mag  seine  Urteilsfähigkeit  dne  noch  so  vollkommene  sein, 
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mag  er  in  welcher  Stdlung  immer  sich  befinden,  zwar  hemmen,  wohl  auch 
stmen  und  zerstören,  aber  nidit  das  geringste  zur  Förderung  und  Ent- 
wickelung  der  Kunst  betragen.  Die  Kritik,  wie  wertvoll  sie  auch  in 
manchen  Beziehungen  sein  mag-,  in  der  Geschichte  der  Kunst  aller  Zeiten 
ist  sie  ohne  jede  Bedeutung,  und  deis  wird  im  20.  Jahrhundert  nicht  anders 
werden.  Nur  durch  das  Medium  der  Kritik  aber  (und  noch  dazu  meist 
nicht  seiner  eigenen)  gelangt  der  Staatsmann  zu  seiner  Stellungnahme 
gegenübw  der  Kunst 

VL  Die  Technik.  Verwandt  mit  der  Kunst  und  zum  Teile  mit  ihr 

zusammenfallend,  ist  die  Technik,  welche  (im  weitesten  Sinn)  dieFcMtm  der 
Güterproduktion  ist.  Während  sich  nach  der  älteren  StaatsaufFassung-  der 
Staat  um  sie  nicht  bekümmert  hat,  beginnt  zuerst  Frankreich  unter  dem  Ein- 
fluß merkantili-stischer  Idorn  die  Technik  durch  sorgfältigen  Unterricht  zu 
pflegen.  Seither  ist  man  allgemein  zu  der  Auffassung  gelangt,  daß  in  der 
Technik,  abgesehen  von  ihrer  ökonomischen  Bedeutung,  ein  wesentliches 
Stück  unserer  Kultur  gdtegen  ist  l^e  heute  herrschende  sog.  materia^ 
listische  Gesdiichtsaufihssung,  wie  sie  Karl  Maxx  entwickelte,  will  ja  sogar 
in  ihr  (nebst  der  Eigentumsverteilung)  das  eigentlich  treibende  Element 
der  ganzen  Kulturentwickelung  erblicken.  Sieht  man  auch  von  solchen 
Übertreibung-en  ab,  so  ist  doch  sicher,  daß  der  Technik  heute  eine  viel 
größere  Bedeutung  als  Kulturfaktor  beigelegt  wird  wie  früher.  Dem- 
gemäß ist  auch  die  staatliche  Fliege  derselben  durch  den  technischen 
Unterricht  eine  viel  intensivere  geworden,  wie  sich  dies  insbesondere  in 
dem  Aufblühen  der  technischen  Schulen  und  Museen,  in  d^  Errichtung 
der  technischen  Hochsdiulen  und  ihrem  Wettbewerb  mit  den  Universitäten 
zeigt  Wir  übergehen  indes  diese  Materie  trotz  ihrer  Wichtigkeit,  weil 
sie  in  anderen  Teilen  des  vorliegenden  Werkes  behandelt  wird. 

VII.  Das  Bildungswesen.  Uberblicken  wir  nunmehr  die  Stellung 
des  modernen  Staates  zur  Wissenschaft  und  dem  Bildungswesen. 
Sehen  wir  zunächst  auf  die  wissenschaftliche  Forschung,  so  be- 
merken wir,  daß  fiberall  das  Prinzip  ihrer  „Freiheit''  anerkannt  ist 
Doch  nicht  davon  ist  hier  zu  sprechen  (dies  wurde  vielmehr  in  einer 
Darstellimg  des  Straf-  und  Polizeirechtes  zu  geschehen  haben),  sondern 
von  der  Frage,  ob  und  inwieweit  der  Staat  der  wissenschaftlichen 
Forschung  Pflege  ancredeihen  läßt.  Auch  hier  läßt  sich  eine  fortdauernde  WiiMotchaft» 
Steigerung  der  staatlichen  Tätigkeit  beobachten.  Der  Staat  fördert  heute 
die  Forschung  in  numnigfaltiger  Art,  teils  indem  er  gewisse,  für  ihn  selbst 
besonders  bedeutsame  Wissensgebiete  durch  seine  eigenen  Organe  er- 
forschen laßt^  teils  indem  er  manche  Unternehmungen  in  bisher  ungeregelter 
Weise  von  Fall  zu  FaU  subventioniert,  teils  durch  Erhaltung  der  gelehrten 
Bibliotiieken,  teils  durch  Unterstützung  oder  Ängliederungen  von  freien 
Gelehrtenveremen  (Akademieen),  teils  endlich  durch  die  Universitäten,  doren  uninnMiM. 
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Geschichte  im  letzten  Jahrhundert  für  sich  ein  Stück  staatssozialistischer 
Entwickelung-  darstellt,  indem  die  Universitäten  fast  überall  verstaatlicht 
wurden  (ein  Prozeß,  den  allerdings  die  englische  Rasse  nicht  mitgemacht 
hat).   Durch  die  „Universität"  wird  die  wissenschaftliche  Forschung  mit 
der  Lehre  veibmideiL  Während  nun  in  den  Staaten  englischer  Rasse  keines- 
wegs alle  wissenschafüichen  Forscher  den  UniversitSten  angehören  (bSiü, 
Darwin,  Spencer)»  ist  dies  auf  dem  Kontinent  geradezu  die  Regd.  Dieses 
System,  soviel  glänzende  Erfolge  es  aufzuweisen  hat,   brachte  doch  in 
Verbindung  mit  der  Verstaatlichung  den  starken  Nachteil  mit  sich,  daß 
in  gewissen    politisch    wichtigen    Disziplinen    (theologische,  historische, 
philosophische,  juristische,  okonoinischcj  der  Einfluß  der  Regierungen  die 
Freiheit  der  Wissenschaft  in  bedenklicher  Weise  zu  bedrohen  begonnen 
haf^  und  die  Zuspitzm^  der  sozialen  und  religiösen  Cregensätze  haben  diese  * 
Gefahr  so  sehr  versdiSift,  dafi  mandienorts  geradezu  berdts  von  einiet 
„Wissenschaft  der  herrschenden  Klassen"  gesprochen  wird.  Und  zwar 
nicht  nut  Unrecht  Dieser  Umstand  hat  einerseits  zur  Errichtung  vou 
fireien,  vom  Staate  losgelösten  Universitäten  gefuhrt,  welche  auf  dem  Koup 
tinent  teils  sozialistischen,  teils  klerikalen  Bestrebungen  dienen,  teils  Ver- 
suche einer  Popularisierung  der  Wissenschaft  („Volksuniversitäten")  hervor- 
gebracht,  deren   Erfolge   man  zurzeit  nicht  absehen  kann.    Dazu  tritt, 
daß  im   19.  Jahrhundert  eine  Reihe  neuer  Hochschulen,  vor  allem  die 
tedmischen,  ins  Leben  geruien  wurde,  die  mit  beitrugen,  die  allher» 
gebrachte  Stellung  der  Univerataten  auft  emstlichste  zu  bedrohen  und, 
so  sdtwer  es  audi  dem  auf  dem  Boden  der  klassischen  Geisteskultur  Aus- 
gebildeten fallen  mag,  diese  Möglichkeit  sich  vorzustellen,  so  ist  es  doch 
nicht  undenkbar,  daß   das  20.  Jahrhundert  sich  mit  einem  starken  Ruck 
von  ihr  und  damit  von  der   beherrschenden  Stellung  der  Universitäten 
loszureißen  versuchen  wird.    Damit  würde  eine  unabsehbare  Veränderung 
unserer  höheren  Geisteskultur  eintreten,  die  bisher  noch  immer  auf  den 
antiken  Grundlagen  beruht 
AiriM         Was  nun  weiter  die  Stellung  des  Staates  zu  dem  fibrigen  Unterridits- 
■tl^iy'  wesen  betrijSt,  so  können  wir  von  dieser  sehr  großen  Materie  nur  em 
paar  Hauptpunkte  berühren.    Es  fällt  hier  vor  allem  auf,  daß  ein  immer 
größeres   Gewicht    auf  die  Pflege    allgemeiner  Bildung,  künstlerischer, 
technischer  Fertigkeiten,   dann  der  Charakterbildung  und  Körperpflege, 
mit  einem  Worte  neben  dem  Unterricht  auf  die  Erziehung  gelegt  wird. 
Sodann  bemerken  wir,  daß  die  große  Errungenschaft  der  ReformatioD, 
das  Recht  und  die  Pflidit  des  Staates  auf  Gewährung  des  Elementar- 
unterrichtes überall  zur  Anerkennung  gebracht  und  zur  großen  Idee  des 
Unterrichtszwanges  fortbildet  wurde,  welche  mit  der  allgemeinen  Wehr- 
pflicht und  der  Presse  haiqrtsächlich  zur  Demokratisierung  der  europäischen 
Gesellschaft  beigetragen  hat.    Daneben  hat  sich  freilich  überall  eine  ge- 
wisse  Freiheit  des  Privatunterrichtes   erhalten,   der  vielfach   zum  kon- 
fessionellen Unterricht  zurückführt  Auf  diesen  Punkt  konzentriert  sich  im 
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Augenblick  hauptsächlich  der  Kampf  zwischen  ndttdaltexlicher  und  moderner 
Staatsauf&ssung.  Erwähnenswert  ist  femer,  in  welch  starkem  Um&ng 
die  Sozialpolitik  im  Unterrichtswesen  Eingang  gefunden  hat  Denn  die 

allgemeine  Schulpflicht,  abgesehen  davon,  daß  sie  vielenorts  nicht  diirch- 
gefuhrt  wird,  hat  sich  ohne  weiteren  Ausbau  als  nicht  zum  Ziele 
führend  erwiesen. 

Außerordentlich  Vieles  und  Schönes  ist  zwar  im  19.  Jahrhundert  zur  VoUubiUaiiK*- 
Fortbildung  der  Kinder  über  die  Volksschule  hinaus  geleistet  worden  und 
die  Anstalten,  die  ins  Leben  gerufen  wurden,  um  den  Obergang  ins  ge- 
werbliche und  industridle  Leben  zu  «deichtem,  sbd  von  bleibendem 
Werte.  Aber  dieser  ganze  „FortbUdungsunterricht**  diente  dodi  nur  den 
Interessen  des  kleinen  und  mittleren  Bürgerstan'des.  Erst  in  den  letzten 
Dezennien  begann  man  mehr  als  bisher  das  Schulwesen  den  Interessen 
der  besitzlosen  Klassen  dienstbar  zu  machen,  anfanglich  überall  getrieben 
vom  freien  Vereinswesen  und  der  Wohltätigkeit  Der  Primärunterricht 
wurde  meist  unentgeltlich  gemacht,  lue  und  da  selbst  die  Lehrmittel  un- 
entgeltlich beigestellt,  man  begann  sich  etwas  um  die  Erziehung,  die 
Körperpflege  der  Kinder  zu  bekümmern,  SchülSrzte  anzustellen,  Schul- 
bäder, SchuUnbliotheken  emzuiühren,  ja  selbst  dürftige  Kinder  zu  ver- 
pflegen und  zu  bekleiden.  Von  hoher  Wichtigkeit  sind  ferner  die 
Bestrebungen,  den  noch  nicht  schulpflichtigen  Kindern  das  Elternhaus, 
das  ihnen  so  häufig  fehlt  oder  so  gut  wie  fehlt,  zu  ersetzen.  Dieser 
letztere  Umstand  ist  es,  welcher  tiefere  Wirkungen  der  bisher  erwähnten 
Maßregeln  verhindert  hat  Durch  die  strengere  Durchführung  des  Prinzips 
der  Schulpflicht,  wie  Versäumnisstrafen  für  die  Eltern,  sind  sie  auch  nicht 
zu  erzielen.  Dies  wird  nur  möglich,  wenn  es  gelingt,  die  bisherige  Teil- 
nahme der  Kinder  an  der  Beruisarbeit  der  Eltern,  insbesondere  zunächst 
die  Fabriksarbeit  der  Frauen  und  Kinder,  diesen  Schandfleck  des 
19.  Jahrhunderts,  aus  der  Welt  zu  schaffen,  was  nur  durch  die  Gewerbe- 
und  P'abriksgesetzgebung  geschehen  kann,  und  in  den  meisten  Staaten 
bereits  in  Angriff  genommen  worden  ist.  Hier  harrt  des  20.  Jahrhunderts 
eine  gewaltige  Aufgabe,  die  es  zu  lösen  gezwungen  sein  wird. 
Ebenso  nötig  ist  aber  die  Fortbildung  der  der  Volksschule  Entwachsenen, 
die  beim  Prcdetariat  &8t  gar  nicht,  beim  Udnen  Bfliger  und  insbesondere 
beim  Bauemstand,  in  Schulen  nur  in  sehr  ungenfigender  Weise  erfolgen 
kann.  Diese  &gänzung  nach  oben  hin  bezweckt  das  in  den  letzten 
Dezennien  entstandene  sog.  „Volksbildungswesen".  Wir  beg^egnen  hier 
einer  Fülle  von  neuen  Unterricht.sformen:  einmalige  Vorträge  populärer 
Art,  Vortragsreihen,  die  man  auch  bereits  zu  systematisch  geordneten 
Kursserien  ausgestaltet  und  hie  und  da  mit  Prüfungen  verbunden  hat, 
Wanderkurse  auf  dem  flachen  Land,  Wanderbibliotheken  u.  a.  Derlei 
Veranstaltungen  werden  teils  von  freien  Vereinen  mit  karitativem  Charakter, 
tdls  von  Interessentenvereinen  (hauptsächlidi  „ArbeÜerbildungsvereinen«^, 
teils  von  freien   Lehrer-  oder   Frofessorenvereinen    (btswdlen  nach. 
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dänischem  Muster  unter  Heranziehung'  von  Studenten  zum  Lehramt)  g'e- 
halten,  teils  sind  sie  nach  englischem  Muster  („University-extension")  den 
Universitäten  angegliedert.  Berechnet  sind  sie  nicht  bloß  für  das 
Proletariat  und  die  Arbeiterschaft,  sondern  auch  für  den  Mittelstand, 
insbesondere  für  die  Volksschullehrer.  Zum  größten  Teil  werden  die 
Vortrage  unentgeltlich  gehalten;  oft  hat  man  aber  auch  eka  Unterrichte 
geld  eingeführt,  aus  dem  die  Dozenten  bexahlt  werden.  Auch  Ansitze 
zu  «ner  Organisation  der  Hörerschaft  und  An^lnahme  derselben  an  der 
Leitung  sind  vorhanden.  Für  die  T,ehrerschaft  ist  neuerdings  auch  die 
vielversprechende  Modalität  von  „Ferialkursen"  ins  Leben  gerufen  worden. 
Aus  diesen  Dingen  ziehen  die  Dozenten  (abgesehen  von  ihrer  eventuellen 
Honorierung)  große  Vorteile,  indem  sie  den  \'ortrag  vor  großen  Auditorien 
üben,  und  einen  besonderen  Nutzen  zieht  daraus  das  Volksschulwesen,  dem 
die  Fortbildung  der  Ldirer,  die  vom  Staate  recht  vernachlässigt  wird, 
auf  diese  Weise  zugute  kommt  Auch  ist  die  Bedeutung  der  An- 
näherui^  nicht  zu  unterschätzen,  weldie  hier  durch  den  geseUschaftp 
liehen  Verkehr  der  beiden  feindlichen  Klassen  erfolgt  Allein  das 
wichtigste  ist  doch  für  das  Proletariat,  den  Kleinbürger-  und  Bauernstand 
die  Hebung  der  Bildung,  ohne  welche  mit  nachhaltigem  Erfolge  weder 
Sozial-  noch  .\grar-  noch  Gewerbepolitik  betrieben  werden  können.  Es 
wird  wohl  noch  einige  Zeit  dauern,  bis  diese  Erkenntnis  in  allen  maß- 
gebenden Kreisen  durchgedrungen  sein  wird,  und  Staat  und  Kommunen, 
die  bisher  der  Bewegung  mit  wenig  Teilnahme,  ja  oft  direkt  fibelwoUend 
gegenüberstanden,  sie  selbst  In  die  Hand  nehmen  werden.  So  unaus- 
weichUch  dies  ist  und  so  wünschenswert  es  ist,  damit  die  der  ganzen 
Einrichtung  bisher  anhaftende  finanzteile  Dürftigkeit,  Planlosigkeit  und  Zu«- 
falligkeit  aufhöre,  so  wird  doch  damit  auch  mancher  Vorzug,  der  nur  in 
der  Freiheit  gedeiht,  bedroht  sein. 
Pmw.  In  einem  höchst  merkwürdigen  Gegen.satz  zu  den  weitumfassenden 
und  sich  täglich  vergrößernden  Tätigkeiten  des  Staates  auf  dem  Gebiete 
des  Untmidilswesens  steht  seine  fast  völlige  Passivität,  ja  Impotraz 
gegenüber  dem  anderen  Bildungsmittel,  der  Presse.  Dort  soigfaltigste 
Pflege,  hier  anarchische  Frnheit,  und  zwar  eine  Freiheit,  die  desto  grofier 
geworden  ist,  in  je  ärgerer  Weise  sie  ausartete.  Trotz  der  zum  TeO 
geradezu  schreienden  Mißbräuche  der  Tagespresse,  deren  Schilderung 
hier  wohl  entbehrlich  ist,  zeigt  sich  nirgends  die  Tendenz,  zu  den  Prävcntiv- 
maßregeln  der  früheren  Zeit  zurückzukehren.  Man  hat  sich  vcm  ihrer 
Fruchtlosigkeit,  ja  Schädlichkeit,  überzeugt.  Selbst  die  Repressivmaß- 
regeln,  wie  Berichtigungsrecht  und  Gresdiworenenjudikatur,  erwiesen 
sich  bei  all  ihrer  Unentbdurlichkelt  oft  als  gefährlich  und  verderblich. 
Eine  staatliche  Pflege  des  Plrefiwesens  aber  kennt  unsere  Zivilisation  so 
gut  wie  nicht.  Man  hat  allerdings  hie  und  da,  z.  B.  in  der  Schweiz  und 
in  Amerika,  Hochschulkurse  zur  Heranbildung  von  Journalisten  eingeführt; 
allein  schwerlich  wird  damit  etwas  £rhebliches  erzielt  werden.  Unsere 
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Presse  ist  nun  einmal  ein  Erbstück  des  Liberalismus,  sie  wird  immer  der 
Tummelplatz  der  freien  Konkurrenz  der  Talente,  der  self-made-men  sein. 
Auch  treifen  solche  Maßregeln  nicht  die  wahre  Quelle  des  Übels.  Diese 
lieg^  nicht  bloß  in  dem  Mangel  an  Bildung,  sondern  vor  allem  in  dem 
Mangel  an  Charakter  und  —  an  Greld 

Unser  Preßwesen  leidet  an  dem  inneren  Widerspruch,  daB  die  Presse 
höchst  wichtige  öffentticfae  Funktionen  erfüllen  und  doch  zugleich  ein  gewinn- 
bringendes Unternehmen  sein  soll,  aus  dem  sich  der  einzelne  nach  Kräften  zu 
bereichem  trachtet.  Einzig-  ein  Teil  der  sozialdemokratischen  Presse  macht 
hier,  so  wenig  sie  sonst  sympathisch  sein  mag",  eine  rühmenswerte  Aus- 
nahme, indem  ihr  Reinertrag  meist  zu  Parteizwecken  verwendet  wird. 
Manche  möchten  hierin  ein  Zukimftsbild  erblicken.  Es  ist  aber  klar,  daß  da 
vidbnehr  nur  eine  ephemere  Erscheinung  \  orliegt,  Denn  der  Journalist 
als  angestdlter  5£Fentlicher  Beamter  —  das  wäre  das  Ziel  dieses  Ge- 
dankens, aber  auch  das  Ende  unseres  Preftwesensl  Es  hieße  das  alle 
Nachteile  der  staatlichen  Pflege  der  Kunst  und  Wissenschaft  auf  die  Presse, 
deren  Wert  nur  in  ihrer  Freiheit  liegt,  veqjflanzen.  Trotz  alledem  be- 
merken wir  gewisse  Ansätze  zu  einer  pfleglichen  Tätigkeit  des  Staates 
auch  hier.  Wir  denken  dabei  nicht  etwa  bloß  an  die  amtlichen  Zeitungen, 
die  ja  so  wenig  Bedeutung  haben,  daß  die  Regienmgen,  wenn  sie  die 
offeniUche  Meinung  beeinflnssen  wollen,  dies  h^mlidi,  anonym  oder 
durch  Deckadressen  tun  müssen.  Vfix  denken  auch  nicht  an  die  sog. 
offiziöse  Presse,  die  dauernd  oder  vorSbergehend  von  den  Regierungen 
bestochen  oder  subventioniert  wird,  denn  diese  Bildungen  sind  doch  zu 
wenig  bedeutungsvoll.  Wir  denken  an  die  Verbindung  des  Preßwesens 
mit  dem  Volksbildungs wesen.  Hat  man  früher  (mit  Recht)  besorgt  Pwemi 
(siehe  Richelieu  u.a.),  daß  die  \'olksmassen  zu  viel  lesen,  so  furchtet  man 
jetzt  (mit  ebensoviel  Recht),  daß  sie  zu  wenig  lesen.  Man  hat  (und  das 
ist  frdfidi  wed«r  lange  her  nodi  allgemein  anerkannt)  begri£fen,  daß  in 
der  Periode  des  Kapitalismus  Mangel  an  Bildung  beim  Bauernstand  eine 
Hauptursache  der  ewigen  „Notlage  der  Landwirtschaft*',  beim  Grewerbe» 
stand  eine  Hauptursache  seiner  Aufsaugung  durch  den  Großbetrieb  ist 
(soweit  dieser  Prozeß  überhaupt  aufzuhalten  ist),  bei  den  besitzlosen  Massen 
endlich,  die  nicht  wie  jene  wenigstens  durch  den  Besitz  an  unsere  Ge- 
sellschaft gekettet  sind,  eine  der  schwersten  Gefahren  für  unsere  ganze 
Gesittung  bedeutet  Gewaltsame  Umsturzversuche  können  nur  von  einer 
ungebildeten,  besitzlosen  Masse  drohen,  und  daher  erkennen  wir  heute, 
daß  die  Gefiihrra  der  Unbildung  größer  sind  als  die  der  Halbbildung. 
Denn  der  Halbgebildete  weiß  doch  wenigstens  von  der  Existenz  der  Kultur- 
güter und  hat  im  allgemeinen  Respekt  vor  ihnen.  Aus  der  volligen 
Unbildung  kann  man  sich  ferner  durch  eigene  Kraft  nicht  erheben, 
wohl  aber  aus  der  Halbbildung.  Und  das  zu  ermöglichen,  ist  ebenfalls  ein 
Ziel  des  sog,  Volksbildungswesens.  Die  Verbilligung  der  Presse  reicht 
dazu  nicht  aus.    Im  Gegenteil,  ^jue  billige  Zeitung  verschlimmert  in  ge- 
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wisser  Beziehung-  das  Obel  durch  ihre  Parteilichk«t  Budier  nnd  f3r  die 
breiten  Massen  zu  teuer. 
Volk«-         So  ist  man  auf  den  Ausweg  gekommen,  periodisdie  und  nicht» 
periodische  Presse    in  öffentlichen   Anstalten  allgemein  zugängfich  zu 

machen.     Aus    dem    Vorbild    der    gewerblichen    Leihbibliotheken  und 
der    gelehrten    Bibliotheken     hat    man    die    „Volksbibliotheken"  g-e- 
schaffen,  neben  dem  Volksunterrichts-  und  Kunstwesen  ein  besonderes 
Stück    des    Volksbildungswesens    und  zugleich   eine    der  glänzendsten 
Schöpfungen  der  zweitm  IBSSStib  des  19.  Jahrhunderts.   Sie  wurden  zuerst 
in  den  fOnüdger  Jahren  in  England  (Ewarts  Gesetz  1850X  dann  in  Amerika 
(1860  in  Worcestet),  dann  in  Sachsen  und  Württemberg  und  anderwärts 
ins  Leben  gerufen.   Doch  sind  sie  sehr  verschieden  oiganiriert  In  Eng- 
land sind  sie  von  Anbeginn  kommunale  Anstalten  gewesen,  deren  Er- 
richtung zwar  im  Belieben  der  fgrößeren)  Städte   stand,   deren  Kosten 
aber  dann  durch  Steuern  gedeckt  wurden.    Dazu  trat  dort  staatliche  Sub- 
ventionierung, Beteilung  mit  amtlichen  Publikationen,  Entsendung  von 
Fachmännern  behufs  Einrichtung  und  Instandhaltung  der  Bibliotheken, 
Verieihung  von  Wanderbibliotheken  udglm.    In  Frankreidi  dagegen 
«nd  die  Volksbibltotheken  bisher  fiist  ausschlieBlich  mit  den  SchulbiUio- 
tfaeken  in  Verbindung.  In  den  flbrigen  Staaten,  insbesondere  den  deut> 
sehen,  sind  sie  meist  in  den  HSnden  von  freien  Vereinen,  hauptsächlich 
Arbeitervereinen   und  Vereinen  mit  karitativem  Charakter  und  genießen 
bisher  noch  wenig  offizielle  Förderung,  eher  noch  durch  den  Staat  als 
durch  die  Kommunen.    Die  Vereine  mit  karitativem  Charakter  haben  hier 
allerdings  sehr  große  Erfolge   erzielt;  allein  bei  Unentgeltlichkeit  der 
Leistungen  nehmen  diese  den  Charakter  des  Almosens  an  und  verlieren 
dadurch  viel  an  Wertschätzung  seitens  der  Teilnehmer.  Auch  bestdit 
dann  die  Gefahr,  daß  die  Anstatten  in  den  Dienst  politischer  oder  ndigioser 
Parteien  gestellt  werden,  eine  Gefahr,  die  auch  den  rein  kommunalen  Ver- 
anstaltungen droht  Die  Erfahrung  hat  jedoch  gelehrt,  daß  das  Publikum  aus 
solchen  tendenziös  jTeleiteten  Volksbibliotheken  nach  einiger  Zeit  ausbleibt 
Über  die  nicht  leichte  Einrichtung  der  Volksbibliotheken,  das  schwierige 
Problem  des  Verhältnisses  der  Besucher  zur  Anstalt  und  ihrer  Anteilnaluue 
an  der  Verwaltung  besteht  bereits  eme  umfangreiche  Literatur;  es  gibt 
eigene  Zeitsduiften,  Kongresse,  ja  in  Amerika  besondere  Schulen  rar 
Heranbildung  des  Personales.  Sehr  erwähnenswert  ist  auch  die  Eniditang 
solcher  Bibliotheken  in  Gefangnissen,  Kasernen,  Eisenbahnen,  Schiffen, 
Spitälern  und  Schulen.  Die  Schulbibliotheken,  in  Schüler-  und  Lehrerbiblio- 
thek zerfallend,  haben  nach  franzosischem  Vorbild  eine  große  Verbreitung 
in  der  ganzen  Welt  gefunden. 
irhoiiu8*>        Übrigens   wurden  in   neuester  Zeit  Volksbibliotheken  häufig  auch 
'""'^  mit  Arbeitsvermittelung  und  mit  Rechtsschutzstdlen  verbunden  und  sie 
dienen  auch  künstlerischen  Bedfirfiussen,  der  Erholung  und  der  ^Unter- 
haltung«.    Die  Frage,  inwieweit  Interessen  der  letsteren  Art  im  Volks- 
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bibliothekswoson  eine  Berechtigung^  haben,  ist  vorläufig  noch  viel  be- 
stritten. Über  den  Lauf  der  Entwickelung  kann  ahrr  kein  Zweifel  sein. 
Man  sieht  dies  deutlich  daraus,  daß  die  Volksbibliotheken  neuestens 
mit  allerlei  Veranstaltungen  verbunden  wurden,  welche  Zwecke  der  Be- 
lehrung vaid  kfinstferischer  Art  mit  ia  Betracht  deheo.  Wir  findra  in  Ver- 
bindung mit  den  VolksbibUotheIcen  nicht  nur  musikalisdie  und  tiieatralische 
AuliShrungen,  Schaustellungen  mit  Hilfe  des  Skioptikons,  sondern  auch 
eigene  Anstalten,  welche  in  erster  Linie  der  Erbauung,  der  Erholung,  dem 
Sport,  dem  Vergnügen  dienen.  Solche  Anstalten,  zuerst  in  England  gegründet 
und  nach  ihrem  Erfinder  Toynbeehalls  genannt,  sollen  bei  jenem  Teil  der 
Menge,  der  nicht  mehr  in  die  Kirche  gehen  kann  oder  will,  diese  und  bei  den 
übrigen  das  Wirtshaus  ersetzen.  Und  damit  begegnet  die  Sache  dem  Gesund- 
h^tBwesen  und  der  VoUcswirtschaftspolitik,  welche  letztere  freilich  (wegen 
der  Steuern  von  den  geistigen  Getranken)  hier  nadi  zwei  S^ten  interessiert 
ist  Denn  ohne  Beschränkung  des  Alkoholgenusses  ist  eine  nennenswerte 
Hebung  der  Lage  der  handarbeitenden  Klassen  nicht  möglich.  Eine 
geistige  Erholtmgs*  und  Vergnügfungsstätte  ist  aber  für  den  physischen 
Arbeiter  ebenso  unerläßlich,  wie  für  den  geistigen  die  körperliche  Be- 
wegung. Bisher  war  für  das  Proletariat  und  den  kleinen  Mittelstand  die 
einzige  Erholungsstätte  das  Wirtshaus.  Öffentliche  Anstalten  traten  nun- 
mehr mit  diesem  in  Konkurrenz.  Und  es  ist  sehr  wahrscheinlich,  daß  auch 
diese  dflSentUchen  Anstalten,  die  bisher  ausschliefilich  in  den  HSnden  des 
freien  Vereinswesens  und  der  Wohltätigkeit  liegen,  ganz  oder  zum  Teile 
in  die  der  Kommunen,  vielleicht  sogar  unter  Beteiligung  des  Staates, 
übergehen  werden.  Das  ist  auch  ganz  natürlich.  Denn  je  demokratischer 
und  sozialistischer  die  Staatsidee  wird,  desto  mehr  wird  sie  sich  gedrängt 
sehen,  wie  es  im  antiken  Staate  und  in  der  französischen  Revolution  der 
Fall  war,  nicht  bloß  in  außergewöhnlichen  „Festen",  sondern  in  Form 
ständiger  öfifentlicher  Anstalten,  dem  Volke  Stätten  des  Vergnügens  und 
der  Erholung  zu  bieten.  Die  Gebiete  der  staatlichen  Kulturpflege  und 
damit  die  Verwaltnngsressorts  werden  dch  dann  um  eines  vermehren,  das 
wir  bei  der  oben  gegebenen  Überncht  —  dem  bisherigen  Zustand  entp 
q>rechend  —  gar  nicht  in  Rechnung  gezogen  haben. 

Nur  durch  das  Volksbildungswesen  können  die  Auswüchse  der  DieVoikaUU«« 
Preßfreiheit    auf    ein    erträgliches    Maß    zurückgedrängt    werden.  ^^"J^e"' dM 

20.  Jahrhundert  wird  dies  nicht  mehr  durch  Mittel  der  Polizei  der  PnAwcMos. 
Gewalt,  der  politischen,  religiösen  oder  nationalen  üinschüchterung, 
sondern  nur  durch  eine  soldie  Steigerung  der  Vorbrdtux^  der  Presse 
möglich  sein,  dafi  die  Bevölkerung  gebildet  und  intelfigent  genug  wird, 
um  rieh  die  sdüechte  Presse  vom  Leibe  zu  halten.  Dann  erst  wird  man 
sich  dem  großen  Ziel  der  Reformation,  der  Herstellimg  der  geistigen  Frei- 
heit des  ganzen  Volkes,  dessen  Erreichung  durch  die  sozialen  Kämpfe 
des  19.  Jahrhunderts  so  sehr  verdunkelt  worden  ist,  wieder  nähern 
können. 
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VIII.  Das  Gesundheitswesen.  Ein  anderes  Gebiet  der  Kulturpfleg-e 
des  Staates  ist  das  Gesundheitswesen.  Der  Polizeistaat  hinterliefi  eine  für 
seme  Zeit  ganz  vortreffliche  Orgamsation  des  Heilpersonales,  die  wir  bier 
übergehen,  w«l  sie  an  einer  anderen  Stelle  dieses  Werkes  beq>rochen  wird. 
Diese  Organisation  besteht  im  wesentlichen  noch  heute  fort  Auch  sie  war 
fast  nur  für  die  besitzenden  Klassen  gedacht,  indem  der  Staat  sich  bemühte, 
durch  Ausbildung  des  Heilperson^iles  an  den  Universitäten  demjenigen,  der 
bezahlen  konnte,  die  Bedingungen  der  Heilung  von  Krankheiten  beizustellen. 
Im  übrigen  kümmerte  sich  der  Staat  um  das  Heilwesen  nicht.  Die  besitzlose 
Klasse  war  nach  den  Grundsätzen  der  mittelalterlichen  Sozialpolitik  auf 
die  Wohltätigkeit  vnd  das  Almosen  angewiesen,  die  allerdings  zahlreiche 
humanitäre  Anstalten  <Ueser  Art  ins  Leben  gerufen  hatten.  Aber  diese 
waren  natOrlich  keineswegs  nadi  einhmtUdien  Pfinjii»en  vertdlt  und 
fehlten  auf  dem  Lande  fast  ganz.  Wo  medizinische  Fakultäten  bestanden, 
da  wurden  die  Spitäler  mit  diesen  in  Verbindung  gesetzt,  indem  die 
Heilung  der  Besitzlosen  der  Gesamtheit  dadurch  dienstbar  gemacht  wurde, 
daß  der  ärztliche  Nachwurhs  iücrbei  seinen  Unterricht  erhielt  So  ent- 
stand die  Einrichtung  der  „Klinik". 

Von  einer  Gesundheitspflege  war  dabei  noch  nicht  die  Rede.  Die 
Vorstellung,  daß  es  Sache  des  Staates  und  der  Konununen  sei,  der  Ent« 
stehung  von  Krankheiten  vorzubeugen,  fehlte  ebenso  wie  die  Empfin- 
dung solidarischer  Interessen  der  ganzen  Bevölkerung.  Freilich,  beim 
Ausbruch  der  großen  aus  der  Ferne  kommenden  und  wieder  verschwin- 
denden Seuchen  brach  sich  ein  ephemeres  Verständnis  dafür  Bahn.  Allein 
die  Maßregeln  gegen  diese  Seuchen  waren  nur  polizeilicher  Natur  (fast 
nur  Absperrung),  und  wenn  die  Gefahr  verschwunden  war,  trat  alles 
wieder  in  den  früheren  Zustand  der  Fasmvitiit  zurück. 
G««mdMtt-  Der  Wandd  der  Ansichten  in  diesem  Punkte  begann  zunächst  mit 
'"^^  der  Gesundheitq)olizei  der  Städte,  welche  hervorgerufen  wurde  durch  das 
ei^  Beieinanderwohnen  der  städtischen  Bevölkerung  und,  ausgehend  von 
der  Überwachung  der  Märkte  und  des  JLebensmittelverkehres,  zuerst  die 
Cberzeugung  von  der  Solidarität  wenigstens  einzelner  sanitärer  Inter- 
essen der  ganzen  Bevölkerung  zum  Ausdruck  brachte.  Der  Staat  verhielt 
sich  demgegenüber  bis  ins  i8.  Jahrhundert  hinein  ganz  passiv.  Das  Er- 
eignis, welches  den  Staat  in  dieses  Gebiet  hineinzog,  war  Jenners  £nt- 
dedcung  der  Kuhpockenimpfung  (1796),  die  auch  fOr  die  Verwaltni^fslehre 
von  epochaler  Bedeutung  gewesen  ist  Der  Staat  begann  jetzt  die  Impfung 
in  die  Hand  zu  nehmen,  sie  auf  alle  Weise,  vielfach  durch  obli- 
gatorische Einführung  (seit  dem  Anfang  des  i  (j.  Jahrhunderts)  zu  fördern. 
Damit  war  zuerst  eine  staatliche  Gesundheitspflege  entstanden,  welche 
über  polizeiliche  Tätigkeit  hinausging.  Weiter  noch  führten  die  schweren 
Choleraepidemien  der  dreißiger  Jahre,  welche  mit  großen  proletarischen  Be- 
wegungen zusammenfielen,  uud  endlich  die  bakteriologischen  Entdeckungen 
der  letzten  Dezennien.  Man  begann  zu  begreifen,  daß  das  FMletariat  mit 
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setnein  Elend,  seinem  Sdimutz,  seiner  Unwissenheit,  seiner  ungenügenden 
Ernährung,  Kleidung  und  Wohnung  zunächst  ein  beständiger  Seuchenherd 
sei.  Dazu  kam,  daß  der  Emanzipationskeunpf  des  Proletariats  drohende 
Formen  annahm.  Die  besitzenden  Klassen  fanden  aus  beiden  Gründen 
ihre  Interessen  bedroht,  und  nunmehr  regte  sich  auch  ihr  Gewissen.  Es 
wurde  ihnen  klar,  daB  die  besitzlosen  Klassen  sich  die  Bedingungen  hygi- 
enisdien  Lebens  in  der  Familie,  bei  der  Arbeit,  hinsiditlich  der  Nahrungs- 
inittel  und  der  Wohnung  mcht  sdiaffen  können  und  daß  sie  Krankheit 
weit  schwerer  belastet,  da  sie  sidi  mit  eigenen  Mitteln  nicht  heilen  lassen 
können  und  ihnen  dadurch  überdies  ihr  einziges  Kapital,  die  Arbeitskraft, 
geraubt  wird.  Aus  diesen  Gedanken  entstand  zunächst  eine  größere  An- 
passung des  Heil-  und  Medizinalwesens  an  die  Interessen  der  besitzlosen 
Klassen,  Erleichterungen  in  der  Beschaffung  unentgeltlicher  ärztlicher 
Hilfe,  Ambulatorien  traten  au  die  Seite  der  Kliniken,  man  begann  die 
StSdte  zur  Eniciitni^  von  Spitälern  zu  veipffliclilen.  Sodann  die  Idee  der 
Kranken-  und  Unfallsveraicherung  der  Arbeiter,  die  in  einigen  Staaten 
zu  dem  entschiedrasten  Sdiritt  auf  dem  Wege  zum  Staatssozialismus» 
nämlich  zur  Zwangs versichervmg  geführt  hat  Diese  wirkt  wieder  sehr 
tief  auf  das  Medizinalwesen  zurück  und  es  hat  den  Anschein,  als  ob  sie 
eine  radikale  Umwälzung  in  der  Stellung  der  Arzte,  Apotheker  usw.  nach 
sich  ziehen  wollte. 

Endlich  ist  aus  jenen  Elementen  die  Gesundheitspflege  der  Gegenwart  Hygie««. 
hervorgewachsen,  welche  einm  der  wichtigsten  Bestandteile  der  ganzen 
Sozialpolitik,  ja  genau  betrachtet,  ihren  Kernpunkt  bildet    Alle  Ver- 
waltungsressorts st^en  mit  der  Gesundheitspflege  und  der  mit  ihr  untrenup 

bar  verbundenen  Gesundheitapolizei  in  irgendeinem  Kontakt,  und  manche 
Teile  des  Verwaltungsrechtes,  wie  das  Gewerbe-,  Wasser-,  Bau-,  Schul-, 
Berg-,  Forstrecht  sind  tief  von  ihr  beeinflußt  worden.  Sie  drängt  uns  die 
Überzeugung  von  dem  inneren  Zusammenhange  aller  Gebiete  der  Kultur- 
pflege auf,  sie  zwingt  uns  aber  auch  die  Einsicht  in  die  Solidarität 
gewisser  Interessen  der  gesamten  Bevölkerung  auf.  Wir  begreifen  heute, 
daS  die  Gesundheitspflege  keineswegs  bloß  den  Literessen  der  besitzenden 
KlBfsein  etwa  wegen  der  Seudienge£ahr  dirat,  wir  wissen  auch,  daft  sie 
ebensowenig  bloA  denihteressen  der  besitzlosen  Klassen  dient,  sondern  wir 
sind  uns  vollkommen  klar  darüber,  daß  sie  die  Schlagfertigkeit  des  Heraes 
bedingt,  daß  die  Erfolge  des  Unterrichts wesens  von  ihr  abhängen,  daß 
ihre  Vernachlässigung  sich  in  den  Armenlasten,  in  der  Strafrechtspflege, 
in  der  Volkswirtschaftspolitik  rächt  Hygiene  des  sexuellen  Lebens  (ver- 
bunden mit  einer  erhebhchen  Verbesserung  der  barbarischen  Lage  der 
Frauen  der  besitdosen  Klassen),  Überwachung  imd  Verringerung  der 
Frostitutiim,  Beschränkung  des  Alkoholgenuases,  natufgemSAe  Emihrung 
der  Säuglinge,  Erhaltung  der  NihrfiUi^dt  der  IfiMter,  Kinderpflege, 
Schulhygiene, Verhinderung  gefahrlicher  und  gesundheitsschädlicher  Arbeits- 
gelegenheit in  der  Fabrik,  im  Gewerbe  und  in  der  Heimarbeit,  Verbot 
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gesundheitsschädlicher  Wohnungen  und  Schaffung  günstigerer  Wohnungs- 
bedingungen, Beschafifung  von  Trinkwasser,  Kontrolle  des  Nahrungsmittel- 
verkehrs, Abftihr  der  Sink-  und  Abfallsstoffe,  Trockenlegung  des  Bodens> 
Ränhaltung  der  Luft,  Regelung  des  Begräbniswesois,  änd  die  wichtigfsten 
Torläufigen  Ziele  der  GesnndheitapAege  und  -Polizei  Kein  Zweifid»  daB 
diese  das  2a  Jahrhundert  noch  vi^  weiter  in  soaalistlBche  Eimnshbmgen 
hineintreiben  werden  als  bisher  geschehen.  Denn  scUimmer  als  die  Gesond- 
heitsschädlichkeit  der  Nahningsmittel ,  der  Wohnung,  der  Arbeitsgelegen- 
heit ist  der  völlige  Mangel  derselben,  und  absurd  ist  es,  notwendigen 
Wirkungen  steuern  zu  wollen,  ihre  Ursachen  aber  fortbestehen  zu 
lassen. 

IX.  Die  Volkswirtschaftspflege.  Und  nunmehr  wäre  zum  Schlüsse 
noch  die  SteUmig  des  modernen  Staates  zur  Volkswirtschaftspfleg-e  zu 

überschauen.  Auch  dieses  allerwiditigste  Grebiet  der  Kulturpfiege  steht 
mit  den  übrigen  im  innigsten  Zusammenhange.  Ohne  Wohlstand  und  olme 
angemessene  Verteilung  des  Wohlstandes  keine  Bildung,  keine  Wissen- 
schaft, keine  Kunst  und  keine  Technik,  keine  Gesundheitspflege,  ja  nicht 
einmal  eine  höhere  Stufe  der  Sitte  und  der  Religion!  Und  ohne  ziel- 
bewtiAtes  Inefaundeigreifen  aller  dieser  Tätigkeiten  kann  ein  einzehies 
Stflck  derselben,  mag  es  an  uch  nodi  so  vortrefflich  sein,  wirkungslos 
bleiben,  ja  dirdct  schädlich  wirken,  wie  beispidsweise  die  AbkSrzung  der 
Arbeitszeit  ohne  Schaffung  von  Erholungsstätten  für  die  Arbeit». 

Da  die  Volkswirtschaftspflcge  Gegenstand  einer  besonderen  Darstellung 
in  diesem  Werke  ist,  so  müssen  wir  uns  hier  mit  der  Feststellung  der 
hauptsächlichsten  Gesichtspunkte  begnügen. 

Das  Prinzip  des  „Liberalismus",  von  den  Physiokraten  und  Adam  Smith 
.Libcriiismni-  f^nn^üert,  Verlangte  vom  Staate,  daß  er  das  Grüterleben,  insbesondere  den 
i9.j«hrtaiiteta.  Handel,  ebenso  wie  die  übrigen  GeUete  des  gesellschaftlichen  Lebens  tmi- 
fichst  sich  selbst  übexlasse  und  sich  auf  den  Rechtsschutz  beschränke 
(laiBsez  faire,  laissez  aller).  Zwar  hat  sich  der  Staat  des  19,  Jahrhunderts 
diesem  Prinzip  in  einigen,  wie  zuzugeben  ist,  sehr  wichtigen  Beziehung^ 
angenähert  (z.  R.  in  der  Gewerbe-  und  Zollpolitik),  aber  er  hat  dabei  nie 
aufgehört  in  Fortsetzung  der  älteren  Tradition  des  Merkantilsystems  durch 
seine  Kolonial-  und  Zollpolitik,  durch  Subventionen,  Privilegien  und  auf 
andere  Weise  die  Produktion  imd  den  Handel  zu  fordern,  daneben  auch 
bestimmte  Stände,  insbesondere  die  Iffittelstände  zu  schätzen.  Nur  gegen 
die  handaibeitenden  Klassen  hat  er  jenes  Prinzip  des  Liberalismus,  und 
zwar  gerade  in  dem  Augenl^dM  zu  verwiik&chen  getrachtet,  als  dch 
durch  das  Entstehen  des  Maschinenbetriebes  und  andere  Ursachen  «ne 
Großindustrie  bildete,  welche  die  kleinen  Betriebe  aufsaugte  und  so  aus 
dem  bisherigen  Lumpenproletariat  eine  große,  stets  wachsende,  ihrer  ein- 
heitlichen Interessen  mehr  und  mehr  bewußt  werdende  Gesellschaftsklasse 
erwuchs. 
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Die  Vocstdlting,  daA  der  EgoHmus  die  «invinble  band**  em,  weldie 
wie  eine  geheime  Vondiimg,  den  gesellschaftlichen  Mechanismus  leite 

und  daß  jeder  Akt  der  Staatsgewalt  verfehlt  sei,  der  die  Wirkungen  dieses 
„naturgesetzlichen"  Geschehens  beeinflussen  wolle,  bildet  bei  den  Physio- 
kraten  und  bei  Adam  Smith  die  Grundlage  eines  in  seiner  Art  großartigen 
philosophischen  Systems,  in  dessen  Mittelpunkt  die  Freiheit  des  Individuums 
Steht  Allerdings  oft  nur  eine  fiktive.  Der  aus  diesem  System  entsprungene 
„Liberalismus«  trat  in  schirftlen  Gegensatz  zum  Poiizeistaat,  der  haupt- 
sächlich durdi  sdnen  Snfluß  beseitigt  wurde.  Leider  nur  zerstörte  der 
Liberalismus  mit  dem  Polizeistaat  all  dessen  wertvolle  aodalp«dilische  Ele- 
mente, den  Schutz  der  wirtsdiaftiich  Schwachen,  den  der  Polizeistaat  aus 
guten  Gründen  zu  einem  seiner  wichtigsten  Programmpimkte  gemacht 
hatte.  Mag  sein,  daß  jene  Denker  die  furchtbare  Rückwirkunir  ihres 
Systems  auf  die  Lage  der  arbeitenden  Klassen  nicht  in  ihrer  ganzen 
Tragweite  ermaßen,  obwohl  andere,  wie  insbesondere  der  geistreiche,  aber 
rohe  und  frivole  Mandeville  (Bienenfitbel,  zuerst  1 723:  „Sic  vos,  non  vobisl*') 
diese  Rückwirkung  in  voller  Klaifaeit  und  Nacktheit  ausgeq>rodien  und 
als  dn  willkommenes  „Naturgesetz«*  begrfiAt  hatten.  Der  Staat  bewahrte 
im  19.  Jahrhimdert  den  anderen  Ständen  und  Klassen  gegenüber  das 
Prinzip  der  Produktionsförderung;  nur  auf  das  Proletariat  wendete  er  das 
Laissez-faire-Prinzip  an.  Das  mußte  natürlich  die  Wirkung  haben,  die 
besitzlose  Klasse  inbegrifflich  ihrer  Kinder  und  Frauen  zum  Ausbeutungs- 
objekt der  Unternehmer  zu  machen,  welch  letztere  ihre  „Freiheit"  ganz 
anders  verwerten  konnten,  als  die  von  der  Hungerpeitsche  getriebenen 
Proletarier.  Die  Staatsgewalt  wurde  zur  Hüterin  der  Untemehmerinter- 
essen  (»Klassenstaat"),  der  Froletaiier  aber  zum  ,finneren  F^d«,  zum 
vaterlandslosen  Gesellen.  Denn  audi  von  den  polittsdien  Rechten  schlofi 
die  neue  Gesellschaftsordnung  ihn  aus;  das  Wahlrecht  wurde  ihm  entzogen 
und  die  Koalitionsverbote  taten  das  übrige.  Sie  raubten  Millionen  die 
Möglichkeit,  durch  Organisation  ihre  Lage  aus  eigener  Kraft  zu  verbessern 
und  ihre  Abhängigkeit  zu  vermindern,  und  zwar,  um  die  „Freiheit"  einzelner 
„  Arbeitswilliger zu  schonen.  Ob  es  nun  so  klar  ausgesprochen  ward,  wie 
bei  Mandeville  und  (oppositionell)  bei  gewissen  Sozialisten  wie  Linguet  u. a. 
oder  nur  indirekt  aus  dem  Verhatten  der  Regierungen  und  Fblizeibehotden 
geschlossen  werden  kann:  die  Wlrtsehaflspolitik  des  Liberalismus  betraditet 
die  Existenz  einer  großen  Klasse  von  Menschen,  die  vom  Hunger  getrieben 
ihre  Arbeitskraft  dem  nächstbesten  Bieter  verkaufen  müssen,  als  im  öffent- 
lichen Interesse  gelegen,  weil  sie  der  Industrie  die  nötigen  „Hände" 
liefern.  Nur  direkt  vor  dem  Verhungern  bewahrte  der  Staat  durch  Armen- 
pflege und  Arbeitshaus,  bestrafte  aber  dabei  die  Arbeitslosigkeit,  von  der 
er  annahm,  daA  sie  stets  ehie  verschuldete  sei  Trotzdem  ergriff  er,  lun 
der  Arbeitslosi^eit  zu  steuern,  keine  emstiiaften  Maßregdn,  da  diese  die 
Nachfrage  nach  Arbeit  vermindern,  somit  den  Arbeitslohn  und  die  Pro- 
duktionskosten stMgexn.  Als  mm  das  Proletariat  in  groften  blutigen  Auf- 
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standen   (Chartistenbewegung,  Julirevolution,   Februarrevolution,  Pariser 
Kommune  usw.)  gegen   diesen  Zustand   und   seine   grauenvollen  Folg^e- 
erscheinungen,  die  hier  gar  nicht  erörtert  werden  sollen,  revoltierte,  be- 
Prodflkttau-  ginnen  die  Regierungen  einzulenken,  und    neben   die  Produktions- 
'^I^IÜJl^tik^  Forderung  tritt  die  Sozialpolitik  als  zweites  großes  Stück  der  Volks. 

wirtschaftq>flege  des  19.  Jahrhunderts.  Es  ist  ein  sdiwieriges  Problem, 
diese  beiden  Richtungen  der  Wirtschaftspolitik  in  em  harmonisches  Ver- 
hfiltnis  /uoinandcr  zu  bringen.  Denn  es  ist  klar,  daß  bei  einseitiger  Ver- 
folg^g  der  einen  die  andere  leiden  und  damit  die  internationale  K.onkurrenz. 
fahigkeit  gefährdet  werden  muß.    Indes  ist  in  neuester  Zeit  nachgewiesen 
worden,    daß   die  Abkürzung  der   Arbeitszeit   und  die   Steigerung  des 
Arbeitslohnes  bis  zu  einem  recht  erheblichen  Maß  durch  Steigerung  der 
Intenntät  der  Aziieit  wett  gemacht  werden. 
DtoPradakiiaH-      IVio  tton  im  19.  Jahrhundert  die  Produktionsfdrderung'  inmier 
sr^TblfJ^  gioßxügigere  Formen  anninunt,  wie  der  Staat  Ackerbau,  Handweri^ 
Gewerbe,  Bergbau,  Industrie  und  Handel  in  mannigfJaltiger  Weise  pflegt 
und  unterstützt,  wie  infolgedessen  die  Produktion  und  der  Handel,  der 
nationale,  gleichwie  der  internationale  ins  ungemessene  steigen,  indem 
der  Staat  das  Zollwesen  reformiert,  den  Bau  von  Verkehrswegen  aller 
Art  durch  vielerlei  Mittel,  darunter  insbesondere  durch  Darbietung  seiner 
Gewalt  zugunsten  der  Unternehmer  (Expropriation)  fordert,    wie  der 
Staat  den  Vexkehr  durch  Post,  Telegraph,  Telephon  in  die  feinsten  Kanäle 
leitet  und  veristdt,  wie* er  das  vom  PolizetsäMt  niedergehaltene  Assozia. 
tionswesen  seiner  Fesseln  befreit,  Sparkassen,  Genossenschaften,  Aktien- 
gesellschaften sich  in  großartiger  Weise  entfalten,  wie  er  MaA  und  Ge- 
wicht und  Geldwesen  vereinheitlicht  und  reformiert,  das  Bankwesen  regelt, 
den  Kredit  organisiert  und  allgemeiner  zugänglich  macht,  wie   der  Staat 
endlich  hinsichtlich  einer  Reihe  von  diesen  Dingen  durch  Vereinbarungen 
mit  anderen  Staaten  ein  internationales  Verwaltungswesen  schafft,  das 
alles  kann  hier  nur  angedeutet,  aber  nicht  weiter  verfolgt  werden. 
Die  Im  Gregensatz  zu  dieser  gewaltigen  Produktionsförderung  ist  die 

scwi^rik  Sozialpolitik  der  Staaten  im  19.  Jahrhundert  vorerst  noch  in  recht  be- 
ig^jaivfandOTti.  schcldenen  Dimensionen  geblieben,   wobei  wir  allerdings  hervorheben 
müssen,  daß  die  Kommunen,  Städte  und  Provinzen  in  ihrem  Bereiche  sich 
der  Sozialpolitik   der  Regierungen,    wenn    auch    zögernd  anschlössen. 
Werfen  wir  einen  kurzen  Blick  auf  das,  was  wir  „Sozialpolitik"  nennen, 
so  zerfallt  uns  diese  in  drei  Gruppen  von  Maßregeln.    Die  erste  unter- 
SMUpoutik  nimmt  es,  dirdct  die  Lage  der  bentzlosen  Klassen  zu  verbessern  und 
'  2r"Il'^"'"  übeihaupt  die  wirtschaftlich  schwächeren  Elemente  vor  Ausbeutunff  «Ini^ 
die  Übermacht  des  KepStals  zu  schützen  (»State  interference")b 


Hierher  gehört  «ne  Reihe  von  Maßregeln,  welche  bestimmt  sind, 
vorwiegend  im  Interesse  der  industriellen  und  gewerblichen  Arbeiter- 
schaft die  sogenannte  „Freiheit  des  Arbeitsvertrages"  zu  beschränken,  als: 
Verbot  des  Trucksystemes,  Ruhetag,  Normalarbeitstag,  Beschränkungen 
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der  Heimarbeit  ( Australien  1),  Reduzierung-  der  Frauen-  und  Kinderarbeit, 
Reformen  des  Polizeirechtes,  Einführung  diverser  „Inspektorate",  Förderung 
oder  imperative  Einführung  der  Versicherung  gegen  Unfall,  Krankheit, 
Invalidität,  mit  (mißglückten)  Versuchen  ihrer  Ausdehnung  auf  Arbeits- 
losigkeit Im  übrigen  beschränkte  sich  der  Staat  darauf,  seine  bisherige 
Fdndsdigkeit  gegen  <Üe  SelbsUiilfe  der  Arbeiteischaft  langsam  und  noch 
immer  nicht  geau  aufiichtig  und  vorbehalflea  au&ugeben,  Koalitionen, 
Gre werkschaften y  Konsumveretne,  kollektive  Arbeitsverträge,  Einigungs- 
ämter zu  dulden,  teilweise  zu  imterstützen.  Aber  im  ganzen  muß  man 
heute  noch  sagen,  daß  es  schon  eine  relativ  hohe  sozialpolitische  Weisheit 
verrät,  wenn  eine  Polizeibehörde  in  Lohnkämpfen  und  Streiks  nicht  direkt 
und  mit  Waffengewalt  für  die  Unternehmer  Partei  nimmt,  wie  dies  noch 
vor  gar  nicht  langer  Zeit  allgemein  üblich  war. 

Noch  dürftiger  ist  es,  was  der  Staat  bisher  in  der  Frauenfrage 
gdeistet  hat,  welche,  sownt  sie  dne  wirtschafUiche  ist  —  und  das  ist  ihr 
wichtigstes  St&ck  —  hierher  gehört.  Wohl  wurde  in  mdu^ren  Staaten 
Frauenarbeit  aus  dringenden  Sittli  likeitsgründen  oder  zum  Schutz  der 
Mutterschaft  beschränkt.  Man  hat  aber  kaum  noch  begonnen,  die  volle 
Tragweite  der  Fabrikarbeit  der  Mütter  zu  würdigen  und  gegen  die  Zer- 
störung des  Familienlebens  durch  sie  Stellung  zu  nehmen.  Sozialdemo- 
kratische Autoren,  wie  Bebel,  wollen  zwar  aus  Gleichheitsschwärmerei 
Mann  und  Weib  in  der  Arbeitsorganisatiim  gans  gleidk  stdlen  und  zu 
diesem  Zweck  die  Familie  durch  öflSendiches  Anstaltsleben  ersetzen. 
AllerdingB  ist  dies  ja  l^er  im  19.  Jahibundert  beim  Proletariat  vielfach 
heute  der  Fall  (Findelhäuser,  Kindergärten,  Waisenhäuser,  Erziehungs- 
anstalten für  verwahrloste  Kinder  usw.).  Allein  schwerlich  wird  das 
20.  Jahrhundert  auf  diesem  Wege  weiter  schreiten.  Unzweifelhaft  wird 
die  Mutterschaft  allzeit  der  normale  Beruf  des  Weibes  bleiben.  Wenn  es 
auch  Pflicht  und  Aufgabe  des  Staates  im  20.  Jahrhundert  sein  wird,  in 
vi^  höherem  Mafie  als  bisher  dem  Teile  des  wriblichen  Greschledites, 
welches  diesen  Beruf  nicht  erreichen  kann  oder  will,  die  Möglichkeit 
selbständiger  Beru&tätigkeit  zu  gewähren,  so  darf  und  wird  er  doch  daa 
Heilmittel  für  die  in  so  weitem  Umfange  bereits  erfolgte  Zerstörung  des 
Familienlebens  nicht  in  der  Verallgemeinerung  dieser  Zerstörung,  sondern 
nur  in  der  Abschaffung  der  Fabrikarbeit  der  Mutter  finden.  Dadurch 
werden  Maßregeln  gegen  gewisse  das  Familienleben  gleichfalls  bedrohende 
Formen  der  Heimarbeit  nicht  ausgeschlossen  sein.  Das  20,  Jahrhundert 
wird  das  „Recht  des  Kindes  auf  die  Familie**  (Ellen  Key)  anerkennen; 
es  whrd  dem  Kinde  die  Familie,  der  Familie  die  Mutter  wiedergeben. 

Ist  das  bisher  hier  Geschaffene  schon  dürft^  genug,  so  ist  vollends  USg^- 
lidi,  was  der  Staat  gegenüber  der  eigetitlichen  partie  honteuse  unserer  Kultur, 
gegenüber  der  Prostitution  geleistet  hat.  Man  hat  sich  im  allgemeinen 
noch  nicht  über  den  sanitätspolizeilichen  Gesichtspunkt  erhoben,  dessen 
einseitige  Betonung  die  Frage  vom  Standpunkt  der  besitzenden  Klasse, 
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und  zwar  ihrer  Männer  behandeln  heißt  Daß  daneben  den  Staat  auch  die 
Pflicht  trifft,  die  Schwächsten  der  Schwachen  zu  beschützen;  daß  er  diese 
Pflicht  bisher  schmählich  anSer  acht  gtdamaa  hat  und  aufler  acht  laasea 
wird,  solange  er,  was  ihm  die  männliche  Arbeiterschaft  flbr  den  Beradi 
ihrer  Interessen  bereits  abgewohnt  hat,  mit  fiktiven  „Freiheiten'*  und 
fingierten  „stillscikweigendcn  Zustimmungen**  rechnet;  daß  Recht  und  Praxis 
auf  diesem,  sowie  auf  mehreren  Gebieten  des  Sexualrechtes  bisher  ein 
System  von  Lüge,  Heuchelei  und  Grausamkeit  sind,  das  mußte,  wie  es 
scheint,  den  Machthabern  unserer  „Kultur**  erst  durch  einig-e  mutige 
Frauenvereine  gesagt  werden,  deren  Agitationen  das  20.  Jahrhundert 
gewifl  grofie  Erfolge  bringen  wird.  Vorläufig  ist  als  erfreuliches  Brgiebnta 
derselben  ein  internationaler  Vertrag  zur  Belcämpfung  des  Mädfthenhandel» 
zu  verzeichnen.  Wie  vieles  läßt  sich  in  dieser  Hinsicht  mit  leichter  Muhe 
noch  tun,  den  galten  Willen  freilich  vorausgesetzt! 
soiixipoutik  Die  zweite  Gruppe  der  Sozialpolitik  ist  eine  bestimmte  Richtung  der 
imwu^n^we^  modemcn  Finanzpolitik. 

Das  neuere  Steuerrecht  legt  nicht  melir,  wie  das  früher  üblich  war 
in  Form  der  indirekten  Steuern  die  stärksten  Lasten  auf  die  schwächsten 
Schultern,  sondern  es  stuft,  freilich  unter  Beibehaltimg  der  alten  indirekten 
Steuern,  die  Lasten  sorgfältig  nach  dem  Maß  der  Ldstnngsfahigkeit  ab 
und  geht  daher  zur  Einkommen-  und  Vermögenssteuer  und  zum  progres- 
siven  Steuerfuß  über.  In  ähnlichem  Sinn  hat  man  die  Grebflhrentarife  für 
die  Benutzung  der  öffentlichen  Anstalten,  Post,  Eisenbahn,  Schule,  Kranken- 
haus usw^.  sehr  herabgesetzt,  ja  vielfach  stuft  man  die  (jebühr  nicht  mehr 
bloß  ab  nach  dem  Maß  der  Benutzung,  sondern  auch  nach  dem  Vermögen 
des  Benützenden.    Vereinzelt  kommen  schon  Steuern,  insbesondere  Erb- 
schaftssteuern, mit  der  ausgesprochenen  Absicht  vor,  dadurch  die  Ver- 
teilung des  Vermögens  zu  beeinflussen.  Im  Zusammenhang  damit  ist  man 
daran,  den  viel  zu  weit  ausgedehnten  Kreis  der  erbberechtigten  Personen 
zu  beschranken. 

Auch  die  Kommunen  folgen  vielfach  dieser  Politik  in  ihrem  Bereidi, 
mit  zum  Teil  eigentümlichen  Mitteln  (Wertzuwachssteuer). 

Die  dritte  ebenso  wichtige  Gruppe  von  sozialpolitischen  Maßregeln 
ist  die  schon  jetzt  ins  großartige  gediehene  Verstaatlichung  bzw.  Kom- 
munalisier uug  von  Betrieben,  teils  mit,  teils  ohne  Monopoüsierung.  Diese 
mit  dem  System  des  Liberalismus  wohl  in  allerschärfstem  Gegensatze 
stehende  Richtung  knüpfte  an  einzelne  noch  aus  frfiherer  Zeit  übrig- 
gebliebene Regalien  und  Monopole  an,  wie  das  Post>  Telegraphen^^  Salz-  und 
Tabakmonopol, die  ursprünglich  natürlich  rein  zu  Hnanziellen  Zwecken  ein- 
geführt worden  waren.  Ihnen  fugten  sich  der  staatliche  Betrieb  der  Eisen- 
bahnen und  anderer  Verkehrswege  an;  Branntwein-,  Zündholzchen -Monopole 
wurden  in  mehreren  Staaten  geschaffen,  Staatsbanken  mit  Monopolisierung 
des  Banknotenwesens  traten  ins  Leben,  auch  sonstige  Zweige  des  Bank- 
wesens (Postsparkasse),  selbst  einzelne  Gewerbszweige  wie  Druckereien, 
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Pfandleihanstalten  begann  der  Staat  in  die  Haud  zu  nehmen.  Die  Städte 
folgten  derselben  Tendeius  und  übernahmen  die  StrafienbalinAn,  die  Ver- 
sorgung mit  Gas,  Elektrizit&t,  Trinkwasser,  Axbeitsvennitteliiqg,  dacu 
allerlei  Bildiings-  und  SanitBtsaaatalten,  wie  oben  geseigt 

Diente  bisher  der  Staats-  oder  Kommunalbetrieb  vorwiegend  Finanz- 
zwecken, so  verlangte  man  ihn  zu  Ende  des  letzten  Jahrhunderts  mehr  imd 
mehr,  um  der  Ausbeutung  des  Publikums  durch  die  Privatunternehmer  ein 
Ende  zu  bereiten,  die  das  liberale  System  nicht  nur  nicht  verhindert, 
sondern  geradezu  gewollt  hat,  um  „Reichtum"  in  der  Bevölkerung  zu 
schaffen.  Damit  entstand,  wie  schon  erwähnt,  nun  eine  ganz  neue  Tarif- 
politik, welche  auf  möglidiste  Hexabsetzung  der  GebOhzensitze,  zum  Teil 
sogar  auf  völlige  Unentgeltlidik«t  gerichtet  war.  Letztere  ist  frnlich 
selten  wiridich  end^  worden,  wie  2.  B.  bei  StraAen  und  Brucken.  DaB 
dies  Bestreben  dann  mit  dem  Finanzzweck  bald  in  Konflikt  kommen  mußte^ 
liegt  auf  der  Hand.  Übrigens  haben  derlei  Konflikte  keine  tiefere  Bedeu- 
tung. Ohne  Zweifel  werden  dieser  Beweg^ung  über  kurz  oder  lang  alle 
Privatmonopole  und  -privilegien  zum  Opfer  fallen,  am  ersten  wohl  die 
Phvateisenbahnen.  Von  dem  gleichen  Schicksal  sind  aber  auch  jene  Privat- 
untemehmuugen  bedroht,  denen  es  gelungen  ist,  sei  es  vermöge  zufalliger 
natnriicher  Umstände  (Bergweric^  Heilquellen),  sei  es  infblge  von  Kartdien 
oder  Trusts  sich  ein  faktisches  Monopol  zu  sichem. 

Die  Übernahme  solcher  Betriebe  diu-ch  Staat  und  Stadt  auf  dem  Wege 
der  £xpropriation  ist  desto  wahrscheinlicher,  je  unentbehrlicher  die  von 
ihnen  erzeugten  Artikel  sind  (Kohle,  Petroleum),  oder  je  mehr  sie  sich 
wegen  Gesundheitsgetahrlichkeit  des  Betriebes  (Zündhölzchen)  oder  aus 
anderen  sozialpolitischen  Gründen  empflehlL 

So  wird  man  denn  wohl  im  za  Jahrhundert  den  Bergwerksbetrieb, 
mindestens  auf  Kohle  und  Petroleum,  die  Verwertuug  der  Wasseriorift^ 
die  städtischen  Trinkwasserieitungen,  die  Bermtung  von  Gas,  Elektrizität^ 
Branntwein,  die  Produktion  oder  doch  den  Handel  mit  gewissen  Nahrungs- 
mitteln, z.  B.  Milch,  dann  den  Betrieb  arzth eher  Tätigkeit,  der  Apothekerei, 
des  Begräbniswesens  (wie  jetzt  schon  mehrfach  in  der  Schweiz),  die  Dienst- 
und Arbeitsvermittelung-,  einzelne  Teile  des  Versicherungs-  und  Bank- 
wesens in  staatliche  oder  kommunale  Hände,  teils  mit,  teils  ohne  Monopol 
übergehen  sehen. 

Je  mehr  Ach  nun  Staat  und  Gem«nden  im  sa  Jahrhundert  demokrati-  Diaaa 
sieren  werden  —  und  das  ist  «ne  voriäufig  unaufhaltsame  Tendenz  unseres  f^^^^ '7 

"  d«r  SoiiaJpoUtik 

Öffentlichen  Lebens  —  desto  mehr  mdssen  die  Steuern  und  Gebühren  der  «id 

besitzlosen  Klasse  zugute  kommen,  desto  mehr  muß  sich  die  Stellung  der 
Arbeiter  in  den  Staatsbetrieben  verbessern,  desto  mehr  sich  ihre  Position  m^; 
jener  der  Staatsbeamten  annähern,  und  wie  sehr  dies  auf  die  Lage  der 
Arbeiter  in  den  Privatbetrieben  zurückwirken  muß,  ist  schon  oben  S.  401 
hervorgehoben  worden.  Es  verschlägt  wenig,  daß  in  dieser  Beziehung  der- 
selbe Kmiflikt  zwischen  Unanz^Q^tik  und  Sozialpolitik,  wie  bM  den  Tarifen 
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der  Monopolbetriebe,  unvermeidlich  ist  Die  Bedeutung  dieses  Konflikts 
wird  flieh  in  dem  ICafie  vmingem,  als  ridi  die  Zahl  der  Staatsbetriebe 
▼ermehrt  Diese  Tendenz  aber  ist  unverkennbar.  Und  je  mdhr  dies  der 
Fall  sein  wird»  desto  großer  werden  die  Kompetenzen  unserer  Geuiein- 
weseni  desto  geringer  wird  die  Zahl  der  selbständigen  Unternehmer,  desto 
großer  wird  die  Zahl  der  Beamten,  desto  schrankenloser,  desto  empfind- 
licher wird  die  Majoritätshcrrschaft,  mit  einem  Worte,  desto  „sozialistischer** 
werden  Staat  und  (xcmeincie  im  20.  Jahrhundert  werden,  und  es  wäre 
müßig,  sich  heute  die  Frage  zu  stellen,  an  welchem  Punkte  der  Stillstand 
eintreten  wiid.  Denn  dafl  dn  solcher  wieder  kommen  muft,  kann  wohl 
nicht  bezweifdt  werden.  Es  wäre  wohl  eine  arge  Täuschung,  wollte  man 
glauben,  auf  dem  Wege  der  Steuerpolitik  und  der  Verstaadichung  (der 
„Expropriation  der  Expropriateure wie  Karl  Marx,  gesagt  hat),  liefle  sich 
schließlich  die  radikale  Abschaffung  des  Privateigentums  erzielen.  Theore- 
tisch läßt  sich  dies  ja  bis  zum  Ende  ausdenken,  aber  praktisch  nicht  durch- 
führen. Noch  weniger  wird  dies  Ziel  durch  einen  großen,  gewaltsamen 
Umsturz  erfolgen,  den  die' großen  Denker  der  Sozialdemokratie,  an  erster 
Stelle  Marx  und  Engels,  in  Bilde  erhofi^t,  den  so  viele  herbeigesehnt,  so 
vide  gefurchtet  haben.  Zu  ProletarierreTolten  gegenüber  kurzachtigen 
Regierungen  mag  es  ja  kommen.  An  den  Prinzipien  der  GeseMschafts- 
ordnung  aber  kann  nicht  mit  Erfolg  goruttelt  werden,  und  jede  neue  Maß- 
regel der  Sozialpolitik  schließt  ein  neues,  ein  festeres  Band  um  die  beiden 
feindlichen  Klassen,  welche  trotz  alldem  gemeinsame  Interessen  haben 
und  sich  deren  bewußt  sind.  Mit  jeder  solchen  Maßregel  rückt  die  Mög- 
lichkeit eines  gewaltsamen  Umsturzes  in  weitere  Feme,  eines  Umsturze-s, 
der  keine  neue  Kultur,  kein  goldenes  Zeitalter  gebracht,  sondern  die 
Menschhnt  nur  gezwungen  hatte,  wieder  vtm  vome  anzufangen  und  den- 
selben Weg  wieder  zu  gdien,  den  sie  schon  gegangen  ist  Die  sozial- 
demokratische Partei,  welche  den  Glauben  an  das  iferannahen  dieses  Um- 
sturzes nicht  aufgeben  kann,  ohne  ihren  Charakter  als  revolutionäre  Partei 
und  damit  viel  an  Anziehungskraft  für  die  Ma.ssen  zu  verlieren,  trifft  das 
tragikomische  Los,  daß  sie  den  Ast  absägen  muß,  auf  dem  sie  sitzt,  daß 
sie  .sich  selbst  desto  überflüssiger  machen  muß,  je  glänzendere  Erfolge  sie 
erzielt    Sie  wird  im  20.  Jahrhundert  in  eine  Keformpartei  übergehen. 

Auch  das  zo.  Jahihundert  wird  ebensowenig,  wie  irgendein  anderes, 
das  goldene  Zettalter  wiedetkehren,  den  ISmmel  auf  Erden  herabtauen 
sehen,  es  wird  das  Elend  und  das  Unglück  nicht  aus  der  Wdt  schaffen, 
Krieg  und  Kolonialgreuel  nicht  verschwinden  machen,  Rassen-  imd  Nationen- 
gegensatze nicht  verwischen  können,  es  wird  die  Ungleichheit  der  Grüter 
nicht  beseitigen  und  daher  das  Recht  des  Arbeiters  auf  den  voUen  Ertrag 
seiner  Arbeit  nicht  venvirklichen  können. 

Aber  es  wird  gewiß  Staat  und  Gemeinde  dem  schon  von  der  antiken 
Staatswissenschaft  aufgestellten,  bisher  nie  erreichten  Begriff  des  „Gemein- 
wesens**, d.  h.  der  Verwirklichung  der  Gesamttnteressen  in  dnem  höheren 
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Maße  annähern,  als  es  bisher  möglich  gewesen  ist,  wobei  hier  die  Frage 
ganz  außer  Spiel  bleiben  möge,  ob  die  Monarchie  als  „soziales  Königtum*' 
diesen  Prozeß  lllhfeiid  und  leitend  befördern  und  sich  selbst  dadurch  reUen 
wird,  oder  nicht 

Das  2a  Jabiliundert  wird  ohne  Zweifel  Familie  und  Etgentum,  diese 
Fundamente  der  Kultur  aller  Zeiten,  nicht  zerstören,  wie  die  SodaldemoknMe 
es  für  unerläßlich  erachtet,  sondern  reformieren  und  vor  allem  das  Prole- 
tariat in  höherem  Maße,  als  es  bisher  geschehen,  an  ihren  Gütern  teil 
nehmen  lassen.  Es  wird  unzweifelhaft  die  Lebenshaltung  des  Arbeiters  in 
erheblicher  Weise  erhöhen,  die  Kinderarbeit  durch  Kindererziehung  ersetzen, 
die  Mutter  der  Familie  zurückgeben,  es  wird  durch  bessere  Erziehung  der 
weibttdien  Jugend  und  energische  Organisation  der  Axbeitsvermittelung  die 
Ftostitution  sehr  zurOdcdiiagen.  Bei  diesen  k«neswegs  utopistischen  Zielen 
»möge  der  Ciedanke  ausruhen".  Er  darf  es.  Denn  mit  ihnen  wird  der  Staat^ 
im  Vollbesitze  jener  Macht  und  jener  wirtschaftlichen  und  geistigen  Kräfte 
verbleibend  und  sie  täglich  vermehrend,  die  er  der  antiken  Kultur  ver- 
dankt, sich  um  ein  kleines ,  freilich  sehr  kleines  Stückchen  angenähert 
haben  jenem  uns  ebenso  unerreichbaren  als  unverlierbaren  christlichen 
Humanitätsideal,  welches  den  Bereich  der  europäischen  Kultur  so  sehr 
von  der  Kuftur  des  Judentums»  des  Islams  und  der  übrigen  asiatischen  Kultur- 
krwse  unterscheidet  Jenem  Ideal,  das  uns  in  jedem  Menschen  ohne 
Ausnahme  den  gleichen  Wert  und  die  gleiche  Wörde  erkennen  und 
ehren  heißt 
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Die  vorliegende  Arbeit  iit  keine  aelbstandige,  sondern  hatte  die  hierher  gehörigen 
Denidhiiigen  der  fibrigen  AbteOnngen  and  Binde  dieiei  Eiii]^dopA£eweikee  mir  aadi 
einer  beetimmlen  Riditung  hin  n  eiginwa. 

Ober  das  PoUieirecht  cgcbtiert  eine  groAe,  aber  ndat  nnbedentende  Literatur.  Die 

heite  und  neueste  deutsche  Darstellung  dessdben  vom  Standpunkte  des  konstitutioneUen 
Staatsrechtes  bietet  OlTO  Maitbr  in  seinem  vortrefflichen  Deutschen  Verwaltongsrecht 

1.  Band.  (1895.) 

Die  Literatur  über  jene  Gebiete,  welche  hier  unter  dem  Schlagwort  Kulturpflege 
durchstreift  sind,  ist  so  ungeheuer  groß  und  umfassend  und  so  zerstreut,  daß  es  gani  un- 
möglich ist,  hier  auch  nur  eine  Übersicht  der  allerwichtigsten  Werke  zu  geben.  Zur  vor- 
läufigen  Orientiening  über  dnsdiUgige  Literatur  werden  am  besten  die  venddedenen 
Rechts-  und  Staats-Lexika  und  Handwörterbücher  benützt  Von  diesen  seien  hier  aufgeführt: 
Wörterbuch  des  Deutschen  Verwaltungsrechts.  Herausg^.  von  Karl  Frhr.  VON  STENGEL, 
a  Bde.  nebst  3  Ergänzungsbänden.  (1892— 1897.}  —  Staatslexikon.  2.  Aufl.  Unter  Milwiiluiug 
von  Fadimtenem  Iwraasgef  .  im  Auftrage  der  GArres-GeseUschaft  nur  Pflege  d.  Wiss.  im 
katholischen  Deutschland  von  Julius  Bachem.  5  Bde.  (1901— 1904.)  —  Handwörterbuch 
der  Staatswissenschaften.   Herausgeg.  von  J.  CONRAD,  L.  Elster.  W.  Lexis,  Edg.  Loeninc. 

2.  Aufl.  7Bde.  (1898  — 1901.) WSiteibudiderVollcswirtadaft  in  aBindea.  Hetansgcgdm 
von  Tjubw.  Eum.  a.  AuA.  (1906.) 
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VÖLKERRECHT. 


Von 

Ferdinand  von  Martitz. 

Einleitung.  Rechtsregeln,  welche  von  einem  Volke  im  Verk^ur  aucmuIm 
mit  Fremden  in  Anwendung  gebracht  werden,  können  auf  die  aus  dem 
Altertum  übemoomiene,  voa  allen  Kulturqirachen  angenommene  Bezeidu 
nung  als  Völkerrecht  erst  dann  Anspruch  machen,  wenn  eine  Mehrheit 
von  Völkern  in  ihnen  den  Ausdruck  einer  sie  gegenseitig  bindenden 
rechtlichen  Ordnung  anerkennt.  Inhalt,  Umfang  und  Geltungsbereich 
einer  solchen  Ordnung  mag  verschieden  sein.  Die  Geschichte  hat  mannig- 
fache weitere  und  engere  Verbände  völkerrechtlicher  Art  sich  bilden  und 
sich  lösen  sehen.  Von  ihnen  aber  kommt  keiner  an  allgemeiner  Bedei»> 
tung  für  die  Geschichte  der  Menschheit,  an  Festigkeit  der  audi  nach 
heftigen  ^rschfitterungren  sich  immer  wieder  zusanunenfugenden  Grund- 
lagen, an  vefhiltmsmäBiger  Reife  der  juristischen  Durchbildung,  an 
äußerer  und  innerer  Entwickelungsfahigkeit  deijenigen  Völkergemeinschaft 
gleich,  welche  in  Europa  seit  Ausgang  des  Mittelalters  auf  der  Grund- 
lage christlicher  Weltanschauung  und  Gesittung  erwachsen  ist.  Das  heute 
in  Geltung  stehende  Recht  dieser  Gemeinschaft  gilt  uns  schlechtweg  als 
das  Völkerrecht,  das  intemationede  Recht  nach  einer  von  der  englischen 
und  romaniBchen  Rechtssprache  bevorzugten  Redeweise.  Von  Hause  ans 
ist  es  eine  europäische  Rechtsordnung  gewesen,  das  offenülche  Recht 
Europas,  wie  man  überschwenglich  sagte.  Aber  mit  Ausbreitui^  euro- 
päischer Zivilisation  hat  es  den  urspnmglichen  Geltungsbereich  längst 
überschritten.  Durch  die  überseeische  Kolonisation  wurde  es  in  die  Neue 
Welt  getragen,  und  nach  Abtrennung  der  amerikanischen  Kolonialreiche 
von  ihren  europäischen  Mutterländern  hat  es  in  Amerika  eine  zweite  Heimat 
gefunden.  Es  ist  in  steter  Erweiterung  seiner  räumlichen  Geltung  be- 
grüffen  und  trägt  den  Beruf  in  sich,  ein  Wdtrecht  zu  werden. 


A  Der  völkerrechtliche  Verband. 

L  Geltungsgebiet  des  Völkerrechts.  In  dieser  Gestalt  ist  das 
Völkerrecht  die  Rechtsordnung  einer  Staatengemeinschaft  Nur  insoweit 
steht  die  Menschheit  unter  seinen  Normen,  als  sie  bereits  eine  politische 
Organisation  in  der  Form  des  5^8^^^»  ^  völkerrechtlichen  Sinne,  ge- 
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fiinden  und  damit  die  unerläßliche  Grrundlage  für  eine  spezifische  Kultur 
geschaffen  hat  Naturvölker  gehören  dem  Interoationaleii  Verbände  nicht 
an.  Aus  den  Regeln,  die  für  den  rechtlichen  Veikehr  innechalh  der 
Staatengesellschaft  hergebracht  sind,  können  sie  Rjechtsansprfiche  für  sidi 

nicht  herleiten.    Aus  der  Nichtbeachtung  solcher  Regeln  erwächst  ihnen 
keine  völkerrechtliche  Verantwortlichkeit    Die  Jagdreviere  und  Wei(le> 
bezirke,  in  denen  sie  hausen,  sind  völkerrechtlich  herrenlos.  Ihre  Stamm- 
häuptling-e   sind   nicht  Souveräne,  deren  Bolen   nicht  gesandtschaftliche 
Personen,  die  Eingeborenen   nicht  Staatsangehörige   und   ihre  Kämpfe 
nicht  Kriege.  Auf  welchem  Fuße  sie  eintretendenfalls  zu  behandeln  seien, 
darüber  entscheidet  Recht,  Religion,  Kultur,  Politik  des  Staates,  der  mit 
ihnen  in  BerQhrung  kommt  oder  ihre  Siedelungen  seinem  Territorimn  | 
einverleibt  oder  angliedert   Auch  mögen  Staaten  ihnen  gegenfiber  m 
gemeinsames  Verhalten  befolgen  oder  vereinbaren.    Aber  Verträge,  die 
mit  ihnen  geschlossen  werden,  kommen  nicht  als  Staats  vertrage  in  Be- 
tracht, und  nülitärische  Expeditionen,  die  gegen  sie  unternommen  werden, 
stellen  keinen  Kriegszustand  nach  Völkerrecht  dar.    Das  Völkerrecht,  das 
ihnen  unbekannt  ist,  gilt  nicht  für  sie.    Das  Völkerrecht  ist  gegenseitiges 
Staatenrecht,  aber  nidit  universelles  Menschenrecht 
oto  stMm  im       Indcsscn  auch  inneihalb  der  gegenwärtig  bestehenden  Staatei^[esdl- 
^''^     acbaA  und  doch  nur  die  siviUnerten  Staaten,  d.  h.  die  Lander  chrisdiGb* 
europäischer  Gesittungsformen,  die  vollberechtigten  Glieder  des  völker- 
rechtlichen Verbandes.    Die  Reiche  des  Islam  haben  erst  allmählich  und 
widerwillig  das  Bedürfnis  ihm  sich  anzuschließen  empfunden.    Ihre  Ver-  j 
flechtung  in  den  Interesseiikreis  der  tührenden  Mächte,  ihre  Anerkennung 
der  Überlegenheit  abendländischer   Machtorganisation   und  Wirtschafts- 
politik legte  es  ihnen  immer  dringender  nahe,  sich  auch  die  Garantieo 
der  europSischen  Rechtsordnung  zu  verschaffen.  Die  Kriege,  die  sie  ai 
fuhren  hatten,  und  die  im  Bruche  mit  ihrer  Glaubensregel  unkfindbar  ge- 
schlossenen Friedens-,  Freundschafts-  und  Handelstraktate,  die  BewilligQOjr 
fremder  Konsularjurisdiktion  und  die  Anknüpfung  ständiger  diplomatischer 
Beziehungen  bedeutete  für  sie  den  Eintritt  in  die  europäische  Staaten- 
gemeinschaft   Nur  freilich  bei  dem  tiefen  und  bewußten  Gegensatz,  der 
üure  Kultur  von  der  des  Abendlandes  scheidet  und  bei  der  immer  klarer 
hervorgetretenen  Inferiorität  dieser  Kultur  ist  der  Eintritt  nicht  auf  dem 
Boden  der  Gleichberechtigung  erfolgt.  Sie  haben  eine  weitgehende  Ob«^ 
wachung,  Kontrolle,  Bevormundung,  Einmischung  der  Groflmächte  fiber 
sich  ergehen  lassen  müssen.  Ihre  Regentenhäuser  sind  nicht  in  den  Kreis 
der  europäischen  Dynastien  eingetreten  und  das  Fremdenrecht,  das  ihnen 
auferlegt  worden  ist,  läßt  si^  als  Völkerrechtssubjekte  zu  gemindertem 
Rechte    erscheinen.    Vorangegangen   ist   das   türkische   Reich.    Der  im 
Februar  1535  zwischen  dem  Großherm  und  dem  Könige  von  Frankreich 
abgeschlossene  Handelsvertrag  hatte  zum  erstenmal  regelmäßige  Ver- 
kehrsbeziehungen zu  der  Christenheit  angeknüpft.  Sie  erweiterten  ach  im 
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17.  und  18.  Jahrhundert  durch  die  nach  diesem  Vorg-ange  in  großer  Zahl 
vereinbarten  Kapitulationen,  welche  andere  Länder,  vornehmlich  Groß- 
britannien und  die  Generalstaaten,  Venedig"  und  Osterreich,  sowie  die 
Nordmächte,  Schweden,  Polen,  Rußland,  Preußen  auch  für  sich  erlangten. 
In  Anldinung  an  Fraakrddi  wurde  die  Türkei  m  einem  alsbald  nicht 
mehr  gefBrcfateten,  sondern  geduldeten,  weniger  durch  eigene  Kraft  als 
durch  die  gegensdtige  Etfirasucfat  der  Ifl&dite  aufrechterhaltenen  und 
immer  fremdartig  gebliebenen  Gliede  der  europSischen  Staatenfamilie. 
Sie  ist  in  dieselbe  auch  formell  aufgfcnommen  worden,  zunächst  durch  den 
von  ihr  mit  den  fünf  Mächton  über  die  Schließung-  der  beiden  Meerengen 
für  fremde  Kriegsschiffe  am  13.  Juli  1841  abgeschlossenen  Kollektiv- 
vertrag, sodann,  in  einzigartigem  Vorgang,  durch  solenne  Erklärung  des 
Pariser  Friedens  vom  30.  Marz  1856.  Fir  den  swdten  mohammedaaischeo, 
freilich  schütischen  GroAstaat,  das  Reich  des  persischen  Schahenschah, 
gehen  vertragsmift^  Veikdirsbezidiui^en  ndt  den  europäischen  Wes^ 
mächten  bis  in  den  Anfang  des  18.  Jahrhunderts  zurück.  An  den  in  den 
Jahren  1708/15  mit  der  Krone  Frankreichs  aufgerichteten  Freundschafts- 
und Handelsvertrag  schlössen  sich  Verträge  mit  Großbritannien  und  mit 
dem  allezeit  rivalisierenden  russischen  Nachbar.  Der  persisch  -  russische 
Friedensvertrag  von  Turkmantschai  vom  22.  Februar  1828  wurde  normativ 
für  die  zahlreichen  Konventionen  mit  den  anderen  Mächten,  durch  welche 
nch  die  Anerkennung  Persiens  als  eines  Mitgliedes  des  vSIkerrechtlichen 
Verbandes  stillschweigend  vollsogen  hat  Midlich  fOr  das  islamitische 
Reidi  des  äuBersten  Westens,  das  Sultanat  Marokko,  hat  «st  ein  auf  der 
Konferenz  der  Mächte  zu  Madrid  am  3.  Juli  1880  aufgerichteter  Kollektiv- 
vertrag die  wichtigsten  Beziehungen  des  noch  unerschlossenen  Landes  zu 
den  Vertragsstaaten,  denen  die  Behandlung  auf  dem  Fuße  der  Meist- 
begünstigung zugesagt  wurde,  spezialisierend  gereg-elt. 

Anders  als  die  vorgenannten  Staaten  haben  die  beiden  großen,  im  D«r 
Besitze  dner  alten  und  abgeschlossenen  fremdartigen  Kultur  befindlichen  * 
Rdche  des  östUchen  Asieqs  den  Eintritt  in  die  Rechtagemeinschaft  der 
abendländischen  Welt  genommen.  Auch  hier  Ist  es  freilidi  eine  gem«n- 
same  Akti(m  der  Mächte  gewesen,  die  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  zur 
Öffnung  der  verschlossenen  Grenzen  durch  Abschluß  von  Einzelverträgen 
geführt  hat.  Aber  diese  Aktion  hat  kriegsmäßig-e  Gewalt  anwenden 
müssen,  um  zu  den  Verträgen  zu  gelangen  und  deren  Aufrechterhaltung 
zu  sichern.  China  hat  durch  den  Friedens-,  Freundschafts-  und  Handels- 
vertrag zu  Nndking  mit  Grofibrltannien  vom  29.  August  1842,  welchem 
die  Verträge  von  Tientshi  des  Jahres  1858  mit  GroAbritannien,  Frankreich, 
Ruflland  und  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  folgten,  eine  im  Laufe 
der  Zeit  vennehrte  Zahl  von  See-  und  Flußhafen  dem  internationalen 
Verkehr  eröffiiet,  die  Zugänglichkeit  des  Landesinneren  unter  Paßpflicht, 
sowie  die  Exterritorialität  für  die  Angehörigen  der  Vertragsstaaten  be- 
willigt; auch  fremde  diplom^^g^et  konsularische,  kommissarische  Ver- 
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tretung  zugestanden.  Auf  dieser  Grundlage  sind  gleichartige  Verträge 
unter  Reziprozitätsvorbehalt  auch  mit  anderen  Ländern,  zuerst  am  2.  Sep- 
tember iSöi  mit  Deutschland,  abgeschlossen  worden.  Japan  gab  durch 
den  Perryvertrag  mit  der  «merikaluachen  Union  vom  31.  Man  1854,  don 
alsbald  zaUrndte  Konventionen  mit  den  Staaten  dea  Abendlandes  folgten, 
sein  bis  dahin  grunds&ttlich  fos^fdialtenes  Absdülefiongasystem  auf  und 
eröffnete  eine  Anzahl  von  Häfen  und  Plätzen  dem  ausländischen  Verkehr. 
Die  Revolution  von  1868  führte  zu  einer  Neuorganisation  des  Staates  anf 
der  Grundlage  einer  konstitutionellen  Monarchie.  Die  mit  erstaunlicher 
Anpassungsfähigkeit  an  dir  Zivilisation  des  Westens  bewirkte  Kodifikation 
des  Landesrechtes  schuf  die  Möglichkeit  eines  Fremdenrechtes  nach  euro- 
päischem Zuschnitt  Dann  hat  die  höBb^fehrte  VertragsrevisiMi  voo 
1894  die  volle  Erschlieftung  des  Landesinnerra  fSr  Niederlassung,  Hsndd 
und  Grewerbebetrieb  der  unter  die  Garantien  staatsbirgerlidier  Freihek 
gestalten  Audänder  gebracht  und  deren  Exterritorialität  beseitigt  Mit 
Ausgang  des  19.  Jahrhunderts  ist  das  japanische  Kaiserreich  aus  dem 
Kreise  der  Länder  konsularer  Jurisdiktion  herausgetreten.  Als  voll- 
berechti^^tes  Mitglied  hat  es  sich,  der  erste  Vorgang  dieser  Art,  den  euro- 
päischen und  amerikanischen  Trägern  der  völkerrechtlichen  Ordnung  hin- 
zugesellt Zwei  in  den  Fonnen  derselben  erfolgreich  durchgeführte  grofie 
Kriege  haben  das  neue  Mitglied  tatsächlich  zur  Vormacht  des  Ostens 
gemacht 

In  planmäft^;er  Weiterfuhrung  der  Ostasien  gegenüber  eingeschlagenea 
Politik  hat  die  von  vierzehn  Regierungen  gezeichnete  Greneralakte  der 

Berliner  Konferenz  vom  26.  Februar  1885  den  ganzen  afrikanischen  Kon- 
tinent einer  territorialen  Aufteilung  in  Staatscrebiete,  Kolonialgebietc  und 
Interessensphären  entgegengeführt  Nicht  minder  ist  Ozeanien  Kolonial- 
beritz  geworden. 

Das  angdiende  20.  Jahrhundert  zeigt  die  gesamte  Ökumene,  mit 
geringAgigen  Ausnahmen,  dem  vSlkerreclitlichen  Verbände  territorial 

eingfegliedert  In  ihm  erscheinen  die  Staaten,  wie  verschieden  auch  nach 
Grröße,  Lage,  Rasse,  Religion,  Kultur,  Verfassung  gebildet,  aLs  Recht> 
Subjekte.  In  ihrem  gegenseitigen  Verkehr  betrachten  sie  sich  als  Mächte 
und  erklären  sich  als  einander  befreundet  Ihrer  Individualität  geben  sie 
Ausdruck  durch  Namen,  Titel,  Flagge,  Wappen,  Rang^  orzüge.  IhreZaU 
unterliegt  steten  Wandlungen.  Sie  belauft  sich  gegenwärtig,  sofern  ttia 
zusammengesetzte  Staaten,  Realunionen,  Süzeräne  Staaten  mit  Vasallea* 
Staaten,  sdiutzherrliche  mit  Schutzstaaten  als  Einheiten  rechnet,  anf  et«» 
60;  darunter  24  europäische  (mit  Einschluß  von  Bulgarien)  und  21  amerikfr> 
nische.  Die  Gemeinsamkeit  gprofter  politischer,  wirtschaftlicher,  sozialer 
Interessen  hat  ihre  Politik  zu  einer  Weltpolitik  zusammenfließen  lassen, 
die  nicht  allein  in  der  Annahme  gemeinsamer  Maximen  zum  Ausdruck  zu 
konunen  pflegt,  sondern  auch  immer  aufs  neue  eine  mannigfache  Grup- 
pierung innerhalb  der  Staatengeseilschaft  entstehen  läßL  Insbesondere  Int 
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sich  eine  Minderzahl  von  fuhrenden  Mächten,  für  Europa  der  Großmächte, 
seit  Entwickelung  wirtschaftlicher  Weltinteressen  der  Weltmächte,  in  all- 
gemnner  Anerkennimg  über  die  Crftsatntheit  der  übrigen  henm^gehobeo. 
Damit  ist  dem  völkerreclitlichea  Verbände  tatsSddich  eine  aristoktatisclie 
Formation  anfgeprilgt  worden. 

n.  Der  juristische  Charakter  des  Völkerrechts.  Die  völker-  PaiWÄt 
rechtliche  Gemeinschaft  ist  ein  Rechtszustand  bloßer  Nebcnordnung^.  Die 
Zugehörigkeit  des  EinzeLstaates  zu  dem  allgemeinen  Staatcnverbande  unter- 
wirft ihn  zwar  einem  im  Völkerrecht  sich  äußernden  GesamtwUlen.  Sein 
Verfaatten  unteritegt  einer  als  rechtlicher  Zwang  empAmdenen  Notwendig- 
keit^ und  nur  innerhalb  der  damit  gegebenen  Sdiranken  findet  aehie  Sou- 
verämtat  Spielraum  sich  frei  zu  betätigen.  Aber  eine  Organisation  dieses 
Rechtszwanges  zu  einer  zentralen  über  der  Staatengosellschaft  waltenden 
höchsten  irdischen  Willensmacht  ist  nicht  vorhanden,  Wohl  fehlt  es  nicht 
an  Ansätzen  zu  solcher  Organisation  in  engeren  Verbänden,  für  die  Pflege 
spezieller  Interessen.  Allein  sie  sind  lediglich  vertragsmäßig.  Eine  po- 
litische Konstituierung  der  Menschheit  in  der  Weise  des  Einheitsstaates, 
wie  sie  das  Mittelalter  postuliert^  in  der  Weise  des  Föderadvataates,  wie 
sie  der  Neuzeit  als  politisches  Ideal  vorschwebt.  Hegt  bereits  jenseits  der 
völkerrechtlichen  Ordnung.  Sie  würde  Staatsrecht  an  Stelle  des  Völker- 
rechts setzen. 

Nur  freilich  der  Mangel  gesetzgeberischer,  richterlicher,  exekutiver 
Organe  des  Staatenverbandes  darf  keineswegs  ein  Grrund  sein,  um  wissen- 
schaftlich unserem  Völkerrecht  die  Eigenschaft  des  positiven  Rechtes  zu 
versagen,  seinen  Sätzen  lediglich  die  Bedeutung  von  moralischen  Wert- 
groAen  ohne  Gegenseitigkeit,  oder  von  Usancmi  ohne  rechtliche  Binde- 
kraft, oder  v(m  politischen  Frinainen  ohne  autoritativen  Charakter  zuzu- 
gestelien.  Denn  die  H^ui^,  dafi  alles  Recht  begriflUch  nur  als  obrig- 
keitiiches  gedacht  werden  könne,  ist  eine  handgreifliche  Einseitigkeit  Es 
ist  nicht  abzusehen,  warum  eine  rechtliche  Ordnung  nicht  auch  durch  ge- 
meinsame, tatsächliche  Anerkennung  der  beteiligften  Individuen  hergestellt, 
getragen  und  durchgesetzt  werden  könnte.  Zeigt  doch  ein  Rückblick  auf 
die  deutsche  Vergangenheit,  wie  wälirend  des  Mittelalters  das  reich  ent- 
wickelte bündnerische  Rechtsleben  mit  seinen  Friedensordnungen,  Tag- 
satzungen, Austrigen  gerade  für  den  versagenden  Staatsschutz  sich  das 
unentbehrliche  Surrogat  geschaffsn  hat  Die  Behauptung,  daA  heute  die 
Staaten  in  Anarchie  nebeneinander  herleben,  daß  es  zwischen  ihnen  kdne 
Rechtsverhältnisse  gebe,  sondern  lediglich  das  Recht  des  Stärkeren  ent- 
scheide, widerlegt  jeder  Blick  in  eine  Vertrag^sammlung.  Daß  eine  Re- 
gienmg  aus  Gründen  der  Staatsraison  sich  mit  Wissen  und  Willen  über 
völkerrechtliche  Vorschriften  hinwegsetzen  könnte,  ist  eine  gegenstandslose 
Hypothese;  und  bereits  mehrfach  hat  man  bemerkt,  daß  viele  Völkerrechts- 
grundsatze  so  sicher  stehei^    wie  irgendmn  Rechtssstz  hn  Privatredit 
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irgendeines  Staates,  ja  daß  sie  gesicherter  sind  und  seltener  verletzt 
werden  als  die  innere  RAChlsordnung  in  den  flnlüten  Staaten. 

UiB  xa  dem  vSlkerrechflidien  Verbände  zuaanunengeschlossenen  Staaten 
rind  weit  davon  entfernt,  den  namentiiidi  in  der  literatnr  der  DeutsdieB 
und  der  Engländer  immer  wieder  erhobenen  Bedraken  gegen  die  Positivität 
des  von  ibnen  in  täglicher  Anwendui^  geübten  internationalen  Rechtes 
irgendeine  Bedeutung  beizulegen.  Sie  sehen  in  diesem  nichts  anderes 
als  den  formellen  Ausdruck  der  zwischen  ihnen  bestehenden  Verkehrs- 
gemeinschaft Kein  Staat,  auch  der  mächtigste  nicht,  vermag  sich  von 
den  anderen,  die  mit  ihm  gleichartige  Zwecke  verfolgen  und  gleichen 
Wesens  «nd,  zu  isolieren.  Keiner  vermag  die  ihm  obli^eoden  Aufgaben 
wirtschafUicher  und  geistiger  Kultur  einsdtig  von  ncfa  aus,  sondon  mir 
unter  dem  &i^;ogsnkommra  der  anderen  su  lösen.  Durch  die  poHtischen 
Grenzen  läBt  sich  ihr  Kulturleben  nicht  absperren.  Als  Kulturttiger  dnd 
die  Staaten  um  ihrer  selbst  willen  aufeinander  ancfewiesen ;  sie  sind 
genötigt,  auch  die  Formen  und  Bedingungen  für  ein  im  voraus  berechen- 
bares Zusammenwirken  herzustellen  und  zu  sichern.  Besteht  nun  aber 
zwischen  ihnen  eine  ständige,  nicht  aufTiebbare  Verkehrsgemeinschaft,  so 
ist  damit  das  Anexkenntais  einer  äuAeren  Ordnung  gegeben,  welche  gegen- 
über staatlicher  Einzelfreiheit  das  Cremeinschaftsinteresse  zu  rechtlicher 
DMVöikorreciit  WiAssmkeit  bringt  Eine  soldke  Ordnung  ist  das  Völkerrecht  Indem 
Varkahnraeiu.  Staaten  gewohnt  nnd,  ihren  gegenseitigen  Verkehr  auf  den  von  ihm 
hergestellten  Grundlagen  zu  führen,  sind  sie  von  dem  Bewußtsein  erfüllt, 
die  Glieder  einer  Rechtsgemeinschaft  zu  sein,  die  von  dem  Wollen  des 
einzelnen  Landes  unabhängig  ist.  Sie  folgen  in  ihrem  Verhalten  zuein- 
ander einer  rechüichen  und  keiner  anderen  Notwendigkeit 
DMVflikarraeiit  Sonsch  trSgt  das  Völkerrecht,  wie  jedes  Redit,  den  juristischen  Qisf 
""orlTulfr'  ^"'^^^  Friedensordnung.  Es  gewährt  jedem  Genossen,  auch  dem 

klmnsten  Lande,  in  gleichem  Ifafie  und  in  gleicher  Kraft  Rechtasdiutz 
für  seinen  Bestand,  seine  Angehörigen,  sein  Macb^gebiet,  seine  Freiheit 
Jedes  Unternehmen  einer  Macht,  den  anderen  Staaten  durch  Anmaßung 
einer  Universalherrschaft  zu  Lande  oder  auf  dem  Meere  Gesetze  vorzu- 
schreiben, wäre  ein  Bruch  des  allgemeinen  Friedens ;  und  die  schuldhafte 
Verletzung  des  einem  Staate  zustehenden  Anspruchs  durch  eine  fremde 
Regierung  ist  ein  ihm  zugefügtes  Unrecht  Niur  freüich  das  Völkerredit 
ist  eine  unentwickelte  Friedensordnung.  Denn  es  hat  weder  eine  Reaktion 
der  Gresamllieit  gegen  den  Friedensstörer  noch  Anstalten  für  die  Fiiedens- 
bc Wahrung  atsgebildet;  auch  der  ungerechte  Krieg  begründet  einen 
Kriegszustand.  Und  für  den  verletzten  Staat  gibt  es  keine  andere 
Möglichkeit,  seinen  Anspruch  dem  Widerstrebenden  gegenüber  zwangs- 
weise durchzusetzen  als  die  Befugnis,  ihm  den  Frieden  zu  kündigen  und 
sich  Genugtuung  auf  dem  Wege  der  Eigenmacht  zu  verschaffen.  Es  fehlt 
die  Organisation  des  Rechtszwanges,  die  richterliche  Feststellung  b^ 
gangenen  Unzedits  und  seiner  Reditsfolgen,  fBr  deren  Mangel  ein  vep* 


1 

.   ^  i  y  Google 


A.  D«ff  vOtkMTedididM  VetbaiuL  m.  Die  Qaellen  des  VöUeenechts. 


433 


tragsmäßiges  Schiedsgerichtsverfahren  nur  ein  schwaches  Surrogat  zu 
schaffen  vermag.  Ihrer  Natur  nach  wird  die  Friedeosordnung  des  Völker- 
redits  niemals  diejenige  innere  Vollendung  err^cben  können,  mit  welch« 
der  Kinitelwtflat  seinen  Landfrieden  und  sein  Landrecht  auszustatten  vermiß. 
Dem  Volkenrecht  ist  es  beschieden,  eine  juristisch  unvollkommene  Recht»> 
Ordnung  zu  bleiben.  Aber  es  ist  positives  Recht,  nicht  Naturrecht,  nicht 
Staatenmoral  und  nicht  Politik.  Wissenschaftlich  kann  es  nur  mit  Methode 
und  Mitteln  der  Jurisprudenz  erfaßt  werden.  Dem  privaten  und  öffent- 
lichen Recht  der  Einzelstaaten  tritt  es  als  ein  einzigartiges,  die  mensch- 
liche Gesellschaft  auch  über  den  Staat  hinaus  vereinigendes  rechtliches 
Band  gegenüber. 

Jedoch  auch  die  Eigenmaclit,  die  das  Völkerrecht  nicht  wirksam  zu  fifotfgMwciit. 
verbieten  vermag,  und  auf  die  es  als  äuBerstes  Mittd  verweist,  ist  in 

Art  und  Verfahren  unter  Schranken  gestellt,  die  einen  wichtigen  Teil 
seiner  Ordnung  bilden  und  zu  deren  ältesten  Stücken  gehören.  Mannig- 
fache Formen  und  Stufen  sind  hierfür  ausgebildet  und  in  reicher  Gestaltung 
begriffen.  Es  g-ibt  keinen  Teil  des  internationalen  Rechtes,  der  sich  einer 
SO  sorgsamen  vertragsmäßigen  Pflege  erfreute,  als  gerade  diese  sprödeste 
aller  Rechtsmaterien.  Erst  als  letzte  Listanz,  wenn  alle  anderen  versagen, 
erscheint  heutzutage  das  gewaltige  Gottesgericht  des  Krieges.  Im  Rechts- 
maa  ist  er  das  von  völkerreditÜclien  Mächten  mit  organisierter  Waffen* 
gewalt  geführte,  mit  Rechtswirkung  für  die  nicht  beteiligten  Staaten 
versehene  Streitverfahren.  Und  in  keiner  Materie  bewährt  sich  die 
Positivität  des  Völkerrechts  augenfälliger,  eindringlicher,  entwickelungs* 
fähiger,  als  im  Rechte  des  Krieges. 

nL  Die  Quellen  des  Völkerrechts.  Wenn  es  auch  bd  diesem  a«i>»mf«ii 
Zuschnitt  des  Völkerredits  eine  intematUmale  Geset^bung  nicht  geben 
kann,  so  ynid  doch  dieser  Mangd  im  FrozeA  der  Rechtsbildung  bis  zu 

einem  gewissen  Grad  durch  Staatsvertrage  ausgefüllt.  Die  zahlreichen. 
Rechtsregeln  schaffenden  Vereinbarungen,  durch  welche  im  Laufe  der 
neuesten  Zeit  der  von  alters  übernommene  Bestand  völkerrechtlicher 
Normen  eine  ungeahnte  Bereicherung  erfahren  hat,  zählen  freilich  keines- 
wegs sämtliche  Glieder  der  Staatengemeinschaft  zu  ihren  Signataren,  und 
ein  Rücktritt  ist  nicht  ausgeschlossen.  Sie  haben,  idcht  anders  als  jeder 
Staatsvertrag  im  Grunde  doch  nur  ReditsveriiSltnisse  unter  den  Pazis- 
zenten, nicht  objektives  Recht  schaffen  können.  Tatsäddidi  indes  tritt 
diese  beschränkte  Rechtskraft  ganzlich  zurück,  wenn  die  Abrede,  wie 
meist  geschieht,  von  einer  großen  Zahl  von  Staaten  getroffen  worden  ist, 
ja  selbst  schon  dann,  wenn  nur  die  führenden,  den  Ausschlag  gebenden 
Mächte  sich  zu  ihr  bekennen.  Denn  die  nicht  um  ihre  Zustimmung  be- 
fragten, oder  die  nicht  beigetretenen  sind  solchenfalls  kaum  in  der  Eage, 
der  Autorität  der  neuoi  Regel,  zumal  wenn  ne  ein  bleibendes  Interesse 
der  Staatengemeinschaft  darstellt         ^     Dauer  wirksam  zu  entziehen. 

Om  Knut  — »  Qnnmua,  Ht.  28 
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Auch  zeigt  die  Geschichte,  daß  sie  leicht  zum  Rechtsbrauch  wird  und 
damit  den  Charakter  des  Herkommens  aimimmt. 
Di»  Dieses  mm  hat  als  die  einage  wahre  Quelle  des  VSDcerrechb  n 

gdten.  Das  Völkerrecht  lebt  in  der  Übung  der  sich  als  vSOceiredilKdie 
Personen  anerkennenden  Staatsvolker.  Wir  verstehen  unter  dem  völker> 
rechtlichen  Herkommen  das  Gewohnheitsrecht  im  Bereiche  des  durch  die 
Regiervmgen  vermittelten  Staatenverkehrs.  Die  Merkmale  desselben  er- 
geben sich  aus  allgemeinen  Rechts  grün  dsätzen.  Demnach  gehört  zum 
Erweise  einer  als  rechtlich  bindend  zu  betrachtenden  U.sance  die  inner» 
halb  des  internationalen  Verbandes  oadiwmsbare  Befolgung  einer  tiagA 
sdtens  der  Staatsgewalten,  sofern  sie  nch  in  der  Überseugong  vollaß 
nicht  aadsfs  au  k&men,  sondem  einer  reditHchen  AnfHdemng  a 
genügen.  Die  Erkenntnismittel  sind  mannigfaltig.  Als  Präzedenzfälle 
können  dienen  Staatsakte  aller  Art,  insbesondere  übereinstimmende  Vor- 
schriften der  Landesgesetze,  gleichmäßige  Festsetzungen  der  Staatsverträge, 
im  Einklang  stehende  Entscheidungen  der  Gerichtshöfe,  oder  der  mit 
internationalen  Streitfällen  befaßten  Schiedsgerichte.  Vornehmstes  Er- 
keontnismittel  ist  die  Vnsseiischaft;  Nur  besdurinkt  sidi  ihre  Bedeutuiy 
nicht  auf  Fixiemng  und  methodische  Bearbdbing  des  .flberlieferten  Stoies. 
Vielmehr  hat-  de  von  jeher  ihren  Beruf  darin  gefunden,  das  BewuBtads 
der  Kulturvölker  mit  völkerrecfatttchen  Anschauungen  zu  erfüllen  und 
damit  für  Befestigung,  Erweiterung  und  Vftrvnllkmnmtintig  der  VoUcer» 
rechtlichen  Ordnung  schöpferisch  zu  wirken. 


B.  Die  Mitgliedsr  des  ▼dlkerreclitlicheD  Verbandes. 

L  Entstehung,  Untergang,  Kontinuität  des  Staates.  Auf  die 

Frage,  unter  welchen  Voraussetzungen  ein  menschlicher  Verband  das 
Recht  hat  als  Staat,  also  als  Mitglied  des  völkerrechtlichen  Verbandes,  an- 
erkannt zu  werden,  erteilt  die  in  demselben  geltende  Rechtsordnung  eine 
sehr  bestimmte  Antwort.  Dreierlei  ist  erforderlich  und  hinreichend.  Einmal 
muß  vorhanden  sein  ein  Volk,  d.  h.  eine  in  rechtlicher  Gemeinschaft  zur 
sammenlebende,  eine  höchste  Gewalt  als  reditiichen  Ausdruck  flms 
Gesamtwillens  tatsächlich  anerkennende  Menschenmenge.  Wie  diese 
Gemeinschaft  sich  gebildet  habe,  ob  in  legitimer  Wdse  oder  durch  Redit» 
bmch;  welches  Band  aufier  dem  politischen  ihre  Mitglieder  umfasse,  sei 
es  das  der  Rasse,  der  Nationalität,  der  Religion,  der  Gesittung,  »st 
völkerrechtlich  irrelevant.  Sodann  aber  muß  die  höchste  Gewalt,  um  ak 
Staatsgewalt  zu  gelten,  eine  souveräne  sein,  d.  h.  im  Verhältnis  zu  den 
Volksgenossen  über  Inhalt  und  Umfang  ihrer  Wirksamkeit  kraft  eigenes 
Rechtes  mit  AnsschHdMichkeit  bestimmen,  ifierbei  mag  tie  veipflichtstsdii» 
die  Motive  ihrer  Entsdilieftungen  von  ^er  fremden  Autorität  zu  enqiftnS^' 
und  es  besteht  die  Moglidikeit,  dafi  sie  volkerrechtlich  gebunden  is^ 
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Regierungsakte  nach  dem  Willen  einer  übergeordneten  Macht  vorzunehmen 
oder  zu  unterlassen.  Ihre  Souveränität  wird  dadurch  noch  nicht  auf- 
gehoben. Durch  welche  Organisation,  mit  welcher  Staatsform,  unter 
weldier  Vef&ssung  ste  ilue  Hemdiaft  übe,  ist  fOr  die  iatenmti<»uile  Per- 
sonlichkeit  des  Staates  erst  von  sekundärer  Bedeutnng.  Endlich  wird  dem 
unter  einer  eouveiinen  Gewalt  polttisch  orgwürierten  V<dke  Staataqnalität 
nur  dann  zuge^rochen»  wenn  es  in  ansschlieBlicher  Beziehung  zu  einem 
in  feste  Grenzen  zusammengeschlossenen  Randgebiete  steht.  Zum  Staate 
gehört  das  Land.  Dem  modernen  Völkerrecht  erscheint  die  territoriale 
Qualifikation  des  Staates  gegenüber  der  personalen  als  die  höhere  und  * 
vornehmere. 

Die  Frage  aber,  ob  im  Einzelfidl  ein  tatsächlich  bestehender  Volka- 
verband bereits  staatlichen  Charakter  trage,  also  Subjekt  völkerrechtlicher 
Anqirache  imd  Pflichten  sei,  wird  mit  seiner  eigenen  Erklärung  noch 

nicht  endgültig  entschieden.  Vielmehr  ist  es  bei  dem  Mangel  einer  höchsten 
internationalen  Instanz  lediglich  die  Staatengesellschaft  selbst,  die  über 
die  Aufnahme  eines  neuen  Gliedes  in  ihre  Mitte  entscheidet  Nur  ist  die 
Aufnahme  niemals  ein  Akt  freischaffender  Willkür.  Sie  kann  nicht  ver- 
sagt werden,  sobald  die  Vorbedingungen  gegeben  sind,  also  eine  koosti- 
tnierte  Regierui^  sich  in  tatMUihlichein  Bentz  souveräner  Hemdiaft  über 
Land  und  Volk  befindet  und  fähig  ist,  die  Verantwortung  Ar  die  ErfÜllimg 
der  volkerrechtlichen  Pflichten  zu  übernehmen.  Formvorschriften  für  die 
Aufnahme  bestehen  nicht  Regelmäßig  ist  sie  eine  stillschweigende,  und 
vollzieht  sich  durch  konkludente  Handlungen  der  einzelnen  Staaten,  wie 
Anknüpfung  amtlicher  Beziehungen,  Abschluß  von  Verkehrs  vertragen. 
Doch  hat  das  Streben  nach  Einheitlichkeit  und  Solennität  des  Aktes  zur 
Ausbildung  eines  besonderen  Anerkennungsverfahrens  geführt  Es  besteht  • 
in  dem  Abschluß  von  besonderen  Verträgen  der  führenden  Mächte  mit 
dem  Neustaate,  durch  welche  diesem,  sei  es  mit  einer  Auflage,  sei  es 
unbeschränkt,  Friede  und  Freundschaft  zugesichert  wird. 

Der  Staat  geht  unter  bei  dem  Wegfall  einer  der  Voraussetzungen  d», 
seines  Bestandes.  Ohne  einen  solchen  wäre  die  Versagxmg  fernerer  An-  s*««««fo»«« 
erkennung  durch  eine  fremde  Regierung  unwirksam  und  eine  Verletzung 
seiner  Persönlichkeit.  Demnach  würde  ein  auswanderndes  Volk  seinen 
Staat  nicht  verpflanzen  können  und  die  bloße  Identität  des  Territoriums 
dem  Staate,  der  dort  bestand,  keine  Kontinuität  verschaffen.  Insbesondere 
kommt  er  zum  Untergang  durch  Vernichtung  der  SffenÜichen  Gewalt  Es  ist 
der  einzig  praktische  Fall.  Mit  diesem  Momente  erlischt  rechtsnotwendig  die 
Ver&ssung  des  Landes,  im  materiellen  Sinne  des  Wortes;  also  die 
Herrscherstellung  des  bisherigen  monarchischen,  die  Autorisation  eines 
republikanischen  Staatsoberhaupts,  die  Amtsvollmacht  der  Behörden,  die 
Funktion  der  Volksvertretung,  die  Staatsbürgereigenschaft  der  Inländer, 
die  Nationalität  der  Schiffe.  Desgleichen  sind  aufgehoben  die  von  dem 
untergegangenen  Staate  geschienenen  v ölkerreditHchen  Verträge.  Eine 
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solche  Auslöschung  eines  Volkes  aus  der  Reihe  der  Staaten  ließe  sich  nun 
heutzutage  nur  bei  zusanunengesetzten  Staaten  als  eine  völlige  Auflösung 
denken,  wobei  mit  Aufhebung  des  politisdien  Verbandes  die  game 
Rechtsordnung,  soweit  sie  auf  dem  Gresamtstaat  ruht,  ihr  Ende  findei 
wflrde.  R^gelmifiig  ToUaefat  t&e  sich,  nadi  «ner  seit  dem  ausgehenden 
i8.  Jahrhundert  durch  eine  große  Zahl  von  Präzedenzfällen  belegten  Praxis, 
in  der  Beschränkung  auf  Ersetzung  der  beseitigten  Staatsgewalt  durch 
eine  neue.    Diese  erfolgt  in  sehr  verschiedener  Form;  vor  allem  durch 
Einverleibung  eines  Landes  in  ein  anderes;  sodann  durch  Verschmelzung, 
■  vermöge  deren  mehrere  Staaten  in  einen  neuen  aufgehen;  durch  Zcr- 
gliederung,  d.  h.  Spaltung  eines  Staates  in  Teilstaaten,  ▼on  denen  kmiMr 
den  alten  fortsetzt;  endlich  durch  Losreifiui^,  d.  h.  Abzweigung  oncs 
Neustaates.  In  allen  diesen  FSllen  wird  zwar  mit  Beseitigung  der  Va- 
herigen  Regierung  die  internationale  Persönlichkeit  des  Volkes,  deiei 
Träger  sie  war,  aufgehoben.    Seine  Verfassung  erlischt    Aber  im  übrigen 
wird  die  in  ihm  geltende  Rechtsordnung  an  sich  nicht  aufgehoben.  Die 
neue  Regierung  macht  im  Zweifel  die  daraus  für  die  öffentliche  Gewalt 
sich  ergebenden  Rechte  und  Obliegenheiten  zu  den  ihrigen.   Li  diesem 
Sinne  tritt  fOr  sie  ein  Staatsfolgerecht  ein.  Es  erstredet  sich  anf  die  vor» 
handenen  Gesetze  und  ofientiichen  Hnrichtungen,  welche  bb  zu  eifblgter 
Aufhebung  in  Kräften  bleiben;  sodann  auf  das  Landesvermogen,  das  to 
Aktiven  und  Passiven  auf  den  Nachfolgestaat  übergeht,  wie  auch  die  bloß 
fiskalischen  Verträge  des  untergegangenen  Staates  für  ihn  weitergeltea 
Oi* Kmttauitit        Der  Staat  ist  ewig.    Damit  ward  gesagt,  daß  er  die  nämliche  völker- 
tesiMta«.   rechtliche  Person  bleibt,  auch  wenn  das  Volk,  das  ihn  bildet,  oder  die  | 
territorialen  Grenzen,  innerhalb  deren  er  besteht,  oder  die  Verfessung,  ] 
-  unter  der  er  lebt,  einer  VerSnderung  unterliegen;  oder  wenn  seine  Selb> 
stan^keit  durch  Eintritt  in  einen  Gesamtstaat,  oder  seine  Unabhiogigkot 
durch  Ergebung  in  ein  Schutzverhältnis  eine  SchmSlerung  erleidet  Km 
Staat  kann  sich  der  ibftung  für  die  von  einer  usurpatorischen  Zwischen- 
regierung  ausgegangenen  Regierungsakte  entziehen.    Die  Verbindlichkeit 
der  Staatsverträge  ist  nicht  abhängig  von  dem  Dasein  der  Regierung,  tiie 
sie  geschlossen  hat    Wird  die  Staatsgewalt  nur  für  einen  Teil  des  Landes  i 
von  einer  fremden  Regierung  übernommen,  so  bestehen  beide  Mädite, 
die  verkleinerte  wie  die  erwerbende  in  ihrer  Identität  weiter.  Ffir  die 
letztere  tritt,  in  Beziehung  auf  den  neuen  Erwerb,  also  parddl,  StsüS' 
folge  «n. 

IL  Unterschiede  völkerrechtlicher  Persönlichkeit  Die  id 
stetem  Wandfl  befindliche  politische  Gruppierung  der  Staaten  tritt  in 
Bestimmtheit,  Ständigkeit  und  allgemeiner  Bedeutung  w-eit  zurück  hinter 
die  rechtlichen  Unterscheidvmgen,  die  ihre  internationale  Persfiidiclikeit 
treffen.  Allerdings  spricht  der  völkerrechtliche  Verband  jedem  setner 
Mitglieder  als  Regel  die  gleiche  Rechts-  und  Handlungsfihigkeit 
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Aber  diese  Gleichheit  wird  durchbrochen  durch  die  beschränkte  Rechts- 
fähigkeit der  nicht  voll  souveränen  Staaten;  durch  die  geminderte  Hand« 
lungsfahigkeit  abhängiger  Staaten;  endlich  auch  durch  die  Besduiokungen, 
wdche  eine  Neutralisierung  mit  sich  führt 

Normalerwdse  sind  die  Staaten  Einheitsstaaten;  die  öffentlichen  Der 
Angel cg^onheiten  werden  unterschiedslos  von  einem  Zentrum  betrieben  und  ^'^•••♦^ 
Volk  und  Land  sind  einer  einzigen  Regierung  Untertan.  Der  Staat  bleibt 
Einheitsstaat  auch  bei  weitgehender  Dezentralisation  seiner  Verwaltung, 
Autonomie  seiner  Provinzen,  Länder,  Kolonien.  Wie  ein  einfacher  Staat 
pÜegt  die  Realunion  behandelt  zu  werden.  Sie  ist  eine  Sozietat 
monarchischer  Staaten,  die  in  rechtUcher  Gegenseitigkeit  ein  gemeinsames 
Obethaiqrt  anerkennen ,  womit  eine  einheitfidie  ausw&rt%e  Politik  verhfixgt  d» 
wird.  Volkerrechfliclie  Persönlichkeit  wird  auch  dem  Staatenbunde  (Kon- 
fSderation)  beigelegt,  d.  h.  einem  Vereine,  zu  welchem  eine  Vidlheit 
souveräner  Staaten  behufs  Verwirklichung  von  Gesamtinteressen  der  aus- 
wärtigen Politik  sich  körperschaftlich  durch  Organisation  einer  gemein- 
samen höchsten  Willensmacht  (Bundestag,  Kongreß,  Tagsatzung)  zu- 
sammengeschlossen hat  Die  Bundesgenossen  sind  Glieder  eines  politischen 
Ganzen.  Nur  ist  die  Bundesgewalt  keine  Staatsgewalt  Sie  gründet  sich 
auf  einen  Vertrag,  und  für  den  Bund  gelten  die  Regidn  des  völkerredit- 
lichen  Vertri^;srechts. 

In  Anerkennung  des  Völkerrechts  steht  mit  der  begrifFlichen  Einheit  r>«« 
des  Staates  nicht  in  Widerspruch  eine  Organisation  desselben,  welche  die 
öffentlichen  Angelegenheiten  in  gegenständlicher  Sonderung  zu  einem 
Teil  einem  zentralen  Verbände  mit  Staatsnatur,  zum  anderen  Teil  den 
jenem  (dem  Reiche)  als  Staaten  eingegliederten  Territorialverbänden,  den 
Partündarstaaten  (Kantonen,  Staaten  schlechtweg,  Territorien,  hier  und  da 
audi  als  Provinzen  bezeichnet)  zuweist  In  dem  ver&ssuiq;8mSfiigen  7m- 
sammenwirken  von  Oberstaat  und  Gliedstaaten  kommt  die  Souverihdt&t 
des  staatlichen  Wollens  zum  Ausdruck.  Sie  ergänzen  einander.  Damit 
ist  die  verwickelte,  völkerrechtlich  unvollkommene  Staatsform  des  zusammen- 
gesetzten Staates  (Staatensystem  in  ursprünglichem  Sinne,  Stiiatenreich, 
Gesamtstaat)  gegeben.  In  einem  solchen  wird  die  völkerrechtliche  Rechts- 
fähigkeit der  Gliedstaaten  beschränkt  durch  die  Zuständigkeiten  der 
Zentralgewalt  Ihnen  pflegt  insbesondere  die  Gesandtschaftslahigkeit,  die 
Vertragsfihigfceit,  das  Kriegsrecht,  also  das  Recht  neutral  zu  sein,  zo- 
gunsten  des  Oberstaats  ganz  oder  teilweise  entzogen  zu  sein.  Insoweit 
dies  der  Fall  ist,  erscheinen  sie  rechtlich  lediglich  als  integrierende  Teile 
des  Gesamtsta<'its.  Der  Sprachgebrauch  der  Franzosen,  das  Wort  Souve- 
ränität nicht  zur  Bezeichnung  einer  Eigenschaft  der  Staatsgewalt  zu  ver- 
wenden, sondern  als  identisch  mit  deren  Inhalt  zu  fassen,  hat  seit 
J.  J.  Moser  den  völkerrechtlichen  Sprachgebrauch  eingebürgert,  die 
Gliedstaat«!!  als  halbsouverän  zu  charakterhdnen,  weU  ihnen  namlidi  ein 
Teil  der  SouverSnitätsrechte  abgehe.  Diese  Terminologie  lifit  als  souverfin 
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nur  diejenigen  Mächte  gelten,  denen  die  VoUe  Rechtsfähigkeit  des  Völker» 
recht»  zukoomit  Die  Verfassung  eines  zusammengesetzten  Staates  läßt 
eine  zwiefache  Fonn  so.  Einmal  fcSnnen  die  Gliedstaaten  die  Nebenliate 
eines  Haiiptlandes  sein,  dessen  Staatsgewalt  fBr  sie  die  Zentralgewalt 

stellt  Dieses  System  hat  eine  großartige  Verwirklichung  gefiinden  ia  den 
indischen  Kolonialreichen  Crroßbritanniens,  Frankreichs,  der  Niedeilaaik^ 
unter  Anwendung  auf  die  Eingeborenenstaaten.  Es  bildet  die  stark  ver- 
blassende Grundlage  für  die  Verfassung  des  Osmanischen  -Reiches.  Die 
zweite  Form  ist  der  moderne  Bundesstaat  (Föderativstaat).  Für  ihn  änd 
charakteristisdi  die  gleiclien  Redite  und  gleiche  Pflichten,  in  welchen 
alle  ran/elstaaten,  die  grSBten  wie  die  kleinsten,  der  gemeinsamen  Zentnii 
gewalt  gegenflber  gestellt  sind. 

Wenn  ein  Staat  rechtlich  gebtmden  ist,  seine  auswSxtige  Politik  oidi 
»iiktag*s*8tMt.  ^gnj  Willen  einer  anderen  Macht  zu  führen,  bezeichnen  wir  ihn  als  von 
derselben  abhängig  im  Rechtssinne.  Ein  solches  Verhältnis  beschränkt 
an  sich  nicht  seine  völkerrechtliche  Rechtsfähigkeit  und  mit  Halbsouveränität 
fällt  es  begrifflich  nicht  zusammen.  Wohl  aber  wird  seine  Handlungs- 
fähigkeit gemindert  durch  Unterordnung  unter  die  Obeihoheit  (Ob» 
henlichkeit)  einer  finemden  Staatsgewalt  Die  internationalen  Abhingigkdi^ 
Verhältnisse  lassen  mannigfache  Abstufungen  zu.  Der  VoDcergebnuich  hat 
zwei  Formen  ausgebildet  Eine  ältere ,  welche  lehnrechtliche  Anscbanngtt 
zugrunde  legt,  besteht  in  der  Unterwerfung  eines  Vasallenstaats  unter 
eine  Süzeräne  (lehnsherrliche)  Macht.  Die  Abhängigkeit  qualifiziert  sich 
hier  aLs  Treupflicht,  die  nicht  bloß  in  der  allg^omeinen  Richtung  der 
Politik  zu  betätigen,  sondern  vielfach  auch  durch  Einzelleistungeo  von 
mancherlei  Art  zu  erweisen  ist  Die  Suzeränität  kann  durdi  Vetinnduog 
mit  Regierungsrediten  so  gesteigert  werden,  daft  dem  Vasallenstaat,  wie 
es  regelmäHig  der  Fall  ist,  eine  bloBe  Halbeonveränität  vexbleibt  Bs« 
neuere  Form  der  Abliängigkeit  ist  das  völkerrechtliche  Protektorat  Ein 
solches  Verhältnis  legt  dem  schutzherrlichen  Staat  zunächst  nur  die  Ver- 
pflichtung auf,  den  Schutzstaat  gegen  Angriffe  von  außen  mit  seiner 
eigenen  Macht  zu  vertreten.  Aus  dieser  Verantwortlichkeit  für  ihn  ergibt 
sich  aber  die  Befugnis,  dessen  auswärtige  Politik  zu  überwachen  und  zu 
kontrollieren,  zu  welchem  Zwecke  er  auch  wohl  mit  dem  Rechte  am- 
gestattet  wurd,  die  Pflege  der  amtfichen  nnd  vertragamaBigen  Besidmogw 
des  Sdkutzstaates  mit  dem  Auslande  stellvertretend  selbst  zu  flbemelmieiL 
Solchen  anomalen  Vertiältnissen  gegenüber  ersehet  die  Unabhängigkeit 
des  souveränen  Staates  als  die  Regel  des  Völkerrechts.  Sie  wird  nicht 
aufgehoben  durch  tatsächliche  Anlehnung  an  eine  fremde  Regierung,  auch 
nicht  durch  Vertragsschlüsse,  selbst  wenn  diese  das  staatliche  Wollen  w 
energischer  Weise  binden  oder  gar  demütigen.  j 
Dor  Einem  Staate  wird,  wenn  auch  nicht  die  Unabhängigkeit  genoDflMOi 

""^"^  so  doch  die  FreiheU  seiner  Ftolitik  geschmälert  durch  Obenuhme  'mauf- 
währender  Neutralität  Eine  solche  setzt  voraus  ein  Interesse  der  Staateo* 
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gesellschaft  und  stellt  ein  Vertragsverhaltnis  zwischen  ihr  und  dem  neu- 
trafisterten  Staate  dar.  Der  letstere  fiberaimmf  die  Verbindlichkeity 
jedem  eintreteDdeo  KriegsfoU  fremder  Midite  neutral  za  bleiben;  also 
eine  nülitärische  Besetnrag  oder  Beoutsung  des  Landes  durch  eine  aus- 
landische  Regierung  nicht  dulden  zu  wollen.  Als  Gegenleistung  erhält 
er  seitens  der  die  Erklärung  formell  akzeptierenden  Regierungen  die  Zu- 
sicherung, daß  sie  seine  Stellung  achten,  also  weder  zu  Kriegs-  noch  zu 
Friedenszeiten  etwas  tun  werden,  was  deren  Festlialtvmg  beeinträchtigen 
Icönnte.  Durch  einen  Garantievertrag*  kann  eine  derartige  Zusicherung 
verstärkt  werden.  Da  nun  aber  die  Möglichkeit,  im  Kriege  neutral  zu 
bleiben,  durch  die  Politik  im  Frieden  bedingt  ist,  so  li^  dem  mit  Noup 
traütSt  bd^ften  Staate  ^  stind^  Verpflichtung  ob,  aolclie  Akte  zu 
unterlassen,  die  dieser  Stellung  pfl^udizieren  konnten.  Insbesondere  in 
Allianzen  darf  er  sich  nidtt  einlassen.  Eine  Teilnahme  an  der  großen 
Politik  ist  ihm  versagt. 

Zurzeit  befinden  sich  in  der  Rechtsstellung  ewig  neutraler  Staaten 
folgende  Mächte:  Die  Schweizerische  Eidgenossenschaft  vermöge  der 
V^ener  Kongrefiakte  vom  9.  Juni  1813  A.  84.  92  und  der  Nentralitäts- 
akte  v«»n  aa  November  181  s;  das  KSnigieich  Belgien  in  GemSBhrit  des 
Separationsvertnges  vom  15.  November  1831  A.  7. 25  und  der  Vertrige 
vom  19.  Aprü  1839;  das  Grofiherzogtum  Luxemburg  seit  dem  Londoner 
Vertrage  vom  11.  April  1867;  endlich  der  unabhängige  Kongostaat  nach 
seiner  in  Ermächtigung  durch  die  Berliner  Generalakte  vom  26.  Februar  1885 
A.  10  abgegebenen  Erklärung  vom  i.  August  1885. 

DL  Der  einzelne  Staat  in  seinen  völkerrechtlichen  Be-  ^ 
Ziehungen,    i.  Ltsofbrn  dch  die  Staatsgewalt  fremden  Mächten  g^peiH 
über  in  der  souveriben  Herrschaft  auf  einem  abgegrenzten  Stücke  der 

Erdoberfläche  betätigt,  pflegt  sie  mit  einem  in  der  Gedankenwelt  des 
deutschen  Patrimonialstaats  geprägten  Ausdruck  als  Gebietshoheit,  in 
naturrechtlicher  Terminologie  als  Staatseigentum  bezeichnet  zu  werden. 
Damit  wird  gesagt,  daß  das  staatliche  Recht  eine  territoriale  Ordnung  ist. 
Alle  Personen  und  Sachen,  die  sich  innerhalb  der  Landesgrenzen  befinden, 
unterliegen  der  Bestimmbaikeit  durch  den  hier  waltenden  Staat  Und  <Üe 
Antastui^  dieses  seines  Tenitorialrechts  durch  Kontrolle,  Überwachung, 
Zumischung,  Intervention;  nicht  minder  der  von  einer  fremden  Idacht  auf 
seinem  Gebiete  rechtswidrig  vorgenommene  Herrschaftsakt  ist  ein  ihm 
zugefügtes  Unrecht  Die  Ausübung  der  Territorialgewalt  ist  völkerrecht- 
liche Pflicht  Jeder  Staat  hat  Sorge  dafür  zu  tragen,  daß  kein  Teil  seines 
Gebietes  ohne  rechtliche  Ordnung  bleibe.  Er  haftet  für  die  in  seinem 
Territorium  oder  von  dort  aus  von  ihm  schuldhaft  zugelassenen  Rechts- 
veiÜetzungen,  von  denen  fremde  Staaten  beiroflfen  werdM.  . 

Das  Territorium  eines  Staates  um&flt  alle  innerfaalb  seiner  Hoheits-  ^" 
grenzen  belegenen  Land-  iin^i  VTaaserflldifin  nebst  deren  Akzessionen, 
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mögen  sie  sich  im  privatrechtUchen  Eigentum  befinden  oder  herrenlos 
oder  dgentninsiinfahig  sein,  auch  wenn  sie  riundich  getrennt  und  staatoi  ' 
rechtlich  geschieden  mnd,  nicht  minder  den  Erdnuim  und  die  Luftdnle. 
Die  Grenzen  bestehen  in  intellektuellen  Linien,  ÜBSfcMi  oder  wanddbano. 

Dem  Meere  gegenüber  bildet  der  Niedrig^Krasserstand  die  Landesgren»; 
der  Strand,  also  auch  das  Wattenmeer,  ist  stets  T-andgebiet.  Bei  Gebirg'en 
läuft  sie  im  Zweifel  der  Wasserscheide  entlang-.  In  den  Territorialgewässeni 
des  Meeres,  in  Grenzflüssen  und  Seen  gilt  auch  heute  noch  im  Zweifel 
die  Mittellinie  als  Staatsgrenze.  Nur  für  schififbare  Flüsse  ist  es  gegen 
Ende  des  t8.  Jahrhunderts  aufgekommen,  den  Talweg,  d.  h.  die  IGtte  dn 
Fahrwassers,  als  Grenze  auf  der  Wassetfliche  veftragsmäffig  festzmtdleo. 

CiMtimurtu       Jedem  Staat  schreibt  das  Volkerrecht  die  Fihigkmt  zu,  neues  Gebiet  a 

erwerben.  Die  volkerrechtlichen  Besitztitel  sind  doppelter  Art,  teils  tih  | 
geleitete,  teils  ursprüngliche.  Derivativer  Erwerbsgrund  ist  heutzutage 
lediglich  die  Zession,  d.  h.  die  Übertragung  der  Gebietshoheit  durch  die 
vorhandene  öffentliche  Gewalt  Die  causa  der  Abtretungsverträge  kann 
eine  sehr  verschiedene  sein.  Als  originäre  Erwerbsgründe  gelten  zwei: 
der  kriegerische  der  Eroberung,  welcher  den  Untergang  des  besiegten 
Staates  zur  Voraussetzung  hal^  und  der  Medficlie  der  Okkupation.  Letztefe 
erfolgt  an  solchen  Landstrecken,  Wassefgebieten,  Liseln  und  Inedgrappes^ 
die  keinem  Staate  zugehörig  dod,  mögen  sie  bewohnt  sein  oder  nicht 
Sie  erfordert  den  auf  Aneignung  gerichteten  Willen  der  Regierung,  ver- 
bunden mit  effektiver  Besitznahme,  d.  h.  Aufrichtung  einer  obrigkeitlichen 
Gewalt.  Die  bloße  Nachbarschaft  kann  ein  Vorrecht  auf  okkupatorischcn 
Besitzerwerb  des  Hinterlandes  oder  des  geographischen  Stromsysteins 
idcht  begründen*  Andererseits  mag  die  Pflicht  nicht  zu  okkupieren,  dnidi 
vertrsgsm&fiige  Abgrenzung  von  Interessenaphären  auf  dem  Festiande,  «ie 
auf  dem  Meere,  übernommen  werden.  Um  Friorit&tsstreitifl^eiten  venu» 
beugen,  haben  die  Signatannadite  der  Berliner  Generalakte  vom 
26.  Februar  gemäß  deren  A.  34  sich  verbindlich  gemacht,  okkupa- 

torischen  Besitzerwerb  einander  zu  notifizieren.  Mit  der  Besitznahme  des 
neuen  Staatsgebiets  werden  die  dort  niedergelassenen  Personen,  sofern  sie 
nicht  in  einem  anderen  Lande  verbürgert  sind,  Angehörige  des  Erwerbefi 
Doch  pflegt  nadi  einer  seit  den  Ftiedensschlllssen  von  1 763  zu  beobadileodsB 
Staatspraxis  im  Falle  einer  Gebietsabtretui^  den  Bewohnern  ein  befristetes 
Recht  auf  Auswanderung,  heutzutage  in  der  Form  der  Option,  d.  h.  des 
Anspruchs  auf  Wiedererwerb  der  alten  Staatsangehörigkeit,  mit  rück- 
wirkender Kraft,  vorbehalten  zu  werden. 

OillHimlwt  Verloren  gehen  einem  Staate  Bestandteile  seines  Gebietes  lediglich 
durch  seine  Veräußerung.  Sie  ist  entweder  Zession  oder  Dereliktion.  Als 
Dereliktion  kann  die  bloße  Unterlassung  von  Herrschaftsakten  nicht  ei^ 
achtet  werden. 

BMdiiakngM  Vermöge  sdnes  Territorialredits  hat  der  Staat  in  der  Analogieo  des 
omhJr  htm  Prtvatrechts  verwendenden  Auf&ssungsweise  des  Völkerrechts  die  Beftigei^ 
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Gebietsteile  vertragsmäßig  zu  belasten;  sei  es  durch  Konstituierung  einer 
Pfandschaft,  sei  es  durch  pachtweise  Überlassung,  sei  es  durch  Über- 
tragung za  BeaibE  und  Venrättung,  sei  es  «idfidi  dorcli  Bestellung  einer 
Staatssenritnt  Man  spricht  nach  feststehendem  Sprachgebrancfa  von  einer 
aolchen,  wenn  ein  bestimmtes  VerlSguagsrecfat  über  das  Territorium  oder 
dessen  Teile  einer  fremden  Macht  nicht  bloß  zur  Aasübung,  sondern  der 
Substanz  nach  dauernd  eingeräumt  wird.  Sie  kann  affirmativ  oder  negativ 
sein,  d.  h.  in  einem  der  letzteren  eingeräumten  Untersagungsrechte  bestehen. 

2.  Dem  Verhältnis  persönlicher  Zugehörigkeit  zu  einem  Staatsver-  DioKUkoaSat 
bände  gibt  das  bestehende  Völkerrecht  einen  zweifachen  Inhalt  Einmal 
steht  der  Inländer  unter  der  Hertscihaft  seines  Staates,  gleichviel,  wo  er 
sich  b^nde.  Weder  sein  eigenes  Bdieben,  noch  die  Anwdnung  einer 
fremden  Macht  kann  ihn  vcn  der  Beobachtung  der  heimischen  Gesetze 
entbinden  und  vor  den  aus  dem  Ungehorsam  flr  ihn  sich  ergebenden 
Rechtsfolgen  schützen.  Gegenwirkung  ist  sein  Anspruch  auf  Teilnahme 
an  den  rechtlichen  Einrichtungen  und  Anstalten  des  Heimatsstaates,  die  . 
dieser  nicht  versagen  darf.  Insbesondere  schuldet  der  Staat  seinen  An- 
gehörigen die  Aufnahme.  Ihre  Ausweisung  oder  Zurückverweisung  oder 
Verbannung  wurde  vöUcerrechtlich  wirkungslos  sein.  Sodann  aber  ist  der 
Bürger  seinem  Vateriande,  solange  er  das  nationale  Band  nicht  gelöst 
ha^  zur  Treue  verpdBicfatet  Buren  rechlichen  Ausdruck  findet  diese  Pflidit 
in  der  Bestrafung  des  Landesverrats,  sowie  poritiv  in  der  Anforderung 
zum  Waffendienst.  Ausländer  können  nicht  treupflichtig ,  nicht  militär- 
pflichtig gemacht  werden.  Auch  hierfür  besteht  ein  Korrelat  in  Recht  und 
Obliegenheit  der  Regierung,  den  Nationalen  auch  im  Auslande  den  er- 
forderlichen Schutz  zu  gewähren. 

Dieser  Inhalt  des  Nationalitatsrechts  läfit  eine  mehrfache  Staats- 
angidiorigkeit  als  ein  nicht  durchlQhrbares  Rechtsverhältnis  «rsdieinen. 
Mchtsdestoweniger  besteht  bd  der  Didiarmoiüe  der  NationalitStsgesetz- 
gebungen  die  formelle  Möglichkeit  eines  solchen  noch  immer  in  weitem 
Umfange,  da  die  Staaten  im  allgemeinen  noch  nicht  geneigt  sind,  die 
Naturalisation  von  einem  Nachw^eise  der  Entlassm^  aus  dem  bisherigen 
Untertanenverbande  abhängig  sein,  oder  mit  erfolgter  Naturalisation  in  der 
Fremde  die  bisherige  Nationalität  ohne  weiteres  untergehen  zu  lassen.  In 
neuerer  Zeit  hat  man  gemeint,  auf  völkerrechtlichem  Wege  den  zahlreichen 
aus  soldiem  Doppelveriiältnis  sich  ergebenden  MiBständen  durch  Absdilufi 
von  sog.  Naturalisationsvertr^fen,  nach  dem  "Vcrguig  der  deutschen 
Bancroft -Verträge  von  1868,  entgehen  zu  können. 

Für  heimatlose,  d.  h.  solche  Personen,  die  ihre  Nationalitat  verloren 
haben,  ohne  einer  anderen  teilhaftig  geworden  zu  sein,  oder  deren  Na- 
tionalität bestritten  oder  ungewiß  ist,  haben  neuere  Verträge  Vorsorge 
getroffen  durch  Verabredung  eines  geregelten  Repatriierungsverfahrens. 
Typisch  in  dieser  Richtung  ist  gewesen  die  Gotliaische  Konvention 
deutsdier  Staaten  vom  15.  Juli  185  t  wegen  Obemahme  Auszuweisender. 
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Dia  Rasimug.  3.  V^ermöge  ihrer  Souveränität  kann  die  Staatsgewalt  eines  Landes 
einem  fremden  Grebietsrecht  nicht  unterworfen  sein.  Allerdings  spricht 
der  völkerrechtiiclie  Verband  jedem  seiner  Mitglieder  Persönlichkeit  zn; 
und  die  Anerkennung  {wivatrechüidier  Rechtsßhigkeit  kann  ihm  von 

keinem  anderen  Staate  versagt  werden.    Auch  der  fremde  Staatsfiskus 
genießt  den  Schutz  des  inländischen  Rechtes,  und  auf  seine  hiesigen  Rechts- 
Verhältnisse  kommen  die  Gesetze  des  Inlandes  zur  Anwendung.  Allein 
einem  Staatszwange  unterliegt  er  nicht,  also  auch  nicht  der  inländischen 
Gerichtsbarkeit,  welche  die  eigenen  Unterscheidungen  zwischen  Regierungs- 
akten  und  fiskalischen  Rechtsgeschäften  nicht  fremdländischen  Rechts* 
Ordnungen  aufieriegen  darf,  Der  fremde  Staat  hat  hiemadi  keinen  hiesigen 
Grerichtastand,  also  auch  kein  forum  arrestt  Ausnahmen  weiden  nur  an* 
ericannt  für  das  forum  rei  sitae ,  soweit  es  sich  um  Immobilien  handelt, 
und  für  das  forum  hereditatis;  sodann  in  dem  Falle,  daß  die  ausländische 
Regierung  hier  ein  Gewerbe  betreibt;  endlich  wenn  sie  sich  selbst  einem 
hiesigen  Gerichtsstand  unterwirft,  demnach  im  forum  reconventionis.  Zu- 
lässig ist  es,    die  Erwerbsfähigkeit  des  fremden  Fiskus  unter  ein  be- 
schränkendes Landesrecht  zu  stellen. 
Dar  sw««iib       4.  Befindet  nch  an  der  Sfntze  des  Staates  «ne  physische  Person,  so 
wird  ihr  als  Staatsoberliaupt  audi  vom  Auslände  ^e  bevorrechtete 
Stellung  zugewiesen.  Der  heutige  völkerreditiidie  Gebrauch  zeigt  sidi 
geneigt,  auch  republikanischen  Staatsoberhäuptern  Rechtsvorzüge  zu  ge- 
währen, welche  sie  über  di(>  Regeln  des  gemeinen  Fremdenrochts  hinaus- 
heben. Weitergehend  aber  anerkennt  das  Völkerrecht  von  alters  her  in  dem 
Staatsoberhaupt  eines  jeden  monarchischen  Staates  eine  Person,  durch 
welche  die  Staatsgewalt  in  ihrer  Einheit  und  Totalitat  zum  Ausdruck  ge- 
bracht wird.  Demnach  gdten  die  von  einem  Monarchen  abgegebenen 
rechtsgeschäfttichen  Erklärungen  als  Willensakte  seines  Staates;  eine 
Prüfung  auf  ihre  VerfassungsmäBigkeit  hin  steht  der  fremden  Regierung 
nicht  zu.   Demnach  kommt  die  volkerrechtliche  Lnmuiütät  der  fremden 
Staatsgewalt  auch   auf  den  fremden  Monarchen  zur  Anwendung;  eine 
Scheidung  zwischen  seiner  staatsrechtlichen  und  privaten  Persönlichkeit 
unter  Berufung  auf  das  hiesige  Recht  ist  völkerrechtlich  unannehmbar. 
Er  ist  auch  für  das  Völkerrecht  eine  souveräne  Person  und  als  solche  aus» 
ländtschem  Staatszwange  nicht  unterworfen.  Ausländische  Geriditastande 
«nd  nur  insoweit  fSr  ihn  begründet^  als  solche  singnlärerweiae  für  die 
Staatsgewalt  selbst  bestehen.  Beim  Betreten  fremden  Staatsgebiets,  sofern 
dies  zugelassen  wird,  gebührt  der  souveränen  Person  die  Exterritorialität 
Für  eine  dort  von  ihm  begangene  strafbare  Handluni^  trägt  der  Heimats- 
staat die  Verantwortung.    Eine  ihm  von  der  Regierung  des  Aufenthalts- 
staates zugefügte  Rechtsverletzung  güt  als  ein  gegen  seinen  Staat  be- 
gangenes Delikt 

Aus  der  Rechtaglelchhmt  der  Staaten  folgt  die  voUkommene 
sdiaft  der  Souverän^  die  nicht  allein  in  der  Courtoisie  ihres  gegenseitig 


.   ^  i  y  Google 


C.  Das  inteniati<male  Vakdifsgebiet  I.  Das  Wehmeer. 


443 


Verkehrs,  sondern  auch  in  der  Ebenbürtigkeit  aller  souveränen,  christlichen 
Regentenhäuser  zum  Ausdruck  kommt  Dagegen  können  abgedankte  oder 
depossedierte  Monarchen  auf  die  völkerrechtlichen  Vorrechte  souveräner 
Personen  keinen  Ansprach  erheben. 

Auch  die  Souveräaitit  des  Fiqpstes  hätte  an  sich  etldschen  mfisseo,  d«  f«*. 
seitdem  der  ICirchenstaat  in  seinem  schlieAlichen  Bestände  durch  Dderet 
vom  9.  Oktober  1870  dem  König^reich  Italien  einverleibt  wurde,  und  der 
Römische  Stuhl  damit  aufhörte,  eine  Territorialmacht  zu  sein.  Indessen 
konnte  bei  Säkularisierung  des  Kirchenstaats  dem  Papste  die  Rechts- 
stellung eines  entthronten  Monarchen  darum  nicht  gegeben  werden,  weil 
er  Oberhaupt  der  Römischen  Kirche  blieb.  Den  anderen  Staaten  durfte 
das  Rechte  den  Verkehr  Aber  die  eigenen  kirchlichen  Angelegenhdten  mit 
ihm  fortsufDhren,  nidit  gesdmiSlert  werden.  Daraus  ergab  sich  IQr  die 
italienische  Regierung  eme  völkerrechtliche  Pflicht,  die  Freihat  und  Un- 
abhängigkeit des  Römbchen  Stuhles  anzuerkennen.  Dieser  Pflicht  ist  das 
junge  Königreich  nachgekommen  durch  Erlaß  eines  Verfassungsgesetzes 
vom  13.  Mai  1871,  des  sog.  Garantiegesetzes,  durch  welches  dem  Papste 
die  Attribute  persönlicher  Souveränität,  an  welchen  auch  seine  Kirchen- 
regieruog  und  deren  Apparat  teilnimmt,  beigelegt  worden  sind.  Freilich 
ist  dieses  Gesetz  von  der  Kurie,  als  den  Verdcht  auf  die  wdtHche  Herr- 
sdiaft  involvierend,  nidit  anefkannt  worden.  Dagegen  wurde  es  von  den 
Mächten,  wenn  auch  nicht  gewährieistet,  so  doch  widerspruchslos  hin- 
genommen. Sie  legen  den  päpstlichen  Gesandten  nach  wie  vor  die  diplo- 
matischen Vorrechte  beu 


C  Das  internationale  VerkehrsgeWet 

L  Das  Weltmeer.  Die  physische  Unmöglichkeit,  die  offene  See  zu  »•  iMbin 
^»erren,  hat  diese  seit  Entst^ung  «nes  Wsitveikehrs  zwar  tatsächlich  ^  ^'^^ 

der  Schiffahrt  aller  seefahrenden  Nationen  eröffnet.  Allein  erst  nach  müh- 
samem Kampfe  ist  auch  die  rechtliche  Freiheit  der  Ozeane  zu  allgemeiner 
Anerkennung  gelangt  Heute  bildet  sie  ein  Hauptstück  völkerrechtlicher 
Ordnung.  Jeder  Versuch,  die  Freiheit  des  Meeres  durch  Anmaßung  von 
Herrschaftsrechten  irgendwelcher  Art  zu  beschränken,  gilt  als  Attentat 
wider  das  Völkerrecht  Nur  freilich  erschöpft  sich  diese  Freiheit  idcht  in 
dem  Satze,  daft  das  Ifeer  von  Rechts  w^n  staatenlos  ist  Viefanehr 
bildet  es  im  Frieden  wie  im  Kriege  das  gemdhisame  Verkehrs*  und 
Nutzungsgebiet  allsr  Staaten.  Keiner  von  ihnen  kann  ohne  seine  Zup 
Stimmung  davon  ausgeschlossen  werden;  auch  nicht  der  Binnenstaat  Dem- 
nach wird  Seeschiffahrt  nur  unter  anerkannter  Nationalflagge  zugelassen. 
Demnach  sind  die  Staaten  völkerrechtlich  gebunden,  für  gesicherten  Be- 
stand einer  rechtlichen  Ordnung  auf  den  unter  ihrer  Flagge  fahrenden 
Schiffen  landesrechtliche  Fihrsorge  zu  treffen. 
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SMpoiuci  Die  Unerläßlichkeit,  den  Verkehr  auf  dem  Weltmeere  vor  rechts- 
widrigen Angriffen,  Störungen,  Mi£bräuchen  xu  schfitzen,  hat  m  einem 
Systeme  mternatioiialer  SeefM^zei  gefSttiit.  Zu  deren  Haadhabnog  gdtee 
die  KjnegaacbStte  ohne  weiteres  als  legitimiert  Zmnal  betraditen  die  See* 
michte  sich  zur  Repression  der  Piraterie  völkerrechtlich  vorpflichtet  Und 
xwar  bildet  den  Tatbestand  derselben  jedes  auf  gewerbsmäßige  Ausübung 
räuberischer  Gewaltakte  auf  dem  Meere  oder  vom  Meere  aus  abzielende 
Unternehmen,  insüfern  ein  solches  nicht  gegen  einen  bestimmten  Staat 
gerichtet  ist,  sondern  sich  als  die  Sicherheit  aller  Staaten  gefahrdead 
darstellt  Das  Firatensdufi^  welche  Flagge  es  andi  fuhren  möge,  wild  ab 
denationalisiert  betrachtet  Es  unterliegt  dem  Zugriff  aller  KriegsflaggiBO. 
Auch  ist  jeder  Staat  befugt,  dessen  Mannschaft  zu  strafrechtlicher  Ab- 
urteilung zu  bringen.  In  Analogie  dieser  von  alters  her  begründeten  Zu- 
ständigkeiten haben  die  Mächte  vertragsmäßig  behufs  Verwirklichung 
gewisser  großer  humanitärer  und  wirtschaftlicher  Interessen  ihre  Schiffe, 
in  weitgehendem  Entgegenkommen,  gegenseitig  der  Durchsuchung  und 
Beschlagnahme  durch  beauftragte  Kriegsschiffe  unterworfen.  Vorbild  ist 
gewesen  das  Regime  zur  UnterdrOdcnng  des  afrikanischen  Sklavenhaiwiets 
waches,  durch  die  vom  Wiener  KongreA  veifc&ndete  DSd^aHoH  4» 
Puissanees  sur  VaidiHen  de  la  iraUe  des  nigres  vom  8.  Februar  1815 
inauguriert,  eine  wel^eschichtliche  Bedeutung  gewonnen  hat  In  dem  zo 
deren  Durchführung  geknüpften  Vertragsnetz  steht  im  Mittelpunkt  der  sog. 
Quintupel vertrag  vom  20,  Dezember  1841.  Die  Brüsseler  Generalakte  vom 
2.  Juli  hat  jenes  Regime  zum  Abschluß  gebracht,  jedoch  auf  einen  die 
Ostküste  Afrikas  umgebenden  Meeresteil  beschränkt 

Im  Interesse  des  internationalen  Seeveikehrs  ist  neuerdings  eine  Reilie 
von  qiezidlen  Einrichtungen  teils  lokaler,  teils  allgemeinor  Grdtung  ver« 
tn^sm&fiig  getrofifen  worden.  Dahin  gehören  der  Haager  Vertrag  von 
6.  Mai  1882  über  die  polizeiliche  Regelung  der  Fischerei  auf  der  Nordsee; 
der  Pariser  Vertrag  vom  14.  März  1884  über  den  Schutz  der  unterseeischen 
Telegraphenkabel  zu  Friedenszeiten ;  die  Übereinkünfte,  die  dem  Robben- 
schutz dienen ;  Verabredungen  über  Seeschiflfahrtszeichen.  Dazu  kommen 
mancherlei  nach  gegenseitiger  Verabredung  allgemein  angenommene  landes- 
rediCUche  Festsetzungen  olme  Vertragscharakter:  das  sorgfaltig  durch- 
gebildete StraSenrecht  zur  See;  die  intonationale  Signalqirache;  das 
gemeinsame  System  der  Scliiffinrennessung. 
XNaSMMnte.  Die  Frf  ili<  it  des  Weltmeeres  kommt  zu  Friedens-  wie  zu  Kriegszeiten 
allen  seinen  feilen  zugute,  auch  wenn  sie  besondere  Namen  fuhren; 
demnach  auch  den  sie  verbindenden  Meerengen.  Diese  sind  internationale 
Seestraßen,  als  solche  jederzeit  auch  den  Kriegsschiffen  offen.  Sie  dürfen 
selbst  im  Kriegsfälle  niemals  gesperrt  werden,  sofern  nicht,  wie  für  den 
Boqxnrns  lud  die  Dardanellen  s^  1841,  und  f3r  ^e  zu  Montenegro  ge- 
hiorigen  Gewässer  seit  1878,  im  gesamteuropäischen  Interesse  durch  Vertriig* 
der  führenden  Mächte  ein  Sonderrecht  eingriShrt  is^  wtmach  sie  fBr  Kriege 
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schi£fe  geschlossen  sind.  Ein  Anspruch  des  Küstenstaates  auf  Herrschaft 
über  die  seine  Küste  umspülenden  Meeresteile  und  dortig-e  Inselfluren 
wird  heute  nirgends  mehr  anerkannt  Die  Neutralisierung  von  Seerevieren 
durch  Vereinbarung  anliegender  Länder  würde  unwirksam  sein. 

Doch  erleidet  der  SaXz,  daA  die  offene  See  keliiem  Staate  angehört,  owkmhm«. 
dne  Snachränknng  in  seiner  Anwendung  auf  das  sog.  Küstenmeert  d,h. 
die  dem  Strande  parallel  laufende  Meereszone.  An  dch  feeilidi  steht  auch 
sie  als  Teil  der  Meeresflache  zu  Friedens-  wie  zu  Kriegszeiten  dem  inteiv 
nationalen  Schiffahrtsverkehr  offen.  Die  Passage  kann  nicht  versaj^t  werden. 
Immerhin  spricht  das  Völkerrecht  dem  Uferstaat  die  Befugnis  zu,  auch 
dort  seine  Hoheit  geltend  zu  machen,  da  sonst  die  Grenze  schutzlos  sein 
würde.  Er  ist  denmach  berechtigt,  die  Seefahrt  in  diesem  Bereiche  seiner 
Polizei  und  Gerichtsbarkeit  zu  unterstellen,  und  im  Falle  des  Seekrieges 
rie  zu  beschrinken  und  zu  reguUeren.  Vermöge  seiner  Hoheit  Icann 
der  Kustenstaat  auch  die  Nutzungsredite  daran  sich  zu  ausscUieMdiem 
Redite  vorbehalten.  Die  äufierste  Entfernung,  bis  zu  welcher  er  die 
Seegrenze  vorschieben  darf,  normiert  sich  nach  gemeinem  Völker- 
recht durch  die  Kanonenschußweite  bei  Niedrigwasserstand;  das  bedeutet 
heute,  bei  unterstellter  Treffsicherheit,  etwa  5  —  7  Seemeilen.  Durch 
Verträge  ist  sie  vielfach,  aber  nur  für  spezielle  Interessen,  auf  3  See- 
meilen limitiert  worden.  Liegt  eine  Meerenge  unter  den  Kanonen  vei^ 
schiedMier  Staaten,  so  gilt  die  Mittellinie  als  Seegrenze. 

Immer  aber  hat  man  vom  Küstenmeer  die  sog.  Territotialgewässer  »•  TflnHoftet- 
(das  geschlossene  Meer)  zu  unterscheiden,  nämlich  die  sich  in  das  Land- 
gebiet  ziehenden,  durch  eine  sperrbare  Öffnung  mit  dem  Küstenmeer  in 
Verbindung  stehenden  Wasserflächen ;  also  Baien,  Buchten,  Haffe,  Fjorde, 
Häfen,  auch  Sunde  und  Lagunen.  Sie  tjehciren  zum  Staatsgebiet.  Dasselbe 
gilt  von  Flußmündungen.  Als  Ausmündung  gilt  die  die  äußersten  Ufer- 
punkte vertnndende  gerade  Linie, 

n.  Die  Seeschiffahrt  Da  es  Pflicht  und  Recht  der  Seestaaten  ist, 
den  Schiffsn  ihrer  Angehörigen  nicht  allein  eine  Heimat  zu  gewähren, 

sondern  sie  auch  jenseits  der  Seegrenze  ihrem  Schutze  und  ihrer  Gewalt 
zu  unterstellen,  so  schreibt  das  Völkerrecht  den  Seeschiffen  einen  natio- 
nalen Charakter  zu.  Sie  mit  ihren  Booten  gelten,  anders  als  die  zur 
Binnenschiffahrt  bestimmten  Fahrzeuge,  als  Pertinenzen  ihres  Landes, 
gleichviel  wo  sie  tich  befinden.  Doch  ist  die  Rechtsstellung  der  See- 
schiflb  verschieden,  je  nachdem  sie  Kriegssdulfe  sind  oder  nicht  Und  zwar 
gellen  als  Kri^gnchifiPe  nur  solche  Schiffe,  die  im  Militärdienst  einer 
Regierung  verwendet  werden  und  ihr  verantwortliche  Führer  haben; 
mögen  sie  übrigens  in  fiskalischem  Eigentum  stehen  oder  nicht.  Auf  hoher 
See  steht  keiner  Macht  die  Befugnis  zu,  Schiffe  fremder  Nationalität  an- 
zuhalten, zur  Verifikation  ihrer  Flagge  aufzufordern,  zu  durchsuchen,  mit 
Beschlag  zu  belegen  oder  sonstige  Zwangsmittel  gegen  sie  anzuwenden; 
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es  sei  denn,  daß  sie  kriegsführende  Partei  sei  oder  solche  Rechte  vertrags- 
mäßig zugestanden  worden  sind.  Im  fremden  Wassergebiete  haben  Kriegs- 
scbiffe  ExterritorialitSt  zu  beansprochen.  Dagegen  dnd  alle  aadexea  Sm« 
sdüffe,  mögen  sie  dem  Erwerb  durch  SeettchHftthrt  dienen,  also  Handeb« 
fehizeuge  ada»  mögen  sie  anderen  Interessen  gewidmet  werden,  dnen 
Staate  oder  Privaten  gehören,  der  Gebietsholieit  des  Aufenthaltsstaats  trotz 
ihrer  fremden  Nationalität  nicht  entzogen.  Nur  haben  sich  nach  dem 
Vorgange  der  Franzosen  hier  weitgehende  Konzessionen  zugunsten  des 
Flaggenstaats  Eingang-  verschafft,  auch  vertragsmäßige  Sicherung-  erhalten. 
Du  Kennzeichen  der  Sciiiffsnationalität  ist  die  Nationalflagge,  Unter- 

^  scheidungszeichen  der  Kriegsmarine  der  Wimpel  Gegen  Flaggen* 
ftumaftimgr  wird  nuT  seftfins  der  in  ihrem  Flaggenrecht  verletrten  Regienu^ 
eingeschritten.  Privatsdiiffe  legitimieran  nch  erfbrderiichepfialls  durch  dw 
heutzutage  überall  sehr  vereinfachten  ScUffipapiere  oder  FU^genzeugnisse. 
Jedes  Schiff  muß  einen  Namen  führen  und  erhalt  seitens  der  dem  inter- 
nationalen Signalbuch  beigetretenen  Staaten  ein  UnterscheidimgssignaL 
In  Sicht  von  Festungswerken,  auf  denen  die  Nationalflagge  weht,  des- 
gleichen nach  ausgebrochenem  Kriege  in  Sicht  von  Kriegsschiffen  der 
kriegenden  MIdite  ist  jedes  Sdüff  veii^chtet,  seine  Flagge  zu  zdgeo. 
DaB  die  v<»  den  Seestaaten  unter  landesrechdich  noch  immer  sdir  v«v 
schiedenen  Bedingungen  zu  verleihende  Schiffinnatioiialitit  aadi  gegenseitig 
anerkannt  werde,  dalür  haben  zwar  zahlreiche  Schiffahrtsverträge  gesorgt 
Fehlt  es  an  solchen,  so  hat  sich  freilich  ein  unbedingtes,  in  Frieden  und 
Krieg  Platz  greifendes  Recht  auf  eine  solche  Anerkennung  bis  jetzt  noch 
keineswegs  diurchgesetzt. 


D.  Der  territoriale  Verkehr. 

I.  Die  Verkehrsfreiheit.  Die  im  völkerrechtlichen  Verbände  stehen- 
den Mächte  haben  mit  der  Anerkennung  der  zwischen  ihnen  bestehenden 
Verkehrsgemeinschaft  auch  das  eigene  Staatsgebiet  dem  internationalen 
Privatverkehr  zu  Lande  und  zu  Wasser  eröffnen  müssen.    Nicht  allem 
Kaane  Varkehn-  wärc  Absperrung  eines  Landes  vom  Weltverkehr,  mag  sie  durch  ihn 
^p*^     selbst,  mag  sie  durch  eine  diftle  Macht  —  in  Friedenszeiten  —  erfidgeo, 
rechtswidrig;  würde  also  jeder  betroffenen  Regierung  die  Befugms  zn 
gewaltsamer  öfinung  der  verschlossenen  Grenzen  geben.  Vielmehr  kann 
Rechts  tchuU  auch  kein  Staat  als  befugt  gelten,  den  Audändem,  lediglich  weil  sie 
der  r«noD.  Fj-gnide  sind ,  den  Übertritt  auf  sein  Territorium  oder  den  Aufenthalt  in 
demselben  zu  verwehr«  n ,  den  Schutz  und  die  Bürgschaften  seines  privaten 
und  öffentlichen  Landcsrochts,  die  Teilnahme  am  Genüsse  der  hier  be- 
stehenden öfi^entlichen  Einrichtungen  zu  entziehen.    Selbst  die  Massenaus- 
treibung  der  Angeh&igen  eines  bestimmten  Landes  gilt  heutzutage  nur 
als  Repressalie  oder  als  kriegerische  Hostilitit  Ar  statthaft  Ebensowenig 
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aber  i»t  ein  Seestaat  berechtigt,  fremde  PrivatschifFe  als  solche  von  dem 
Grebrauche  der  für  Sicherung^  der  Schiffahrt  und  Landung  getroffenen 
Anstalten  auszuschließen,  oder  ihnen  den  Zutritt  zu  seinen  Häfen,  den 
£iQlauf  in  seine  Ströme,  die  Durchfahrt  durch  seine  meerverbindenden 
Kanile  xu  vexbieten.  Der  Suexkanal  ist  sogar  durch  den  am  29.  Oktober 
1888  zu  Konstantinopd  gMchlossenen  KoUektivrertrag  der  beteUigten 
SeenüLcbte  unter  ihre  gemdnsame  Protektion  ge^idlt  wräden.  Er  ist  frdi 
und  offen  in  Friedens-  und  in  Kriegszeiten  für  die  Handels-  und  Kriegs- 
marinen aller  Flaggen.  Nach  diesem  Muster  soll  auch  das  Regime  des 
in  Zentralamerika  zu  erbauenden  interozeanischen  Kanals  eingerichtet 
werden;  jedoch  nunmehr  lediglich  nach  Maßgabe  einer  Verständigung 
zwischen  den  Vereinigten  Staaten  und  Großbritannien,  nämlich  des  sog. 
Hay*PauncefotevertrBges  vom  18.  Novembor  1901. 

Nur  fireilidi  der  einzehie  Aualänder  hat  niemals  einen  gegen  die  Amnimi» 
Regierung  des  Aufenthaltsstaats  geltend  zu  machenden  Anspruch  auf  Auf- 
nähme  und  Duldung,  auch  nicht  wenn  er  sich  niedergelassen  hat;  Er 
unterliegt  dem  völkerrechtlichen  Ausweisungsrecht  Denn  vermöge  der 
Gebietshoheit  gilt  es  als  ein  unverzichtbares  Souveränitatsrecht  jeder  Staats- 
gewalt, einzelnen  Individuen  oder  Kategorien  von  solchen  aus  speziellen 
in  ihrer  Person  zutreffenden  Gründen  des  öffentlichen  Interesses,  unter 
Verantwortung  gegen  den  Staat,  dem  Ae  angeboren,  den  Aufenthalt  zu 
versagen.  Durch  neuere  Verträge  ist  dieses  Recht  vielfi^h  reguliert  und 
auf  bestimmte  Fälle  beschränkt  worden,  mcht  minder  hat  das  Bedfirfiiis 
nach  staatsrechtlichen  Garanden  gegen  etwaige  vezatorische  Handhabimg 
der  Maßregel  die  Veranlassung  gegeben,  auch  gesetzgeberisch  mancherlei 
verwaltungsrechtliche  Rechtsschranken  durch  den  Erlaß  von  sog.  Fremden- 
gesetzen  aufzurichten. 

Eine  Ausnahme  von  den  Regeln  des  gemeinen  Fremdenrechts  bildet  dm 
das  Recht  der  Exterritorialität  Unriditig  führt  man  die  unter  diesen 
SanunelbegfrifF  herkSmmlicherweise  zusammenge&Bten  Bezidiungen  auf 
die  Fiktion  zurück,  dafi  der  Esctenitoriale  sdne  Heimat  überhaupt  nicht 
verlassen  habe.  Denn  mit  der  Frage  nach  der  räumlichen  Geltung  der 
Landesgesetze  hat  das  Verhältnis  nichts  zu  tun.  In  Wahrheit  kann  auch 
der  Exterritoriale  die  Gebietshoheit  des  Aufenthaltsstaats  nicht  ablehnen. 
Er  erfreut  sich  wie  jeder  Ausländer  des  Schutzes  der  hier  waltenden 
Gesetze.  Er  hat  sie  zu  beobachten,  und  auf  seine  Rechtsverhältnisse  kommt 
inländisdies  Redit  snr  Anwendung.  Aber  Zwangsmittel  können  gegen 
amne  Person  nidit  efgri£fen  werden.  Er  untersteht  weder  der  hiesigen 
Gerichtsbarkeit  noch  dem  Verwaltungszwang,  und  zu  IMensten,  Lasten  und 
Abgaben  kann  er  nicht  herangezogen  werden.  Die  Exterritorialitätsgründe 
sind  sehr  mannigfaltig.  Sie  können  in  der  Unfreiwilligkeit  des  Übertritts 
über  die  Grenze  gegeben  sein  (Note  des  deutschen  Reichskanzlers  im  Falle 
Schnäbele  vom  28.  April  1887;  Fleischmann,  Völkerrechtsquellen,  KJ05, 
S.  216).    Sie  können  auf  Staats  vertrag,  insbesondere  mit  Ländern  konsu- 
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larer  Jurisdiktion  beruhen.  Nach  völkerrechtlicher  Regel  gebührt  Exterri- 
torialität den  souveränen  Personen  und  ihrem  Gefolge;  sodann  den  Persoaea 
mit  diplomatischem  Charakter  im  Residenzstaat  samt  dem  zu  ihnen  ge. 
hörigen  Personal;  endlich  den  Truppenteilen  des  Laadheeres  und  der 
Marine.  Die  personliche  Immunität  erstreckt  sich  auch  auf  die  für  deo 
Gebrauch  des  Exterritorialen  bestimmten  Räume,  Effekten,  Mobilien,  Fahr- 
zeuge. Demgemäß  sind  Kriegsschiffe  extenitoriaL 

n.  Das  autonome  Recht  Immer  aber  erhält  der  internationale 
Personen«,  Grüter-,  Schiffahrtsverkehr  seine  Regelung  durch  die  Staatsgewalt 
des  Landes,  auf  dem  er  sich  vollzieht.  Ihr  steht  es  zu»  den  AuatandsreAehr 
ihrer  souverSnen  Ordnung  zu  unterwerfen,  ihn  unter  poUzdliche  Kootrdko 
zu  stellen,  unter  sachlichen,  ortlichen,  zeltlicheo  Restriktionen  zu  haheo, 
mit  Zollen  und  Abgaben  zu  belegen,  auch  verschiedene  Nationen  auf 
Du  RMoraioas*  differenziellem  Fuße  zu  behandehi.  Insbesondere  ist  kein  Staat  gebunden, 
Ausländer  in  gleichem  Umfange  wie  die  Inländer  an  seiner  Rechtsordnung 
zu  beteiligen.  Vielmehr  ist  es  jedem  unverwehrt,  den  Erwerb  und  Besiu 
einzelner  bürgerlicher  Rechte  durch  Gesetz  von  der  Staatsangehörigkeit 
abhängig  zu  machen.  Freilich  muß  er  sich  gefallen  lassen,  dafi  für  jed» 
Rechtsunglddiheit,  nut  der  er  einen  fremden  Staat  bel^,  ihm  von  dort 
her  mit  gleichem  Maße  gemessen  wird.  Eine  Retorsion  ist  k«n  unfreund- 
licher Akt,  und  mit  Repressalien  hat  sie  begrifflich  nichts  zu  tun. 

III.  Das  konventionelle  Recht  Den  internationalen  Privatverkelir 
im  Landbereich  zu  pflegen,  zu  sichern,  zu  begünstigen  ist  eine  Haupt- 
aufgabe der  Staatsverträge.  In  unübersehbarer  Fülle  tmd  Mannigfaltigkeit 
der  zu  regelnden  Verkehrsbezi^umgen  suchen  sie  ihr  geredit  zu  weidea 
Dto  HuMf  Unter  ihnen  nahmen  seit  der  Zeit  der  Utrechter  FriedenascfaUlsse  die  etste 
Stelle  ein  die  Kommwzientraktate,  bis  w«t  in  das  19.  Jahriiundert  hinein 
&st  die  einzige  Form  nldit  politischer  Staatsvertrige.  Ursprünglich  in 
merkantilistischem  Sinne  auf  staatskluge  Erlangfung  von  Handels-  und 
gewerblichen  Vorteilen  im  Herrschaftsbereiche  des  Vertragsgegners  ab- 
zielend, sind  sie  im  Laufe  der  Neuzeit  mit  ihren  in  stereot^'per  Weise 
abstufenden  Klauseln:  Zusicherung  voller  und  gänzlicher  Handelsfireiheit, 
Zuskiierung  der  Behandlung  auf  dem  Fuße  der  Meistbegünstigung,  Za> 
richerung  der  Gldchstellung  von  AuaUndem  und  Inlindem,  sehr  vtf« 
schiedenen  wirtsdiaftlichen  Systemen  dienstbar  gemacht  worden.  Do<^ 
gab  die  bunte  Mannigfaltigkeit  ihres  Inhalts  allmählich  die  Veranlassung, 
behufs  detaillierter  Regelung  einzelner  Materien,  spezielle  Vertragstypen 
abzuzweigen.  Man  pflegt  heutzutage  unter  den  Verkehrsverträgen  zu 
sondern  die  Handelsverträge  i.  e.  S.,  die  sich  vornehmlich  auf  Handels- 
und Gewerbebetrieb,  Wareneinfuhr  und  -Ausfulu:  beziehen  und  ent- 
weder Tarif-  oder  Meistbegunstigimgsverträge  sind.  Seit  dem  Jahre  iBq* 
haben  rie  sich  f&r  Mitteleuropa  zu  einem  Vertragssystem  mit  identisdi«n 
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Anfangs-  und  Endterminen  zusammengeschlossen,  welches  auf  der  Unter- 
scheidung von  General-  und  Konventionaltarifen  beruht.  Von  ihnen  werden, 
wenn  auch  erst  neuerdings  mit  formeller  Selbständigkeit,  die  Niederlassimgs- 
verträge  untenchiedea,  weldie  die  Freiheit  des  Penonenverkehrs  in  Be- 
ziehung auf  Niedeilassui^y  Au^Mithalt  und  Erwexb  von  Grundeigentum 
bemecken;  sodann  die  Schiffidutsvertrige,  f&r  welche  die  gegenseitige 
Anerkennung  der  von  den  vertragenden  Teilen  verliehenen  Schlffsnatio- 
nalitat  der  wesentliche  Punkt  ist;  die  Konsularkonventionen,  durch  welche 
die  Paziszenten  die  amtliche  Fürsorge  für  die  wirtschaftlichen  Interessen 
ihrer  Angehörigen  im  fremden  Gebiete  sich  gegenseitig  ausbedingen; 
endlich  die  Eisenbahn  vertrage,  auf  Herstellimg  und  Betrieb  von  Eisen- 
bahnanlagen, welche  <Ke  beiderseitigen  Staat^ebiete  in  Verbindung  setzen, 
geriditet 

Eine  neue,  zukunftsreiche  Gestalt  ist  der  ▼ölkenrechHidien  Ordnung  Pfav«nwitwn». 
des  internationalen  Privatverkdns  gegeben  worden  durch  die  Begründung  *"*^ 
von  Staatenvereinen  (Unionen,  Verwaltungsvereinen),  die  für  bestimmte 

wirtschaftliche  Anliegen  die  innere  Verwaltung  der  beigetretenen  Staaten 
in  gemeinsamem  Interesse  weitgehend  regulieren  und  beschränken.  Die- 
selben tragen,  weit  sich  abhebend  einerseits  von  Staatenbünden,  ander- 
seits von  bloßen  Reziprozitätsverträgen,  zwar  im  allgemeinen  Sozietats- 
natur. Eine  v^kerreditUdie  Persönlichkeit  kommt  ihnen  nicht  zu.  Charak- 
teristisch jedoch  ist  fOr  de  zweierlei:  ebmal  die  groAe  Zahl  der  Vertrags- 
grenossen,  denen  der  Zutritt  durch  blofie  Adhäsion  offen  gelassen  wird  und 
deren  Austritt  den  Fortbestand  des  Vereins  ebensowenig  beeinfluflt,  wie 
dies  ein  ausbrechender  Krieg  zu  tun  vermag.  Sodann  ist  ihnen  eigentüm- 
lich die  Einsetzung  kollektiver  Organe:  Kongresse,  Verwaltungskonferenzen, 
Kommissionen,  ständige  Geschäftsstellen  (internationale  Bureaus),  auch  wohl 
behördliche  Kontrollinstanzen.  Solche  sind  mit  der  Erledigung  der  Vereins- 
angelegenheiten nach  Maßgabe  des  Grundvertrags  betraut  Oberstes  Gresetz 
ist  das  UnanimitStsprinzip.  Der  Aufwand  wird  durch  Matiikulaibeiträge 
bestritten. 

Durch  Einrichtungen  dieser  Art  ist  es  gelungen,  große  Bezirke  der 
zivilisierten  Welt  für  ganze  Verkehrszweige  zu  territorialen  Einheiten  zu 
verbinden  und  gegenüber  dem  Vereinsauslande  rechtlich  abzuschließen, 
Vorläufer  und  Vorbild  solcher  Bestrebvmgen  ist  eine  Schöpfung  des  Wiener 
Kongresses  gewesen,  nämlich  die  Regxilienmg  der  Handelsschiffahrt  auf 
gemdnsamen,  d.  h.  mdirere  Lander  begrenzenden  oder  dnrchffiefienden 
Strdmen;  waren  diese  doch  vor  der  Eisenbahnzeit  die  wichtigsten  inteiw 
nationalen  Straßen  des  Binnenverkelurs.  Nadi  den  noch  heute  maßgebenden 
Festsetzungen  der  Wiener  Kongreflakte  A.  108— 117  sollen  die  Uferstaaten 
zu  Stromschiffahrts vereinen  zusammentreten,  deren  konventionelles  Recht 
an  Xormativbestimmungen  auf  der  Basis  der  Verkehrsfreiheit  gebunden 
worden  ist  Einen  weiteren  Schritt  auf  diesem  Wege  bedeutete  der  von 
deutschen,  eine  völkerrechtliche  Welt  im  kleinen  bildenden  Regierungen 
D»  Kaum  an.  Owaamixt.  IL».  M 
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efiiditeto  Zoll*  und  Kandelsvei!^  vom  22.  März  1833.  £r  gab,  wenn 
auch  nur  in  engerem  Kreise,  ein  bedeutsames  Vorbild  ab,  me  i8r  dne 
Vielheit  souveräner  Staaten,    durch  Wegraumung  gegenseitiger  Zoll* 

schranicen  und  Erhebung  der  Zolle  an  der  Auslandsgrenze  für  gemeinsame 
Rechnung-,  die  Freiheit  des  Handels  und  Verkehrs  im  Vereinsinland«'  her« 
gestellt  und  eine  gemeinsame  Wirtschaftspolitik  organisiert  werden  kann. 
In  engerem  Rahmen  dient  einem  speziellen  wirtschafts-  und  sozialpolitischen 
Ziel,  nämlich  der  Regiilierung  nationaler  Gütererzeugxmg  in  gemeinsamem 
Interesse  der  Verbandstaaten,  der  neueste  Verwaltungsverein  europäischer 
Machte,  begründet  durch  den  Brüsader  Vertrag  vom  5.  Marz  1902,  anf 
ein  gemeinsames  Zuckerr^^e  geriditet  Er  bezweckt  die  Bedinguiqi« 
für  die  Konkurrenz  zuckererzei^nder  Lander  auf  dem  Weltnuokt  duich 
Aufhebung  der  Prämien  und  Begrenzung  des  Überzolls  auszugleichea 
Auch  für  ein  weiteres  wirtschaftspolitisches  Anliegen,  die  Veröffentlichung 
der  Zolltarife,  hat  eine  gegenwärtig  fast  alle  Staaten  der  Welt  samt  ihren 
Kolonien  umfassende  Union,  zu  Brüssel  am  5.  Juli  1890  geschlossen,  sp^ 
zialisierende  Vorsorge  getroffen. 
Dto  VivkaiM-  Die  großartigste  Erscheinung  unter  den  intematicmalen  Staatenvcfdaai 
"  bilden  die  weltum^Mumenden  Qiganisationen  des  wirtschafttichen  Vericdus: 
der  al^femeine  Telegraphenverein,  errichtet  durch  den  Paxiser  Vertrag 
vom  5./17.  Mai  1865,  beruhend  auf  dem  Prinzip  der  Freigebung  des  Tele- 
graphen für  den  Privatverkehr  und  gemeinsamen  Regelung  des  internationalen 
Dienstbetriebes;  vor  allem  der  durch  den  Vertrag  zu  Bern  vom  9.  Ok- 
tober 1874  geschaffene  Weltpostverein.  Er  vereinigt  heute  sämtliche 
Staaten  nebst  Kolonien  mit  geordneter  Postverwaltung  zu  einem  einzigen 
Postgebiet  (etwa  xo8  Millionen  qkm  mit  1 1 30  MUlionenBewohnem),  fOr welcbei 
Freiheit  des  Transits,  Einheitlichkeit  des  Portos,  Verzicht  auf  PortoteOoiig 
Rechtens  ist  Das  Bestreben,  auch  die  Eisenbahnen  zu  einem  internationalen 
Netz  zusammen  zu  sdiließen,  hat  für  den  europäischen  Kontinent  zweierlei 
verschiedene  Staatenverbände  entstehenlassen.  Der  eine  vom  15.  Mai  1S86 
bezielt  die  technische  Einheit  im  Eisenbahnwesen;  nächstdem  den  zoll- 
sichcren  Verschluß  von  Güterwagen.  Der  andere,  nach  langen  Verhand- 
lungen zu  Bern  am  14.  Oktober  1890  zustande  gekommen,  vereinigt  die 
an  einem  internationalen  Grfltertransport  beteiligten  Eisenbahnen  der  Ve^ 
tragsstaaten  zu  einer  obligatorischen  Tranaportgemeinachaft  mit  einbeife' 
Echem  Frachtrecht  Er  bildet  dra  verii^ungsvollen  An&ng  für  die  Ba^ 
Wickelung  eines  Weltverkehrsrechts. 

Noch  durch  eine  Reihe  weiterer  Verwaltungsvereine  ist  dem  Zu^e 
nach  Intemationalisierung  der  wirtschaftlichen  Interessen  orefanisatonscher 
Aiisdruck  gegeben  worden.  Dahin  gehört  der  Staatenverband  für  Gewichte 
und  Maße.  Geschaffen  durch  die  Pariser  Meterkonvention  vom  20.  Mai  1S75 
bezweckt  er  die  Unifikation  des  metrischen  Systems.  Vielseitiger  wiikeo 
die  auf  den  Schutz  von  Urheberrechten  sidi  begehenden  Unionen:  der 
Verband  fOr  gewerblichen  Rechtsschutz,  b^;ründet  durch  die  Psristf 
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Übereinkunft  vom  20.  März  1883  samt  Brüsseler  Zusatzakte  vom  14.  De- 
zember 1900.  Er  gewährt  für  Erfindungspatente,  Muster  und  Modelle,  für 
Fabrik-  und  Handelsmarken,  für  Firmen  den  „Angehörigen"  eines  Vereins- 
laad es  den  Schutz  in  jedem  anderen,  nach  Maßgabe  dortigen  Rechtes. 
Den  analogen  Reditsschutz  Terleibt  den  „Uiliebern'*  die  Bemer  Union 
mm  Sduitze  von  Werken  der  Literatur  und  Kunst  vom  9.  Sqitember  1886. 


E.  Der  Rechtrachntz  Im  ▼tflkerrechHiehen  Verbände. 

L  Der  Privatverkehr.  Da  die  Völkerrechtsgemeinschaft  ihren 
CrHedera  die  gegenseitige  Anerkennung  ihres  rechtlichen  Bestandes  als 
eine  nidit  abzulehnende  Ffficht  auferlegt,  so  würde  sie  mit  sidi  sdbst  in 
Widerspruch  treten,  wollte  sie  dem  Einzelstaate  die  Freihmt  zusprechen, 

unter  Berufung  auf  seine  territoriale  Souveränität  den  in  fremdem  Lande 
geltenden  Gesetzen  die  rechtliche  Bedeutung  für  seine  eigene  Rechts- 
ordnung nach  Willkür  zu  gewähren  oder  zu  versagen.  Das  fremde  Recht 
hat  er  nicht  als  ein  bloß  tatsächliches  Verhältnis  zu  behandeln,  sondern 
als  Recht  anzuerkennen,  und  in  der  Handhabung  von  Recht  und  Ge- 
rechtigkeit sehen  ne  gemeinsam  ihre  oberste  Au%abe. 

Hiemach  ist  kein  Staat  belügt,  den  im  fremden  Lande  nadi  MaBgabe  bimiigMiw 
dort  geltenden  Rechtes  begründeten  Rechtsveriigltniasen  der  Individuen  ^'^"^^ 
prinzipiell  die  Anerkennung  zu  verweigern.  Die  Freiheit  des  internationalen 
Privatverkehrs  nötigt  jeden  von  ihnen,  nicht  etwa  aus  bloßer  Gefälligkeit 
für  das  Ausland  (comitas  nationum),  sondern  um  seines  Rechtsberufes  willen 
auch  ausländisches  Privatrecht  durch  seine  Behörden  zur  Anwendung  zu 
bringen.  Die  Frage,  nach  welchen  Gesichtspunkten  dies  zu  geschehen 
hat,  inwiew^t  also  Reditssatze  audi  im  fremden  Staats-  und  Machtgebiet 
wirken,  ist  ein  bedeutungsvolles  Anliegen  der  Privatrechtswissenschaft. 
Da  aber  heutzutage  die  hierfür  maBgebenden  juristischen  Gresichtspunkte 
für  alle  privatrechtlichen  Ordnungen  der  zivilisierten  Welt  verwendbar 
sind,  so  hat  sich  eine  neuerdings  zu  wissenschaftlicher  Selbständigkeit 
gelangte  Theorie  herausirpbildet,  deren  Aufgabe  es  ist,  die  aus  der  ört- 
lichen Beziehung:  des  einzelnen  Rechtsverhältnisses  sich  ergebenden  inter- 
nationalen KüUisionsnormen  festzustellen  und  systematisch  zu  entwickeln. 
Nur  ist  der  Inlialt  dieser  Theorie,  das  sog.  intemati(»iale  Privatredit  kern 
Bestandteil  der  völkerrechtlidien  Ordnung.  In  jüngster  Zeit  sind  ump 
fessende  Kollektivverträge  europäischer  Mächte  erfolgreich  bemüht,  eine 
po^tivrechtliche  Verständigung  über  derartige  Kollidonanonnen  heibeizup 
fuhren,  unter  welchen  die  auf  den  Haager  Konferenzen  von  1893,  1894, 
1900  und  1904  entworfenen  Konventionen  als  verheißungsvolle  Anfänge 
einer  vertragsmäßigen  Kodifikation  des  internationalen  Privatrechts  zu 
begrüßen  sind. 
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Aber  auch  im  Bereiche  des  öffentlichen  Rechtes  ist  es  dem  Einzelstaat 
nicht  gestattet,  Anstalten  und  Einrichtungen,  die  im  firemden  Lande  für 
Schutz  und  Aufirechtetlultux^  des  Redhftuustaiides  gctroton  sind,  gnmd* 
satzlich  zu  unterbinden,  zu  hemmen,  zu  eludieren.  Es  ist  die  Völker* 
rechtliche  Ordnung',  die  ihn  nötigt,  auch  in  dem  fremden  Gememwem 
ein  strafrecht^ch  tmd  sicherheitspolizeüich  zu  schützendes  Objekt  zu  achtea 
Und  er  kommt  dieser  Verpflichtxmg  nach,  indem  er  auch  den  fremd- 
ländischen Begehungsort  einer  Straftat  landesrechtlich  vorsieht  Wie  weit 
diese  seine  Zuständigkeit  geltend  gemacht  werden  könne  und  müsse,  ohne 
die  ausländische  Staatsgewalt  zu  beeinträchtigen  und  ohne  die  Freiheit 
des  internationalen  Privatverkehrs  anmafllich  zu  beschränken,  ist  du 
Hauptproblem  einer  strafrechtlichen  Theorie,  die  unter  dem  Namen  des 
internationalen  Strafrechts  dem  internationalen  Privatrecht  zur  Seite  ge- 
treten ist. 

n.  Die  internationale  Rechtshilfe.  Nicht  minder  hat  die 
wachsende  Erkenntnis,  daß  die  territoriale  Rechtspflege  ein  die  ge- 
samte Staatcnwelt  interessierendes  Anliegen  ist,  zu  der  Ausbildung 
eines  Systems  geführt,  wonach  die  Mitglieder  des  vdlkeirechlBdwi 
Verbandes  sich  gegenseitig  Rechtshilfe  sowohl  fSr  ihre  Straf-  ah 
ihre  ^^vüjustiz,  in  streitigen  und  in  nicht  streitigen  Rechtasadwn, 
leisten.  Die  prinzipielle  Ablehnung  einer  soldien  würde  volkerrechts- 
widrig sein.  Im  einzelnen  ist  jenes  System  analogisch  der  Rechtshilfe 
gestaltet,  welche  die  Behörden  des  Einzelstaates  im  amtlichen  Verkehr 
sich  landesrechtlich  gewähren.  Doch  unterscheidet  sich  die  internationale 
Rechtshilfe  von  der  nationalen  dadurch,  daß  ihre  Organe  die  Regierungen 
selbst  sind,  Sie'  vollzieht  sich  im  diplomatischen  Wege.  2^ahlreiche  Staats» 
Verträge  haben  ihre  Gre Währung  planmäßig  ^chergestellt  und  geordnet 
Auf  keinem  G«biete  des  amtlichen  Verkehrs  hat  sich  den  Regienu^ 
das  Bedurfiiis  von  festen,  ein  für  allemal  geregelten  Grcgenseitigkeitsver- 
hältnissen  so  fühlbar  gemacht  wie  auf  diesem.  Die  a  potiori  sog.  Aus- 
lieferungfskonventionen  übertreffen  an  Zahl  weitaus  alle  anderen  Vertraijs- 
schlüsse  des  Staatensystems,  und  auch  diese  Materie  ist  reif  für  Kodifikation. 
Wissenschaftlich  werden  die  Probleme,  die  sich  aus  der  intemationaleo 
Beziehung  der  landesrechtlichen  Gerichtsbarkeiten  ergeben,  als  das  intw- 
nationale  Prozeßrecht  zosammengefaflt 

Eine  Pflicht  auch  außerhalb  der  Bedürfiiisse  der  Rechtspflege  die 
Wohlfahrtsinteressen  eines  fremden  Staates  zu  fordern,  also  seinen  Ve^ 
waltungseinrichtungen  Schutz  zu  gewähren  und  deren  Durchführung  niit 
landesrechtlichen  Zwangsmitteln  zu  sichern,  ist  dem  überkommenen  Völker- 
rechte fremd.  Nur  durch  Verträge  kann  hier  gesorgt  werden,  wie  derni 
solche  Abreden  von  Grenzstaaten  zur  Regulierung  freundnachbarUchenV^M^ 
kehrs  über  die  allerverschiedensten  polizeilichen  Angelegenheiten  voo  jeber 
geschlossen  worden  sind.  Ein  spezielles  Interesse  des  Seeverkehrs,  nämlicb 
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die  zwangsweise  Zurückffihrung  entiaufener  Schiffsmannschafteo,  hat  schon 
vorlängs  durch  zahlreiche  Kartelle  über  die  solchenfalls  zu  leistende  poli- 
zeiliche Rechtshilfe  eine  detaillierte  Pflege  gefunden.  Neuerdings  aber 
haben  grofle  SUillektivyerträge  begonnen,  oadi  mannigfacher  Richtung 
hin  die  Verwaltongspolizei  der  beigetretenen  Staaten  in  den  Dienst  alL> 
gemeiner  Interessen  zu  stellen.  In  steler  Erweiterung  begriffen,  die  Ten- 
denz zu  Verwaltungsvereinen  heranzuwachsen  auch  ihrerseits  ausprägend, 
liefern  sie  die  Bausteine  zu  einem  internationalen  Verwaltungsrecht  Sie 
sind,  entsprechend  den  verschiedenen  Zweigen  der  inneren  Verwaltung 
zivilisierter  Staaten,  selir  vielseitig  und  buntartig.  Manches  ist  erst  im 
Entstehen  begriffen:  so  im  Gebiete  der  Finanzverwaltung  (Schutz  gegen 
Doppelbesteuerung);  des  Crewerbewesens  (Arbeiterschutz);  desBev^erungs- 
wesens  (Auswandenmgspolizei).  Unter  den  in  jüngster  Zeit  begründeten 
Recht^;emeinschaften  dieser  Art  tand  am  bedentungsvvdlsten  die  Verab* 
redungen  über  Maßnahmen,  Einrichtungen  imd  Anstalten  gesundheitspoli- 
zeilicher Art;  insbesondere  die  Sanitätskonventionen,  welche  die  Cholera^ 
und  Pestgefahr  vorsehen:  von  Dresden,  am  15.  April  1893;  von  Paris, 
am  3.  April  1894;  und  von  Venedig,  am  19.  März  1897  geschlossen. 
Weiter  gehören  dahin  die  auf  Gegenstände  der  Landwirtschaftspolizei 
gerichteten  Vereinbarungen  von  Machten  des  europäischen  Kontinents: 
namenUicfa  die  Fhylkntera-Konventim  vom  3.  November  iSSt,  die  den 
internationalen  Verkdir  mit  Erzeugnissen  des  Wein-  und  Gartenbaues  poli- 
zeilich  regelt,  sowie  die  auf  den  Schutz  der  der  Landwirtschaft  nützlichen 
Vögel  sich  beziehende  Übereinkunft  vom  19.  Man  1902,  der  freilich  das 
Königreich  Italien  bis  jetzt  nicht  beigetreten  ist.  Eine  internationale 
Regelung  der  Fischereipolizei  über  Binnengewässer  enthält  die  Verein- 
barung der  Rheinuferstaaten  vom  30.  Juni  1885,  welche  die  Lachs fischerei 
betrifft  Endlich  ist  zu  erwähnen  ein  Abkommen  über  sittenpolizeilidie 
VerwaltungsmaBregeln,  der  Pariser  Vertrag  vom  18.  Mai  1904  über 
Gewährung  wirksamen  Schutzes  gegen  den  MädchenhandeL 

Einen  bemerkenswerten  Vorg^ang,  nicht  bloA  Verv.  altungspolizeif 
sondern  auch  Verwaltungspflege  durch  ein  gemeinsames  Unternehmen 
europäischer  und  amerikanischer  Regierungen  international  zu  organisieren, 
bildet  die  Vereinigung  für  Erdmessung,  die  sich  auf  der  Berliner  Konferenz 
vom  27.  bis  30.  Oktober  1886  als  ein  mitgliederreicher  Staatenverein  kon- 
stituiert hat  Sie  ist  eine  deutsdie  Schöpfung.  Ihn  Au%abe  ist  euie 
wissensdiaiUidie:  die  Bestimmung  von  Gestalt  und  GroBe  der  Erde.  Als 
Zentralbureau  fimgiert  das  Königlich  pfeuAische  geodätische  Institut  auf 
dem  Tdegnq[»henberg  bd  Potsdam. 
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P.  Di»  R0clit«v«fliaitiiiise  des  Staatenveilralirs. 

L  Die  R.echt8||^6se]iSfte.  Dafi  die  Regierungen  imstande  and,  auf 
den  Grundlagen,  £e  Omen  das  allgemeine  V^errecht  bietet,  ^eaeUe  Be> 
siehungen  des  amtlichen  und  privaten  Veckdirs  ihrer  Länder  plamnsMg  ai 

ordnen  und  zu  entwickeln,  verdanken  sie  dem  Vertragsrecht  des  internatio- 
nalen Verbandes,  Unter  den  mancherlei  völkerrechtlichen  Rechtsgeschäften, 
also  den  Willensakten  des  Staates,  welche  bestimmt  sind ,  ein  internationales 

infrearinMiB  Rechtsverhältnis  hervorzurufen,  ist  der  Vertrag  das  wichtigste.  Er  erbringt 
▼•rtric«.  jjj^  höchste  Garantie  für  ein  standiges,  auch  durch  eintretenden  Kriegs- 
zustand  nicht  unterbrochenes  Zusammenleben  der  Staaten.  Für  den  Kkifr 
Staat  ist  er  das  sprechende  Zechen  staa^cher  Freiheit  und  Sdbst* 
bestimmung.  Sein  Wesen  ist,  wie  im  Privatrecht,  die  efUärte  WillmiS' 
c  inijrung  grundsätzlich  gleichberechtigter  Individualitaten  über  eines 
beabsichtigten  Rechtserfolg;  und  auch  im  Völkerrecht  bildet  er  einen 
alli^-emeinen  Grund  für  Entstehung,  Abänderung  und  Aufhebung  von 
Kcchtsverhälluissen,  g-leichviel  worin  deren  Inhalt  bestehe.  Die  bindende 
Kraft  der  völkerreciitiichen  Verträge  ist  der  unmittelbare  Ausdruck  der 
zwischen  den  Staaten  best^enden  Vwkehrsgemeinschaft,  die  ohne  &p 
verlässigkeit  des  gegebenen  Wortes  der  Sicherheit  entbdiren  wflxde.  Sie 
ist  eine  der  positiven  Rechtsgrundlagen  ihres  Bestandes  und  eines  ilinr 
ältesten  Elemente.  Die  naturrechtliche  Doktrin  hat  die  einstmals  von  dem 
römischen  Privatrecht  hergestellten  universellen  Elemente  des  Vertras^ 
begriffs  auch  in  das  Völkerrecht  hineingetragen  und  damit  dem  Vertrags- 
recht desselben  eine  unverlierbare,  in  täcflicher  Übung  betätigte,  durch 
solenne  Deklarationen  der  Mächte  verbürgte  l'estigkeit  verliehen.  Das 
Staatenherkommen  hat  ihm  auch  im  Detail  eme  juristische  Durchbildusg 
zu  geben  vermocht,  welche  die  inturnationalett  Vortrage  weit  abhebt  voo 
denen  der  privatrechtlichen  Ordnui^en. 
Fi»kaii»c}.f  Allerdings  können  zwischen  den  Mitgliedern  des  völkerrechtlichen 
VertriHt*.  3^^.}^  privatrechtliche  Rechtsverhältnisse  bestehen  und  Verträge  in  den 
Formen  und  mit  den  Wirkungen  landesrechtlichen  Privatrechts  geschlossen 
werden.  Von  ihnen  unterscheiden  die  völkerrechtlichen  sich  dadurch,  daß 
sie  nicht  in  Realisierung  vermögensrechtlicher  Interessen,  sondern  in  Aus- 
übung von  Regierungsrechten  eingegangen  werden,  selbst  wenn  sie 
finanzielle  Belastungen  mit  sich  fuhren.  Sie  sind  Akte  der  aus- 
wärtigen Politik,  und  die  Anrufung  des  bürgerlichen  Gerichts,  dss  ja 
selbst  nur  ein  staatliches  Organ  ist,  muß  ihnen  gegenüber  versagen. 
Innerhalb  des  Bereichs  der  völkerrechtlichen  Verträge  sind  Abreden, 
welche    Landesbehörden,    Militär-    und    Marinebefelilshaber,  Kolonial- 

S«Mttv«tr*«e.  Verwaltungen  miteinander  treffen,  von  den  Staatsverträgen  zu  unterscheiden. 

Für  das  internationale  Recht  kommen  vornehmlich  diese  in  Betracht 
Hier  geht  die  Vertragschließung  stets  von  der  Regierung  aus.  Die  Ffif^ 
wddies  staatiüdie  Organ  zur  Abgabe  der  mtsdieidenden  WlllenserUirosg 
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befugt  sei,  erhält  durch  die  Verfiissung  eines  jeden  der  vertragenden 
Teile  ihre  Beantwortung.  Insoweit  aber  Staatsverträge  bestimmt  sind, 
auch  eine  landesrechtliche  Wirksamkeit  zu  entfalten,  also  öffentliches 
Recht  zu  konstitaieren  und  die  Untertanen  zu  verpfliditen,  steht  ihre 
Vollziehang»  also  die  Erfüllung  der  von  der  Regierui^  gegebenen  Vex^ 
tragszusagen,  unter  den  für  Bildung  von  Rechtssätzen  landesrechtiich  be- 
stehenden Regeln. 

Eine  besondere  Vertragsform  kennt  das  Völkerrecht  nicht;  daher  an  v«rinififMv. 
sich  auch  mündliche,  auch  geheime  Abreden  bindend  sein  können,  wohin- 
gegen der  sog.  modus  vivendi  bloß  auf  tatsächliche  Leistungen  von  Fall 
zu  Fall,  unter  vorausgesetzter  Erwiderung  durch  die  Gegenpartei  abzielt. 
Inunerhin  gilt  heutzutage  SchriftUdikeit  als  die  aUgemeine,  schon  vermöge 
der  UnerläBlichkeit  ministerieller  Kontrangnatur  in  monarchischen  Staaten, 
nicht  wohl  abzuMmende  Regel;  mag  nun  Unterzeichnung  einer  einzigen 
Urkunde  oder  Austausch  fibereinstimmender  Erklärungen  erfolgen.  Und 
zwar  pflegen  die  Regierungen  für  Negotiation  und  Abschluß  von  Staats- 
verträgen sich  speziell  bevollmächtigter  Vertreter  zu  bedienen,  so  daß 
eine  gesandtschattliche  Kreditive  nicht  ausreicht  Doch  genügt  nach  altem 
Herkommen  die  Willenseinigung  der  Unterhändler  noch  nicht,  um  die 
Regierungen  ZU  verpflichten.  Vielmehr  ist  eine  besondere  Ratifikation 
durch  dieselben  erforderlich,  deren  gegenseitige  Mittdlung  regehn&flig 
durch  Auswechselung  der  darüber  ausgestellten  Urkunden  erfolgt  Erst 
mit  diesem  Moment  ist  der  Vertrag  perfekt  Auf  die  Ratifikation  kann 
verzichtet  werden.    Im  Zweifel  gilt  sie  als  vorbehalten. 

Für  die  Beteiligung;  einer  dritten  Maclit  an  einem  abgeschlossenen  nniBInnf 
Staatsvertrag  kennt  das  geltende  Völkerrecht  zwei  Rechtsformen:  einmal 
den  die  Akzeptation  der  vertragenden  Teile  voraussetzenden  Akzesdons- 
vertrag,  durch  welchen  der  Beitretende  als  Hauptpaxtei  Milkontrahent 
wird  und  mit  jedem  derselben  in  ein  separates  Vertragsverhältnis  tritt; 
sodann  die  Adhäsion.  Sie  erfolgt,  im  Falle,  daß  seitens  der  Signatare 
des  Grnmdvertrags  anderen  Regierungen  der  Beitritt  offen  gehalten  wird, 
durch  einseitige  empfangsbedürftige  Willenserklärung.  Im  Zweifel  können 
die  Adhärenten  nicht  die  Rechte  von  Mitkontrahenten  in  Anspruch  nehmen 
(G.  F.  de  Martens,  Nouveau  Recueil  general  de  Trait6s'  X  402). 

Zur  Herbeifühnmg  eines  Vertragsschlusses,  namentlich  in  schwereren 
KonfliktsfaUen,  können  firemde  Regierungen,  teils  auf  Ansuchen,  teils  ans 
eigenem  Antriebe,  teils  kraft  bestehender  Verpfliditung,  mitwirken.  Auch 
hierfür  gibt  es  bestimmte  Reöhtsfbrmen:  dnmal  die  gütliche  Verwendung 
(bons  Offices),  sodann  die  Mediation,  wodurch  eine  Teilnahme  an  den 
Vertragsvorhandlungen  verwirklicht  wird.  Eine  solche  bedarf  der  Ein- 
willigung der  verhandelnden  Mächte  und  bezweckt  deren  friedliche  Ver- 
ständigung. Beide  Prozeduren  sind  auf  der  Haager  sog.  Friedenskonferenz 
durch  die  Convention  pour  le  RigUment  pacifiquc  des  Conflits  intet' 
mMomaux  vwn  29.  Juli  1899  einer  vertragsmäßigen  Regulierung  untmp- 
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worüsn  worden.  Im  Gegensatz  zu  Omen  sudit  die  Interzesuon  du  Zu* 
Standekommen  des  erstrebten  Vertrages  durch  alle  den  Umständen  enu 
sfurechende  Mittel ,  selbst  durch  Waffengewalt  herbeitnführen. 

Eiiit*uunK  der  UntCT  dcu  StaatsverträgeH  pflegt  eine,  freilich  im  einzelnen  nicht 
btutrr«mäge.  jmjngf  beobachtete  Terminologie  mit  Rücksicht  auf  die  Erheblichkeit  des 
Inhalts  und  die  Solennität  der  Form  zu  unterscheiden:  die  Akten  und 
Deklarationen,  die  Verträge  i.  e.  S.  (Traites),  die  Übereinkünfte  (Conventions), 
die  Kartelle;  mit  dem  letzteren  Ausdruck  werden  regulatorische  Abreden 
über  Spezialitäten  des  amtlichen  Verkehrs  in  bezug  auf  Rjeditspflege, 
Polizei-  und  Militärwesen  beztiidmet  Viel&ch  zerlegt  ein  bestehendes 
Vertragaaetz  formell  sich  in  den  Hauptvertnig  und  die  darauf  Bezog 
nehmenden  Separatartikel,  Schlußprotokolle,  ZusalKvertr&gew 

Materiell  ist  die  Vertragsfreiheit  der  Staaten,  wie  im  heutigen 
privaten  Obligationenrecht,  nicht  beschränkt  auf  gewisse  Kontraktstypen. 
Essentialien  und  Naturalien  des  Rechtsgeschäfts  gibt  es  hier  nicht.  Xur 
aus  dem  einzelnen  Vertrage  selbst,  seiner  Entstehungsgeschichte,  seinem 
Zwecke  und  dem,  was  Treu  und  Glauben  erfordert,  ist  das  durch  ihn  be- 
gründete Reditsveihältnis  zu  entneiimen  und  mit  den  Iifitt^  juristlsdisr 
Kunst  zu  entwickeln,  wobei  dann  freilich  das  heutige  römische  Recht, 
ein  gemeinsames  Kulturgut  der  zivilisierten  Welt,  die  unentbehrlich^ 
überall  anzuerkennenden  und  überall  anerkannten  wissenschaftlichen 
Gesichtspunkte  vermittelt  Nur  unter  Verwendung  der  von  ihm  gestellten 
juristischen  Kategorien  läßt  sich  Inhalt,  Umfang  imd  Tragweite  eines 
Vertragsanspruchs  auch  im  einzelnen  mit  der  für  den  Verkehr  erforder- 
lichen Bestimmtheit  zur  Feststellung  bringen.  Lediglich  ein  praktisches 
Ordnungsbedürfiiis  ist  es,  das  zu  einer  rubrikenmäAigen  Sonderung  der 
StaatBvertrige  nach  gegenständlicher  Verschiedenheit  gefOhrt  hat  Sie 
pflegt  terminologisch  in  der  ihnen  amtlich  gegebenen  Bezeichnung  zum 
Ausdruck  zu  kommen,  wobei  die  stereotype  Formulierung  der  gleichartige 
Verhältnisse  in  gleicher  Weise  regelnden  Stipulationen  Anhaltepunkte 
gewälut.  Versucht  man  die  hiernach  in  kaum  übersehbarer  Mannigfaltig- 
keit begegnenden  Vertragsarten  imter  juristischen  Gesichtspunkten  syste- 
matisch zu  gliedern,  so  gelangt  man  zu  einer  Dreiteilung.  An  obeister 
S^e  stehen  heutzutage  die  großen,  mmst  auf  Kcmgressen  verhandelten 
KoUdctivverträge  der  Mächte,  wdche  bestimmt  sind,  ^en  neuen  Rechts- 
zustand zwischen  ihnen  zu  schafEisn  und  zu  ordnen;  insbesondere  solche, 
welche  bezwecken,  einen  Staatenbtmd,  einen  Verwaltungsverein  ins  Leben 
zu  rufen.  Nur  wäre  es  eine  Übertreibung,  ihnen,  um  ihrer  abstrakten 
Natur  oder  um  ihres  allgemeinen  Interesses  willen,  die  rechtliche  Eigen- 
schaft von  Verträgen  abzusprechen  und  mit  einem  neuerdings  konstruierten 
Rechtsbegriff,  im  Gegensatz  zu  jenen,  die  Qualiükation  von  Gesamtakten 
ZU  geben.  Denn  sie  entstehen  vertragsmäßig,  kommen  nach  den  Regdn  des 
Vertragsrechts  zur  Aufhebung  und  geben  jedem  der  zahlreichen  Teilnehmer  ein 
Forderungsrecht  gegen  jeden  Genossen  vertragsmäßig  zu  handeln.  Solche 
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Identität  des  Wollens  schafft  einen  g-emeinsamen,  aber  keinen  Gesamt- 
willen. Erst  wenn  der  Verein  konstituiert  und  damit  die  vertragsmäßig 
gegebene  Zusage  erfüllt  ist,  mag  die  Möglichkeit  gegeben  sein,  die 
VertragsteUnebanwr  andi  durch  die  atatntenmäfiigen  Beachlfiase  eines 
Vereinsofgans  m  binden;  wofBr  der  Staatenbund  das  Paradigma  bietet 
Den  recbtsetzenden  Vertragen  treten  solche  swdseitigen  Rechtsgesch&fbe 
zur  Seite,  welche  die  Begründung,  Übertragung  und  Aufhebung  von 
Regierungsrechten  zum  Gegenstand  haben.  Sie  entsprechen  den  ding- 
lichen Einigungen  des  heutigen  deutschen  Rechtes:  Zessionsverträge, 
Protektorats  vertrage,  Servitutenverträge,  Grenz  vertrage,  Teilungsverträge, 
ZoUanschlufiverträge.  Aber  die  Mehrzahl  aller  Staatsverträge  wird  nach 
wie  ▼or  gestellt  dnrdi  die  auf  konkrete  Ldstungen  und  Forderungsrechte 
obligatorischer  Natur  gerichteten  WiUensdnigungen.  Unter  ihnen  ragen 
durch  ihre  politische  Bedeutung  hervor  die  Allianzen;  den  casus  foederis 
bildet  entweder  der  feindliche  Angriff  von  außen,  oder  schlechthin  der 
Eintritt  des  Kriegszustandes  für  einen  der  Alliierten.  Nicht  so  weit  reicht 
der  Garantie  vertrag.  So  werden  diejenigen,  formell  selbständigen  oder 
unselbständigen,  Übereinkünfte  bezeichnet,  durch  welche  eine  Macht  oder 
eine  Mehrheit  von  Mächten,  entweder  jede  für  sich  (Separatgarantie), 
oder  soEdaxisdi  (Kollektivgarantie),  die  Vert^dlichkett  übernehmen,  ein 
völkerrechtliches  Rechtsverhältnis  gegen  Verletzungen,  sei  es  seitens  der 
vertn^fenden  Teile  selbst,  sei  es  seitens  eines  dritten  Staates,  durch  aUe 
angemessenen  Mittel  aufrechtzuerhalten.  Wirkung  ist  die  Pflicht  jedes 
Gewähren,  auf  erhaltene  Aufforderung  die  versprochene  Hilfe  zu  leisten. 

Für  die  Aufhebung  der  auf  ein  Handeln  abzielenden  Staats  Verträge  ABiiwbiwc  d«r 
hat  das  Völkerrecht  drei  überaus  charakteristische  Regeln  au.sgebildet.  ***'^"**'**^ 
Einmal  gestattet  er  die  einseitige  Lossagung  auch  von  einem  unkündbaren 
Vertrage  in  dem  anBerordttitiidien  Falle,  wenn  die  Umstände,  unter  denen 
er  zustande  kam  und  die  nach  der  «rweislichen  Absicht  des  versprechenden 
Teiles  seine  Voraussetzung  waren,  sich  gänzUch  geändert  haben.  Nur  in 
diesem  beschrankten  Sinne  ist  die  Klausel  Rebus  sie  stantibus  den  volker- 
rechtlichen Stipulationen  immanent.  Nächstdem  hat  jeder  Kontrahent  die 
Befugnis,  von  Verträgen,  deren  Erfüllung  von  der  anderen  Seite  wider- 
rechtlich verweigert  wird,  auch  seinerseits  zurückzutreten;  selbst  dann, 
wenn  die  Erfüllung  nur  für  einen  einzelnen  Vertragspunkt  ausbleiben 
sollte.  Endlich  ist  es  heutzutage  zweifellos  Reditens,  daA  vertrags- 
mäßige Verpflichtungen  mit  der  ErSffiiung  des  Kriegszustandes  hinfällig 
werden;  sie  mfiBten  denn  gerade  auf  einen  solchen  abgestellt  sein.  Um 
sie  wieder  in  Kraft  zu  setzen,  bedarf  es  demnach  einer  Erneuerung. 

Jedes  völkerrechtliche  Abkommen  verpflichtet  zu  vollständiger,  redlicher  Dto  Rtchntoii 
Erfüllung  dessen,  was  versprochen  und  der  übereinstimmenden  Absicht  der  ^^^^^^^^^ 
Paziszenten  gemäß  ist;  Staatsverträge  gelten  als  bonae  fidei  contractus.  Ein 
Vertragsbruch  gibt  der  Gegenpartei  einen  Rechtsanspruch  auf  Abstellung  des 
vertragswidrigen  Verhaltens  und  auf  Ersatz  des  dadurch  erlittenen  Schadens. 
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Und  zwar  hat  der  den  Vertrag'  verletzende  Staat  ihr  das  volle  Interesse 
zu  ersetzen,  das  sie  an  Erfüllung  der  VertragsstipulatioDen  zu  nehmen  hat^ 
insoweit  der  Schaden  durch  die  Rechtsverletzung^  nicht  bloA  venudafi^ 
sondern  verursacht  worden  ist,  und  insoweit  er  sich  in  Geld  veranschli^fea 
läßt  Ffir  die  Bewertung  des  Schadens  greifen  die  Grundsatze  iÖ>er 
Haftung  aus  Völkerrechtsverletzungen  Platz. 

vwkerrechu-        II.  Die  Rechtsverletzungen.  Neben  den  Rechtsgeschäften  erscheinen 
die  Rechtsverletzungen  als  Entstehungsgründe  völkerrechtlicher  Forderung»» 
rechte.    Sie  gewähren  dem  in  seinen  RechtMi  verletzten  Staat  «nen 
Anspruch  gegen  die  hierfür  verantworClicfae  Regierung  und  bilden  die 
Deliktsobligationen  des  internationalen  Verbandes.    Zu  individnaliaeiter 
Ausgestaltung  bestimmter  Tatbestände  hat  es  das  Völkerrecht  ebensowenig 
wie  im  obligatorischen  Vertrag"srecht  ijfebracht.  Jeder  rechtswidrige  Angriff 
gegen  die  durch  das  allgemeine  internationale  Recht  dem  Einzelstaat,  in 
Frieden  und  Krieg,  für  seinen  Bestand,  seine  Sicherheit,  sein  Territorium, 
seine  Angehörigen,  seine  Organe,  seine  Freiheit,  verbürgte  Rechtssphäre 
macht  die  schuldhaft  handelnde  oder  unterlassende  Regierung  haftbar. 
Nur  dient  der  gegen  sie  zu  erhebende  Anspruch  niemals  einem  Straftwedt 
Verbrechen  kann  die  Staatsgewalt  nicht  begehen.    Wenn  man  miA- 
brauchlich  vielfach  von  Verbrechen  gegen  das  Völkerrecht  spricht,  so  will 
man  mit  dieser  Bezeichnung  lediglich  gewisse  landesrechtlich  kriminalisierte 
Tatbestände  treffen,  zumal  solche,  welche  sich  gegen  die  befreundeten 
Mächte   richten,    zu  deren  \"erhütung    und  Bestrafung  der   Staat  des 
Begehungsortes  völkerrechtlich  verpflichtet  ist 
seiH4«MWNii.       Die  aus  dar  VSlkerreditsverletnmg  aidi  ergebenden  Pflichten  sind 
zwie&cher  Art  Einmal  gehen  de  auf  Gutmachung  des  zi^ifefBgten  Schadens. 
Em  solcher  ist,  soweit  die  Herstdlnng  des  früheren  Zustandes  nntnnÜrJi 
oder  nicht  als  ausreichende  Rechtsfolge  zu  erachten  ist,  durch  eine  Geld- 
zahlung auszugleichen.    Der  Begriff  des  Schadens  und  der  Umfang  der 
Interessevergütung    wird    auch    im    Völkerrecht    in   dem   weiten  Sinne 
genommen,  wie  ihn  das  gemeine  Recht  normativ  festgestellt  hat:  quantum 
mihi  abest,  quantumque  lucrari  potui.    Und  daß  es  auch  im  Völkerrecht 
auf  eine  vernünftige  Würdigung  der  Umstände  des  Einidfalles  ankommt^ 
bezeugt  die  intnnationale  Schied^perichtq)raxis,  in  wdcher  Reklamationen 
w^gen  dommages  ei  inUrtts  eine  groBe  RoUe  spielen.  Fehlt  es  in  ihr  auch 
nicht  an  Beispielen,  daß  der  Umfang  der  Verpflichtung  zu  Schadensersstz 
beschränkt,  insbesondere  der  mittelbare  Schaden  von  der  Interesseleistung 
ausgenommen  worden  ist,  so  hat  es  sich  dabei  doch  um  einzelne  Fälle 
gehandelt,  in  welchen  eine  vertrag^smäßige  Anerkennung  des  Ersatzanspruchs 
vorlag.    Eine  Regel  ist  ihnen  nicht  zu  entnehmen  (Alabamastreitsache; 
präjudideller  Bracheid  des  Genfer  Schiedsgerichts  vom  19.  Juni  1872). 
Für  das  Volkerrecht  liegt  kein  Grund  vor,  von  den  allgemeinen,  in  der 
Ziviljustiz  der  Staatenwdt  heute  anerkannten  Regel  abzugehen,  daB  (fie 
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Ersatzpflicht  den  Schaden  in  seiner  g-esamton  Ausdehnung  zu  erfassen  hat, 
sofern  nur  ein  Kausalzusammeohang  mit  dem  schadenbringenden  Ereignis 
vorhanden  ist. 

Neben  dem  Recht  auf  Schadensersatz  steht  die  Forderung  auf  Genug-  otugmu«. 
tniing.  Sie  gründet  sich  auf  ein  voa.  dem  v«Aet<ten  Staat  als  ehren- 
kränkend empfundenes  Unrecht  Die  Sühne  kann  durch  maanigtache 
Reg^erungaakte  zu  leisten  sein,  die  von  dem  Grade  der  Verletzung  ab- 
hängen und  in  das  billige  Ermessen  des  Fordemden  gestellt  sind.  Das 
äußerste  ist  die  zeremonielle  Huldigung  der  satisfaktionspflichtigenRegierui^ 
vor  der  beleidigten  Staatsgewalt. 

III.  Zwangsmittel  Das  Völkerrecht  gibt  aber  dem  in  seinen  Vertrags-  v^tntuaim. 
mäfitgen  oder  allgemeinen  Rechten  schuldhaft  beeintraditigten  Staat  für 
schwerere  FiUe  die  Befugnis,  Schadensersatz  und  Genugtuung  auch  durch 
Selbsthilfb  ach  zu  verschaffen,  ohne  den  Friedenszustand  preiszugeben; 
vorausgesetzt,  daß  der  diplomatische  Weg  sich  hierfür  als  nicht  gangbar 
erweist  Dem  dient  der  aus  dem  Recht  des  Mittelalters  übernommene, 
freilich  im  Laufe  der  Neuzeit  unter  weitgehende  Beschränkungen  gestellte 
Repressalienbrauch.  Es  handelt  sich  hierbei  um  spezielle  Gewaltakte, 
die  von  der  Regierung  gegen  einen  fremden  Staat  als  Vergeltung  für 
eine  zugefugte  Recbtsveiletzung  verhängt  werden,  lifittel,  Art  imd  Ver- 
&hren  kann  sehr  verschieden  ans&llen.  Nur  sollen  Refwessafien  ver- 
hältnismäßig sein.  Zulässig  ist  das  Embargo,  d.h.  die  Pfitndnahme  von  i-ri.dea, 
Seeschiffen.  Daß  auch  eine  Blockade  repressalienweise  verhängt  werden  '^'"'^ 
darf,  ist  nach  den  zahlreichen  Präzedenzfällen  nicht  zu  bezweifeln.  Frei- 
lich hat  sich  der  Rechtssatz,  daß  auch  SchifiFe  einer  dritten,  nicht  ein- 
wiUigenden  Macht  die  Fricdensblockade  zu  respektieren  haben,  bis  jetzt 
nicht  durchzusetzen  vermocht. 

Wetter  als  die  Repressalien  geht  die  litervention.  Sie  ist  ein  su- AMwvwtMn. 
lässiges  Zwangsmittel  in  dem  Sinne,  daß  jede  Regierung  die  Befugnis 
hat,  die  rechtlidien  Interessen  ihres  Landes  und  ihrer  Angehörigen  außer- 
halb der  eigenen  Hoheitsgrenzen  durch  tatsächliche  Machtentfaltung  dann 
zu  schützen,  wenn  die  durch  die  territorial  zuständige  Staatsgewalt  völker- 
rechtlich zu  leistende  Gewähr  des  Schutzes  sich  als  unwirksam  erweist. 
Ein  typischer  Fall  war  die  Kollektivintervention  der  Mächte  in  China  1900, 
veranlaßt  durch  die  Ermordung  des  deutschen  Gesandten  und  die  Un- 
fähigkeit oder  Abneigung  der  Landesregierung,  den  fremdenfondlichen 
Aufttand  zu  unterdräcken.  Die  nach  Durchfuhrung  der  liGlitärexpedition 
gestalten  Forderungen  der  Mächte  (KoUektivnote  vmn  «7.  Dezember  1900) 
wurden  von  chinesisclier  Seite  angenommen  tmd  erfüllt  (SchlußprotokoÜ 
vom  7.  September  iqoi,  aufgenommen  zwischen  den  elf  fremden  und  den 
chinesischen  Bevollmächtigten). 

Freilich  zeigt  die  Erfahrung,  daß  bei  Ausübung  solcher  nicht 
kriegerischer  Feindseligkeiten,  sobald  ihnen  mit  Gewalt  begegnet  wird, 


.  kj  ^  i  y  Google 


46o 


RwpnMWP  vcw  Mastxix:  VdOrnfMbL 


ein  Übergang  in  den  förmlichen  Kriegszustand  sehr  nahe  gerückt  wird. 
Dieser  aber  erscheint  als  das  letzte  Mittel,  tun  Genugtamig  fBr  eriitteiies 
Unredit  und  Schutz  vor  drohender  Rechtsveiletzung  zu  erzwingen.  DaA  er  fir 
soldien  Zweck  sich  als  ein  prekäres»  maBloees,  nur  f3r  den  Stuken  tot- 
\v endbares  Mittel  darstettti  liegt  in  der  die  Bedeutung  eines  rechtiidiea 
Zwangsmittels  weit  überragenden  Natur  des  völkerrechtlichen  Krieges. 

btmatioui<<  IV.  Das  Schiedsrichterliche  Verfahren.  Um  die  Anwendung 
trhiaA«iinii  hte.  völkerrechtlicher  Zwangsmittel  zur  Abwehr  von  Rechtsverletzungen  auf 
die  tofierstm  Fälle  zu  beschräiiken,  haben  im  Strdt  befindEdie  Regierungen 
schon  vom  Mittelalter  her  sich  vielfach  des  Komfvomisses  (Anstcags- 
▼erfohrens)  bedimt  In  neuerer  Zeit  ist  vidfiwh  eine  Verpflichtung  hien»  bei 
Absdilufi  von  Staatsverträgen  durch  die  sog.  kompromissarische  Klausd 
übernommen  worden.  Die  letzten  Jahre  haben  eine  große  Zahl  allgemeiner 
Schiedsverträge  gebracht,  wofür  die  zwischen  Großbritannien  und  Frank- 
reich geschlossene  Übereinkunft  vom  14.  Oktober  1903  vorbildlich  geworden 
ist.  Sie  nimmt  bezeichnenderweise  solche  Streitfalle  aus,  welche  die 
vitalen  Interessen,  di»  Unabhängigkeit,  die  Ehre  der  vertragenden  Tdle 
oder  die  Interessen  dritter  Mächte  bwfihren.  Eine  mganisatorisdie  Ein- 
richtung der  völkerrecfatliGhen  Schiedsgerichtsbaxkmt  hat  nunmdir  m 
großer  Staatenverein,  zunächst  für  seine  Ifi^liedcr,  getroffen,  welcher  ia 
Gemäßheit  der  auf  der  Uaager  Konferenz  am  29.  Juli  1899  abgeschlossenen 
(ersten)  Convention  pour  le  rlglement  pacifique  des  conflits  intemaiionaux 
ins  Leben  getreten  ist  Ihm  gehören  an  (31,  Dezember  1905)  25  Mächte. 
Es  ist  eingesetzt  worden  eine  ständige  Cour  permatunte  d'aröitrage  mit 
dem  Sitze  im  Haag,  wdche  abgerufen  werden  kann  durch  Schiedavertng 
der  im  Rechtsstreit  befindlichen  Partien.  Für  jeden  Einzelfall  wird  dss 
Tribunal  aus  dem  Schiedshof  gebildet  Dieses  entsdieidet  m  apfUftuaü  let 
pHndpes  du  draU  international.  Als  ständige  Organe  fungieren  ein  intti> 
nationales  Bureau  und  ein  standiger  Verwaltungsrat 


O«  Die  Or^oisatioa  des  amtlichen  Staatonverkelirs. 

OhiiMick.       L  Die  Diplomatie.  Seitdan  die  europälsdien  Mächte  sich  nach  dem 
Zerfall  der  mittelalterlichen  Ordnungen  zu  einer  groAen  Staatenfanülie 

vereinigt  wußten,  empfonden  sie  das  Bedürfnis  behufs  Unterhaltuug  ihrer 
Gegenseitigkeitsbeziehungen,  deren  sorgfaltige  Pflege  als  eine  wesentliche 
Bedingung  für  die  innere  Wohlfahrt  erschien,  in  regelmäßigem  Verkehr 
miteinander  zu  stehen.  Da  nun  hierfür  weder  die  Absendung  von  Boten, 
noch  die  schriftliche  Korrespondenz  von  Behörden,  noch  persönliche 
Zusammnikfinfle  der  Souverime  oder  ihrer  Räte  als  ein  ai^emesseoer 
und  auareidiender  Weg  erschien,  so  hat  sich  seit  dem  15.  Jahrhundert^ 
ausgehend  von  Italien,  der  Hdmat  modemer  Politik,  eine  besondere  amt* 
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liehe  Verkehrsform  Bahn  g^cbrochen,  deren  Wesen  die  gegenseitige  Ab- 
ordnung, Zulassung  und  fremdenrechtliche  Sonderstellung  ständiger 
Geschäftsführer  ist.  Sie  bildete  seit  dem  Westfälischen  Frieden  eine 
völkerrechtliche  Organisation  der  Staatenwelt  und  ermöglichte  an  jedem 
Hofe  dne  Geaamtrepritowitatioit  der  MIdite.  Als  Geschüb^Hradie  wurde 
smt  dem  Übergewidite  der  fraazodschen  Kultur  an  Stelle  der  übei^ 
kommeneii  latdniacheii  die  firaiizösiscbe  angenonunen.  Der  ibibegriff  aUer 
hierher  gehörigen  Einrichtimgen,  Beziehungen,  Rechtsnormen,  Maximen 
wird  seither  als  Diplomatie  zusammengefaßt  Die  steigende  Mannigfaltig- 
keit der  für  jeden  Staat  im  Auslande  wahrzunehmenden  Interessen  hat 
nun  aber  zu  einer  in  steter  Vermehrung  befindlichen  Vervielfältigung  des 
damit  betrauten  Personals  gefuhrt.  Organe  des  auswärtigen  Dienstes  sind 
heutzutage  einmal  die  Ministerien  der  auswärtigen  Angelegenheiten; 
aodaim  die  ins  Ausland  entsendeten,  mit  Amtsvollmacfat  versehenen  Ver- 
treter der  Regierungen.  Als  solche  erscheinen  an  erster  Stelle  die  Ge- 
sandten, nämlich  die  unter  öffentlicher  Beglaubigung  mit  einer  diplomatischen 
Mission,  d.  h.  zu  Verhandlung  mit  einer  fremden  Regierung  bestimmten 
Personen.  Von  ihnen  werden  unterschieden  die  diplomatischen  Agenten, 
denen  ein  bestimmter  Charakter  mit  den  daran  geknüpften  Rechtsvorzügen 
nicht  erteilt  wird.  Nicht  minder  heben  von  ihnen  sich  ab  die  Kommissarien 
(Delegierten,  Bevollmächtigten),  denen  die  Erledigung  einzelner  Geschäfte 
oder  Gresdiältskreise  am^ch  aufgetragen  wird;  de  sind  niemals  Mi^lieder 
emes  diplomatischen  Korps  und  auch  l&r  sie  hat  das  Vdlkerrecht  eine 
bestimmte  Rechtsstellung  nicht  ausgeprägt  In  einen  ergänzenden  Gregen- 
satz  zur  diplomatischen  Vertretung  stellt  sich  die  erst  im  Laufe  des 
10.  Jahrhunderts  zu  hoher  Bedeutung  und  reicher  Entwickelung  gelangte 
konsularische  Institution.  Ihre  Aufgabe  ist  es,  den  Privatverkehr  der 
Nationalen  im  Auslande  gegenüber  den  Lokalbehörden  amtlich  zu  schützen, 
zu  vnlreten,  zu  überwachen.  Der  Konsul  als  solcher  hat  keine  Mission.  Übt 
nun  zwar  auch  jedes  Mitglied  des  internationalen  Verbandes  die  Befugnis, 
mit  ^ner  fremdm  Regierung  durch  Entsendung  von  diplomatischen  oder 
konsularischen  Vertretern  einen  amtiichen  Verkdir  unter  den  hierf&r  be- 
stehenden völkerrechtlichen  Formen  und  Schutzeinrichtungen  anzuknüpfen, 
so  entspricht  dem  doch  auf  selten  der  letzteren  keinesweg-s  die  Pflicht, 
einen  solchen  mit  jedem  Staate  zu  führen  und  zu  unterhalten.  \'ielraehr 
bedarf  es  im  Einzelfall  hierzu  eines  gegenseitigen  Einverständnisses. 

Unter  den  diplomatischen  Personen  hat  man  bereits  im  16.  Jahrhundert  oeMadt- 
nach  den  ihnen  durch  die  Kredttive  beigelegten  Rangvorzflgen  und  darauf-  "^"^"^ 
hin  im  EnqMbi^fsstaat  zu  erwdsenden  Ehren  mne  Abstufung  vorgenommmt 
Den  aus  dem  mittelalterlichen  Gebrauch  übernommenen  Ambaasadeuren 
trat  eine  minder  an^ruchsvolle  dqdomatische  Repräsentation  zur  Seite, 
deren  Träger  seit  dem  Aufkommen  ständiger  Missionen  mit  dem  Titel 
eines  Residenten  bestellt,  oder  noch  farbloser  als  Mandatare,  oder  Agenten, 
oder  Minister,  oder  Charg^s  d'afiEiaires  bezeichnet  wurden.  Nur  war  es  nicht 
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zweifelhaft,  daß  vor  Funktionären  dieser  Art  die  zu  besonderen  Gelegen- 
heiten und  Zwecken  vorübergehend  an  fremde  Höfe  abgeordneten  Standes 
personen^  die  ohne  nihere  Charaktmiaieruiig  als  „aufiexordenfUch  gesandt" 
beglaubigt  wurden,  immer  den  Vorrang  zu  bean^Hrudien  bitten.  IMeie 
unbeeünmite  Bezdchnung  eines  „Envoy^**  wurde  nun  aber  xu  ebem 
formellen  Titel,  den  man  alsbald  auch  für  einen  ständigen,  wenn  auch 
nicht  zum  Ambassadeur  ernannten  Diplomaten  wählte,  um  ihm  dadurch 
höheren  Rang  und  vermehrten  Einfluß  im  Lande  seiner  Sendung^  zu  sichern. 
Und  seit  der  Mitte  des  i8.  Jahrhunderts  stand  es  fest,  daß  auch  einem  als 
Plenipotentiar  charakterisierten  Minister  die  gleiche  bevorzugte  Recht- 
stellung zu  gewäbren  seL  Damit  kam  die  Unterscheidung  von  drn  b 
Rechten  und  Rangvorzflgen  geschiedenen  Klassen  von  Gesandten  zum 
Abschluß,  wie  sie  gegenwärtig  besteht  IMe  mannig&chen  Irrungen  über 
deren  richtig-e  Abgrenzung  haben  ihre  Erledigung  gefimden  in  dem  dis 
Beilage  XVII  der  Wiener  Kongreßakte  bildenden  Brji^lrmruf  <;rtr  le  ran^ 
cntrc  les  agenis  diplomatiques,  vom  19.  März  181  5,  zu  welchem  das  Aachener 
Protokoll  vom  21.  November  18 18  einen  Nachtrag  enthält.  Die  Übernahme 
dieser  Vereinbarung  der  acht  Kongreßmächte  in  den  allgemeinen  inter* 
nationalen  Gebranch  hat  nch  anstandslos  vollzogen. 

Es  werden  dr^  Haiqitldassen  unterschieden.  Die  erste  ist  die  der 
Botschafter»  der  audi  die  päpstfichen  Legaten  und  Nuntien  zugeredmet 
werden.  Der  lediglich  ihnen  zugeschriebene  „repräsentative  Charakter 
will  besagen,  daß  ihnen  Ehren  zu  erweisen  sind,  wie  sie  dem  sendenden 
Staatsoberhaupt  persönlich  zuteil  werden  würden.  Sie  richten  sich  nach 
Lande.sg-ebrauch.  Noch  immer  anerkannt  ist  ihr  Vorrecht  auf  persönlichen 
geschäftlichen  Verkehr  mit  dem  Staatsoberhaupt  des  besendeten  Staates; 
desgleichen  das  Exzeflenzprädikat  Die  zweite  Klasse  umfaßt  die  gleich- 
falls bei  dem  fremden  Staatsoberhaupt  akkreditietten  Gesandten  ^  engereo 
Sinne)  und  bevdlmachtigten  Minister;  sie  bildet  die  normale  diplomattsdie 
Vertretung.  Die  dritte  Klasse  ist  die  der  Geschäftsträger,  die  nur  bei  dem 
auswärtigen  Amt  ständig  oder  ad  Interim  beglaubigt  werden.  Eine  Mittel- 
stufe zwischen  beiden  bilden  die  Ministerresidenten.  Die  diplomatischen 
Ai^enten  läßt  man  neuerdings  hinter  den  Geschäftsträgern  rangieren.  Inner- 
halb der  nämlichen  Klasse  eines  diplomatischen  Korps  bestimmt  der  Rang 
sich  lediglich  durch  die  Andennität,  d.  h.  den  Zeitpunkt  der  Akkreditierung» 
und  ist  das  xmigälteste  Mitglied  der  beiden  obersten  Klassen  der  D<qfeQ. 
Für  das  Empfangszeremonial  der  Gresandten  aus  der  nämlichen  Klasse  soll 
Unifomiität  bestehen. 

Dels  Verhältnis  des  Gesandten  zu  der  sendenden  Regierung  ist  nach 
außen  das  des  Stellvertreters.  Die  Vertretungsbefugnis  wird,  regelmäßig 
unein^-eschränkt,  durch  eine  Vollmacht  in  geschlossenem  Schreiben  (Kreditiv) 
übertragen,  mit  dessen  Überreichung  die  Mission  iliren  Anfang  nimmt 
Nach  innen  ist  das  VerhSltnis  das  des  Mandats;  die  Geschäftsführung  vHrd 
dem  Gesandten  durch  Instruktionen  voigezeichnet  Der  Veikehr  mit  dem 
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fremden  Gouvernement  wird  teils  durch  Konferenzen,  teils  schriftlich  gef  ührt. 
Hierbei  unterscheidet  man  den  Austausch  von  Depeschen  und  den  Wechsel 
von  Noten. 

Im  Empfangsstaate  haben  die  llliaaionsche&  aUer  Klassen,  auch  bereits  npiomMiKi» 
vor  erfolgter  Akkrediüeni]^  und  bis  zu  dem  Moment,  in  welchem  sie  das  '^^^'**'*^ 
Land  veHasaen,  Unverletzlichkeit  für  ihre  Person,  ihre  Wohnung,  sowie 
für  die  Mittel  ihrer  Geschäftsführung  zu  beanspruchen.    Jede  Antastung 

ihrer  amtlichen  Unabhängigkeit  ist  ein  dem  sendenden  Staate  zugefügtes 
Delikt;  ist  diese  doch  dio  oberste  Voraussetzung- alles  diplomatischen  Verkehrs. 
Gegen  Anwendung  pesetzUchen  oder  behördlichen  Rechtszwang^es  sind 
sie  durch  das  Exterritorialitätsprivilegium  geschützt  Für  das  von  ihnen 
begangene  Unrecht  hat  sie  der  Heimatsstaat  zu  gerichtlicher  Verantwortung 
zu  ziehen.  Im  übrigen  wird  ihnen  die  Ausübung  obrigkeiüidier  Rechte 
über  ihre  Nationalen  und  etwa^e  Sdiut^[enossen  zugestanden;  fireilich 
innerhalb  der  Länder  euroi^scher  Zivilisation  nur  in  geringem  Umfange, 
nämlich  in  Beschränkung  auf  Akte  freiwilliger  Gerichtsbarkeit  An  den 
gesandtschaftlichen  Vorrechten  sind  auch  die  Gesandtschaftsangehörigen 
beteiligt,  sofern  üe  nicht  etwa  Angehörige  des  Empfangsstaates  sind. 

IL  Das  Konsulatswesen.  Die  in  den  Handelsstädten  des  südlichen 
Europas  schon  im  Mittdaher  bestehende  Institution  der  Handelsrichter 
(consules  mercatorum)  wurde  beim  Aufblühen  des  Handelsverkehrs  mit  Gescuchüiche 
der  Levante  auch  auf  die  dortigen  Kolonien  übertragen.  Die  Konsuln 
„d'outre  mer"  übten  als  deren  Vorstände  Jurisdiktion  über  ihre  Lands- 
leute nach  heimischem  Recht.  Auch  nach  der  Eroberung  von  Konstanti- 
nopel durch  die  Türken  und  der  Unterwerfung  der  sanizenischen  Reiche 
sicherten  die  abendländischen  Regierungen  sich  den  Fortbestand  der  Ex- 
territorialität ihrer  Nationalen  durch  die  Erwirkung  von  Kapitulationen. 
In  dieser  Bedeutung  haben  sich  die  konstdarischen  Eüirichtungen  nicht 
allein  im  Orient  bis  in  die  Gegenwart  eriialten,  sondern  dnd  auch  auf  die 
erst  neuerdings  in  den  völkerrechtiichen  Verband  aufgenommenen  Länder 
nichtchristlicher  Zivilisation  übertragen  worden.  Im  Abendland  fanden  sie 
gleichfalls  unter  verschiedenen  Benennungen  Eingang.  Nur  haben  sie  hier 
gegenüber  der  sich  entfaltenden  territorialen  Souveränität  ihren  richter- 
lichen Charakter  nicht  zu  bewahren  vermocht  Die  Konsuln  wurden  hier 
zu  bloBen  Handelsagenten,  welche  die  Staaten  in  gegenseitigem  Einver- 
ständnis in  audändisdien  Plätzen  oder  Häfen  bestellten.  Mit  der  Steigerung 
des  internationalen  Verkdirs  in  der  Neuzeit  ist  auch  dieser  Art  amtlicher 
Repräsentation  der  Regrierungen  im  Auslande  eine  immer  höh«r  werdende 
Wertschätzung  zuteil  geworden,  Sie  hat  durch  zahlreiche  Staatsverträge 
nach  dem  Muster  derjenigen,  welche  Frankreich  mit  Spanien  am  15.  März 
1769  und  mit  der  jungen  amerikanischen  Union  am  14.  November  1788 
abschloß,  nicht  minder  durch  Landesgesetze,  für  welche  die  französischen 
Ordonnanzen  von  1833  vorbildlich  wurden,  eine  sorgfältige  Pflege  gefunden. 
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Dw  kouii-  Heutzutage  gelten  in  völkerrechtlicher  Anerkennung  als  die  eigent- 

tariwbtOiMtt.  licjjßjj  Funktionen  der  Konsulate  zunächst  die  amtliche  Fürsorge  für  die 
Handels-»  Schülalirts-  und  VezkehzsitttweMen  ihres  Landes,  zumal  die 
Kontrolle  Aber  Erfüllung  der  in '  den  Vertrigen  dar&ber  gegebenen  Zn- 
si^fen  seitens  der  sustandigen  Behörden.  Politische  Beziehungen  haben 
sie  nicht  zu  pflegen,  es  müßte  denn  sein,  daß  Gesandtschaften  zugleich 
mit  der  Wahrnehmung  konsularischer  Obliegenheiten  betraut,  oder  daß 
Konsuln  zugleich  als  diplomatische  Agenten  akkreditiert  würden.  Sodann 
haben  die  Konsulate  den  Nationalen  und  Schutzgenossen  erforderlichen- 
falls Schutz,  Beistand,  Unterstützung  zu  gewähren  und  den  darauf  sich 
beziehenden  Requisitionen  der  heimischen  Behörden  zu  entsprechen.  End* 
lieh  pflegen  sie,  wenn  auch  nicht  m  Ausübung  <Mdentiicher  Grerichtsbaihei^ 
so  doch  zu  einzelnen  gerichtiichen  und  polizeilichen  Zustindigkeiten  er« 
mächtigt  und  zugelassen  zu  werden.  Vomehmlidi  sind  es  die  Handeb* 
schiffe  ihrer  Flagge,  auf  welche  sich  ihm  Amtsgewalt  erstreckt 

Für  ihre  Amtsverrichtungen  sind  ihnen  bestimmte  Bezirke  zugewiesca 
Nur  ist  ihre  Amtsführung  stets  bedingt  durch  die  Zulassung  des  Landes, 
innerhalb  dessen  si^  erfolgen  soll.  Sie  wird  in  der  Form  eines  jederzeit 
zurückziehbaren  Exequatur  erteilt  Die  Konsuln  sind  entweder  Berufe- 
konsuln,  weldie  Beamtenqualität  haben  und  kein  Gewerbe  treiben  dfiifien; 
oder  sog.  Wahlkonsuln,  nimlich  ehrenamtlich  bestellte  Privatpersoaeo, 
wozu  man  am  liebsten  gleichfalls  Nationale  wählt  Die  meisten  Staaten 
befolgen  bei  der  Bestellung  ihrer  Konsuln  ein  gemischtes  System;  Frank' 
reich  verwendet  ausschließlich  „consuls  de  carriAre".  In  hierarchischer 
Ordnung  gliedern  die  Konsulate  sich  in  Generalkonsulate,  welche  zugleich 
mit  der  Aufsicht  über  die  Konsulate  ihrer  in  Anlehnung  an  politische 
Grrenzen  gebildeten  territorialen  Amtsbezirke  betraut  werden;  in  Konsnlate 
und  Vizekonsulate.  Übrigens  pflegen  heutzutage  auch  die  fremden  Konsuln 
des  nämlichen  Platzes  sich  behufii  kollektiven  Vorgehens  zu  einem  Konsnla^ 
korps  mit  dem  Doyen  an  der  Spitze  zusammenzulassen. 
KoMaUriache  Die  dco  konsuIarischen  Amtsträgem  kraft  gemeinen  Volkerrechts 
PrivUegien.  2Q|foiYim enden  Immunitäten  sind  gering.  Exterritorialität  haben  sie  nicht 
zu  beanspruchen.  Dagegen  wird  ihnen  allgemein  (auch  englischerseits) 
zugestanden  die  Unverletzlichkeit  ihres  Archivs,  da  ohne  diese  ihre  Amts- 
führung sich  behindert  sehen  würde;  sodann  die  Befugnis  ihre  NatioMl- 
flagge  zu  fuhren.  Darfiber  hinausgehend  pflegt  ihnen  durch  die  Vvtrig^ 
demnach  kraft  der  Klausd  der  Meistbegfinstigung,  Unverletzlichkeit  ibrer 
Person  gewährt  zu  sein,  die  nur  im  Falle  begangener  Verbrechen  zessieren 
soll;  sowie  Freiheit  von  direkten  persönlichen  Steuern,  Abgaben  und  öffent- 
lichen Lasten.  Von  beiderlei  Vorrechten  werden  aber  Wahlkonsuln,  oder 
solche  Konsuln,  die  Bürger  oder  Ghrundbesitzer  im  Aufenthaltsstaate  sind, 
oder  dort  Gewerbe  treiben,  ausgenommen. 
OtoJwMnniaw  Dem  gegenüber  erscheint  als  eine  Singularität  die  RechtssteUunfif» 
welche^  ohne  Reziinozitäl^  von  den  Konsularämtem  der  zivilisierten  StastuB 
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innerhalb  der  erst  im  Laufe  der  Neuzeit  dem  völkerrechtlichen  Verbände 
hinzugetretenen  Staaten  eingenommen  wird;  diese  pflegen  im  Hinblick 
danuif  als  die  Länder  der  konsularea  Jufisdiktioii  «asamtneagefiJlt  su 
werden.  Ihre  Zahl  hat  sich  allmählich  gemindert  Es  gehören  heotiutage 
ai  ihnen  das  tflrldsdie  Rdch  mit  smnen  Nebenlandem  auf  Grund  der 
Kapitulationen,  Ar  welche  die  noch  gegenwärtig  geltende  franzo^sche 
vom  28,  Mai  1740,  sowie  der  russische  Handelsvertrag  vom  21.  Juni  1783 
das  Muster  abgegeben  hat;  demnächst  Persien,  Marokko,  China,  Siam, 
Korea,  Oman,  Sansibar,  auf  Grund  der  Verträge  imd  der  Meistbegünsti- 
gungsklausel. Hier  überall  gebührt  den  Konsuln  nicht  allein  die  volle 
gesandtsdiaftliche  Unvetletilichkeit  für  stdi  und  die  Konsulatsangehörigen, 
sondern  flben  de  auch  neben  den  sonstigen  konsularischen  Obli^nh^ten 
die  Gerichtsharicdt  in  streitigen  und  nicht  strdtigen  Sachen,  sowie  die 
Polizeigewalt  über  die  Nationalen  und  Schutzg-enossen  ihres  Jurisdiktions- 
bezirks, welche  also  insoweit  gegenüber  den  Landesbehörden  als  exterri- 
torial gelten.  Diese  haben  sowohl  in  Zivil-  als  auch  in  Kriminalsachen 
den  Gerichtsstand  vor  ihrem  Konsul.  Jedoch  in  gemischten  Prozessen, 
nämlich  in  solchen,  wobei  Einheimische,  sei  es  als  Kläger,  sei  es  als 
Beklagte,  sei  es  als  Verletzte  beteiligt  sind,  ist  den  Konsulatsbdiorden 
mehrfach  nur  eine  im  einzelnen  näher  geregelte  lifitwirkung  bei  der  von 
Landesgeriditen  zu  Abenden  Rechtspflegfe  erSffiiet  worden:  so  von  j^er 
in  der  Türkei.  Der  Rechtszustand  in  den  verschiedenen  Rechtsgebieten 
konsularer  Jurisdiktion  ist  sehr  disparat  Gerichtsverfassung,  Verfahren, 
Instanzenzug  richtet  sich  nach  den  jeweiligen  Gesetzen  eines  jeden  Juris- 
diktionsstaats,  für  welche  das  französische  Gesetz  vom  28.  Mai  1836  vor- 
bildlich gewesen  ist  Die  buntscheckige  Vielheit  fremder  Gerichtsbarkeiten 
innerlialb  der  nSmlldien  Bezirke  bildet  die  Ursadie  oft  bddagter  Mißstände. 
Deren  Behebung  kann  bei  der  Unmöglichkeit,  die  mühsam  eriangte 
Schutzwefar  von  Rechtsgütem  chiistlich-europüscher  Zivilisatimi  g^en- 
über  den  stets  von  Ausbrüchen  dnes  religiösen  und  fremdenfeindlichen 
Fanatismus  bedrohten  Bevölkerungen  preiszugeben,  nur  in  beschränktem 
Umfange  in  Aussicht  genommen  werden.  Doch  pflegt  die  Übernahme 
jener  Gebiete  in  Protektorat  oder  gar  eigene  Verwaltung  zivilisierter 
Staaten  das  Aufhören  der  Fremdengerichtsbarkeit  zur  Folge  zu  haben. 

Lnrneihin  ist  ein  erfolgreicher  Versuch,  die  Konsulaijurisdiktion  zu  n» 
beschränken,  ffir  Ägypten  von  den  Kapitulationsm&chten  in  gegenseitigem 
Einverständnis  gemacht  worden.  Es  haben  nämlich  ffinfeehn  Staaten 
vertragsmäfiig  durch  Adhäsion  zu  dem  ägyptischen  Rlglement  ä*une 
Organisation  pour  les  proc'^s  mixtes  vom  16.  September  1875,  "^i^ 
Novellen  vom  26.  März  iqoo,  einer  Einschränkung  ihrer  dortigen  Konsular- 
jurisdiktion  auf  Zeit  zugestimmt  Ein  Teil  derselben  ist  danach  den  vize- 
koniglich  ägyptischen  gemischten  Landesgerichten  übertragen  worden,  bei 
deren  Besetzung  sie  konkurrieren.  Deren  Svügerichtsbaikeit  erstreckt 
sich  auf  bflzgerliche  Rechtsstreitigkeiten,  Zivil-  und  Handelssachen,  zwischen 
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Qngeboreoen  und  AttsUndem  und  ziriachen  Audändeni  ▼enduedener 
NatiönaliAty  sowie  Aber  Gnindstüdce  auch  zwiacfaen  Atisländeni  denetbeo 
Nationalitat     Ihre  Strafte  richtsbarkeit  umfitfit  die  Übertretungen,  die 

Konkursdelikte,  endlich  Verbrechen  und  Verg"ehen  gegen  Beamte  der 
Gerichtshöfe,  oder  von  ihnen  im  Amte  begangen.  Das  Recht  wird  ge- 
sprochen nach  den  gleichzeitig  eingeführten  besonderen  ägyptischen  QeseU* 
büchem,  den  sog.  Codes  mixtes. 

DU  XMgNi.       in.  Konferenzen  und  Kongresse.  Zu  gldchzeitlger  fortgesetiter  I 
Veiluuidlung  einer  Vidheit  von  Staaten  über  geineinsame  Intereaaeii, 

insbesondere  zur  Hebung  oder  Vorbeugung  kriegexisdxer  Konflikte,  wenn 
der  diplomatische  Weg  nicht  ausreicht,  nächstdem  zur  Fortbildung  des 
internationalen  Rechtes  und  Verabredung  völkerrechtlicher  Einrichtungfa 
dienen  die  seit  dem  17.  Jahrhundert  in  Gang  gekommenen,  gleichsam  als 
Organe  des  völkerrechtlichen  Verbandes  fungierenden  allgemeinen  Kon- 
ferenzen außerordentlicher  Bevollmächtigter  (Plenipotentiare,  Delegierte). 
Sie  pflegen,  wenn  «e  schwebende  politische  Angelegenheiten  betnin, 
oder  wenn  sie  die  leitenden  Minister  selbst  vereinigen,  gar  unter  penSs* 
lieber  Mitwirkung  der  Staatsoberhäupter  stattfinden,  als  Kongrease 
bezeichnet  zu  werden.  Dir  Ziel  ist  Herbeiführung  einer  Willenseinigung 
zwischen  den  Regierungen,  gleichviel  ob  Verträge  oder  Vertragsentwürfe 
definitiv  festgestellt,  oder  ob  sofort  wirksame  Maßregeln  beschlossen  wer- 
den. Die  Verhandlungen  werden,  nachdem  über  Gegenstände,  Ort  und 
die  einzuladenden  Regierungen  vorhergehende  Verständigung  stattgefunden 
hatf  miindlich  und  direkt  in  Sessionen,  hexkommlidi  unter  dem  VoisHs 
deijenigen  Madit,  in  deren  Gebiet  man  zusammengetreten  ist,  gefolift 
und  in  Protokollen  niedergelegt;  die  mit  Stimmeneinheit  zu  fassenden  Be> 
schlfisse  in  besonderen  Urkunden  (SchlußprotokoUen,  Generalakten)  rezes- 
siert  Auf  dem  Aachener  Konefreß  haben  die  fünf  Großmächte  ihrer 
politischen  Solidarität  dadurch  Ausdruck  gegeben,  daß  sie  durch  Protokoll 
und  Deklaration  vom  15.  November  18 18  die  Berufung  von  Kongressen 
als  eine  völkerrechtliche  Institution  in  Aussicht  nahmen,  zur  Erörterung 
tsils  von  Interessen  gesamteuropUsdier  Politik,  teils  der  von  anderes 
Radierungen  gestellten  Intarventionsgesudie.  Freilich  ist  die  letztere  Auf- 
gabe mit  der  von  der  amerikanischen  Union  verkündeten  Monroedoktris 
(2.  Dezember  1823)  und  mit  der  von  Frankreidl  und  Großbritannien  1830 
für  die  Ordnung  der  belgischen  Frage  angenommenen  Maxime  der  Nicht» 
Intervention  unpraktisch  geworden. 


H.  Der  Krieg  imd  aein  Recht. 

L  Allgemeiner  Charakter.  Krieg  im  Sinne  des  Völkerrechts  ist 
der  zwischen  Staaten  zum  Schutze  politischer  Interessen  mit  militärischer 
Gewalt  geführte  Streit  Ein  solcher  ist  rechtlich  zulassig.  Im  Unterschied 
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von  dem  Repressalien  verfahren  setzt  der  Krieg^  Gegenseitigkeit  voraus; 
also  auf  der  einen  Seite,  der  des  Angreifers,  den  zu  tatsächlichem  Aus- 
druck gebracfatea  &it8db]nA,  unter  ISssetziug  der  eigenen  Exiatenx  mit 
Feiiidseligkeiten  geg«ii  den  Gegner  vorzugdtien,  auf  der  anderen  Seite, 
der  des  Äng^xiflEeoen,  den  glMchartigen  EntschluB,  soldien  unter  voller 
Entfaltung  miUtarischer  Kraft  Widerstand  entgegenzusetzen.  Damit  ist 
der  Kriegszustand  eingetreten.  Er  ist  ein  Verhältnis  von  Staat  zu  Staat. 
Mit  der  militärischen  Offensive  und  Defensive  fällt  die  völkerrechtliche 
Parteistellung  des  Angreifers  und  des  Angegriffenen  nicht  zusammen. 

Der  Krieg  unterbricht  den  Friedenszustand  unter  den  kämpfenden 
Mäditen;  aber  nur  um  fSr  diesen  eine  neue  Grundlage  zu  gewinnen. 
Er  ist  hiemach  lediglich  lifittd.  Sdn  einziger  Zweck  auf  beiden  Seiten 
ist  die  Grenugtuung  durch  Oberwindung  des  G^fners.  Sie  schliefit  drei 
Punkte  in  sich:  einmal  die  Entschädigung  als  Ausgleichung  für  das  vex^ 
letzte  oder  bedrohte  Interesse,  sodann  den  Kostenersatz,  endlich  die  Siche- 
rung für  die  Zukunft  Eine  Abwägung  und  Abgrenzung  der  politischen 
Interessen,  die  gerechterweise  im  Kriege  zum  Austrag  gebracht  werden 
dürfen,  läßt  sich  nicht  vornehmen.  Es  kann  das  Interesse  darauf  gerichtet 
sein,  für  gebrochenes  Recht  Sühne  zu  nehmen  und  Sdiadenersatz  sidier- 
zustellen,  wolQr  fireilich  der  Krieg,  wie  bereits  bemerkt,  ein  wenig  geeig- 
netes Ver&hren  darstdlt  Allein  Grund  und  Anlaß  des  Krieges  entziehen 
sich  überhaupt  juristischer  Bestimmbarkeit  Nur  fordert  das  geltende  CHwbdiL 
Völkerrecht,  daß  der  Staat  lediglich  aus  zwingenden  Gründen  in  den 
Kriegszustand  eintrete;  und  daß  er  lediglich  als  äußerstes  Mittel  dazu 
greife.  Das  ist  heutzutage  die  justa  causa  belli.  Die  Frage,  ob  sie  im 
Einzelfall  gegeben  sei,  hat  jeder  Staat  mit  sich  auszumachen.  Einen 
Richterspruch  darüber  könnte  er  nicht  akzeptieren,  olme  seine  Selbst- 
bestimmung preiszugeben  und  damit  tatswchlich  auf  seine  Staatsnatur  zu 
verzichten.  Als  eine  handgreifliche  Vericennung  der  realen  Verhältnisse 
erscheint  die  vielgehorte  Behauptung,  daß  jeder  AngfrifiBskrieg  schon  an 
sich  ungerecht  sei;  daß  der  Krieg  nur  um  strittig  gewordene  Ansprüche 
aus  Rechtsverletzungen  geführt  werden  dürfe;  daß  er  sich  als  ein  Rechts- 
mittel in  der  Form  der  Selbsthilfe  darstelle;  daß  er  als  ein  Prozeßverhältnis 
der  streitenden  Teile  aufzufassen  seL 

Der  Ordnung  des  allgemeinen  internationalen  Redites  bleiben  die  ouKriegmcht. 
Staaten  Auch  im  Kriege  unterworfen;  die  Kriegsvertrige  (also:  Waffenstill- 
stands-,  Auswechslungs^  Kapitulationsverträge)  dnd  völkerrechfliche  Ver- 
träge. Das  Dasein  eines  besonderen  Kriegsrechts  gründet  sich  auf  die 
vorhandene  Möglichkeit,  die  kriegerische  Aktion  insoweit,  als  sie  dem 
Kriegszwecke  nicht  dient,  unter  völkerrechtliche  Schranken  zu  stellen. 
Es  zerleg^  sich  in  zwei  Stücke:  einmal  die  Beziehungen,  welche  die  Er- 
öffnung des  Kriegszustandes  für  die  Belligerenten  unter  sich  zur  Folge 
hat  Sie  hören  mit  dies«n  Momente  auf  nütdnander  befreundet  zu  sein 
und  treten  in  Ejiegsfetndsdiaft.    Da  diese  aber  die  anderen  liffilglieder 
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des  volkenrechtliCli«!  Vefbaadea  in  Ifitleideiischaft  zieht,  so  hat  sich  das 
Veriialten  der  KriegfOhrenden  anch  ihnen  gegenSher  feststdienden  Redits* 
regeln  unterwerfen  müssen.  Sie  sind  neutrale  Mächte. 

n.  Die  kriegführenden  Teile.  Die  rechtliche  Fähigkeit,  in 
Kriegszustand  zu  treten,  wohnt  nur  den  völkerrechtlich  anerkannten  Rechts- 
subjekten bei.  Andrerseits  wird  sie  keinem  Staate  versagt,  auch  nicht  dem 

Dn Bürgerkrieg,  in  Seiner  Rechtsfähigkeit  bescliränkten.  Politische,  innerhalb  eines  Landes 
militärisch  miteinander  kämpfende  Parteien  können  sich  gegenseitig  wie 
kti^fOhrende  littchte  behandeln,  in  wddiem  Falle  der  Bfiigeikrieg  für 
die  strMtenden  Tdle,  damit  aber  anch  fOr  die  Neutralen,  den  Charalrter 
des  vSlkerreditlichen  Krieges  annimmt  Werden  die  Rebellen  seitsos 
dritter  Staaten  als  eine  kriegführende  Macht  ausdrücklich  anerkannt,  so 
involviert  dies  eine  Neutralitätserklänmg. 
KjI«^  Auf  zwiefache  Weise  kann  ein  Land  mit  mehreren  Mächten  zugleich 

iMMtawbftikM.  Kriegsznstand  treten:  einmal  so,  daß  ein  zufalliges  Zusammentreffen 
stattfindet,  so  daß  seine  Gegner  gegenseitig  neutral  bleiben.  Dergleichen 
kcnrnnt  heute  kaum  mehr  vor.  Die  Regd  Ist,  daB  zwei  oder  mdir 
Regierungen  sich  verbfinden  gegen  eine  dritte,  sei  es  im  konkreten  Fall, 
sei  es  eventuell,  Krieg  gemeinsam  za  führen.  Ein  derartiger  Allianz  vertrag 
kann  sich  auf  Verteidigung-  oc^or  auf  Angriff  oder  auf  beides  richten.  Er 
steht  unter  den  Rej^eln  des  völkerrechtlichen  Obligationenrechts  und  be- 
gründet für  die  Verbündeten  als  Hauptparteien  eine  Kriegsgfemeinschaft; 
ohne  gegenseitige  Zustimmung  dürfen  sie  weder  Separatfrieden  noch 
Waffenstillstand  schließen.  Verpflichtet  sich  dagegen  ein  Staat  dazu,  an 
einem  von  der  Hauptpartei  eroflheten  Kriegszustand  nur  durch  gemessene 
oder  ungemessene  Leistungen  oder  Veigünstigungen  teilzunehmen,  so 
liegt  bloße  Kriegshilfe  vor.  Die  Auxiliarmacht  ist  J^ebenpartei.  FreiUch 
nach  heutigem  Recht  läßt  sich  auch  die  Gewährung  von  Kriegshilfe  mit 
neutraler  Stellung  nicht  vereinigen.  Die  Auxiliarmacht  ist  als  feindlich 
zu  behandeln,  auch  wenn  sie  sich  darauf  beruft,  ledigUch  einen  sie  binden» 
den  Vertrag  erfüllen  zu  müssen. 
r>ie  Kriegf  ■  Eine  Kriegserklärung,  d.  h.  die  formelle  Mitteilung  des  Angreifers  an 
•Minut.  den  Gegner,  daß  fortan  für  beide  Teile  das  Kri^garedit  in  Geltung  trete, 
ist  seit  dem  18.  Jahrhundert  in  Abgang  gekommen.  Völkerrediflidi  ist 
hinreichend,  aber  auch  erforderlich,  daß  der  Entschluß  Krieg  zu  fuhren 
in  imverkennbarer  Weise  offenkundig  gemacht  werde,  entweder  durch 
ausdrückliche  Erklärung,  sei  es  pure,  sei  es  eventuell  (Ultimatum,  Som- 
mation),  sei  es  betagt,  sei  es  unbefri.stet;  oder  durch  unzweideutige  Tat- 
sachen. Ein  nicht  zu  gewärtigender  Beginn  mit  militärischen  Feindseligkeiten 
wäre  ein  Überfall,  ist  völkerrechtswidrig  und  würde  von  den  betroffenen 
Neutralen  nidit  als  Eröflhung  des  Kriegszustandes  anzuerkennen  sein. 
D<^  Krieg«-  Nach  der  Verschiedenheit  des  Kriegsschauplatzes  ist  der  Krieg  Land- 
Khatipuu.  oder  Seekrieg.  Für  den  letzteren  gelten  weitgreifende  Besonder^ 
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heiten.  Insbesondere  ist  nach  dem  Rechte  der  Meeresfreiheit  die  offene 
See  in  allen  ihren  Teilen  Kriegsschauplatz.  Ihn  auf  dem  Meere  abzu- 
stecken sind  die  Neutralen  von  sich  aus  unvermögend.  Der  Wunsch,  daß 
die  Möglichkeit  geschaffen  werde,  dieses  unermeßliche  Kriegstheater  ein- 
zugrenzen, hat  bis  jetzt  zu  greifbaren  Ergebnissen  nicht  gefuhrt.  Dagegen 
ist  der  Landkrieg  nur  auf  den  der  Hoheit  der  kinq^fenden  IffidH»  imter- 
woifenen  Land<^  Wasser-  und  Seeflächen  zu  fahren.  Im  Wege  des  vertrags- 
mäügen  Einverständnisses  kann  er  durch  Neutralidemng  von  Platzen, 
Territorien,  Kolonien,  Meeresteilen,  fSr  immer  oder  im  Finielfiill  lokaliriert 
werden. 

Die  Regeln,  nach  denen  gekämpft  wird,  bilden  die  Kriegsmanier  Dm 
{Kriegsgebrauch,  loi  de  guerre).  Sie  sind  weit  genug,  um  der  miltärischen 
Notwendigkeit  den  erforderten  Spielraum  zu  lassen.  Nur  im  Falle  des 
Notstandes  würde  es,  schon  nach  allgemeinen  Rechtsgnindsatzen,  nicht 
unsnlSssIg  sein,  sich  über  ne  hinwegzus^zen,  was  man  mit  dem  einer 
Iffifideutuiig  fihigen  Ausdruck  Kriegsräson  bezeichnet  Und  Rqnressalien- 
veriahren  kommt  auch  im  Kriege  zur  Anwendung. 

Immer  aber  ist  der  einzelne  Krieg  ein  ungeheueres  menschliches 
Leid,  und  das  Begehren,  den  Kriegszustand  seltener,  kürzer,  humaner  zu  ^^""v»*- 
gestalten,  eine  Forderung  der  Sittlichkeit  und  der  Politik.  Nur  freilich 
die  durch  den  Kriegszweck  geforderte  Gewalt  und  das  Streben  nach  Ver- 
mehrung imd  Vervollkommnung  ihrer  Mittel  vermag  sie  nicht  zu  mäßigen 
und  zu  beschränken.  Die  Erhaltung  des  Friedens  ist  die  hohe  Au%abe 
der  auswärtigen  Politik.  Nur  freilidi  dem  höheren  Literesse  hat  äe  zu 
weichen,  und  kriegsbereit  zu  sein  ist  ein  ^ementares  Anliegen  staatlichen 
Lebens.  Die  Geschichte  zeigt  eine  zunehmende  Veredelung  der  von  dem 
jus  gentium  der  alten  Welt  weit  abweichenden,  durch  die  Rittersitte  des 
Mittelalters  begründeten,  in  den  Traditionen  der  stehenden  Heere  fort- 
erhaltenen Kriegsgebräuche.  Eine  Reihe  moderner  Staaisverträge  ist  be- 
stimmt, diesem  himianen  Ziele  zu  dienen.  Auch  haben  die  technischen 
Verbesserungen  im  Kriegswesen  zu  Lande  wie  zu  Wasser  tatsächlich 
sowohl  die  Ndgung  zur  KriegfQhrung,  als  auch  die  Dauer  der  Kriege, 
als  auch  die  Zahl  der  menschlichen  Kriegsopfer  vermindert 

Den  epochemachenden  Versuch,  das  Krieg^recht  in  seinen  wichtigsten  Dai  Hugor 
Punkten,  freilich  zunächst  in  Beschränkung  auf  den  Landkrieg,  im  Vertrags- 
wege  zu  kodifizieren,  machte  die  Brüsseler  Konferenz  vom  27.  Juli  bis 

28.  August  1874.  Eine  Revision  des  Projekts  unternahm  die  Haager  Kon- 
ferenz des  Jahres  189g.  Das  von  ihr  entworfene,  60  Artikel  umfassende 
BiiglemetU  eoneema$ii  Us  lois  ei  eouiumes  de  la  guerre  sur  terre  ist  eine 
der  ruhmvollsten  Leistungen  reditsetzender  Vertragspolitik,  trotz  mandier 
juristischer  Iiföngel  eine  ausgereifte  Arbeit,  der  Ausdruck  modernen  Redits» 
bewufitseins  über  das  Phänomen  des  Krieges.  Es  bildet  die  Anlage  zu 
der    auf  jener    Konferenz    geschlossenen    (zweiten)    Konvention  vom 

29.  Juli  1899,  durch  welche  die  vertragenden  Teile  sich  gegenseitig  ver- 
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pflichtet  haben,  für  den  Fall  eines  zwischen  ihnen  ausbrechenden  Krieges 
ihren  Landheeren   die  dem  Reglement  entsprechenden  Instruktionen  zu 
erteilen.     Der  solchergestalt   durch   den  Kollektivvertrag  geschaffenen 
Rechtsgemeinschaft  gehören  zurzeit  25  Mächte  an;  unter  den  europaischen 
Staaten  feldt  leidet  die  Schweiz,  welche  weder  signiert  noch  ratifiaett 
hat  Gregenüber  den  nicht  beigetretenen  Staaten  gelten  die  Regeln  des 
im  dnzdnen  vieliach  wen^fer  bestimmten,  also  härteren  aOganeineD 
Volkerrechts  weiter.   Gleichzeitig  mit  der  Konvention  wurden  im  Haag 
drei  Deklarationen  vereinbart,  welche,  glrichfalls  selbständige  Verträge 
bildend,   sich  als  spezielle  Erweiterungen  der  Petersburger  Deklaration 
vom  II.  Dezember  1868  über  Sprenggeschosse  darstellen.    Doch  ist  die 
Deklaration  I,  welche  das  Werfen  von  Explosivgeschossen  aus  Luftballons 
betrifit^  bereits  durch  Fristablanf  erloschen.  Endlich  hat  die  Haager  Kod* 
ferenz  einen  weiteren,  vielirexhdfienden  Schritt  nur  Ausgestaltung  des 
Seekriegsrechts  getan,  indem  sie  die  (dritte)  Konvention  vom  29.  Juli  189% 
/>our  V adaptation  a  la  guerre  maritime  des  principes  de  la  ConvenUitm  M 
Gencvc  du  22  aoüt  1864.^  festgestellt  hat    Auf  alle  diese  Bestimmungcs 
wird  im  folgenden,  mit  der  Abkiirzung  HR  für  das  Uaager  Reglemeoi^ 
Bezug  genommen. 

HL  Der  persönliche  Kriegsstand.  Der  Kriegszustand  etgreift 
alle  Angehörigen  der  känq»fenden  Staaten.  Sie  sind  niemals  neutral  Da 
aber  Krieg  nur  ein  Verhältnis  zwisdien  oiganisterten  Staatsgewalten  ist^ 

so  besteht  nur  für  die  Glieder  der  bewaffneten  Macht,  nicht  aber  für  die 
Aktiver  friedliche  Bevölkerung  ein  aktiver  Kriegsstand.  Vermöge  desselben  sind 
Kriecuund.  j^^^^  persönlichen  Objekte  für  Angriff  und  Verteidigung.  Dagegen 
Privatpersonen  haben  nur  passiven  Kriegsstand.  vSie  müssen  für  ihre 
Person  und  ihr  Vermögen  die  militärischen  und  polizeilichen  Maßregeln 
der  feindlichen  Staatsgewalt  auf  dem  Kriegsschauplatze  über  sidi  eigehen 
lassen,  gleichviel  ob  sie  Inländer  oder  Fremde  sind.  Aber  Individiiei^ 
welche  auf  eigene  Hand  zu  Lande  oder  zu  Wasser  Feindseligkeiten  ubea: 
Freibeuter,  Parteigänger,  Ghierillas,  Franktireurs;  desgleichen  solche, 
welche  die  Bedingtmgen  des  Waffenstillstandes  verletzen,  HR  41;  nach 
gemeinem  Völkerrecht  auch  die  Lev^e  en  masse,  werden  nicht  als  Kriegs- 
feinde, sondern  als  Verbrecher  behandelt  Eine  ihnen  etwa  erteilte  öffent- 
liche Auturisation  kann  daran  nichts  ändern.  Humanität  auch  für  den 
Soldaten!  Hiemach  besitzen  aktiven  Kriegsstand 

1.  der  Souverän  nebst  seinen  Familiengliedem,  sdbst  wenn  ^ 
nicht  lililitärs  sind;  doch  wohl  auch  das  republikanische  Staatsobethaniii 
Nur  gilt  es  wider  die  Kriegsmanier  imssentlich  Kamp&kte  g^T^  ^ 
vorzundmien. 

2.  die  aufgestellte  bewaffnete  Macht  des  Staates.  Dazu  gehören 
nicht  allein  die  regulären  Streitkräfte,  sondern  auch  die  nicht  einen  Be- 
standteil der  Armee  und  Flotte  ausmachenden  Truppenteile;  National- 
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garden,  Milizen,  Freischaren,  Freikorps,  freiwillige  Seewehr.  Doch  gilt 
die  Voraussetzung-,  daß  sie  unter  verantwortlichen  Führern  stehen,  daß 
sie  sichtbare  Abzeichen  tragen,  daß  sie  offene  Waffen  führen.  Die  Mächte 
des  Haager  Vertrages  wollen  diese  Auforderungea  nicht  stellen  an  die 
Levte  en  masse  in  einem  durch  die  voirdriiigeadie  ürindKche  Kriegsmacht 
tatsächlich  nicht  besetzten  Gebiete;  freilich  nur  unter  der  Bedingung, 
daA  das  V<dksau%ebot  sich  nach  Kiiegasitte  betrage,  KR,  2,  Von  der 
Staatsangehörigkeit  wird  der  aktive  Kriegsstand  nicht  abhangig  gemacht 
Auch  kommt  er  zu  den  Nichtkombattanten,  d.  h.  solchen  Personen,  die  nur 
zu  Dienstleistungen  für  die  bewaffnete  Macht  bestimmt  sind,  HR  3. 

3.  die  Kaper  (Amiateurs,  privateers),  d.  h.  die  Kommandanten  der  von  oieiüwcNi. 
Privaten  für  eigene  Rechnung  ausgerüsteten  Schiffe,  welche  von  einer 
kriegführenden  Macht  schrifUidie  Volbnadit  (Kapeibrief)  erhalten  haben 
Feindseligkriten  auf  eigene  Hand  zu  üben,  wiewolil  in  VerantworÜiclikeit 
gegen  die  Marinebehorde;  desgleichen  die  Mannschaft  der  Kaperschiffe. 
Sie  werden  als  rechtmäßige  Feinde  und  die  Schiffe  als  Teil  der  foimlU 
liehen  Seestreitkräfte  behandelt  Volkerrechtswidriges  Verhalten  entzieht 
ihnen  den  Schutz  des  Kriegsrechts.  Die  Erteilung  von  Kaperbriefen  an 
neutrale  Fahrzeuge  ist  nicht  völkerrechtswidrig. 

Die  Kaperei  stammt  aus  dem  mittelalterlichen  Repressalienbrauch. 
In  gröfierem  Maßstab  erfolgfte  ihre  Zulassung  im  niederlandisch-spaaischen 
UnabhängigkMtskri^ge.  Sie  wurde  zu  einem  regelmäßigen  Kriegsmittri 
im  17.  Jahrhundert,  als  die  Seekri^^e  begannen  Handelskriege  zu  werden. 
Noch  im  amerikanischen  Freiheitskriege  und  in  den  Koalitionskriegen 
gegen  das  republikanische  und  imperialistische  Frankreich,  als  das  in 
zügelloser  Wildheit  betriebene  Unwesen  seinen  Höhepunkt  erreichte,  blieb 
die  Legalität  des  Kriegsmittels  unangefochten.  Erst  der  orientalische 
Krieg  (1854 — 1856)  fand  die  streitenden  Mächte  zu  einem  Verzichte 
bereit  Dieser  ist  dauernd  geworden  durch  die  von  den  sieben  Staaten 
des  Pariser  Kongresses  vereinbarte,  vier  R^eln  entfialtende,  DäclaraHoH 
r/gümt  divers  poinSs  de  droit  mariHme  vom  16.  April  1856,  welche  als 
unteilbaies  Ganze  den  anderen  Staaten  zur  Adhäsion  vorgelegt  worden 
ist  Alle  größeren  Seestaaten,  sowie  die  Schweiz,  sind  ihr  beigetreten. 
Heute  beläuft  sich  die  Zahl  der  Vertragsmächte  effektiv  auf  23.  Die 
Regel  I  lautet:  La  cotirsc  est  et  dcmeure  abolic.  Allein  Spanien  und 
Mexiko  haben  den  Beitritt  abgelehnt,  andere  ihn  nicht  ausgesprochen  und 
die  amerikanische  Union  hat  ihn  abhangig  gemacht  von  der  Annahme 
eines  Zusatzartikels  (Amendement  Marcy  vom  t%*  Juli  1856),  wonach  übeiw 
haupt  das  Privateigentum  von  Angehörigen  eines  kriegfährenden  Staates 
auf  hoher  See  der  Wegnahme  durch  Kriegsschiffs  des  Gegners  nicht 
unterliegen  soll. 

Damit  ist  denn  allerdings  die  Beseitigung  der  Kaperei  aus  dem  See- 
kriegsrecht noch  immer  keine  endgültige.  Tatsächlich  möchte  sie  wohl, 
bei  der  überall  ins  Auge  gefaßten  eventuellen  Einsteilung  von  Schiffen 
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und  Mannschaften  der  Handelsmarine  in  den  militärischen  Dienst,  welche 
eine  energische  Aktion  gegen  feindliche  Handelsschiffe  und  Kontrolle  neu- 
traler Frachtfahrt  auch  ohne  Kaper  ermöglicht,  der  Vergangenheit  angehören. 

IV.  Die  Kriegführung  und  ihre  Mittel  im  Land-  und  See- 
kriege. Kriegsael  ist  die  Entwaffiiung  des  Feindes.  Legitfanes  Kriegs- 
inittel  ist  hiernach  alles  was  dazu  dient,  die  Macht  des  feindlichen  Staates 
zu  schwächen.  Illegal  ist  jede  zwecklose,  d.  h.  nicht  durch  militärische 
Notwendigkeit  gebotene  Gewalttat  Eine  solche  dient  nicht  der  Erreichung 
des  Kriegsziels,  sondern  erschwert  sie.  Die  Kriegsparteien  haben 
kein  unbeschränktes  Recht  in  der  Wahl  der  Mittel  zur  Schädigung  des 
Fdndes,  HR  22. 

iu«gai«  I.  Hiemach  verwirft  der  g^ifenwSrtige  Kriegsbrauch  folgende  Hosti» 
i>itftMttii  ]|f2ten:  a)  die  Verbreitung  von  Giftstoffen  oder  Kontagien,  den  Gebraudi 

vergifteter  Waffen.  Durch  die  gegenwärtig  effektiv  für  17  Mächte 
geltende  (Fleischmann,  Völkerrechtsquellen  1005  S.  88)  Deklaration  von 
Petersburg  vom  11.  Dezember  1868  haben  dieselben  unter  sich  für  Land- 
und  Seekrieg  die  Anwendung  explodierender  oder  mit  Brennstoff  gefüll- 
ter Projektile  von  weniger  als  400  g  ausgeschlossen.  Dem  ist  durch  die 
Deklaration  II  und  III  der  Ibager  Konferenz  vom  29.  JuU  1899  das  Ver^ 
bot  solcher  Geschosse,  deren  eindger  Zweck  ist,  erstickende  oder  giftige 
Gase  zu  verbreiten  sowie  deijen^;en,  die  sich  im  mensddichen  Kfirper 
leicht  deformieren,  hinzugeftigt  worden.  Beide  Deklarationen  sind  weder 
von  Großbritannien,  noch  von  den  V.  St  von  Amerika  signiert;  b)  die 
Verwendung  von  Wilden;  dagcg'en  kann  die  Beteiligung  barbarischer 
Truppenkörper  nach  den  Präzedenzfällen  nicht  als  völkerrechtswidrig  be- 
trachtet werden;  c)  die  meuchlerische  Tötung  oder  Verwundung  von 
Angeliörigen  des  feindlichen  Staates  oder  Heeres,  HR  23b;  die  Aufreizung 
zur  Begehung  militärisdier  und  politiscli«r  Verbrechen;  Gewalttat  gegen 
kanqriRmfittiige  JiGlitäxpersonen.  Die  Auf&ssung,  daA  Soldaten  nadi  ihrer 
Verwundung  wehrlose  Feinde  sind,  hat  einen  großartigen  Ausdruck  ge- 
funden in  der  den  Landkrieg  betreffenden  Convention  pour  V anu^liorafion 
du  sort  des  militaires  bUssis  dans  les  armt'cs  en  campagnc  vom  2  2.  August  1864. 
Sie  verpflichtet  zurzeit  39  Mächte  gegenseitig  (Fleischmann  a.  a.  O. 
S.  69).  Ihre  Revision  steht  bevor.  Für  den  Seekrieg  gilt  uumneiir  die 
(dritte)  im  Haag  am  29.  Juli  1899  geschlossene  Konvention,  deren  oben 
Erwähnung  geschah.  Sie  bindet  gegenwärtig  29  Regierui^ien;  e)  l£litärw 
Personen,  welche  die  Waffen  strecken,  werden  geschont  Die  Abgabe 
einer  Erklärung,  wonach  Pardon  nicht  gewährt  werden  wird,  ist  untersagt, 
HR  23 d;  f)  unverteidigte  Ortschaften  sind  nicht  Gegenstand  eines  militä- 
rischen Angriffs,  HR  25;  für  Küstenstädte  im  Seekriege  gilt  diese  Regel 
nicht  unbedingt;  g)  Parlamentäre  und  Kartellschiffe  sind  für  Hin-  und 
Rückkehr  unverletzlich,  FiK^i — 34,  sofern  kein  Mißbrauch  der  Parlamentär- 
flagge erfolgt,  HR  23 1 
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2.  Jede  Partei  ist  berechtigt  Kriegsgefangene  zu  machen,  HR 4 — 20.  Krieg«. 
Der  Maßregel  unterliegen  nicht  allein  Personen  des  aktiven  Kriegsstandes,  «•'^■«•^^ 
sondern  auch  nach  zweifellosem  Herkommen  die  Mannschaft  genommener 
Seeschiffe  der  feindlichen  Flagge.    Als  nicht  rechtswidrig  wird  betrachtet 

die  Gefoogennahme  solcher  Angehöriger  des  feindlichen  Staates,  deren 
Belassung  in  Frdheit  die  eigene  KriegfOhning  schädigen  würde.  Der 
Kii^gsgefengene  ist  nicht  Straf-  sondern  ^cherhritagefangener.  Er  steht 
unter  den  Militargesetzen. 

3.  Neben  der  Gewalt  gilt  List  als  ein  Hauptraittel  kriegerischer  Aktion, 
HR  24.  Täuschung  ist  nicht  völkerrechtswidrig,  insofern  sie  nicht  die 
auch  dem  Feinde  geschuldete  Treue  verletzt,  HR2  3f,  Insbesondere  ist 
zulässig  die  Verwendung  von  Spionen.  Doch  darf  der  auf  der  Spionage 
betroffene  Kimdsdiafter  nicht  <^e  vorausgegangenes  Urteil  bestraft  werden. 
Luftschiffer  sind  nidit  Spione,  HR  19— 31. 

4.  Jede  Kiiegapartiii  ist  belügt  das  fiskalisdie  Mobiliarvermogen  des  FeteducbM 
frindlidien  Staates  sich  anzueignen,  gleichviel  wo  es  bolroffen  wird.  Atts~ 
genommen  ist  alles  das,  was  nicht  geeignet  ist  als  Kriegsmittel  verwendet 
zu  werden,  HRsjal.  i,  demnach  Archive,  öffentliche  Sammlungen,  Kunst- 
werke, sowie  das  Vermögen  der  dem  Staate  gehörenden  öffentlichen 
Anstalten  für  ideale  Zwecke,  HR  56.  Desgleichen  sind  frei  die  dem  See- 
beuteredit  nidit  unterliegenden  Sddffs.  Hadi  dem  Wortiaitt  vm  HR  53  aL  3 
soll  ein  besonderes  Recht  bestehm  in  besag  auf  rollendes  Eisenbahn- 
material,  Landtelegiaphen,  Fahrzeuge  der  Binnenschiffohrt,  endlich  Waffeor 
niederlagen  und  jede  Art  Kriegsmunition.  Alle  diese  Gegenstände  sollen 
2war,  weil  sie  Kriegsmittel  sind,  der  Beschlagnahme  seitens  des  Besetzungs- 
heeres unterliegen;  sie  sollen  aber  wieder  zurückgegeben  werden,  vor- 
behaltlich der  Regelung  der  Entschädigungsfra^'-e  beim  Friedensschluß.  Dies 
wäre  freilich,  insoweit  es  sich  um  Staatseigentum  handelt,  eine  exorbi- 
tante Neuerung!  Die  l&itstehungsgeschichte  der  Bestinunung  läßt  den 
Zw«fel  aufkommen,  ob  und  inwieweit  in  diesem  Punkte  ehi  gewolltes  und 
bewußtes  Einverständnis  der  Konfierenzmächte  tatsächlich  erzielt  worden  ist 

Dagegen  ist  im  Landkriege,  gegensätzlich  zu  den  Kri^^sbräuchen  des  Pnvateii 
Altertums  und  des  Mittelalters,  das  bewegliche  Eigentum  von  physischen  "° 
oder  juristischen  Privatpersonen  der  feindlichen  Partei  der  Wegnahme 
nicht  unterworfen,  HR  23g,  46al.2.  Ihm  steht  gleich  dasjenige  von  Kom- 
munalverbänden, von  Religionsgesellschaften,  Stiftimgen,  von  Wohltätig- 
keits-,  Bildungs-,  Kunstanstalten,  HR 56.  Nur  cUe  oben  angeführten,  in 
HR  53  aL  2  att%ezählten  Objekte  sollen,  auch  wenn  sie  Pdvatpersonen 
gehören,  vom  Feinde  als  Kriegsmittel  verwendet  werden  können.  Aber 
für  sie  besteht  Rückgabepflidht  Les  indemnitis  seront  rigUes  a  la  paix, 
HR  53  al.  2.  Neutrales  Eigentum  auf  dem  Kriegsschauplatz  kann  keine 
günstigere  Behandlung  beanspruchen.  Doch  soll  Eisenbahnmaterial  aus 
neutralen  Ländern  sobald  als  möglich  zurückgesandt  werden,  HR 54.  Wie 
die  Wegnahme,  so  ist  auch  die  Zerstörung  von  Privateigentum  unstatthaft, 
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soweit  nicht  militärische  Notwendig-keit  vorliegt,  HR  23  g,  56  al.  2.  Bei 
Belagerungen  und  Beschießungen  sind  die  in  HR  26,  27  vorg"csehenen 
schoaenden  Maßregehi  zu  ergreifen.  Das  Plündern  genonuneaer  Plätze  ist 
„ausdrucklidi*'  Teiboten,  HR  47,  28. 
DU  Kitec*>  F6r  Ifilitärpeisonen  findet  die  Freiheit  des  Fdvateigentiiins  ^e  nur 
beschrankte  Anwendung  insofern,  als  die  Staaten  sich  zu  prinzipieller 
Aufhebung  des  Kriegsbeuterechts,  d.  h.  der  Befugnis  zur  Aneignung  der 
von  den  überwundenen  Kombattanten  persönlich  mitgeführten  Gegenstände, 
noch  nicht  verstandon  haben.  Sie  beschränken  sich  darauf,  eigenmächtiges 
Beutemachen  unter  Strafn  zu  stellen.  Doch  wird  die  gemachte  Kriegs- 
beute lediglich  der  Staatsgewalt,  nicht  dem  einzelnen  Beuterer  erworben. 
An  Kriegsgefangenen  wird,  abgesehen  von  Waffen,  Pferden,  militirischen 
Papieren,  keine  Beute  gemacht,  HR  4313. 
IX»  SMboota.  5.  Weitergehend  aber  wird  im  Seekriege  auch  das  schwimmende 
Eigentum  feindlicher  Privatpersonen  dem  Seebeuterecht  unterworfen-  Nur 
Fischereifahrzeuge,  wenn  sie  nicht  der  Großfischerei  dienen,  Kartellboote, 
Lotsenboote,  für  wissenschaftliche  Zwecke  bestimmte,  in  Seenot  befind- 
liche Schiffe  pfleg-on  als  exemt  behandelt  zu  werden.  Nunmehr  sind  auch 
die  Lazarett-  und  ihre  Hilfsschiffe  für  die  Staaten  der  dritten  Haager  Kon- 
vention vom  29.  Juli  1899  von  der  Wegfnahme  befreit  Im  übrigen  unterliegt 
jedes  die  feindliche  Flagge  fuhrende  Seeschiff  samt  seiner  Ladung,  gleich- 
viel wo  es  sich  befinde,  der  Aneignimg  seitens  der  feindlichen  Kriegsschiffe 
(oder  Kaper),  oder  auch  der  Militärauktoritat  der  bis  zu  den  Häfen  vor- 
dringen den  Landtruppen.  Hauptmittcl  der  Aneignimg  ist  die  Aufbringung, 
welche  den  Besitz  gibt  Widerstand  dagegen  wird  mit  Gewalt  zurück- 
gewiesen. Eine  Versonkung  des  genommenen  Schiffes  ist  nur  durch 
Gründe  militärischer  Notwendigkeit  gerechtfertigt  Die  Prise  erfolgt  im 
Namen  des  Nehmestaats,  in  dessen  Hafen  das  aufgebrachte  Schiff  zu  führen 
ist  und  dessen  Regierung  die  Verantwortung  für  die  Kaptur  trifft  l^e 
hat  zu  diesem  Zweck  deren  Rechtmäßigkeit  durch  Entscheidung  ihrer 
Prisengerichte  rechtskräftig  festzustellen.  Neutrales  Frachtgut,  sofern  es 
nicht  Kriegskonterbande  ist,  muß  herausgegeben  werden,  Pariser  Seerechts> 
deklaration  vom  16.  April  1856  Nr.  TIT.  Erst  mit  der  Kündemnierung 
wird  die  Aneignung  perfekt  Bis  dahin  darf  völkerrechtlich  der  Staat, 
dem  das  Schiff  zugehörig  ist,  seine  Angehörigen  als  dessen  Eigentümer 
behandeln.  Tut  er  dies  landesrechtlich,  so  wird  es  im  Falle  der  Reprise 
gegen  Bergelohn  zurückerstattet  Illegale  Kaptur  macht  den  Nehmestaa^ 
sofiem  die  Rückgabe  nicht  in  natura  erfolgen  kann,  ersatzpflichtig.  Ober 
die  noch  vorhandene,  als  gut  befundene  Prise  verfügt  er  nach  eigenem 
Recht  gemäß  eigenem  Ermessen. 

In  diesem  Bestand  vielverschlungener  Sätze  ist  das  Seebeuterecht 
geltendes,  ursprünglich  aus  dem  mittelalterlichen  Repressalienbrauch  über- 
nommenes Recht  Als  im  Zeitalter  Ludwigs  XIV.  die  handelspolitischen 
Interessen  dominierend  in  den  Vordergrund  der  auswärtigen  Politik  traten, 
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brachte  es  die  Auffassung  der  Secstaaten  xu  fiOrchteilichein  Ausdruck,  daß 
nicht  allein  die  Zerstörung  der  Kriej^smarine,  sondern  vor  allem  die  Ver- 
nichtung des  feindlichen  Seehandels,  als  einer  Hauptquelle  nationaler  Macht, 
das  gegebene  Krieg-sziel  sei.  Alle  die  seit  dem  18.  Jahrhundert  immer  wieder- 
holten Bestrebungen,  Anregungen,  Versuche,  das  hergebrachte  Seebeute- 
recht vertragsmäßig  oder  laodesgesetzlich  tu.  bes^tigen  oder  abzuschaffen 
und  damit  den  Seekrieg  dem  Landkriege  gleich  za  gestalten,  dnd,  mit 
einziger  Ausnahme  des  die  Kaperei  treffenden  Verdiktes,  ohne  blnbenden 
£rfolg  geblieben.  Ja  heutzutage  begegnen  sie  einer  zunehmenden  Ab- 
neigung der  zur  See  führenden  Mächte.  Dem  der  Schlußakte  der  Ilaager 
Konferenz  vom  29.  Juli  1899  einverleibten  Wunsche,  der  von  den  V.  St  Freiheit  4m 
von  Amerika  gemachte,  auf  Unverletzlichkeit  des  Privateigentums  im 
Seekriege  gerichtete  Vorschlag  möge  auf  einer  weiteren  Konferenz 
geprüft  werden,  hat  weder  England,  noch  Frankreich,  noch  Rußland 
zugestimmt  Sie  entlüelten  sidi  der  Abstimmung.  Eii^wandt  wird  gegen 
die  Reform  namentlich,  daß  auf  die  If^^chkrit,  die  seewirtschalUiche 
Wtdenrtftndakra fr  des  Feindes  durch  Kreuzerkrieg  zu  schwächen  nicht 
verrichtet  w-erden  könne;  daß  das  Kriegsrecht  zu  Lande  in  diesem  Punkte 
keine  Analo^-isierung  zulasse;  daß  die  Handelsmarinen  und  ihre  Be- 
satzungen geeignet  seien  unmittelbare  Verwendung  für  Kriegsz.wecke 
zu  finden;  daß  mit  der  Humanisieruiig  des  Kriegsrechts  die  Angelegen- 
heit nichts  zu  tun  habe.  Ifit  alledem  wird  freilich  die  Fri^  nach  der 
Milderung  und  Enschrankung  des  harten  und  rohen  Kriegsmittels,  das 
erikhrungsmä^g  für  den  Endausgang  des  Krieges  nidit  von  entscheidender 
Bedeutung  ist  und,  w^as  die  unterschiedslose  Wegnahme  feindlicher  Ladimgen 
betrifft,  in  hohem  Maße  erbitternd,  also  dem  Kriegszweck  zuwider  wirkt, 
nicht  abgeschnitten.   Hierfür  sind  mannigfache  Vorschläge  gemacht  worden. 

6.  Mit  der  militärischen  Besetzung  des  feindlichen  Staatsgebiets  wird  Kriogmciu 
die  dortige  Staatsgewalt  suspendiert.  An  ihre  Stelle  tritt  die  Kriegs- 
gewalt der  Okkupationstruppen,  welche  fortan  im  Interesse  der  KriegfQhF 
rung,  also  beschrankt  in  Ort^  Zweck  und  Zeit,  die  Regierungarechte  ausflbt 
Die  besetzten  Gebietstdle  treten  unter  Kriegszustand.  Vermöge  desselben 
ist  die  AUlitSrauktoritat  berechtigt,  bestehende  Gesetze  zu  suq>endieren, 
Verordnungen  zu  erlassen  und  deren  Befolgfung  durch  Straf-  und  Zwangs- 
mittel durchzuführen.  Korrelat  ist  ihre  völkerrechtliche  Pflicht  für  die 
öffentliche  Ordnung  dort  Sorge  zu  tragen.  Sie  ist  befugt,  den  Dienst  der 
öffentlichen  Verkehrsanstalten  zu  übemelunen,  die  dem  Feinde  dienende 
Telegraphie  mit  Beschlag  zu  belegoi.  Sie  darf  die  öflbntlichen  Beamten 
ihrer  Funktion  entheben.  Nur  soll  der  Bevölkerung  kein  I^andesverrat 
angesonnen  WMden,  HR44,45,S2.  Das  MilitSrgouvenmnent  ist  befugt^ 
die  Einkünfte  des  Staates  zu  vereinnahmen.  Den  Bewohnern  können 
Zwangsauflagen  zur  Deckung  der  militärischen  und  Verwaltungsbedürf- 
nisse, durch  schriftlichen  Befehl  eines  selbständig  kommandierenden  Generals, 
unter  Empfangsbescheinigung  gemacht  werden  (Kontributionen);  also  nicht 
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ZOT  Bereicherung  als  Brandschatzung,  HR  4g.  Handlungen  von  Individuen 
sollen  nicht  an  der  Bevölkerung  strafrechtlich,  zumal  durch  Strafgelder 
geahndet  werden,  es  sei  denn,  daß  diese  dafür  verantwortlich  gemacht 
werden  kann,  HR  50.  Die  fiskalischen  Liegenschaften  unterliegen  der 
Ntttsung'  und  dem  FruchtgenuA  des  MOitargouvemementi^  dne  Veriiifierung 
oder  Versdnilduiig  vSre  ohne  rechlichen  Effekt,  HR.  55.  Endlich  steht 
der  vordringenden  Kriegsmacht  es  zu,  sofern  die  Bedürfnisse  des  Hernes 
es  erheischen,  den  Gemdnden  und  Einwohnern  Naturalleistungen  und 
Dienste  nach  dem  Principe  dor  Zwangsenteignung,  also  gegen  Bezahlung, 
oder  wenigstens,  behufs  Feststellung  der  Tatsache,  gegen  Empfangs- 
bescheinigung aufzuerlegen  (Requisitionen).  Erforderlich  ist  die  Ermäch- 
tigung des  Befehlshabers  der  besetzten  Gebiete,  HR  52. 
SwMMraii  7.  Wihrend  im  Landkriege  die  Kriegführung  sich  auf  territorial 
'■^l^*^'  geschlossenem  Kriegsschaiqplatz  bewegt,  fehlt  es  im  Seekriege  an  jeder 
i&umlidien  Abgrenzung  fnr  die  militärische  Aktion  und  einen  passiven 
Kriegsstand  gibt  es  hier  kaum.  Die  Gewaltmittel  gegen  Person  und  Sachen 
des  Feindes  sind  unermeßlich  wie  der  Ozean  selbst,  insoweit  nicht  die 
oben  verzeichneten  schlechthin  verwerflichen  llostilitäten  in  Frage  kommen. 
In  den  Häfen  der  Kriegsführenden  sind  selbst  neutrale  Seeschiffe  dem  jus 
angariae  unterworfen.  Vermöge  desselben  können  sie  Im  Falle  des  mili- 
tärischen Bedfirimsses  za  Tran^<»td!ensten,  gegen  Entschädigung,  heran- 
gezogen werden.  Nur  die  Freiheit  des  Meeres,  als  der  allgemehien  Hod^ 
strafte  der  Nationen,  ist  fnr  die  Kriegsmarinen  unantastibar.  Auf  der 
hohen  See  können  der  neutralen  SchifiFahrt  von  den  streitenden  Mächten 
keine  Vorschriften  erteilt  werden.  Sie  hat  keine  anderen  Rücksichten  zu 
nehmen  als  die  durch  die  Neutralitätspflicht  des  Fla^ircnstaates  auferlegften. 
Auch  Nachrichtenaustausch  durch  Leitungs-  und  Funkentelegraphie  ist  dort 
frei.  Lediglich  innerhalb  des  Küstenmeeres  und  des  Blockaderayons  dürfen 
bei  militärischer  Notwendigkeit  die  am  feindlichen  Ufer  landenden  Lotungen 
abgeq»errt,  abgeschnitten,  au%e&ngen  werden.  Befohren  freilich  neutrale 
Schiffe  die  Meereszonen,  auf  denen  sich  kriegerische  Operationen  voll- 
ziehen, so  tragen  sie  die  Gefahr;  Lazarettschiffe  unterliegen  einer  strengen 
Beaufsichtigung,  dritte  Haager  Konvention  vom  29.  Juli  1899  a.  4.  Die 
Verwendung  verankerter  Minen  kann  selbst  auf  dem  freien  Meere  grund- 
sätzlich nicht  als  unzulässig  betrachtet  werden.  Die  Frage,  welche  recht- 
liche Verantwortlichkeit  dem  kriegführenden  Staat  gegenüber  den  Neutralen 
fOr  den  Grebrauch  des  entsetriidien  Kriegsmitt^  erwädist^  bedarf  dringend 
vertragsmäßiger  Lösung. 

V.  Die  Neutralität.  Durch  den  Ausbruch  des  Krieges  wird  nur 
für  die  kämpfenden  Mächte  der  Friedenszustand  aufirehoben.  Alle  anderen 
Staaten  verbleiben  in  demselben,  sowohl  mit  jenen  als  auch  unter  sich. 
Da  aber  der  Kriegszustand  ein  rechtlich  zulässiges  Streitverhältnis  ist,  so 
ergibt  sich  für  sie  zwar  die  Berechtigung  demselben  fremd  zu  bleiben. 
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aber  nur  unter  der  Bedingung,  sich  solcher  Handlungen  zu  enthalten,  die 
der  einen  Partei  tatsächlich  nachteilig  sein  und  damit  der  anderen  Vorschub 
leisten  konnteiL  Sie  haben  also  Sdiranken  ilirer  VeikelinfindliMt  mit 
jeder  von  beiden  anzuerkennen,  und  dtt  Kriegführende  ist  berechtigt^  dwen 
Überschreitung  zugunsten  des  Gegners  ab  eine  ihm  zugefugte  Rechts- 
verletzung zu  behandeln.  Die  Summe  der  sich  hieraus  ergebenden  Rechts- 
beziehungen faßt  das  Volkerrecht  als  Neutralität  zusammen.  Sie  ist  ein 
mit  jedem  Kriegszustand  rechtsnotwendig  eintretendes  Verhältnis,  das 
einer  Erklärung  durch  die  neutrale  Regierung  an  sich  nicht  bedarf. 

In  dieser  Stellung  bildet  das  Recht  der  Neutralität,  dem  antiken,  wie 
dem  früheren  Rechte  des  Mittelalters  unbehannt,  die  Signatur  des  modernen 
Völkerrechts,  als  der  Reditsordnung  einer  Friedensgemeinschaft,  freilidi 
aber  auch  zugleich  noch  immer  ihren  schwächsten  Punkt  Die  Erfahrung 
zeigt,  daß  es  verhSltnismäAig  leichter  ist,  die  gegenseitige  Stellung  der 
Kriegsgegner  zu  ordnen  als  ihre  gemeinsamen  Interessen  denen  der  Neu- 
tralen gegenüber  gerecht  abwägend  zu  begrenzen  und  auszugleichen. 
Mit  zunehmender  Strenge  sieht  der  internationale  Verband  das  Wesen 
der  Neutralität  nicht  in  bloßer  farbloser  Unparteilichkeit  beim  Leisten  und 
Gewahren  an  die  eine  und  an  die  andere  Streitmacht,  viehndur  in  der 
objektiven  Nichtbeteiligung  an  einem  eingetretenen  Kriegszustsnde. 
Rechtliche  Gradationen  (als  laxe,  unvolIstSndige)  vertrilgt  de  heutzutage 
nicht  mehr;  und  zum  Gregenstand  von  Transaktionen  oder  Konzessionen 
der  Beteiligten  kann  sie  nicht  gemacht  werden.  Sie  ist  zwingendes  Recht 
Wie  aber  der  Kriegszustand  das  ganze  Land  erfaßt,  so  ergreift  auch  das 
Neutralitäts Verhältnis  alle  Gebietsteile  und  alle  Staatsangehörigen.  Diese 
sind  neutrale  Personen  und  ihr  Vermögen  ist  neutrales  Gut  Einerseits 
stehen  sie  unter  dem  Sdiutze  der  Neutralität  den  ihre  R^erung  handhabt 
Anderseits  bleiben  sii^  gleichviel  wo  sie  sich  befinden,  den  NeutralitSts- 
pflichten  ihres  Landes  unterworfen  und  gegen  die  Rechtsfolgen  ihres  un- 
neutralen Verhaltens  werden  sie  von  ihrem  Staate  nicht  vertreten.  Der 
Kriegsgegner  schreitet  gegen  die  von  ihnen  ausgehende  Schädigung  seiner 
Kriegführung,  auch  die  ohne  animus  hostilis  erfolgende,  ein,  teils  straf- 
rechtlich (Kriegsverrat),  teils  durch  repressive  und  präventive  Zwangs- 
maßregeln, deren  Art,  Maß,  Verfahren  den  wichtigsten,  aber  auch  schwierig- 
sten Punkt  im  System  des  Neutralitätsrecfats  bildet 

X.  Oberste  Pflidit  der  neutralen  Regierung  ist  es,  sich  jedw  Kriegs- »»NMinBat»- 
hilfB  zu  enthalten.   Die  Verletzung  dieser  weittragenden  Pflicht  ist  Nevh  v""^ 
tralitatsbruch  und  ein  volkerrechtliches  Delikt    Sie  g^bt  nach  Schwere 
des  Falles  dem  betroffenen  Staate  den  Anspruch,  die  Neutralität  ihm 
gegenüber  als  verwirkt  zu  betrachten. 

Im  einzelnen  darf  eine  neutrale  Regierung  keinen  von  den  Belli- 
gerenten  Hilfstruppen  senden,  Offiziere  stellen,  Transportmittel  überlassen, 
Kriegsbedflrfiiisse  liefern,  Subsidien  zahlen,  Kredit  gewähren.  Sie  hat 
hinreichend  Sorge  zu  tragen,  dafi  in  ihrem  HoheitsgeUet  nicht  Mann- 


.    ,^  .d  by  Google 


478  FteomAxD  von  Maktitz:  VStkenecht. 

Schäften  geworben,  nicht  Kriegsschifife  gebaut  oder  ausgerüstet  oder  wieder 
kriegstüchtig  gemacht  werden,  daß  oicht  Schiffe  auslaufen,  deren  kriege- 
rische Besthniming  sie  kennt  oder  schuldhaft  nicht  kennt  (Wiashington- 
vertrag  zwischen  Grofibritannien  und  den  V.  St  Ton  Amerika  vom 
8.  Mai  187 1,  Regel  1).  Sie  darf  nicht  gestatten,  daß  ihre  Häfen  oder  ihr 
Küstenmeer  zum  Schauplatz  oder  Stützpunkt  militärischer  Operationen 
oder  Rüstungen  dienen  (Washingtonvertrag  Regel  II).  Sie  ist  verpflichtet, 
jede  kriegerische  Aktion  innerhalb  ihres  Gcwaltbereichs  abzuwehren  und 
zu  inhibieren.  Ihr  Landgebiet,  ihre  Binnengewässer  und  Kanäle  dürfen 
nicht  für  Truppendurchmirsche,  Schiffispassagen,  militärische  Transporte 
▼on  Kriegsmitteln,  Einbringung  von  Prisen,  I3r  Depots,  für  SchiflBt- 
stationen  nutzbar  gemacht  werden.  Auch  ist  Vorsorge  zu  tre£Gm,  daft  dort 
nicht  Anstalten  für  Leitung»-  und  Fünkentelegraphie  zur  Schädigung  einer 
Kriegspartei  ai^Iegt  oder  verwendet  werden.  Dagegen  ist  es  der  neu- 
tralen Regierung  nicht  verwehrt,  einzelnen  Truppenteilen  den  Übertritt 
über  ihre  Grenzen,  flüchtenden  Kriegsschiff"en  den  Zutritt  zu  ihren  Häfen 
zu  gestatten,  unter  der  Verpflichtung  sie  zu  entwafifoen,  zu  internieren, 
zurückzuhalten.  Desgleichen  darf  sie  Verwundete  und  Kranke  ihr  Grebiet 
pasneren  lassen,  HR  59,  auch  ne  aufiiefamen;  aber  sie  hat  darüber  zu 
wachen,  dafl  steche  nidtt  von  neuem  am  Kriege  teilnehmen,  HR  59  aL  s. 
Im  Seekriegfe  dürfen  letztere  von  neutralen  Schiffen  tran^MMliart  werden, 
dritte  Haager  Konvention  vom  29.  Juli  1899  a.  6. 
kl  Eine  völkerrechtliche  Verbindlichkeit  der  neutralen  Regierung,  den 
Kriegsschiffen  der  Belligcrenten  den  Transit  durch  ihr  Küstenmeer  zu  ver- 
sagen, besteht  nicht  Ebensowenig  ist  sie  verpflichtet,  jenen  ihre  Häfen 
generell  zu  schließen.  Die  von  England  seit  dem  amerikanischen  Sezessions- 
kriege kundgegebene  Auf&ssung  (Instruktionen  an  die  Kolonialgouvemeure 
vom  31.  Januar  1862),  die  auch  von  anderen  Mächten  angonommen  worden 
ist,  wonach  den  auf  der  Fahrt  befindlichen  Kriegsschiffen  bmder  Parteien 
in  dem  neutralen  Hafen  zwar  das  Einnehmen  von  Proviant  und  von  Kohlen 
zu  gestatten  sei:  für  letztere  aber  nur  in  dem  Umfange  des  Bedarfs  bis 
zum  nächsten  heimischen  Hafen  und  nur  einmal  in  drei  Monaten;  ist  nicht 
von  völkerrechtlicher  Autorität  In  noch  höherem  Grade  gilt  dies  von 
der  jüngsten  britischen,  durch  den  russisch-japanischen  Krieg  vwanlaftten 
Praxis  (Admiralitatserlasse  vom  8,  16.  August  1904,  Staatsarchiv  7  2  S.35f  30* 
wdche  den  Kriegsschiflbn,  wenn  sie  behufe  belHgereni  operaH&ns  froceed 
to  tiu  seai  of  war  w  a  posUion  0/  tke  Une  0/  rouie,  das  KoUen&ssen 
(warum  denn  nur  dieses?)  versagt  wissen  will. 
UaaeuniM Ver-  Dagegen  (hirrh  neiitralitätswidrige  Handlungen  von  Privatpersonen  im 
Lande,  oder  gar  außerhalb  seines  Machtbereichs,  wird  die  Neutralität 
ihres  Staates  an  sich  nicht  kompromittiert  Eine  Verantwortlichkeit  für 
ihr  Tun  oder  Unterlassen  kann  der  Regierung  nicht  angesomien  werden. 
Sie  handehi  auf  eigene  GefUir.  Dafi  den  Staat  seine  Neutralitit  veipflichte^ 
dagegen  mit  Zwangsmaßregeln  einzuschreiten,  Strafen  anzudrohen,  wird 
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zwar  in  neuester  Zeit  durch  die  Theorie  lebhaft  befürwortet,  ist  aber  nicht 
gdtendes  Redit  InsbeKnidet«  trifft  ihn  im  Sedcri^  nicht  die  Verbind- 
lichkeit» Ausfhhrverixite  solcher  Waren  zn  erlassei^  welche  das  sie  HUtrende 
Schiff  auf  hoher  See,  im  Falle  der  Betretung  diirdi  ein  Kxiegssdiiff,  dem 

Konterbandeverfahren  aussetzen  würde:  es  mfifite  denn  vertragsmäßig  eine 
Zusage  dieserhalb  gegeben  sein.  Und  wenn  neutrale  Privatpersonen  sich  an 
Kriegsanleihen  der  Belligferenten  beteiligen,  oder  in  deren  Dienste  treten, 
wird  dies  ihnen  überhaupt  nicht  als  unneutral  angerechnet. 

Im  übrigen  dauern  für  die  neutrale  Regfierung  die  Verpflichtungen  KaiaDigMmtui- 
des  Friedenszustandes  gegen  jeden  der  beiden  streitenden  TeUe  fort  »J**^ 
Nor  treten  sie,  sofern  sie  durch  die  KriegfQhrung  betroffen  wwden,  ver* 
möge  der  Neutralitat  unter  das  Gesets  der  UnpartmUchkmt   Es  wäre 
Neutralitatsbruch  die  BelHgerenten  differentiell  zu  behandeln. 

2.  Dasselbe  Prinzip  findet  Anwendung  auf  die  in  der  Neutralitat  ent- 
haltenen Rechte.  Jeder  neutrale  Staat  ist  von  den  Belligerenten  nach 
gleichem  Maße  zu  messen. 

Im  einzelnen  hat  die  neutrale  Regierung  für  ihr  Land-  iind  Wasser-  DieNaotraUtttf 
gebiet  die  Unverletzlichkeit  des  Friedenszustandes  seitens  beider  Kriegs- 
Parteien  ta  beanspruchen.  Jede  Beeintr&chtig^g  ihrer  Rechte  ist  Neu- 
tralitfttsverletzung  und  berechtigt  rie,  nach  Schwere  Falles,  dem  Ver^ 
letzer  die  Neutralitat  aufzukündigen.  Jede  innerhsdb  ihres  Hoheitsbereichs 
geübte  Hostilität  ist  illegal.  Sie  überträgt  auf  die  hierbei  siegreich  gebliebene 
Partei  keine  Rechte.  Im  Seekriege  ist  die  dort  gemachte  Prise  von  dem 
Nehmer  herauszugeben  und  haftet  der  neutrale  Staat  dem  Gegner  dafür, 
daß  die  Herausgabe  erfolge.  Die  neutrale  Regierung  hat  die  Befugnis, 
mit  jeder  der  kriegführenden  Mächte  in  brieflichem  imd  telegraphischem 
Depeschenvexkehr  zu  stdien,  diplomatische  und  konsularisdie  Vertreter  zn 
senden  und  zu  empfengen  (Fall  des  britischen  Paketbootes  Trents  S.No- 
vember 186 1).  Sie  schützt  ihre  Angehörigen  auch  auf  dem  Kriegsschaup 
platz  und  auf  dem  Meere  gegen  volkerrechtswidrige  Maßnahmen  der 
kämpfenden  Land-  und  Seestreitkräfte. 

3.  Aus  der  wirtschaftlichen  Kräftig-uiiü:,  welche  die  Widerstandsfähig-  DerSw*«rkekr 
keit  eines  kriegführenden  Staates  durch  den  Seeverkehr  mit  neutralen  Wwrtwlei. 
LSndem  gewinnen  kann,  recfaAfertigt  sich  die  Befugnis  des  Gegners,  einen 
solchen  durdi  ZwangamaAregeln  zu  besduranken.  In  welchem  Mafie  dies 
zuUsMg  sei,  ist  dne  theoretisch  wie  praktisch  viel  umstrittene  Frage.  Sie 

hat  eine  große  mehrhundertjährige,  wechselvolle  Greschichte.  Ohne  ^Sngehen 
auf  diese  läftt  sich  der  heutige  Rechtszustand  nidtt  verstehen. 

VI.    Das  Recht  der  Neutralen  zur  See  in  seiner  geschieht- d«  coM«tat 
liehen  Entwickelung.    Als  Prinzip  für  die  Abgrenzung  der  i<echte  der 
Belligerenten  &nd  im  spateren  Mittelalter  der  Satz  eine  weit  verbreitete 
Anwendung,  daA  auf  der  See  zwar  alle  Güter  des  Feindes,  niemals  aber 
das  neutrale  Eigentum  kriegerischer  Wegnahme  unterliegen.  Er  hat  einen 
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berühmten  Ausdruck  geftuden  in  dem  unter  dem  Namen  des  Gmstäai  der  See 
bekannten  spanischen  Rechtsbuch  aus  der  zweiten  Hälfte  des  i4.Jaliib 
hunderts,  welches  in  den  Mittelmeerländem  zu  großem  Einfluß  gelangte. 
Hier  heißt  es  (ed.  Pardessus  Collection  II,  c.  231),  daß  neutrale  Schiffe, 
die  feindliche  Waren  führen,  aufgebracht  werden  können,  aber  nach  deren 
Entladung  frei  sind  und  der  Schiffer  die  volle  Fracht  bis  zum  Bestimmungs- 
hafen erhält;  desgleichen,  daß  die  neutrale  Ware,  die  sich  auf  dem  feiad- 
lidien,  also  eine  gute  Prise  bildenden  Schifib  befindet,  an  die  EtgentOmer, 
unter  deren  Verpflichtung  zur  Frachtzahlung  herauszugeben  ist  Ein 
Unterschied  nach  der  Beschaffenheit  der  T^Atmg  wird  nicht  gemacht  Von 
Blockaden  ist  keine  Rede. 

Danach  galt  also  die  Doppelregel:  Frei  Schiff,  unfrei  Gut;  unfrei  Schiff, 
frei  Gut  Sie  empfahl  sich  durch  ihre  logische  Einfachheit  Das  Naturrecht 
stimmte  ihr  bei,  imd  der  zweite  Satz  ist  heutiges  Völkerrecht.  Ursprünglich 
freilich  setzte  sie,  einer  Staatenwelt  angdhSrend,  in  welcher  ein  gennases 
maritimes  Gleichgewicht  bestand,  einen  sdir  primitiven  Handelsbetrieb 
voraus.  Als  im  16.  Jahrimndert  der  Wdtiiaad^  zum  Seehandel  wurde 
und  an  die  Stelle  des  Eigenhandels  der  Kommissaons-  und  Speditionshandel 
trat,  erwies  sie  sich  als  ein  unzureichender  Schutz  far  die  neutrale  Fracht- 
fahrt; und  vollends  seemächtigen  Staaten  erschien  sie  für  ihre  Kriegführung 
als  unzureichend.  Eine  allgemeine  völkerrechtliche  Anerkennung  hat  sie 
nie  erhalten.  Nur  die  Engländer  haben  an  der  Maxime,  das  feindliche 
Gut  überall  zu  nehmen,  wo  es  sich  finde,  also  auch  von  neutralem  Bord, 
unter  Berufung  auf  das  Consulat,  bis  auf  die  Neuseit  im  Frinrip  stets 
fesl^iehalten. 

nofrei  Gut,  Dagegen  in  den  nordlichen  Meeren  war  es  die  Hansa  der  deutschen 
«afrai  Schiff,  g^ädte,  die  im  Mittelalter  eine  Großmachtstellimg  einnahm,  waren  es  ihre 
Erben,  die  skandinavischen  Reiche,  welche,  sobald  sie  kriegführende  Teile 
waren,  zuungunsten  der  Neutralen  Schiff  und  Ladung  miteinander  zu 
verknüpfen  pflegten.  Und  übereinstimmend  stellten  die  französischen 
Seerechtsordonnanzen  (1543,  1584  und  am  krassesten  die  Ordonnance  de 
la  marine  von  1681,  m  9  a.  7)  immer  wieder  die  dem  Consulat  entgegen« 
gesetzte  Doppelregel  auf,  daA  feindliches  Gut  auf  «nem  neutralen  Schüfe 
mit  der  übrigen  Ladung  auch  das  Schiff  selbst  konfiskabel  mache;  und 
daß  die  neutrale  Ladung  auf  dem  feindlichen  Schiffe  mit  diesem  selbst 
verfallen  sei.  Dem  Vorgange  folgte  das  bourbonisch  gewordene  Spanien. 
Hiernach  ist  das  Schiff  entweder  im  ganzen  frei  oder  im  ganzen  verfallen: 
Unfrei  Gut,  unfrei  Schiff;  unfrei  Schiff,  unfrei  Gut  La  robe  d'cnnctm 
confisqtu  celU  dami.  Seehandel  für  feindliche  Rechnung  ist  unerlaubt 
Fein^che  Schiffe  dfixfen  {Kberhaupt  keinen  Seehandel  treiben  und  feind- 
liches Gut  darf,  audi  in  Kabotage  nicht,  verfirachtet  werden. 
Frei  scbifF,  ludesscn  durch  konventionelles  Recht  setzte  Frankreich  dieses  harte 
ixtk  Out.  Kriegsrecht  in  weitem  Umfenge  außer  Kraft,  Als  in  der  zweiten  Hallte 
des  17.  Jalirhunderts  das  englische  Volk  nach  kurzem  entscheidenden 
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Kampfe  die  politische  und  wirtschaftliche  Weltstellung  der  Holländer 
gebrochen,  als  es  durch  seine  Navigationsakte  und  durch  die  Schöpfung 
einer  stehenden  Kriegsflotte  den  Grund  IBr  seine  Ifeereshenrscheft  gelegt 
halte,  in  der  es  nur  noch  Frankreich  als  Rivalen  fimd,  war  es  das  plan- 
mäßige  Bestreben  der  in  die  zweite  Reihe  zurückgedrängten  Seestaaten, 
ihrer  umfangreich  und  gewinnbringend  gewordenen  Frachtfahrt  die  mög- 
lichste Sicherheit  im  Seekriege  zu  erw'irken.  Sie  verschafften  sich  die- 
selbe durch  den  Abschluß  von  Verträgen,  welche  reziprok  für  den  Fall, 
daß  der  eine  der  Kontrahenten  in  Kriegszustand  trete,  dem  anderen  die 
Befugnis  stipulierten,  auch  feindliche  Ware  zu  verschiffen.  Damit  erlangte 
zum  erstenmal  die  Freiheit  der  neutralen  Flagge,  das  Palladium  des 
hent^fen  Seerechts»  einen  freilich  nur  schwadien  und  schwankenden  Boden. 
Sie  war  lediglidi  partikular  zersplittertes,  vertragsoiafiiges,  also  der  Kün- 
digung unterworfenes  und  als  Preis  für  Gegenleistungen  gedachtes  Redlt» 
Immerhin  gfing  in  eine  große  Zahl  der  von  Frankreich  und  selbst  von 
England,  und  der  nach  diesem  Vorgang  auch  von  anderen  Mächten  ge- 
schlossenen Handelstraktate,  zumal  in  die  zu  Utrecht  am  11.  April  17  13  auf- 
gerichteten, die  Klausel  über,  «/  naves  liberae  libertatem  quoque  nurcibus 
vindieent.  Also:  Frei  Schi£f,  frei  Gut;  le  pavülon  couvre  la  maichandise; 
womit  dann  fireilidi,  sei  es  ausdruddich,  sei  es  stillschweigend  regelmäflig 
die  zweite  Regel  verbunden  wurde:  Unfrei  Schiff,  unfrei  Gut  Nicht  das 
Eigentum  an  dem  Frachtgut,  sondern  die  Nationalitat  des  Schiffes  sollte 
über  sein  Schicksal  und  das  der  Ladung  entscheiden. 

Aber  wie  eng  oder  wie  weit  in  diesem  Wirrsal  entgegengesetzter 
Systeme  und  ihrer  Kombinationen  das  Recht  neutraler  Schiffahrt  auch 
bemessen  war:  einen  Punkt  gab  es,  in  dem  sie  zusammentrafen.  Jenes  i>ie  Krieg*- 
Recht  konnte  niemals  zugunsten  eines  als  Unterstützung  des  Kriegsfeindes  ^<^*>*^*- 
sich  qualifizierenden  Transportes  angerufen  werden.  Ein  solcher  galt,  wie 
die  aus  der  italienischen  Recfatsprache  seit  dem  17.  Jahiliundert  in  den 
allgemeinen  Gebrauch  übernommene  Terminologie  lautete,  als  Konterbande. 
Er  verfiel  mit  dem  Schiffe  selbst,  das  sich  tatsächlich  zu  einem  feindlichen 
gemacht  hatte,  der  Wegnahme  durch  die  in  ihrem  Kriegsrecht  geschädigte 
ParteL  Der  Satz  wurde  als  jvis  gentium  commune  anerkannt,  auf  ratio 
und  usus  zurückgeführt  Und  zwar  dachte  man  bei  dem  dehnbaren  Aus- 
druck zunSdist  nur  an  Waffen  und  Kriegsgerät  Lnmerhin  nahmen  die 
Kriegfuhrenden  in  jedem  Kriegsfrdl  die  Beftignis  in  Anspruch,  aelbst&ndig 
durch  ihre  Edikte  die  Linie  zu  ziehen,  jenseits  deren  neutrale  Waren  fr«i 
passieren  könnten.  Die  Distinktionen,  welche  die  naturrechtliche  Theorie 
zu  ziehen  begann,  wurden  kaum  beachtet,  so  daß  der  Umfang  dessen, 
was  als  Konterbande  zu  gelten  hätte,  pro  ratione  belli  wechselte.  Aber 
auch  in  diesem  Punkte  gelang  es  den  Verträgen  der  merkantilistischen 
Periode  gegen  allzuweite  Ausdehnung  des  Begriffes  Vorsorge  zu  treffen. 
Sie  schhigm  das  Verfiihren  em,  dessen  mögliche  Erstreckung  auf  blo6 
mittelbare  Kriegsbedflrfiüsse  durdi  sperialirierende  AuftaWimg  der  ein 
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für  allemal  unter  das  Verbot  fiülenden  Artikel  zu  verhüten.  Die  Listen 
fielen  fireUich  verschieden  ans.  Indessen  hat  dann  nach  dem  Voilnlde  des 
spanisd^niederlSndischen  MarineTertrages  vom  i7.Dezember  1650  dne  gnfe 
Anzahl  von  Traktaten,  in  deren  Mittelpunkt  alsbald  die  erwähnten  Utrechter 

Verträge  traten,  in  wesentlicher  Übereinstimmung'  die  Grenze  dahin  fest- 
gestellt, daß  nur  Waffen,  Kriegfsmunition  aller  Art  und  Pferde  Konter- 
bande sein  sollten,  alle  anderen  Waren  aber,  insbesondere  Lebensmittel, 
Schiffsbaumaterialien  und  Geld  unbehelligt  in  kriegführende  Länder  ein- 
geführt werden  dürften.  Und  auch  auf  die  Formen  des  gegen  koaterban- 
dieiende  Scbiffie  einzuschlagenden  Ver&hrens»  sowie  auf  die  zu  veihix^fendei 
Rechtsnachteüe  erstreckten  sich  müdemd  und  beschränkend  die  stereoQrpen 
Vertragsklauseln. 

OfoBio^e.  Noch  in  einem  dritten  Punkte  suchten  die  Verträge  aus  der  Zeit 
Ludwigs  XrV.  die  neutrale  Frachtfahrt  zu  sichern.  Erschien  es  nämlich 
wider  das  Recht  der  Natur  brllnm  ncccssaria  hostibus  aJministrare,  so 
war  es  nicht  minder  ein  Eingriff  in  das  Recht  der  Kriegt  uhrenden,  einen 
belagerten  Seeplatz  durch  Zufuhr  auch  der  nicht  unter  das  Konterbande* 
verbot  feilenden  Gegenstände  zu  unterstutzen;  also»  wie  der  aus  der  fraazö* 
stschm  Sinache  stamm^ide  Ausdrude  lautete,  eine  Blockade  zu  duicb- 
brechen.  Gegfen  den  Mifibrauch  nun,  eine  Küstenstrecke  für  blockiert  zu 
eddaren,  ohne  sie  einzuschließen,  richtete  sich  die  Vertragsklausel,  daß 
mercimonia  ad  loca  iuimica  geführt  werden  dürften,  exccpfts  ihtnfaxat  oppidis 
lücisquc  tunc  temporis  obsidionc  cinctis,  circumsepiis  vel  mvestttis.  Hier- 
nach sollte  es  unzulässig  sein,  ganze  Länder  durch  bloße  Kreuzerschiffe 
in  Blockadezustand  zu  versetzen,  und  die  noch  im  hoUändisch-spaniscben 
Unabhängigkeitskrieg  schwer  empfundene  Möglichkeit,  den  Neutralen  den 
Handel  mit  dem  Kriegsfeinde  ganz  zu  untersagen,  au^fesdilossen  werden. 
Die  ^ockade  wurde  zur  Rechtsform  für  die  Verkehrsq»erre  zur  See. 

Dm  briütciie  So  schien  bereits  zu  Anfang  des  1 8.  Jahrhunderts  durch  die  Ptinzipiea 
der  Utrechter  Verträge  der  Boden  für  die  Bildung  eines  gemeingültigen  See- 
kriegsrechtes, einem  neuen  Rechtsbewußtsein  entsprechend,  bereitet  zu  sein. 
Daß  es  dazu  nicht  kam,  daß  die  alte  Anarchie  fortdauerte,  hat  das  maritime 
Übergewicht  des  britischen  Weltreiches  verschuldet.  In  den  großen  Kriegen 
des  18.  Jahrhunderts,  aus  welchen  das  heutige  Staatensjrstem  hervorgegangen 
bt^  setzten  die  Englinder  mit  eiserner  Konsequenz,  in  std^fender  Sdm^bat 
den  Neuerungen  des  Vertragsrechts  das  „alte**  Seerecht  entgegen,  das  des 
Consulats.  Allen  Staaten  gegenüber  sollte  es  in  Geltung  stehen,  die  sie 
nicht  konventionsmäßißf  „privilegiiert"  hätten.  Es  war  der  sprechende 
Ausdruck  für  die  erlangte  SeehcrrschafL  Und  noch  mehr  als  das  System 
selbst  wurde  dessen  Ausführung,  wurde  ihre  Konterbande-  imd  Blockade- 
praxis tmd  vor  allem  die  Organisation  ihres  Kaperwesens  zu  einer  wahreo 
GeiBel  des  neutralen  Seehandela  Selbst  den  Satz:  Frei  Schiff,  unfrei  Gulj 
eiklarten  ae  für  unanwendbar,  wenn  der  neutralen  Handelsmarine  erst  in 
Kriege  vom  Fmnde  der  zu  Friedenszeiten  seiner  eigenen  Reederei  vor- 
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behaltenen  Kü.sten-  und  Kolonialverkehr  eingeräumt  werde.  Vielmehr 
seien  die  einen  „neuen  Handel"  treibenden  SchiflFe  als  der  Marine  des 
Feindes  inkorporiert  zu  behandeln,  demnach  gute  Prisen  (Rule  of  the  war 
of  1756). 

WSIiread  des  oordamerikanischen  Freihettaltrieges  (1775 — 1783),  den  Di«be»sfiwi* 
Grofibritannien  unter  entaunlicher  Ent&ltung  aeiner  liachtmittel  fast  in  "•«riiim 
aUen  Wdtteilen  fOhrte,  gelai^  es  der  Initiative  der  Kaiserin  Katharina  IL 
von  Rußland,  xum  erstenmal  die  neutralen  Mächte  zu  einem  gemeinp 

samen  Vorgehen  gepfen  die  unerträg-liche  Willkür  der  Kriegsparteien  zu 
vereinigen.  Nachdem  das  Programm  hierfür  in  der  fünf  Punkte  enthaltenden 
russischen  Deklaration  an  die  Höfe  von  London,  Versailles  und  Madrid 
vom  28.  Februar  (a.  St)  1780  verkündet  worden  war,  trat  zu  dessen  Durch- 
führung die  (erste)  bewafibete  Neutralitat  zusammen.  Es  wurde  nämlich 
durch  die  b^den  fibereinstimmenden  russischen  Konventionen  mit  Däne- 
mark vom  9.  Juli  1780  und  mit  Schweden  vom  i.  August  1780  eine  Defensiv- 
allianz der  drei  Mächte  zu  gegenseitigem  Schutze  ihres  neutralen  Handels- 
und Schiffahrtsverkehrs  geschlossen;  zunächst  für  den  obschwebenden  Krieg, 
aber  mit  der  Absicht,  die  darin  niedergelegten  Rechtssätze,  ßui.ui's  Jans  le 
Code  primitif  des  pciiples,  zu  universeller  Annahme  /u  bringr-n.  In  diesen 
Dreibund  wurden  dann  in  den  Jahren  1781 — 178J  noch  fünf  weitere  Mächte, 
nämlich  £e  Ißederlande,  obwohl  alsbald  kriegführende  Partei  geworden 
Freufien,  Österrdch,  Portugal,  Sialien  teils  mit  Akzesnonsverträgen,  teils 
durch  Adhäsion  au%enonmiea  Die  verabredeten  SchutzmaAregehi  bezogen 
sich  auf  das  Recht  freier  Schiffahrt  nach  den  Häfen  imd  Kolonien  der 
Icriegfuhrenden  Mächte;  auf  das  Recht,  feindliche  Waren  zu  befördern, 
mit  Ausnahme  von  Konterbande;  auf  die  Beschränkung  der  Konterbande 
je  nach  Maßgabe  der  speziellen,  wenn  auch  unter  sich  disharmonierenden 
Verträge  mit  jedem  der  beiden  im  Kriege  befangenen  Staaten;  endlich 
auf  die  Effektivität  der  Blodkaden.  Nur  bei  Anwendung  dieser  Regeln  sm 
eine  gemachte  Prise  als  rechtmäßig  anzuerkennen.  Dagegen  über  die 
Verfrachtung  neutraler  Güter  auf  Schiffen  der  BeUigeremen  schwiegen 
Deklaration  und  Verträge. 

Es  war  der  erste,  großartig  in  vSzene  gesetzte  Anlauf  auf  der  im 
19.  Jahrhundert  erfolgreich  beschrittenen  Bahn,  das  Völkerrecht  durch  ver- 
tragsmäßige Rechtssetzung  fortzubilden.  Als  das  Programm  eines  neuen 
Rechtszustandes  hat  das  System  der  bewaffneten  Neutralität  eine  bleibende 
Bedeutung  gewonnen,  auch  die  Gegenwart  ist  mcht  darüber  hinausgekommen. 
Freilidi  zunädist  hatte  der  tatsächlich  gegen  Bioland  gemünzte  Vorstoß, 
ausgehend  von  Seemächten  zweiten  Ranges  und  von  Großmächten  ohne 
-Kriegsmarine,  das  internationale  Secrecht  in  neue  Wege  zu  lenken,  nur 
^nen  ganz  vorübergehenden  Erfolg.  In  die  Friedensschlüsse  von  1783 
wurden  die  vereinbarten  Sätze  nicht  aufgenommen.  Auch  gegenüber  der 
durch  den  Europäischen  Krieg  mit  dem  republikanischen  Frankreich  er- 
neuten imd  vervollständigten  (zweiten)  bewaffneten  Neutralität  vom  16.  und 
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18.  Dezember  1800  bestand  England  im  Prinzip  auf  dem,  was  es  „sem 
Seerecht**  nannte  und  gab  diesem  «ne  mafilose  Erweiterang  durch  die 
Praxis  seines  VIsitatioosrechts  und  die  LiteipretationskQnsfce  sdner  Prise» 
gerichte.    Mit  st^ender  Gewalttätigkeit,  in  entsetzUdiem  Wetteifer,  in 

bis  zur  Raserei  erhitztem  Ingfrimm  reagierten  die  Kriegsgegner,  Napoleon 
durch  das  mittels  der  Dekrete  von  Berlin  (21.  November  1806)  und  von 
Mailand  (17.  Dezember  1807)  proklamierte  Kontinentalsystem,  welches  jeden 
Handelsverkehr  mit  England,  mit  Engländern,  mit  englischen  Waren  unter- 
drückend, auf  ein  Aushungeningssystem  abzielend,  das  Recht  der  2^eu- 
traUtiLt  ans  d«n  VjUkenrecht  auslöschend,  bis  18 14  gedauert  hat 

IMe  allgemeine  Pazifikation  brachte  keine  Regelung  desSedcriegsredits. 
Ab«  zahlreiche  seitdem  geschlossene  Handelsvertrage  kamen  anf  die 
Grundsätze  der  bewaffneten  Neutralität  zurück.  Nur  Grroßbritannien,  nicht 
geneigt,  sich  im  Seekriege  als  neutrale  Macht  zu  denken,  hielt  sich  fem 
von  Kompromissen  über  Prinzipien,  die  ihm  die  unverrückbare  Basis  seiner 
Weltstellung  bedeuteten.  Erst  diegruizlich  veränderte  politische  Lage,  welche 
der  orientalische  Krieg  1854  vorfand:  die  Entente  der  Westmäciite  und 
die  Gelahr,  die  von  jenseits  des  Ozeans  auftauchte,  venudaflte  auch  die 
englische  R^erung  zu  Konzessionen.  Sie  sind  dauernd  gfeworden  durdi 
die  Pariser  Seereditsdeklaration  vom  16.  April  1856,  von  deren  Regel  I 
bereits  oben  die  Rede  war.  Die  Regeln  II — IV,  deren  Inlialt  an  sidi  die 
Anerkennung  heutzutage  nirgends  mehr  versagt  wird,  lauten  dahin: 

II.  Le  Pavillon  netttre  couvre  la  marchandisc  cnnemie,  a  Tcxccption  dt 
1(1  contrcbaiidc  de  gucrrc.  Also  die  Regel  II  der  bewaffneten  Neutralitäten 
von  1780  und  1800;  die  alte  Klausel  der  französischen  Verträge  aus  dem 
and<m  regime,  aber  ohne  ihr  Komiklement 

Auch  fiskalisches  Eigentum  der  BeUigerenten  wkd  durch  die  neotnle 
Flagge  gedeckt  Von  Verwirknng  derselben  durch  Kabotage  und  Koloniale 
handel  kann  keine  Rede  mehr  sein. 

in.  La  marchandise  neutre,  ä  FexcepHon  de  la  contrcbande  de  guerrc 
11  est  pas  saisissadU  sous  paoillon  ennemi.  Also  die  alte  Maxime  der  Eng« 
länder. 

IV.  Les  blocus,  pour  itrc  obligahtres,  doivent  itre  eJ/ecii/Sf  c'est-ä-dirc 
vunntenus  par  une  force  süffisante  pour  üUerüre  rüUement  taccU  i»  iUf^al 
de  feHnemL  Zugrunde  liegt  Regel  m  der  bewaffneten  Neutralitäten  von 
1780  und  1800.  Aber  die  pr&zisen  dort  au^fespnxihenen  Voraussetzungen 
für  die  Effektivität  der  Blockade  nnd  nidit  übernommen  worden,  da  Is- 
land widersprach. 

Im  übrigen  hat  die  Seerechtsdeklaration  von  1S56  den  vorgefundenen 
Rechtszustand  nicht  geändert  Daß  die  neutrale  Flagge  neutrales  Konter- 
bandegut nicht  schüt2en  könne,  wird  stillschweigend  anerkannt  Aber  im 
G^pensatz  zu  den  Vorgängen  von  1780  und  1800  fehlt  jeder  Hinwds 
darauf,  was  als  Kontezbande  zu  gdten  habe.  Nach  alledem  bestimmt  sidi 
das  heute  gdtende  Recht  in  sonen  Hauptpositionen  fidlgendemiaBen. 
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Vn.  Der  neutrale  Seeverkehr  im  geltenden  Recht,  i.  Der 
neutralen  Schiffahrt  kann  völkerrechtlich  die  Befug^nis  nicht  genommen 
wefden  mit  den  im  Kriegszustand  befindüchen  Uadem  VetlBehr  ga  imtex^ 
halten,  also  Grfiter  und  Reisende  dorüiin  und  von  dorflier  zu  1>efördenL 
Aber  dieser  Freilieit  nnd  Schranken  gesetzt  durch  das  Redit  der  kriegf« 
fOhrenden  Macht,  gegen  unneutrales  Verhalten  eines  dße  neutrale  Flagge 
fuhrenden  Schiffes  auf  jedem  Punkte  des  Weltmeeres,  soweit  es  nicht 
neutrales  Küstenmeer  ist,  mit  Gewaltmitteln,  also  krieg^spolizeilich,  vorzu- Dm  ViliiatwBf 
gehen.  Vermöge  dieses  Rechtes  smd  die  Führer  der  Kriegsschiffe  (oder  *"""" 
Kaper)  unter  Verantwortlichkeit  gegen  üu-e  Regierung  ermächtigt,  an  allen 
betroflbnen  neutralen  FriTatschififon,  sofern  scddie  nicht  etwa  unter  Convoi 
^es  Kri^gsschifliss  &hren,  im  Falle  des  Verdachts  das  Untersncfaungsredit 
(droit  de  virite  et  recherche)  auszuüben.  Auch  Postsdiiffe  nnd,  bis  jetzt, 
nicht  auq^nommen;  nur  daß  die  von  ihnen  gefülirten  Briefposten  als 
immun  zu  gelten  haben,  Weltpost\'ereins vertrag  4.  15.  Das  Untersuchungs- 
recht sclüießt  die  Befugnis  ein,  das  Schiff  anzuhalten;  durch  ein  an  Bord 
gesandtes  Visitationskommando  eine  Prüfung  der  Schiffs-,  Reise-  und 
Ladungspapiere  behufs  Feststellung  der  Nationalität  des  Schiffes  und  seiner 
Besatzung,  des  Eigentums  an  der  Ijidung  und  »emer  BesdiafFenheit,  der 
Reiseroute  und  des  Bestimmungshafens  vorzunehmen.  Es  gewahrtdie  weitere, 
eventuelle  Befugnis,  «ne  Durchsuchung  der  Sdüfbrinme  ^treten  zu  lassen. 
Erscheint  hiemach  der  Verdacht  als  hinreichend  begründet,  so  wird  das  Schiff 
mit  Beschlag  belegt  und  nach  einem  Hafen  des  Xehmestaates  aufgebracht, 
dessen  zuständiges  Prisengericlit,  nach  Maßgabe  seines  Landesrechts, 
etwaiger  Staatsverträge,  subsidiär  nach  gemeinem  Völkerrecht  die  Neutralitäts- 
widrigkeit und  ihre  Folgen  festzustellen  hat.  Im  Falle  der  Kondemnierung 
findet  mne  Bestralui^  des  Schiffers  nicht  stal^  sofern  nicht  etwa  Konkurrenz 
mit  Kriegsverrat  oder  Spionage  vorliegt  Die  Mannschaft  Icann  nicht 
Icriegsgefiu^n  gemacht  werden.  Der  pdsengeriditliche  FrozeB  weist 
mancheriei,  durch  die  anderweitige  Sachlage  gerechtfertigte  Abweichungen 
von  dem  R^eklame verfahren  auf,  wie  es  bei  Aburteilung  feindlicher  Güter 
eingeschlagen  wird.  Die  Visitation  ist  mit  tunlichster  Rücksicht,  ohne  un- 
nötige Belästigung  vorzunehmen  und  ohne  Zeitverlust  zu  beendigen. 
Widerstand  gegen  sie  berechtigt  zu  sofortiger  Aufbringung.  Eine  Zer- 
storui^  der  Prise  wäre  nur  im  Notstand  entschuldigt  War  die  Beschlag- 
nahme tatsSchlich  nicht  gereditfertigt^  so  lieg^  auch  trotz  eines  eigangenen 
Frisenurteils,  eine  Neutralitätsvedetzung  vor.  Der  Nehmestaat  hat  Sddff 
und  Ladung  freizugeben  und  haftet  den  Schiffs-  und  Ladungsinteressenten 
nach  den  Grundsätzen  über  völkerrechtlichen  Schadenersatz.  Sachlich  sind 
die  Schranken,  die  dem  neutralen  Verkehr  zur  See  gezogen  sind,  fest  be- 
stimmt Jenseits  derselben  ist  der  Seehandel  legitim.  Jedes  Hinübergreifen 
über  sie  durch  einen  Belligerenten  ist  eine  Neutralitätsverleuung. 

2.  An  erster  Stelle  steht  das  Verbot  eines  Transportes,  der  dem  krieg-  »er  litmpori- 
fahrenden  Staate  in  freiwillig  übernommenem  Auftr^,  oder  in  der  ericenn» 
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baren  Absicht  ihm  bei  der  Kriegführung  zu  dienen  geleistet  wird.  Eiit- 
scheidend  also  ist  das  Wissen  oder  schuldhafte  Wissen  des  Schiffers  oder 
des  Reeders.  Ein  Schiff,  das  sich  des  Transportdienstes  für  den  Feind 
schuldig  macht,  treibt  mcht  bloB  Konterbandehandel ,  sondern  gewihrt 

Kriegshilfe.  Damit  hat  es  den  neutralen  Charakter  Ueibend,  also  auch 
nach  beendeter  Reise  venv'irkt.  Es  ist  der  Einziehung  unterworfen.  Finden 
sich  etwa  neutrale  Güter  an  Bord,  so  sind  diese  frei.  Die  unter  das  Ver- 
bot fallenden  Akte  sind  zahlreich:  Transport  von  Truppenteilen,  von  Offi- 
zieren, Staatsmännern ;  sie  werden  kriegsgefangen.  Nächstdem  Zuführung 
von  Schiffen,  die  nachweislich  für  den  Kriegsdienst,  oder  für  Transporte 
von  Militär-  und  Marinebedürfiussen  ausgerüstet  sind;  Übermittelung  vod 
brieflichen  oder  telegraphischen  Kriegsdepeschen,  funkentelegraphische 
Mitteilungen,  die  militärischen  Operationen  dienen;  Verbreitung  von  kriegs- 
erheblichen Nachrichten  in  der  Zone  der  Feindseligkeiten;  der  Lotsendienst, 
abgesehen  von  der  Seenot;  der  Spionendienst. 
Dir  Krtefff  3.  Als  neutralitätswidrig  ist  verboten  die  beim  Betriebe  des  Seehandels 
erfolgende  Beförderung  von  Kricgsmitteln  an  den  feindlichen  Staat,  mag 
er  Seekrieg  oder  Landkrieg  führen.  Eine  solche  bildet  den  Tatbestand 
der  Kriegskonterbande.  Begrifflich  handelt  es  sich  hierbei  um  die  Ladung 
des  Schiffes.  Personen  sind  kein  Konterbandeartikel,  und  Reisende  können 
nicht  von  neutralem  Bord  geholt  und  kriegsgefangen  gemacht  werden. 
Vollendet  ist  der  Akt  des  Konterbandicrens  durch  den  Tran5;port  der 
Ware;  gleichviel  ob  Bestimmungsort  ein  feindlicher  Hafen  oder  ein  Punkt 
auf  dem  Meere  ist;  ob  die  feindliche  Partei  unmittelbar  oder  mittelbar 
(nach  Umladung,  auf  dem  Landwege)  in  deren  Besitz  gesetzt  werden  soll 
Die  ostensible  Konsignation  des  Gutes  nach  einem  neutralen,  also  unver- 
fänglichen Hafen  reicht  nicht  hin,  um  einen  Verdacht,  daß  der  Transport 
seinem  Endzwecke  nach  für  den  Feind  bestimmt  sei,  zu  entkräften  (Fall 
des  niederländischen  Dampfers  Doelwijk,  8.  August  1896).  Insoweit  wird 
man  sagen  dürfen,  daß  das  Konterbanderecht  die  zusammengesetzte  Reise 
als  einheitliche  behandelt  (continuous  voyage).  Die  Betretung^  des  konter- 
bandierendcn  Schiffes  hat  die  Einziehung  der  Ware  zur  Folge.  Das  Schiff 
imd  die  sonstige  Ladung  mit  Einschluß  der  zur  Schiffsausrüstung  gehörenden 
Vorräte  und  Gregenstände  sind  frei;  es  sei  denn,  daß  die  ganze  Ladung 
in  Konterbande  bestehe,  oder  daß  der  Schiffer  oder  der  Reeder  in  mala 
fide  war.  Dann  verfällt  das  Schiff,  denn  es  hat  Kriegshilfe  geleistet 
Aber  mit  der  Vollendung  der  Fahrt  oder  mit  Löschung  der  Waren  ist  ihre 
KonterbandeeitTf'nsrhaft  konsumiert  Hei  freiwilliger  Herausgabe  der  be- 
anstandeten Artikel  pflegt  dem  Schiff  die  Beschlagnahme  und  Aufbringung 
erlassen  zu  werden. 

Die  Hauptfrage  aber:  wie  weit  darf  der  Kriegführende  nach  gemeinem 
Völkerrecht  in  derQoaHfirierung  neutraler Frach^rüter  alsKonterbande  gehen, 
ist  einer  der  heute  meistverhandelten  Punkte  des  internationalen  Rechts- 
lebens. Ein  anerkanntes  Gewohnheitsrecht  hat  sich  seit  den  Stürmen,  £e 
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vor  hundert  Jahren  über  den  Rechtszustand,  wie  oben  geschildert,  hin- 
gebnuist  sind,  noch  nicht  gebildet  Vertragsmäßige  Listen  von  Konter- 
bandeartikeln  nach  Art  der  Siteren  Traktate  nnd  arailich  anfler  Übung 
gekommen.    Selbst,  soweit  solche  Beredui^en  noch  in  Geltung  stehen, 

lassen  sie  sich  bei  ihrer  Vereinzelung  und  Diskrepanz  kaum  als  Zeugnisse 
eines  allgemeinen  Rochtsbewußtseins  deuten.  Auch  die  im  rinzolnen  von- 
einander abweichenden  und  nach  der  besonderen  Kriegslage  wechselnden 
Verordnunjji'en,  welche  Bellig-erenten  bei  Ausbruch,  oder  im  Verlaufe  der 
Feindseligkeiten  zu  erlassen  pflegen,  nicht  minder  die  Proklamationen, 
durch  welche  wMtaü»  Regierungen  ihren  Angehörigen  ein  Verbot  un- 
neutralen Verhaltens  einschärfen,  können  doch  nur  kk  engen  Gtensra  als 
maßgebender  Ausdruck  dessen  was  Rechtens  ist  im  Seekriege,  verwertet 
werden.  Die  Wissenschaft  ist  zwar  von  jeher  bem^  gewesen,  durch 
Schaffung  von  Kategorien  juristische  Anhaltepunkte  zu  ermitteln.  Aber 
die  von  ihr  aufgestellten  Gradationen  in  Abstufung  der  Konterbandequalität 
(absolute,  relative,  bloß  akzidentelle  Konterbande)  lassen  feste  und  all- 
gemein anerkannte  Kriterien  zu  seiir  vermissen,  als  daß  sie  einen  be- 
stimmenden Snfluß  auf  die  volkerrechtliche  Fkszis  hatten  Oben  können. 
Diese  sidi,  heute  mehr  wie  je,  auf  allgem^e  Rechtsgrundaätze 
angewiesen. 

Nach  Maßgabe  derselben  kann  es  nun  nicht  zweifelhaft  sein,  daß 
unter  allen  Umständen  als  Konterbande  diejenigen  Güter  in  Betracht 
kommen,  die  für  den  Kriegsgebrauch  ohne  weiteres  verwendbar  sind,  also 
Kriegswaffen  aller  Art  nebst  Munition,  sowie  alle  Ausrüstungsgegenstände 
für  Landheer  und  Marine.  Ihnen  ist  der  Konterbandecharakter  an  der 
Stinie  geschrieben  und  es  ist  uneriieblich,  ob  der  Mndficfae  Empfänger 
eine  Behörde  oder  eine  Privatperson  ist  Nicht  anders  steht  es  mit 
Materialien  und  Haschinen  für  Herrichtung  solcher  Gegenstände. 

Die  juristische  Konsequenz  fordert  nun  aber,  daß  auch  soldie  Waren, 
die  an  sich  zu  militärischer  Ausstattung  nicht  gehören,  von  denen  aber 
der  Kriegführende  im  konkreten  Falle  die  nach  Lage  der  Dinge  begründete 
Annahme  hegt,  daß  sie,  oft  wichtiger  als  Geschütze  und  Panzerplatten, 
für  den  Dienst  der  feindlichen  Armeen,  Flotten,  Stationen,  Stützpunkte 
bestimmt  sind:  Pferde,  Heizmaterialien,  Ldmnsmittel,  Furage,  Schifi&bau- 
materialien,  Masdiinen,  der  Einzidiung  unterworfen  werden  dflrfen.  Soldie 
bilden  bedingte  Kontert>ande  nach  dem  Sprachgebrauch  der  Englinder. 
Auch  hierüber  herrscht  im  allgemmnen  Einverständnis.  Aber  freilich  hier 
beginnt  die  Schwierigkeit  Denn  es  fragt  sich,  ob  auch,  wenn  ein  Grund 
für  jene  Annahme  nicht  substanziert  werden  kann,  eine  Einziehung  der- 
artiger Artikel  aLs  Konterbandegut  unter  dem  Gesichtspunkt  erfolgen  darf, 
daß  hinsichtlich  derselben  eine  Verwendung  für  miUtärische  Zwecke  an 
sich  möglich,  und  daß,  um  KoBu^onen  m  vemidden,  die  Beschlagnahme 
erfordeilich  sei;  oder  unter  dem  weitergdienden,  daß  hei  Grestattui^  freier 
Zufuhr  die  Widerstandskraft  der  feindlichen  Nation  gestäxkt  werden  würde. 
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Die  Frage  lautet  also,  ob  der  Transport  von  t€s  antidfUis  usus  naeh 
feiiidlichea  Häfen  überhaupt  und  generell,  also  abgesehen  von  dem  Vc^ 

Wendungszweck  rechtmäßig  unter  das  Konterbandeverbot  gebradit  werden 
darf?  Hier  aber  klafft  ein  prinzipieller,  tiefgreifender  Gegensatz.  Das 
Interesse  der  Kriej5fQhrcnden  macht  geltend,  daß  der  Kriejr  sich  nicht 
gegen  die  feindliche  Streitmacht,  sondern  gegen  das  Land  und  alle  seine 
Hilfsquellen  richte  imd  daß  es  den  Neutralen  nicht  zustehe,  ihn  unter 
Berufung  auf  Handelsfreiheit  in  die  Länge  zu  ziehen.  Das  Neutralitäts* 
interesse  weist  darauf  hin,  daß  ein  so  flüssiges  Konterbanderecht  nicht 
allein  eine  Un^gefaung  der  Blockade  bedeute,  sondern  daA  es  die  Sidieriidt 
des  Seeverkehrs  preisgebe.  An  zweierlei  Warengattungen  ist  in  den  See> 
kriegen  der  letzten  Jahrzehnte  die  Frage  aktuell  gewesen.  Dero  nach- 
drücklichen Protest  der  englischen  Regierung  gelang  es,  von  Frankreich 
(18S5)  und  von  Rußland  (1904)  das  Zugeständnis  zu  erwirken,  diiß  Lebens- 
mittel (Reis)  nur  als  bedingte  Konterbande  gelten  würden.  In  bezug  auf 
Kohlen  hat  Rußland  auf  seinem  entgegengesetzten  Standpunkt  behant 
(30.  September  1904,  Staatsarchiv  72,  S.  46,  50),  beide  unter  Berufiiog 
auf  das  bestehende  Recht 

DaA  ein  derartiger  Rechtszustand,  der  effektiv  in  dieser  Frage  alki 
auf  den  Machtpunkt  stellt,  der  Rechtsidee  nicht  entspricht,  daß  er  von 
bedrohender  Unsicherheit  ist,  liegt  auf  der  Hand.  Eine  Reform  wird  nur 
im  Wege  des  Kompromisses  zwischen  den  beiden  widerstreitenden  Interessen 
erwartet  werden  können.  Daß  dem  einen  von  ihnen  schlechthin  das  Über- 
gewicht über  das  andere  gebühre,  kann  nicht  zugegeben  werden.  Das 
große  Weik  in  Angriff  zu  nehmen  wird  die  Au^be  einer  weiteren  Haager 
Konferenz  snn.  Die  von  der  HuMwie  gemaditen  Vorschläge  gehen  weit 
auseinander.  Nur  darin  sdmmen  sie  überein,  daß  den  neutralen  Regierungeo 
eine  Notifikation  der  von  den  Belligerenten  als  Konterbande  eiklirtea 
Gegenstände  zu  geben  sei. 
Die  Bioduute.  4.  Will  eine  kriegführende  Macht  weitergehend  dem  feindlichen  Lande 
jeden  Seeverkehr  abschneiden,  dann  bleibt  ihr  nichts  übrig,  als  seine 
Häfen,  oder  die  Flußmündungen  und  Buchten,  Küstenstriche  und  game 
Küsten  desselben  in  Blodcadezustand  zu  versetzen»  d.  h.  vom  Meere  aus 
den  Eingang  und  Ausgang  durch  bewaffiiete  Macht  zu  sperren,  soweit 
nicht  etwa  seerechtliche  Sonderrechte  bestehen.  Die  Maßregel,  weit  von 
bloßer  Belagerung  eines  festen  Platzes  sich  abhebend,  ist  das  gewaltigste 
Kliegsmittel  im  vSeekriege;  freilich  nur  für  den  Starken  verwendbar, 
aber  trotz  ihrer  militärischen  Passivität  von  verheerender  Wirkung,  da  sie 
nicht  allein  den  Handel  der  Neutralen  gänzUch  unterbindet,  sondern  das 
Wirtschaftsleben  des  Fdbdes  in  seinem  Marke  zu  treffen  vermag. 

Die  Verhängung  einer  Blockade  veriangt  Notifikation  an  die  nentraleo 
Regierungen,  um  ihnen  die  Moglidikeit  der  Benachrichtigung  ihrer 
Marinen,  aber  auch  rechtsbegründeter  Protesterhebung,  zu  sichern;  mag 
sie  nun  unmittelbar  im  diplomatischen  Wege  erfolgen,  oder  mag  sie,  £idls^ 


I 

.  kj  ^  i  y  Google 


H.  Der  Krieg  and  aein  RediL  VII.  Der  neutrale  Seeverkehr  im  gdtenden  Recht  489 

die  Blockadeerklänmg  von  dem  ermächtigten  Befehlshaber  der  Seestreit- 
kräfte ausgeht,  durch  dessen  ErSfEaimg  an  die  im  Aktionsbereich  befind- 
lichen amtlichen  Autoritäten  auf  dem  Lande  vermittelt  werden.  Die  Noti- 
fikation hat  den  Zei^rainkt  Ar  den  Eintritt  der  Sperre,  deren  geographischen 

Umfang,  auch  die  etwaigen  Fristen,  die  dem  bereits  auf  der  Reise  befind- 
lichen oder  im  blockierten  Hafen  liegenden  netttralen  Schiffen  bewilligt 
werden  müssen,  zu  enthalten.  In  der  Tat  pfleia;t  auch  eine  derartige, 
generelle  (diplomatische)  Notifikation  den  interessierten  Staaten  erteilt  zu 
werden.  Allerdings  aber  eine  Vorschrift,  daß  für  den  Rechtsbestand  der 
Maßregel  die  Notifikation  nneriäfiUch  sei,  daß  also  ohne  dieselbe  ein 
Blockadesttstand  nicht  eintreten  könne,  hat  das  internationale  Seerecht  bis 
jetzt  nicht  ausgebildet  Die  Pariser  Seerechtsdeklaration  schweigt  davcHi. 
Die  Entschiedenheit,  mit  welcher  die  deutsche  Wissenschaft  und  Praxis 
für  die  Notwendigkeit  eintritt  (Schiedsspruch  des  Königs  von  Preußen  in 
Sachen  betreffend  Blockade  der  Küste  von  Portendik,  .30.  November  1843; 
Pasicrisie  internationale  1902,  S.  24),  wird  von  anderen  Mächten  nicht 
geteilt  Die  Frage  bedarf  dringend  der  Lösung  durch  rechtsetzende 
Vereinbarung. 

Tatsächliche  Voraussetzimg  für  <Ue  Wirksamkeit  einer  Blockade  ist 
ihre  Effektivität   Damit  wird  gesagt,  daft  die  blockierte  Kflstenstrecke 

durch  stationierte  Kriegsschiffe  derartig  gesperrt  sei,  dafi  das  Passieren 
der  Blockadelinie  für  das  einlaufende  wie  fOr  das  auslaufende  Fahrzeug 
mit  augenscheinlicher  Gefahr  verknüpft  sein  würde.  F,ine  nicht  effektive 
Blockade  bindet  dasselbe  nicht.  Genauere  Vorschriften  über  die  Modali- 
täten der  Sperrung,  über  den  Ort  der  Blockadestation,  die  Zahl  der  auf- 
zustellenden Stationsschiffe  und  die  Art  ihrer  Atifstellung  kennt  das 
allgemeine  Vdlkerredit  nicht  Lidessen  genügen  die,  allerdings  etwas 
unbestimmt  gehaltenen,  Vwsdiriften  der  Seerechtsdeklaration  von  1856 
Nr.  IV,  um  die  Illegalität  einer  fiktiven  (sur  papier)  odor  einer  durch 
patrouillierende  Kreuzer  (par  croisi^re)  erfolgenden  Blocidemng  darzutun. 
Nach  der  Effektivität  der  Blockade  benüAt  ^ch  Beginn,  Dauer  und 
Bereich  ihrer  Wirksamkeit. 

Jedes  Unternehmen  nun,  das  darauf  abzielt,  die  Blockade  körperlich 
zu  durchbrechen,  ist,  sofern  nicht  Lizenzen  gegeben  worden  sind,  oder 
Seenot  vorliegt,  neutralitätswidrig  und  bildet  den  Tatbestand  des  Blockade- 
bruchs.  Das  in  flagranti  genommene  Schiff  unterliegt  der  Einziehung, 
mit  ihm  die  Ladung,  es  sei  denn,  dafl  der  Ladungsinteressent  den  wider 
seinen  Willen  unternommenen  Durchbruch  im  prisengerichtlichen  Verfehlen 
zu  erhärten  vermöchte.  Anderweitigen  Versuchen,  die  Sperre  zu  umgehen, 
etwa  durch  tele^raphische  Nachrichtenvermittelung  oder  Luitballons,  wird 
mit  Anwendimg  unmittelbaren  Zwanges  begegnet 

Nur  unverschuldete  Unkenntnis   von  dem  Bestehen  einer  Blockade  Simcko* 
schützt  den  Schiffer  vor  dem  Verdacht  des  Blockadebmchs.  Sofern  dem^ 
nach  ein  Grund  fär  die  Annahme  vorliegt^  daA  dem  sich  nähernden  Schiffe 
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die  Sperre  oder  deren  Aufrechteriialtiii^  ohne  sein  Versdnilden  nidit 
bekannt  ist,  muft  an  Ort  und  Stelle  Ihm  darüber  Ifitteüung  gemacht 
werden.    ]^e  solche  spezielle  Notifikation,  wie  man  sie  imffihxend 

bezeichnet,  ist  kein  Blockaderequlsit,  sondern  ein  Mittel,  um  dem  Einwand 
der  Unkenntnis  zu  begegnen.    Vielfach  haben  Verträge  und  landesrecht- 
liche Festsetzungen  sie  ganz  allgemein  und  in  jedem  Falle  für  obligat 
-erklärt,  auch  bestimmte  Formen  vorgeschrieben. 

Die  bloße  Destination  des  Schiffes  nach  einem  blockierten  Platze,  oder 
gar  die  bloß  eventuelle  Abheilt  Um  anzulaufen  konstitttiert  keinen  Blockade- 
bmcfa.  Die  Neutralitätswidrigkeit  ist  an  die  örtiichkeit  gebunden.  Ffir 
das  Blockaderecht  gibt  es  kein  cMÜnuam  vüyage.  Die  englisch-ameribu 
nische  Praxis  will  indessen  diesen  doch  eben  aus  Wort  und  Sinn  der 
Seerechtsdeklaration  von  1856  sich  ergebenden  Satz  nicht  gelten  lassen 
(Fall  des  britischen  Schiffes  Springbok,  3.  Februar  1863).  Ifit  dem 
vollendeten  Durchbruch  wird  das  Schiff  freL 

VUL  Die  Beendigung  des  Kriegszustandes.  Auch  ohne  daß 
formelle  Erklärungen  gewediselt  werden,  können  die  kriegf&hrendeo 
Staaten  sich  tatsächlich  auf  Friedensfuft  setzen,  indem  sie  die  Feindsefig- 

keiten  allseitig  einstellen  und  auf  Grrundlage  des  uti  possidetis  zu  fried- 
liebem  Verkehr  zurückkehren.  Der  Krieg  erlischt;  ein  auch  noch  in 
neueren  Zeiten  begegnender  Vorgfang-,  wobei  freilich  der  Kriegsgrund 
in  suspenso  bleibt  und  etwaige  Entschädigungsansprüche  aus  völker- 
DeboUatio.  rechtswidrigen  Kriegsakten  perpetuiert  werden.  Desgleichen  ist  es  mögUcli, 
daß  der  Kriegszustand  zur  Vernichtung  der  gegnerischen  Staatsgewalt 
führt  (debellatio).  An  deren  Stelle  tritt  nach  den  Sätzen  des  Staatsfolge- 
rechts  diejenige  der  aegenden  Partei  oder  eine  von  ihr  konstituierte. 
Mit  der  förmlichen  Besitznahme  des  Landes  durch  die  neue  Regierung 
verwandelt  sich  die  militärische  Okkupation  in  eine  staatsrechtliche.  Damit 
ist  der  Friedenszustand  tatsächlich  begründet 
nKViMos-  Rfi^fl  ist  die  Wiederherstellung  von  Frieden  und  Freundschaft  durch 
ausdrückliche  Willenseinigung  der  Belligerenten,  sei  es  formlos  durch 
Austausch  von  Deklarationen,  auch  wohl  Anfhahm«  dnes  I'jnytokoib;  sei 
es  durdi  Abschluß  eines  Staatsvertrages.  Dies  ist  der  ncwmale  FalL  Der 
Friedensschluß  steht  unter  den  allgemeinmi  Regeln  des  internationalen 
Vertragsrechts.  Von  allen  anderen  Staats  vertragen  aber  hebt  er  sich  ab 
durch  die  ihm  innewohnende  besondere  Unverbrüchlichkeit  Denn  beg^ff- 
lich  ist  er  stets  auf  ewig,  d.  h.  mit  ausgeschlossenem  Kündigungsrecht 
eingegangen.  Ein  Frieden  auf  Zeit  wäre  ein  bloßer  Waffenstillstand.  Und 
zwar  begnügt  entweder  der  Friedensvertrag  sich  mit  der  Zurückführung 
des  Status  quo  ante  (paix  pure  et  simple);  oder  er  wird,  wie  regelmäßig 
gesdiieht,  mit  einer  Reihe  von  Stqpulatimien  yerknüpft,  die  ein  untdlbares 
Ganze  bilden:  Gebietszessionen,  Garantlegewährung,  Ersatz  der  Kri^s- 
kosten  und  Obemahme  sonstiger  Verbindlichkeiten,  l^ederherstellung  oder 
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Bestatigiang  früherer  Verträge.  Immer  aber  wird  durch  ihn,  soweit  seine 
Bestimmungen  reichen,  ein  neuer  Rechtszustand  zwischen  den  Kontra- 
henten begründet  Er  besehigt  den  Kriegsgnmd,  und  die  NicfaterfQUiing 
der  darin  gegebenen  Zusagen  ist  nidit  Friedensbrach,  sondern  Wertngß- 
▼erietzung. 

Der  geschlossene  Frieden  macht,  und  zwar  im  Zweifid  mit  der  Unteiv  Wirkonf  d«« 
Zeichnung  der  Urkunde,  jeder  militärischen  Aktion  gejrpn  den  Gegner,  ^^^[J^JJ]|J[ 
sowie  gegen  Neutrale,  ein  Ende.  Später  erfolgende  SchädigTingen  sind 
zu  vergüten,  mit  Beschlag  belegte  feindliche  oder  neutrale  Güter  heraus- 
zugeben oder  zu  ersetzen.  Die  neueren  Friedensschlüsse  neigen  dazu, 
überhaiqit  die  kraft  des  Seebeuterechts  gemachten  Prisen,  sofern  de  noch 
nicht  kondemniert  ^d,  surüdczugeben.  Kriegsgefengene  sind  zu  entlassen, 
HR  20;  sofern  sie  nch  nicht  einer  Straftat  sciluldig  gemacht  haben. 

Auch  ohne  ausdrückliche  Klausel  gewährt  der  Friedensschluß  gegen-  finmiTii 
seitige  Amnestie  in  dem  Sinne,  daß  zivil-  oder  strafrechtliche  Ansprüche 
aus  Handlungen  und  Maßregeln,  die  in  Ausübuni^  von  Feindseligkeiten 
vorgenommen  worden  sind,  selbst  wenn  sie  nicht  völkerrechtsgemäß 
waren,  gegen  den  feindlichen  Staat  und  seine  Angehörigen  nicht  mehr 
gerichtsanhäugig  gemacht  werden  können.  Ansprüche  ans  Neutialitats- 
verletzungen  bleiben  unberfihrt 

Dem  DefinitiTfiieden  pfl^pen  FrSliminarien,  in  der  Regd  kmnbiniert  IiMw 
mit  allgemeinen   Waffenstillstandsverträgen,    vorauszugehen.     Sie  sind 
entweder  bloße  pacta  de  contrahendo,  oder  normieren  einen  provisorischen 
Rechtszustand;  oder  auch  bereits  den  de&nitiven,  aber  unter  Vorbehalt 
einer  Ergänzung  und  solennen  Bestätigung. 

SchluA.  Damit  fugen  dch  die  Linien  derjenigen  Rechtsordnung, 
die  die  moderne  Welt  als  ihr  Völkerrecht  b^^reift,  za.  ^em  woht 
abgerundeten  Granzen  zusammen.  Erwachsen  ist  es  uraprunglich  aus  dem 

Kriegszustande  und  noch  heute  steht  und  fallt  es  mit  dem  Kriege;  imd 
der  Gedanke,  daß  mit  den  Mitteln  und  Formen,  die  es  p^währt,  die 
Abschaffung  des  Krieges  im  Wege  Rechtens  durchgeführt  oder  auch  nur 
vorbereitet  werden,  daß  das  Völkerrecht  sich  selbst  aus  seinen  Angeln 
heben  könnte,  ist  nichts  anderes  als  ein  Hirngespinst  Aber  von  dem 
Fhinomen  des  Krieges  ausgehend,  hat  das  Völkerrecht  in  zunehmender 
Klärung  und  EnHkltnng  das  Redit  des  Friedenszustandes  erftißt,  den  es 
als  die  normale  Ordnung  der  Staatenwelt  anerkennt  und  fordert  Die 
Axiome,  die  es  einstmals  hierbei  zugrunde  legte:  die  Souveränität  des 
Einzelstaats,  die  rechtliche  Bindekraft  des  Staatsvertrags,  die  Freiheit  der 
Neutralität,  waren  einfach  gering  an  Zalü  und  disparaL  Erst  der  hinzu- 
tretende Gedanke,  daß  die  Staaten  nicht  isoliert  nebeneinander  bestehen, 
daß  sie  die  Glieder  einer  weltumfaöseuden  Interessengemeinschaft  bilden, 
hat  aus  jenen  dürftigen  und  zerstreuten  Sätzen  ein  System  entstehen 
lassen,  welches  zu  einem  unübersehbaren  Reichtum  Ton  Rechtsnormen 
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entwickelt,  fähig  jede  neue  Erscheinung  des  internationalen  Verkehrs  zu 
umspannen,  tief  in  das  innere  Recht  aller  Völker  eingreifend,  die  Rechts- 
Wissenschaft  in  allen  ihren  Tdten  befrudiiteiid,  sich  als  den  um&ssendsten 
Ausdruck  der  Kultur  der  Gegenwart  auf  dem  GreUete  des  Reditdebens 
betätigt  Wie  wedhsdnd  auch  die  Wandlungen  sein  mögen,  welclie  die 
Zukunft  unserem  Staatensystem  bringen  wird,  seine  völkerrechtlicheD 
Grundlagen  sind  bis  auf  unabsehbare  Zeiten  fest,  unverbrüchlich,  unwandel- 
bar. Es  gilt  auf  ihnen  weiterzubauen.  Ohne  jede  Verbürgung  durch  eine 
politische  Machtorganisation  erscheint  die  einzigartige,  so  ganz  auf  sich 
selbst  gestellte  und  in  sich  selbst  ruhende  Ordnung  des  Völkerrechts  als 
der  höchste  Triumph,  den  die  Klee  des  Rechtes  auf  Erden  gefeiert  hat. 
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Eine  Wissenschaft  des  Völkerrechts  gibt  es  erst  seit  dem  unsterblichen  Budi  dci 
Holländers  HUGO  DE  GrOOT  (1583— 1645}:  „De  jure  belli  ac  pacis  libb.tres"  Pariffis  X6s5, 
welches  in  einer  kaum  ubenehbaren  2^1  von  Ausgaben,  Auszügen,  Auflagen,  Kommeiitaren, 
ObcTMlraiigen  vorK^  Gftonus,  ein  juristiacb  geschaltes,  «nivefsdl  gd>ildetes,  staatsmimiiacli 

erfahrenes  Mitglied  der  europäischen  Gelehrtenzunft,  unternahm  es,  aus  seinem  \'aterlande 
vertrieben,  in  diesem  Hauptwerk  seines  Lebens,  unter  den  Schrecknissen  des  Dreißigjährigen 
Krieges,  die  RealitiU  einer  zwisdien  dea  Staaten  auch  im  Kriegsiostand  geltendmi  redit- 
liehen  Ordnung  nachzuweisen  und  deren  Inhalt  zu  entwickeln.  Bei  Lösung  dieser  Aufgabe 
hat  er  das  Rechtsbewußtsein  seiner  Zeit  zum  erstenmal  narh  der  Zerstörung  der  mittel- 
alterlichen Weltanschauung  in  abschließender  Systematik  großartig  zusanunengefafit  Alles 
Redit,  so  lehrt  er,  6nde  seinea  letzten  Gnmd  in  der  Natur  des  Einsebnensdien,  als  dnes 
mit  Vernunft  ausgestatteten  geselligen  Wesens.  Vernunftgemäße  Erkenntnis  ergebe  das 
Vorhandensein  rechtlicher  Gebote  und  Verbote,  ohne  die  menschliches  Zusammenleben  nicht 
bestehen  könne.  Sie  seien  unabänderhch  und  universell,  vor  allen  positiven  Ordnungen 
voAaiiden,  fttr  die  ne  Gnmdlige,  Maflstab  und  Srhranke  bildeten.  Ihr  Inbegriff  stelle  das 
jus  naturae  dar,  welches  teils  durch  logische  Schlüsse  abgeleitet,  teils  aus  der  allgemeinen 
Zustinunung  deduziert  werde.  Dieses  natürliche,  mit  dem  menschlichen  Individuum  ge- 
gebene Redit  beherrsche  alle  menschlichen  Beziehungen,  sei  demnach  stich  auf  die  Be- 
ziehungen staatlicher  Verbände  anzuwenden.  Daneben  aber  gebe  es  für  die  Staaten  ein 
Recht,  das  seine  Quelle  im  Konsense  aller,  oder  wenigstens  der  kultivierten  \'ölker  finde, 
demnach  den  Charakter  eines  konstituierten,  also  abänderhchen  und  wilikurhchen  Rechtes 
trage.  IMeses  s«  das  jus  gentittm  im  eigendichen  Shuie,  dn  Gegeasats  som  jus  naturale. 

Die  solchergestalt  von  Gaonus  aus  der  absoluten  Persönlichkeit  des  Bnielindividuums 
hergeleitete  Begründung  des  Völkerrechts,  die  in  d(jr  seltsam  privatrechtlichen  Systematik 
und  Terminologie  dieses  von  ihm  geschaffenen  \Visäcnskrci:>cs  bis  auf  den  heutigen  Tag 
verwirrend  nachklingt,  verschuldete,  da0  die  neue  Ldue  von  der  an  Grotius  anknüpfenden 
Schule  zunächst  nur  als  angewandtes  Naturrecht,  nämlich  als  das  Recht  der  im  Naturzustand 
miteinander  lebenden  Staaten  begriffen  wurde.  Damit  erhielt  die  Völkerrechtswissenschaft 
einen  ausgepr.Hgt  doktriniren  Charakter.  Das  pontive  Element  trat  in  den  Hinteigrund. 
Immerhin  wurde  diesem  „natürlichen"  Völkerrecht  methodische  Selbständigkeit  zuteil  durch 
das  Werk  eines  der  Häupter  der  Halleschen  Nalurrechtsschule ,  des  Rechtsphilosophen 
Chkistian  \Volff(i679—  1754):  „Jus gentium methodo scientifica pertracutum"  1749.  Der 
Rohm,  dieses  System  popularisieit  und  in  die  groBe  Wdt  eingeöhrt  zu  haben,  gebührt 
dem  vielgebrauchten  Buch«  dnes  sdnvdaerischen  Diplomaten  Emeric  de  Vattel 
(1714 — 1767):  „Le  droit  des  gens  ou  principes  de  la  loi  naturelle  appliquds  h  la  conduite 
et  aux  affaires  des  nations  et  des  suuverains"  175b.  ^d.  par  Pradier-FOd£r£  I— III  1863. 
Demgegeafiber  enraiben  sidi  das  Verdienst,  anf  Vertiigie  und  Hericonunen,  als  die  vor- 
nehmsten Quellen  des  tatsächUch  geltenden  Völkerrechts  hingewiesen  zu  haben,  der  hol- 
ländische Jurist  C.  VAN  Bynkershoek  (1673— 1743):  „Quaestionum  juris  pubUci  Ubb.  duo." 
1737;  der  Ftansose  G.  B.  DB  MabLY  1709— 1785):  „Le  droit  pubUc  de  l'Europe  (ooM  sur 
les  trait^s"  1754;  vomdmilich  der  ehrwürdige  schwibische  Staatsgelehrte  JOHANN 
Jakor  Moser  (1701 — 1785)  durch  seine  zahlreichen,  auch  dieser  Rechtsdisziplin  gewidmeten 
Sammelwerke.  Mit  der  Lehre  und  den  Schriften  des  Hamburgers  GEORG  Friedrich 
V.  Martens  (1756—1821),  daer  der  fleidca  der  Gfittiiiger  HodiadiulB,  hat  sie  im  weient» 
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liehen  ihie  moderne  Gestalt  erhalten.  £r  stellte  dem  natürlichen  (universeUen)  Völkerrecht 
das  positive  (praktische,  europäische)  in  systetnatischer  Abraaduag  sor  Sdte.  Ihm  verdaiün 
wir  die  noch  gegenwärtig  erschetnende  Sammlung  der  Staatsvertiige,  den  Recueil  MAims,  | 
eine  über  die  ganze  Welt  verbreitete,  unentbehrliche  und  unerschöpfliche  Quelle  völker 
rechtlichen  Wissens.  Von  höchstem  Verdienst  waren  seine  auf  wissenschaftliche  Diplomatie 
geriditeten  Anldtungcn.  Das  Lebiinidi:  „Pr^ds  du  droit  des  gens  modenie  de  rEurape*  I 
1789,  ^d.  par  Verg£  1864:  dentsch  als  „Einleitung  in  das  positive  europäische  VöU:er- 
recht"  1796,  hat  seinem  Namen  etne  bleibende  SteUui^  in  der  völkerrachtlichen  LitanUur  aUer 
Nationen  verschafft. 

Im  Laufe  des  19.  Jahiliundeits  hat  das  Naturtecht  andi  für  das  VSIkencdit  sdae 
wissenschaftBche  Autorität  eingebüßt.  Gleichzeitig  aber  hat  die  Theorie  des  positiven 
Völkerrechts  eine  in  stetem  Fortgange  befindliche  inhaltliche  Bereicherung  und  Befestigung 
erhalten,  nicht  aUein  durch  die  großartige  Entwickelung,  die  den  internationalen  Beziehungen 
der  Staaten  seidier  zuteil  geworden  ist,  und  dnrdi  ^  ilteren  VöUcenecht  gam  «die- 
kannte  Tendenz,  proßt?  zivilisatorische  Interessen  durch  planmäBiges  Zusammenwirken  in 
die  Kreise  der  auswärtigen  Politik  zu  ziehen,  sondern  vor  allem  dtuch  die  wachsende  Er-  , 
temtn»,  da0  erst  mtMdst  Anfsudiong  |der  aus  dem  Wesen  unserer  Staatengemeinsdiaft,  I 
ihren  Aufgaben  and  Ziden  sich  ergebenden  allgemeinen  Rechtsprinnpien  den  VorschriAen 
cfes" überkommenen  internationalen  Rechtes  ein  festerer  Halt,  eine  tiefere  Bepnindunfj  und  ein 
wissenschaftlicher  Zusammenhang  zu  gewinnen  und  zu  sichern  sei.  Das  Hauptverdienst, 
diesen  neuen  Weg^  gebalmt  sn  haben,  enraib  rieh  abermab  ein  Deutadier,  AüOUST  WiL- 
HELM  Hefftek  (1796  1880}:  „Da«  europSisdie  Völkerrecht  der  Gegenwait"  1844: 
8.  A.    VON  Geffcken 

Die  heutige  Literatur  des  Völkerrechts  ist  eine  wahre  Weltliteratur.  In  vielsprachigem 
Konsert,  ganse  ^leBaHfiteiatuicn  ahndgend,  bringt  ne  unter  der  lebhaften  Mitarbeit  ilkr  j 
Nationen  den  n:imli<  hen  Rcchtsstoff  mit  kaum  übersehbarer  Fülle  literarischer  Erscheinungen, 
bei  deren  vergleichender  Würdigung  das  Anklingen  der  nationalen  Saite  einen  besooderen 
Rds  abgibt,  zu  einer  Im  tseiendkhen  gleidiartigen  Darstdlung.  Von  den  hente  sb  anl- 
gebend  anerkannten  groBen  Systemen  mögen  als  charakteristisch  aufgeführt  werden:  für 
Nordamerika  H.  WheatON:  ,, Elements  of  international  law"  1836.  4.  ed.  1904,  nebst  den  ' 
dazu  verfaßten  Kommentaren;  und  Fr.  Whakton:  „A  Digest  of  international  law  of  ihe 
U.  St."  I— m.  3.  ed.  1896;  flir  England  W.  E.  Hall:  „Treatise  on  international  hv" 
5.  ed.  1904  und  Travers  Twiss:  ,,The  law  of  nations  considered  as  independent  potitical 
communities".  2.  cd.  1  1884,  11  1895;  für  Frankreich  PRADiER-FOD#,Rlt,  „Trait^  de  droit 
international  public  europ^n  et  americain"  I — Vlll,  1885— 1900;  für  Italien  P.  FlOEi: 
„Trattalo  di  diritto  intemaswaale  imbbtica*'  3.  ed.  I— m,  i887->x89i ;  fiir  SfMuiien  IL  DB  OU- 
VART:  , .Tratado  de  derecho  intemacional  püblico."  4.  ed.  I~IV  1903.  1904;  für  Rußland  | 
Fr.  V.  Martens,  „Völkerrecht",  deutsch  von  Bergbohm  I.  11,  1883—1886;  für  Sudamcnka 
CH.CALVO,  „Le  dnnt  interaational  llidwU^  et  pratique"  4.  ^d.  I— VI  1887— 1S96;  fir 
Belgien  E.  Nvs,  „Le  droit  international"  z.  6d.  seit  1904:  endUch  für  Deutschland  du 
Sammelwerk:  Fr.  v.  HOLTZBKOORVF,  „Handbuch  des  Völkerrechto"  I— IV  1885— 1SI9 
mit  Register  1890. 


DIE  ZUKUNFTSAUFGABEN 


DES  RECHIES  UND  DER  RECHTSWISSENSCHAFT. 

VOK 

Rudolf  Stammler. 

Einleitung.  Wenn  wir  fragen,  welche  Aufgaben  unserer  Rechts- 
wissenschaft in  den  nun  kommenden  Tasten  mit  Grrund  gesteckt  sind,  so 
setzt  dieses  einf  Verstäntiigun^  über  den  Grundgedanken  des  Rechtes 
und  seiner  Betätigimg  voraus.  Es  muß  Richtung  und  Gesetz  von  Recht 
und  Rechtawissensdiaft  allgemein  feststehen,  um  atedimti  den  be- 
sonderen Zustand  der  Gegenwart  zur  Veigleidiung  heranzubringen  und 
so  das  Fehlende  als  Aufgabe  einzusehen.  In  solchem  Sinne  bedeutet 
die  Frage  der  Zukunftsaufgaben  genau  genommen:  das  wissenschaft- 
liche Problem  der  heutigen  Zeit. 

Wie  überall,  so  besagt  auch  auf  dem  Gebiete  des  Rechtes  die  wissen-  WiMmscbaft- 
schaftliche  Behandlung  ein  Streben,  das  auf  einheitliche  Erfassung'" 
gerichtet  ist  Es  gibt  eine  unwissenschaftliche  Rechtskunde  gegenüber 
der  Jurisprudenz  als  Wissenschaft.  Wenn  Kirchmann  seinerzeit  (1848) 
das  letztere  in  interessanter  Wdse  bestritt  und  von  der  Wertlosigkeit 
unseres  Fadies  als  'Vf^ssmischaft  sprach,  so  ließ  er  nach  dgenem  Be- 
kenntnis die  Bestimmung  des  Oberbegriffes  „Wissenschaft«  aus;  er  meinte, 
daß  diese  an  sich  für  seine  Absicht  nötige  Feststellung  ihre  großen 
Schwierigkeiten  haben  würde  und  berief  sich  damals  auf  die  beschränkte 
Zeit  seines  Vortrages.  Aber  Kirchmann  hat  nach  dem  noch  36  Jahre 
gelebt  luid  eine  Detinition  jenes  Oberbegriffes  nicht  nachgeholt.  Halten 
wir  dem  gegenüber  fest,  daß  Wissenschaft  ein  jedes  Bewußtsein  is^ 
das  auf  Einheit  geht  und  in  der  Umformung  zu  ihr  Mch  vollendet,  so 
ist  keineswegs  von  vornherein  einzusehen,  weshalb  der  ^ihalt  von  redit- 
lichem  Wollen  nidit  in  einer  derartigen  Weise  bestimmt  und  gerichtet 
werden  könnte. 

Die  Einheit,  die  hierbei  als  letzte  kennzeichnende  Formel  sich  bietet, 
ist  in  unserem  Zusammenhange  natürlich  nur  als  sachliche  Eigenschaft 
bestimmter  Rechtsbetrachtung  gemeint  Sie  hat  für  jetzt  nichts  mit  einer 
äußeren  Gemeinsamkeit  in  den  Anwehten  mehrerer  Menschen  zu  tun, 
und  das  Streben  nach  ihr  bt  zuvördmt  qualitativ  verschieden  von  dem 
Wunsche  dner  mSglidien  Einstimmigkeit  in  dem  Urtrile  der  rechtlich 
Unterworfenen.    Darum  ist  die  Frage  nach  den  Zukunftsau%sben  des 


.    ,^  .d  by  Google 


496     RUDOLT  STAimuR:  Die  Zukuiifksaii%aben  des  Redites  und  der  ReditswiiieiiidMfL 


„VoUutüm-  Rechtes  keineswegs  mit  der  Forderung  eines  volkstümlichen  Rechtes 
Kebar'  Rwbt  g^^^  abgetan,  noch  auch  der  Gedanke  einer  wissenschaftlichen  Behandlung 
dM  Rechtes  etwa  mit  quantitativ  AbOTeinstimmender  Anschauung  der 
Rechtsimterstellten  erreicht  Wohl  ist  es  ein  erstrebenswertes  Ziel,  das 
Recht  volkstümlich  za  machen;  allein  dieses  bildet  den  Abschluß  des 
hier  nötigen  Vorgehen^;,  und  nicht  dessen  kritische  Unterlage.  Wenn 
man  nichts  weiter  weiß,  als  daß  gewisse  Auffassungen  über  bestimmte 
Rechtsfragen  „volkstümlich"  sind  und  etwa  der  Mehrheit  der  Volks- 
genossen innewohnen,  so  ist  über  die  innere  wissenschaftliche  Be- 
rechtigung solcher  Meinungen  noch  gar  nichts  Bedeutsames  angegeben. 
Zuerst  kommt  es  darauf  an,  den  Inhalt  eines  Redites  objektiv  richtig 
einzusehen  und  auszugestalten,  und  dann  ist  erst  das  also  sachlich  be> 
gründete  und  wissenschaftlich  gerechtfertigte  Recht  möglichst  vielen  in 
gleicher  Art  innerlich  zu  übermitteln. 
GefMHitaittcbe  Nehmen  wir  sonach  die  Aufj^abe  einer  gegenständlichen  Einheit 
im  Rechte  auf,  so  ist  eine  solche  ebensowohl  im  Inneren  dps  rechtlichen 
Gebietes,  wie  in  seinem  Verhältnis  zu  den  sonstigen  Äußerungen  eines 
guten  Wollens  herzustellen.  Das  erste  nimmt  das  Recht  för  sich  und 
will  unter  seinem  dnheitiidien  Oberbegriffe  und  dessen  Grundgedanken 
alle  besonderen  AusstrahlungMi  von  rechtiidiem  Wollen  nach  gleidip 
bleibender  Methode  erfassen,  das  zweite  wiU  dieses  also  umschriebene 
und  beheiTschte  Gebiet  in  das  Ganze  menschlicher  Zwecksetzong  harmonisch 
einfügen.  Es  ist  diesor  Gedanke,  den  wir  nach  dem  eingangs  Bemerkten 
als  Grundlage  zum  Aulbau  unserer  dermaligen  Zukunftsaufgaben  des 
Rechtes  und  der  Rechtswissenschaft  zu  beobachten  haben.  Zur  besonderen 
Ausfuhrung  müssen  wir  uns  auf  einige  elementare  Daten  besinnen. 

Der  besondere  Inhalt  einer  bestimmten  Rechtsordnuqg  bietet  aidi 
zunächst  in  technisch  geformten  Sätzen  der  Recht  schaffenden  Gewak 
dar.  Es  sind  die  fest  gefugten  Paragraphen  unserer  Gesetzbücher,  die 
oft  starren  Anordnungen  der  staatlichen  Instanzen,  die  verhärteten  Normen 
einer  gewohnheitsrechtlichen  Übung,  die  in  erster  Linie  dem  Blicke  des 
Beschauers  sich  stellen.  Als  Niederschlag  geschichtlicher  Rechtserfahrung 
unternehmen  sie  es,  einer  kommenden  juristischen  Frage  im  voraus  mit  einem 
allgemein  bereit  gestellten,  schon  ausgearbeiteten  Obersatz  zu  begegnea 
Sie  werden  dabei  innerlich  von  dem  Gedanken  getragen,  dafi  ne  aät 
ihrer  bereits  geformten  Bestimmung  das  für  künitige  FSlle  dnrchschnittiich 
Richtige  anordnen. 

Aber  diese  fest  gefugten  R^idn,  Artikel  und  Gebrauche  vermögen 
doch  niemals  das  All  der  hier  möglichen  Erwägungen  zu  füllen.  Immer 
wird  es  demnächst  Fragen  geben,  für  welche  jene  überhaupt  keine  Ant- 
wort bieten,  stets  mag  sich  der  Zweifel  einstellen,  ob  eine  von  ihnen 
erteilte  Auskunft  denn  auch  wirklich  so  sein  sollte,  ob  nicht  vielleicht  ein 
anderer  Obersatz,  als  der  des  ein  für  allemal  festgelegten  Gesetzestextss 
den  gegenständlichen  Vorzug  verdiente. 
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So  hat  es  jeder  Jurist  neben  seinen  Paragraphen  ständig-  noch  mit  OtinMuiirin 
dnem  Zweiten  ta  tun.  Weht  selten  wird  er  darauf  zurückgeworfen,  HH^SSL. 
weil  die  technisch  geformten  Sätze  über  eine  besondere  Frage  überhaupt 
nichts  geben;  oft  genug  verweist  der  staatliche  Gesetzgeber  solbst  darauf, 
wie  dieses  in  den  häufigen  Vorschriften  geschieht,  nach  „Billigkeit"  oder 
nach  „Treu  und  Glauben",  nach  „wichtigem  Grunde"  oder  unter  „Ver- 
meidung des  Mißbrauches'*  zu  entscheiden;  und  unter  allen  Umständen 
enIaIrSmt  dieser  zweiten,  grundsätzlichen  Erwägung  mn  kritisches  Urteil 
über  die  Richtigkeit  oder  Verw«fUchkelt  einer  gewissen  rechtlich«!  An- 
ordnung. Wie  immer  man  sich  bemühen  möge,  die  genannten  technisch 
geformten  Normen  auszubauen,  zu  feilen  und  zu  verbessern:  immer 
wird  sich  unvermeidlich  hinter  und  über  ihnen  jenes  Zweite  —  an 
dieser  Stelle  bis  jetzt  noch  Unbestimmte  —  erheben,  das  den  sonst  zer- 
fahrenen und  systematisch  zufälligen  Kinzelsätzen  technisch  ausgearbeiteten 
Charakters  erst  Einheit  und  inneren  Halt  zu  verleihen  imstande  ist  Denn 
dieses  Zweite  geht  auf  eine  methodische  Einsicht  in  die  formalen 
Bedingungen  jeder  doikbaren  Rechtsbetrachtung,  es  ist  von  dem  be* 
sonderen  Stoffe  dieser  oder  jener  dnzdnra  Satzung  unabhängig,  obschon 
es  diese  notwendig  begleitet,  richtet  und  benimmt 

Nun  ist  es  ein  kaum  bestreitbares  Kennzeichen  unseres  gegenwärtigen 
Zeitalters,  daß  seine  Stärke  in  der  Energie  auf  technisch  begrenzte 
Ziele  gelegen  sei.  Im  Einklänge  damit  können  wir  beobachten,  daß  auch 
in  der  Rechtswissenschaft  zurzeit  am  meisten  die  technische  Jurisprudenz 
ausgebaut  ist,  während  sich  überall  Lücken  und  ungelöste  Probleme  zeigen, 
sobald  die  reine  Rechtalehre  in  Frage  kommt,  sei  es  als  juristisdie 
MeÜiodenlehre  fSr  die  Reditsteduiik  selbst,  sei  es  als  Richtlinie  für  ein 
Wählen  nach  grundsätzlich  riditiger  W«se.  Wir  entnehmen  ^eser  Be- 
obachtung die  Anordnung  des  Folgenden  dahin:  daß  wir  zuerst  von  dem 
Stande  —  und  den  daraus  sich  ergebenden  Zukunftsaufgaben  —  der 
Technik,  sodann  der  Geschichte  und  schließlich  der  Philosophie  des 
Rechtes  handeln. 


L  Die  Rechtstechnik.  IMe  technische  Jurisprudenz  ist  im  (srnnde 
ihres  Wesens  eine  reproduktive  Tätigkeit  Sie  hat  den  Inhalt  vca 
einem  besonderen  geschichtlichen  Rechte  oder  von  mehreren  positiven 
Reditsordnungen  wiederzugeben.  Ihr  letztes  Ziel  ist  also  auf  die  Dar» 
legung  des  Sinnes  und  der  Bedeutung  von  Willensinhalten  gerichtet,  weil 
und  wie  sie  gerade  da  sind.  Dabei  arbeitet  sie  freilich  nicht  nur  mit 
verallgemeinerten ,  abgezogenen  Begriffen ,  sondern  sie  sucht  in  dem 
begrenzten  Stoffe  eines  bestimmten  gesetzten  Rechtes  wiederum  eine 
bedingte  Einheit  herzustellen;  und  so  mag  es  kommen,  daß  es  von  den 
Ergebnissen  ihrer  Arbeit  mit  F^  heiAt,  wie  Kant  von  dem  Interpreten 
eines  ^eoretischen  Schriftstellers  sagt:  daft  jener  bei  lüngebender  Nach^ 
forschung  den  Autor  wohl  auch  einmal  besser  verstehen  könne,  als  dieser 
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nch  selbst  verstanden  hat  Wie  stark  dies  jedodi  auch  bei  einer  jaiiid> 
sehen  Untersuchung  auftreten  möge:  immer  ist  die  dadurch  zu  gewumende 

inrnriuir  Erkenntiit  oine  innerlich  gebundene.  Der  technische  Jurist  hat  nidit 
Gebondenhrit  etwos  testzustcllen ,  WES  DRch  einem  unbedingten  Gesetze  des  Wahren 

dar  tMiabcben  ' 

und  des  Guten  richtig  ist,  sondern  nur  zu  prüfen  und  darzutiin,  was 
andere  Menschen  in  bedingter  Zwecksetzung  positiv  gewollt  haben 
und  wollen. 

Bei  der  Duichfubnmg  dieser  gebundenen  Aufgabe,  deren  tBchnhciw 
Bewältigung  ebenso  nötig  ist,  wie  rdzvott  zu  sein  vermag,  gibt  es  b  der 
Geschichte  Unterschiede  des  Grades  in  vexhältnismäfiigw  Abwekifaoi^  To» 
einander.  Diese  relativen  Verschiedenheiten  sind  für  die  Kultur  der  Gegen- 
wart|  wie  für  die  ihr  entspringenden  Zukunftsaufgaben  bedeutsam.  Sie 
treten  besonders  deutlich  fj'ekennzeichnet  in  den  Zustanden  des  früheren 
tremeinen  Rechtes  von  Deutschland  ye^enüber  denen  der  neueren  GpseU- 
bücher  hervor.  In  jenen  ersten  waren  bekanntlich  bis  vor  kurzem  die 
Quellen,  wdchen  der  Inhalt  des  geltenden  Rechtes  m  entndunen  war,  m 
zerfiüirenem  und  unruhigem  Zustande.  Aus  alten  Zeiten  her  zu  ms 
gdcommen,  aus  anderem  sozialen  Leben  hierhin  verpflanzt  und  doch  in- 
zahligemal  einheimisch  gemodelt,  in  fremder  Sprache  verfeifit,  häufig 
Unsicherheit  des  Textes  schon  bietend,  aus  vergessenem  Einzelanlaß  viel« 
fach  entstanden  und  in  kasuistischer  Form  überwiegend  pfegeben:  so  gab 
die  Überlieferuntf  des  rezipierten  gemeinen  deutschen  Rechtes,  in  allen 
seinen  sachlichen  Abteilungen,  dem  es  ordnenden  und  sichtenden  und 
klarenden  Juristen  Schwierigkeit  und  Freiheit  bei  der  Feststellung  des 
wirldichen  Rechtsgebotes  zugleidL  Und  über  dem  erhob  sich  dann  cnt 
Zweifel  und  Streit  über  die  rechte  technische  VerehiheitlichuDg,  die  juristU 
sehe  Konstruktion  des  überlieferten  Reditsstoffes,  Kontroversen,  die  oor 
zu  oft  in  der  Unsicherheit  der  materialen  Unterlage  elementar  ihren 
Ursprung-  hatten.  Jetzt  hat  die  rasÜOS  arbeitende  Gesetzgebung-  des 
modernen  Staates  je  läng-er  je  mehr  die  Revision  und  Klärung  der  stoff- 
lichen Anordnungen  des  geltenden  Rechtes  in  die  Hand  genommen.  Dem 
technischen  Juristen  ist  dadurch  einerseits  ein  beträchtlicher  Teil  der  ehe- 
dem gebotenen  Vorarbeit  entzogen,  auf  der  anderen  Seite  eine  bedeutend 
festere  Grundlage  für  die  systematische  Konstruktion  geUefiert  Aber  in 
allen  Wendungen  und  Wandlungen  solcher  Art  bleibt  die  ihm  gestellte 
Aufgabe  in  dem  vorhin  angegebenen  vSinne  grundsätzlich  unverändert 
Nun  wird  kein  sachkundiger  Beobachter  in  Abrede  stellen,  daß  unsere 
technische  Jurisprudenz  einen  hohen  Grad  von  Leistungsfähigkeit  aufzuweisen 
in  der  Lage  ist,  und  daß  sie  sich  in  den  gescliüderten  Versclüedenheitcn 
ihres  Sonderberufes  jedesmal  wohl  bcwäiirt  hat  Sie  hat  es  trefflich  ver- 
standen, den  vorliegenden  geschichtlichen  Stoff  unseres  Rechtes  grundfich 
zu  beackern  und  zu  durchfurchen  und  manchmal  (wie  „die  Schatzgräber* 
bei  Bürger)  die  Erde  gar  durchs  Sieb  zu  werfen.  Ihr  Ziel,  den  gegebeneo 
Inhalt  des  geltenden  Rechtes  zuverlässig  herauszuschälen  und  übersichlfich 
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darzustellen,  hat  sie  gut  erreicht.  Zwar  ist  es  ihr  nicht  erspart  gebliebeo, 
mit  dem  Stichworte  der  „Begnffsjurispnideiu*  rezendort  zu  werden.  Aber 
dieser  Vorwurf  dürfte  im  letzten  Grunde  auf  einer  Unklarheit  beruhen. 
Denn  er  nimmt  an,  dafi  der  «Inhalt«  eines  Redites  und  seine  „BegriflSe« 
zwei  auseinaadi^allende  Dinge  seien,  die  jeweils  für  sich  bestanden.  In 
der  Tat  kommt  keines  ohne  das  andere  vor.  Ein  Bestimmen  des  einen 
heißt  zxisrlpich  das  andere  bestimmen;  ein  Verfehlen  der  rechten  Erkenntnis 
von  diesem  besagt  einen  Irrtum  in  jenem.  Sonach  vermag  es  gar  nicht 
einen  prinzipiellen  Irrtum  zu  bedeuten,  daß  man  bloß  die  „Begriffe" 
pflege,  anstatt  den  realen  Inhalt  des  Rechtes  zu  bearbeiten,  sondera  mit 
jeder  Rechtsbetrachtung  ist  beides  ganz  von  selbst  und  unvermeidlich 
gegeben.  Daher  kann  es  immer  nur  «ne  einzelne  Frage  sein,  ob 
ein  begrifflich  gefaßter  Rechtsinhalt  zutreffend  wiedergegeben  imd  gut 
konstruiert  sei.  Und  wie  hoch  man  nun  die  Summe  solcher  einzelnen 
Irrtümer  in  der  herrschenden  Jurisprudenz  anschlage:  immer  bieten  sich 
bei  der  Erwägung  von  Zukunftsaufgaben  in  dieser  besprochenen  Richtung 
der  rechtswissenschaftlichen  Arbeit  nur  Einzelheiten  dem  Blicke  dar. 

Dieses  Ergebnis  erleidet  auch  keine  Anfechtung  durch  die  gelegent- 
liche Forderung  einer  groBeren  Beachtung  der  volkswirtschaftlichen  £rw&^ 
gung  innerhalb  der  q>eafisch  juristisdien  Tä^;kdt.  Man  wird  hierbei 
zweierl^  unteradieiden  müssen.  Einmal  kann  es  der  Wtmsch  sein,  daft 
die  Jurisprudenz  zu  der  Gesdlschaftslehre  im  allgemeinen  in  eine  bewuß- 
tere und  klarere  Beziehung  gesetzt  wird,  als  bisher  vielfach  geschehen  ist 
In  diesem  Sinn  hat  schon  Lorenz  von  Stein  „Gegenwart  und  Zukunft  der 
Rechts-  und  Staats  Wissenschaft"  (1876)  geschrieben.  Das  betrifft  jedoch  die 
imten  noch  folgende  Aufgabe,  das  Reclit  und  seine  Wissenschaft  in  das 
Ganze  der  sozialen  Kinwcht  q^stematisch  anzuschalten.  Zum  anderen  kann 
in  obigem  Postulat  der  Wunsdi  liegen,  die  Weise  der  tedmisdien  Juri^ 
pnidenz  durch  „wirtschaftliche*  Betrachtungen  methodisch  zu  korrigieren 
und  etwa  umzugestalten.  In  dieser  Hinsicht  ist  u.  a.  besonders  Dankwardt 
„Nationalökonomie  und  Jurisprudenz"  (1857)  zu  erwähnen.  Das  würde 
jedoch  grundlegend  unrichtig  sein.  Wie  an  anderer  Stelle  des  vorliegenden 
Werkes  („Wesen  des  Rechtes",  C.  4,  in  diesem  Band  S.  31)  ausgeführt 
ist,  stehen  sich  Rechtsordnung  und  Sozialwirtschaft  als  bedingende 
Form  und  bestimmte  Materie  des  sozialen  Lebens  gegenüber.  Wie  jede 
andere  formale  Bedingung  eines  bestimmten  Gedankeninhaltes,  so  kann 
auch  das  Recht  sdbständig  f&r  sich  erwogen  werden,  wShrend  alle  sozial- 
wurtschaWiche  Betrachtung  stets  unter  der  logischen  Bedingung  recht- 
licher Regeltmg  steht,  in  deren  Ausführung  das  soziale  Zusanwnenwirken 
als  solches  besteht  Darum  kann  die  eigene  wissenschaftliche  Darstellung 
des  Rechtes,  als  formaler  Bedingrmg  der  volkswirtschaftlichen  Erforschung, 
zwar  durch  die  letztere  etwa  eine  Illustration  und  einen  ergänzenden  Zusatz 
selbständigen  Erkennens  empfangen,  niemals  aber  in  ihrem  Kern  tmd  ihrer 
besonderen  Aufgabe  grundsätzlichen  Bnfluft  erfthren. 
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Es  bestellt  also  in  der  Art  der  Arbeit  unserer  technischen  Jiifis> 
prudenz  heute  kein  grundsätzlicher  Mangel»  in  dessen  Berichtiguq; 
eine  nliebUche  Zukunftsaufgabe  gesetzt  wäre;  es  kann  sich  vielmehr  hier 
nur  um  weitere  Besserung"  von  Einzelheiten  handeln.  Dies  Bild  ändert 
sich  mit  einem  Schlage,  sobald  man  nach  der  wissenschaftlichen  Klarheit 
jarUüMbc  Über  die  methodische  Art  selbst  fragt  und  nach  einer  juristischen 
UetUiieMkn.  Methodenlehre  Umschau  hält  Es  ist  in  Wahrheit  kein  zu  hartes  Wort, 
das  Zitehnann  neulich  gesprochen:  „Wer  darf  denn  heute  wagen,  voa 
juristischer  MeUiode  zu  reden,  von  der  ja  doch  offisn  gestanden  niemand 
etwas  Zureichendes  weiß?** 

Hier  liegt  die  eine  grofie  Aufgabe  der  heutigen  Rechtswissenschaft. 
Auf  ihre  befriodigfende  Lösung  drängt  nun  alles  hin,  je  länger,  desto 
stärker  und  mehr.  Ihr  des  genaueren  ein  Progframm  vorzuschreiben, 
kann  an  dieser  Stelle  unmöglich  angebracht  sein:  £s  gilt  mit  ausarbeitesder 
Tat  einzugreifen. 

n.  Die  Rechtsgeschichte.  Ober  die  Bedeutung  und  die  Au%abea 
der  Rechtsgeschichte  sind  die  Ansichten  der  Gelehrten  noch  immer  sehr 
geteilt  Es  entstammt  diese  Verschiedenhdt  der  Meinungen  aber  not- 
wendig  den    verschiedenen  Grundauf&ssungen   über  das  Wesen  des 

Rechtes  selbst. 

GMchichtikbe  Das  zeiji^t  sich  vor  allem  bei  derjenigen  rechtsphilosophischen  Richtung, 
RMMMcfailiL  YiiQi  besonders  bemerkenswert  sein  muß:  der  geschichtlichen  Rechts- 
schulei  Wie  an  anderer  Stelle  dargelegt  ist  („Wesen  des  Redites"  A  ^ 
m  diesem  Bande  S.  7  ff.),  so  besteht  nach  ihr  die  tiefiite  Eigenart  des 
Rechtes  darin,  ein  Erzeugnis  des  „Volksgeistes"  zu  sein,  der  fan  Lanie 
der  Geschidite  in  den  Gliedern  des  Volkes  gewisse  gemeinsame  Über- 
zeugungen „rechtlicher"  Art  bewirke.  Auf  diese  einheitliche  Ursache 
aller  Kulturäußerungen  komme  sonach  im  letzten  Grunde  alles  an:  Das 
höchste  Ziel  sei  hier,  das  Wesen  des  betreffenden  „Volksgeistes"  zu  er- 
forschen. Dieses  könne  aber  nur  auf  dem  Wege  der  geschichtlichen 
Betrachtung  geschehen,  indem  man  aus  den  einzelnen  Äußerungen  in 
Laufe  der  Eotmcklung  auf  die  besondere  Endursache  dieser  „Volksseele'' 
und  deren  Beschaffenheit  schließe.  Prägnant  läßt  in  diesem  Sinne  Frqrtag 
in  iiSoU  und  Haben<*  den  S|»achf<nscher  sagen,  daß  die  Kenntius  der 
^»rächen  für  die  Wissenschaft  die  beste  Hilfe  sei,  um  das  Höchste  zu  veiv 
stehen,  was  der  Mensch  überhaupt  begreifen  könne,  „die  Seelen  der  Völker*. 

Wer  aber  eine  davon  abweichende  Auffassung  von  dem  Wesen  des 
Rechtes  sich  gebildet  hat,  muß  auch  versuchen,  die  Bedeutung  der 
Rechtsgeschichte  in  anderer  Weise  zu  nehmen.  Er  kann  sie  jedoch  nicht 
klarlegen,  es  sei  denn  wieder  nach  einem  allgemein  gültigen,  also 
rechtsphilosophischen  Ghrundgedanken.  Wenn  nach  dnem  soldien  un* 
bedinget  letzten  formalen  Gesiditqrankte,  der  für  alle  denkbare  Rechts- 
betrachtung g^t,  die  juristische  Einzdarbeit  unternommen  wird,  so  wird 
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jeweilig  auch  die  rechtsgeschichtliche  Untersuduing  und  Darstellung 
ihren  dienenden  und  nützenden  Platz  erhalten.  Dagegfen  würde  es  kein 
klarer  Gedanke  sein,  wenn  man  der  Rechtsgeschichte  ein  gänzlich 
unabhängiges  eigenes  Ziel  stecken  wollte  und  das  Zurückgehen  in  die 
Vergangenheit  eines  Rechtes  als  eine  Art  von  Selbstzweck  behandeln 
mochte.  Dem  Wozu?  vermag  auch  eine  rechtshistorische  Erörterung  nicht 
auszuweichen,  und  der  Zweifelsfrage  nach  ihrer  Das^nsberechtigung  und 
ihrem  Werte  kann  rie  natOrlich  nur  mit  dem  Nachwdse  genügen,  em 
notwendiges  Mittel  zu  dem  Zwedce  einer  einheitlich  ausgearbeiteten,  G«dMidiAe 
wissenschaftlichen  Rechtslehre  zu  sein.  Darum  bedarf  auch  das  bloße 
Bekenntnis  mancher  Juristen  zu  einer  geschichtlichen  „Richtung**  erst  junapradMii. 
noch  einer  klärenden  Analyse. 

Daß  der  Stoff  eines  besonderen  Rechtsinhaltes  in  der  Geschichte 
entstanden  ist,  versteht  nch  voa  selbst  Unter  «ner  „Richtung«  vermag 
man  aber  mit  Grund  doch  nur  die  formale  Art  und  Weise  zu  ver- 
stehen, in  der  jemand  einheitlich  allen  ihm  vorkcnnmenden  geschicht- 
lichen Stoff  bearbeitet  Darum  wurde  die  bloße  Berufung  auf  ge- 
schichtliche „Richtimg"  nur  dann  eine  methodisch  geschlossene  letzte 
Grundlage  der  juristischen  Arbeit  abgeben  können,  wenn  nachgewiesen 
würde:  entweder,  daß  es  außer  der  genetischen  Erkenntnis  des  Rechtes  «jcnctuchc  und 
eine  davon  unabhängige  systematische  überhaupt  nicht  geben  könne,  ^^^^^^^ 
oder  doch,  daß  jene  erste  die  logische  Bedingung  für  die  zweite  sei  und  dw 
deshalb  den  sadilichen  Vorrang  verdiene.  Keines  von  beiden  ist  be- 
grfindet;  das  Gegenteil  der  au^efShrten  Sätze  ist  wahr. 

Wenn  mr  in  einem  bestimmten  Rechtssystem  das  begriffliche  Ver- 
hältnis des  Eigentiuns  zu  dem  Pfandrechte  erwägen  oder  das  dieser  beiden 
zu  der  Einrichtung  der  Schuldverhältnisse,  so  ist  dieses  keine  genetische, 
sondern  eine  systematische  Betrachtung,  —  das  heißt:  es  ist  nicht  eine 
Erklärung  wahrgenommener  Erscheinungen  aus  notwendigen  wirkenden 
Ursachen  her,  sondern  ein  Begreifen  von  zusammengesetzten  Wtllens- 
fnbaltim  nach  bleibenden  logischen  Bedingungen.  Und  so  durch 
das  ganze  Rechtsgebiet  hindurch.  Auch  da,  wo  wir  von  der  Entstehung 
rechtlicher  Verhältnisse  und  dem  Eintreten  rechtlicher  Folgen  handeln, 
ist  dies  kein  Aneinanderreihen  im  genetischen  Sinne;  es  muß  der 
Ausdruck  „Ursache"  schon  sehr  verblaßt  und  eigentlich  in  ganz  ver- 
waschener Cbertragamg  gebraucht  werden,  wenn  die  Wendung  zutreffen 
soll,  daß  ein  Rechtsgeschäft  oder  ein  Delikt  die  danach  vom  Rechte 
gesetzten  Folgen  „verursache".  Und  wie  wollte  man  aufrechterhalten, 
dafi  der  Grundbegriff  des  Rechtes  selbst,  seine  Abgrenzung  von 
Moral,  Sitte,  'Vimikür,  oder  die  Klarlegung  der  formalen  Bedingungen 
von  b^ründeten  kritischen  Urteilen  in  die  Klasse  der  Erwägungen 
genetischen  Charakters  gehören?  —  So  zeigt  sich,  daß  der  Satz  un- 
begründet ist,  daß  man  Recht  und  rechtliche  Zustände  nicht  anders 
denn  auf  genetische  Weise  begreifen  könne. 
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Statt  dessen  sind  beide  Methoden,  die  genetische  und  die 
systematische,  zu  pflcg^en.  Wer  es  für  unrichtig-  erachtet,  daß  die 
Jurisprudenz  eine  ausschließlich  „genetische"  Betrachtungsweise  bedeute, 
der  sagt  damit  walirfidi  nicht,  daß  das  gdtende  Recht  „ungescliidi^ 
lieh"  auftnlassen  und  etwa  ausschließlich  „q^stemalisch''  zu  unter- 
suchen seL 

Fragt  man  dann  aber  nach  dem  Veriialtnis  dieser  beiden  Arten 

wissenschaftlichen  Forschens  und  Arbeitens,  so  ist  die  systematische 
Feststellunir  die  formale  Redincfung  für  die  genetische  Frage  und 
hat  insofern  vor  dieser  den  logischen  Vorrang.   Denn  alle  entwicklungv 
geschichtliche  Betrachtung  —  dies  muß  heute  stets  auf  das  neue  betont 
werden  —  ist  nur  analytisch.    Sic  geht  von  einem  Grewordenen  oadi 
rflckwärts  in  der  Abncht,  jenes  systematisch  bereits  Festgelegte  aus  seioeai 
Werdegang  noch  genauer  und  schärfer  erkennen  zu  können;  und  sie  ge- 
braucht das  Richtmaß  eines  systematisch  begründeten  Urteiles  über  das 
Gewordene.  —  So  setzt  die  Geschichte  des  Eigentums  einen  syste- 
matisch gesicherton  Begriff  des  Eigentums  als  allgemeine  und  bleibende 
Aufgabe    des    Rechtes    voraus,    die    dann    erst    verschiedene  Einzel- 
ausführungen im  Laufe  der  Geschichte  ertahren  hat.     Wenn  wir  nicht 
den  logisch  festen  Halt  in  einem  einheitlichen  Begaffe  besäßen,  so 
konnten  wir  ja  auch  niemals  den  Wechsel  in  Nebenbestimmungeo  sls  (fie 
Entwicklung  eines  und  desselben  Instituts  genetisch  beobachten 
und  darlegen.  —  Es  ist  wohl  „die  Greschichte<*  allgemefai  als  „Lehrmmsterin« 
angerufen  worden;  so  für  Politik  und  Gesetzgebung  in  weitem  Maße  und 
großen  Zügen  besonders  von  Macchiavelli  und  dann  von  Montesquieu. 
Aber  es  ist  doch  selbstverständlich,  daß  der  bloße  Erfolg  als  solcher  hier 
nicht  entscheidet.    Um  von  dem  Wollen  und  Tun  der  Vergangenheit  eine 
begründete  Lehre  ziehen  zu  können,  muß  man  erst  wissen,  ob  damals  es 
auch  wirklich  richtig  und  gut  zugegangen  ist,  und  diese  kritisdie  Ir- 
wägung  fußt  wiederum  auf  einer  formalen  Methode  des  Richtens  «od 
Bestinunens,  nach  welcher  der  geschichtiich  gelieferte  Stoff  bearbdtet 
sein  will.  —  Man  hat  oft  und  viel  über  die  Bedeutung  der  romischen 
Juristen  für  unsere  Zeit  geschrieben  und  gestritten.    Allein  es  sollte  auch 
hier  klar  sein,  daß  jede  dahingehende  Erörterung  nur  die  Bestimmung 
eines    konkreten    Tatbestandes    —    der    vorliegenden    Schriften  der 
klassischen  Jurisprudenz  —  nach  einer  abstrakten  formalen  Art  ist,  die 
als  allgemein  begründete  Methode  des  juristischen  Denkens  und  Urteilens 
dabei  logisch  voraussetzt,  wenngleich  nicht  immer  in  klarer  BeVraßdieit 
schon  dargelegt  ist  —  Und  so  muß  jeder  Ausblick  in  die  VergBngenheiti 
jedes  Hervorholen  eines  rechtsgeschichtlichen  Stoffes  sich  in  den  Gesamt- 
entwurf einer  systematischen  Grundidee  einfügen,  sofern  jene  Wert 
haben  sollen.    Ja  selbst,  wer  auf  das  Ganze  der  Kulturgeschichte  der 
Menschheit  eingehen,  wer  die  Frage  nach  dem  möglichen  Fortschritt 
in  der  sozialen  Entwicklung  aufwerfen  will,  der  bedarf  zui  Ausführung 
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und  Lösung  der  Leitung  durch  ein  einh^diches  Prinzip,  als  unbedingter 
und  reiner  Methode  systematischen  Sinnes  und  Wertes. 

Das  Ergebnis  dieser  Betrachtungen  für  die  Zukunftsaufgaben  der 
Rechtsgeschichte  geht  zunächst  dahin,  daß  für  die  geschichthche  Rechts- 
forschimg  eine  eigene  und  selbständige,  wahrhaft  grundsätzliche  Auf- 
gabe nicht  besteht,  sondern  daß  ne  ein  dienendes  Mittel  innerhalb  eines 
einheitlichen  Gesamtplanes  der  Rechtsbetrachtung  ist  Li  der  Literatur 
wird  sie  zumdst  in  dieser  abstrakten  Wdse  xucht  erwogen.  Statt  dessen 
finden  sich  mehr  konkrete  Erörterungen  über  den  Wert  der  römischen,  Ramucho 
teilweise  auch  der  deutschen  Rechtsgeschichte.  Über  das  erstgenannte 
Thema  ist  nachgerade  eine  kleine  Bibliothek  entstanden,  und  bis  in  die 
neueste  Zeit  treten  sehr  verschiedene  Meinungen  auf,  die  sowohl  das  seit- 
her Greleistete,  als  auch  die  weiteren  Aufgaben  betreifen.  Erst  kürzlich 
mnd  Ton  italienischen  und  anderen  aiulSn^schen  Juristen  überschwenglich 
erhebende  Abschätzungen  der  römischen  Rechtsgescfaichte  laut  geworden 
(gesammdt  und  hnausgegeben  von  Leonhard,  1906),  wogegen  vor  nicht 
langem  Jheiing  („Scherz  und  Emst  in  der  Jurisprudenz*  1885)  sich  ganz 
entgegengesetzt  geäußert  hat.  Während  bei  den  ersten  von  der  „ewigen" 
Bedeutung  der  römischen  Rechtsgeschichte  gesprochen  und  für  sie  ein 
Register  bedeutsamer  Hoffnungen  und  Aufgaben  aufgestellt  wird,  sagt 
der  zuletzt  genannte  Schriftsteller  von  der  gegenwärtigen  romanistischen 
Literatur,  daß  die  Ausbeute  kaum  der  Mühe  und  Arbeit  lohne,  weniges 
Heu  mit  vielem  Unkraut  vermischt,  «ne  dürftige  Ernte,  die  durch  den 
erschöpften  Boden  des  römischen  Rechtes  selber  verschuldet  sri,  über 
deren  Wert  sich  nur  die  tauschen,  welche  selber  die  Arbeit  daran  setzen 
und  ein  natürliches  Interesse  haben,  dieselbe  hochzuhalten.  „Wäre  ich  noch 
jung**,  so  schließt  am  Abend  seines  Lebens  der  gefeierte  Romanist  trübe, 
„ich  würde  ein  anderes  Fach  erwählen." 

Es  ist  klar,  daß  mit  diesen  verschiedenen  Wertungen  die  Frage  nach  WuhüRPi 
dem  Wichtigen  und  dem  Unwichtigen  aus  dem  geschichtlichen  Verlaufe  '"^^^^^^ 
des  Rechtes  her  au%ero]lt  ist  In  der  Tat  ist  es  diese  Grundfrage,  welche 
für  den  Historiker  überall  den  Ausschlag  geben  muA.  DaA  nicht  jedes 
Geschehnis  der  Menschengeschichte,  bloß  weil  es  einmal  da  war,  es  auch 
verdient,  als  „geschichtliches**  Ereignis  bearbeitet  imd  in  die  wissen- 
schaftliche Betrachtung  des  sozialen  Lebens  eingefügt  zu  werden,  ist  ja 
von  vornherein  sicher.  Es  verdient  solches  bloß  dann,  wenn  es  die  formale 
Eigenschaft  des  Wichtigen  besitzt.  Meint  dann  jemand,  es  mit  dem  Ur- 
teile hierüber  noch  nicht  wagen  zu  können  und  deshalb  einstweilen  alles 
nur  V<^iandene  sammeln  und  registrieren  zu  müssen,  so  befindet  er  sich 
zweifellos  nur  in  einer  vorbereitenden  Tätigkeit  Welches  nun  das 
Merkmal  des  Wichtigen  für  „die  Geschichte"  allgemein  sei,  das 
gereicht  ja  der  historischen  Wssensdiaft  namentlich  in  der  neueren 
Zeit  zur  methodischen  Sorge,  —  wie  es  in  jenem  Betrachte  mit  der 
Rechtsgeschichte  im  besonderen  sich  verhalte,  das  ist,  wie  vorhin 
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ausgeflUirty  im  leteten  Grunde  Sache  der  rechtsphilosophischen  Et- 

Auter«  w«Uo  Aber  läßt  sich  nicht  —  mit  dem  Vorbehalte  dieser  letzten  und  höchsten 
Instanz  —  doch  aus  der  Eigenart  der  genetischen  Betrachtung  für  sich 
eine  bestimmte  äufiere  Weisa  ▼OTzeidinen,  die  für  die  Rechtsgeschichte 
überhaupt  gilt?  Und  sollten  nicht  aus  dfteser  Richtlinie  her  für  die 
Gegenwart  gewisse  Zukunftsan^aben  der  Rechtsgesdiiclite  sich  etgeben, 
<Ue  in  ihrer  Wichtigkeit  in  jedem  Falle  außer  Zweifel  stehen  dürften? 

Dem  ist  in  der  Tat  so.  Die  Frage  nach  dem  ursachlichen  Verlaufe 
der  Änderungen  von  bestimmtem  Rechtsinhalte  im  T-aufe  der  sozialen 
Geschichte  läßt  sich  allerdings  in  einer  übereinstimmenden  Art  und  Weise 
überall  aufnehmen.  Bei  der  besonderen  Verwirklichung  eines  sozialen 
Lebens  bilden  sich  gesellschaftliche  „Erscheinungen",  das  sind  gleichheit- 
liche Massenerscheinm^n  rechtlicher  Bezi^nngen  nach  eigenartiger  Zu- 
sammenschlieAung  und  Klassifizierung,  bdem  diese  anschwdlen  und  in 
sichmrer  Tendenz  fortschreiten,  drängen  sie  auf  Umänderung  der  bestehenden 
Rechtsordnung,  als  der  bedingenden  Art  und  Weise  des  seiUierigen  Zu- 
sammenwirkens.  Die  Notwendigkeit  einer  rechtlichen  Änderung  gibt  sich, 
genetisch  betrachtet,  in  gewissen  Ansichten  und  Bestrebungen  kund,  die 
letztlich  aus  den  sozialen  Phänomenen  erwachsen  sind,  in  deren  Darlegrmg 
sie  eine  Erklänmg  ihrer  Entstehungsgrücde  allein  finden  können.  So  bietet 
die  Geschichte  des  sodalen  LebMis  der  Mensdien  einen  ständigen  Kreis- 
lauf, in  dem  geseUschafiliche  Phänomene  und  Ihnen  entspringende 
Strebungen  «ne  Neugestaltung  der  reditlichen  Regelui^  henrorrufen,  und 
diese  nun  wieder  nooe  soziale  Erscheinungen  ermöglicht  "Eme  formal 
gleichförmige  Erneuerung,  deren  methodische  Erwägung  dem  Rechts- 
historiker seine  Aufgabe  scharf  vorzeichnet:  nämlich  das  Werden  und 
Vergehen  des  geschichtlichen  Rechtsstoffes  immer  nur  aus  voraus- 
gegangenen sozialen  Phänomenen  her  zu  begreifen. 

In  den  b^en  oben  genaanten  Hauptzweigra  der  uns  ▼omdunlich 
interessierenden  Rechtsgeschichte,  der  rSmischen  und  der  deutschen,  würde 
das  Gesagte  alsbald  in  den  folgenden  zwei  wichtigen  Aul^ben  seine  An- 
Ver-  Wendung  finden  können.  Einmal  für  die  Vereinheitlichung  des  römischen 
Reiches  und  Rechtes  in  dem  allmählichen  Vorschreitea  der  Kaiserzeit 
RaicfaM  «ad  Hier  wäre  die  Ausbildung  eines  Zeitalters  der  italienischen  und  weiteren 
^•'''^  „Manufaktur",  anscheinend  besonders  bedeutsam  in  den  ersten  zwei  Jahr- 
hunderten unserer  Zeitrechnung,  zu  verfolgen,  und  wiederum  das  Rück- 
stauen des  Rechtes  und  seine  Eigenart  in  der  Zeit  nach  Diokletian  aus 
der  wieder  hereinbrechenden  Naturalwirtschaft  her.  Die  Kodifikation  des 
Theodosius  IL  erscheint  in  der  Neuzeit  wohl  aUzu  wenig  benutzt,  und  die 
ausgezeichneten  Materialien,  die  vordem  Godiofredus  gesammelt,  werden 
heute  zur  Kenntnis  des  Rechtes  und  der  sozialen  Zustände  jener  Zeit  in 
der  Regel  nicht  ausreichend  verwertet  Gewiß  liegen  auch  hier  überall 
treffliche  Vorarbeiten  für  die  zusammenfassende  Kenntnis  der  genannten 
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Periode  der  Rechtsgeschichte  vor.  Aber  sie  sind  mehr  oder  wenig«: 
vereinzelt;  und  die  neueren  Hilfsmittel  der  Papyri  haben  in  ihren  so 
interessanten  rechtsgeschichtlichen  Ergebnissen  doch  diese  letzterwähnte 
Eigenschaft  der  Vorarbeiten  nicht  ausmerzen  können.  Daß  endlich  das 
Suchen  und  Behandeln  der  Interpolationeii  in  unseren  Quellen  des 
romischen  Redites  nicht  zu  sehr  gesteigert  werden  sollte,  das  ist  in  den 
letzten  Zeiten  von  bewährten  Autoritäten  mit  Grrund  immer  wieder  betont 
und  eingeschärft  worden.  Zweifellos  sind  die  genannten  Bemühungen  not- 
wendig und  verdienstlich;  aber  sie  sollten  nicht  zu  viel  Eungie  zu- 
ungunsten der  Hauptaufgaben  eines  Rechtshistorikers  beanspruchen: 
Schließlich  ist  der  Gedanke  der  römischen  Rechtsgeschichte  und  der  Be- 
griff der  Interpolationenkunde  doch  nicht  ein  und  dasselbe. 

Auf  dem  Gebiete  der  deutschen  Rechtsgeschichte  besteht  nach  wie  ce^cWchie 
vor  als  Hauptaufgabe  die  Aufhellung  und  erschöpfende  Darstellung  des  ^^^^ 
wichtigsten  Vorganges,  den  das  Rechtsleben  unserer  Vergangenheit  auf- 
zuweisen hat:  der  Rezeption  des  romischen  RediteA.  Grerade  hierfür 
durften  die  voxliin  angegebenen  methodischen  Richtlinien  von  Bedeutung 
sein  können.  Die  ausgezeichneten  Ergebnisse  der  deutschrechtlichen  Er- 
forschung des  frühi  ren  Mittelalters  und  die  .schönen  Einblicke,  welche  von 
gründlichen  Untersuchungen  in  den  Prozeß  der  Rezeption  im  einzelnen 
ermöglicht  werden,  sie  lassen  immer  auf  das  neue  für  den  Freund  der 
vaterländischen  Creschichte  den  Wunsch  rege  werden,  die  Aufiudune  der 
fremden  Rechte  in  Deutschland  endlich  einmal  in  abgerundeter  Darstellung 
beschrieben  zu  sehen. 

in.  Die  Rechtsphilosophie.  Wir  haben  in  der  Einleitung  zu  dieser 
Abhandlung  darauf  hingewiesen,  daß  jeder,  der  mit  dem  Rechte  sich  be- 
schäftigt, mit  zweierlei  unvermeidlich  befaßt  wird:  Mit  technisch  ge- 
formten Sätzen  der  Recht  schaffenden  Gewalt  und  außerdem  mit  einer 
Einsicht  und  Lehre,  die  von  positiver  Satzung  unabhängig  ist  und  doch 
in  alle  rechtliche  Erwägung  ständig  eingreift  und  deren  geordnetes  und 
begründetes  Vorgehen  erst  ermöglicht  Aus  diesem  Zweiten  wurde  oben 
(L  a.  R)  die  juristische  Methodenlehre  herausgehoben,  jetzt  ist  die  Frage 
seiner  weiteren  Bedeutui^  aufzimehmen. 

Dabei   tritt,    wie  bemerkt,    das   Problem  nach  einem   allgemein-  Db«  ProUaa 
gültigen  Halt  auf,  der  un.s  \  on  dem  besonderen  Inhalte  der  mensch-  ''''^''"f 
lieh  gesetzten  Gebote  unabhängig  machen  kann.    Die  positive  Satzung    im  Rochi» 
einer  Recht  setzenden  Gewalt  kann  als  solche  nicht  den  Anspruch  er- 
heben, eine  unbedingte  und  letzte  Norm  abzugeben:  Sie  unterliegt  selbst 
wieder  der  Messung  an  einem  Maßstabe  über  ihr.  Dieses  Ringen  nach 
Festigkeit  und  Unabhängigkeit  gegenüber  der  bedingten  Anordnung 
konkreter  Rechtssätze  ist  in  dem  geschlossen  genommenen  Kreise  der 
Juristen  des   iq.  Jahrhunderts  übermäßig  zurückgetreten;  ihm  in  seinem 
begründeten  Fragen  und  Forschen  wieder  zur  rechten  Anerkennung  zu 
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verhelfen  und  an  seinor  wissenschaftlichen  Forderung"  und  tunlichsten 
Lösung  mitzuarbeiten,  das  ist  die  größte  der  Zukunftsaufgabeiiy  die 
der  heutigen  Rechtswissenschaft  gesteckt  sind. 

Ein  Vermeidea  dieser  Aufgabe  als  solcher  geht  ohne  logischen  Wider^ 
sprach  nicht  an.  Auch  wer  sagen  wollte»  daA  er  eine  „redit^hilosopliisGlie«' 
UntersttdiQng  gar  nicht  als  mögfich  anerkenne,  der  hätte  damit  gerade 
schon  eine  dam  gehörige  Erwägung  begonnen.  Denn  die  Eigenart  do- 
Rechtsphilosophie  liegt  in  der  Frage  nach  dem,  was  sich  als  unbedingt 
allgemein  für  alles  denkbare  Recht  lehren  läßt,  und  dazu  würde  auch 
eine  radikal  zweifelnde  und  verneinende  Antwort  auf  jene  Frage  wie 
der  soeben  angenommene  skeptische  Einwurf  —  bereits  zählen,  freilich 
nun  auch  des  Nachweises  in  geschlossener  Deduktion  bedürftig  sein. 

Falls  aber  jemand  unternehmen  möchte,  zur  Begründung  eines  be- 
stimmten Rechtes  und  seiner  Erfi»schung  und  Lehre  (z.  B.  des  römischen 
Rechtes  und  dessen  wissenschaftlicher  Bdumdlung)  ddi  auf  die  Not- 
wendigk^t  des  geschichtlichen  Werdens,  auf  „Entwicklung**  oder  „Trag- 
britsgesetz"  in  der  Greschichte  und  anderes  mehr  zu  berufen,  so  wäre  das 
wieder  nichts,  als  ein  Versuch  zu  .sarhli(  her  Rechtfertigung  gewisser  be- 
dingter Rechtseinrichtungen  durch  Bezugnahme  auf  ein  unterliegendes, 
einheitlich  geltendes  Grundgesetz.  Wir  sind  also  mit  jener  Berufung 
mitten  in  der  rechtsphilosophischen  Frage  darin,  und  die  danach  nicht 
zu  umgehende  Aufgabe  geht  somit  dahin,  den  angeschlagenen  Gredanken 
lücht  in  dnem  bloAen  Stichworte  stehen  zu  lassen,  sondern  folgerichtig 
auszudenken.  Es  gilt  zu  prüfen,  was  mit  den  zitierten  Aufteilungen  in 
grundsätzlicher  und  schlechthin  allgemein  zutreffender  Weise  eigentlich 
gemeint  ist,  und  ob  das  also  notwendig  Gemeinte  dem  kritischen  Urteile 
sachlich  standhalten  kann. 

Auf  die  Feststellung  dieser  tiefgründenden  Aufgabe  der  Rechtswissen- 
schaft haben  wir  an  dieser  Stelle  uns  zu  bescluränken.  Was  programmatisch 
zu  ihrer  weiteren  Inai^ftiflbahme  in  dem  vorliegenden  Zusammmihang 
auszufahren  ist,  ergibt  nch  unmittelbar  aus  der  Grundlegung  des  Au^ 
Satzes  über  ^I^as  Wesen  des  Rechtes  und  der  Rechtswissenschaff, 
der  den  vorliegenden  Band  dieses  Werkes  einleitet  Dort  findet  sich  ins- 
besondere auch  die  Art  einer  grundsätzlich  begründeten  Rechtspraxis  des 
genaueren  erwogen,  und  ein  Finden  von  richtigem  Rechte  sowohl  in  der 
Rechtsprechung,  wie  für  Keformbestrebungen  der  Politik  näher  be- 
schrieben (a.a.O.  D. 4). 

Sonach  sei  hier  nur  darauf  erneut  hingewiesen,  wie  bei  dem  Entwerfen 
unseres  nunmdirigen  wissenschafthchen  Fft»blems  und  in  der  Art  semer 
Auflösung  zweierlei  gegenüber  allen  seitherigen  rechtqihilosophiscben 
Bemühungen  in  grundlegender  Bedeuttmg  betont  werden  muß.  Einmal 
Dir  drei  Fragen  diesos,  daA  die  drei  allgemeinen  Rechtsfragen,  die  mit  einer  Dar- 
iiWiMf^viT    ^'^STU^ST  besonderem  Inhalte  bestimmten  geschichtlichen  Rechtes 

schlechterdings  nicht  beantwortet  werden  können,  —  das  ist  die  Frage  nach 
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dem  Begfriffe  des  Rechtes,  nach  der  Begründung-  seines  Zwangs- 
ansprucheSi  nach  dem  Merkmal  der  sachlichen  Richtigkeit  eines 
gegebenen  rechtlichen  Wollens  —  sich  nicht  mit  einer  einzigen  Formel 
geschlossen  auflösen  lassen.  Ks  ist  zunächst  jede  für  sich  zu  untersuchen 
und  ihre  Vereinigung  erst  wieder  in  dem  Sinne  auszuführen,  daß  (in  der 
eben  gegebenen  Reihenfolge)  immer  die  Losimg  der  einen  Frage  die 
Bedingung  fOr  das  Aufiiehmen  und  Beantworten  der  folgenden  ist,  in  der 
Lehre  von  dem  richtigen  Rechte  dieses  aber  dann  abschliefiend  i^pfolt 

Zum  anderen  ist  die  Rechtsphilosophie  auf  der  scharfen  Trennung  von  Formav 
formalen  Bedingungen  einer  rechten  Einsicht  und  von  materialen  md^^^ 
Sonderheiten,  die  nach  jenen  bearbeitet  sind,  aufzubauen.  Nur  von  jenen 
ersten  ist  eine  unbedingt  gültige  Lehre  möglich.  Das  bunte  Getriebe 
der  stofiFlich  bedingten,  geschichtlichen  Rechtseinrichtungen  vermag  für 
sich  allein  behandelt  niemals  einen  festen  Halt  der  Gedanken  zu 
geben;  und  sobald  nur  das  leiseste  Element  von  material  bestimmtem, 
konkretem  Wollen  und  Anordnen  in  einer  rechtlichen  Betrachtung  ent- 
halten ist,  so  gilt  sie  eben  nicht  allgemein. 

Das  Zweite,  womit  es  also  ein  Jurist  neben  seinen  Paragraphen, 
neben  dem  besonderen  Stoffe  der  geschichtlichen  Rechte  standig  zu  tun 
hat,  ist  somit  nicht  ein  zweites  „Recht",  nicht  ein  neuer  Kodex  an- 
geblich „idealer"  Rechtssätze,  noch  auch  ein  Inbegriff  „sozial-ethischer" 
Normen  bestimmten  Inhaltes  außerhalb  des  Rechtes:  jenes  andere, 
das  neben  dem  bunten,  wechselnden  Material  technisch  geformter 
Satzungen  steht,  das  bedeutet  vielmehr  eine  grundsätzliche  Richtung  der 
Gedanken,  eine  einheitliche  formale  Art  und  Weise  des  Be- 
stimmens und  des  Urteilen«. 

Es  ist  diese  Fragestellui^  und  Methode,  das  Vertrautwerden  mit  der 
Form  eines  rechtlichen  Wollens,  als  einem  eigenen  Gegenstande 
wissenschaftlicher  Erwägung,  womit  sich  die  lange  vernachlässigte 
Philosophie  des  Rechtes  zu  gutem  und  durchdringendem  Einflüsse  wird 
erheben  können.  Im  Zusammenschlüsse  mit  der  oben  (L  a.  £.)  erwähnten 
juristischen  Methodik  mag  es  möglich  werden:  die  reine  Rechtslehre 
kritisch  zu  begründen  und  systematisch  auszufuhren.  Sie  ist  es,  die  zur- 
zeit uns  fehlt,  und  von  deren  begrflndendem  Ausbau  doch  die  Zukunft 
aller  Besonderheiten  des  Rechtes  und  seiner  Wissenschaft  in  bedingter 
Abtiangigkeit  steht 
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Von  Dr.  Richard  Böhme. 
B«i  mehrfach  ancofQhrtea  Namen  und  SUchworten  «ind  die  Uauptttellea  durch  eioeo  Stera  beiteichnet. 


A. 

Abendmahl,  zfii. 
Abrechnungsgeschäft,    i  lo. 
Accaparement.  104. 
Accursius.  86< 

Adel,  Hoher,  sein  Sonderrecht.  15^ 
Adhäsion  zu  einem  Staatsvertrag.  4^.s.  465. 
Adhäsionsprozeß,  22£. 
Advokatie.    277.  281;. 
Ägypten,  Gemischte  Gerichte  in.  465. 
Ämterbesetzung  nach  katholischem  und  evan- 
gelischem Kirchenrecht.   2  50  f. 
Agent.  uiSf. 
Akkordarbeit.  5^ 
Akten  im  Völkerrecht.  4S6. 
Akteneinsicht.  22&. 
Aktien.    11 1. 

Aktiengesellschaft.   2fL   *  loi.  122^ 
Akzessionsvertrag.  455- 
Alexander  L  von  Rußland,  liz. 
Alkoholgenuß.   41 S.  417. 
Allgemeiner  Teil  des  BGB.  19. 
Alliance,  Heilige.  28a. 
Allianz.   457.  468. 
Almende.  22. 

Alters-  und  Invalidenfürsorge.    139 f. 

Alters-  und  Invaliditätsversicherung.  133.  *I38. 

Altersrente.  140. 

Ambassadeur.  461. 

Amnestie  durch  Friedensschluß.  491. 

Amortisation,  iiz. 

Amt,  Geistliches,  in  der  evangelischen  Kirchen- 
verfassung. 246. 
Amtsgerichte.  165. 
Amtsverschwiegenheit  333. 
Anarchismus.   II.  »XXXV. 
Anatozismus.  101;. 
Anerbenrecht.  15. 

Anfechtungsklage    im  Verwaltungsstreitver- 

fahrcn.    365.  368. 
Angeklagter.  230. 

Angelegenheiten ,  Die  auswärtigen,  des  Deut- 
schen Reiches.  315. 


Anklage  gegen  Unbekannt.  230. 
Anleihen  des  Deutschen  Reiches.  323. 
Anspruch,  ^i. 
— ,  seine  Erledigung.  iSsL 
Anstalten,  öffentliche.   397 ff. 
Anstellung  von  Beamten.  331. 
Anstiftung  zum  Verbrechen.  »07. 
Anteilscheine.    1 1 1 . 
Antragsdelikt.  22L 
Anwaltsprozeß.    170.  171. 
Anwaltszwang.    i68.  igt. 
Anzeigepflicht  des  Versicherten.  127. 
Appellation.    183  f. 
Arbeit,  Schutz  der.  114. 
Arbeiterversicherung.    132  ff. 
Arbeitsgeschäft,  Kaufmännisches.    108 fi. 
Arbeitshaus,  Anhaltung  im.  213. 
Arbeitslohn.  420. 

Arbeitslosigkeit.    Llli    LiL    419.  431. 

Arbeitsvertrag  s.  Dienstvertrag. 

— ,  Beschränkung  der  Freiheit  des.  420. 

Arbeitszeit,  Abkürzung  der.    418.  420. 

Arbeitszwang,  aii. 

Aristoteles.  LH. 

Armenpflege.  1^2. 

Arrestprozeß.  l8qf. 

„Asylrecht"  der  politischen  Verbrecher.  216. 
Aufbewahrungsarbeit.  109. 
Aufenthaltsort  von  Personen   und  Sachen. 
ISO. 

Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft.  65. 

68.  70. 
Aufklärung,    (l  196. 
Auflassung  eines  Grundstücks.  S4- 
Aufrechnungseinwand.  172. 
Augenschein.    176.  230. 
Ausgaben  des  Deutschen  Reiches.  324. 
Auslieferungsverträge.    2i£l.  452. 
Auslobung.  38. 
Ausweisung.  213. 
Ausweisungsrecht.  447. 
Auxiliarmacht.  468. 
Azo.  Üh. 
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Bahr,  Otto.   354.  355- 
Baldus.  &&. 
Banknoten,  iii. 
Bankrecht,  iio. 
Barbarei.  XXXII. 
Bartolus.  iL 
Bastardsrecht.  JAi 

Bauhandwerker  und  -Unternehmer,  ihre  Lage 

nach  dem  jetzigen  Werkvertrag,  s»- 
Beamte,    üj  ff. 

Begnadigung, Begnadigungsrecht.  21  j.3I&,12Q. 
Begräbnis,  Versagung  von  kirchlichem,  as». 

252.    254.  *26S. 
Begräbniswesen.  265. 
„Begriffsjurisprudenz".  499. 
Behörden.  330. 
Behördensystem,  iii. 
Beihilfe  zu  strafbaren  Handlungen.  ao7.  209. 

213. 

Bekenntnisfreiheit.  284- 

Beklagter  im  Verwaltungsstreitverfahren.  368. 

Beleidigung.    227.  22iL 

Belgien,  Trennung  von  Staat  und  Kirche  in. 

2.Hf). 

— ,  NeutraUtät  von.  439. 

Bemer,  Alb.  Friedrich.  202. 

Berufsgenossenschaften.    136  f. 

Berufung,  iji.  *i8.i.  227.  231.  234.  370-  37a. 

Berufungsgericht.    231.    23a.  »34. 

Beschimpfungen  der  Konfessionen.  268. 

Beschuldigte.  22iL 

Beschwerde.  12L  *  i8S.  2IL  342:  32^  äZl- 
Besitz,  sein  Schutz.    32 f. 
Besitzanspruch.  33. 

Besserungsmaßregeln  im  Strafrecht  222. 
Betriebe,  Verstaatlichung  und  Verstadtlichung 

der,  422. 
Betriebsunfall.  I3S. 
Bettelei.  223. 

Beweis  im  Zivilprozeß.    173  ff. 
Beweisaufnahme  im  Zivilprozeß.  176. 

—  im  Strafprozeß.    225.    i2&,    229.  234. 
Beweisbeschluß.  176. 

Beweislast    174  f. 

Beweismittel  im  Zivilprozeß.  176. 

—  im  Strafprozeß,  zig. 

—  im  Vcrwaltungsstreitverfahrcn.  370. 
Beweisregeln.    179-  224. 
Beweistheorie.    224.  226. 
Beweisurteil.  175. 
Beweisverbindung.  175. 
Beweiswürdigung.  179. 
Bewirkungsurteil.  163. 
Bezirksämter  in  Bayern.  361. 
Bezirksausschuß  in  Preußen.    36a  361. 
Bezirksräte  in  Elsaß  •  Lothringen.  363. 
Bezirksrat,  Badischer.  362. 


I  Bibel  als  Rechtsquelle.  243. 
I  Bibliotheken,  Volks-.  414. 
Bildungswesen.    409  ff. 

Billigkeit,  Verhältnis  der,  zum  Recht  XLIV. 
Binding,  Karl.   XXVII.  au. 
Bischöfe.  24s. 
Bischofstuhl.  250. 

Bismarck,  Fürst  Otto  von.    132.    2q8.  312. 

Blankett -  Gesetz.  393. 

Blockade,  Kriegs-.   482.  *488. 

— ,  Friedens-.  4^9. 

Blutrache.  195. 

Börsengeschäfte.  io6. 

Börsentermingeschäfte.  io6. 

Bonifatius.  237. 

Bonifaz  VIII.  279. 

Bosporus.  444. 

Botschafter.  462. 

Brautkauf.  63. 

Brcvcn,  Päpstliche.  241. 

Brinz,  Aloys  von.  XXXIII. 

Bürgerkrieg.  468. 

Bürgschaften  des  Deutschen  Reiches.  323. 
Bulla  Unam  Sanctam.  279. 
Bullen,  Päpstliche.  241. 
Bundesamt  für  das  Heimatwesen.  363. 
Bundeskanzler- Amt  312. 
Bundesrat.   *307.   313.  31s. 
Bundesstaat.    294.    2Qg.  43S. 
Bundesstaaten,  Erledigung  von  Streitigkeiten 

unter  den.  308. 
Bußanspruch.  228. 
Bynkershock,  C.  van.  493. 
Byzantinismus  der  Kirche.  279. 

C. 

Cäsareopapismus.  280. 

Carpzow,  Benedikt.  89. 

Causa  belli.  467. 

character  spiritualis.  244. 

China,  Stellung  von,  im  Völkerrecht  429. 

Christentum ,  sein  Verhältnis  zum  Gesetz.  67. 

— ,  seine  Alleinberechtigung  als  Staatsreligion. 

279.  282. 
circonstances  att^nuantes.    197.  231. 
Circumscriptionsbullen.    242.  277. 
Qearing.  im 

Code  civil  des  Fran^ais.   L  16ä  ^  147. 

—  de  commerce.  55^ 

—  d'instruction  criminelle.  225. 

—  p^nal  von  1813.  152^ 

—  de  proc^dure  civile.  ibs. 
Codex  des  Corpus  juris. 

—  juris  Bavarici  judiciarii.  164. 

—  Justinianeus  von  534.  279. 
Common  law.  200. 
Commenda.  33. 

Comte,  Auguste.  XXVIII. 
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Conseil  d'Etat  s.  Staatsrat,  Französischer, 
contentieux  administratif.    .^S7.   36.v  374- 

iMi  394- 
— ,  section  du.  376. 
Corpus  juris.   4.   6.   7.    29.  &£l 

 canonici.    240.  279. 

county  Councils.  379. 
Coutumes.  &. 


D. 

Dankwardt.  499. 
Dante  Alighieri.  280. 
Dardanellen.  444. 

Dareste,  Rodolphe  Madeleine  Cl^ophas.  373. 

Debellatio.  490. 

Degenerationszeicben.  2iEa 

Deklaration,  St.  Petersburger,  über  Spreng- 
geschosse.   470-  472. 

— ,  Russische,  von  1780  betr.  bewafihete 
Neutralität.  483- 

Deklarationen.  456. 

— ,  Haager.    470.  472. 

Dekretalensammlungen  Gregors  IX.,  Boni- 
fax'  VIII.  und  acmens'  V.  241. 

Delikte  im  Amt.  zu. 

—  gegen  die  Person.    IHL  na. 

—  gegen  Staat ,  Religion  und  öffentliche  Ord- 
nung.   210.  220. 

—  gegen  das  Vermögen.    211.  220. 
Deliktsklage.  ^6. 

Deportation.  2x2. 
Depotgeschäft.  109. 
Dereliktion.  440. 

Deutschland,  Trennung  von  Staat  und  Kirche 
in.  287. 

Diäten  s.  Tagegelder. 

Dicbstahlsklage.    £6. . 

Dienstbarkciten.  §9. 

Dienstherr,  seine  Fürsorgepflicht.  ^ 

Dienstmietc.   46.  ^ 

Dienstvertrag.    '46.   84.  i<k>. 

Differenzeinwand.  107. 

Differenzgeschäft.    41.  io5, 

Digesta. 

Diözese.  245. 

Diplomatie.    460  ff. 

Diskontogeschäft,  uo. 

Dispositionsstellung  von  Waren.  106. 

Disziplinargerichtsbarkeit  über  Beamte.  364. 

Disziplinargewalt.  320. 

— ,  Staatsaufsicht  über  die  kirchliche.  275. 

Disziplinarmittel  gegen  evangelische  Geist- 
liche. 254. 

Disziplinarstrafgewalt,  Kirchliche  katholische. 
251. 

Disziplinarverfahren.  33a. 
Domkapitel.  24s. 
Doppelvcrsicherung. 


E. 

Effekten.  105. 
Ehe.  6ifl[. 
Ehebruch.  65. 

Ehefrau,  Gewalt  der.    7 2 f.  84. 

Ehehindemisse.  153. 

Elhemann,  seine  Gewalt.  2jf. 

Ehcordnung,  Stellung  der  katholischen  und 
evangelischen  Laien  zur.  263. 

Eheprozeß,  ififi.  169.  172.  174.  17^.  178. 
i8i.  •188. 

Eherecht,  Bürgerliches.  6fi- 

— ,  — ,  Stellung  der  katholischen  und  der  evan- 
gelischen Kirche  zu  ihm.  264. 

— ,  Christliches.    66.  Oj^ 

— ,  Kanonisches.   6ll  66. 

— ,  Weltliches.   65  f. 

Ehescheidung.   6^   66.   6Ä-  *70. 

Eheschließung,  Elheschließungsformen.  63 f. 
*69.  264. 

Ehevertrag.  jAi 

Ehre,  Schutz  der  konfessionellen.  268. 
Ehrenrechte,  Aberkennung  der  bürgerlichen. 

—  des  Monarchen.  327. 
Eichhorn,  Karl  Friedrich.   30.  291. 
Eid,  Richterlicher.  178. 
Eideshelfer.  178. 
Eigenliebe.  V. 
Eigenmacht.    33.  433. 
Eigentum,   j^.  53. 
Eigentumsfreiheit.  1^ 
Eigentumsklage.  ^ 
Einbruchversicherung.  LiL 
Einehe.  62. 

Einführungsgesetz  zum  BGB.    14.  is. 

Einheitsstaat.  437. 

Einkommensteuer.  42a. 

Einnahmen  des  Deutschen  Reiches.  323. 

Einreden,  Prozeßhindernde.  172. 

Eintragungsprinzip  für  die  Erwerbung  der 
Rechtsfähigkeit  des  Vereins.  26. 

Eintragungszwang,  j^f- 

Einzelliaft.  203. 

Einzelpersönlichkeit  2. 

Eisenbahnamt,  Reichs-.  363. 

Eisenbahnen  des  Deutschen  Reiches.  317. 

— ,  Bestrebungen  zur  internationalen  Organi- 
sation der.  450. 

Eisenbahnfrachtverkehr,  Bemer  internationales 
Übereinkommen  über  den.    iio.    1  s?. 

Eisenbahnverträge.  449. 

Elektrizität,  Lieferung  von,  Elektrizitäts- 
diebstahl. 105. 

Elsaß  Lotliringen.    301.  •303. 

Empirismus,  Juristischer.  XL. 

Endurteil.    125.    128  l£o- 

EngeU.  Friedrich.    XI.  ♦XIII. 
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Entmündigungsverfahren.  iM»  169.  174.  175. 

178.    lÄL  »iSS. 
Entwicklungsgedanke.    XLVII.  LIX. 
Enumerationsmethode  betr.  Zuständigkeit  der 

Verwaltungsgerichte.  364. 
Elnzyklikcn,  Päpstliche.  241. 
Episkopat.  245. 
Erbbaurecht.    *  59.  84. 
Erbfolge.  79. 
Erbfolgeordnung,  z^f. 
Erbrecht  des  BGB.  15.    20.  *79. 

—  im  internationalen  Privatrecht  iS7f» 
Erbschaftssteuer.  422. 

Erbvertrag.  Sq. 

Erdmessung,  Vereinigung  für.  4S3. 

Erfüllungseid.  178. 

Erholungsanstalten.   4 14  AT. 

Ejrkenntnisverfahren.  163. 

— ,  seine  Beendigung.  i8q- 

Ermittlungsverfahren.  230. 

Eroberung.  440. 

Ersatzausführung.  394. 

Ersatzreserve.  321. 

Ersitzung.    23.    30.    154.  170. 

Erwerb,  Abgeleiteter.  23. 

— ,  Gutgläubiger,  sein  Schutz  im  BGB.  I3i 

Erwerbslosigkeit.  132. 

Erwerbsversicherung.  122. 

Erzbischof.  24s. 

Erziehung.  400. 

— ,  Religiöse,  von  Kindern  aus  gemischter 

Ehe.   *  2S9.  269. 
Erziehungsgewalt.   2ä:  77» 
Eventualvorsatz.  206. 
exceptio  plurium. 
excommunicatio.  isi. 
Exekutivstrafe.  394. 
Exequatur,  Konsularisches.  464. 
Expropriation.  423. 

Exterritorialität  126.  443.  446.  *447.  463. 
4<>4- 

F. 

Fahrlässigkeit.  206. 

Fabrikarbeit,  Weibliche.  421. 

Fahrnis  und  Fahmisrecht.    53.   5^  *55. 

Familienrecht  20.  *6o. 

—  im  internationalen  Privatrecht    153  f. 
Feindseligkeiten,  Durch  Kriegsrecht  verbotene. 

Uli 

Ferienkurse.  41a. 
Ferri,  Enrico.  218. 
FeststellungsurteiL  163. 
Festtagsfeier.  278. 
Festungshaft  11a» 
Feuerbach,  Anselm  v.   197 f. 
Feuerversicherung.    121.    122.    123.  126. 
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Laienclement  im  Strafprozeß.  233. 

—  in  der  Venvaltungsrechtspflege.  359. 

Laissez- faire -Prinzip.    418.  419. 

Land  als  Bedingung  der  Anerkennung  des 

Staates.  43;. 
Landesausschuß  von  Elsaß -Lothringen.  304. 
Landesherr.    32s  3:6. 
— ,  sein  Recht.  327. 

Landesherren,  MiUtärische  Rechte  der.  321. 
Landesherrliches  Haus.  3j8. 
Landeskirchenrecht.    287.  288. 
Landcsprivatrecht.  15. 
Landesstaatsrecht.    294.    *  29:;.  *324. 
Landfriedensbund.  294. 
Landgerichte.    165.    166.  171 
Landkrieg.   468.   474  f. 
Landrecht    2  f. 
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Landrecht,  Allgemeines.    196.    197.  sfil^ 

— ,  Badisches.   L  liL 

— ,  Bayrisches.  Ji 

— ,  Preußisches.    2i  147» 

Landstreicherei.  22.^. 

Landsturm.  .^21. 

Landtag.    ^25,    i26.  *328. 

Landwehr.  331. 

Landwirte,  Gewerbetreibende. 

Laurent,  Fran^ois.  148. 

Law  marchant.  95. 

Lebensversicherung.    Lii.    122.    133.  124. 

126.  •128. 
Legalitätsprinzip  im  Strafprozeß.  22ä. 
Legislaturperiode  der  Landtage.  329. 
—  des  Reichstages.    310.  311. 
Legitimation.    '30.  56.    58.  lOS. 

Lehngfüter. 

Lehrfreiheit  in  der  evangelischen  Kirche.  257. 
Lehrlinge  s.  Handlungslehrlinge. 
Leibesstrafen,  Verstümmelnde.  2J12. 
Leichenverbrennung.  265. 
Leistungsgeschäft  s.  Verfügungsgeschäft. 
Leistungsurteil.  163. 
Leo  XIII.  2fiil. 

Liberalismus  des  13.  Jahrhunderts.  4i8f. 

Liegenschaft,  Liegenschaftsrecht.  £^  54.  •57. 

Linguet  419. 

Lloyd,  Eduard.  12I. 

Local  Government  Board.  380. 

Lombardgeschäft.    1  lo- 

Lombroso,  Cesare.  2lfi. 

Ludwig  XIV.  2S1. 

Luther,  Martin.   XLII.   LIII.   fifi,  62. 
Luxemburg,  Neutralität  von.  439. 

M. 

Mädchenhandel.   422.  453. 
Mäkler.    108  f. 

Mängelanspruch  beim  Werkvertrag.  51. 
Mängelhaftung  beim  Kauf.  ^ 
Mahnverfahren.  189. 

Maigesetzgebung.    242.    »$8.    262.  *28i. 
Mancini,  Pasquale  Stanislao.  148. 
MandeviUe,  Bcmard  de.  4i9. 
Marbly,  G.  B.  de.  493. 
Maria  Theresia.  2: 
Marine.  300. 

Marokko,  Stellung  von,  im  Völkerrecht.  429. 
Marsilius  von  Padua.  280. 
Martens,  Georg  Friedrich  von.  493. 
Marx,  Karl.    •XIII,    409.  424. 
Materialismus,  Sozialer.  XI. 
Matrikularbeiträge.    311.    323.    *  324. 
matrimonium  ratum  und  legitimum.  204. 
Maximilian  von  Bayern.  281. 
Mayer,  Otto.  388. 
Mediation.  4SS. 


Meer,  seine  Freiheit.   4^    469.  476. 
—  als  Kriegsschauplatz.  476. 
Meerengen.  444. 
Meistbcgünstigungsklausel.  448. 
Menschheit,  Idee  der.  X. 
Merkel,  Adolf.    201.  202. 
Meterkonvention,  Pariser.  450. 
Methode,  einen  besonderen  Rechtsinhalt  zu 

richten.    XL  f. 
Methodenlehre,  Juristische.  i;oo. 
Mevius.  82. 
Meyer,  Hugo.  201. 
Miete,  ^ff. 

Mieter,  seine  Rechte.    4  5  f.  8^ 
Mietervereine.  44. 
Militärgerichtsbarkeit.  320. 
Militär- Gerichtsordnung.  227. 
Mihtärhoheitsrechte.  319. 
Militärkonventionen.    319.  320. 
Militärpflicht.  302. 

Militärrecht  des  Deutschen  Reiches.  319. 
Minister.  ^ 
Ministeranklage.  330- 
Ministerialsystem.  3^2. 
Ministerresident.  462. 
Ministerverantwortlichkeit.    326.  330. 
Mischehe.  66. 
Monarch,  sein  Recht.  327. 
Monarchie.    3  24  f. 
— ,  Absolute.  388. 

Montesquieu,  Charles  Secondat  de.  219.  3^6. 

337.  373- 
Moser,  Johann  Jakob.    437.  493. 
Mündlichkeit  der  Verhandlung.    *i7i.  192. 

225.  369. 
Museen.  406. 
Mutter,  Gewalt  der.    76 f. 
Mutterrecht.  XXXII. 
Mutterschaft.  421. 

N. 

Nacbhaft,  Korrektionelle.  213. 
Nachlaß.   23i  So. 

Nachschußpflicht,  Unbeschränkte.  ifl2. 
Namenrecht.    22.  22: 
Napoldon  L        Ii   374.  484. 
Nationalität.  44t. 

— ,  Eigentümlichkeiten  der.    VIII.  X. 
Nationalitäten,  Verhältnis  der,  zum  Staat.  399. 
Nationalitätsprinzip.  400. 
Nationalökonomie,  Verhältnis  der,  zur  Juris* 

prudenz.   499.  $04. 
Natur  des  Menschen.   *IV.  XXXVII. 
~  des  Rechtes.  Vf. 
Naturalisation.    151.   302.  441. 
Naturalwirtschaft.  2j. 

Naturrecht.    »IV.   XVIII.  L  SS.  89.  403. 
493. 
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Naturrecht,  seine  Fehler.  VI. 
Nebenfragen  im  Strafprozeß.  231. 
Nebengesetie ,  Strafrechtliche,  ux. 
Nebenklage.  ziS» 
Neutralität.    439-    468.  *476. 
— ,  Bewaffnete.    483  f. 
— ,  Pflichten  der.  477- 
— ,  Rechte  der.  479. 
Nichtigkeitsbeschwerde.  376. 
Nichtigkeitseinwand.  107. 
Nichtigkeitsklage.  i86. 
Niederlassungsverträge.  449. 
Nießbrauchcr.  £2. 

Nordamerika,  Trennung  von  Staat  und  Kirche 

in.  2M. 
Normen,  Sozial -ethische.  XLI. 
Noterbrecht.  81. 
Notorietät.  174. 
Notstand.  »05. 
Notwehr.  ao4. 
Nutznießung,  EUterliche.  22: 
Nutzungsrechte.   *S3.   59.  6o. 

O. 

Oberaufsichtsrecht,  Kirchliches,  des  Staates. 
275. 

Oberbefehl,  Kaiserlicher.  319. 
Oberkirchenrat,  Evangelischer.  249. 
Oberlandesgerichtc.    165.  iM. 
Oberverwaltungsgericht,   Preußisches.  358. 

360.  361. 
— ,  Sächsisches.  36a. 
Obervormundschaft.  28. 
obligatio  bonae  fidei  und  obligatio  stricti  iuris. 

Obligationenrecht.    ^    ix.  156. 
Öffentlichkeit  der  Verhandlung  im  Prozeß. 

17*-    HL  369- 

ökonomische  Phänomene  der  sozialen  Pro- 
duktion.   XII.  XXXIV. 

Offenbarung  als  Kirchenrechtsquelle.  243. 

Offenbarungseid.  187. 

Offizialmaxime.    *i68.    189.  369. 

Okkupation.  440. 

Olshauscn,  Justus.  aoL 

Operation,  Ärztliche.  205. 

Option.  440. 

Orden,  Geistliche.  246. 

Orderpapier,  iii. 

Ordination  in  der  evangelischen  Kirchen- 
verfassung. 246. 
—  in  der  katholischen  Kirchenverfassung.  244. 
Ortsgemeinden,  Evangelische.  247. 
Ortskrankenkasse.  134. 

p 

Pacht.  42, 
Pächter.  ^ 

Päpste.  Erlasse  der.  241. 


Pandectae.  fifi. 
Pandektenrecht.    4.    6^  ifl. 
Papst.    2A%.  2SQ. 
— ,  seine  Souveränität.  443. 
Pardon.  47» 

Parität.   *  267.    279.  284. 
Paritätspflege,  Staatliche.    270 f. 
Parlamentarismus.  334. 
Parochialzwang.  269. 
Parochie,  Katholische.  24;. 
Parteicid.    176.   *i77.  179. 
Parteien  im  Zivilprozeß.  167. 

—  im  Verwaltungsstreitverfahren.  368. 
Parteifähigkeit.  167. 
Partikularrecht.  4. 

Partikularstaaten,  Staatsnatur  der.  437. 

— ,  —  der  deutschen.  296. 

Patentamt,  Reichs-,  363. 

Patentwesen.  300. 

Patronat.   ago.  351. 

Pension  der  Beamten.  332. 

Persien,  Stellung  von,  im  Völkerrecht.  429. 

Persönlichen  Rechte,  System  der.  XXXV.  1^ 

Persönlichkeit,  Unterschiede  völkerrechtlicher. 

Persönlichkeitsrechte,   gg.  114. 

Person,  Juristische.   22 ff. 

— ,  — ,  ihre  Rechtsfähigkeit  im  Auslande,  i^i. 

— ,  Natürliche,  laff. 

Personalstatut  153. 

Personenrechte,  ijf. 

Personenversicherung.  123. 

Petition.  349. 

Pfändung.    *i87.  190. 

Pfandrecht  des  Handwerkers.  £2. 

—  des  Vermieters.  4J. 

—  an  beweglichen  Sachen.  155. 
Pfandschaft.  441. 

Pfarramt,  EvangeUsches.  247.  248.  250.  »SS- 

Pfarrer,  Katholischer.    245.  aso. 

Pflichtteil.  1^ 

Pflichtteilsrecht. 

Phylloxera  -  Konvention.  453. 

Physiokraten.   418.  419. 

Placet    226.  aäJL 

Piraterie.  444. 

poenae  medicinales  und  vindicativae.  251. 
Politik  auf  wissenschaftlicher  Grundlage.  LIV. 
Polizei.    387  ff. 

— ,  Heutige  Bedeutung  des  Wortes.  389. 
— ,  Gerichtliche.  390. 
— ,  Rechtsformen  der  Tätigkeit  der.  3926. 
— ,  Strafverfügungen  der.  33a. 
Polizeiaufsicht.  213. 

Polizeibehörden,  Gebundenheit  der,  an  Nor- 
men, Gesetze,  die  Mitwirkung  von  Selbst- 
verwaltungskörpem,  an  die  RechtskontroUe 
usw.    3  90  ff. 

— ,  Organisation  der.  39s. 
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Polizeierlaubnis,  ^qy 
Polizeirecht.    390  ff. 

Polizeistaat    *3S0-   387.    388.    397-  419- 

Polizeistrafe.  393. 

Polizeistrafverordnung.  393. 

Polizeiverfügung.  39». 

Polizeiverordnung.  ^<ij. 

Polizeizwang.  394. 

Pontifices.  8£. 

Postglossatoren  82. 

Post-  und  Telegrapbenverwaltung  des 

Deutschen  Reiches,    ^oo.   *  xi6. 
Postzwang.  317. 

Präcedenzfalle  im  Völkerrecht.  434. 
Präfekturräte  in  Frankreich.    374.  *37<. 
Prämiengeschäft.  108. 
Prämienreservc  bei  der  Lebensversicherung. 

122.  131. 
Prämienversicherung.    122.  126. 
Prämienzahlung  bei  der  Versicherung.  127. 
Pranger.  2ü2. 

Presse,  Verhältnis  der,  zum  Staat.  412. 
— ,  — ,  mm  Volksbildungswesen.   413.  415. 
Priestertum  im  Katholizismus.  244. 

—  im  Protestantismus.  246. 
Primogeniturordnung.  327. 

Prinzipal,  seine  Fiirsorgepflicht  gegen  die 

Hilfspersonen.  100 
Prise.   4Z4i  479.  491. 
Prisengerichte.    484.  48s. 
Privateigentum.  XIII. 

—  im  Landkriege.  473. 

—  im  Seekriege.  475. 
Privatpersonen,  Unncutrales  Verhalten  von, 

während  eines  Krieges.  478. 
Privatrecht.    1  ff. 
— ,  Agrarisches,  ifi. 
— ,  Bäuerliches  und  junkerliches.    2  t. 
— ,  Bürgerliches.  ^ 

—  des  BGB.  ijf. 

— ,  Gemeines  deutsches.   4.  ^ 

— ,  Internationales.    *i44.  451. 

— ,  Partikulares.    ±.    *  S- 

Privaturkunde.    177.  179. 

Privatverkehr,  Internationaler.    448 f.  451. 

Privatversicherung.    119.    •  1 20. 

— ,  Gesetzliche  Regelung  der.    125  f. 

— ,  Kaiserliches  Aufsichtsamt  für.  363. 

Privilegien,  Diplomatische.  463. 

— ,  Konsularische.  464. 

Produktionsfördening  durch  den  Staat.  420. 

Produktionsmittel.   XIII.  XIV. 

Prokura,  iqsl 

Proletariat.    417.    418.  *4i9. 

Proselytenmacherei.  269. 

Prostitution,    417.  *42i. 

Protektorat,  Völkerrechtliches.   438.  465. 

Prozeß ,  Unterbrechung  und  Aussetzung.  173. 

Prozefiarten,  Besondere.    188  ff. 


Prozeßbevollmächtigte.  167. 
Prozeßfähigkeit.    *i67.    17».  I73. 
Prozeßgesetz,  Französisches.  165. 
Prozeßkosten.    läSL    •181.    i86.  192. 
Prozeßordnung,  Hannöversche  allgemeine 

bürgerliche.  164. 
Prozeßrecht,  Gemeines  deutsches.  164. 
— ,  Internationales.  452. 
— ,  Römisch -kanonisches.  164. 
Prügelstrafe.    202.  zz2^ 
Pseudoisidor.  279. 
Pseudonym.  22. 

Psychiatrie,  Stellung  der,  zur  Strafrechtswissen- 
schaft. »17. 
Publizitätsprinzip  des  Grundbuches.  ^ 
Puchta,  Georg  Friedrich.   XXXIII.  go. 
Pütter,  Johann  Stephan.  387. 
Pufendorf,  Samuel.  IV. 


Qu^telet,  Lambert  Adolphe  Jacques.  219. 
R. 

Ratifikation  von  Staatsverträgen.  455. 
Reaktionszeit  in  Preußen.  353. 
Realkonkurrem  mehrerer  Verbrechen.  208. 
Rcalunion.  4.^7. 
Rebellen.  468. 
Rechnungsbehörden.  331. 
RcchnungskontroUe  des  Deutschen  Reiches. 
3*4- 

Recht,  sein  Begriff.    *l.    XXII.  507. 
— ,  seine  genetische  und  systematische  Be- 
trachtung. SOI. 
Gegenständliche  Einheit  im.  496. 
seine  Geltung.  XXII. 
seine  Geschichte.   500  fl. 
seine  innere  Gesetzmäßigkeit.  XXXVII. 
seine  Idee.  XXXVII. 
seine  Natur.  Vf. 
seine  Philosophie.    50^  ff. 
als  Politik  der  Gewalt.  XXXVIII. 
seine  Quellen.  498. 
seine  sachliche  Richtigkeit.    XX.  507. 
seine  religiöse  Stütze.  XXXVII. 
seine  Technik.    497  ff. 
sein  Wesen.  Iff. 
seine  Zukunftsaufgaben.    495  ff. 
sein  Zwangsanspruch.    'II.  507. 

—  als  Zwangsversuch  zum  Richtigen.  XLV. 
LV. 

—  als  Mittel  zur  Erreichung  von  Zwecken. 
XVIII. 

— ,  Begrenztheit  seiner  Unverletzbarkeit. 
XXVII. 

— ,  Entwickelung  im.  XLV. 
— ,  Begrifflicher  Unterschied  von  Sitte  und. 
XXII. 
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Recht,  Unterschied  von  Willkür  und.  XXIV. 
— ,  Problem  des  allgemeingültigen  Haltes  im. 
505. 

— ,  sein  Verhältnis  zur  sozialen  Wirtschaft 
XXX. 

— ,  Trennung  von  Geltung  und  Richtigkeit 
von.  XV. 

— ,  Allgemeines  bürgerliches,  in  seinem  Ver- 
hältnis zum  Handelsrecht.  ^ 

— ,  Autonomes.  448. 

— ,  Bürgerliches.    ^  iL 

— ,  — ,  sein  System.  igfiT. 

— ,  Christliches,  fefi. 

— ,  Geltendes.  LH. 

— ,  —  unrichtiges,  LVIII. 

— ,  Gemeines.   ^  ^ 

— ,  Gerechtes  und  gelindes.   LIII.  LV. 

— ,  Kanonisches.    82.    237  f. 

— ,  Konventionelles.  448. 

— .  Richtiges.  XLIIIff. 

— ,  — ,  Seine  Grundsätze.  LI. 

— ,  Römisches  bürgerliches,  seine  Aufnahme 
in  Deutschland.   3  f.    SiL  505. 

— ,  Technisch  geformtes.    LH.  LVIf. 

— ,  Volkstümliches.  496. 

— ,  Konflikt  zwischen  bloß  gesetztem  und 
grundsätzlich  richtigem.  LVIII. 

— ,  Unterscheidung  zwischen  öffentlichem  und 
Privat-,  üi^ 

—  und  Rechtsprechung,  Einheit  von,  in  Eng- 
land. 377. 

Rechte,  Sog.  immaterielle,  im  internationalen 

Privatrecht  157. 
— ,  Prinzip  der  persönlichen.    XXXV.  146. 
Rechtsänderungen,  Ursachen  von.  XXXIV. 
Rechtsbeschwerde  im  Verwaltungsstrcit- 

verfahren,    365.  368. 
Rechtsbetrachtung,  Form  und  Stoff  der.  XVIf, 

XLIII. 

— ,  Formale  Bedingungen  einer.  497. 
Rechtsbruch  als  Schöpfer  neuen  Rechts.  XXV. 

XXVI.  XXXIII. 
Rechtsentstehung.    XXXI  ff. 
— ,  Originäre.    XXVI  f. 
Rechtsfähigkeit  der  Frau.  iL 

—  des  Fremden,    il.    145.   *  151. 

—  der  Unmündigen.  22. 
Rechtsgefühl.  III. 
Rechtsgeschäft.    27  ff. 
Rechtsgeschichte.    500  ff. 

— ,  Äußere  Weise  der.  504. 

— ,  Wichtiges  und  Unwichtiges  in  der.  S03. 

— ,  Deutsche.  505. 

— ,  Römische.    503.    <;04  f. 

Rechtshängigkeit  170. 

Rechtshilfe, 

— .  Gegenseitige,  der  Gerichte.  318. 

— .  Internationale.  452. 

Rechtsinhalt,  seine  dreifache  Trennung.  XIX. 


Rechtskraft  des  Urteils.  181 

—  und  Vollstreckung  ausländischer  Urteile. 
159- 

Rechtsmittel.    ifl2  ff. 

—  im  Verwaltungsstreitverfahren.  370. 
Rechtspflege.    *339  398. 
Rechtsphilosophie.    505  ff. 

— ,  Die  drei  Fragen  der.  XV. 
Rechtssätze,  Technisch  geformte.  496. 
Rechtsschule,  GeschichtUche.  «VII.  XXXIIL 

SOG. 

Rechtsschutz,    ifii.   163.  i62; 

—  durch  die  Verwaltungsgerichte.  ^66.  371. 

—  im  konstitutionellen  Staat.  iJ^ff. 

—  im  landesfürstlichen  Polizeistaat.  350. 

—  im  völkerrechtlichen  Verbände.  4SI, 

—  der  Person  nach  Völkerrecht  446. 

—  -Mittel  im  öffentlichen  Recht   348 f. 

—  -Organisation,  340. 

— ,  Verband  für  gewerblichen,  450. 
Rechtsstaat.  355. 

Rechtsstellung,  Kaufmännische.  99- 
Rechtstheorie,  Die  kritische.    XIV ff. 
Rechtstheorien,  Frühere.    IV ff. 
Rechtsverordnungen  des  Deutschen  Reiches. 
3M-  345 

Rechtswidrigkeit,  Ausschluß  der.    204.  365. 
Rechtswissenschaft,  Deutsche.   ^  9f. 
— ,  ihr  Wesen.  Iff. 
— ,  ihre  Zukunftsaufgaben.   495  ff. 
Rechtszwang.   II.    •  XXXIV. 
rccursus  ab  abusu.  262. 
Reformationsrecht  des  Staates.  273. 
Reformgesetzgebung,  Preußische.  355. 
Regentschaft.  328. 

Regierung,  Die,  im  Völkerrecht.  442. 
Rcgierungsgewalt  des  katholischen  Klerus. 

Registereinwand.  107. 
Registerrichter.  97. 
Reglement,  Haager.    469 f. 
Reich,  Deutsches.    296 ff. 

—  — ,  Formen  seiner  Tätigkeit.    313  ff. 
 ,  sein  Gebiet  301. 

—  — ,  seine  Organisation.    306  ff. 

—  — ,  seine  Staatsnatur.  297. 

 ,  Verhältnis  seiner  Staatsgewalt  zu  der 

des  Gliedstaates.  298. 

 ,  seine  Verwaltungen,  üjff. 

Rcichsämter.  312. 
Reichsangehörigkeit.  301. 
Rcichsbank.  300. 
Reichsbehörden.    300.  *3i2. 
Reichsbürgerrecht.    30  ^. 
Reichseisenbahnamt.  317. 
Reichsexekution.  .^00. 
Reichsfiskus.  322. 

Reichsgericht,  Deutsches.  165.  227.  231.  313. 
— ,  Österreichisches.    371.  *372. 
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Reichsgerichte,  Die  alten.   349 f. 
Reichsgesetzblatt,  314. 
Reichsgesetzgebuag,  Deutsche.  298  ff.  *  ^1.^. 
Reichskammergericht    5.  89. 
Reichskanzler.    302.   *3i2.   314.   3»S.  31L 
Reichsland,  Das.  w^. 
Reichsmilitärgericht.    313.  31:0. 
Reichspatentamt.  363. 
Reichsprivatrecht  i^f. 
Reichsstaatsrecht.  294. 
Reichsstrafgesetzbuch.    132^'  209. 
ReichsstrafprozeBordnungen.  u^f. 
Reichstag,  Deutscher.    *309.    ^H.  315. 
Reichsverfassung.  298. 
Reichsversicherungsamt  141. 
Reichsvcrwaltungsgericht  363. 
Reinigungseid.  178. 
Rekurs.  349. 

Religion  als  Gegenstand  der  Kulturpflege.  402. 
Religionsedikt,  Bayrisches,  von  1818.  242. 
Religionsfreiheit.  2f>i. 
ReUgionsgesellschaften  s.  Kirchengesell- 
schaften. 
Religionswechsel.  258. 
Rentengüter.  15. 
Repatriierungsverfahren.  441. 
Rephk  der  Eintragung.  107. 
Reportgeschäft 
Repressalien.    459.  469. 
Requisitionen.  476. 

Rcservatrechte  der  süddeutschen  Staaten.  300. 

Resident.  461. 

Restitutionsklage.  186. 

Retorsion.  146. 
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Reue,  Tätige.  213. 
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Souveränität  VI. 
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Staat,  sein  Verhältnis  zur  Presse.  412. 

— ,  —  zur  Technik.  409. 

— ,  —  zur  Volkswirtschaftspflege.  4i8ff. 
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rechts.   146  f. 
Stein,  Lorenz  v.  499. 
Stellvertretung  beim  Rechtsgeschäft.  2&. 
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Stiftungen,  Rechtsfähigkeit  von.    24 f. 
Stimer,  Max.  XXXV. 
Stoff  der  Rechtsbetrachtung.   XVI  f.  XLIII. 
Strafaufhebungsgründe,  an. 
Strafbaren  Handlungen,  Dreiteilung  der.  2i28  f. 
— ,  System  der,  im  BürgerUchen  Strafgesetz- 
buch.  209  f. 
Strafbarkeit,  Erkenntnis  der.  205. 

—  des  Versuchs.   207.  209. 

Strafe.    195.    196.    202    liiA.  ?üL 
Strafensystem.  202. 

—  des  Reichsstrafgesetzbuchs,  zu. 
Strafgeseubuch,  Bayrisches,  von  1813.   197  f. 
— ,  Joscphinischcs.    196.  197. 
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Trauordnungen,  Evangelische.  264. 
Trauung.   6^.   64  f.  63. 
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Urteilsarten.    •  163.  iSflf. 
UrteibfäUung.  L&l. 
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sein  Schutz.  269. 

Vermögensrechte.    19  f. 
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Versicherungsverträge.    *  123.  130. 
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— ,  Organisation  der.  360. 
— ,  Zuständigkeit  der.  \6%. 
— ,  Französische.    ^74  f. 
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—  in  Italien.  ^81. 
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Verwaltungsvereine.  449. 
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Vorsatz.  206. 
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